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Der Zweck der Zeitschrift ist in erster Linie der, zu lehren, wie 
man durch bewährte und einfache Methoden in den einzelnen Fällen der 
psychiatrisch-neurologischen Praxis zu einer möglichst genauen Feststellung 
der Symptome und zur richtigen Auffassung der Krankheitsart gelangt. Ge- 
rade an den praktischen Arzt treten schon jetzt die diagnostischen Fragen 
bei beginnenden Psychosen und Psycho-Neurosen oft sehr dringend heran. 
Das gleiche gilt in noch höherem Grade von den an psychiatrischen Kliniken, 
Stadtasylen oder Abteilungen von Krankenhäusern tätigen Aerzten, an die 
in immer höherem Maße die Forderung einer schnellen und sicheren Er- 
kennung der Krankheit gestellt wird. Aber auch die Psychiater an den 
größeren Anstalten mit einem starken Überwiegen des Präsenzstandes über 
die Zabl der Neuaufnahmen können sich der allgemeinen Entwicklung nicht 
entziehen und werden besonders in Fällen von Begutachtung immer mehr 
genötigt, von dem Werkzeug einer genaueren Methodik Gebrauch zu machen. 
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Halle a. S. Freiburg i. B. 
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IX. Band, Heft 1. 


Merbea l 


Behandlung der sogenannten „vermindert 
Zurechnungsfähigen‘“. *) 


Von 
Landgerichtspräsident Dr. D. 0. Engelen, Zutphen, Holland. 


(Referat gehalten auf dem VII. internationalen Kongreß für 
Kriminal-Anthropologie, 1911.) 


Leitsätze, an die sich das Referat anschließt : 


I. 
Der Staat hat die Pflicht, sich besonders mit den vermin- 
dert Zurechnungsfähigen als solchen zu befassen, 


II. 
Das Strafgesetz soll keine Begrifisbestimmung der ver- 
minderten Zurechnungsfähigkeit geben. 


II. 

Es soll dem freien Ermessen des Richters überlassen sein, 
je nachdem der Geisteszustand es erfordert, entweder auf 
Strafe oder auf sichernde Maßnahmen oder auf beide zu 
erkennen. 

IV, 

Der Richter hat Sachverständige zu vernehmen, muß aber 

selbständig sein Urteil fällen. 


*) Mit Rücksicht auf die große grundsätzliche und praktische 
Bedeutung, welche der richtigen gesetzlichen Regelung der „verminderten 
Zurechnungsfähigkeit" zukommt, werden hier die R ferate wiedergegeben, 
welche Landgerichtspräsident Dr. jur. D O. Engelen und Geheim- 
rat Professor D. Dr. jur. et med. W. Kahl am 7. internationalen Anthro- 
pologen-Kongreß in Köln gehalten baben. 

Das Korreferat Kahls war in der Nr. 44 des 7. Jahrganges der 
Deutschen medizinischen Wochenschrift veröffentlicht worden. 
t 
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Ein Gesetz hat die sichernden Maßnahmen näher zu be- 
stimmen. 

VI. 

Wenn eine Strafe verhängt wurde und Anhaltspunkte vor- 
handen sind, daß die Tat auf verminderter Zurechnungsfähig- 
keit beruhte, soll, mit Rücksicht auf sichernde Maßnahmen, 
die Wiederaufnahme des Strafverfahrens erfolgen. 


Bevor ich mit meinem Referate anfange, möchte ich einige 
Bemerkungen vorausschicken. 

Die Kinder lasse ich unberücksichtigt, für diese bestehen 
fast überall besondere Vorschriften in der Gesetzgebung. 

Ebenso bleiben beiseite die Trunksüchtigen. Diese 
sind an und für sich nicht vermindert zurechnungsfähig; wenn 
sie es sind — Alkoholkrankheit führt leicht dazu —, so ge- 
hören sie zu ihnen. Dann ist es auch, meine ich, feststehend, 
daß die Behandlung eine andere sein muß. 

Ich habe nicht vor, die Frage zu behandeln, ob es 
Schwachsinnige gibt. Der Wortlaut des heutigen Themas 
„Behandlung der sogen. verminderten Zurechnungsfähigkeit“ 
schließt, möchte ich sagen, eine Debatte darüber aus. Auch 
möchte ich dahingestellt sein lassen, ob der Name „vermindert 
Zurechnungsfähige“ der richtige ist und welche Personen unter 
diesen Begriff fallen. Wir wissen, worum es sich hier handelt. 

Ausschalten möchte ich weiter diejenigen, welche nicht 
kriminell sind aber drohen, es zu werden. Es ist dieses eine 
sehr wichtige Frage: weshalb soll man warten mit dem Ein- 
greifen, bis einer eine abscheuliche Tat verübt hat? In der 
Versammlung der int. krim. Vereinigung in Hamburg haben 
u. a. die Professoren von Liszt und van Hamel befürwortet, 
der Staat solle gegen den Schwachsinnigen, mag er ver- 
brecherisch sein oder nicht, im Interesse der Gesellschaft ein- 
schreiten, wenn er gefährlich ist. Forel behauptete am Kon- 
greB zu Budapest: „Les individus dangereux à responsabilité 
limitée doivent, qu'ils aient ou non été condamnés, être 
retenus“ usw. Die richtige Beantwortung dieser Frage ist, 
wenn man die Ausführung betrachtet, sehr schwierig. Wie 
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ist die Gefährlichkeit festzustellen, wenn keine gefährliche 
Tat verübt wird? Worin liegt dann die Befugnis, das Recht, 
die Freiheit zu nehmen — worauf es doch schließlich an- 
kommt. Wie dem aber auch sein möge, das heutige Thema 
deutet doch mehr auf solche, die kriminell geworden sind, 
nicht auf solche Personen, die es zu werden drohen. Ich be- 
schränke also mein Referat auf diejenigen, welche mit dem 
Strafgesetz in Konflikt kommen. 


I. 


Der Staat soll sich, wie ich im ersten Leitsatz feststellte, auch 
besonders mit den verm. Z. als solchen befassen. 

Als solchen — diese Leute sollen eine Sonderstellung in 
der Gesetzgebung einnehmen. 

Zur Begründung möchte ich folgendes anführen: 

Anscheinend „gute Kerle“, sind die verm. Z. doch 
„schlechte Musikanten“, wie Professor Pelman es ausdrückt. 
Aber, eben weil sie anscheinend normal sind, sind sie viel 
gefährlicher für die Gesellschaft als die gewöhnlichen Irren. 
Man kann sich nicht gegen sie wehren, sie sind wie die | 
Kryptogamen: man vermutet nicht, daß sie da seien; Hysteri- 
sche ändern auf einmal, plötzlich, ihr Betragen, Epileptiker, in 
ihrem Dämmerzustande, bilden sich allerlei ein und handeln 
danach. Wegen der Latenz dieser Gefährlichkeit müssen sie 
besonders berücksichtigt werden. 

Das Publikum soll weiter dahin kommen, diese Unglück- 
lichen als Kranke zu erkennen. Man hat schon gelernt, die 
eigentlichen Irren, die fous à grand orchöstre, nicht mehr als 
vom Teufel Besessene zu steinigen; in unseren Tagen kommen 
Andere an die Reihe. Das „Verstehenlernen“ kann zum „Ver- 
zeihenlernen“ führen. Wenn aber der Staat mit dem Er- 
kennen nicht vorangeht, wird das Publikum nicht folgen; es 
wird dann fortfahren, wenn eine Tat, von einem latenten Epi- 
leptiker verübt, nicht bestraft wird, zu spotten und zu tadeln; 
das Zutrauen zum Richter geht verloren. 

Der wichtigste Grund ist wohl der Vollzug der Strafe 
oder der Maßnahmen. Der Staat wird, indem er die verm. Z. 
anerkennt, dann auch für die Verminderten sorgen, sie 
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nicht, wie bisher, gedankenlos und schablonenmäßig da hinein- 
stopfen, wo sie nicht hinein gehören. „Man fährt jetzt grau- 
sam mit den Leuten um“ (Krohne) und die Gesellschaft be- 
kommt sie schlimmer als wie zuvor zurück. Es ist unnötig, 
das hier näher auszuführen. Berücksichtigt aber der Staat sie 
als v. Z, dann wird er eine eigene Behandlung für sie ein- 
richten — care and cure —, während die Gesellschaft ge- 
schützt wird. Forel drückt das sehr drastisch aus: „In einigen 
Jahren wird man sich wundern, daß die eigene Versorgung so- 
lange fortgeblieben ist, ebensogut wie man sich jetzt ver- 
wundert, daß die Klosetts in den Eisenbahnzügen solange 
weggeblieben sind.“ Glücklicherweise, und dieses möge eine 
Beruhigung für Mysoneisten sein, es gibt Präzedenzfälle: Der 
Codex Theresianus von 1768 spricht von „Dummheit, Blöd- 
sinnigkeit und Einfalt, womit keine gänzliche Vernunftlosig- 
keit verknüpft ist“; das Strafgesetz von Bayern, 1751, hat 
die Bestimmung: „Jene, denen der Verstand nur halb ver- 
rückt ist, sind von der ordinari Strafe befreit“; das Preußische 
Landrecht, 1794, kennt „schwachsinnige Personen“. Es gibt 
‘ derartige Gesetze mehr. Sicher berührt es merkwürdig, daß 
seitdem, die vermindert Zurechnungsfähigen eine Zeitlang nicht 
in Frage gekommen sind. 

Über die Kosten will ich nicht ausführlich sprechen. Sie 
werden nicht gering sein — aber man kennt die Familie Jurke 
(Pelman). welche dem Staate, weil die Jurke ruhig und un- 
behelligt ihr Unwesen treiben konnte, Millionen gekostet hat. 
In Amerika kennt man ähnliche Familien, die Jukes und die 
Ismaels. 

II. 

Ich komme zur These II. Ich bemerke dabei, daß ich 
vorläufig sprechen werde über die Verminderung der Zurech- 
nungsfähigkeit, welche sich vor der Verurteilung zeigt, nicht 
über die, welche zutrage tritt, nachdem der Richterspruch ge- 
fallen ist. 

Ich möchte vorschlagen, in dem Strafgesetze keine nähere 
Umschreibung, keine Begriffsumschreibung der v. Z. aufzu- 
nehmen. Das Gesetz soll nur den Anaıos geben, den Geistes- 
zustand zu untersuchen. 


ERBE , DR PR 


Wie müht man sich ab, wie ist man immer auf der Suche, 
das Richtige in der Definition zu finden. Der Gesetzentwurf 
gibt diese Definition; die Strafrechtskommission schlägt etwas 
anderes vor; andere Entwürfe, auch der niederländische 
von diesem Jahre, haben alle ihre eigenen Umschreibungen 
Warum die Verschiedenheit? 

Wohl darum, weil das Richtige so schwer zu treffen ist. 
Eine Demarkationslinie ist nicht da; ignoramus et ignorabimus, 
wo sie liegt. Ideler sagt es so trefflich: ebensowenig wie 
wir wissen, wann der Tag in Nacht übergeht oder der Sommer 
ın den Herbst, ebensowenig wissen wir, wo die Grenze zu 
ziehen ist, bis zu welcher die freie Selbstbestimmung sich er- 
streckt, um unmittelbar in die Domäne der Unfreiheit zu 
kommen. 

Weil nun das Richtige nicht zu finden ist, ist es „gefähr- 
lich“, eine Begriffsbestimmung in das Gesetz aufzunehmen. 
Die Richter und die Sachverständigen sind gezwungen, im 
Sinne des Gesetzes zu operieren, Kompromisse sind dann 
unvermeidlich. Die Wissenschaft aber findet alle Tage etwas 
Neues, die Definition, die Begriffsaufstellung veraltet, und wir 
wissen es, im (Gegensatz zu veraltetem Kriegsmaterial, das 
verkäuflich ist, werden wir veraltete Gesetze nicht los; die 
vererben sich sehr leicht. 

Eine solche Bestimmung hat auch darum wenig Wert, 
weil es nur darauf ankommt, den Geisteszustand zu erkennen, 
ım beurteilen zu können, was mit jenem Individuum geschehen 
soll. Ihm eine Etikette aufzukleben, ist unnötig; der Name 
der Krankheit ist Nebensache für den Richter; es genügt ihm 
den Status der Person zu kennen. 

Ich möchte hierzu noch eine Bemerkung machen. 

Kommt nur der Zustand des Menschen in Betracht, so 
schwindet die sehr lästige Frage, ob Zurechnungsfähigkeit 
oder Zurechnungsunfähigkeit vorliegt, was zu sehr weitläufigen! 
und gelehrten Diskussionen Anlaß geben kann. Die Erörte- 
rung, in welches Fach der Betreffende hineingehört, ist ohne 
Wert für die Frage: was mit dem Menschen geschehen soll? 
In den Vordergrund der Entscheidung trete „der Mensch“. 
Eliminiert, nebenbei gesagt, wird dann zu gleicher Zeit der 
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Streitpunkt, ob der Psychiater auch die Frage der Zurech- 
nungsfähigkeit zu begutachten hat. 

Ich meine, die Vaterschaft dieses Systems kommt meinem 
hochverehrten Landsmann Professor Dr. van Hamel (senior) 
zu; in einer Versammlung der „Société générale des prisons“, 
1905, hat er dafür gesprochen, daß der Richter ein therapeuti- 
sches Gutachten einholen sollte, um zu wissen, was geschehen 
muß, und das sollte genügen. Später hat Professor Heil- 
bronner in demselben Sinne in der „Münchener medizinischen 
Wochenschrift“, 1908, sich ausgesprochen; er äußert den 
Wunsch, daß es gelänge, ein Strafgesetzbuch zu schaffen, aus 
dem der Begriff der Krankheit überhaupt geschwunden ist; 
solange das Strafgesetzbuch noch den Begriff der Geistes- 
krankheit kennt, werden wir im Sinne des Gesetzes operieren 
müssen und Kompromisse, die immer unerquicklich sind, 
werden dann unvermeidlich bleiben. Kürzlich hat Professor 
Heilbronner sich wieder in diesem Sinne geäußert. In 
unserer Psychiatrisch-Juristischen Gesellschaft zu Amsterdam, 
vorigen Winter, wurde die Behandlung der Minderwertigen 
besprochen. Ich riet von der gesetzlichen Definition ab. 
Professor Heilbronner stimmte mir zu mit der Behaup- 
tung, „daß ein wirklicher Ausweg aus den Schwierig- 
keiten nur in einem Strafrecht gefunden werden könnte, das 
den Krankheitsbegriff aus seinen Bestimmungen ausschaltet“. 
Und nun ist in dem letzten, soeben erschienenen, Hefte der 
Monatsschrift ein Aufsatz erschienen von Olaf Kinberg: 
„Über die Unzulänglichkeit aller Versuche, einen Begriff der 
Zurechnungsfähigkeit festzustellen.“ 

Eine Nebenfrage möchte ich hierbei behandeln. Gewöhn- 
lich versteht man unter vermindert Zurechnungsfähigen Leute, 
welche aus inneren Einflüssen, sei es von Haus aus, sei es 
‘auf Grundlage erworbener Eigenschaften, zurechnungsunfähig 
sind. Aber es gibt auch Individuen, welche in ihrer Um- 
gebung nur Schlechtes sehen und deshalb Abnormales für normal 
halten, wenigstens dadurch so beeinflußt werden, daß ihr Geist 
umflort ist; sie sind amoralisch; sie leiden nicht so sehr an 
moral insanity, sondern an moralischer Anästhesie, ihr Gehirn 
hat sich verändert, so möchte ich es als Laie ausdrücken; ihr 
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Geisteszustand ist ein kranker geworden oder schlum- 
mernde, endogene, Zustände sind zur Geltung gekommen, 
haben sich durch die Umgebung entwickelt. Sollen wir 
nun diese Personen zu den verm. Z. rechnen? Professor von 
Liszt beschränkte am besagten Kongreß den Zustand auf die erst- 
genannten Einflüsse — influences d’ordre intrensäque. Dr. Oetker 
verlangte später, in einer Abhandlung im Gerichtssaal, daß 
man allen Minderwertigen helfen möge. Ich glaube, das 
letztere ist richtiger. Wo es sich um einen Zustand handelt, 
würde ich es nicht für verkehrt halten, auch diese Personen 
unter den v. Z. aufzunehmen, mit anderen Worten, der 
Richter soll auch auf ihren Geisteszustand achten. 

Also keine Festlegung der Begriffe; das Gesetz soll dem 
Richter nur vorschreiben, auf den Geisteszustand zu achten 
und, je nach Verschiedenheit des Zustandes, die Maßregel zu 
bestimmen. 

II. 

Es kommt nun die Frage — These III — was soll ge- 
schehen? 

Die bestehenden Gesetze und die Entwürfe kennen, meist 
alle, Strafe und, wie man es nennt, „sichernde Maßnahmen“. 
Hierdurch soll der Wiederholung strafbarer Handlungen vor- 
gebeugt werden. Die Strafe steht dann den sichernden Maßnahmen 
scharf gegenüber. Es soll ein v. Z., eben weil er doch wohl 
etwas zurechnungsfähig ist, wie ein Vollzurechnungsfähiger 
gestraft werden, nur etwas weniger, weil er nicht soviel 
Schuld an der Sache hat wie andere. 

Nun scheint die Strafe bei einigen Schwachsinnigen etwas 
ausrichten zu können, nicht ganz wirkungslos zu sein. Wenn 
die Bremse im Menschen nur wenig wirkungslos ist, wenn 
diese etwas schlaff gehandhabt wird, kann eine Strafe zu 
besserem Gebrauche anspornen. Die Professoren Aschaffen- 
burg und Lepman meinten am Kongreß der internatio- 
nalen krim. V. in Hamburg, gegenüber der Gewohnheit 
von Frauen, in Warenhäusern zu stehlen (Magasinitis), könne 
Strafe einen guten Erfolg haben. Sie braucht nicht lang zu 
sein, wenn sie nur energisch ist, so daß die Betreffende, wenn 
sie wieder ausschreiten möchte, sich erinnert, welches Leid 
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ihr bevorsteht. Dann wirkt die Strafe suggestiv. In dieser 
Beziehung möchte auch ich Strafe beibehalten, nicht um Ver- 
geltung auszuüben, sondern als eine Maßnahme, die Ge- 
sellschaft zu schützen. 

- Eine Nebenfrage taucht hierbei auf. Muß die Strafe, 
wenn sie eine Einsperrung ist, in besonderen Gefängnissen 
vollzogen werden? Es wird das befürwortet; auch unser 
niederländischer Entwurf lautet in diesem Sinne. Unlängst 
hat Prof. Dr. Grasset in der Versammlung der „Société gent- 
rale des prisons“ auch in dem Sinne gesprochen; er wünschte 
„asiles prisons“. Ich fürchte aber, ein asile-prison wird ein 
Zwitterding sein, das für beide Zwecke nicht das Richtige 
bietet. 

Ein paar Worte nun über die fast überall bestehende oder 
geplante Milderung der Strafe — la peine amoindrie. 

Man will strafen — was bleibt sonst von dem schönen 
Strafrecht übrig; aber man fühlt zu gleicher Zeit, einen 
Geisteskranken zu strafen, geht nicht an; nun gut, man teilt 
die Schwierigkeit; in medio tutissimus ibis; — man straft ge- 
ringer: ®/, Dosis Strafe für !/, Zurechnungsunfähigkeit, ?/, für 
2/, usw. So eine Verminderung scheint mir ganz rationell, 
unter der Bedingung aber, daß mir, als Richter, eine Wage 
gegeben wird, um die Zurechnungsfähigkeit zu wägen. Ich 
fürchte nur, sie wird nicht konstruiert werden können, auch 
nicht in Amerika*), solange wir keine geistigen X-Strahlen 
haben. Wer kann sagen, wie weit der Geist umnachtet ist, wie- 
viel Einheiten eigener Schuld noch da sind; wieviel der 
Schnaps, mit. dem der Vater seine Nerven zerrüttet hat, noch 
im Sohne nachwirkt; wer weiß, ob bei einem Halluzinanten, 
der jemanden verwundet, weil er meint, daß dieser ihn bedroht, 
die Krankheit so wenig fortgeschritten ist, daß ein Verschulden 
noch vorliegt; niemand weiß, inwieweit das Antisociale-ego- 
maniacale anwesend ist. In der französischen Literatur ist 
der Fall Meneclou bekannt. Der Verteidiger bestand auf 
psychiatrischer Untersuchung; das Gericht fand es unnötig; 
er wurde geköpft; der Kopf wurde obduziert; es zeigte sich, 


*\ In der vorhergehenden Debatte wurde behauptet, daß Amerika 
auf strafrechtlichem Gebiete so Vieles leistet und .fabriziert“. 
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daß der Mann an Meningitis gelitten hat — aber für volle 
Schuld wurde er auch ¢/, gestraft. Ich erinnere hier an die 
kürzlich erschienene Arbeit von Dr. Erich Sello, „Die Irr- 
tümer der Strafjustiz und ihre Ursachen“. 

Ignoramus et ignorabimus auch hier, wie weit die volle 
Zurechnungsfähigkeit beeinträchtigt ist. 

Was nun weiter die sichernden Maßnahmen betrifft — 
der Hauptpunkt liegt sicherlich hierin: wie soll man den Ver- 
minderten behandeln? 

Ich glaube, ich brauche nicht vieles darüber zu sagen. 
Es ist schon manches darüber gesprochen worden; der Herr 
Korreferent Professor Kahl wird uns mitteilen, was die Ge- 
setze enthalten; es könnte über diesen Teil der Frage eine 
besondere Besprechung abgehalten werden. Im niederländi- 
schen Entwurfe ist geplant, die v. Z. der „Regierung zur Ver- 
fügung zu stellen“, ähnlich wie wir das in unseren Kinder- 
gesetzen kennen. Es schließt dies in sich, unter Mitwirkung der Re- 
gierung, die Aufnahme, in einem staatlichen oder Privatasyl oder 
in einer Familie. Es kann auch angewandt werden: Entmündi- 
gung, Stellung eines Pflegers oder Patronage; im Staate 
New York kennt man (für gefährliche Gewohnheitsverbrecher) 
eine Aufsicht der Behörde, „to the same extent, that a minor 
is subject to the control of his parents or guardians“; im 
Falle wirklicher Freiheitsbeschränkung, einer Einschließung 
denke ich an eine custodia honesta, an ein „Home“, an „Frei- 
luftgefängnisse*, wie sie Krohne nennt; im Staate Indiana 
findet man bei New-Castle ein „Epileptic Village“. — Haupt- 
sache hierbei ist, daß ein Epileptiker, ein Hysteriker, daß die 
„invalides moraux“ — wenn sie impulsive antisoziale gefähr- 
liche Neigungen gezeigt haben — tatsächlich verhindert werden, 
zu rezidivieren. 

Ich habe noch einen Augenblick zu verweilen bei dem 
Worte „oder“ in dieser (III) These. 

Die meisten Gesetzgebungen wünschen neben den 
sichernden Maßnahmen die Strafe als ein „Plus“, als eine 
conditio sine qua non für die Maßnahmen. Ich meine, das 
sollte wegfallen. So ein Plus kann manchmal nützlich sein 
— nun gut; ich schrieb auch in meinem Leitsatz „oder beide“, 
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Aber frei soll der Richter sein. Ich weiß, diese Verbindung 
hängt zusammen mit dem Vergeltungsgedanken, mit der Schuld- 
frage. Das soll doch hier fortfallen, damit die Personen möglichst 
bald geheilt werden. Weshalb die Medikation aufhalten? Das 
Sichern der Vergeltung ist schon durchbrochen durch den so- 
genannten bedingten Strafaufschub (sursis de la peine); für 
einen Kranken lasse man doch die Strafe ganz weg; wenn 
sichernde Maßnahmen ergriffen werden, wird ja zugestanden, 
daß an ihm etwas nicht richtig ist. Die besagte MaBnahme ist 
übrigens kein Vergnügen und wird meistens wohl als eine 
„Strafe“ empfunden werden. 

Wo bleiben Sie nun mit Ihrer Generalprävention von 
‚gestern ?*) wird vielleicht gefragt. Seien Sie nur ruhig, ich 
kann mich verteidigen. Hier handelt es sich nicht um 
Jemanden, der einem Kranken gleich gestellt wird, sondern 
um einen wirklichen Kranken. Das Publikum wird die Sache 
verstehen lernen. Überdies sind die sichernden Maßnahmen 
nicht zu vergessen; sie wirken durch ihre Strenge, auch 
general-praeventiv, in nicht geringem Maße. 

Bluntschli hat einmal gesagt: „Jede Wissenschaft muB 
von Zeit zu Zeit das Fundament, die Hauptmauern, die Balken 
des Gebäudes untersuchen und prüfen, ob sie noch haltbar 
sind oder ob sie eines Neubaues bedürfen. Nun, die psychia- 
trische Wissenschaft, welche die verm. Z. als Kranke an- 
sieht, hat das juristische Gebäude geschwächt und nötigt 
zu einem Neubau, in welchem der Richter, nach freiem Er- 
messen, die Mittel zur Herbeiführung der Gesundung wählen 
kann. | 

Ich möchte gerade in dieser Materie etwas Amerikanisches 
eingeführt sehen. In Amerika scheint mir der Richter Kriminal- 
und Sozialpolitik zu treiben, auch jenseits der Gesetze. Bei 
dem vorjährigen Besuche in Amerika, in Anschluß an den 
pönitentiären Kongreß zu Washington, sagte uns ein Jugend- 
richter: ob der Knabe schuldig sei, hat weniger Interesse für 
mich, darauf kommt es mir nicht an, ich frage nur, was gut 
=“ In der Debatte am vorigen Tage äußerte ich mich in diesem 


Sinne, daß jeder Strafe ein Präventivmoment mit Bezug auf die Masse 
eigen ist. 
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für ihn ist und entscheide danach. So weit möchte ich nicht 
gehen, obwohl ich die Freirechtsbewegung nicht übersehe; 
aber wir Europäer halten uns mehr an das Gesetz, der Richter 
bei uns ist nicht selbständiger Gesetzgeber. Das Gesetz sei 
aber so, daß es nicht hemmend auf den Richter wirkt. Ein 
englischer Schriftsteller drückt diesen Gedanken aus mit den 
Worten: Der Gesetzgeber soll den Menschen nicht als eine 
eiserne Figur betrachten, für die Paragraphen gemacht werden 
von ebensolcher eiserner Substanz, welche den Richter zwingen, 
nicht um dem „human cry for justice* Antwort zu geben, 
sondern um Jemanden in einen Paragraphen unterzubringen. 
So auch hier. Ich stütze mich auf Professor Prins, „l’ötappe 
intermédiaire d'une peine est superflue“, und auf den Organi- 
sator dieses Kongresses, Professor Aschaffenburg, der 
mehr als einmal den nämlichen Ausweg empfohlen hat. 

Die Thesen II und III zusammenfassend, möchte ich noch- 
mals befürworten: 

Dem Richter sei es zur Pflicht gemacht, sich nötigenfalls 
über den Geisteszustand zu orientieren; und je nachdem dieser 
Zustand ist, entweder auf Strafe oder auf sichernde Maß- 
nahmen oder auf beides zu erkennen; wobei es selbstredend 
ist, daß der Richter zu berücksichtigen hat, ob dieser Zustand 
derartig ist, daß die öffentliche Sicherheit gefährdet ist. Nicht 
jeder Verminderte ist gefährlich. 


IV. 


Da einerseits die Freiheit des Bürgers besonders bei den 
sichernden Maßnahmen ebenso wie die öffentliche Sicherheit 
auf der anderen Seite gefährdet ist (siehe These V) und ge- 
sichert werden muß, soll die Entscheidung in allen diesen 
Punkten in die Hände des Richters gelegt werden. Er ist, 
mit einem Worte, dazu am besten „ausgestattet“. Nur soll 
er psychiatrisch ausgebildet werden; zwar nicht in dem Sinne, 
daß er ein voll ausgelernter Psychiater sei, aber doch soviel, 
daß er gelernt hat zu zweifeln, ob die Person, welche ihm 
vorgeführt wird, zurechnungsfähig ist. Der deutsche 
Juristentag, der in Wien, 1912, tagte, hatte als Gegenstand 
auf der Tagesordnung: „Was kann geschehen, um das Ver- 


ständnis der Juristen für psychologische (wirtschaftliche und 
soziologische) Fragen zu fördern.“ Dieses Verständnis ge- 
nügt m. E., denn der Richter soll jedenfalls Sachverständige 
zu Rate ziehen. Eine Sachverständigen-Justiz, eine Recht- 
sprechung durch Sachverständige ist nicht zweckdienlich ; aber als 
Ratgeber — weil das Studium desRichters sich nicht eingehend 
mit Psychologie befassen kann, da Psychologie ein Fach für sich 
bildet — können sie nicht vermißt werden. Psychiater können 
sich irren, wie jedermann sich irrt; aber Richter ohne Be- 
lehrung, ohne Ratschlag von Seite des Psychiaters würden sich, 
in dieser Materie, sicher irren. 

Wer hier urteilen soll, der Zivil- oder Strafrichter, möchte 
ich an dieser Stelle dahingestellt sein lassen. 


y: 

Ein Gesetz soll die Maßnahmen regeln. 

Freilich, die Sıcherheit der Gesellschaft erheischt Maß- 
regeln; sie hat nicht viel Nutzen von Übermenschen; Unter- 
menschen sind noch viel schlimmer ; man soll sicher seines Weges 
gehen können. Es gibt schon viele Fälle, in denen der Staat, 
zum Nutzen der Gesamtheit, eingreift, wenn ihr Gefahr droht; 
bei infektiösen Krankheiten kennt man eine Einschränkung 
der persönlichen Freiheit. Allerdings bei v. Z. können die 
nötigen Maßnahmen sehr lange dauern; das trifft vornehm- 
lich die Internierung; der niederländische Entwurf läßt eine 
lebenslängliche zu; in Amerika gibt es auch Staaten (Indiana), 
die sie lebenslänglich gestatten. Die Entmündigung ist eine 
Einschränkung des persönlichen Seins. Deshalb erheischen, 
auf ihrer Seite, auch die Maßnahmen wichtige, scharfe Kautelen 
gegen Mißbrauch ; es kommt sehr an auf die Autorität, welche 
über den Vollzug zu statuieren hat. Wegen der großen 
Wichtigkeit soll ein Gesetz die Bestimmungen geben. 


VI. 

Es kann leicht vorkommen, daß erst, während die Strafe 
verbüßt wird oder danach, entdeckt wird, daß eine verminderte 
Geistesfähigkeit die Grundlage der Sıraftat war. Ist es nun 
gar nicht zu befürchten, daß, aus Angst vor einer mehr oder 
weniger langen Sicherungsmaßnahme dissimuliert wird? Im 
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Anfange gab ich an, diejenigen Schwachsinnigen auszuschalten, 
die kriminell zu werden drohen; hier aber handelt es sich 
um Personen, die wirklich kriminell sind, deren schwach- 
sinniger Zustand erst erkannt worden ist, nachdem eine 
strafbare Tat, wirklich, vorlag. Wenn nun dieser Zustand für 
die Gesellschaft gefährlich: ist, so tut es nichts zur Sache, daß 
er später festgestellt wird. Hauptsache ist, daß die Ge- 
sellschaft geschützt wird gegen einen Schwachsinnigen, der 
kriminelle, antisoziale Neigungen gezeigt hat. Deshalb be- 
fürworte ich eine „Wiederaufnahme“, damit dann durchge- 
führt werden kann, was schon früher hätte stattfinden sollen, 
aber irrtümlich, weil damals die Voraussetzungen noch nicht 
bekannt waren, ausgeblieben ist. 


Nachschrift. 

Es sei mir gestattet, dem Referate eine kleine Ergänzung 
bezüglich meiner zweiten These hinzuzufügen. 

Meine Meinung, in das Gesetz sei eine Definition über 
die geminderte Zurechnung»fähigkeit nicht aufzunehmen, fand 
wenig Zustimmung. Wenn auch eine Abstimmung nicht statt- 
fand, so war doch ersichtlich die Mebrheit der Anschauungen 
auf Seite des Korreferenten Prof. Kahl, der sich dahin ans- 
gesprochen hat: Soll die Aufnahme der verminderten, Zurech- 
nnngs:ähigkeit in das Strafrecht praktisch verwendbar und 
auch für den Laienrichter verständlich sein, so bedarf es der 
Aufstellung eines genauen gesetzlichen Begriffs. Es empfiehlt 
sich, diesen nicht nach der rein biologischen, sondern nach 
der sorenannten gemischten, biologisch-psychologischen Methode 
zu bilden. Als juristisch-psychologisches Merkmal ist nicht 
die verminderte Freiheit der Willensbestimmung, sondeın der 
Mangel des Intellekts für die sozialrechtliche Ordnung und 
der Widerstand-kraft gegen verbrecherische Triebe anzunehmen. 

Mir will scheinen, daß auch diese Begrifisbestimmung nicht 
ganz zutreffend ist. weil sis zu weit geht. Einem völlig 
normalen Menschen — wenn er ans heftigem Affekte, wenn 
er heftiv emotioniert, einen Totschlag verübt — mangelt es 
in dem Augenblicke der Tat, an Intellekt für die sozial recht- 
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liche Ordnung; wenn er der rechtlichen Ordnung nachgelebt 
hätte, würde er seinen Mitmenschen nicht getötet haben; die 
Widerstandskraft, eine solche Tat nicht zu begehen, fehlte ihm 
momentan. Mag nun auch hier die strafbare Schuld geringer sein 
als bei einem „gewöhnlichen“ Täter — nach dem Wortlaute 
der erwähnten Definition gehört er zu den vermindert Zurech- 
nungsfähigen. Ich vermute, daß dieses eine nicht gewünschte 
Folge jener Begriffsbestimmung sein würde. Wenn dies aber 
richtig ist, glaube ich einen Schritt weiter gehen zu dürfen 
und zu zweifeln, ob die genannte Definition richtig ist. Ein 
anderes Beispiel: Ein normaler Mensch lebt inmitten einer 
Umgebung, in der jede sozialrechtliche Ordnung fehlt, wo 
Rauben und Totschlagen als etwas Normales angesehen wird; 
ihm mangelt es deshalb an jedem Intellekt für die Rechtsord- 
nung; weil das Abnormale für ihn normal ist, hat er keine 
Widerstandskraft gegen, wie wir es nennen, „verbrecherische“ 
Triebe. Diener veruntreuen bei Einkäufen Geld oder Waren 
— was in Großstädten einen konstanten Charakterzug aus- 
macht, wie Thyrön*) es ausdrückt. Auch diese Gruppen von 
Leuten würden, der Definition zufolge, zu den vermindert Zu- 
rechnungsfähigen zu zählen sein. 

Eine gesetzliche Definition hat für den Richter etwas Be- 
quemes; er findet dann die Gruppe fertig, worin er die ıhm 


vorgeführte Person einreihen kann. Aber — .... omnis 
definitio in jure est periculosa; das gilt besonders auch hier. 
Ist dieselbe nicht gut, dann ist man — wenn der Richter 


nicht als Gesetzgeber auftritt, nicht durch Hineininterpretieren, 
etwas vom Gesetzgeber nicht Gewolltes in die Rechtsprechung 
bringt (was er nicht tun soll) — für längere Zeit gebunden 
an eine Bestimmung, welche für die Gesellschaft und für die 
betreffende Person nicht das Richtige trifft. 

Die große Frage ist nun: läßt sich eine gute Umschrei- 
bung geben? Ich fürchte, dies wird nicht der Fall sein, 
sonst würde man nicht eine so bunte Musterkarte von Defini- 
tionen vorfinden. Wenn die Juristen einen Entwurf fertig haben, 
kommen die Psychiater — die Definition ist schließlich von 
psychiatrischer nicht von juristischer Art — mitihren Einwänden. 





*) Thyren, Prinzipien einer Strafgesetzreform. Teil I, S. 15. 
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Von neueren Entwürfen über diese Materie wird auch der 
Schweizerische gerühmt; in $ 14 kommt als Merkmal der Blöd- 
sinn vor. Professor Aschaffenburg, der Psychiater, äußert 
sich über Blödsinn im allgemeinen*): „Der Ausdruck „Blödsinn“ 
ist insofern bedenklich, als er zweifellos neben der eigentlichen 
Idiotie auch noch die hohen Grade angeborener geistiger 
Schwäche umfassen soll; es kann leicht zu Meinungsver- 
schiedenheiten mit dem Richter kommen, wenn auch ein 
solcher Kranker vom Arzte als blödsinnig bezeichnet wird.“ 

In bezug auf meine Meinung, das Gesetz soll den Richter 
beauftragen, wenn es diesem nötig erscheint, einen Psychiater 
zu Rate zu ziehen betrefis der Maßnahmen, welche zu nehmen 
sind, aber das Gesetz soll keine Begriffsaufstellung über 
die v.Z. enthalten, mögen noch einige Zitate angeführt werden. 

Professor Heilbronner, dessen Auffassung ich im 
Referate schon erwähnte, schreibt in „Recht und Wissen- 
schaft“ **): er hoffe, daß die wohl mit Sicherheit zu erwar- 
tenden Bestimmungen über die v. Z. zum mindesten elastisch 
genug werden mögen, um eine Anpassung der Maßnahmen 
nach Maßgabe zunehmender Erfahrung zu ermöglichen; aber 
er schickt folgendes voraus: „Der dringendste Wunsch, den 
der Psychiater angesichts der bevorstehenden Neureglung zu 
hegen hat, wäre m. E. der, daß eine Formulierung vermieden 
werden möge, die wieder ergebnislosen Wortstreitereien in der 
Literatur und in foro Tür und Tor öffnet.“ 

Professor Sommer: „Der Hauptgegenstand der Kriminal- 
psychologie wird... .. immer der Geisteszustand der Ver- 
brecher und die Feststellung der Motive des Verbrechens bleiben.“ 

Ich möchte mich auch berufen auf den Aufsatz von Dr. 
med. Olaf Kinberg, Direktor der städtischen Irrenanstalt 
zu Stockholm, „Über die Unzulänglichkeiten aller Versuche, 
einen Begriff der Zurechnungsfähigkeit festzustellen“ ***) — 
welchen ich im Referate, da er damals eben erschienen war, nur 
dem Titel nach erwähnen konnte. Dr. Kinberg äußert sich 

+) Bemerkungen zum Vorentwurf des Strafgesetzbuchs. Heraus- 
gegeben von der Justiz-Kommission des deutschen Vereins für Psychiatrie. 
Seite 29. 


++) Januar 1912, S. 108. 
+++) Monatsschrift, September/Oktober 1911, S. 3%. 
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folgendermaßen: Die Frage nach der Möglichkeit einer begriff- 
lichen Feststellung der sogenannten Zurechnungsfähigkeit 
muß verneint werden. Alle Versuche einer Definition — „oder 
richtiger einer Pseudodefinition, denn definieren heißt nicht, 
einem alten sprachlichen Ausdrucke einen neuen, ihm fremden 
Inhalt geben“ — der Zurechnungsfähigkeit scheinen Dr. K. 
a priori verfehlt; „es gibt weder ‚Zurechnungsfähige‘ noch 
‚Unzurechnungsfähige‘ . . . . es gibt nur verschiedene Gruppen 
von Rechtsbrechern, gegen welche der Staat in verschiedener 
Weise einzuschreiten hat.“ Sind hiermit nicht in Überein- 
stimmung die Worte von Dr. Ernst Schultze, Professor der 
Psychiatrie in Greifswald: den „Begriff des Irreseins scharf 
abzugrenzen“ ist eine Forderung, „die ebenso schwer zu er- 
füllen ist, wie es nicht gelingen kann, von einer grauen Farbe 
anzugeben, ob sie zu Schwarz oder zu Weiß gehört“ ?*) 

Zum Schlusse sei noch erwähnt der neue Gesetzentwurf 
der engl. Regierung, 1912, bezüglich der „Mental Deficiency“. 
Eine eigentliche Bestimmung des Begriffes, was unter Geistes- 
schwäche usw. zu verstehen, eine eigentliche Definition enthält 
dieser Entwurf nicht; vielmehr, wie ich es nennen möchte, 
eine Personsbeschreibung. Es wird beantragt unter Kontrolle 
zu stellen (clause 1) „persons whoare mentally defective 
within the meaning of this act“; während ein folgender Para- 
graph (clause 17) vorschreibt: „The following classes of persons 
shall be deemed to be defectives within the meaning of this 
act“; es sind diese, die idiots, imbeciles, feeble minded per- 
sons, moral imbecille und mentally infirm persons. Für 
jede Gruppe wird näher bestimmt, welche Idioten usw. dem 
Gesetze unterworfen sein werden, mit den Worten: „(idiots) that 
is to say persons who... .“ Für die Gruppe „feeble minded 
persons“ heißt es: „that is to say persons who may be capable 
of aerning their living under favourable circymstances, but are 
incapable through mental defect existing from birth or from an 
early age, - 

I. of competing on equal terms with their normal fellows, or 

Il. of managing themselves and their affairs with ordınary 
prudence.“ — Oktober 1912. 


*) Monatsschrift, September, Oktober 1911, S. 422. 


Der Stand der europäischen Gesetzgebung über 
verminderte Zurechnungsfähigkeit. 
Von 


D. Dr. jur. et med. Wilhelm Kahl, Professor der Rechte 
an der Universität Berlin. 


Das Problem der verminderten Zurechnungsfähigkeit (v. Z.) 
ist ım letzten Jahrzehnt so gründlich erforscht worden, daß 
es überflüssig erscheint, es vor einer Versammlung von Fach- 
männern noch einmal nach seiner ganzen Breite und Tiefe 
aufzurollen. Insbesondere gilt dies nach ausdrücklichem Wunsch 
der Leiter des Kongresses von der medizinischen Seite der 
Frage. Die Erfahrungstatsachen der Psychiatrie haben die 
Notwendigkeit der besonderen gesetzlichen Berücksichtigung 
der Grenzzustände im Strafrecht so erschöpfend begründet, 
daß man nur längst Bekanntes und wissenschaftlich Geklärtes 
wiederholen müßte, wollte man darüber vortragen. Das 
Interesse wendet sich heute der legislativen Aufgabe 
selbst zu. 

Die internationale Entwicklung offenbart gewissermaßen 
einen Siegeszug der gesetzlichen Anerkennung der v. Z. Das 
könnte entmutigend und traurig klingen, wenn man darin ein 
Anzeichen fortschreitender psychisch krimineller Degenerierung 
des Menschengeschlechts erblicken wollte. Aber unter diesem 
Gesichtspunkt steht die Sache nicht. Das Ergebnis bedeutet 
vielmehr etwas Erfreuliches, eine verfeinerte Höhenlage des Straf- 
rechts auf der Linie der Individualisierung des Ver- 
brechertums. Gerechtigkeit und Zweckmäßigkeit, die beiden 
Grundsäulen des Strafrechts, finden dabei gleichmäßig ihre 
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Rechnung. Jene, indem man die Schuldunterschiede gewissen- 
hafter berücksichtigt, diese, indem man die Gesellschaft und 
den Bestraften nicht schutzlos dem Verbrechen wieder preis- 
gibt. Freilich besteht eben hierin noch eine bemerkenswerte 
Verschiedenheit zwischen der älteren und der neueren Gesetz- 
gebung. Die älteren Gesetze beschränken sich zumeist darauf, 
dem Gerechtigkeitsgedanken dadurch zu dienen, daß sie auf 
die geringere Schuld des vermindert Zurechnungsfähigen mildere 
oder andere Strafe setzen. Erst in den neueren, aber auch 
hier nicht immer, verbindet sich damit der Zweckmäßigkeits- 
gedanke der Sicherung. Zwar ist er, soweit Deutschland in 
Betracht kommt, schon 1805 von dem Kriminalisten Klein- 
schrod in ganz modernem Geiste ausgesprochen: „Der be- 
schränkte Verstand, der schon einmal zum Verbrechen antrieb, 
kann diese Folge noch öfter wirken. Also ist dem Staate 
daran gelegen, daß ein solcher Mensch einer strengen Auf- 
sicht unterworfen wird. Das wird entweder dadurch erreicht, 
wenn man einen bestimmten Aufseher setzt, oder, was noch 
besser ist, in einer öffentlichen Anstalt ihm Arbeit und Unter- 
halt verschafft, um ihn dem Staate unschädlich zu machen.“ 
Und genau ein Halbjahrhundert später argumentierte Köstlin 
in seinem System des Strafrechts von 1855, „bei zweifelhaften 
Seelenzuständen, bei denen man sich zwar noch Freiheit anzu- 
nehmen getraut, zugleich aber es für unrecht hält, den Täter 
einem geistig gesunden gleichzustellen“, solle man sich nicht 
mit Strafmilderung helfen, sondern richtiger wäre, „alle solche 
Übergangszustände der korrektiven Strafgerechtigkeit zu über- 
weisen, wozu es freilich noch gar sehr an den nötigen An- 
stalten gebricht.“ Wenn gleichwohl der Partikulargesetzgebung 
des 19. Jahrhunderts die praktische Ausbildung der Sicherung 
noch fremd blieb, so waren dafür zweifellos nicht innere Gründe 
des Widerspruchs gegen den Zweckmäßigkeitsgedanken als 
solchen entscheidend, sondern die Schwierigkeit der Durch- 
führung und die mangelhafte Ausbildung des Verwaltungs- 
rechts. Auch mag der Umstand nicht unbeteiligt gewesen 
sein, daß vielfach die deutsche Partikularstrafgesetzgebung 
unter Einflüsse des französischen Rechts geriet, das sich von 
einer Sonderbehandlung der v. Z. fern hielt. 
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Ein Rundgang durch die in Betracht kommenden europäi- 
schen Staaten soll im Deutschen Reiche endigen. 

Aus England ist nichts zu erholen. Es deckt das Be- 
dürfnıs nach Berücksichtigung der geistigen Minderwertigkeit 
durch die Freiheit des richterlichen Ermessens und den sehr 
beweglich gestalteten Mechanismus seines Strafvollzugs. 

Auch Frankreich hat, wie schon erwähnt, gesetzliche 
Bestimmungen nicht. In der psychiatrischen Wissenschaft spielt 
gleichwohl auch dort das Problem schon seit "längerem eine 
Rolle. Die französischen Juristen dagegen wurden für die 
Frage zum erstenmal dadurch interessiert, daß die hoch ange- 
sehene Société générale des prisons im Winter 1904/05 das 
Thema der Responsabilité limitée auf ihre Tagesordnung 
brachte. Den nächsten Anstoß dazu hatte die deutsche Reform- 
bewegung gegeben. Die überaus eingehenden Verhandlungen 
in Paris, an welchen erste französische Juristen, Gefängnis- - 
beamte und Ärzte teilnahmen, bei denen auch die verschie- 
densten wissenschaftlichen Strömungen aus den Niederlanden, 
Belgien, Schweiz und Deutschland mit vertreten waren, bieten 
außergewöhnliches Interesse. Nicht um eines beschlußmäßigen 
Ergebnisses willen, welches fehlte, sondern als Maßstab und 
Zeugnis der Tatsache, daß das Problem in Wahrheit einen 
internationalen Zug angenommen hat, dessen Stärke auf 
die Dauer ausschließt, daß es in dem einen Kulturstaat gelöst . 
werd, in dem andern ungelöst bleibe. Der Referent 
Leredu war durchaus mit den Gedanken der deutschen 
Reformbewegung und des italienischen Rechts vertraut. Im 
ersten Eindruck wirkte das Thema freilich verblüffend auf die 
Versammlung. Man stand einer neuen und unerwarteten Auf- 
gabe gegenüber. Der Präsident hatte Mühe, in dem Zusammen- 
strom von metaphysischen, logischen, ethischen, psychiatrischen, 
Jaristischen Gedanken einen festen Boden der Diskussion zu 
sichern. Gegen eine Verbindung von Strafe und Gesellschafts- 
schutz, welche man „das deutsche System“ nannte, verhielt 
sich die Mehrzahl der Redner ablehnend, weil sie den Menschen 
in eine zurechnungsfähige und eine nicht zurechnungsfähige 
Hälfte zerreiße. Es fehlte zu sehr an einer Einheit der Grund- 
vorstellungen und Methoden, um sich zu verstehen. Gleich- 
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wohl schälte sich aus dem Gedankenchaos zuletzt noch der 
wichtigste Kernpunkt heraus: die Frage der Sicherungs- . 
maßregeln. In ihrem Ziel fanden sich die meisten zusam- 
men. Man nahm mit Anerkennung Notiz von den Annexen 
für geistig Minderwertige in deutschen Strafanstalten, und die 
Franzosen verlangten eine Verbesserung ihrer Gesetzgebung 
über die Internierung gemeingefährlicher Geisteskranker. Der 
Präsident bezeichnete in seinen Schlußworten die verhandelten 
Fragen für die Soci6t6 „non pas closes, mais suspendues“. Eine 
legislative Aktion ist auch in der Zwischenzeit nicht eingeleitet 
worden. 

Von der Schweiz ist durch die Entwürfe der Jahre 
1893/94, 1896, 1903 und 1908 viel Anregung zur Frage aus- 
gegangen. Von Anfang an spielt neben der Milderung der 
Strafe nach freiem richterlichen Ermessen die Frage der Siche- 
rungsmaßregeln eine entscheidende Rolle. Charakteristisch ist 
dabei die scharfe Unterscheidung im Grunde des Verwahrungs- 
bedürfnisses. Ist dieser durch „Gemeingefahr für die 
öffentliche Sicherheit“ gegeben, so ordnet das Gericht die 
Verwahrung des vermindert Zurechnungsfähigen in einer Heil- 
oder Pfiegeanstalt an und stellt den Strafvollzug gegen den 
Verurteilten ein. Ist aber „die Behandlung oder Ver- 
sorgung eines vermindert Zurechnungsfähigen in einer Heil- 
.oder Pflegeanstalt geboten“, dann überweist das Gericht den 
Verurteilten nach Beiziehung von Sachverständigen der kan- 
tonalen Verwaltungsbehörde. Spezielle Strafanstalten für 
verurteilte vermindert Zurechnungsfähige sind für die Schweiz 
nicht vorgesehen; doch ist individuelle Strafbehandlung durch 
Anstalten mit ausgedehntem landwirtschaftlichen Betrieb ins 
Auge gefaßt. Alle diese Entwürfe führen aber den Begriff der 
v. Z. in das schweizer Strafrecht nicht erst neu ein. Dem 
Kantonalstrafrecht ist er längst bekannt. Die Strafgesetz- 
bücher von Appenzell, Bern, St. Gallen, Glarus, Graubünden, 
Luzern, Neuenburg, Obwalden, Schaffhausen, Schwyz, Solo- 
thurn, Tessin, Thurgau, Wallis, Zug haben den Begriff 
sämtlich als alten geschichtlichen Besitz. Die deutsch 
redenden Gesetze prägen ihn in sehr verschiedenen Wendungen, 
die französisch abgefaßten sprechen einfach von „responsabilit6- 


intellectuelle seulement diminuée“ oder von „altération des 
facaltés intellectuelles“. Alle setzen geringeres Strafmaß oder 
mildere Strafart. Die Polizeiaufsicht neben der Strafe erwähnt 
nur Wallis ausdrücklich; sonst ist von Sicherung im Kantonal- 
strafrecht noch nicht die Rede. 

Italien berücksichtigt in seinem Strafgesetzbuch von 
1889 die v. Z. durch eine ungemein minutiöse Skala von 
Strafsätzen und läßt nach Ermessen der Behörde Straf- 
verbüßung in einer casa di custodia zu. Der grundsätzliche 
Streit hat auch dort eine Rolle gespielt. Unter den Verfassern 
der Projekte waren Zanardelli und Savelli, wenn auch 
mit verschiedener Methode der Begriffsbestimmung, überzeugt 
für die Berücksichtigung eingetreten. Die Gegner konnten 
sich auf Ferri stützen, welcher die Messung und quantitative 
Bestimmung der Zurechnungsfähigkeit arithmetisch sehr be- 
quem, aber psychologisch höchst absurd und sozial gefährlich 
fand. Aus.der reichen italienischen Praxis sind wertvoll be- 
sonders diejenigen richterlichen Entscheidungen, welche sich 
auf die Begriffsabgrenzung des Stato parziale di mente, der semi- 
irresponsabilitä, der infermità di mente parziale beziehen und 
durchaus mit deutschen Gedankenkreisen berühren. Einekrank- 
hafte Störung der Geistes- oder Seelentätigkeit muß vorliegen. 
Vorübergehende seelische Erregungen unter dem Einfluß 
von Leidenschaften können die Annahme der v. Z. so wenig 
begründen wie jede beliebige „alterazione dello Spirito“. 
Auch auf die Erheblichkeit des Grades kommt es entscheidend 
an. Eine gewisse Widerstandskraft ist von jedem zu fordern. 
Ihr Mangel darf nicht zum Vorwande v. Z. genommen werden. 
Zwischen pathologischen Trieben und Impulsen der 
Affekte sind für die kriminalistische Handhabung der v. Z. 
bestimmte Grenzen zu ziehen. Charakteristisch ist das Bei- 
spiel aus dem Leben: „Tötung, weil man die eigene Braut 
mit einem anderen verlobt findet, kann die Wohltat der mil- 
dernden Umstände, aber nicht die Annahme v. Z. begründen.“ 

Das geltende Strafgesetzbuch für Österreich von 1852 
kennt eine von dem allgemeinen System der Strafzumessung 
und Strafmilderung abgezweigte selbständige Berücksichtigung 
der v. Z. noch nicht. Dagegen hat es in seinem neuesten 
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Entwurf vom September 1909 die beste Begriffsbestimmung 
davon abgegeben. Auch die ihm vorangegangenen sieben offi- 
ziellen Entwürfe, beginnend mit dem Glaserschen von 1874, 
hatten sich noch nicht entschließen können, das System des 
geltenden Rechts zu verlassen. Schon die allgemeinen Be- 
merkungen zum ersten Entwurf führten aus: „Es könne zuge- 
geben werden, daß, obwohl die Wissenschaft darüber streite, 
es Geisteszustände gebe, welche zwischen voller Willensfreiheit 
und absoluter Unfreiheit in der Mitte liegen; wenn diese 
Geisteszustände jedoch nicht soweit gehen, daß sie die Zu- 
rechnungsfähigkeit aufheben, so hätten sie lediglich auf dem 
Gebiete der Strafzumessung Berücksichtigung zu finden.“ Um 
so überraschender und erfreulicher ist der Fortschritt des 
achten und neuesten Entwurfs. In seiner Fassung schließt er 
sich eng an die sorgfältig vorbereiteten und nach gründlicher 
Diskussion von Juristen und Medizinern gefaßten Innsbrucker 
Beschlüsse des 27. Deutschen Juristentags von 1904 an. Er 
statuiert Strafmilderung und besondere Strafvollzugsweise, 
„wenn die Fähigkeit des Täters, das Unrecht seiner Tat einzu- 
sehen, oder seinen Willen dieser Einsicht gemäß zu bestimmen, 
zur Zeit der Tat infolge eines andauernden krankhaften Zu- 
standes wesentlich vermindert war“. Als Sicherungsmittel sieht 
der Entwurf weitere „Verwahrung“ nach dem Vollzug der 
Strafe vor, wenn der vermindert Zurechnungsfähige „wegen 
seines Zustandes und mit Rücksicht auf seinen Lebenswandel 
und die Eigenart seiner Tat als gemeingefährlich anzu- 
sehen ist“. 

Der Entwurf für das Königreich Ungarn von 1841/43 
enthielt eine Milderungsbestimmung für vermindert Zurech- 
nungsfähige. Im Entwurf von 1877 wurde sie nicht repro- 
duziert. Das geltende ungarische Strafgesetzbuch von 1878 
ruht wesentlich auf der Grundlage des deutschen. Daher ist 
ihm der Begriff der v. Z. fremd. Wohl aber ist die öffentliche 
Meinung durch Verhandlungen der Irrenärzte für die Reform 
interessiert. 0 

Für Serbien ist in allerneuester Zeit, 1911, ein Ent- 
wurf erschienen. Er läßt, wenn zur Zeit der Tat die Einsicht 
in das Wesen und die Bedeutung der Tat beim Täter ver- 


mindert war, Strafmilderung nach freiem Gerichtsermessen zu. 
Auch kennt er Unterbringung eines vermindert Zurechnungs-. 
fäbigen in einer Heil- oder Aufsichtsanstalt, wenn dies im 
Interesse der öffentlichen Sicherheit oder der Gesundheit des 
Täters notwendig ist, und läßt die in einer solchen Anstalt 
zugebrachte Zeit auf die Strafdauer anrechnen. 

Schon sehr alt ist die entsprechende Bestimmung für 
Griechenland. Sein Strafgesetzbuch von 1833 läßt nach 
der Versuchsstrafe mildern, „wenn aus allen Umständen klar 
und unzweifelhaft hervorgeht, daß die Vernunfttätigkeit zwar 
nicht ganz ausgeschlossen, jedoch in so hohem Grade wesent- 
lich gestört und gemindert ist, daß aus diesem Grunde die 
Bedingung zur Anwendung der vollen gesetzlichen Strafe hin- 
wegfällt“. 

Das russische Strafgesetzbuch von 1903 berücksich- 
tigt „insuffisance des facultés intellectuelles“ und läßt, wo es 
nach Ansicht des Gerichts gefährlich sein würde, eine solche 
Person unüberwacht zu lassen, verantwortliche Aufsicht der 
Verwandten wie von Personen, die sich freiwillig dazu 
erbieten, oder Internierung in einer Maison de santé zu; 
bei gewissen schweren Verbrechen ist diese Internierung obli- 
gatorısch. 

Aus dem Strafgesetzbuch Finnlands von 1889 ist be- 
merkenswert, daß von der milderen Strafanwendung bei v. Z. ein 
Rausch oder eine ähnliche vom Täter selbstverschuldete Geistes 
verwirrung ausdrücklich ausgenommen ist. 

Das schwedische Strafgesetzbuch von 1864 kennt bei 
Mangel des vollständigen Vernunftgebrauchs, welcher nicht 
straflos macht, nur mildere Strafe. 

Norwegen hat gleichlautend mit dem Entwurf von 1896 
in dem Allgemeinen Bürgerlichen Strafgesetzbuch von 1902 
für v. Z. — es gebraucht und definiert diese Bezeichnung — 
nicht nur Milderung in Maß und Art der Strafe bestimmt, 
sondern auch vorgesehen, daß der wegen dieses Zustandes 
milder Verurteilte, wenn er die Rechtssicherheit gefährdet, in 
einer Irren- oder Heilanstalt oder Arbeitshausabteilung für 
Tranksüchtige untergebracht werden oder ihm ein bestimmter 
Aufenthaltsort angewiesen oder verboten‘ werden kann. 


In Dänemark wurde das Problem auf geistige Höhe ge- 
hoben und in Gedankenverbindung mit der schweizerischen 
und deutschen Entwicklung gesetzt durch eine Festschrift der 
Universität Kopenhagen von Prof. Torp aus dem Jahre 1906. 
Das dänische Strafgesetzbuch von 1866 kennt für Personen, die 
im Augenblick der Tat nicht im Besitz der vollständigen Zu- 
rechnungsfähigkeit gewesen sind, nur obligatorische Straf- 
milderung. Dies findet nicht den Beifall Torps. Im Grunde 
ist er nur für ein Entweder-oder von Strafe und Sicherung, 
Aber wenn einmal Strafe angewendet werde, dann immer 
volle, nicht abgekürzte. Er erklärt sich also gegen das 
Prinzip der Strafmilderung überhaupt. Die Hauptsache ist ihm 
die Sicherung. Im Verhältnis von Strafe und Sicherung bil- 
ligt er das Schweizer System: Aufschub des Strafvollzugs, bis 
die Anstaltsbehandlung abgeschlossen ist, Abrechnung der Zeit, 
welche ein Verurteilter in der Anstalt zugebracht hat, vom 
Strafvollzug. Erweise sich die Strafe schädlich, so müsse sie 
in jedem Fall durch Behandlung in Heil- und Pflegeanstalten 
ersetzt werden. 

Komme ich zuletzt auf das Deutsche Reich, so darf 
ich wohl sagen, daß hier legislativ und wissenschaftlich das 
Problem seine reichste Ausgestaltung erfahren hat. Hier 
hat es eine Geschichte von Jahrhunderten. Auf die Fülle der 
Literatur und die in ihr vertretenen grundsätzlichen Strömungen 
einzugehen, schließt sich von selbst hier aus. Aber ich ver- 
suche eine Skizze vom Gang der Gesetzgebung. Im älteren 
gemeinen Recht hat allerdings die v. Z. als unmittelbar ge- 
setzlich ausgesprochener Begriff noch nicht bestanden. Gleich- 
wohl war sie im Anschluß an Bambergensis von 1507 und 
Carolina von 1532 der Sache nach anerkannt und unbestritten 
als allgemeiner Milderungsgrund behandelt. Die Kommentatoren 
des 17. und 18. Jahrhunderts begreifen darunter die verschieden- 
artigsten Zustände geistiger Minderwertigkeit, als mentis defec- 
tum, stupiditatem, melancholiam, affectum, conditionem noctam- 
bulorum, nimium amorem,' ebrietatem etc. Sie erzählen inter- 
essante Rechtsfälle unter Anführung von Gutachten der medi- 
zinischen Fakultäten in Halle und Helmstädt und unterscheiden 
bereits poenam umd custodiam. Es konnte nicht aus- 
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bleiben, daß dieser gemeinrechtlich gesicherte Bestand auf das 
Anwendungsgebiet der v. Z. im nachfolgenden deutschen par- 
tikulären Strafrecht, schon im 18. und namentlich im 
19. Jahrhundert, entscheidend einwirkte. Der Abschluß der 
Entwicklung bis zum Norddeutschen Bund zeigte folgendes Er- 
gebnis. Verneint war das Bedürfnis einer besonderen Berück- 
sichtigung der v. Z. im preußischen Strafgesetzbuch von 1851 
und in den ihm nachgebildeten Gesetzen von Waldeck, Olden- 
burg und Lübeck. In dem berühmten bayrischen Strafgesetz- 
buch von 1813 war „natürliche Schwäche des Verstandes“ nur 
als mindernder Strafzumessungsgrund aufgenommen, in Han- 
nover 1840 sollte v. Z. den Antrag auf Strafmilderung im 
Weg der Gnade rechtfertigen. In Mecklenburg, Lauenburg, 
Schleswig und Holstein, Kurhessen, Schaumburg und Bremen 
galt sie mit Wirkung eines allgemeinen Strafmilderungsgrundes 
als unbestrittener Bestandteil des gemeinen Röchts. In dem 
Rest der übrigen 18 deutschen Staaten war sie durch parti- 
kulargesetzliche Bestimmung ausdrücklich anerkannt. Diese 
Gesetze waren mit außerordentlicher Gründlichkeit vorbereitet. 
und bieten noch heute reichen Stoff der Belehrung, nament- 
lich für die gesetzliche Begriffsbildung der v. Z. Der ganze 
prinzipielle Streit, wie er heute noch lebt, ist in den Materialien 
der damaligen Zeit bereits aufgerollt. 

Interessant ist der im Ausgangspunkt und im Schluß- 
resultat genau entgegengesetzte Entwicklungsgang in Bayern 
und Preußen. Bayern begann ursprünglich unter dem Ein- 
fuüß Feuerbachs mit bestimmter Ablehnung der v. Z., nahm 
sie aber seit 1822 in nicht weniger als sieben Entwürfen auf, 
führte sie 1848 im schwurgerichtlichen Verfahren ein und über- 
nahm sie endlich in das Strafgesetzbuch von 1861. In 
Preußen begann umgekehrt die Geschichte der Strafrechts- 
kodifikation mit Aufnahme und grundsätzlicher Anerkennung 
der v. Z. im Entwurf von 1827. Unter nachfolgenden zehn. 
Entwürfen nahm aber nur der von 1845 den Begriff noch ein- 
mal auf, „um“, wie er sagte, jetzt „definitiv den Weg einzu- 
schlagen, der gleich bei Beginn der Revision des Strafrechts 
schon einmal angebahnt war“. Aber noch im gleichen Jahr 
wurde die Bestimmung im Staatsrat wieder beseitigt und blieb 
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beseitigt. Das Strafgesetzbuch von 1851 kannte sie, wie be- 
merkt, nicht. Es wurde das Vorbild des Reichsstrafgesetz- 
buchs. Zwar schien es, als ob gerade an diesem Punkt das 
neue Gesetz von dem Vorbild sich trennen werde. Entwurf I 
des Strafgesetzbuchs für den Norddeutschen Bund enthielt auf 
Grund Gutachtens der Wissenschaftlichen Deputation des Medi- 
zinalwesens die Bestimmung, daß, „wenn der Täter zur Zeit 
der Tat sich in einem Zustande befand, welcher die freie 
Willensbestimmung zwar nicht völlig ausschloß, aber dieselbe 
beeinträchtigte“, die Versuchsstrafe anzuwenden sei. Aber 
schon im Entwurf II war die Bestimmung wieder gefallen. 
Eine Petition im Reichstag blieb ohne Erfolg. Der Reichstag 
wurde mit der Zusicherung eingeschläfert, man werde dem 
praktischen Bedürfnis durch Zulassung der mildernden Um- 
stände bei allen Verbrechen Rechnung tragen. Diese Zu- 
sicherung wurde aber nicht eingelöst. Die Annahme mildernder 
Umstände blieb vielmehr gerade bei solchen Verbrechen aus- 
geschlossen, für welche v. Z. eine besondere Prädisposition 
oder Inklination zu schaffen pflegt. So blieb die Rechtslage 
unbefriedigend. Verminderte Zurechnungsfähigkeit konnte nur 
als Strafzumessungsgrund innerhalb des gesetzlichen Straf- 
rahmens Berücksichtigung finden. Üble Folge war, daß nament- 
lich in Schwurgerichtssachen Freisprüche erfolgten, weil sich 
die Geschworenen nicht dazu entschließen konnten, die volle 
Schuld zu bejahen. Bemerkenswert für Deutschland ist übri- 
gens, wie je länger je mehr die Praxis der Sachverständigen 
den Mangel des Gesetzes zu rügen sich genötigt sah. Dieses 
gestattet nur die Begutachtung auf Vorhandensein oder 
Ausschluß der freien Willensbestimmung. Die Sachver- 
ständigen erklärten in zahlreichen Fällen, diese weder be- 
jahen noch verneinen zu können. Sogar der Ausdruck v. Z- 
hat sich in unseren Gerichtssälen bereits eingebürgert. Seit 
1902 wurde die wissenschaftliche Bewegung zugunsten der 
Reform in Literatur und auf Kongressen so stark, daß der im 
Oktober 1909 veröffentlichte deutsche Vorentwurf sich ihr 
nicht mehr entziehen konnte. Er verordnete nach dem Vor- 
bild des norddeutschen Bundesentwurfs die Anwendung der 
Versuchsstrafe, „wenn die freie Willensbestimmung zwar nicht 
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ausgeschlossen, jedoch in hohem Grade vermindert war“. 
Selbstverschuldete Trunkenheit begründet die Milderungsstrafe- 
nicht. Gemeingefährliche vermindert Zurechnungsfähige können 
nach verbüßter Freiheitsstrafe in einer Heil-, Pflege- oder 
Trinkeranstalt verwahrt werden. Auch ist Vorsorge getroffen 
für individualisierten Strafvollzug. Die seit 4. April 1911 im 
Reichsjustizamt tagende Kommission zur Aufstellung eines 
Regierungsentwurfs hat eine beachtenswerte Verbesserung der 
Begriffsbestimmung vorgenommen. Hiernach liegt v. Z. vor, 
wenn „die Fähigkeit, das Ungesetzliche der Tat einzusehen 
oder den Willen dieser Einsicht gemäß zu bestimmen, zwar 
nicht ausgeschlossen, jedoch durch krankhafte Störung der 
Geistesstörung oder Bewußtseinsstörung in hohem Grade ver- 
mindert war“. Auch die Sicherungsmaßregeln sind dahin er- 
weitert, daß jugendliche vermindert Zurechnungsfähige unter 
Schutzaufsicht gestellt werden können. Was davon Gesetz 
werden wird, ist noch nicht abzusehen. Die gesetzliche An- 
erkennung selbst wird bleiben. 

Soweit die Orientierung über den dermaligen Stand der 
europäischen Gesetzgebung. Seinem Inhalte nach verteilt 
sich das gesamte aus In- und Ausland vorliegende Material 
auf vier, je in sich wieder zahlreiche Einzelprobleme um- 
schließende Grundfragen: Begriff, Strafprinzip, Straf- 
vollzug, Sicherung. Zu den ersten beiden seien mir wenige 
Bemerkungen gestattet. 

Zunächst zur Begriffsbestimmung der v. Z. Man 
streitet über ihre Möglichkeit, ihre Methode, ihre Not- 
wendigkeit. 

Ist die Aufstellung eines richterlich- brauchbaren Begriffs 
der v. Z. überhaupt nur möglich? Unmöglich, sagen die 
Gegner. Jede Formulierung sei zu eng oder zu weit, in jedem 
Fall willkürlich. Denn die Zustandsgebiete der geistigen 
Minderwertigkeit seien unbegrenzt. Der Einwand wäre be- 
gründet, wenn man es unternehmen wollte, den Reichtum 
dieser Zustände in eine kurze Formel zu pressen und darin 
zu erschöpfen. Aber das ist Zweck und Meinung nicht. Kli- 
nische Tatbestände und gesetzlicher Begriff sind 
zwei ganz verschiedene Dinge. Jene wohl unerschöpflich, aber 
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dieser bestimmbar. Jene entstehen, wechseln oder vermehren 
sich nach unkontrollierbaren natürlichen Bedingungen. Dieser 
wird nach dem übersehbaren Rechtsbedürfnis vom Gesetzgeber 
geprägt. Diese Prägung gibt die Möglichkeit und hat den 
Zweck, eben diejenige Bestimmtheit zu schaffen, welche für 
die Rechtsanwendung erforderlich und ausreichend ist. Sie ist 
getragen von der Tendenz der Beschränkung. Sie will 
aus der unendlichen Zahl der Fälle, welche klinisch zutreffend 
noch in die weit gezogenen Bahnen der geistigen Minder- 
wertigkeit gehören, nur diejenigen ergreifen und treffen, für 
welche eine rechtliche Ordnung nicht entbehrt werden 
kann. Sie erreicht dies durch Aufstellung juristischer 
Merkmale, deren der Gesetzgeber auch sonst sich bedient, wenn 
er irgendwo den EinfluB von Wissen und Wollen auf recht- 
lich verantwortliches Handeln abmessen soll. 

Damit ist schon der Weg für die richtige Methode der 
gesetzlichen Begriffisbestimmung angezeigt. Die rein bio- 
logische begnügt sich damit, die geistigen Mängel zu enu- 
merieren, welche die Zurechnungsfähigkeit ausschließen oder 
vermindern sollen. Der Rückschluß auf das Maß der die 
rechtliche Verantwortlichkeit noch ganz oder teilweise be- 
gründenden Willens- und Handlungsfähigkeit bleibt dabei 
lediglich dem freien Ermessen anheimgestellt. So Norwegen 
und frühere schweizer Entwürfe. Mit Recht wird dieser Me- 
thode der Vorwurf gemacht, daß sie dem Sachverständigen 
einen zu breiten Spielraum und auch die Gefahr zu großer 
Uubestimmtheit für die Entscheidung des Richters, namentlich 
des Laienrichters, in sich schließt. Zweckgemäß ist allein die 
biologisch-psychologische oder gemischte Methode. Sie fügt 
der Aufzählung der geistigen Mängel die psychologisch- 
juristischen Merkmale hinzu, welche dem Sachverständigen 
und Richter als äußerer Maß- und Grenzstab für die Be- 
urteilung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit dienen sollen. 
So die Mehrzahl der europäischen Gesetze und neueren Ent- 
würfe. Die Fassung dieser juristischen Merkmale selbst frei- 
lich kann wieder in sehr verschiedener Weise geschehen. Am 
wenigsten glücklich ist die Abstellung auf die verminderte 
Freiheit der Willensbestimmung. Dadurch wird in 


unklarer Weise die Metaphysik mit dem Strafrecht verquickt. 
Es wird der Anschein erweckt, als wolle der Strafgesetzgeber 
grundsätzlich zu dem Problem der Willensfreiheit im Sinne 
des Indeterminismus gegen den Determinismus Stellung nehmen. 
Nicht obgleich, sondern eben weil ich einem gemäßigten 
Indeterminismus huldige, wünsche ich diese unklare und miß- 
verständliche Einführung eines ganz anderen Gebieten ange- 
hörigen Streites aus dem Strafrecht entfernt. Vorbildlich zu- 
treffend hat der 27. Deutsch-Österreichische Juristentag die 
richterlich verwertbaren Merkmale v. Z. gefaßt. Der Täter 
müsse sich bei Begehung der strafbaren Handlung in einem 
nicht bloß vorübergehenden krankhaften Zustand be- 
fanden haben, „welcher das Verständnis für die Strafwürdig- 
keit seiner Handlung oder seine Widerstandskraft gegen straf- 
bares Handeln verminderte“ Diese Definition nimmt nicht 
willkürlich unbegrenzte klinische Zustände auf. Sie abstrahiert 
vielmehr aus der Gesamtheit dieser Zustände diejenigen 
Folgeerscheinungen, welche rechtlich erheblich, äußer- 
licher Feststellung zugänglich und so allgemein beschaffen 
sind, daß sie in jedem Falle geistiger Minderwertigkeit wieder- 
kehren. Sie liegen im Gebiete des Intellekts und der Willens- 
reaktion. Entweder äußert sich die Minderwertigkeit aller 
Typen in Mängeln des Verständnisses für die sozialrechtliche 
Ordnung -oder in geschwächter Widerstandskraft gegen ver- 
brecherische Triebe oder in beidem. Diese Kriterien kann 
jeder Laienrichter beurteilen. 

Ist aber auf diese Weise eine brauchbare gesetzliche Be- 
griffsbestimmung sehr wohl möglich, dann ist sie auch not- 
wendig. Ohne legale Definition wäre alles der Willkür von 
Sachverständigen und Richtern preisgegeben. Die Recht- 
sprechung würde eine ungleiche sein. Es fehlte jede Grund- 
lage für die Möglichkeit einer gerechten richterlichen oder 
administrativen Handhabung des Instituts; Urteil, Strafvollzug 
und Sicherung schwebten in der Luft. Das Vorhandensein 
eines gesetzlichen Begriffs soll den Richter nötigen, der Tat- 
sache der v. Z. diejenige Beachtung im Einzelfalle zuzuwenden, 
welche sie im Dienst der Rechtspflege zum Schutze der Gesell- 
schaft und im Interesse des Verbrechers selbst erheischt. Sie 
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soll ihn demgemäß auch antreiben, sich dasjenige Maß psy- 
chiatrischer Kenntnisse und Beobachtungsgabe zu 
sichern, das für die Strafrechtspflege unerläßlich ist. Auch 
hierin schon liegt ein hoher Gewinn. 

Ein Schlußwort noch über das Strafprinzip. Drei An- 
sichten stehen sich gegenüber. Der verminderte Zurechnungs- 
fähige ist überhaupt nicht zu bestrafen. Sodann: mildere 
Bestrafung, aber entweder obligatorisch in jedem Fall oder 
fakultativ nach richterlichem Ermessen. Die erstere An- 
sicht lebne ich grundsätzlich ab. Sie hebt das Strafrecht auf. 
Der vermindert Zurechnungsfähige ist zurechnungsfähig, 
also auch für verminderte Schuld verantwortlich. Auch wird 
die Behauptung, daß die Strafe ihre normale Funktion an 
geistig Minderwertigen nicht zu erfüllen vermöge, durch alle 
Erfahrungstatsachen widerlegt. Sie werden von ihr genau so 
beeinflußt, wie Vollwertige. Sie empfinden sie als Übel, als 
Folge ihrer Schuld. Sie werden nicht weniger als jene durch 
Vollzug der Strafe abgeschreckt, gehemmt, erzogen. Über- 
haupt kann die Strafe nicht durch das größere oder geringere 
Maß ihrer Zweckerfüllung zu. begründen sein. Sonst 
würde man grundsätzlich zu der Forderung völliger Straflosig- 
keit des unverbesserlichen Gewohnheitsverbrechers geführt. Es 
bleibt nur die Wahl zwischen obligatorischer oder fakul- 
tativer Strafmilderung. Die erstere ist das fast ausnahms- 
lose Strafprinzip der Gesetze und Entwürfe, auch des deut- 
schen Vorentwurfs. Ich habe es früher auch vertreten, kann 
es aber dem Gesetzgeber nicht weiter empfehlen. Torp be- 
richtet aus der dänischen Erfahrung: „Bei uns, wo man obli- 
gatorische Strafmilderung immer gehabt hat, ist man darüber 
sehr unzufrieden und verlangt alle Welt ihre Abschaffung.“ 
In der Tat gibt es Fälle, in denen sich die mildere Bestrafung 
des vermindert Zurechnungsfähigen durchaus nicht rechtfertigt 
oder empfiehlt, so, wenn wie Finger mit Recht hervor- 
gehoben hat, die Widerstandslosigkeit gegen strafbares Han- 
deln durch gewohnheitsmäßige Verübung selbst verschuldet 
war. Man lasse also dem Richter freie Hand. Der Milderungs- 
grund sei fakultativ. Namentlich auch alle Erfahrungen über 
die Wirkungslosigkeit oder Schädlichkeit kurzer Freiheits- 
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strafeon an vermindert Zurechnungsfähigen weisen darauf hin. 
Das Milderungsprinzip selbst kann in einem oder anderem 
Fall zweifach verschieden sein: unbeschränkt oder nach 
gesetzlichem Maßstab beschränkt. Unbeschränkte Milderung 
nach freiem richterlichen Ermessen hat der schweizer, auch 
der serbische Entwurf. Dies halte ich nicht für glücklich 
Höchstens für Jugendliche ließe sich darüber reden. Im übrigen 
darf der große Gedanke der richterlichen Freiheit nicht zur 
richterlichen Willkür entarten. Fast alle Rechte binden den 
Richter an einen gesetzlichen Maßstab. Zumeist ist es der 
der Versuchsstrafe. So auch im deutschen Vorentwurf. An 
sich fehlt ja hier jeder innere und änßere Vergleichspunkt. 
Vor allem ist der Grund der Milderung bei Versuch und v. Z. 
ohne alle Analogie, dort in mangelndem Erfolg, also im ob- 
jektiven Tatbestande, hier in subjektiven Defekten des Täters 
gelegen. Wenn aber der Strafrahmen des Versuches nach 
Maß und Art soweit gezogen ist, wie im D. V. E., mag man 
jene Bedenken zurückstellen. Unter allen Umständen zu miß- 
billigen ist der empfohlene Maßstab der Jugendstrafe Es 
ist ein Riesenunterschied zwischen dem geistig Minderwertigen 
und dem wegen Jugend noch nicht Vollwertigen. Auch 
wäre nicht zu raten, durch die Einheit der gesetzlichen Straf- 
androhung gewissermaßen generell den jugendlichen Übeltätern 
das Stigma der geistigen Minderwertigkeit aufzudrücken. Prin- 
zipiell richtig wäre nur die Aufstellung eines besonderen 
Strafrahmens für vermindert Zurechnungsfähige. Auszu- 
schließen wären Todesstrafe und lebenslängliche Freiheitsstrafe. 
Alle anderen Strafmittel könnten der Art nach bleiben, die 
zeitigen Freiheitsstrafen verschiedenen Grades, Geld- und 
Ehrenstrafen. Sie wären nur im Maß und in der Vollzugs- 
weise den besonderen Bedürfnissen geistig minderwertiger Ver- 
brecher anzupassen. 

So wichtig aber auch die Straffrage, — das Wichtigste 
innerhalb des ganzen Problems ist sie nicht. Ob der ver- 
mindert Zurechnungsfähige etwas mehr oder minder zu büßen 
habe, ist bedeutungsvoll für seine Person, es bedeutet nichts 
für den Dienst, welchen das Strafrecht der Gesamtheit 
leisten muß. Hier steht gleichwertig neben der vergeltenden 
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Gerechtigkeit die Bewahrung vor Rückfall, Schutz der Gesell- 
schaft, Schutz des vermindert Zurechnungsfähigen selbst vor 
Wiederholung des Verbrechens. Diesen Dienst leistet die 
Sicherung. Die eigentliche Lösung des Problems der v. 2. 
ist die richtige Gestaltung des Sicherungsproblems. Zwei 
große Ströme müssen hier ineinanderfließen, die Hilfe der 
staatlichen Macht und die frei dargebotene Hilfe der Menschen- 
liebe und Barmherzigkeit. Leider ist mir durch die zugemessene 
Zeit versagt, diesen Fragen, welche ein großes selbständiges 
Problem für sich bilden, hier noch näherzutreten. 


Die Klippe des Zurechnungsproblems. 
Von 
Dr. E. Mezger. 
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Es ist keine Frage, daß die moderne Entwickelung der 
Psychiatrie dem Problem der Zurechnungsfähigkeit eine ganze 
Fülle neuer Gesichtspunkte eröffnet hat. Mit diesem erhöhten 
Einfluß ist aber in den weitesten Kreisen auch das Unbe- 
hagen gewachsen: kann da nicht schließlich jeder Verbrecher 
für geisteskrank, für unzurechnungsfähig erklärt werden? 
Bresler zitiert in den Jurist.-Psychiatr. Grenzfragen Bd. V S. 4 
eine Äußerung des Berliner Tageblatts vom 16. Juli 1906: 
„Die Abwälzung strafbarer Personen auf die Irrenhäuser hat 
während des letzten Jahrzehnts einen auffallend großen Um- 
fang angenommen. Im Volksbewußtsein erregt die Art, wie 
sich vor den forensischen Schranken Justiz und medizinische 
Wissenschaft gegenüberstehen, längst Befremden. Auch an ge- 
setzgeberischer Stelle beginnt man diesen Vorgängen erhöhte 
Aufmerksamkeit zuzuwenden.* Und ein Mann wie Erich 
Wulffen, der nicht müde wird, immer und immer wieder 
auf die Verdienste der Mediziner um die gesamte moderne 
Strafrechtswissenschaft hinzuweisen, sagt in seiner „Psychologie 
des Verbrechers* Bd. I S. XIV: „Es wird für die Länge der 
Zeit nicht erträglich sein, daß fünf Juristen über einen Ver- 
brecher zu Gericht sitzen, und ein einziger Mediziner, keines- 
wegs eine Autorität, den Bewes der Unzurechnungsfähigkeit 
zu führen unternimmt, ohne daß die Richter in der Lage wären, 
diese Beweisführung, die doch einen ganz wesentlichen Teil 
ihrer Rechtsfindung bilden müßte, nachzuprüfen.“ 
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Aber nicht nur der allgemeine Einfluß der Psychiatrie in 
foro erregt bei Vielen Unbehagen. Es ist ein ganz spezielles 
Ergebnis psychiatrischer Forschung, das manchen bedenklich 
stimmen kann. Früher glaubte man, daß zwischen geistiger 
Krankheit und geistiger Gesundheit eine scharfe Grenze ge- 
zogen sei. Heute wissen wir, daß es sich hier nicht um eine 
scharfe Grenze, sondern um ein weites Gebiet „psychischer 
Grenzzustände“ handelt. „Das Bedürfnis nach einer strengen 
Begriffsbestimmung der Geisteskrankheiten, nach einer Ab- 
grenzung dieser letzteren von der Breite der Gesundheit, ist 
in der Geschichte der Psychiatrie der Ausgangspunkt zahlloser, 
angestrengter Bemühungen, scharfsinniger Auseinandersetzungen 
und spitzfindiger Beweisführungen gewesen, bis endlich die un- 
vermeidliche Erkenntnis sich immer mehr Bahn zu brechen 
begann, daß die Fragestellung von vornherein eine falsche war. 
daß es hier wirklich scharfe Grenzen und unfehlbare Kenn- 
zeichen der Natur der Sache gemäß ebensowenig geben kann. 
wie bei der Unterscheidung körperlicher Gesundheit und Krank- 
heit.“ (Kraepelin.) Der Begriff der Zurechnungsfähigkeit — 
dies ist die juristische Konsequenz dieser Erkenntnis — ist 
kein isolierter Begriff. Die Unzurechnungsfähigkeit stellt nur 
den Nullpunkt auf der Stufenleiter der Schuld dar. Jedes 
psychische Merkmal, das in seinen höheren Graden dem Täter 
das Privilegium der „Unzurechnungsfähigkeit* verleiht, ver- 
mindert, wo esin milderer Form auftritt, den Grad seiner Schuld. 

All dies, die Notwendigkeit, im Einzelfalle darüber zu 
urteilen, ob der Täter „zurechnungsfähig* oder „unzurechnungs- 
fähig“ ist, die Notwendigkeit, beim zurechnungsfähigen Menschen 
sich ein Urteil über den Grad seiner Schuld zu bilden, fordert 
erneut zur Prüfung der Frage auf, von welchen allgemeinen 
Voraussetzungen die Zurechnungsfähigkeit eines Menschen ab- 
hängig ist. Nur wenn wir diese Voraussetzungen im allge- 
meinen kennen, vermögen wir zu beurteilen, ob dieselben ım 
einzelnen Falle gegeben sind oder nicht und ob ersteres 
ın vollem oder nur in beschränktem Umfange zutrifft. 

I. 

Unter welchen allgemeinen Voraussetzungen erklären 

wir also — so lautet unsere Frage — einen Menschen für 
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‚zurechnungsfähig“? Hierüber gehen die Meinungen sehr 
auseinander. 

1. Den Einen genügt als Voraussetzung „die Möglich- 
keit eines Werturteils“. So bemerkt v. Lilienthal, 
Über Zurechnungsfähigkeit (in Aschaffenburgs Monatsschrift 
Bd. V S. 257ff.): „Die einzige notwendige Voraussetzung 
für das Strafrecht ist die Möglichkeit eines Werturteils, 
und Werturteile sind unabhängig davon, ob das zu Beurteilende 
auch anders habe sein können. Niemand denkt daran, sein 
Urteil über den ästhetischen Wert einer menschlichen Er- 
scheinung davon abhängig zu machen, ob es im Belieben des 
Häßlichen gestanden hätte, schön zu sein. Auch ethische Wert- 
urteile dürfen von einer ähnlichen Erwägung nicht abhängen. 
Sie beziehen sich auf die ethische Persönlichkeit wie sie 
is.“ Nach diesem Standpunkt bedeutet „Zurechnung“ nichts 
anderes als ein Werturtel über den Charakter eines 
Menschen. Bei Windelband, Präludien (Normen und 
Naturgesetze) heißt es S. 242 in diesem Sinne über die Ver- 
antwortlichkeit des Menschen: „Sein Wesen entscheidet, welche 
unter den für den Menschen in abstracto möglichen Entschei- 
dungen wirklich wird, und über dieses sein Wesen als 
die Ursache des einzelnen Wollens sprechen wir das Urteil, 
wenn wir ihn verantwortlich machen.**) Dieser Gedanke ist 
nicht neu. Schon Schopenhauer, Preisschrift über die Frei- 
heit des Willens (1839) hat ihn mit voller Klarheit ausge- 
drückt (Original S. 93): Wir finden in uns „das völlig deut- 
liche und sichere Gefühl der Verantwortlichkeit für das, 
was wir tun, der Zurechnungsfähigkeit für unsere Hand- 
lungen, beruhend auf der unerschütterlichen Gewißheit, daß 
wir selbst die Täter unserer Taten sind. Vermöge dieses Be-- 
wußtseins kommt es keinem, auch dem nicht, der von der im 
Bisherigen dargelegten Notwendigkeit, mit welcher unsere 
Handlungen eintreten, völlig überzeugt ist, jemals in den Sinn, 
sich für ein Vergehen durch diese Notwendigkeit zu entschul- 





*) Auch v. Liszt, Z.-Str.-W. Bd. 18 S. 237 f. sagt: „Unsere gesamten 
Reformbestrebungen lassen sich ja in die Forderung zusammenfassen, 
daß mit der Zurechnung der Tat zum Charakter endlich einmal Ernst 
gemacht werde.“ 
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digen, und die Schuld von sich auf die Motive zu wälzen, da 
ja bei deren Eintritt die Tat unausbleiblich war. Denn er 
sieht sehr wohl ein, daß diese Notwendigkeit eine subjek- 
tive Bedingung hat, und daß hier objektive, d. h. unter den 
vorhandenen Umständen, also unter der Einwirkung der Motive, 
die ihn bestimmt haben, doch eine ganz andere Handlung, ja 
die der seinigen gerade entgegengesetzte, sehr wohl möglich 
war und hätte geschehen können, wenn nur Er ein Anderer 
gewesen wäre; hieran allein hat es gelegen. Ihm, weil er 
dieser und kein Anderer ist, weil er einen solchen und solchen 
Charakter hat, war freilich keine andere Handlung möglich ; 
aber an sich selbst, also objektive, war sie möglich. Die 
Verantwortlichkeit, deren er sich bewußt ist, trifft daher 
bloß zunächst und ostensibel die Tat, im Grunde aber seinen 
Charakter: für diesen fühlt er sich verantwortlich. Für 
diesen machen ihn auch die Andern verantwortlich, indem 
ihr Urteil sogleich die Tat verläßt, um die Eigenschaften des 
Täters festzustellen. Die Tat, nebst dem Motiv, kommt dabei 
bloß als Zeugnis von dem Charakter des Täters in Betracht, 
gilt aber als sicheres Symptom desselben, wodurch er un- 
widerruflich und auf immer festgestellt ist. Also nicht auf die 
vorübergehende Tat, sondern auf die bleibenden Eigenschaften 
des Täters, d. h. des Charakters, aus welchem sie hervor- 
gegangen, wirft sich der Haß, der Abscheu und die Ver- 
achtung. Daher sind in allen Sprachen die Epitheta moralischer 
Schlechtigkeit, die Schimpfnamen, welche sie bezeichnen, viel 
mehr Prädikate des Menschen als der Handlungen. Dem 
Charakter werden sie angehängt: denn dieser hat die 
Schuld zu tragen, deren er auf Anlaß der Taten bloß über- 
führt worden.“ 

Eine Konsequenz ist auf diesem Standpunkt unab- 
weisbar. Auch der Geisteskranke unterliegt dieser Be- 
urteilung. Höfler, Sieben Thesen (1897) S. 31, sagt ganz 
richtig: „Möglich sogar, daß in diesem Sinne die meisten Ver- 
brecher geisteskrank sind. Aber was ändert das an der 
moralischen Bedeutung dessen, was sie tun, was ferner an der 
Tatsache, daß sie es sind, die es tun, aus ihrer eigensten 
Natur heraus und nicht irgendwelchen, außer ihr liegenden 
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Antrieben folgend?“ Noch deutlicher vielleicht Pelmann. 
Psychische Grenzzustände (1909) S. 43 f£.: „Daß hierdurch auch 
die strafrechtliche Einschätzung der Geisteskranken eine andere 
wird, soll kurz erwähnt werden. Die Geistesstörung kann 
fernerhin wohl als eine Erklärung, aber nicht mehr als eine 
Entschuldigung des Verbrechens gelten, und die Gesellschaft 
muß dem Geisteskranken gegenüber das gleiche Recht des 
Schutzes haben. Ein Verbrechen begeht der Geisteskranke 
ebensogut wie der Nichtirre.“ Wo die einzige Voraussetzung 
der Zurechnungsfähigkeit in der „Möglichkeit eines Wert- 
urteils“ erblickt wird, da ist diese Voraussetzung auch beim 
Geisteskranken gegeben. Der Geisteskranke ist so gut 
zurechnungsfähig wie der Geistesgesunde. 


2. Zweifellos entspricht dieser Standpunkt nicht dem popu- 
lären Schuldbegriff und nicht dem Schuldbegriff. unseres gel- 
tenden Rechts. Das RStGB. bestraft nicht den Charakter eines 
Menschen, sondern bestraft seine Tat. Das RStGB. sieht nicht 
alle Menschen für zurechnungsfähig an, sondern erklärt aus- 
drücklich in seinem $ 51 eine bestimmte Gruppe derselben 
fir unzurechnungsfähig. Gewiß, auch das RStrGB. setzt 
beim Begriff der Zurechnungsfähigkeit „die Möglichkeit eines 
Werturteils“ voraus. Es statuiert daneben aber als weitere 
Voraussetzung der Zurechnungsfähigkeit eines Menschen „eine 
bestimmte psychische Beschaffenheit“ des Beurteilten 
selbst. 


Worin besteht nun die psychische Beschaffenheit eines 
Menschen, die geeignet ist, seine Zurechnungsfähigkeit zu be- 
gründen? Auch hierüber gehen die Meinungen wieder erheb- 
lich auseinander. 


a) Die Einen sehen die Grundlage unseres ganzen Straf- 
rechts und des geltenden Zurechnungsfähigkeitsbegriffs im be- 
sonderen in der „Willensfreiheit“. So beispielsweise 
Beling in seinen Grundzügen des Strafrechts (4. Aufl, 1912) 
S. 43 f. Ob der Mensch diese Willensfreiheit, das liberum 
arbitrium indifferentiae, im Zeitpunkt der Tat besessen hat 
oder nicht, diese Frage soll auch die Frage der Zurechnungs- 
fähigkeit im einzelnen Fall entscheiden. 
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Zunächst werden wir uns hierbei aber zu vergegenwärtigen 
haben, „daß die Wahlfreiheit der Indeterministen nicht, wie ge- 
legentlich behauptet wird, eine Tatsache ist, sondern eine 
Hypothese.“*) Auch erklärte Indeterministen erkennen dies 
an. Gretener, Die Zurechnungsfähigkeit im Vorentwurf zu 
einem Deutschen Strafgesetzbuch (1910), sagt mit Recht S. 70 
unter Zurückweisung der Ansicht von Kohler**: „Die Be- 
hauptung, die Willensfreiheit im indeterministischen Sinne sei 
eine durch Erfahrung und Beobachtung festgestellte Tatsache, 
so daß ihr Vorhandensein oder auch ihr Mangel zum Gegen- 
stand direkter richterlicher oder sachverständiger Untersuchung 
gemacht werden könne, bleibt um so mehr eine bloße Be- 
hauptung, als gar manche Deterministen ihren Standpunkt 
gerade auf die gegenteilige Behauptung zu stützen versuchen 
oder doch mindestens von den Fortschritten der empirischen 
Psychologie den Nachweis der kausalen Bedeutung der Motive 
erhoffen.“ Die Annahme eines freien Willens ist aber für die 
naturwissenschaftlich-deskriptive Betrachtung der Lebensvor- 
gänge nicht nur eine Hypothese, wie jede andere Hypothese 
auch; sie ist vielmehr eine Hypothese, „die zudem gegen ein 
Postulat unserer theoretischen Vernunft verstößt.“ Schon 
Kant betont dies in seiner Kritik der reinen Vernunft (2. Aufl., 
1787) S. 569 f.: „Das Naturgesetz, daß alles, was geschieht, 
eine Ursache habe, dies Gesetz, durch welches Erscheinungen 
allererst eine Natur ausmachen und Gegenstände einer Er- 
fahrung abgeben können, ist ein Verstandesgesetz, von welchem 
es unter keinem Vorwande erlaubt ist, abzugehen, oder irgend 
eine Erscheinung davon auszunehmen; weil man sie sonst 
außerhalb aller möglichen Erfahrung setzen, dadurch aber von 
allen Gegenständen möglicher Erfahrung unterscheiden und sie 
zum bloßen Gedankendinge und einem Hirngespinst machen 
würde.“ Und auch ein überzeugter Indeterminist wie Sig- 
wart erklärt in seiner Logik (3. Aufi., 1904) Bd. II, S. 670£.: 


*) Liepmann, Über Adolf Merkel in der Z.f.StRW. Bd. 17, 
S. 689. 

**) Welcher „mit beneidenswerter Sicherheit“ behaupte, die Frage 
der Willensfreiheit sei „eine rein psychologische, ja psychologisch 
empirische“. 
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„Für das gesamte Gebiet der Psychologie und der geschicht- 
lichen Forschung ist vom methodischen Gesichtspunkt die 
Voraussetzung aller Induktion in ihren verschiedenen Formen 
der Determinismus, einfach darum, weil es ein wissen- 
schaftliches Begreifen nur soweit gibt, als wir die einzelnen 
Erscheinungen des Seelenlebens auf Gesetze, teils Entwick- 
lungsgesetze, teils Kausalgesetze, zurückführen können, nach 
welchen unter bestimmten Bedingungen bestimmte Erschei- 
nungen des Bewußtseins eintreten.“ Die Annahme einer 
„Willensfreiheit“ bedeutet also nichts anderes als einen Ver- 
zieht auf empirisch-wissenschaftliches Begreifen der psychi- 
schen Vorgänge; sie stellt für unser Denken etwas schlechthin 
Unbegreifliches dar. Für unsere Untersuchung ergibt sich 
hieraus die wichtige Konsequenz, daß wir das Vorhandensein 
oder Nichtvorhandensein der Willensfreiheit empirisch auf 
direktem Wege im Einzelfalle niemals feststellen können, daß 
also die ganze Hypothese vom freien Willen für unsere Be- 
stimmung der praktischen Kennzeichen der Zurechnungs- 
fähigkeit wertlos ist. In der Tat hat auch noch kein Ver- 
treter der Willensfreiheit anzugeben vermocht, in welcher Weise 
-ibr Vorhandensein oder auch ihr Mangel zum Gegenstand 
direkter richterlicher oder sachverständiger Untersuchung 
gemacht werden könne“. Wir sind also genötigt, die allgemeinen 
Voraussetzungen und Kennzeichen der Zurechnungsfähigkeit in 
anderer Weise als durch die Annahme eines freien Willensver- 
mögens zu suchen. Die Frage „Determinismus oder Indeterminis- 
mus?“ fällt gar nicht in das Gebiet unserer Untersuchung. 

b) Zur Beantwortung unserer Frage gelangen wir auf 
Grund folgender Erwägung. Das Strafgesetzbuch bestraft die 
Tat eines Menschen, und zwar die Tat um ihrer Rechtswidrig- 
keit, um ihrer Normwidrigkeit willen. Voraussetzung 
einer Bestrafung des Täters ist also: die Fähigkeit des- 
selben, normgemäß zu handeln*) Es ist nicht richtig, 


*, Die Strafe selbst ist nur eine Folge der Tat, deren Straf- 
würdigkeit in Frage steht. Wir dürfen deshalb die Zurechnungsfähig- 
keit im Sinne des geltenden Rechts nicht mit v. Liszt, Z. f. StrW. 
Bd. 17, S. 76, als „die Empfänglichkeit für die durch die Strafe be- 
zweckte Motivsetzung“ definieren. 
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wenn v. Lilienthal a. a. O. sagt: „Niemand denkt daran, 
sein Urteil über den ästhetischen Wert einer menschlichen 
Erscheinung davon abhängig zu machen, ob es im Belieben 
des Häßlichen gestanden hätte, schön zu sein. Auch ethi- 
sche Werturteile dürfen von einer Ähnlichen Er- 
wägung nicht abhängen.“ In Wirklichkeit besteht viel- 
mehr zwischen ästhetischen und ethischen Werturteilen ein 
fundamentaler Unterschied. Das ethische Urteil enthält — 
anders als das ästhetische Urteil — allüberall das Element 
des Sein-Sollens; es fordert, wo ihm nicht entsprochen 
wird, ein Anderssein. Die ethische Norm trägt verbind- 
lichen Charakter; sie erhebt den Anspruch, daß ihr ent- 
sprochen werde, daß ihren Befehlen Gehorsam entgegen- 
gebracht wird. Die allgemeine Voraussetzung der Zurech- 
nungsfähigkeit ist deshalb die Möglichkeit solchen Ge- 
horsams. 

Wodurch ist nun diese Möglichkeit gegeben? Wir finden sie 
in einer allgemeinen Eigenschaft des erwachsenen Menschen. 
„Das Gesetz nimmt an, daß der erwachsene Mensch eine 
bestimmte Summe von Eigenschaften besitzt, die ihn im straf- 
rechtlichen Sinne verantwortlich machen. Es ist dies eine 
Voraussetzung, die ohne Prüfung solange zu Recht besteht, bis 
das Gegenteil bewiesen wird.“ (Hoche, Handbuch der ge- 
richtlichen Psychiatrie, 1901, S. 395.) Genauer gesagt: wir 
finden die Möglichkeit, normgemäß zu handeln, in der Ver- 
nunftanlage des Menschen, in seiner Fähigkeit, sein 
Handeln nicht allein durch die augenblicklichen Reize bestim- 
men zu lassen. Diese Vernunftanlage des Menschen „besteht 
darin, daß der Mensch nicht, wie das Tier, bloß der an- 
schauenden Auffassung der Außenwelt fähig ist, sondern aus 
dieser Allgemeinbegriffe zu abstrahieren vermag, wodurch die 
großen Vorzüge des Menschengeschlechts vor allen übrigen 
möglich werden, nämlich Sprache, Besonnenheit, Rückblick 
auf das Vergangene, Sorge für das Künftige, Absicht, Vor- 
satz, planmäßiges gemeinsames Handeln Vieler, Staat, Wissen- 
schaften, Künste usw. Alles dieses beruht auf der einzigen 
Fähigkeit, nichtanschauliche, abstrakte, allgemeine Vorstellungen 
zu haben, die man Begriffe nennt. Der Mensch hat einen 
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unendlich weiteren Gesichtskreis, welcher das Abwesende, das 
Vergangene, das Zukünftige begreift: dadurch hat er eine sehr 
viel größere Sphäre der Entwicklung von Motiven und folglich 
auch der Wahl, als das auf die enge Gegenwart beschränkte 
Tier. Nicht das seiner sinnlichen Anschauung Vorliegende, in 
Raum und Zeit Gegenwärtige, ist es in der Regel, was sein 
Tun bestimmt: vielmehr sind es bloße Gedanken, die er in 
seinem Kopfe überall mit sich herumträgt und die ihn vom 
Eindruck der Gegenwart unabhängig machen.**) Wo diese 
Fähigkeit vernünftiger Bestimmung des eigenen 
Handelns im allgemeinen gegeben ist, ist der 
Mensch zurechnungsfähig; wo sie fehlt, müssen 
wirihn als unzurechnungsfähig ansehen. 

Im Ergebnis gelangen auch die meisten Indeterministen 
zu diesem Resultat. So wenn beispielsweise ein Mensch dann 
als „willensfrei“ angesehen wird, wenn er imstande ist, den in. 
ihm auftretenden Reizen Hemmungsvorstellungen gegenüber- 
zustellen und danach seine Entschließungen zu fassen. Be- 
ling, a. a. O. S. 44, definiert die Zurechnungsfähigkeit, 
„de kriminalistische Seite der Willensfreiheit“, als „die- 
jenige seelische Verfassung, in der die Widerstandskraft als. 
Kraft, dem Rechte gehorsam zu sein, vorhanden ist.“ 
Gretener, Die Zurechnungsfähigkeit im Vorentwurf zu einem 
Deutschen Strafgesetzbuch (Leipzig 1910) erblickt als „erstes 
und wesentlichstes Element“ der psychischen Verfassung des 
Zurechnungsfähigen „die Einsichtsfähigkeit oder das sogenannte 
Unterscheidungsvermögen“ (S. 73), „als zweites Element die 
Fähigkeit der Selbstbeherrschung und Selbstbestimmung, welche 
auch besonnene Vertreter des Determinismus als Voraussetzung 
eines echten Wollens im Gegensatz zum zwangsmäßigen, im- 
pulsiven und triebartigen Handeln anerkennen“ (S. 78 und 87). 
„Nur diese Verbindung beider Elemente der Zurechnungs- 
unfähigkeit wird der Tatsache gerecht, daB der Mangel der 
Zurechnungsfähigkeit, insbesondere bei Geisteskranken, nicht 
stets durch die Unfähigkeit zur Erkenntnis bedingt ist, daß 
Wahnvorstellungen fehlen können, während das Wollen ohn- 


+*) Schopenhauer, Die Freiheit des Willens. 2. Aufl., 1860. 
S. 33—34. 
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mächtig ist“ (S. 87). Der Indeterminismus ist aber nicht Vorause 
setzung unserer Deduktion. Ob die „Willensfreiheit“ für die 
theoretische Betrachtung der Ethik und des Strafrechts, für 
die theoretische Rechtfertigung der Zurechnung zur Schuld, 
ein .notwendiges „Postulat“ darstellt oder nicht,*) ob wir. 
uns hierbei die Entstehung und Einschaltung der „Hemmungs- 
vorstellungen“ notwendig in Verknüpfung mit einem Subjekt, 
einem „Ich“, einer „Persönlichkeit“ vorstellen müssen **) im 
Gegensatz zu einem mehr „unpersönlichen* Auftreten der 
Reize, diese Fragen können für uns ganz dahingestellt 
bleiben. Für die praktische Grundlage der Zurechnung im 
einzelnen Falle ist entscheidend die Frage, ob und inwieweit 
das betreffende Individuum im allgemeinen diejenige psy- 
chische Anlage besitzt, welche es befähigt, Befehle und Normen 
aufzufassen und aus denselben wirksame DBeweg- 
gründe seines Handelns werden zu lassen. Diese 
Frage aber ist eine rein empirisch-psychologische; sie kann 
untersucht und entschieden werden, ganz unabhängig davon, 
welche Stellung man der Frage der Willensfreiheit gegenüber 
einnimmt. 
. IH. 

Wir wollen nun im Folgenden den Versuch machen, die 
entwickelten Gesichtspunkte praktisch auf das Problem der 
Zurechnung anzuwenden. 

1. Das Ergebnis unserer Untersuchung, daß nämlich die 
Zurechnungsfähigkeit in der Vernunftanlage des Menschen 
basiert, ergibt uns zunächst folgende Konsequenzen. 

a) Wir fanden das Wesen dieser „Vernunftanlage“* in „der 
einzigen Fähigkeit, nichtanschauliche, abstrakte, allgemeine 
Vorstellungen zu haben, die man Begriffe nennt“. Die 
Wurzel dieser Anlage liegt also im Gebiete des Intellekts. 
Die Voraussetzung der Zurechnungsfähigkeit fehlt deshalb oder 
ist gemindert, wo der Täter Störungen auf intellektuellem 
Gebiet aufweist. Psychische Störungen auf intellektuellem Ge- 
biet, durch welche die „freie Willensbestimmung im Sinne 
des $51 StGB. ausgeschlossen“ sein kann, treffen wir zunächst 


*) J. Kant, Kritik der praktischen Vernunft (2. Aufl. 1787) S. 287 f. 
*%*) Vgl. hierzu Sigwart, Logik, Bd. II S. 201—204. 
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bei den Sinnestäuschungen und bei den Wahnideen. 
Bei den Sinnestäuschungen pflegt man zwischen „Halluri- 
nationen“ und „Illusionen“ zu unterscheiden; unter Halluzi- 
nationen versteht man sinnliche Wahrnehmungen ohne äußeros 
Objekt, unter Illusionen subjektive Fälschungen realer Wahr- 
nehmungen. „Geisteskrank wird der Halluzinant in dem Augen- 
blick, in dem er anfängt, die krankhaft trügende Wahrnehmung 
in gleicher Weise zu verwerten wie die normale.“*”) Unter 
„Wahnidee“* („Wahnvorstellung“, „fixe Idee“) versteht Hoch ~, 
a. a. O. S. 428, die „krankhaft gefälschte, unkorrigierbare 
Vorstellung“. „Die forensische Bedeutung der Wahnide:n 
liegt, ganz allgemein gesprochen, darin, daß das Ergebnis der 
Denkvorgänge eines Menschen notwendigerweise falsch werden 
muß, wenn falsche, aber nicht als falsch erkannte Einzelglieder, 
krankhaft gefälschte Vorstellungen, darin enthalten sind; auch 
das Handeln beruht dann auf krankhaft veränderten Voraus- 
setzungen.“ Besonders bemerkenswert sind die „fixierten und 
oft in ein System gebrachten Wahnideen der chronischen Para- 
noia“. (Hoche, S. 429.) Zu den geistigen Defekten auf in- 
tellektuellem Gebiet gehören aber neben den Sinnestäuschungen 
und Wahnideen vor allem die Störungen des Urteils- 
rermög ens. Wir finden dieselben bei den verschieden- 
artigsten psychischen Erkrankungen, am reinsten beim sogen. 
Schwachsinn. „Das in gleicher Weise für die klinische 
Beobachtung wie für die gerichtliche Beurteilung hervor- 
stechendste Symptom aller psychischen Schwächezustände ist 
die Schwäche des Urteilsvermögens. Das Urteilsvermögen be- 
summt im allgemeinen, auch bei den Geistesgesunden, die 
Stellung des Einzelnen auf der intellektuellen Stufenleiter.“ 
(Hoche, S. 516.) 

b) Dadurch, daß wir die ganze „Zurechnung zur Schuld“ 
auf die Vernunftanlage des Menschen basieren, bringen wir 
gleichzeitig zum Ausdruck, daß alle außerhalb dieser Anlage 
gelegenen Momente dem Täter nicht „zur Schuld“ anzurechnen 
sınd, vielmehr seine Schuld gerade umgekehrt in milderem 
Lichte erscheinen lassen, soweit sie für die Tat bestimmend 


*) Vergl. Hoche, Handb. der gerichtl. Psychiatrie (1901) S. 420 
bis 497. 
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gewesen sind. Hierher gehört aller äußere Zwang, wie er in seiner 
ausgeprägtesten Form in $ 52 StGB. die Strafbarkeit des Täters 
überhaupt beseitigt. Hierher gehören weiter auf psychischem 
Gebiet alle suggestiven Einflüsse, denen der Täter unterliegt. 
So die suggestiven Einwirkungen, wie sie in Gestalt von Ver- 
führung, Verleitung, Überredung von einzelnen Personen aus- 
gehen, so auch die suggestiven Einwirkungen der gesamten 
Umgebung, des „Milieus“, wie die Erziehung, die Einflüsse der 
Gesellschaft, der Lektüre, der Presse u. ähnl. Hierher gehört 
aber endlich — und darin liegt die bedeutsamste Konsequenz 
unseres Standpunkts — die gesamte psychische Cha- 
rakteranlage des Täters selbst, soweit sie nicht spe- 
ziell der Vernunftanlage angehört. In milderem Lichte er- 
scheint die „Schuld“ des Täters auch dort, wo Anomalien der 
affektiven Seite seines Charakters die Tat veranlaßt haben. 
Hierher gehören alle Anomalien der Gefühlssphäre, insbe- 
sondere die krankhaften Gemütsbewegungen, der sogen. patho- 
logische Affekt, d. h. nach Hoche S. 453 „alle diejenigen 
Gemütsbewegungen, die entweder nach ihrer Entstehungsweise 
oder nach der Art des Ablaufes und der Wirkung auf das ge- 
samte psychische Geschehen krankhaft sind.“ Zur Störung 
der affektiven Seite des Charakters gehören sodann vor allem 
die Abnormitäten des eigentlichen Trieblebens; sie stellen bald 
eine lediglich quantitative Abweichung von der Norm, bald 
(allein oder in Verbindung mit quantitativer Steigerung) eine 
qualitative Änderung des normalen Trieblebens dar. (Hoche, 
S. 481.) Alle diese affektiven Charakteranomalien schaffen 
eine veränderte Reizstruktur des Individuums und können dem- 
selben daher nicht zur „Schuld“ im Sinne des geltenden 
Rechts angerechnet werden. Zum entgegengesetzten Resultat 
müssen alle diejenigen gelangen, welche in der „Zurechnung“ 
nichts anderes erblicken als ein „Werturteil über den Cha- 
rakter eines Menschen“. Für diese vermindern alle derartigen 
Anomalien der affektiven Seite den Wert des Charakters eines 
Menschen, beeinflussen also das genannte Werturteil im un- 
günstigen Sinne. 

2. Wir haben gesehen: intellektuelle Defekte vermin- 
dern die Zurechnungsfähigkeit eines Individuums, weil 
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sie die allgemeine Voraussetzung der Zurechnung beseitigen; 
affektive Defekte wirken im gleichen Sinne, weil sie ein 
äußeres Hindernis für vernunftgemäßes Handeln bilden und 
deshalb den Vorwurf, der Täter habe nicht vernunftgemäß ge- 
handelt, abschwächen. Nun genügt aber die bloße intellek- 
tuelle Intaktheit keineswegs zu vernünftigem Handeln; es be- 
darf vielmehr einer besonderen Umsetzung der erkannten 
Normen in die Tat. Die Tugend ist kein bloßes Wissen. 
sondern ein Wollen. Aus dieser Tatsache ergibt sich aber 
für die theoretische Behandlung des Zurechnungsproblems ein 
unlösbares Dilemma. 
Der $ 51 RStGB. kennt als Gründe für den Ausschluß 
der Zurechnungsfähigkeit die „Bewußtlosigkeit“ und die „krank- 
Störung der Geistestätigkeit*. Unter „Bewußtlosigkeit“ 
verstehen wir mit Aschaffenburg in Hoches Handbuch 
S. 18 „die Störung der Empfindung des eigenen Ichs gegen- 
über der Außenwelt“. Diese Fälle bieten keine prin- 
zipiellen Schwierigkeiten; die Ausschaltung des Ichs, des 
Selbstbewußtseins von seinem Einfluß auf die Tat bedeutet 
nichts anderes als eine Ausschaltung der Vernunfttätigkeit und 
beseitigt damit ohne weiteres die wesentliche Voraussetzung 
der Zurechnungsfähigkeit. Die Schwierigkeit boginnt erst dort, 
wo eine „krankhafte Störung der Geistestätigkeit* in Frage 
steht, und zwar gerade eine solche Störung, welche speziell 
und ausschließlich die Umsetzung der Befehlsnormen 
in die Tat betrifft. Daß derartige Formen krankhafter Stö- 
rung der psychischen Funktionen vorkommen, ist zweifelsfrei 
nachgewiesen. Sie finden sich namentlich auf degenerativer 
Grundlage und werden am besten als „pathologische Cha- 
raktere“ bezeichnet.*) Es mag hier genügen, die Äußerung 
von Anton, Über moralische Abartung im Kindesalter S. 3 
bis 5,°*) zu rekapitulieren: „Es gibt verschiedene Gruppen 
geistiger Erkrankung oder krankhafter Entwickelung, bei denen 
ganz prävalent die krankhafte Abartung oder der Mangel der- 





*) Vergl. hierüber näher den Artikel „Degeneratives Irre- 
ein“ von Ziehen in Eulenburgs Realenzyklopädie (4. Aufl. 1908) 
Bd. III S. 677 ff, mit ausführlichen Literaturangaben S. 684 f. 

t+) Jurist.-Psychiatr. Grenzfragen Bd. VII Heft 3. 
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jenigen Gefühle und Gemütsregungen zur Geltung kommt, 
welche für das menschliche Zusammenleben notwendig sind 
oder durch das Zusammenleben erst entstehen. Es herrscht 
Einmütigkeit bei den Psychologen und Psychopatho- 
logen, daß Tiefstand der Moral und Verödung der ent- 
sprechenden Gefühle nicht mit entsprechenden Intelligenz- 
störungen einhergehen muß“. Gewiß wird es uns in vielen 
Fällen gelingen, aus anderweitigen Symptomen den 
krankhaften Charakter dieser Erscheinung zweifelsfrei dar- 
zutun. Aber es bleibt „eine hochinteressante allgemeine Tat- 
sache der Krankheitslehre, daß in der Tat die Krankheit 
elektiv einzelne Teile der seelischen Gesamtfunktionen 
des Gehirns schwerer betreffen kann als andere“. (Anton, 
a. a. O. S. 5.) Der durch die Krankheit betroffene Teil der 
psychischen Funktion kann nun gerade und ausschließ- 
lich die Funktion der Umsetzung von Grundsätzen 
in praktisches Handeln sein. Wo diese Funktion ge- 
stört ist, da versagt die weitere psychologische Analyse. 
Denn — und hier liegt der Kernpunkt unserer ganzen De- 
duktion — diese Umsetzung vollzieht sich in der tiefen 
Nacht des UnbewußBten. Treffend weist auf diese psycho- 
logische Tatsache E. v. Hartmann in seiner Philosophie 
des Unbewußten (8. Aufl., 1878, Bd. I, S. 225 bis 232) hin: 
„Es zeigt sich also, daß es in der Tat nur ein sicheres Kenn- 
zeichen für den eigentlichen, wahren und endgültigen Willen 
gibt, das ist die Tat, daß aber jede andere Voraussetzung 
des Bewußtseins über das, was man eigentlich will, unsichere, 
häufig trügende Vermutung bleibt, die keineswegs auf einer 
unmittelbaren Kenntnis des Bewußtseins vom Willen, sondern 
auf Erfahrungsanalogien und künstlichen Kombinationen dieser 
beruht. Wie Spreu vor dem Winde zerstiebt oft der festeste 
Entschluß, der sicherste Vorsatz an der Tat, wo erst der wahre 
Wille aus der Nacht des Unbewußten hervortritt, wäh- 
rend der Wille des Vorsatzes nur einseitiges Begehren oder 
gar nur vom Bewußtsein vorgestellt und gar nicht vorhan- 
den war. Das ethische Moment im Menschen, d. h. dasjenige, was 
den Charakter der Gesinnungen und Handlungen bedingt, liegt 
in der tiefsten Nacht des Unbewußten: das Bewußtsein 
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kann wohl die Handiungen beeinflussen, indem es mit Nachdruck 
diejenigen Motive vorhält, welche geeignet sind, auf das un- 
bewußte Ethische zu reagieren, aber ob und wie diese Reak- 
tion erfolgt, das muß das Bewußtsein ruhig abwarten und 
erfährt erst an dem zur Tat schreitenden Willen, ob derselbe 
mit den Begriffen übereinstimmt, die es von sittlich und un- 
sittlich hat.“ Gegeben ist uns die antisoziale Tat. Ob sis 
das Produkt krankhafter Vorgänge ist oder nicht: Niemand 
vermag es zu sagen. Ob wir ein wirkliches „Verbrechen“ 
vor uns haben oder die Tat eines „Unzurechnungsfähigen“, iet 
für uns ein unlösbares Problem. Das charakteristische Merk- 
mal des wahren Verbrechens ist seine Antisozialität, der 
Mangel sozialer Brauchbarkeit.e. (Genau dasselbe Merkmal 
aber statuiert Hoche, Handbuch S. 515, auch für die krank- 
hafte psychische Schwäche: „Es bleibt angesichts der Unmög- 
lichkeit prinzipieller Abgrenzung und der, was die psycho- 
logische Äußerungsweise anbetrifft, für ein Schema zu viel- 
gestaltigen Formen der psychischen Schwäche für viele 
Grenzfälle nur der praktische Ausweg, den Maßstab der 
sozialen Brauchbarkeit des Besitzers dieses oder jenes 
Gehirnes anzulegen.“*) Wir stehen unabweisbar vor der Tat- 
sache, daß in jeder psychologischen Analyse eines Verbrechens 
ein X enthalten ist, das wir nach dem heutigen Stande unseres 
Wissens nicht zu beseitigen vermögen. Wir stehen, mit 
anderen Worten, vor der theoretischen Unlösbar- 
keit des Zurechnungsproblems. 


Diese Erkenntnis, so negativ dieselbe auch sein mag, ist 
trotzdem nicht ohne Wert für die praktische Behandlung 
der Zurechnungsfrage.e Auch hier bedeutet schon das Wissen 
vom Nichtwissen einen Fortschritt. Unsere Erkenntnis zeigt 
uns die Grenzen, welche heute der psychologischen und 
psychiatrischen Analyse eines Kriminalfalles gezogen sind, und 
damit auch die Grenzen, an denen dieselbe heute vor den 


*, Um nur einen Einwand zu widerlegen: nicht entscheidend für 
die krankhafte Natur dieser Erscheinung kann der Nachweis sogen. 
erblicher Belastung des Individuums sein; es besteht Einigkeit darüber, 
daß dieser Nachweis den Nachweis tatsächlich vorhandener Degeneration 
des erblich belasteten Individuums selbst niemals ersetzen kann. 
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praktischen Bedürfnissen des Lebens Halt zu machen hat. 
Der Nachweis intellektueller und affektiver Defekte des Indi- 
viduums, der Nachweis sonstiger psychopathelogischer Symp- 
tome mag in weitgehendem Maße die Zurechnungs- und die 
Schuldfrage beeinflussen. Die Umsetzung der vorhandenen 
psychischen Einzelmomente in die Tat aber muß als solche der 
uneingeschränkten strafrechtlichen Beurteilung vorbehalten 
bleiben. Gewiß, diese Beurteilung wird damit manchen treffen, 
der in Wirklichkeit psychisch „krank“ ist Wir- haben aber 
heute keine praktische Möglichkeit, diesem Übel zu entgehen. 
Der entgegengesetzte Standpunkt würde nichts anderes be- 
deuten als die Bejahung der Frage, die wir an den Beginn 
unserer Ausführungen gestellt haben; er würde in seinen 
Konsequenzen dazu führen, daß „schließlich jeder Verbrecher 
für geisteskrank, für unzurechnungsfähig erklärt werden“ kann. 
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Über das strafprozessuale Verfahren 
in Schweden bei wegen Verbrechen angeklagten 


Personen: zweifelhaften Geisteszustandes 
nebst Reformvorschlägen. 


Von | 
Dr. med. Olaf Kinberg, Privatdozent für Psychiatrie und gerichtl. 
Psychiatrie, Direktor der städtischen Irrenanstalt in Stockholm. 


Das in Schweden geltende strafprozessuale Verfahren bei 
wegen Verbrechens angeklagten Personen zweifelhaften Geistes- 
zustandes ist durch einen Königl. Erlaß vom 9. März 1826 an 
das Medizinalkollegium und durch ein Universal (Zirkular) 
des Sva Hovrätt (Ober-Landesgerichts) vom 12. April 1826 
bestimmt. Der Königliche Erlaß hat folgenden Wortlaut: 
„Wir Karl Johann etc. haben durch die an diesem Tage er- 
lassenen, gnädigen Schreiben an sämtliche Landes- und Ober- 
gerichte des Reiches verordnet, daß, wenn von einer wegen 
Verbrechens angeklagten Person angegeben wird, sie sei wahn- 
sinnig oder beim Begehen der Tat wahnsinnig gewesen und 
es erhebt sich die Frage, ob sie deswegen für straffrei erklärt 
werden soll, so hat das Gericht unter gewissenhafter Beach- 
tung dessen, was hinsichtlich der Untersuchungen in Straf- 
sachen zur Gewinnung der nötigen Vollständigkeit bereits 
vorgeschrieben ist, nachdem das Gutachten des zuständigen 
Arztes über den Geisteszustand des Angeklagten eingefordert 
worden ist, dasselbe nebst den Untersuchungsakten Ihnen 
(. e dem Medizinalkollegium) zuzustellen, um Ihr Gutachten 
in der Sache einzuholen, ehe das Gericht sein Urteil fällt, 
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wovon Wir Sie hiermit unterrichten wollen. Und Wir be- 
fehlen Ihnen etc.“ 

Das Universal des Ober-Landesgerichts enthält außerdem. 
den Zusatz: „daß falls eine wegen Verbrechens angeklagte 
und überführte Person als wahnsinnig befunden, nicht zur 
Verantwortung gezogen wird, das Gericht keine Vorschriften 
betreffs ihrer künftigen Fürsorge erlassen, sondern den zu- 
ständigen Behörden es überlassen soll, sie in Verwahrung zu 
nehmen, damit sie nicht für die allgemeine Sicherheit gefähr_ 
lich werden kann.* 


Die Veranlassung zu den Vorschriften im Königl. Erlasse 
soll nach Wistrands*) Angaben sein, „daß die Erfahrung 
älterer Zeiten bewiesen hat, daß wegen Verbrechen angeklagte 
Personen, welche als geisteskrank und folglich unzurechnungs- 
fähig in die Irrenanstalt aufgenommen wurden, später oder 
kurze Zeit danach sich vollständig vernünftig gezeigt und also 
vermutlich durch simulierte Geisteskrankheit die Ärzte irre- 
führenderweise dazu veranlaßt haben zu bezeugen, daß sie 
beim Begehen der Verbrechen des Gebrauchs ihrer Vernunft 
beraubt gewesen sind“, sowie daß die Serafimer-Gilde, zu 
jener Zeit Oberdirektion der Irrenanstalten, seiner König]. 
Majestät untertänigst Anzeige davon erstattet hat. Der Königl. 
Erlaß scheint also laut dieser Darstellung besonders ergangen 
zu sein, um dadurch, daß man das Gutachten des zuständigen 
Arztes der Prüfung des Medizinalkollegiums unterstellte, zu 
verhindern, daß es arglistigen Simulanten gelingen sollte, sich 
der Bestrafung zu entziehen. **) 


Der obenangeführte Erlaß nebst dem in bezug darauf er- 
gangenen Universal enthält in aller Kürze sämtliche geltenden 
Bestimmungen bezüglich des Verfahrens in solchen Fällen, wo 


*) A. T. Wistrand, Rättsmedicinska afhandlingar, S. 229. 

*#) Die Vorschriften im Königl. ErlaßB vom 13. und im Universal 
des Svea-Oberlandesgerichts vom 31. Oktober 1820, daß der Richter bei 
schwereren Verbrechen 1. Auskunft bezüglich der Lebensverhältnisse 
des Angeklagten einziehen, 2. die Motive der Handlung und 3. das Ver- 
halten des Angeklagten kurz vor und nach Begehen des Verbrechens 
gewissenhaft ermitteln soll, scheinen jedoch indirekt auf den Geistes- 
zustand des Angeklagten abzuzielen. Die Zirkuläre der Ober-Landes- 
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die wegen Verbrechens angeklagte Person bei Begehung des 
Verbrechens einer Geisteskrankheit verdächtig ist und eventuell 
auf Grund solcher Krankheit für unzurechnungsfähig erklärt 
wird. Besondere Bestimmungen darüber, wie dafür zu sorgen 
ist, daß der Verdacht psychischer Abnormität des Angeklagten 
vor dem Gericht in allen den fällen geäußert wird, wo ein 
Grund zu solchem Verdacht wirklich vorliegt, finden sich in 
dem Königl. Erlaß nicht. In demselben wird nur gesagt, daß, 
„wenn von einer wegen Verbrechens angeklagten Person an- 
gegeben wird, sie sei wahnsinnig oder beim Begehen der Tat 
wahnsinnig gewesen und es erhebt sich die Frage, ob sie des- 
wegen für straffrei erklärt werden soll“, ein bestimmtes Ver- 
fahren eingehalten werden soll. Offenbar ist in dem Königl. 
Erlasse nicht die Möglichkeit in Betracht gezogen worden, 
daß besondere Garantien nötig sein könnten, um die Aufmerk- 
samkeit des Gerichtes auf das Vorhandensein psychischer 
Abnormität zu richten, und dies dürfte kaum Erstaunen er- 
wecken. Im Jahre 1826 war nämlich die Auffassung ganz 
sicher noch mehr als in unseren Tagen verbreitet, daß bei der 
Entscheidung, ob ein Mensch geisteskrank sei oder nicht, der 
gewöhnliche gesunde Menschenverstand hinreiche und besondere 
Sachkenntnis unnötig sei. Demjenigen, welcher eine solche 
Auffassung hegt, dürfte es allerdings unbedenklich erscheinen 
e3 dem gesunden Verstande zu überlassen, auf den Verdacht 
zu kommen, daß eventuell eine psychische Abnormität beim 
Angeklagten vorliegt. Es könnte auch a priori annehmbar 
erscheinen, daß ein gutes Urteilsvermögen dazu genügen 
müßte, um bei Kenntnis der Handlungen einer psychisch ab- 
normen Person bei ihr mindestens das Vorhandensein einer 
geistigen Störung zu vermuten, weil die Handlungen eines 
Menschen, in der weitesten Bedeutung dieses Wortes, ja ohne 
alle Frage das feinste Reagens für seinen Geisteszustand sind, 
das wir besitzen. Indessen lehrt die Erfahrung, daß das, was 
man sich im gewöhnlichen Leben unter gutem Urteilsvermögen 


gerichte vom 26. April und 10. Mai 1842 beziehen sich nur auf das 
iormelle Detail, daß bei der ärztlichen Begutachtung die Untersuchungs- 
akten dem Arzte zugestellt werden sollen. 
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vorstellt, für diese Aufgabe nicht genügt, mit anderen Worten, 
daß ein für diesen Zweck genügend gutes Urteilsvermögen 
so selten ist, daß es nicht angeht, sich mit der Garantie zu 
begnügen, welches dieses so außergewöhnliche Vorkommen 
bieten kann. Der Beweis für diese Behauptung geht von der 
durch Untersuchungen in allen Ländern festgestellten Tat- 
sache aus, daß jährlich eine große Anzahl ausgesprochen 
geisteskranker Personen wegen Verbrechen verurteilt wird, 
ohne daß deren psychopathischer Zustand, der bei der Unter- 
suchung nachweisbar vorhanden war, von dem Gericht ent- 
deckt oder vermutet wurde; denn im letzteren Falle hätte es. 
sich das Gericht sicherlich angelegen sein lassen, sachver- 
ständige Begutachter zuzuziehen, um die Frage des Geistes- 
zustandes vor der Urteilsfällung zu entscheiden. Ich ver- 
zichte darauf, über die im Auslande aufgestellten Statistiken 
hinsichtlich der Frequenz der vom Gericht verkannten und 
verurteilten Geisteskranken zu berichten, und ich begnüge 
mich damit, die dem deutschen Publikum sicherlich unbe- 
kannten schwedischen Erfahrungen in dieser Hinsicht mitzu- 
teilen. Da dies aufs engste mit der Frage der Frequenz von 
Geisteskranken unter den Gefangenen zusammenhängt, muß. 
ich mit einer kurzen Berichterstattung über die diesbezüglichen 
schwedischen Untersuchungen beginnen. 

In einer Arbeit: „Über geisteskranke Gefangene in Schweden 
während der Jahre 1865 bis 1894“ hat der Medizinalrat und 
Oberintpektor für die Irrenpflege im Reiche, Schuldheis, 
eine eingehende Untersuchung über dieses Thema angestellt. 
Den Ausgangspunkt für seine Berechnungen bilden die 
offiziellen Angaben der Gefängnisverwaltung über die Anzahl 
der während der Jahre 1865 bis 1894 beobachteten Fälle von 
Geisteskrankheit in schwedischen Gefängnissen. Sie belaufen 
sich auf 1229, d. h. durchschnittlich nahezu 41 pro Jahr. Der 
jährliche Durchschnitt der während dieser Periode in schwedi- 
schen Gefängnissen internierten Individuen belief sich auf 
21870, folglich beträgt die Frequenz der Geisteskranken 0,187. 
Nach Abzug der Gefangenen, welche im Unvermögensfalle 
ihre Geldstrafe durch Gefängnishaft abbüßten, und der während 
einiger Jahre in großer Anzahl wegen Vagabundierens ver- 
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hafteten Personen, die deswegen nicht verurteilt, sondern in 
den meisten Fällen innerhalb weniger Tage mit einer Ver- 
warnung entlassen oder einer „Armenfürsorgeanstalt“ oder einem 
„Arbeitshause“ überwiesen wurden, findet er, daß unter den 
Untersuchungsgefangenen, den Gefängnisgefangenen und Zucht- 
hausgefangenen, ferner den zu Zwangsarbeit Verurteilten die 
Frequenz der Geisteskranken sich auf 0,49 Proz. beläuft, vor- 
ausgesetzt, daß man die gesamte Anzahl der Fälle von Geistes- 
krankheiten als 1229 annimmt. — Die Höchstzahl wäre also 
unter den schwedischen Gefangenen während des betreffenden 
Zeitraumes wahrscheinlich 0,49 Proz., die Mindestzahl würde 
unter 0,187 Proz. nicht nennenswert zurückbleiben. Durch 
Vergleich der letztgenannten Maximal- und Minimalzahlen und 
die im Bericht des Medizinalkollegiums über die Irrenpflege 
vom Jahre 1893 mitgeteilten Angaben betreffs des Prozent- 
satzes Geisteskranker, 0,166 Proz. der ganzen Bevölkerung — 
welche Ziffer Schuldheis in Übereinstimmung mit der von 
Baer angegebenen 0,43 bis 0,44 korrigiert —, kommt er zu 
der Schlußfolgerung, daß die wirkliche Frequenz Geistes- 
kranker unter den schwedischen Gefangenen bedeutend höher 
sein muß als die offiziell angegebene, weil es „ganz unmög- 
lich“ ist, da8 Geisteskrankheiten „unter der freien Bevölkerung 
ebenso häufig wie unter Gefangenen oder sogar noch häufiger 
sein sollten“, was, wie Schuldheis nachweist, der Fall sein 
müßte, wenn die offiziellen Ziffern die richtigen wären. Nach 
Anführung einer Anzahl ausländischer Untersuchungen betreffs 
der Frequenz Geisteskranker unter Gefangenen sagt Schuld- 
heis: „Die im Auslande durch direkte Beobachtung ge- 
wonnenen Erfahrungen sprechen also bestimmt für die gleiche 
Annahme, welche ich oben aus anderen, aber nicht weniger 
schwerwiegenden Gründen mehr als wahrscheinlich gefunden 
habe, nämlich daß die Geisteskrankheiten in den schwedi- 
schen Gefängnissen weit häufiger sind, als wie man es sich 
auf Grund unserer offiziellen Angaben vorstellen möchte.“ 


„Um wieviel häufiger, ist freilich ziemlich heikel, auch nur 
approximativ, zu berechnen. Die ausländischen Zahlen geben 
jedoch hierin Andeutungen, deren Wert nicht zu unterschätzen 
ist. Man erinnere sich, daß Motet trotz der ausnahmsweise 
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niedrigen Prozentzahlen, welche er angibt, doch die Anzahl 
Geisteskranker unter Gefangenen mehr als dreimal so groß 
findet als unter der freien Bevölkerung; ferner Laurents 
Äußerung, daß mindestens zwei Drittel der Geisteskranken in 
den Gefängnissen der Aufmerksamkeit bei der offiziellen Be- 
rechnung entgeht; man denke endlich an die Zahlen, welche 
nach den gleichen Berechnungsmethoden gefunden wurden, die 
ich bei Schätzung der offiziellen schwedischen Zahlen ange- 
wandt, nämlich die von Thomson, Kirn und Knecht an- 
geführten, die zwischen 1,2 bis 1,67 bis 1,8 bis 2,1 Prozent 
schwanken, also im Durchschnitt 1,7 Proz., d. h. eine Ziffer 
ungefähr 3'/,mal so groß wie die höchste, die man aus unseren 
offiziellen Angaben gewinnen kann. Mit Rücksicht auf alle 
diese Umstände dürfte, ohne daß man sich der Übertreibung 
schuldig macht, die Anzahl Geisteskranker in unseren 
schwedischen Gefängnissen mindestens dreimal so 
hoch zu schätzen sein wie die offiziell angegebene. 
Und das wäre ein Minimum, denn bei dieser Schätzung habe 
ich mich an die höchsten als annehmbar befundenen offiziellen 
schwedischen und an die niedrigeren, wenn nicht niedrigsten, 
durch direkte Beobachtung gewonnenen ausländischen Zahlen 
gehalten. — Die meisten von diesen letzteren deuten nämlich, 
wie schon erwähnt, auf eine Frequenz hin, die 10- bis 20mal 
so groß ist als die für Gefangene offizielle oder die unter 
der freien Bevölkerung annehmbare.“ — Schuldheis kommt 
also zu dem Resultat, daß man, um die wirkliche Anzahl der 
geisteskranken Gefangenen approximativ zu berechnen, die 
Anzahl Geisteskranker in unseren (Gefängnissen mindestens 
dreimal so hoch wie die offiziell angegebene schätzen mul. 
Da Schuldheis sich indessen auf statistische Angaben stützt, 
die mehr als 40 Jahre zurückliegen, und man sich also denken 
kann, daß die offiziellen Zahlen sich in der Richtung ver- 
ändert haben, daß sie nunmehr einen bedeutend richtigeren 
Ausdruck für das wirkliche Verhältnis bilden, und daß auf 
Grund dessen eine Schätzung der tatsächlichen Anzahl Geistes- 
kranker auf die von Schuldheis angegebene Weise einen 
zu hohen Wert geben könnte, habe ich versucht, ‚mit Hilfe 
der offiziellen Statistik aus den Jahren 1895 bis 1906 und 


on Or 2 


nach einer wesentlich anderen Methode die Anzahl geistes- 
kranker Gefangener in Schweden zu berechnen. Daß die hier 
angedeutete Vermutung nicht ganz unzutreffend ist, geht aus 
dem Umstande hervor, daß der prozentuale Durchschnitt für 
die Frequenz der Geisteskranken in den schwedischen Gefäng- 
nissen während der Jahre 1895 bis 1897 laut offizieller 
Statistik 0,178 war, während der Jahre 1898 bis 1906 da- 
gegen 0,212. 

Während der Jahre 1895 bis 1906 hat sich laut Bericht 
der Gefängnisverwaltung die Anzahl der beobachteten Fälle 
von Geisteskrankheiten bei schwedischen Gefangenen auf 620 
belaufen, deren Verteilung pro Jahr, Anzahl im Verhältnis zur 
ganzen Gefangenenanzahl usw. durch nachstehende Tabelle 
beleuchtet wird. (Vgl. S. 10 und 11.) 

Wie nachstehende Tabelle zeigt, beläuft sich die Fiona 
der beobachteten Fälle von Geisteskrankheiten unter schwedi- 
schen Gefangenen während der Jahre 1895 bis 1906 laut 
offiziellen Berichten auf 0,208 Proz. In den durch das Medi- 
zinalkollegium auf Anregung eines Antragstellers der ersten 
Kammer im Reichstage im Jahre 1901 bewerkstelligten Unter- 
suchungen vom 31. Dezember 1900 über Geisteskranke und 
Geistesschwache im Reiche*), wurde die Anzahl der Geistes- 
kranken im ganzen Reiche auf rund 17300 oder 0,337 Proz. 
berechnet. Diese Zahl ist nach der ganzen Volksmenge be- 
rechnet. Indessen ist die Anzahl Fälle von Geisteskrankheiten 
in den Kinderjahren (== vor dem 15. Lebensjahre) unbedeutend. 
Denn es belief sich laut Bericht des Medizinalkollegiums über 
die Irrenpflege für das Jahr 1905 die Anzahl der in staat- 
lichen Irrenanstalten zum erstenmal aufgenommenen jugend- 
lichen Geisteskranken auf nur 13. Da die ganze Anzahl der 
während desselben Jahres zum ersten Mal aufgenommenen 
Geisteskranken 662 ketrug (mit 32 Geisteskranken zus. 694), be- 
läuft sich also die Anzahl der Fälle, in denen die Krankheit 
innerhalb der ersten 15 Lebensjahre aufgetreten ist, auf nur 





*) Untertänigster Bericht bezüglich der durch gnädigen Erlaß 
vom 14. Juni 1901 anbefohlenen Untersuchung von Geisteskranken und 
Geistesschwachen innerhalb des Reiches, erstattet vom Medizinalkollegiun 
am 8. Dez. 1902. 
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r Tabelle 1. 
Tbersicht der Frequenz beobachteter Fälle von Geisteskrank- 
heiten in schwedischen Gefängnissen während der Jahre 1895 
bis 1906. Laut Bericht des Gefängnisamts. 




















1. 2. 3. 4. 5. 6. 
ATN i Anzahl Azan d en u 
i er beob- | unter ð. ; unter ə. 
Jahr | zahrend, | chttan | in p von | Kater | im, von 
eingeliel. er N ri gint opr zahl 
icena krankheit | unter 2. nierung unter 3. 
| 
1895*) 21521 | 46 0,213 | Angaben 
| hierüber 
fehlen für 
die Jahre 
1895 bis 
1902 
1896 23131 49 0,211 
1897 23696 28 0,114 
1898 23117 52 0,224 
1899 23344 53 0,227 
1900 23378 45 0,192 
1901**) 25117 55 0,218 
1902 25678 65 0,253 42 64,6 
1903***) 25924 58 0,223 29 50,0 
19047) 25672 56 0,218 32 57,1 
1905tł) | 28248 52 0,184 | 25 48,0 
1906 26217 56 0,213 34 60,7 
Summa: | 295043 615 0,209 — 162 | 56,4 
Restie- | | 
rende am Ä | | 
Anfang d. | | | 
Jahr. 1895 | 3304 5 ,.0151 , — | 
Summa: 298347 | 620 0208 162 56,4 








| 


*) Anzahl beobachteter Fälle von Geisteskrankheiten in Prozenten 
von der ganzen Gefangenenanzahl: 1895—1897 = 0,178°/,, 1898—1906 = 
0,212°/,. | 

**) 10 Unzurechnungsfähige wurden den Angehörigen oder den 
Vormundschaftsbehörden im Heimatsort überliefert. 
*+*) 3 Unzurechnungsfähige wurden Irrenanstalten zugeführt. 
+) 3 Unzurechnungsfähige wurden Irrenanstalten zugeführt. 
+t) 6 Unzurechnungsfähige wurden den Irrenanstalten zugeführt. 
3 Unzurechnungsfähige wurden den Angehörigen oder den Vormund- 
schaftsbehörden im Heimatsort ausgeliefert. 
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Anm. zu Tab. 1: Von den in den Jahren 1902 —1906 beovachteten 
287 Fällen fehlen nähere Angaben in 16 Fällen. Unter den übrigen 271 
Fällen, für welche Angaben mitgeteilt werden, waren 162, also 59,8°,,, 
geisteskrank bei Beginn des Gefängnisaufenthalts. Unter der Annahme, 
daß die 16 Fälle, über welche Auskünfte fehlen, sich in bezug auf den 
Zeitpunkt des Beginnes der Krankheit auf dieselbe Weise wie die be- 
kannten Fälle ordnen, dürfte folglich die Zahl 59,8%, der richtige Aus- 
druck für die Frequenz der schon bei Beginn des Gefängnisaufenthalts 
Geisteskranker sein. 


1,35 Proz. von der Gesamtzahl. Wird dieses Verhältnis der 
Anzahl der vor und der nach Beginn des sechzehnten Jahres 
Erkrankten als gültig für sämtliche Geisteskranke im Reiche 
angenommen — eine Annahme, die sich sicher verteidigen 
läßt und die schwerlich eine bedeutende Fehlerquelle dar- 
stellen kann — so würden von den 17300 Geisteskranken des 
Reichs 17067 oder rund 17000 auf die über die Fünfzehn- 
jahrsgrenze liegenden Altersklassen entfallen. 

Die Anzahl der zu diesen Jahresklassen gehörenden Indivi- 
duen betrug im Jahre 1900 3470131 der ganzen Bevölkerung. 
Die Frequenz der Geisteskranken unter der Bevölkerung ist 
folglich von der sechzehnten Jahresklasse ab 0,461 Proz. — 
Da die Strafmündigkeit nach dem schwedischen Gesetz mit 
dem Eintritt in das sechzehnte Lebensjahr beginnt, so drückt 
diese Zahl also die Frequenz der Geisteskrankheiten unter 
dem strafmündigen Teil der Bevölkerung aus. Da nur straf- 
wündige Individuen vor Gericht gezogen und wegen Ver- 
brechen bestraft werden können, so müssen alle in schwedi- 
schen Strafanstalten Internierten den strafmündigen Jahres- 
klassen angehören. Die Frequenzzahl der Geistes- 
kranken unter schwedischen Gefangenen — 0,208 
Proz. — dürfte also nicht mit der entsprechenden 
Frequenzzahl innerhalb der ganzen Bevölkerung 
verglichen werden, sondern mit derjenigen inner- 
halb derselben Jahresklasse der Bevölkerung, 
0,461 Proz., wenn ein solcher Vergleich den größt- 
möglichen Wert haben soll. Es zeigt sich dann, daß laut 
offiziellen Angaben das Verhältnis zwischen der Frequenz 
Geisteskranker unter schwedischen Gefangenen und unter der 
freien Bevölkerung = 1:221 oder, mit anderen Worten, daß 
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Geisteskrankheiten 2,21 mal häufiger unter der freien, straf- 
mündigen Bevölkerung als unter den in schwedischen Straf- 
anstalten internierten Gefangenen wären. Dies ist 
indessen ein nicht einwandfreies Ergebnis, weil alle Erfah- 
rungen hinsichtlich des Verhältnisses zwischen Geisteskrank- 
heit und Kriminalität zeigen, daß die Frequenz von Geistes- 
kranken unter Verbrechern bedeutend höher als unter der 
freien Bevölkerung ist. Aus obenstehendem statistischen Ver- 
gleich kann man unter anderem folgende Schlußfolgerungen 
ziehen: 

1. Daß die offiziell angegebene Anzahl Geistes- 
kranker in schwedischen Strafanstalten immer 
noch bedeutend niedriger als die wirkliche An- 
zahl ist; 

2. daß die Wahrscheinlichkeit dafür, daß eine 
Geisteskrankheit von der Umgebung des Kranken 
bemerkt wird, viel größer unter der freien Be- 
völkerung ist als in den Strafanstalten, obgleich 
doch dort die Kranken unter beständiger Aufsicht 
des Gefängnispersonals und des Arztes stehen. 

Nachdem es also auf Grund oben angeführter statistischer 
Angaben nachgewiesen ist, daß die offiziell angegebene An- 
zahl Fälle von Geisteskrankheiten in schwedischen Gefäng- 
nissen während der Jahre 1895 bis 1906 unrichtig ist, komme 
ich zu der weit schwierigeren Aufgabe, die wahrscheinliche 
tatsächliche Anzahl Geisteskranker unter den schwedischen Ge- 
fangenen während desselben Zeitraumes zu berechnen. Bei 
dieser Berechnung habe ich eine andere Methode als Schuld- 
heis angewandt. Ich habe nämlich, gestützt auf solche aus- 
ländische Untersuchungen, welche mir besonders zuverlässig 
erschienen, versucht, die Anzahl Geisteskranker innerhalb jeder 
besonderen Gruppe von Gefangenen festzustellen. Bezüglich 
solcher Kategorien von Gefangenen, für die mir nicht zuver- 
lässige Untersuchungen seitens anderer vorlagen, habe ich an- 
genommen, daß die Frequenz der Geisteskranken ebenso groB 
ist, aber nicht größer als unter der freien strafmündigen 
Bevölkerung, also 0,461 Proz. 

Betreffs der Zuchthausgefangenen lege ich den 
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größten Wert besonders auf Delbrücks Untersuchungsresul- 
tate, weil diese sich auf eine dreißigjährige, ununterbrochene 
Erfahrung betreffs eines mit Rücksicht auf die Länge der 
Strafzeit homogenen Materials aus ein und derselben Straf- 
anstalt gründen. 

Daß Delbrücks Untersuchungen so alten Datums sind, 
ist hierbei von geringer Bedeutung, da diesem Umstand keines- 
wegs eine Wirkung in der Richtung zugeschrieben werden 
kann, daß seine Zahlen zu hoch wären; während der Zeit, da 
seine Untersuchungen ausgeführt wurden, wurde der Begriff 
Geisteskrankheit beträchtlich enger gefaßt als jetzt. 

Von den Untersuchungen aus neuerer Zeit sind meines 
Erachtens besonders diejenigen Aschaffenburgs und Bon- 
hoeffers zuverlässig, da sie von anerkanntermaßen hervor- 
ragenden und kritischen Forschern ausgeführt sind, die auf 
dem kriminalpsychiatrischen Gebiete große Erfahrung besitzen. 
Aschaffenburg fand, wie oben erwähnt, unter seinen Ge- 
fängnisinsassen mit Strafzeit von 6 Monaten und darüber 2,7 
Prozent ausgesprochene Geisteskranke. Zwar erwähnt er 
nicht ausdrücklich, ob die Untersuchten Zuchthaus- oder Ge- 
fängnisinsassen waren; da aber Zuchthausstrafe nicht auf 
kürzere Zeit als ein Jahr verhängt werden kann*), während 
die untere Strafgrenze für die von Aschaffenburg Unter- 
suchten sechs Monate betrug, und da ferner der Strafvollzug 
bei Zuchthaus- und bei Gefängnisstrafe in verschiedenen An- 
stalten geschieht**), so muß sein Material aus Gefängnisinsassen 
bestanden haben. Nach Aschaffenburgs Untersuchung be- 
trägt demnach die Anzahl Geisteskranker unter Gefängnis- 
insassen 2,7 Proz. Die nahe Übereinstimmung dieser Zahl 
mit Langreuters Frequenzzahl für dieselbe Gefangenen- 
kategorie, 2,5 Proz., ist auffallend. 

Bonhoeffers Zahlen, 5 bis 7 Proz., beziehen sich, wie 
erwähnt, auf die Strafanstalt in Breslau. Diese ist indessen 
ein Zuchthaus, weshalb die Zahlen die ungefähre Frequenz- 
ziffer unter- Zuchthausinsassen darstellen. Auch hier ist die 


*) Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich § 14. 


=) Aug. Wirén, Om fängvärd och ungdomsskydd i Preussen. 
1908. S. 31. 
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Übereinstimmung mit Delbrücks Zahl für dieselbe Kategorie, 
5 Proz., auffallend. 


Da es bei einer approximativen Berechnung wie der vor- 
liegenden von Wichtigkeit ist, daß die Zahlen nicht zu hoch 
gegriffen werden, so runde ich — sei es auch willkürlich — 
.die angegebenen Zahlen nach unten ab, so daß ich als 
Frequenzziffer unter Zuchthausinsassen 4 Proz., unter 
-Gefängnisinsassen 2 Proz. annehme. 


Betreffs der Zwangsarbeitssträflinge gehe ich von 
Bonhoeffers*) bei einer genauen Untersuchung erhaltenem 
Resultat, 6 Proz., aus. 


Auch wenn die hier angeführten Zahlen, die ich meinen 
Berechnungen zugrunde gelegt habe, etwas zu hoch sein 
sollten, was ich zu bezweifeln wage, so dürfte dieser Fehler 
dadurch mehr als kompensiert werden, daß ich für alle die 
übrigen Sträflingskategorien die Frequenzziffer nur mit dem- 
selben Betrage, wie er für die freie, strafmündige Bevölkerung 
‚berechnet worden ist, 0,461 Proz., angesetzt habe, was 
a priori als zu niedrig anzunehmen ist. Die Wahrscheinlich- 
keit der Ausgleichung eines möglicherweise vorhandenen, jeden- 
falls aber unbedeutenden Fehlers in positiver Richtung bei 
den ersteren Zahlen, durch einen sicheren, vielleicht beträcht- 
lichen Fehler in negativer Richtung bei der letzteren Zahl 
wird besonders groB in Anbetracht des Umstandes, daß die 
‚absolute Anzahl zu der ersteren Gruppe gehöriger Individuen 
(Zuchthaus-, Gefängnis- und Zwangsarbeitssträflinge) während 
‚der Periode 1845 bis 1906 nur 53020 beträgt, während die 
absolute Anzahl zu der letzteren Gruppe gehöriger Individuen 
(alle übrigen Sträflinge während desselben .Zeitraums) sich auf 
245 327 beläuft: 


Die Anzahl der in schwedischen Strafanstalten während 
der Periode 1895 bis 1906 internierten Sträflinge geht aus 
folgender Übersicht hervor: 


*) Bonhoeffer, Die Zusammensetzung des großstädtischen 
Bettel- und Vagabundentums. Ärztliche Sachverständigen-Zeitung 1900, 
S. 206. 
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Zuchthaussträflinge . . . . . . 24488 
Gefängnissträflinge . . .. . . 13951 
Zwangsarbeitssträflinge . . . . 14581 
Untersuchungsgefangene . . . . 66298 
Andere Strällinge. . . . . . . 179029 

Summa 298347. 


Die Anzahl Geisteskranker während derselben Periode ist 
demnach unter: 





Zuchthaussträflingen . . . 4 Proz. von 24488 = 979 
Gefängnissträflingen . . . 2 „ „ 13951 = 279 
Zwangsarbeitssträflingen . 6 „ „ 14581 = 874 
Untersuchungsgefangenen 0,461 „ „ 66698 = 305 
Anderen Sträflingen. . . 0,461 „ „179029 = 825 

Summa 3262. 


Da die offizielle Anzahl geisteskranker Sträflinge während 
der Periode 1895 bis 1906 620 beträgt, so ist also nach obiger 
Berechnung die tatsächliche Anzahl geisteskranker 
Sträflinge in Schweden mindestens fünfmal so 
groß wie die offiziell angegebene. 

Die berechnete absolute Anzahl geisteskranker Sträflinge, 
3262, macht 1,09 Proz. der Gesamtanzahl Sträflinge, 298347, 
aus. Die Geisteskrankheitsfregquenz unter der freien, straf- 
mündigen Bevölkerung ist 0,461 Proz. — Die Geistes- 
krankheitsfrequenz unter schwedischen Sträf- 
lingen ist also nach obiger Berechnung nur etwas mehr als 
doppelt so groß wie unter der freien, strafmündigen Be- 
völkerung. 

Aus dieser Relation läßt sich, scheint es mir, der sichere 
Schluß ziehen, daß die von mir gefundenen Zahlen 
nicht zu hoch sind, da alle unsere Erfahrungen 
hinsichtlich des Zusammenhanges zwischen Krimi- 
nalität und Geisteskrankheit dahin gehen, daß die 
Geisteskrankheitsfrequenz unter Verbrechern als 
mehrmals größer als unter Nichtkriminellen an- 
genommen werden muß. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß derartige Berech- 
nungen wie die von Schuldheis und von mir angestellten 


— 16 — 


nicht Anspruch darauf erheben können, den wirklichen, abso- 
luten Wert derselben anzugeben, da diese Berechnungen sich 
nicht auf direkte Untersuchungen von allen Kategorien an- 
gehörenden Sträflingen stützen können und demnach mit ver- 
schiedenen Unbekannten arbeiten müssen, die nicht vollständig 
eliminiert werden können. Was diese Untersuchungen dagegen 
unbestreitbar beweisen, ist, 

daß es überhaupt eine große Menge Geistes- 
kranker in den Strafanstalten gibt, und 

daß die offiziellen Angaben betreffs der An- 
zahl geisteskranker Sträflinge um viele Male 
niedriger sind als die tatsächliche Anzahl. 

Die Ursachen der ersterwähnten Erscheinung sind offen- 
bar teils endogener, teils exogener Natur. Die erstere, endogene 
Ursache liegt in dem inneren Zusammenhange zwischen ab- 
normer psychischer‘ Konstitution und Kriminalität. Zu der 
exogenen Ursachengruppe gehören alle die äußeren, mehr zu- 
fälligen Umstände, die das Vorkommen von Geisteskrankheit 
bei Sträflingen veranlassen können. Ich will in diesem Zu- 
sammenhang nicht bei den individual-psychologischen Momente 
(Einfluß der Strafe, des Gefängnisregimes u. a. damit zı 
sammenhängender Umstände auf die Psyche des Sträflings) ver 
weilen, sondern nur bei den strafprozessualen oder, mit 
anderen Worten, bei der Rolle, welche die Mängel des Unter- 
suchungsverfahrens dadurch spielen, daB Personen, die geistes- 
krank sind, dennoch zu Strafen verurteilt werden. 

Betreffs der Anzahl Geisteskranker, die zu Strafen ver- 
urteilt worden sind, findet man in der diesbezüglichen aus- 
ländischen Literatur eine Menge Angaben. Einen ausführ- 
licheren Bericht hierüber zu geben, liegt für mich kein Anlab 
vor, da eine Untersuchung der Ursachen der großen Geistes- 
krankheitsfrequenz unter Sträflingen nicht zu dem Plane der 
vorliegenden Arbeit gehört; ich verweise in dieser Beziehung 
auf Schuldheis’ ausführliche 'Darstellung. Indessen will ich 
kurz einige neuere Angaben anführen, die später als Schuld- 
heis’ Arbeit veröffentlicht worden sind, und danach über 
Schuldheis’ und meine eigenen Untersuchungen betreffs 
der schwedischen Verhältnisse berichten, die ja für die \n 
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dieser Arbeit zu behandelnde Frage von besonderem Inter- 
esse sind. 

Im Jahre 1903 gelang es Pactet*) und Colin**) nach 
Überwindung mannigfacher Schwierigkeiten, von dem Minister 
des Inneren in Frankreich die Erlaubnis zu erhalten, in einigen 
der Strafanstalten des Landes Sträflinge zu untersuchen. Die 
Behörden versuchten jedoch auf alle Weise ihre Arbeit zu er- 
schweren und zu beschränken. So wurde ihnen nicht ge- 
stattet, beliebige Anstalten zu besuchen, ohne Angabe von 
Gründen blieben die Gefängnisse in der Nähe von Paris 
'Melun, Poissy, Fresne, Rouen) ihnen verschlossen. Ferner 
erhielten sie nicht die Erlaubnis, selbst das Untersuchungs- 
material auszuwählen; die Gefängnisdirektoren wiesen ihnen 
gewisse Sträflinge als psychisch abnorm zu, nach welchen 
Prinzipien aber und von wem diese Auswahl geschah, darüber 
erhielten sie keinen Aufschluß. Trotz aller dieser Arbeitsbe- 
schränkungen hat jedoch ihre Untersuchung der geisteskranken 
und psychisch abnormen Sträflinge, die ihnen freundlichst zu- 
gewiesen worden sind, ein sehr interessantes Resultat er- 
zeben, das in zwei Arbeiten, „Les aliénés devant la 
justice“ und „Les aliénós dans les prisons“, veröffent- 
licht worden sind. Vor allem zeigte es sich, daß es unter den 
Sträflingen eine beträchtliche Anzahl Geisteskranke gab: 
Paralytiker (sogar solche, bei denen die Krankheit bis zu 
tiefer Stumpfheit, Unvermögen, verständlich zu sprechen, Un- 
sauberkeit vorgeschritten war), Melancholiker, Verrückte, Im- 
bezille usw. Eine prozentualische Berechnung der Anzahl 
Geisteskranker ‚konnte natürlich nicht angestellt werden, da 
das Untersuchungsmaterial von Anfang an begrenzt war. Durch 
ein genaues Studium der Anamnese und der gerichtlichen 
Akten betreffs der in die Kriminalirrenanstalt Gaillon aufge- 
nommenen geisteskranken Sträflinge fanden sie ferner, daß die 
Anzahl „aliénés méconnus et condamnés“, d. h. Geisteskranker, 
deren Krankheit schon begonnen hatte, bevor sie das Ver- 





: *) Pactet: La folie dans les prisons. Revue de psychiatrie 1905, 
>. 137. 
*#) Pactet et Colin: Les aliénés dans les prisons. 
ʻ š „ : Les aliönes devant la justice. 
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brechen, wegen dessen sie verurteilt wurden, begangen hatten, 
die bedeutende Höhe von 36,7 Proz. erreichte. In allen diesen 
Fällen hätte demnach ein unrichtiges Urteil vermieden werden 
können, wenn die Angeklagten während des Untersuchungs- 
verfahrens einer gerichtspsychiatrischen Untersuchung unter- 
zogen worden wären. Die angeführte Ziffer — 36,7 Proz. — 
stimmt fast genau mit der überein, die man in analoger Weise 
für in der Kriminalirrenanstalt Matteawan in Nordamerika 
internierte Sträflinge („court cases“), 36 Proz., gefunden hat. 

Pactet und Colin hatten ferner Gelegenheit, bei den 
Leitern der Gefängnisanstalten einen suffisanten Glauben an 
das eigene Vermögen, den psychischen Zustand der Sträflinge 
zu beurteilen, zu konstatieren, ein Glaube, gegen dessen 
Richtigkeit die tatsächlichen Verhältnisse kräftig sprachen. In 
verschiedenen Strafanstalten trafen sie Fälle von ausgesprochener 
Geisteskrankheit an, die in dem Gefängnis unter dem Vor- 
wande zurückgehalten worden waren, daß sie ungefährlich 
oder „pas assez fous“ seien, um in einer Irrenanstalt inter- 
niert zu werden. 


Evensen*) gibt an, daß 60 Proz. der in der Kriminal- 
irrenanstalt in Trondhjem untergebrachten Geisteskranken 
nicht hätten verurteilt werden dürfen, da sie wahrscheinlich 
bereits bei Begehung der verbrecherischen Handlung geistes- 
krank gewesen waren. 

Die diesbezüglichen Verhältnisse in unserem Lande sind 
ausführlich von Schuldheis behandelt worden. Nachdem 
er zu zeigen versucht hat, daß die Gesamtzahl geisteskranker 
Sträflinge auf mindestens das Dreifache dev offiziell ange- 
gebenen zu schätzen ist, und unter der Annahme, daß diese 
Schätzungen richtig sind, bemerkt er bezüglich der Anzahl 
der in foro Verkannten folgendes: „Während der ersten dreißig 
Jahre der Anwendung unseres jetzt geltenden Strafgesetzes 
sind mindestens 46 Proz., d. h. 1702 (ungefähr 57 jährlich), 
wahrscheinlich 50 Proz. psychisch abnorme oder geisteskranke 
Individuen verurteilt worden, ohne daß ein Sachverständigen- 


*) Evensen, Fra de forste 10 aar af kriminalasylets virksomhed. 
Tidskrift for den norske Liegeforening 1906, Nr. 3. 
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.gutachten über ihren Geisteszustand eingeholt worden wäre. 
Während derselben Zeit sind mindestens 14 Proz., d. h. 518 
(jährlich ungefähr 17), wahrscheinlich ungefähr 20 Proz. 
Individuen verurteilt worden, obwohl sie bei Begehung der 
Handlung des Gebrauchs des Verstandes beraubt gewesen 
sind, und mindestens 19 Proz., d. h. 703 (ungefähr 23 jähr- 
lich), wahrscheinlich 23 Proz. sind zu voller Strafe verurteilt 
worden, obwohl sie sich nicht im vollen Gebrauche ihres Ver- 
standes befunden haben.“ „Diese meines Erachtens an und 
für sich bemerkenswerten Zahlen“, fährt Schuldheis fort, 
„gewinnen noch weiter an Interesse, wenn man sie mit 
Monods oben angeführter Schätzung vergleicht, wonach ın 
Frankreich im Laufe von 5 Jahren ungefähr 700, d. h. 140 
Individuen jährlich, verurteilt worden sind, obwohl sie in ge- 
richtlich-medizinischem Sinne geisteskrank waren. DBerück- 
sichtigt man nun, daß die Bevölkerung Frankreichs ungefähr 
achtmal so groß ist wie die Schwedens, so findet man, daß 
Mon ods Schätzung (140) fast genau mit der meinigen (8X 17 
— 136) zusammenfälltt.* Schuldheis formuliert das End- 
ergebnis seiner Untersuchung so: Während der genannten 
Periode ist eine vorhandene psychische Störung ın 
69% d.h. in mehr als zwei Drittel von allen Fällen 
vom Gericht nicht beachtet worden. 

Schuldheis ist zu diesem Ergebnis in der Weise ge- 
langt, daß er, wo es möglich gewesen, die in seiner Kasuistik 
angeführten Fälle bezüglich des Zeitpunktes des Beginns der 
Geisteskrankheit untersuchte und dann, mit Hilfe der ge- 
fundenen Prozentzahlen, die Anzahl der zu den verschiedenen 
Kategorien gehörigen während der Zeit 1865 bis 1894 be- 
rechnete. 

Seit dem Jahre 1902 enthalten die Berichte der Ge- 
fängnisverwaltung spezifizierte Angaben über die Anzahl der be- 
reits bei der Ankunft im Gefängnis geisteskranken Sträflinge, 
nach den verschiedenen Kategorien geordnet. 

Wie Tab. 1 (vgl. S. 20) zeigt, geht aus den Berichten der 
Gefängnisverwaltung der letzten fünf Jahre, 1902 bis 1906, die 
interessante Tatsache hervor, daß in 162 von den während 
-der erwähnten Zeit beobachteten 287 Fällen von Geistes- 
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Tabelle 2. 
Geisteskranke Gaangen während der Jahre 1902 —1906, verteilt nach Kategorie und Geisteszustand 
bei der Aufnahme in die Strafanstalt. | 
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*) Im Bericht des Gefängnisamts wird die Zahl der schon bei der Aufnahme kranker Gefangenen auf 43 
augegeben, wahrscheinlich Rechenfehler. 

**) Die Gesamtzahl der neuen Fälle von Geisteskrankheit im Jahre 1905 ist 52; von 6 Fällen fehlen nähere 
Angaben, weshalb sie in diese Tabelle nicht haben mitgenommen werden können. 


***) Die Gesamtzahl Geisteskranker war 56; betreffs 9 fehlen nähere Angaben. 
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krankheit die Krankheit schon bei Beginn der Internierung 
vorhanden gewesen ist. Unter Berücksichtigung der in der 
Anmerkung zu Tabelle 1 angeführten Umstände dürfte anzu- 
nehmen sein, daß in 59,8 Proz. sämtlicher Fälle die Krank- 
heit schon bei Beginn der Internierung vorhanden gewesen 
ist. Aus diesen Zahlen lassen sich indessen nicht unmittelbar 
Schlüsse betreffs der Frequenz der in foro verkannten und 
verurteilten Geisteskranken ziehen. Zu diesem Zwecke ist es 
nämlich notwendig, die Verteilung der 162 Fälle auf die ver- 
schiedenen Sträflingskategorien zu kennen. Hierüber liefert 
vorstehende Zusammenstellung Aufschluß. 

Geisteskrank zu Beginn der Internierung waren also nach 
Tabelle 2 von den Zuchthausinsassen 20 Proz., von den Ge- 
fängnisinsassen 46,1 Proz., von den Untersuchungsgefangenen 
984 Proz. und von den Zwangsarbeitssträflingen 36,8 Proz. 

Werden diese Prozentzahlen als für die ganze Periode 
1895 bis 1906 gültig angenommen, so würde die absolute An- 
zahl bei Beginn der Internierung Geisteskranker sein: 

Zuchthausinsassen 20 Proz. von 979 = ungefähr 200, 

Gefängnisinsassen 46,1 „ „ 219 = $ 130, 


Untersuchungsgefangene. . . . 305 = ; 305, 
Summe 635. 


Die Anzahl wegen Verbrechen Angeklagter*), die bereits 
während der Untersuchungszeit Symptome von Geisteskrank- 
heit gezeigt haben, beträgt also während der Jahre 1895 bis 
1906 nicht weniger als 635. Ich habe nicht unterlassen wollen, 
obige von mir ausgeführte Berechnung wiederzugeben, da sie 
sich direkt auf offizielle Angaben betreffs der An- 
zahl bereits bei der Ankunft im Gefängnis geistes- 
kranker Sträflinge stützt. 

Da die Schuldheisschen oben erwähnten Untersuchungen 
über die Frequenz Geisteskranker unter schwedischen Sträf- 
lingen sich auf eine soweit zurückliegende Zeitperiode, 1865 
bis 1894, beziehen, so könnte möglicherweise der Einwand er- 





*) Die wegen Vagabundierens Verhafteten sind hier, da sie nicht 
zu den wegen Verbrechens Angeklagten gehören, nicht berücksichtigt 
worden. 
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hoben werden, daß die daraus abgeleiteten Durchschnittswerte- 
für die heutigen Verhältnisse nicht gültig wären. In dieser 
Beziehung möchte ich indessen erwähnen, daß Schuldheis 
selbst darauf hingewiesen hat, daß „die relative Anzahl der 
Angeklagten, die von den Gerichten medizinischen Sachver- 
ständigen zur Untersuchung überwiesen worden sind, während 
der letzten Jahre der Periode nicht größer gewesen ist als 
während der ersten“, und daß demnach „die Aussichten für 
die geisteskranken Untersuchungsgefangenen während der ersten 
Hälfte der 1890er Jahre ebenso schlecht gewesen sind wie 
30 Jahre vorher“. 

Indessen bleibt noch die Möglichkeit, daß eine beträcht- 
liche Verbesserung in der erwähnten Hinsicht während der 
13 Jahre hat eintreten können, die nach Ausgang der von 
Schuldheis behandelten Periode verflossen sind. Wie es sich 
hiermit verhält, zeigt folgender Vergleich: 

Während der Jahre 1864 bis 1894 betrug die Gesamtzahl 
der in Gefangenanstalten gehaltenen Personen rund 670000. 
Die Anzahl von dem Medizinalkollegium abgegetener Gut- 
achten betreffs Geisteszustandes wegen Verbrechen angeklagter 
Personen betrug während derselben Zeit 762, d. h. 0,113 Proz.*). 
Während der Jahre 1895 bis 1906 waren die entsprechenden 
Zahlen 298347 und ungefähr 538 = 0,182 Proz. Unzweifel- 
haft ist demnach eine gewisse Besserung während der Jahre 
eingetreten, für welche die oben angeführten Zahlen gelten.**) 








*) Zweifellos wäre es richtiger gewesen, die Anzahl Gutachten mit 
der Anzahl Gerichtsverhandlungen in Strafsachen, statt, wie es hier ge- 
schehen, mit der Anzahl Gefangener zu vergleichen. Denn es ist ja ein 
Vergleich der ersterwähnten Relation zu verschiedenen Zeiten, den wir 
hier im Auge haben, das Verhältnis zwischen der Anzahl Gerichtsver- 
handlungen in Strafsachen und der Anzahl internierter Sträflinge kann 
aber keineswegs ohne weiteres als konstant angenommen werden. Da 
Schuldheis indessen seiner Schätzung die ersterwähnte Relation zu- 
grunde gelegt hat, habe ich, um die Resultate vergleichen zu können, 
das gleiche tun müssen. 

**) Daß diese Besserung zu einem beträchtlichen Grade der er- 
höhten Aufmerksamkeit auf den Geisteszustand der wegen Verbrechen 
Angeklagten zuzuschreiben ist, die ihrerseits wieder sicherlich in 
ursächlichem Zusammenhang mit Schuldheis’ 1898 veröffentlichter 
Arbeit steht, scheint mir sehr wahrscheinlich. Denn bezüglich des Ver- 
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Indessen glaube ich wohl sagen zu dürfen, daß diese Besserung 
so unbedeutend ist, daß sie in keiner Weise die Gültigkeit meiner 
Behauptung verringert: die Vorschriften in dem königl. Erlaß 
vom 9. März 1826 böten nıcht hinreichende Garantien dafür, 
daß psychische Störungen bei wegen Verbrechen Angeklagten 
von den Behörden so beachtet werden, wie es wünschens- 
wert ist. Folgende Erwägungen mögen dies noch näher be- 
gründen. 

Während der Periode 1895 bis 1906 hat. wie oben er- 
wähnt, nach den Berichten der Gefängnisverwaltung die An- 
zahl beobachteter Fälle von Geisteskrankheit bei schwedischen 
Sträflingen 620 betragen, was 0,208 Proz. der Gesamtzahl der 
während dieser Periode internierten Sträflinge ausmacht. Ich 
habe bereits gezeigt, daß diese offizielle Ziffer für die Geistes- 
krankheitsfrequenz in unseren Strafanstalten allzu niedrig ist, 
und daß die tatsächliche Anzahl geisteskranker Sträflinge 
ungefähr fünfmal so groß sein, d. h. rund 3200 betragen dürfte. 
Von diesen dürften ungefähr 1000 Zuchthaussträflinge sein. 
Nach den Berichten der Gefängnisverwaltung für die Jahre 
1902 bis 1906 wiesen 20 Proz. der geisteskranken Zuchthaus- 
sträflinge Symptome von Geisteskrankheit bereits bei der An- 
kunft im Gefängnis auf und waren demnach schon während 
der Untersuchungshaft geisteskrank ‚gewesen, trotzdem aber zu 








hältnisses zwischen der Anzahl Gutachten und der Anzahl neu hinzu- 
gekommener Gefangener bezeichnet das Jahr 1898 einen Wendepunkt, 
indem das genannte Verhältnis während des Jahres 1897 0,126 Proz. be- 
trug gegen 0,199 Proz. während des Jahres 1898, sowie 0,147 Proz. 
während der Jahre 1895 bis 1897 gegen 0,192 Proz. während der Jahre 
1897 bis 1906. Ein anderer Umstand, der für die obige Annahme 
spricht, ist die Beobachtung, daß bezüglich der Frequenz beobachteter 
Fälle von Geisteskrankheit in schwedischen Gefängnisanstalten 1898 ein 
„kritisches“ Jahr war. Eine Prüfung der Tabelle über die Frequenz von 
Geisteskranken in schwedischen Gefängnisanstalten während der Periode 
1895 bis 1906 zeigt nämlich, daß die Anzahl beobachteter Fälle von 
Geisteskrankheit von 28 (=- 0,114 Proz.) im Jahre 1897 auf 52 (=: 0,224 
Proz.) im Jahre 1898 stieg. Daß diese Steigerung nicht lediglich zu- 
fälliger Natur war, geht daraus hervor, daß der prozentualische Durch- 
schnittswert der Geisteskrankheitsfrequenz, der während der Jahre 1895 


bis 1897 0,178 Proz. betrug, während der folgenden Jahre 1898 bis 1906 
sich auf 0,212 Proz. belief. 


— 


er DE ni 


Strafen verurteilt worden. Berechnet man mit Hilfe der oben 
erwähnten Zahlen aus dem Jahrfünft 1902 bis 1906 die An- 
zahl der Zuchthaussträflinge, die während der ganzen Periode 
1895 bis 1906 bereits bei der Ankunft im Gefängnis geistes- 
krank gewesen sind — wozu man berechtigt sein dürfte, da 
durchaus kein Grund zu der Annahme vorliegt, daß die Be- 
hörden während der Jahre 1895 bis 1901 mit größerem Eifer 
und Erfolg nach psychischen Störungen bei wegen Verbrechen 
Angeklagten geforscht haben als während der folgenden Periode 
1902 bis 1906 —, so findet man, daß diese Anzahl sich auf 
ungefähr 200 beläuft. 

Meinen Berechnungen nach betrüge die Anzahl Geistes- 
kranker unter Gefängnissträflingen während derselben Periode 
279. Nach den offiziellen Angaben 1902 bis 1906 betrug die 
Anzahl bei der Ankunft im Gefängnis Geisteskranker 46,1 Proz. 
bei den Gefängnissträflingen. Die Anzahl der schon während 
der Untersuchungshaft Geisteskranken beliefe sich demnach 
auf rund 130. 

Die Anzahl geisteskranker Untersuchungsgefangener wäh- 
rend der fraglichen 12jährigen Periode beträgt wahrscheinlich 
mindestens 305. Die Gesamtanzahl wegen Verbrechen ange- 
klagter Personen, die bereits während der Untersuchungshaft 
Symptome von Geisteskrankheit gezeigt haben, dürfte sich 
somit auf 200 + 130 + 305 = 635 belaufen. Da die Anzahl 
von dem Medizinalkollegium während derselben Zeit abge- 
gebenen Gutachten betreffs des Geisteszustandes bei wegen 
Verbrechen Angeklagten nur ungefähr 538 beträgt, so müssen 
mindestens 97 Personen = 15,3 Proz. der Gesamtanzahl ver- 
urteilt worden sein, ohne daß ein Gutachten von Sachver- 
ständigen eingeholt worden ist. 

Vergleicht man diese Zahl mit Schuldheis’ oben ange- 
führter, so findet man, daß sie auffallend niedrig ist. Die Ur- 
sachen hierfür dürften folgende sein. Daß die Gerichte nun- 
mehr etwas häufiger als früher ein Sachverständigengutachten 
betrefis angeklagter Personen zweifelhaften Geisteszustandes ein- 
fordern, ist bereits oben erwähnt worden. Indessen ist es 
offenbar unmöglich, daß diese unbedeutende Zunahme von 
0,113 Proz. auf 0,174 Proz. eine Verminderung der verkannten 
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Fälle von ?/ auf !/, hat herbeiführen können. Die Erklärung 
muß demnach anderswo gesucht werden. Es wäre ja denkbar, 
daß Schuldheis’ Zahl zu hoch ist, meine eigene dagegen 
den tatsächlichen Verhältnissen nahezu entspricht. Ich bin 
jedoch wenig geneigt, dies anzunehmen. Vielmehr ist es meines 
Erachtens wahrscheinlicher, daß meine Zahl zu niedrig ist, und 
zwar aus folgenden Gründen. Zunächst scheint es mir un- 
zweifelhaft, daß der eine Ausgangspunkt meiner Berechnung, 
die Zahl, welche die Frequenz bereits bei der Ankunft im Ge- 
fängnis geisteskranker Zuchthaussträflinge angibt (20 Proz.), zu 
niedrig ist, da so gut wie alle Untersuchungen hierüber in 
anderen Ländern zu wesentlich höheren Zahlen gelangt sind. 
Weiter dürfte es in höchstem Grade wahrscheinlich sein, daß 
die Frequenz Geisteskranker unter den Untersuchungsgefange- 
nen, die von mir der Frequenz unter der freien strafmündigen 
Bevölkerung gleichgesetzt worden, in Wirklichkeit beträchtlich 
größer ist. Der Grund, weshalb ich bei meiner Berechnung 
der Anzahl in foro verkannter Geisteskranker von zwei Prämissen 
ausgegangen bin, die ich selber als unrichtig betrachte, ist in- 
dessen der, daß ich, da es nicht meine Absicht ist, die wirk- 
liche Anzahl trotz Geisteskrankheit verurteilter Personen fest- 
zustellen, sondern nur zu zeigen, daß das gerichtliche Ver- 
fahren in dieser Hinsicht mangelhaft ist, bei meinen 
Berechnungen von Voraussetzungen habe ausgehen wollen, 
die nicht einmal von den Verteidigern des gegenwärtigen 
Systems als anfechtbar angesehen werden können, nämlich 
einerseits offiziellen statistischen Angaben, andererseits der An- 
nahme, daß die Geisteskrankheitsfrequenz unter Untersuchungs- 
gefangenen gleich groß, nicht aber größer sei als unter der 
freien strafmündigen Bevölkerung. Die Berechnungsart, die 
ich gewählt habe, ist also für diejenigen, denen die juristische 
und gerichtlich medizinische Untersuchung der wegen Ver- 
brechen angeklagten Personen anvertraut ist, sehr günstig, be- 
sonders wenn man bedenkt, daß die angeführten Zahlen sich 
nur auf solche Gefangene beziehen, die als „geisteskrank“ be- 
zeichnet werden, dagegen nicht auf die psychisch Abnormen, 
unter denen sich ja auch eine große Anzahl, auch der ge- 
läufigen Anschauung gemäß, vollständig „Unzurechnungs- 
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fähiger“ befindet. Wären auch diese mitgerechnet worden — 
eine Berechnung ihrer wahrscheinlichen Anzahl ist nunmehr, 
nachdem verschiedene genaue Untersuchungen hierüber in 
anderen Ländern angestellt worden sind, keineswegs unmög- 
lich —, so würde sich für die Personen, die trotz eines wäh- 
rend der Untersuchung vorhandenen Zustandes von Geistes- 
krankheit oder so hochgradiger psychischer Abnormität, daß 
sie der Absicht des Gesetzgebers gemäß hätten für 
straffrei erklärt werden müssen, doch zu Strafen verurteilt 
worden sind, eine bedeutend höhere Anzahl als die oben an- 
geführte ergeben haben. 

Obwohl demnach die angeführten Zahlen durchaus nicht 
als exakte Ausdrücke tatsächlicher Verhältnisse anzusehen 
sind, dürfte aus ihnen doch meines Erachtens der unanfecht- 
bare Schluß zu ziehen sein, daß die Personen, welche 
die Untersuchung der wegen Verbrechen angeklag- 
ten Personen zu besorgen haben, entweder der 
richtigen Qualifikationen ermangeln, um in allen 
den Fällen, wo begründeter Anlaß zu einem Ver- 
dacht auf Geisteskrankheit oder psychische Ab- 
normität bei dem Angeklagten vorliegt, auch 
einen derartigen Verdacht zu fassen und danach 
zu handeln, oder auch in einer großen Anzahl von 
Fällen, wo ein Verdacht betreffs des Geistes- 
zustandes des Angeklagten sich erhoben, hat, es 
unterlassen haben, das Gutachten eines Sachver- 
ständigen einzuholen. 

Obwohl es mir realiter tadelnswert erscheint, daß das Ge- 
richt in Fällen, wo sich ein Zweifel betreffs des Geistes- 
zustandes des Angeklagten erhoben hat, die Sache entscheidet, 
ohne ein Sachverständigengutachten einzufordern, dürfte wohl 
kaum anzunehmen sein, daß das Gericht sich damit eines for- 
malen Fehlers schuldig macht. 

Im Gegenteil scheint ein derartiges Verfahren sich auf 
den königl. Erlaß vom 9. März 1826 zu stützen. Dem Wort- 
laute desselben gemäß sind nämlich die Voraussetzungen für 
ein besonderes Verfahren: 1. daß „eine wegen Verbrechens an- 
geklagte Person als zur Zeit der gerichtlichen Verhandlung 
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oder bei Begehung der Tat wahnsinnig angegeben wird“, 2. daß 
„die Möglichkeit seiner Strafbefreiung aus diesem Grunde in 
Frage kommt“. Die ersterwähnte Voraussetzung, die objek- 
tiver Natur ist, wird durch die letzterwähnte zum Gegenstand 
der subjektiven Beurteilung des Richters gemacht. Der Richter 
kann offenbar, auf die Bestimmungen -des königl. Erlasses sich 
stützend, folgende Erwägung anstellen: „Der Angeklagte wird 
zwar als bei Begehung der Tat oder jetzt geisteskrank ange- 
geben ; auf Grund dessen, was in der Sache vorgekommen, bin 
ich aber der Ansicht, daß eine Möglichkeit seiner Strafbefreiung 
aus diesem Grunde nicht in Frage kommt; daher fälle ich das 
Urteil, ohne ein Sachverständigengutachten einzuholen.“ Ein 
derartiges Vorgehen, zu dem der königl. Erlaß, soweit ich 
sehe, berechtigt, schließt indessen ein antizipierendes Urteil 
über den Geisteszustand des Angeklagten in sich, das der 
Richter abzugeben inkompetent ist. Es kann auch ein Aus- 
druck für den Wunsch des Richters sein, eine Verlängerung 
der Untersuchung zu vermeiden und möglichst rasch das ge- 
richtliche Verfahren zum Abschluß zu bringen, in welchem 
Falle es oft als Ausfluß einer bedauerlichen Kurzsichtigkeit zu 
bezeichnen sein dürfte. Eine Stütze für die obige Deutung des 
königl. Erlasses kann ich aus der juristischen Literatur nicht 
anführen. Carl&n*) erwähnt ibn ganz kurz, läßt sich aber 
auf eine Deutung desselben nicht ein, sondern scheint die 
oben dargestellte als selbstverständlich vorauszusetzen. Im 
übrigen habe ich keine juristische Arbeit finden können, in der 
der Inhalt des Erlasses behandelt wird. Daß der Erlaß in der 
Praxis auch in gleicher Weise gedeutet worden ist, habe ich 
von autoritativer juristischer Seite erfahren. Von medizinischer 
Seite hat er dagegen mehr Beachtung gefunden. So wirder an 
mehreren Stellen in Wistrands**) Arbeiten, sowie u. a. von 
Schuldheis”*) und Gadeliusf) erwähnt. Gegenstand einer 
eingehenden kritischen Prüfung ist er nicht gewesen. 

*) Carlén, Kommentar över strafflagen, 1866. 

+) A. T. Wistrand, a. a. O., und „Om statsmedicinens tillständ i 
Sverige, dess brister, dess förboppningar. Hygiea, Bd. II, Nr. 12. 

*##) Schuldheis, a. a O., S. 6, 7fl. 

t) Gadelius, Straffrätt och psykiatri. Allm. Svenska Läkartid- 

ningen, 1906, S. 102 Anın. 
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Ein sehr bemerkenswertes Beispiel für die Nonchalance, 
welche die Unterrichter sich in dieser Hinsicht erlauben, liefert 
folgender, hier in Kürze resümierter Fall: 

Fall 1. Während der Untersuchung wurde folgendes 
mitgeteilt: A. B. J., Gutspächter, geb. in der Gemeinde Bärna, 
Län Alfsborg, am 8. Februar 1876. J. verheiratete sich am 
27. November 1903 mit E. V.J. T., geb. den 18. Oktober 1881. 
Sie waren Jugendbekannte gewesen und miteinander in der 
Weise verwandt, daß J.s und E. T.s Väter Vettern waren. So- 
wohl J.s Eltern als die seiner Frau befanden sich in guten 
ökonomischen Verhältnissen. Vor ihrer Verheiratung „liebte“ 
J. seine Braut, so daß er vor der Hochzeit und eine kurze 
Zeit danach „sich glücklich fühlte“. Recht bald kam es jedoch 
zwischen den Gatten zu kleineren Streitigkeiten, wobei J. zu 
finden meinte, daß seine Frau nicht nachgeben wollte, auch 
wenn sie Unrecht gehabt hatte, das gute Verhältnis zwischen 
ihnen soll aber dadurch nicht erschüttert worden sein. Später 
änderten sich indessen, ohne daß ein Anlaß seitens der Frau 
vorlag, J.s Gefühle, so daß er einen Widerwillen gegen seine 
Frau faßte und sich unglücklich zu fühlen begann. Dieses 
Gefühl nahm allmählich in solchem Grade zu, daß dem J. eines 
Tages kurz vor dem 28. Januar 1904, als seine Frau an In- 
fluenza erkrankte, der Gedanke kam, daß entweder er 
oder auch sie sterben würde, was sich sehr bald dahin 
änderte, daB er beschloß, sie umzubringen. Dieser Gedanke 
verließ ihn dann nicht mehr, sondern verfolgte ihn, wie er 
selbst behauptet, Nacht und Tag und entwickelte sich in der 
Weise, daß er sich vornahm, sie entweder zu ersticken oder 
zu vergiften, und er hörte, besonders wenn sie ihm einmal 
widersprach, in sich eine „Stimme“, die zu ihm sagte: „Du 
bist feige, daß du es nicht wagst, sie zu töten, ein ganzes 
Leben kannst du mit ihr nicht ertragen“. E.J. erkrankte am 
28. Januar 1904, wie man annahm, an Influenza, von der 
mehrere ihrer Nachbarn gleichzeitig ergriffen waren. Am 
.6. Februar starb sie. Nach ihrem Tode ließ J. die Tapeten 
untersuchen, die, wie sich herausstellte, Arsenik in nicht ange- 
gebener Menge enthielten. Da sich der Verdacht erhob, daß 
Vergiftung vorliege, wurde ein polizeiliches Verhör angestellt, 
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und die gerichtsärztliche Besichtigung des Leichnams von J.s 
Gattin angeordnet. Die Besichtigung und die Untersuchung 
der Leichenteile durch den Gerichtschemiker hatte ein positives 
Ergebnis. Bei erneutem Polizeiverhör bekannte J. am 27. Juni 
1904 sein Verbrechen, nachdem die Zeugenaussagen zu der: 
Gewißheit geführt hatten, daß er der Schuldige war. J. hatte 
seiner Frau, in der Absicht sie zu töten, Gift gegeben, einmal 
in Kaffee und zwei- bis dreimal in Eiergrog, das letzte Mal an 
Ihrem Todestage, den 6. Februar 1904. Das Gift, Arsenik, 
hatte er aus einer verschlossenen Kommode in der Küche des 
Gebäudes, in dem seine Eltern wohnten, genommen. Betreffs 
des Entschlusses zu dem Verbrechen bemerkt er schriftlich: 
„Ich bat Gott nicht um Hilfe und habe daher nicht Kraft ge- 
habt zu widerstehen. Ich war Sklave und mußte gehorchen, 
obwohl mit Zittern. Ich war so; daß mein ganzer Körper 
zitterte, aber davon wegzukommen, war unmöglich. Die ersten 
Male nahm ich wenig Gift, da flüsterte es aber in mir: 
„Du bist ein feiger und ängstlicher Wicht, daß du nicht so 
viel nehmen kannst, daß es reicht. Nimm nur mehr“ u. dgl. 
„Ich habe schwer gelitten, seitdem ich dieses Verbrechen be- 
gangen habe, und bei mehreren Gelegenheiten, besonders bei dem 
Begräbnis, war ich nahe daran, zu bekennen, aber ich war auch 
da meiner selbst nicht mächtig, und was mich besonders ab- 
hielt, war der Gedanke an meine alten Eltern.“ J. erwähnt 
ferner, daß er auf den Gedanken, das Gift gegen seine Frau 
anzuwenden, dadurch gekommen sei, daß es zu Hause vor- 
handen war. Er hatte bei einer Gelegenheit kurz vor Weih- 
nachten die Giftbüchse, die in der Kommode seines Bruders 
verwahrt wurde, seinem Schwiegervater gezeigt, um über den. 
Inhalt derselben Aufschluß zu erhalten. 

Nach der Ankunft im Gefängnis zeigte J. während der 
ersten Zeit etwas Unruhe, er grübelte über sein Verbrechen 
nach, war schlaflos, hatte keine Lust zur Arbeit und geringen 
Appetit. Nachdem das Urteil, auf den Tod lautend, ausge- 
sprochen war, wurde er in erstaunlichem Grade ruhiger; er 
widmete sich nun fleißig dem Lesen religiöser Bücher, was 
seine liebste Beschäftigung zu bilden schien. In der 
letzten Zeit klagte er darüber, daß ein stark beunruhigendes 
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Gefühl ihn bisweilen überkäme, gab aber an, daß nach einer 
Weile wieder Ruhe eintrete. Bei Gesprächen gab er stets 
völlig klare Antworten, und nichts in seinen Äußerungen ver- 
riet einen kranken Geisteszustand.. Doch wunderte man 
sich darüber, daß er stets ein frohes Aussehen 
mit einem ständigen Lächeln auf den Lippen 
zeigte. Nachdem das Gnadengesuch an den König einge- 
reicht worden war, gab er oft zu verstehen, daß er gleichsam 
Offenbarungen darüber gehabt habe, daß er begnadigt werden 
würde, und daß er dann durch ein besseres Leben sein Ver- 
brechen einigermaßen werde sühnen können. 

Ohne das Gutachten des Gefängnisarztes und des Medi- 
zinalkollegiums einzuholen, verurteilte das Landgericht J. zum 
Tode. Das Oberlandesgericht bestätigte das Urteil. Indessen 
legte J. beim Reichsgericht ‚Revision ein, das die Sache an das 
Landgericht zu vollständigerer Untersuchung, besonders mit 
Rücksicht auf die Möglichkeit vorhandener Geisteskrankheit, 
zurückverwies.. Das Landgericht forderte nun das Gutachten 
des Gefängnisarztes ein. Der Gefängnisarzt erklärte in seinem 
Gutachten, daß er bei J. keine Symptome von Geisteskrank- 
heit entdeckt habe, betonte aber die Erwünschtheit einer Be- 
obachtung in einer Irrenanstalt. Ohne auf diese Auffassung 
des Gefängnisarztes Rücksicht zu nehmen, und ohne auch nur 
der Vorschrift des königl. Erlasses gemäß das Gutachten des 
Medizinalkollegiums einzuholen, verurteilte das Landgericht J. 
zum zweiten Male zum Tode. Das Oberlandesgericht hielt es 
indessen für angezeigt, ein Gutachten des Medizinalkollegiums 
einzuholen. Das Medizinalkollegium ordnete an, daß J. in 
eine Irrenanstalt zur Beobachtung aufgenommen werden sollte. 
Diese Aufnahme geschah am 2. Februar 1905. 

Während des Aufenthaltes in der Irrenanstalt 
gab J. bezüglich des Motivs zu der Mordtat wie bei den ge- 
richtlichen Verhören an, daß „es eine Stimme gewesen sei, 
welche flüsterte“, welcher Stimme wegen er eine Woche lang 
nicht habe schlafen können. Er kann nicht entscheiden, ob er 
diese Stimme als die eines Fremden oder als einen besonders 
lebhaften Gedanken in ihm selbst hörte. Er gibt aber an, daß 
er „eine solche Stimme früher, vor mehreren Jahren, gehört, 
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und daB er damals habe widerstehen können“. Damals habe 
die Stimme ihn verleiten wollen, seinen Vater zu töten. Auch 
damals habe er daran gedacht, sich der oben erwähnten Gift- 
flasche zu bedienen. Er erinnert sich auch aus jener Zeit, daß 
mit deutlichen Buchstaben auf der Flasche geschrieben stand: 
„Rasch tötendes Gift“. Eines Grundes, weshalb er seinen 
Vater hätte töten wollen, einer Feeindseligkeit zwischen Vater 
und Sohn bei dieser Gelegenheit konnte J. sich nicht erinnern. 
Er habe hiervon nicht früher gesprochen, weil er „nicht daran 
gedacht“, „sich nicht daran erinnert habe“. Ein andermal 


habe er die Eingebung gehabt, eine Strohscheuer in Brand zu 
stecken. 


Er hält daran fest, daß er sein Verbrechen mit Wissen 
und Willen begangen habe. Als man ihm sagte, daß er ja 
zum Tode verurteilt sei und wahrscheinlich zum mindesten 
nicht seine Freiheit zurückerlangen werde, sah er zu Boden, 
ohne besondere Bewegung zu zeigen, und verhielt sich in der 
folgenden Zeit ungefähr wie vorher. Bei Erinnerungen an 
Einzelheiten des Berichtes über den Mord war er gleichfalls 
ziemlich reaktionslos. 


Er stiftete bald Bekanntschaft mit einem recht stumpfen, 
harmlosen Paralytiker. In Briefen nach Hause schrieb er von 
diesem: „Er ist so nett, hätte ich ihn nicht, weiß ich nicht, 
wie es gehn sollte“. In Wirklichkeit handelte dieser Kamerad 
weder noch sprach er jemals spontan, nickte nur ein 
stumpfes und freundlich zufriedenes „Jaa“ zu allem, was 
gesagt wurde. 


J. zeigte große Liebe zu Tieren. Außerdem zeigte er 
Zeichen von Sammelmanie, sammelte Knöpfe, Etiketten und 
Papierstücke, mit denen er in kindlicher Sorglosigkeit zu 
spielen pflegte. 


Die Sorglosigkeit, mit der sich J. in seinen Aufenthalt in 
der Irrenanstalt fand, schien jedoch nie völlig frei. Etwas 
Drückendes hielt seinen Kopf ein wenig niedergebeugt und 
machte seinen Blick bisweilen scheu. Forschte man nach 
der Ursache, so fand man nie ein Zeichen von Ge- 
wissensbissen oder von Kummer. Was ihn drückte, schien nur 
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eine einfältige Furcht für die persönliche Sicherheit in diesem 
und dem zukünftigen Leben zu sein. 

Anfang März Zeichen von Unruhe in den Nächten. Er 
hört Schüsse von der Wand her neben seinem Bett und Stim- 
men, die draußen vor seiner Tür sprechen. Während er 
hiervon erzählt, zeigt er plötzlich mit einem 
einfältigen Lächeln auf seine neuen Schuhe. Bis- 
weilen Nahrungsverweigerung, weil „so viele wollen“, daß er 
nicht essen soll. Bisweilen wird er nachts mit eisernen Kugeln 
bombardiert, die er mit den Armen zu parieren sucht. Tags 
darauf gefragt, ob es wirkliche eiserne Kugeln oder Träume 
gewesen seien, antwortet er mit gedrückter und ausweichender 
Miene: „Das weiß ich nicht!“ 

Im April entwickeln sich die Verfolgungswahnideen 
weiter. Wie vorher überkommen sie ihn in der Nacht und im 
Dunkeln. Am Tage geht er ruhig und zufrieden, 
mit dem oben erwähnten Paralytiker plaudernd 
oder „Fuchs und Hühner“ mit weniger stumpfen 
Patienten spielend. Nachts dagegen ist er ängstlich, 
wagt nicht in seinem Bett zu liegen, hört Stimmen, es sind 
die Feinde, die gekommen sind, um ihn zu töten; bisweilen ist 
das Bett „elektrisch“. Die Stimmen sind dieselben, die er zu 
Hause hörte, wo sie ihn einmal aufforderten, den Kopf in eine 
Häckselmaschine zu stecken. Auch versuchten diese Feinde, 
ihn zu töten. Als dies nicht gelang, verleiteten sie ihn dazu, 
„das mit Ellen (seiner Frau) zu tun“, damit sie andere zu 
Hilfe bekommen sollten. Nun haben sich auch die Be- 
hörden zu diesen Feinden gesellt, von denen sie 
geleitet werden. Er ist so drei- bis viermal zum Tode 
verurteilt worden, und er fürchtet, daß es schließlich 
den Feinden gelingen wird, ihm das Leben zu 
nehmen, obwohl er nicht weiß, in welcher Weise das ge- 
schehen wird. 

Grauen vor dem begangenen Verbrechen fehlte bei J., wie 
auch wirkliche Reue. 

Die Sensibilitätsuntersuchung ergab eine ausgeprägte rechts- 
seitige Hemianalgesie sowie taktile Hemihypästhesie. 

In dem Gutachten wurde erklärt, daß J. „an wahrschein- 
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lich angeborener, intellektueller wie auch moralischer Minder- 
wertigkeit (Imbezillität) leidet“, und daß er demnach zur Zeit 
der Begehung des Verbrechens „des vollen Gebrauchs des Ver- 
standes beraubt“ gewesen, ferner daß er zur Zeit der Abgabe 
des Gutachtens geisteskrank und der Irrenanstaltspflege be- 
dürftig sei. 

Der vorstehende Fall dürfte sowohl vom psychiatrischen 
als vom gerichtlich-medizinischen Gesichtspunkte aus Interesse 
darbieten. Wie in dem Gutachten hervorgehoben wurde, han- 
delt es sich um ein tief degeneriertes, intellektuell und be- 
sonders moralisch in hohem Grade defektes Individuum. | 

Schon das hier gelieferte kurze Resümee und noch mehr 
die ausführliche Krankengeschichte, die in dem Bericht des 
Medizinalkollegiums über die Geisteskrankenpflege im Jahre 
1905 veröffentlicht ist, macht es meines Erachtens wahrschein- 
lich, daß J. den Degenerationstypus des Hysterikers repräsen- 
tiert und daß die während des Aufenthalts in der Irrenanstalt 
auftretende Psychose als eine spezifische hysterische Psychose 
zu betrachten ist. Für diese Auffassung scheinen mir folgende 
Umstände zu sprechen: die Krankheitsäußerungen, Angst und 
Unruhe sowie unbestimmte Halluzinationen, in persekutorischer 
Richtung gedeutet, entwickeln sich in konsequenter, logischer 
Weise aus der vorhandenen, bei einer dreimal zum Tode ver- 
urteilten Person leicht erklärlichen Furcht vor der Zukunft. 
Die Halluzinationen sind demnach am natürlichsten als eine 
Projektion der auf der Basis dieser Stimmung entstehenden 
Vorstellungen von Unglück und Feindlichkeiten nach außen 
zu deuten. Daß die Symptome fast ausschließlich nachts auf- 
treten, dürfte sich am einfachsten mit Hilfe der normalpsycho- 
logischen Erfahrung erklären, daß Unruhe und Furcht in der 
Regel stärkere Macht über einen Menschen in der Dunkelheit 
und Einsamkeit der Nacht als während des Tages mit seinen 
vielen ablenkenden Eindrücken haben. Ferner fehlt die 
kräftige persönliche Reaktion auf die Halluzinationen, die 
wenigstens im Anfang eines halluzinatorischen Zustandes selten 
zu fehlen pflegt. Man erhält daher den Eindruck, daß J. 
nicht selbst ¿von einer hinter iden Halluzinationen stehenden 
äußeren Realität überzeugt ist, daß er sie nicht völlig ernst 
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nimmt. Betreffs gewisser dieser Phänomene (z. B. der 
eisernen Kugeln) gibt J.s ausweichende Antwort auf die Frage, 
ob es wirkliche eiserne Kugeln oder Träume gewesen seien, 
Anlaß zu berechtigtem Zweifel an ihrer halluzinatorischen 
Natur. Schließlich enthält das Auftreten der Symptome wie 
auf Bestellung zu einem Zeitpunkt, wo ein Wunsch bei J., 
sein ruhiges und friedvolles Leben in der Irrenanstalt fort- 
setzen zu dürfen, sicherlich vorhanden gewesen ist, einen 
ziemlich durchsichtigen Hinweis auf das Motiv zu ihrer Ent- 
stehung. In deutlicher Übereinstimmung mit dieser Auf- 
fassung von der Genese der psychotischen Symptome steht 
der Verlauf der Krankheit. Nachdem das Urteil (10 Jahre Zucht- 
haus) gefällt worden ist und J. demnach weiter keinen Anlaß 
hat, für sein Leben zu fürchten, also nachdem die Motive für 
die Entstehung der Krankheit verschwunden sind, haben auch 
die psychotischen Symptome aufgehört. 

Dieses nicht nur quantitativ minderwertige, sondern auch, 
hinsichtlich der Art des Seelenlebens, in hohem Grade ab- 
norme Individuum wird dreimal zum Tode verurteilt, obwohl 
bereits die Untersuchung es völlig klar gestellt hat, daß er 
sein Verbrechen aus Motiven begangen hat, deren pathologi- 
sche Natur offen zutage liegt. Ein annähernd normaler Mann 
vergiftet seine Frau nicht auf Grund einer „Eingebung“, das 
zu tun. Um dies zu verstehen, bedarf es wahrlich nicht 
psychiatrischer Fachkenntnisse! 

Fall 2. Axel L., Kupferschmied, geb. den 3. Okt. 1868. 
Der Vater Alkoholist, schwer zu behandeln und gewalttätig, 
wenn er getrunken hat. Die Mutter stumpf (Dementia senilis?). 
Die Verhältnisse zu Hause sehr ärmlich und unordentlich. 
Als Kind durfte L. sich ohne Aufsicht herumtreiben, wurde 
bisweilen von den Eltern ausgeschickt, um zu betteln; wurde 
bald bei kleinen Diebstählen ertappt. Unordentlicher Schul- 
besuch; L. konnte nie über die unterste Klasse der Klein- 
kinderschule hinauskommen. Im Alter von 10 bis 11 Jahren 
soll er begonnen haben, wunderlich vorzukommen, er „führte 
merkwürdige Reden“. Durch wohltätige Fürsorge wurde er 
im Alter von 14 Jahren bei einer guten Familie auf dem 
Lande in Pension gegeben. Nach zwei Wochen lief er von 
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dort weg. Da Versuche, ihn zurückzuführen, mißlangen, 
wurde er in einer Armenfürsorgeanstalt untergebracht, aus der 
er gleichfalls mehrmals entwich. Er wurde nun, 14 Jahre 
alt, der landwirtschaftlichen Kolonie Hall*), übergeben, die 
er indessen nach einigen Monaten verlassen mußte, da er, wie 
die Direktion meinte, wegen abnormer Geistesbeschaffenheit 
nicht „mit Nutzen bleiben und an dem Unterricht, der in der 
Anstalt erteilt wird, teilnehmen konnte“. Er wurde nun bei 
einem Bauer, der von der Waisenanstalt zu Östad im Län 
Alfsborg Land gepachtet hatte, ın Pflege gegeben und scheint 
daselbst zwei Jahre geblieben zu sein. Im Alter von 16 Jahren 
kehrte er in das Elternhaus zurück. Nachdem er bei einem 
in der Nachbarschaft wohnenden Kupferschmied seine erste 
Unterweisung im Verzinnen von Kupfergeschirr u. dgl. ge- 
nossen, begab er sich auf die Wanderschaft und hat seitdem 
ein unstetes Leben geführt. L.s Strafliste sieht folgender- 
maßen aus: 

1. 1886, Zuchthaus 7 Monate wegen erstmaligen Ein- 
bruchsdiebstahls, 

2. 1891, Zuchthaus 6 Monate wegen Diebstahls, 

3. 1892, Zuchthaus 6 Monate wegen Diebstahls, 

4. 1893, Zuchthaus 2 Jahre 10 Monate wegen Diebstahls 
mit Sachbeschädigung und Mißhandlung, 

5. 1895, Zuchthaus 2 Jahre wegen Diebstahls, 

6. 1903, Zuchthaus 2 Jahre wegen Diebstahls, 

7. 1907, Zwangsarbeit 2 Jahre wegen Vagabundierens. 

Betreffs der Vergehen, deretwegen er 1893 zur Strafe 
verurteilt wurde, enthält der Bericht des (efängnisarztes 
folgendes: Am 22. Dez. 1892 hatte L. auf offener Straße in 
der Stadt Uppsala nacheinander sechs minderjährige Knaben 
teils an sich gelockt, teils, nachdem er ihnen aufgelauert, fest- 
gehalten und sie darauf mit einem spitzen und scharfen 
Taschenmesser in den Rücken geschnitten, hierzu von der- 
selben falschen Vorstellung, die er schon, während des Aufent- 
halts auf Hall gehabt hatte, getrieben, daß sie sich nämlich 





+) Zwangsfürsorgeerziehungsanstalt für kriminell bedenkliche Knaben 
unter 15 Jahre alt. 
g: 
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über ihn lustig machten. Sämtlichen Knaben hatte er die 
Kleider, die sie angehabt, in größerer oder geringerer Aus- 
dehnung zerschnitten, zwei von ihnen aber hatten zugleich 
Schnitte oder Stichwunden infolge 'der an ihnen begangenen 
Gewalt erhalten. i 

1906, in der Nacht zum 15. Mai, brach L. in ein Bauern- 
haus in der Nähe von Uppsala ein und eignete sich dabei 
einen Überrock und zwei Paar Hosen an. Einige Tage später 
wurden die gestohlenen Hosen zerschnitten und mit abge- 
trennten Knöpfen hinter einem Holzstoß in der Nähe gefunden. 
Bei der Untersuchung wurde mitgeteilt, daß „L. die eigen- 
tümliche Begierde habe, von Kleidungsstücken, deren er inirgend- 
einer Weise habhaft werden könne, die Knöpfe abzutrennen, 
und daß er das teils im Korridor der Mädchenschule in 
Uppsala, teils an einer Stelle in der Öfre Slottsgatan getan, 
sowie daß er dem Schutzmann, der ihn nach dem Gefängnis 
geführt, dies eingestanden und ferner auf die Frage, zu 
welchem Zweck die Knöpfe, die er sich so angeeignet, be- 
stimmt seien, geantwortet habe, daß er wohl manchmal dafür 
ein paar Pfennige erhalten könne, daß er es aber amü- 
santer finde, sie aulszustreuen, ein Vergnügen, dem 
er seit seiner Schulzeit gehuldigt habe.“ 

Bei der Untersuchung stellte sich heraus, daß L. nur mit 
Schwierigkeit einigermaßen lesen konnte. Schreiben oder 
rechnen konnte er gar nicht. Das Gedächtnis ist sehr schwach. 
Moralische Vorstellungen waren ihm vollständig fremd. Voll- 
ständige Gleichgültigkeit gegenüber seinen Angehörigen. Arg- 
wöhnisch. Weist ausgeprägte Beziehungswahnideen auf, die 
heftige Reaktionen hervorrufen können. 

L. wurde sowohl von dem Gefängnisarzt als vom Medizinal- 
kollegium für geisteskrank erklärt. 

Der obige Fall dürfte in vielen Beziehungen als typisch 
anzusehen sein. Ein erblich belastetes, intellektuell und 
moralisch in hohem Grade defektes, auf der Grenze zur Idiotie 
stehendes Individuum, das seine Kinderjahre in einem elenden 
Heim, so gut wie ohne alle Aufsicht zugebracht hat. In der 
Schule zeigt er sich ungelehrig, kann über die unterste Klasse 
der Kleinkinderschule nicht hinauskommen. Ein Versuch in 
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einerZwangserziehungsanstalt mißlingt, das eine abnorme Geistes- 
beschaffenheit ihn hindert, aus dem Unterricht den beabsich- 
tigten Nutzen zu ziehen. Er zeigt sich vollständig unfähig 
zu geordneter Arbeit, beginnt schon während der Pubertäts- 
jahre zu vagabundieren und fährt damit fort, bis er endlich 
für unzurechnungsfähig erklärt und so endgültig unschädlich 
gemacht wird. Außer allen Defekten auch qualitativ psycho- 
pathische Symptome (Beziehungswahnideen von offenbar krank- 
hafter Stärke, pathologischer Trieb, Knöpfe von Kleidern ab- 
zutrennen, um dann den Genuß zu haben, „sie auszustreuen“). 
Trotz all diesem und trotzdem seine krankhaften 
Eigentümlichkeiten bekannt sind und zu wieder- 
holten Malen verbrecherische Handlungen ver- 
anlaßt haben, wird er 6- — sage sechs- — mal zu 
Zuchthausstrafe verurteilt, ohne daß das Gericht 
einen Anlaß zu dem Verdacht findet, daß es mit 
seinem Geisteszustande nicht richtig steht. Und 
doch hatte er schon im Jahre 1892 ein so bedenkliches Ver- 
brechen wie das Attentat gegen die minderjährigen Knaben 
begangen, eine Handlung, bei der sowohl das Motiv als be- 
sonders auch die Reaktion ein so deutlich pathologisches Ge- 
präge tragen, daß es unbedingt die Aufmerksamkeit der Richter 
erregen und eine Untersuchung hätte veranlassen sollen. 

Es ließen sich unschwer noch mehr Fälle beibringen, in 
denen die richterlichen Behörden grobe psychische Störungen 
bei den Angeklagten übersehen haben; die bisher angeführten 
mögen aber genügen, um zu zeigen, was in dieser Hinsicht 
geleistet werden kann. 

Daß die im Vorstehenden nachgewiesenen Mängel des 
gerichtlichen Verfahrens betrefis wegen Verbrechen ange- 
klagter Personen von der allergrößten Bedeutung für Rechts- 
ordnung und Rechtssicherheit sind, dürfte ohne weiteres er- 
sichtlich sein. Damit erhebt sich aber auch die unabweisliche 
Forderung nach einer Beseitigung dieser Mängel. 

Wie diese zu geschehen hat, dafür liefert die Art der 
vorhandenen Mängel einen deutlichen Fingerzeig. Da das Ge- 
richt seiner gewöhnlichen Zusammensetzung nach die nötigen 
Qualifikationen entbehrt, um psychische Störungen bei den 
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Angeklagten zu entdecken, so ist die Sorge hierfür 
offenbar in die Hände von Personen zu legen, die 
derartige Qualifikationen besitzen. Da das Gericht 
sich ferner in angemessener Weise der durch den königl. 
Erla vom 9. März 1826 dem Gericht zugesicherten Befugnis, 
auch wenn sich ein Verdacht betreffs der psychischen Inte- 
grität des Angeklagten erhoben hat, durch ein antizipierendes 
Urteil über seinen Geisteszustand eine sachverständige Unter- 
suchung zu verhindern, bedient hat, so ist der Richter 
offenbar des Rechtes zu entkleiden, darüber zu ent- 
scheiden, ob eine gerichtlich-medizinische Unter- 
suchung angestellt werden soll. 

Die erste der beiden hier vorgeschlagenen Maßnahmen 
schließt in sich, daß wegen Verbrechen angeklagte Personen 
ohne besondere Verfügung des Gerichts von einem Sachver- 
ständigen der Gerichtspsychiatrie untersucht werden sollen. 
Geht man von den in unserem Lande herrschenden Verhält- 
nissen aus, so dürfte es als das Zweckmäßigste zu erachten 
sein, diese Aufgabe den Personen anzuvertrauen, die schon 
jetzt in den allermeisten Fällen als Gerichtsärzte fungieren, 
nämlich den Gefängnisärzten. 

Indessen ist von mehreren Seiten mit Nachdruck betont 
worden, daß unsere Gefängnisärzte — |von vereinzelten Aus- 
nahmen abgesehen — nicht im Besitz der erforderlichen Sach- 
kenntnis in der Gerichtspsychiatrie sind, so daß die von mir 
hier oben vorgeschlagene Untersuchung vollkommen wertlos 
sein würde. Schon 1898 bemerkte Schuldheis*) bei der 
Besprechung der allgemeinen Aufgaben des Gerichtsarztes: 
„Wenn der Gerichtsarzt vermeiden will, seine Befugnis als 
medizinischer Sachverständiger zu überschreiten, muß er 
sich streng innerhalb der Grenzen der medizinischen Wissen- 
schaften halten. Seine Aufgabe kanu daher keine 
andere als die sein, das Vorhandensein oder Nicht- 
vorhandensein einer psychischen Störung zur Zeit 
der Begehung des Verbrechens nachzuweisen und 
die Art — oder vielleicht besser gesagt, den Grad. 


*) Schuldheis, a. a. O., S. 326. 
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— dieser Störung in genauer Übereinstimmung mit 
dem Wortlaut des Gesetzes anzugeben. Es sind 
klinische Kennzeichen eines bestimmten psychopathologischen 
Zustandes, nach denen er zu suchen hat; das klinische Krank- 
heitsbild hat er aufzustellen, um nachweisen zu können, ob 
es mehr oder weniger getreu mit einer der bereits bekannten 
Formen psychischer Störung übereinstimmt. Gegen diese 
Forderung einer klinischen Diagnose als Grundlage für das 
gerichtlich-medizinische Gutachten kann man in der Tat nur 
einen einzigen einigermaßen beachtlichen Einwand erheben, den 
nämlich, daß die schwedischen Ärzte im allgemeinen nicht 
befähigt sind, eine klinische Diagnose in einem nur einiger- 
maßen verwickelten oder atypischen psychiatrisch-gerichtlich- 
medizinischen Fall zu stellen. 

Dies ist zwar unbestreitbar, darf aber doch nicht auf die 
vorliegende Prinzipienfrage einwirken. Dagegen beweist diese 
Inkompetenz der Ärzte etwas anderes, nämlich die Not- 
wendigkeit eines weit länger dauernden und 
gründlicheren klinisch - psychiatrischen Unter- 
richts als der, der jetzt obligatorisch ist, wenig- 
stens für diejenigen Ärzte, die von Amts wegen in 
psychiatrisch - gerichtlich - medizinischen Fragen 
Gutachten abzugeben haben. 

Diese Notwendigkeit ist um so unabweislicher, als den- 
selben Ärzten die Pflege einer Klasse von Indivi- 
duen anvertraut ist, unter denen bekanntermaßen 
öfter als unter Leuten im allgemeinen psychische 
Leiden vorkommen*), welche unter gegenwärtigen Ver- 
hältnissen nicht allzu selten übersehen und verkannt werden 
— bisweilen zu unheilbarem Schaden für den Kranken. 

Jeder Gefängnisarzt bekommt in seiner dienstlichen Tätig- 
keit mit Individuen zu tun, deren rechtliche Stellung oder 
künftige psychische Gesundheit in wesentlichem Grade von 
seinen Kenntnissen und seiner Erfahrung auf dem psychiatri- 
schen Gebiete abhängt. Es ist daher nicht mehr als 
billig, daB der Staat dafür sorgt, daß diese Ärzte 





*) Vom Verf. gesperrt. 


— 40 — 


die Kenntnisse, ohne die sie ihre Obliegenheiten 
nicht in befriedigender Weise erfüllen können, zu 
erwerben Gelegenheit haben und daß er sie von 
ihnen verlangt.“ 

In einem Schreiben an die Gefängnisverwaltung vom 
9. Juni 1900 wies Prof. Tigerstedt auf die Notwendigkeit 
hin, „daß alle Gefängnisärzte und vor allem die an den Zen- 
tralgefängnissen wie auch an den Provinzialgefängnissen an- 
gestellten eine gründlichere Ausbildung in der Psychiatrie be- 
sitzen sollen, als sie für das medizinische Lizentiatexamen 
verlangt wird.“ 

Kurz darauf schrieb der damalige Oberinspektor für die 
Geisteskrankenpflege im Reiche, Prof. T. Nerander, in seinem 
Amtsbericht für das Inspektionsjahr vom 1. Mai 1899 bis 
1. Mai 1900: 

„Wenn das Medizinalkollegium, als höchste Instanz in 
gerichtlich-medizinischen Fragen, {sein Gutachten betreffs des 
Geisteszustandes einer angeklagten Person abzugeben hat, so 
gründet es dasselbe teils auf die Zeugenaussagen, teils auf die 
Gutachten, die von dem betreffenden Gefängnisarzt ausgestellt 
werden. Allzu oft verraten indessen diese Gutachten 
eine mangelhafte Kenntnis, um nicht zu sagen Un- 
kenntnis, in der Beurteilung des Geisteszustandes 
der Angeklagten, ein Umstand, der von so großer 
Wichtigkeit ist, daß Maßnahmen zur Beseitigung 
der erwähnten Mißstände, soweit es möglich ist, 
getroffen werden müssen.*) Wie die Verhältnisse nun 
liegen, werden die Gefängnisarztstellen besetzt, ohne daB das 
Medizinalkollegium Gelegenheit erhält, sich über die Eignung 
der Bewerber zu dieser Stelle zu äußern; es erscheint 
daher notwendig, daB Garantien dafür erhalten 
werden, daß eine Person, die als Gefängnisarzt 
an den Zentralgefängnissen oder an den Provin- 
zialgefängnissen angestellt wird, im Besitz der 
nötigen Kenntnisse betreffs der klinischen Formen 
der gewöhnlicheren Geisteskrankheiten ist”*), 

*) Vom Verf. gesperrt. 

**) Vom Verf. gesperrt. 
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sei es, daß diese Kenntnisse durch Dienstleistung als Arzt an 
einer Irrenanstalt oder durch tägliche Dienstleistung während 
einiger Zeit an einer der psychiatrischen Kliniken erworben 
worden sind.“ 

Die, welche erwartet haben, daß diese nichtoffiziellen und 
offiziellen Äußerungen zu praktischen Maßnahmen in der an- 
gedeuteten Richtung führen würden, haben trotz der 10 bezw. 
8 Jahre, die verflossen sind, seitdem die Äußerungen getan 
wurden, vergebens warten müssen. 


Im Jahre 1907 hatte ich Gelegenheit, die Frage in einem 
Aufsatze*) zu behandeln, in welchem ich unter Anführung 
einer Anzahl typischer Gutachten aufs neue die Aufmerk- 
samkeit auf diese immer noch existierenden Unzuträglichkeiten 
bezüglich der gerichtlich -psychiatrischen Untersuchung und 
Beurteilung wegen Verbrechens angeklagter Personen zweifel- 
haften Geisteszustandes lenkte. 


Bei einem darauffolgenden Meinungsaustausch in der- 
selben Zeitschrift**) präzisierte ich meine Behauptungen be- 
treffs der gewöhnlichsten Mängel ‚in den Gutachten der Ge- 
fängnisärzte. Ich erlaube mir hier meine diesbezügliche Be- 
merkung wiederzugeben: „Mein Aufsatz über die gerichtlich- 
psychiatrische Sachkenntnis der Gefängnisärzte verfolgte den 
Zweck, zu zeigen, daß der Status quo bezüglich der Einrich- 
tung der Gefängnisärzte unhaltbar ist. Es ist absurd und 
empörend, daß in Fragen von strafrechtlicher Ver- 
antwortung das Wohl und Wehe des einzelnen 
und die Sicherheit der Gesamtheit in großer 
Ausdehnung in die Hände von Beamten gelegt 
wird, die keine gerichtlich-psychiatrische Aus- 
bildung genossen haben, und für deren Kom- 
petenz hinsichtlich ihrer speziellen Aufgabe der 
Staat sich demnach keine Garantie geschaffen 
hat. Mit Rücksicht hierauf wies ich nach, daß die ge- 
richtlich-psychiatrischen Leistungen der Gefängnisärzte auch 


a — nn 


*) O. Kinberg, Om fängelseläkarnas rättspsykiatriska sakkunskap. 
Allm. svenska läkartidningen 1907, Nr. 13. 
**) Allm. svenska läkartidningen 1907, S. 614. 
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in einer Menge von Fällen nicht den Forderungen genügen, 
die man gegenwärtig aufzustellen berechtigt ist. Hierbei 
habe ich die Methode befolgt, daß ich unter dem sehr reich- 
haltigen Material gewisse Gutachten auswählte und veröffent- 
lichte, die mir typisch für die wichtigsten und häufigst vor- 
kommenden Fehler und Mängel erschienen. Es sind dies: 
1. Unvermögen, bei dem zu Untersuchenden die !Symptome 
von Geisteskrankheit, event. psychischer Minderwertigkeit zu 
entdecken (Gutachten Nr. 4); 2. Unvermögen, durch eine psy- 
chologisch-psychiatrische Analyse die beobachteten Symptome 
richtig zu beurteilen (Nr. 1); 3. Unvermögen, auch in solchen 
Fällen, wo die Symptome des zu Untersuchenden sowohl 
beobachtet als der Hauptursache nach richtig beurteilt worden 
sind, daraus einen richtigen gerichtlich-psychiatrischen Schluß 
zu ziehen, was seinen Grund in einer veralteten und unrich- 
tigen Auffassung von den allgemeinen strafrechtlichen Problemen 
hat (Nr. 2 und 8).“ 

In meinem oben erwähnten Aufsatze habe ich die Auf- 
gaben, die einer modernen gerichtlich-psychiatrischen Auffassung 
gemäß dem Gefängnisarzt zukommen müßten, chronologisch 
im Verhältnis zu dem Einzelfall geordnet angegeben. Sie 
sind, nach Form und Inhalt etwas modifiziert, folgende: 

1. Der Gefängnisarzt hat im Laufe der gerichtlichen 
Untersuchung eine so genaue und eingehende psychiatrische 
Untersuchung an jedem Untersuchungsgefangenen anzustellen, 
daß jeder Fall von Geisteskrankheit und psychischer Minder- 
wertigkeit (wenigstens hochgradigerer) schon zu dieser Zeit 
diagnostiziert werden kann. 

2. Der Gefängnisarzt hat ein motiviertes Gutachten be- 
trefis aller Fälle von zweifelhaftem Geisteszustande (Geistes- 
krankheit oder psychischer Minderwertigkeit) abzugeben. 

3. Der Gefängnisarzt hat sich in seinem Gutachten be- 
treffs psychisch minderwertiger oder geisteskranker Personen 
auch über deren Gemeingefährlichkeit auszusprechen, sowie 
Maßnahmen bezüglich deren Behandlung vorzuschlagen. 

Der Schwerpunkt der Tätigkeit des Gefängnisarztes liegt 
meines Erachtens in seiner (unter 1 und 2 angeführten) Auf- 
gabe, das Material zu sortieren. An der Forderung 
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einer derartigen Sortierung wegen Verbrechen An- 
geklagter muß aus prinzipiellem, sowohltheoreti- 
schem als praktischem, Gesichtspunkt unbedingt 
festgehalten werden. Dem naturwissenschaftlichen Denken 
ist es ja ein fast apriorisches Postulat, daB eine Unter- 
suchung der Behandlung vorhergehen muß. Und was 
sind die strafrechtlichen Maßnahmen des Staates gegen den 
Verbrecher anderes als eine Art Behandlung, wenn auch diese 
Behandlung insofern von der medizinischen abweicht, als sie 
eine Wirkung nicht nur auf das behandelte Individuum, son- 
dern auch auf die übrigen Mitglieder des Gemeinwesens be- 
zweckt. Daß gewisse Strafrechtstheorien, die sogen. absoluten, 
den individuell-therapeutischen Zweck der Strafe direkt be- 
streiten, tut nichts zur Sache. Er existiert dennoch, wenn 
auch mehr oder weniger unterbewußt, auch bei den An- 
hängern dieser Theorien, davon zeugen verschiedene, auch 
von ihnen befürwortete strafrechtliche Maßregeln, z. B. Straf- 
verschärfung bei Rückfall, Sondermaßregeln gegenüber jugend- 
lichen Verbrechern, auch wenn diese das Strafmündigkeitsalter 
erreicht haben usw. 

Der hier oben aufgestellte Satz, daß jede wegen Ver- 
brechens angeklagte Person gründlich zu untersuchen ist, be- 
vor der Staat durch seine Organe, die Gerichte, über sein 
künftiges Schicksal entscheidet, ist so selbstverständlicher, 
man fühlt sich versucht zu sagen, axiomatischer Natur, daß 
es ın hohem Grade erstaunlich ist, wie wenig man ihn bei 
der Diskussion der strafrechtlichen Probleme beachtet hat. Es 
scheint fast, als wenn man sich so eifrig mit der Frage der 
Behandlung der geisteskranken und psychisch minderwertigen 
Verbrecher beschäftigt hat, daß man die primäre und min- 
destens ebenso wichtige Frage: wie sollen wir sie entdecken ? 
zum größten Teile vergessen hat. Obwohl ich keineswegs 
den Anspruch zu erheben wage, eine auch nur annähernd 
vollständige Kenntnis von der außerordentlich reichhaltigen 
Literatur auf diesem Gebiete zu besitzen — hierzu haben 
weder meine Zeit noch meine Sprachkenntnisse ausgereicht —, 
so wage ich doch zu behaupten, daß die Frage verhältnis- 
mäßig sehr selten zur Sprache gebracht und daß sie durch- 
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aus nicht ihrer vollen Bedeutung nach gewürdigt worden ist, 
Penta*), der in seiner Eigenschaft als Gerichtsarzt oft Ge- 
legenheit gehabt hat, das Untersuchungsgefängnis in Neapel 
zu besuchen, betont energisch die Notwendigkeit der Anstel- 
lung eines psychiatrisch ausgebildeten Beamten an derartigen 
Anstalten zur Gruppierung der verschiedenen Fälle, er begnügt 
sich aber mit allgemeinen Bemerkungen und geht nicht im 
einzelnen auf die Organisation einer derartigen Tätigkeit ein. 

Zwei kanadische Ärzte, Villeneuve und Chagnon**), 
die die Frequenz verkannter und verurteilter Geisteskranker 
in ihrem Heimatlande untersucht haben, ziehen aus ihrer Unter- 
suchung den Schluß, daß die Gefängnisärzte alle Angeklagten 
untersuchen und über alle diejenigen, deren psychischer Zu- 
stand zweifelhaft wäre, Bericht erstatten müßten. In dieser 
Richtung gehende, bündige Aussprüche dürften übrigens höchst 
selten in der diesbezüglichen Literatur sein. 

Obwohl die oben aufgestellte prinzipielle Forderung einer 
sachverständigen Untersuchung des Geisteszustandes aller 
wegen Verbrechen angeklagter Personen vom theoretischen 
Gesichtspunkt aus keine Einschränkung zuläßt, ist es doch 
klar, daß die generelle praktische Verwirklichung derselben 
unter Anknüpfung an die jetzt vorhandenen Verhältnisse 
gegenwärtig untunlich ist. 

Untersuchen wir indessen, in welcher Ausdehnung sie 
bereits jetzt sich praktisch realisieren ließe! Die erste Vor- 
aussetzung ist ein für seine Aufgabe völlig qualifiziertes Ge- 
fängnis-Personal. Schon hier erheben sich beträchtliche 
Schwierigkeiten. Eine Veränderung der Instruktion der Ge- 
fängnisärzte in der oben angedeuteten Richtung würde unter 
den vorliegenden Verhältnissen nahezu völlig nutzlos sein, da 
eine psychiatrische Untersuchung, ausgeführt von einer nicht- 
sachverständigen Person, der durch ihre Beamtenstellung das 
formelle Attribut der Sachkenntnis zuerteilt worden ist, 
schlechter ist als keine Untersuchung, da sie ja eine Präjudiz 
über den Fall in sich schließt, wodurch die Möglichkeit einer 





*, Penta, Die Simulation von Geisteskrankheit, S. 205. 
**) Villeneuve-Chagnon, Alienes méconnus et condamnés. An- 
nales méd. psychol. 1900, S. 142. 
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wirklich sachverständigen Untersuchung im weiteren Verlaufe 
des Prozesses erschwert oder geradezu aufgehoben werden 
kann. Somit muß das Gefängnisärzte-Personal umorganisiert 
werden, so daß es in den Besitz der Befähigung für seine un- 
vergleichlich wichtigste Aufgabe kommt, deren sie gegenwärtig 
entbehrt. Dies ist indessen auch eine ökonomische Frage von 
nicht unbedeutender Tragweite. 

Gemäß dem vom Reichstage des Jahres 1907 für das Ge- 
fängnisärztepersonal bewilligten Gehaltsetat beträgt das jähr- 
liche Durchschnittsgehalt für schwedische Gefängnisärzte un- 
gefähr 758 Kr, im Maximum 2600, im Minimum 100. Es 
liegt in der Natur der Sache, daß ein derart besoldetes ärzt- 
liches Amt infolge des Zwanges der Verhältnisse von seinem 
Inhaber als ein Nebenamt betrachtet werden muß, dem er nur 
einen Bruchteil seiner Zeit und seiner Arbeit widmen kann. 
Da eine Umgestaltung der Tätigkeit der Gefängnisärzte in der 
oben angedeuteten Richtung indessen eine höchst wesentliche 
Vermehrung ihrer Arbeit mit sich bringen würde, eine Ver- 
mehrung, die in vielen Fällen so bedeutend sein dürfte, daß 
keine Zeit für andere Arbeit übrig bleiben würde, so ist es 
klar, daß eine Aufbesserung der Gehaltsverhält- 
nisse der Gefängnisärzte eine conditio sine qua non 
für erhöhte Anforderungen an Sachkenntnis und 
Arbeit ist. 

Um auch nur annähernd berechnen zu können, in welcher 
Ausdehnung eine Gehaltsaufbesserung für die Gefängnisärzte, 
eventuell eine Einrichtung neuer Gefängnisarztstellen erforder- 
lich sein würde, ist es nötig, zunächst eine andere Seite des 
vorliegenden Problems in Betracht zu ziehen, nämlich die 
Frage: in welcher Ausdehnung läßt sich eine psychiatrische 
Untersuchung des Geisteszustandes wegen Verbrechen ange- 
klagter Personen durchführen unter Wahrung eines vernünf- 
tigen Verhältnisses einerseits zwischen der Arbeit und den 
Kosten, die dazu erforderlich wären, und andererseits dem 
Nutzen, der für das Gemeinwesen davon zu erwarten wäre? 

Betrachten wir zunächst, was zu einer Untersuchung der 
hier fraglichen Art gehören würde. Offenbar muß sie sich, 
wie jede psychiatrische Untersuchung, das Ziel setzen, eine so 
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vollständige Kenntnis wie möglich von zwei Gruppen von Tat- 
sachen zu verschaffen, teils der Anamnese des Individuums — 
im weitesten Sinne dieses Begriffs —, teils seines psychischen 
(und physischen) Zustandes zur Zeit der Untersuchung. 

Die Anamnese hat in der Hauptsache die Verhältnisse zu 
umfassen, über die in der „Anlage B zu einem Gesuch um 
Irrenanstaltspflege (laut der Verordnung betreffend Irren- 
anstalten vom 14. Juni 1901)“ Auskunft zu geben ist, d. b. 
Identitätsdaten, erbliche Belastung, Entwicklung während der 
Kindheits- und Wachstumsjahre, Begabung, Charakter, Er- 
ziehung, Lebensverhältnisse. Außerdem sind seine kriminellen 
Antezedentien*) so ausführlich wie möglich anzugeben. 

Da bei wegen Verbrechens angeklagten Personen ziemlich 
oft vorauszusetzen sein wird, daß sie nicht den guten Willen 
haben, vollständige und korrekte Angaben über ihre Anteze- 
dentien zu liefern, so dürften die anamnestischen Daten stets 
durch Mitwirkung der Behörden zu beschaffen und zu kon- 
trollieren sein. 

Am zweckmäßigsten wäre es, wie mir scheint, der An- 
klagebehörde den Auftrag zu geben, Auskünfte teils von den 
Angehörigen des Angeklagten oder anderen Personen, bei 
denen diesbezügliche Kenntnisse vorauszusetzen wären, teils 
von den Geistlichen seines Heimatsbezirkes, teils von den 
Lehrern der Schule, bezw. Schulen, die er besucht hat, einzu- 
ziehen. Damit die Auskünfte so vollständig wie möglich 
würden, müßten von Sachverständigen Formulare hierfür aus- 
gearbeitet werden. Besonderes Gewicht lege ich darauf, daß die 
Urteile der Schullehrer eingefordert werden, da die Erfah- 
rungen aus Deutschland, wo derartige Auskünfte auf Ver- 
anstaltung der Strafanstalten eingezogen werden, nachdem 
der Angeklagte verurteilt und der Strafanstalt überwiesen 
worden ist, zeigen, daß eben diese Angaben oft sehr wertvoll 
sind. Eine Voraussetzung hierfür ist indessen, daß in jeder 
Schule ein Register geführt wird, in das jährlich über jeden 





*) Die kriminelle Anamnese wird ja bereits jetzt von dem Gericht 
(gemäß dem seit dem 1. Januar 1%1 geltenden Gesetz betreffend 
Strafregister) durch Beschaffung von Auszügen aus dem Strafregister 
aufgenommen. 
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Schüler ein allgemeines Urteil über Verstandesbegabung (Auf- 
fassungsvermögen, Gedächtnis, Urteilsvermögen, einseitige Be- 
gabung für gewisse Fächer, Defekte usw.), Charaktereigen- 
schaften, Moralität usw. eingetragen würde. Die ausgefüllten 
Formulare wären der Anklagebehörde an dem Orte, wo die 
Untersuchung gegen den Angeklagten stattfindet, einzusenden. 
Nachdem dies geschehen, müßte der Gefängnisarzt je nach 
Bedarf und soweit das geschehen könnte, versuchen, die Anam- 
nese teils durch Befragen des Angeklagten selbst, teils auch, 
wenn möglich, auf andere Weise zu ergänzen. 

Die ärztliche Untersuchung des Angeklagten muß teils 
eine körperliche (auch neurologische), teils eine psychiatrische 
sein. Erstere hat besonders darauf gerichtet zu sein, sowohl 
morphologische (Degenerationszeichen) als Funktionseigentüm- 
lichkeiten (sensorische, motorische usw.) zu entdecken. Letztere 
ist nach den gewöhnlichen psychiatrischen Methoden auszu- 
führen, aber unter besonderer Beachtung solcher Umstände, die 
im Hinblick auf die Kriminalität des Angeklagten von be- 
sonderer Wichtigkeit sind, wie die allgemeinen Charaktereigen- 
schaften des Angeklagten, seine Brauchbarkeit für das Gemein- 
wesen usw. Ferner müßte besondere Aufmerksamkeit auf die 
Entdeckung angeborener oder erworbener Defektsymptome, 
sowohl intellektueller als moralischer, sowie auf die Feststel- 
lung des Intelligenzgrades verwendet werden. 

Alle Untersuchungsdaten, sowohl Anamnese als Status, 
sind aufzuzeichnen. Dieses kriminalistisch-psychiatrische Dossier 
des Angeklagten ist in zwei Exemplaren herzustellen, wovon 
das eine in dem Archiv des betreffenden Untersuchungsgefäng- 
nisses aufzubewahren, das andere dem Justizministerium zur 
Registrierung und Aufbewahrung einzusenden ist. Durch Er- 
richtung eines derartigen zentralen Kriminalbureaus, an 
das das Gericht jedesmal, wenn gegen eine Person eine ge- 
richtliche Untersuchung eingeleitet würde, eine Anfrage zu 
richten hätte, ob sich über den Angeklagten Akten daselbst 
vorfänden, würde die zweifellos beschwerliche Prozedur der 
Beschaffung der anamnestischen Angaben, wenigstens der Regel 
nach, nicht mehr als einmal für ein und dieselbe Person vor- 
zunehmen sein. Alle neuen Auskünfte von Bedeutung betreffs 
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einer schon vorher registrierten Person sind natürlich, falls 
diese von neuem eines Verbrechens angeklagt wird, vom Ge- 
richt an das Kriminalbureau einzusenden, um dem Dossier 
beigefügt zu werden. Außer seiner praktischen Bedeutung für 
das gerichtliche Verfahren und die Durchführung der Unter- 
suchung würde ein derartiges zentrales Institut von unüberseh- 
barem Nutzen für die wissenschaftliche Erforschung der Kri- 
minalität eines Landes, ihres Zusammenhanges mit Dege- 
neration, Geisteskrankheiten, Alkoholmißbrauch usw. werden 
können. 

Eine kriminalistisch - psychiatrische Untersuchung aller 
wegen Verbrechen angeklagter Personen in dem ungefähren 
Umfange, wie er hier oben kurz skizziert worden ist, wäre 
sicherlich sowohl von theoretischem als von praktischem Ge- 
sichtspunkt aus in hohem Grade erwünscht. Um nun zu 
ermitteln, ob sie auch mit Rücksicht auf die vorhandenen Kri- 
minalitäts- und anderen Verhältnisse möglich ist, müssen 
wir uns die in dem amtlichen Bericht des Justizministeriums 
über das Gerichtswesen angeführten Zahlen betreffs der An- 
zahl in erster Instanz wegen Verbrechen und Vergehen gegen 
das Straf- und Preßgesetz angeklagten Personen ansehen. 

Ausgehend von dem betreffenden Bericht für das Jahr 
1905 habe ich folgende Tabelle zusammengestellt: 





Tabelle 3. 
Angeklagte Männer | Frauen | Summe 
| 
Wegen Verbrechen. . ..... 2622 258 2880 
Wegen Vergehen... .. .. . 1154 © 510 12054 
Wegen Übertretungen*) . . . . . : 48772 | 1697 ; 50469 


Summe: ' 62938 | 2465 | 65403 
*) Zu Verbrechen werden in der schwedischen Kriminalstatistik 
solche Verbrechen gerechnet, derentwegen auf Todesstrafe, Zuchthaus- 
strafe oder Verlust eines Amtes erkannt werden kann, wobei jedoch, 
wenn für cin Verbrechen neben Zuchthausstrafe auch Geldstrafe zu- 
lässig ist, es als schwereres Verbrechen nur dann angesehen wird, wenn 
auf Zuchthaus, Gefängnis oder Amtsverlust erkannt worden ist; zu 
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Ein Blick auf diese Zahlen zeigt, daß eine in oben ange- 
doutetem Umfange angestellte Untersuchung aller wegen Ver- 
brechen angeklagter Personen, deren Anzahl sich im Jahre 
1905 auf 65403 belief, gegenwärtig als praktisch un möglich 
bezeichnet werden muß. Eine generelle Befriedigung der un- 
abweislichen prinzipiellen Forderung einer Untersuchung aller 
muß offenbar bis zu dem Zeitpunkte zurückgestellt werden, 
wo es dem Staat durch glücklichere Maßnahmen gegen die 
Kriminalität gelungen ist, die Anzahl derer, die Gesetzes- 
übertretungen begehen, in höchst bedeutendem Umfange zu 
reduzieren. 

Ist es nun auch unmöglich, alle zu untersuchen, so folgt 
daraus indessen glücklicherweise nicht, daß es unmöglich ist, 
einige oder viele zu untersuchen. Es gilt nun zuzusehen, 
welche zu untersuchen sind. Tabelle 1 scheint hierfür einen 
deutlichen Fingerzeig zu geben. Das Verhältnis zwischen der 
Anzahl Personen, die wegen Verbrechen, Vergehen und Über- 
tretungen angeklagt sind, ist ja 2880 : 12054 : 50469 oder 
1:41: 178. Da die Anzahl Vergehen ungefähr 4 mal so 
groß ist wie die Anzahl Verbrechen, die Anzahl Übertretungen 
nahezu 18 mal so groß, und die Anzahl Vergehen und Über- 
tretungen zusammen nahezu 22mal so groß wie die Anzahl 
Verbrechen, so liegt es nahe, sich die Lösung des Problems 
in der Weise zu denken, daß man die wegen| Vergehen 
und wegen Übertretungen Angeklagten eliminiert und sich 
dazu entschließt, alle wegen Verbrechen Angeklagten zu unter- 
suchen. Ihre Zahl beträgt ja nur 2880, so daß die erforder- 
liche Arbeit wohl zu bewältigen wäre. Außerdem kann es ja, 
wenn man sich nur an die Art der jeweils begangenen Ge- 
setzesübertretung hält, weniger notwendig erscheinen, sich eine 
genaue Kenntnis von einer Person zu erwerben, die sich nur 
eines leichteren Vergehens gegen das Gesetz schuldig gemacht 
hat, als von einer Person, die ein schweres Verbrechen be- 


Vergehen werden solche gerechnet, wegen deren auf eine höhere 
Strafe als Geldstrafe von 100 Kronen erkannt werden kann, und die 
nicht nach der oben gegebenen Definition zu Verbrechen zu rechnen 
sind; zu Übertretungen endlich die Gesetzesübertretungen, die nur 
mit Geldstrafen nicht über 100 Kronen geahndet werden. 
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gangen hat. Wie richtig eine derartige Überlegung auch er- 
scheinen mag, kann sie doch nicht ohne weiteres einer Teilung 
der wegen Gesetzesübertretung Angeklagten in zwei Kategorien 
zugrunde gelegt werden, eine, die einer obligatorischen Unter- 
suchung zu unterziehen ist, und eine, bei der von 
dieser abgesehen werden kann. Denn wenn man die Sache 
so betrachtet, übersieht man zwei wichtige Tatsachen, nämlich 
teils daß man keineswegs berechtigt ist, aus der Geringfügig- 
keit eines Vergehens auf die Ungefährlichkeit des Täters oder 
auf die Abwesenheit eines Anlasses zur Untersuchung zu 
schließen, teils daß es eine ihrer Stärke nach wechselnde Affi- 
nität zwischen psychischer Abnormität und verschiedenen Arten 
von Verbrechen gibt, eine Affinität, deren Abstufungen durch- 
aus nicht genau mit den Grenzen der oben erwähnten juristi- 
schen Kategorien zusammenfallen. 


Um die erstgenannte dieser Tatsachen zu illustrieren, will 
ich etwas näher bei der dritten Kategorie, den wegen Über- 
tretungen Angeklagten verweilen. Nach dem Bericht über das 
Rechtswesen für das Jahr 1905 betrug die Anzahl derselben 
657167*). Von diesen entfielen auf die wegen „Trunkenheit“ 
(Kap. 18, $ 15) Angeklagten 47697, die wegen Fluchens, 
Lärmens, Erregens von Ärgernis“ (Kap. 11, $ 9, Abs. 2 und 
& 15) Angeklagten 9082, oder zusammen 56779. Die Anzahl 
aller übrigen Vergehen betrug demnach nur 388. Die Zahl 
56779 gibt Übertretungen an, die in fast direktem Kausal- 
zusammenhang mit Alkoholmißbrauch stehen, und ein sehr 
großer Teil der wegen dieser Vergehen Angeklagten besteht 
aus chronischen Trinkern. Indessen wissen wir ja sowohl von 
Gelegenheits- als Gewohnheitstrinkern, daß ihre Kriminalitäts- 
tendenz sehr groß ist.**) 


*) Nach Abzug von Personen, die in dieser Summe mehr als ein- 
mal gerechnet sind, 50469 (= die in Tabelle 1 angegebene Zahl). 


*#) Ohne im übrigen auf die Frage nach dem Zusammenhang 
swischen Alkoholmißbrauch und Verbrechertum einzugehen, will ich 
kurz einige Zahlen aus einer offiziellen Arbeit über „den Mißbrauch 
geistiger Getränke im Großherzogtum Baden“ (Aull: Alkohol und Ver- 
brechen, Jurist.-psychiatr. ürenzfragen, S. 57) anführen. Während des 
letzten Quartals des Jahres 1895 wurden 2487 Verbrechen‘und Ver-- 
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Obwohl ein Trunkenheitsdelikt rücksichtlich des Schadens 
und der Gefahr, die es unmittelbar für das Gemein- 
wesen mit sich bringt, nicht an und für sich als ein schwereres 
Delikt angesehen werden kann, so sind doch die Personen, 
die derartige Vergehen begehen, eben weil sie sich ın den 
Zustand versetzen, der zu dem gerichtlichen Vorgehen gegen 
sie Anlaß gegeben hat, oft in hohem Grad gefährlich. Es 
kommt ja auch sehr oft vor, daß eine Person, die in der Sta- 
tistik des einen Jahres unter den wegen Trunkenheitsdelikts 
Angeklagten aufgeführt worden ist, in der Statistik desselben 
oder eines folgenden Jahres unter den wegen Verbrechen oder 
Vergehen Angeklagten erscheint. Was hier von den wegen 
Trunkenheitsdelikten Angeklagten gesagt worden ist, gilt 
auch, und vielleicht in noch höherem Grade, von den Vaga- 
bunden. Es ist demnach nicht richtig, von der Gering- 
fügigkeit einer Gesetzesübertretung auf die Ungefährlichkeit 
des Gesetzesübertreters zu schließen. Ferner findet sich ja 
unter der großen Schar derer, die alkoholistische Übertretungen 
sich zuschulden kommen lassen, eine bedeutende Anzahl aus- 
gesprochen Geisteskranker — auch wenn man nicht von der 
Auffassung ausgeht, daß jeder chronische Alkoholist, der nicht 
der Fürsorge für sich selber und sein Vermögen fähig ist, als 
geisteskrank zu betrachten ist — für deren zweckmäßige 
Unterbringung durch Veranstaltung der Behörde die begangene 
Gesetzesübertretung einen sehr geeigneten Anlaß bildet. 


Die andere Tatsache, die bei einer Betrachtungsweise wie 
die oben kritisierte übersehen wird, ist die starke Verwandtschaft 
zwischen Geisteskrankheit bezw. psychischer Abnormität und ge- 
wissen Arten von Verbrechen. Betreffs der Kriminalität 
Geisteskranker im allgemeinen ist die Sanderssche Behaup- 
tung, daß „die Kriminalität der Geisteskranken nicht nur quan- 
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gehen begangen. Davon waren 34,7 Proz. in Gelegenheitsrausch, 
3,14 Proz. von Gewohnheitstrinkern begangen. Im Rausche waren be- 
gangen worden: von Majestätsverbrechen 71 Proz., Verbrechen gegen 
die Religion 66 Proz., Widerstand gegen die Staatsgewalt 64 Proz., 
Raub und Erpressung 57 Proz., Sachbeschädigung 47 Proz., Mißhand- 
lung 43 Proz., Sittlichkeitsverbrechen 38 Proz., Brandstiftung 33 Proz., 
Verbrechen gegen das Leben anderer 18 Proz., Diebstahl 7 Proz. 

4% 
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titativ, sondern auch qualitativ eine erhöhte ist“, der richtige 
Ausdruck für die tatsächlichen Verhältnisse. Ferner ist es ein 
von der positiven Schule behauptetes Axiom, daß „je schwerer 
ein Verbrechen, um so geringer die Wahrschein- 
lichkeit dafür ist, daß der Verbrecher psychisch 
normal ist“. So hat ja Penta*) nachgewiesen, daß sich 
unter den Vatermördern nur eine unbedeutende Anzahl, viel- 
leicht kaum 10 Proz., psychisch gesunder Personen befindet, 
daß es sich vielmehr in den meisten Fällen um verrückte, 
epileptische, imbezille, degenerierte, manische, melancholische, 
demente usw. Individuen handelt. 

Scheven**) hat die verschiedene Frequenz von Ver- 
brechen unter Gefängnisinsassen und Geisteskranken berechnet. 


Ä Tabelle 4. | 
Vergleich zwischen der Verbrechensfrequenz bei Gefängnis- 
insussen und Geisteskranken nach Scheven. 





j 








Unter Gefängnis- Unter 
Art des Verbrechens insassen im all- | Geisteskranken 

gemeinen in °/, in %, 

| 
Mord . 2.22 2200. 0. 0,07 | 14,3 
Sittlichkeitsverbrechen . . 0,87 | 11,5 
Brandstiftung . . . . . . 0,13 | 15,0 
Meineid ° . >o o o 0,22 | 6,6 
Diebstahl. . 24,60 | 23,4 
Mißhandlung 21,40 | 6,2 


Ähnliche Untersuchungen sind in einer Menge verschie- 
dener Länder [in Italien von Virgilio und Tamburini, in 
Frankreich von Marandon de Montyel***), in Belgien von 


*) Penta: Contributo clinico e medico-legale alla conoscenza dei 
disturb. psych. nell’ epilessia (Rev. mensil. di Psich. 1900), zit. nach 
Penta: Die Geisteskrankheit in den Gefängnissen, S. 172. 

+**) Scheven: Geistesstörung und Verbrechen in Mecklenburg- 
Schwerin (Archiv f. Krim.-Anthrop., 1900), zit. nach Penta: Die Geistes- 
krankheit in den Gefängnissen, S. 172. 

+++) Marandon de Montyel: Contribution à l'étude des aliénés 
poursuivis, condamnés et acquittés. Arch. d’Anthropol. crim., 1900, 
8. 401. 
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Lentz, in England von Brayn*), in Deutschland von 
Knecht**) u. a.] ausgeführt worden und alle haben zu 
gleichartigen Resultaten geführt, nämlich daß die schweren 
Verbrechen gegen Personen, insbesondere Mord, sowie Brand- 
stiftung und Sittlichkeitsverbrechen, vielmal öfter unter Geistes- 
kranken vorkommen als unter nichtgeisteskranken Personen. In- 
dessen weisen diese Untersuchungen wesentliche methodologische 
Fehler auf, auf die ich noch weiter unten zurückkommen werde. 

Betreffs der Frequenz der verschiedenen Arten von Ver- 
brechen bei Geisteskranken und Nichtgeisteskranken in 
Schweden habe ich mir ein Bild durch eine statistische Zu- 
sammenstellung offizieller Angaben über die Kriminalität teils 
bei den während des Zeitraums 1901 bis 1906 von dem Medi- 
zinalkollegium für unzurechnungsfähig erklärten Geisteskranken, 
teils bei den während derselben Periode in schwedische Ge- 
fängnisanstalten aufgenommenen Zuchthaus- und Gefängnissträf- 
lingen zu machen versucht. Das statistische Material habe ich 
in nachstehenden Tabellen (5 bis 7) zusammengestellt. 


Tabelle 5. 
Anzahl wegen Mord, Totschlag, Notzucht und Brandstiftung 
Verurteilter und Anzahl der vom Medizxinalkollegium für „un- 
zurechnungsfähig“ Erkläirten unter diesen Verurteilten in 
Schweden während der Jahre 1901—1906. 











2 |, 2. | 
| | ae se 
| ' laut ntscheidung des 2 in? 
, Art des Pr Anzahl Medizinalkollegiums an = a 
Verbrechens Verurteilter | Geisteskrankheit oder da- “°P 
| mit gleichwertiger psychi- 
| | scher Abnormität leiden ' 
i 
Mord. .. 49 ` 26 53 
Totschlag. . . | 150 :' 10 6,7 
Notzucht . . . | 0 | 3 | 3,3 
Brandstiftung . 141 41 | 29 


i | | 
*) Brayn: Supervision of the criminal insane. Journal of mental 
science, 1901, S. 250. 
*#) Knecht: Die Irrenstation bei der Strafanstalt Waldheim. Allg. 


Zeitschr. f. Psychiatrie, Bd. 37, S. 145. 
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Schon diese Tabelle zeigt, ein wie großer Teil gewisser 
schwererer Verbrechen, besonders Mord und Brandstiftung, 
von Personen begangen werden, die an Geisteskrankheit oder 
damit in strafrechtlicher Hinsicht gleichwertiger psychischer 
Abnormität leiden. Indessen tritt der Zusammenhang zwischen 
diesen Arten von Verbrechen und krankhaften Geisteszuständen 
in noch schärferem Lichte hervor, wenn man bedenkt, daß die 
Anzahl Verurteilter, die ihre Strafe abgebüßt haben, auf die 
ganze strafmündige Bevölkerung (abzüglich der strafmündigen 
Geisteskranken und Idioten, die im Lande vorhanden sind) zu 
verteilen ist, die Anzahl wegen derselben Verbrechen Ver- 
urteilter, die gemäß Kap. 5, $ 5 des Strafgesetzes für straffrei 
erklärt worden sind, dagegen auf die Anzahl strafmündiger 
Geisteskranker und Idioten, welche Gelegenheit gehabt haben, 
Verbrechen zu begehen, d. h. die Gesamtzahl mit Ausnahme 
derjenigen, die in geschlossenen Anstalten gepflegt werden. 

Die strafmündige Bevölkerung in Schweden betrug im 
Durchschnitt während der Jahre 1901 bis 1906 3561566. Die 
Anzahl strafmündiger Geisteskranker, die in der Lage waren, 
Verbrechen zu begehen, betrug während desselben Zeitraums 
höchstens 12000. Betrefis der Anzahl strafmündiger Idioten 
fehlt es an zuverlässigen offiziellen Angaben. Gemäß der 
Feststellung des Medizinalkollegiums im Jahre 1900 betrug die 
Anzahl Idioten in Schweden ungefähr 13000. Geht man davon 
aus, daB der prozentuale Anteil Strafmündiger unter den 
Idioten gleich groß ist wie bei der Gesamtbevölkerung, 07,5 
Proz., so würde die Anzahl strafmündiger Idioten 8775 be- 
tragen. Diese Zahl ist indessen sicherlich allzu groß, teils 
weil die Sterblichkeit unter Idioten während der Kinderjahre 
mit Sicherheit größer ist als bei der Bevölkerung im allge- 
meinen, teils weil eine nicht unbedeutende Anzahl strafmün- 
diger Idioten in geschlossenen Anstalten verpflegt werden und 
demnach nicht in der Lage sind, Verbrechen zu begehen. 
Runden wir die Zahl, wenn auch willkürlich, auf 8000 ab — 
die tatsächliche Anzahl strafmündiger Idioten ist sicherlich 
noch geringer — so beträgt die Anzahl strafmündiger Geistes- 
kranker und Idioten, die in der Lage sind, Verbrechen zu be- 
gehen, 12000 + 8000 = 20000. | 


ot 
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Tabelle. 6. Geisteskranke und Idioten in Schweden, die 
1901— 1906 von dem Medizinalkollegium für „unzurech- 
nungsfähig" erklärt worden sind, verteilt nach der Art des 
Verbrechens; die berechnete Frequenz verschiedener Verbrechen 
auf 100 000 strafmündige Geisteskranke und Idioten. 














‘Anzahl Ver- Anzahl Ver- 
'brecherunter brecher auf 
Geistes- 100000 Gei- 
kranken und steskranke 
Idioten und Idioten 


Art des Verbrechens 








Verbrechen und Vergehen geg. öffent- | | 

liche Behörden . . .. . 2... 3 | 15 
Friedensbruch . . . 2... 2 .2.. | -19 | 95 
Fälschung . . . 2... 2: 2200.00 3 | 15 
Meineid . > 2 2: 2 2 2 ren. 1 | 5 
Mord- s.a w a a een 26 | 130 
Totschlag . . . . 2 2222000200010 50 
Körperverletzung . . . . ..... 836 ‚180 
Kindesmord . . 2: 2 2220. 6 ' 30 
Kindesweglegung . . . 2 2.220. 00 1 5 
Notzucht . e a aa a a e ee 3 | 15 
Beleidigung . . : . 2.2220... 1; 5 
Sittlichkeitsverbrechen . . . . . . . 11 | 55 
Brandstiftung. . . . 22:2... 41 205 
Sachbeschädigung . . . . . a.. 6 30 
Diebstahl . © 2. 2 2 2 2 2200 45 225 
Bètiup oe a a 1 | 5 
Forstfrevel . . . 2 2 2 2 200. | l 5 
Verbrechen im Amt oder Dienst | l 5 
Verbrechen gegen die Kriegsgesetze . ` 1 5 
Hehlerei . EB ur l | J 
Veruntreuung von Kleidungsstücken . 1 | 5 
Grober Unfug . ..:: 2220. 0 J| 1 | 5 

' 219 | 


Bemerkungen: Die Anzahl Verbrechen auf 100000 Geistes- 
kranke und Idioten ist auf folgende Weise berechnet worden: Die Ge- 
samtzahl (reisteskranker, betrug nach der Untersuchung von 1901 unge- 
fähr 17300. Von diesen dürften etwa 300 auf die 15 ersten Jahres- 
klassen entfallen. Es bleiben also übrig ungefähr 17 000 im strafmündigen 
\lter. Von diesen sind in staatlichen Irrenanstalten durchschnittlich 
für die Jahre 1901—1905 gepflegt worden 5064. Da außerdem eine 
große Anzahl in kommunalen und privaten Anstalten gepflegt werden 
nnd demnach ebenso wie die in staatlichen Irrenanstalten Gepflegten 
nur ausnahmsweise Gelegenheit hatten, Verbrechen zu begehen. so 
dürfte die Anzahl Geisteskranker im Lande, welche Gelegenheit 
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haben, Verbrechen zu begehen, höchstens 17000 — 5000 = 
12000 betragen. Die Anzahl Idioten in Schweden betrug der Berechnung 
von 1901 gemäß ungefähr 13000. Von diesen sind höchstens 8000 als 
strafmündige, die Gelegenheit gehabt haben, Verbrechen zu begehen, 
angenommen worden. Die Gesamtzahl strafmündiger Geisteskranker und 
Idioten mit Gelegenheit, Verbrechen zu vegonon, betrug demnach 12000 
+ 8000 — 20000. Unter Zugrundelegung dieser Zahl ist dann die Ver- 
brechensfrequenz auf 100000 berechnet worden. 


Tabelle 7. Von 1901—1906 in schwedische Gefängnisanstalten 
aufgenommene Zuchthaus- und Gefängnissträflinge, verteilt 
nach den Verbrechen, wegen deren sie verurteilt worden sind; 
Anzahl bestrafter Verbrecher auf 100000 der strafmündigen 
durchschnittlichen Bevölkerung. 








Anzahl Ver- 

| Anzahl ` AN ren 

Art des Verbrechens Verbrecher straimündig 

| Durchschn.- 

| | bevölkerung 

| 
Verbrechen u. Vergehen gegen öffent- | | 

liche Behörden . . . 22.2... , 1598 | 45,04 
Friedensbruch . . . .2.2.... | . 600 : 16,96 
Fälschung . .. . 22.2.2... 6l | 17,27 
Meineid . © > 2.2 20 89 | 2,51 
Mord: 24: piae N 23 0,65 
Totschlag % x: 2: 5. u 3: &. nr 6 140 3,69 
Körperverletzung a 3249 91,87 
Kindesmord . . 231 | 6,58 
Kindesweglegung . 26 0,73 
Notzuchtt . .. . 87 2,46 
Beleidigung . - ... 2... 39 1,10 
Ehe- und Sittlichkeitsverbrechen 337 9,52 
Brandstiftung... . » 100 | 2,83 
Sachbeschädigung . | 162 4,58 
Diebstahl . .. . ı 8472 239,56 
Betrug ee ee ee. 693 19,59 
Verbrechen im Amt oder Dienst . . | 34 0,96 
Verbrechen gegen die Kriegsgesetze. ; 972 | 27,48 





Bemerkungen. Der Berechnung der Verbrecherfrequenz auf 
100000 der strafmündigen Durchschnittsbevölkerung ist zugrunde ge- 
legt worden die durchschnittliche Anzahl Strafmündiger der Bevölkerung 
während der Jahre 1901—1906, 3561556, vermindert um die Anzahl 
strafinündiger Geisteskranker und Idioten 17000 + 8000 = 25000, 
also 3536566. 
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Tabelle 8. 
Vergleich zwischen der Kriminalfrequenz bei der strafmündigen 
Bevölkerung und der Kriminalfrequenz bei Geisieskränken 
und Idioten in Schweden während der Jahre 1901—1906. 











aw. ' Anzahl Ver-|,. =. 
ee ' brecher auf ee 


Art des Verbrechens 100000 der 0000 jund Idioten, wenn 


die Kriminalfre- 





PIE: Geistes- 
strafmündig. er 
Bevölkerung‘ ae au aa 

Verbrechen gegen öffent- Ä | 

liche Behörden 45,04 | 15 0,34 
Friedensbruch . . . . . .! 16.9 , 95 5,6 
oe p e Aea e A na | K a 
41801001 Be ae a e ia , 3 
Mord .. 2.2... l | 0,65 130, 200,0 
Totschlag ee 3,96 | 50 | : 12,63 
la ne 22.3.9187 ` 180 | 1,96 
Kindesmord. . . . . 006 30 4,59 
Kindesweglegung . . ..' 073 | 5 6,8 
Notzucht . . 2.2222. 246 | 15 ; 6l 
Beleidigung... 2... ., 1,10 | 5 | 4,53 
Brandstiftung . . . . . | 2,83 205 | 12,5 
Dieb u T eE EE 

808 FE o o è o o ' g . 
Betrag 00 17I Ti 1959, 5 0,26 
Verbrecheni. Amtod. Dienst 0,96 | 5,2 
Verbrechen geg. die Kriegs- | | | 

gesetze . - 22.20. 27,48 5 ,; 0,18 
Notzucht und Sittlichkeits- | | | 

verbrechen*) . . .. . 37,47 70° | 1,87 


*, Diese Zahl ist aus Widell's „Bidrag till svensk kriminal- 
statistik“ entnommen und gibt die Anzahl wegen Notzucht und Sitt- 
lichkeitsverbrechen Verurteilter auf 100090 der strafmündigen durch- 
schnittlichen Bevölkerung während der Jahre 1891—1904 an. 


In den Tabellen 6 bis 8 ist nun die Anzahl verurteilter 
und bestrafter Verbrecher während des Zeitraums 1901 bis 
1906 verglichen worden mit der Anzahl der strafmündigen 
Bevölkerung, vermindert um die Anzahl strafmündiger Geistes- 
kranker und Idioten, die in der Lage gewesen sind, Verbrechen 
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zu begehen, und ferner ist die Anzahl Verurteilter, die von 
dem Medizinalkollegium auf Grund von Geisteskrankheit oder 
Idiotje für „unzurechnungsfähig“ erklärt worden sind, mit der 
Gesamtzahl Geisteskranker und Idioten, welche in der Lage 
gewesen sind, Verbrechen zu begehen, verglichen worden. 
Hierdurch sind miteinander vergleichbare Verhältniszahlen er- 
halten worden, die die Kriminalitätsfrequenz für verschiedene 
Verbrechen bei der strafmündigen Bevölkerung in ihrer Ge- 
samtheit und bei strafmündigen Geisteskranken und Idioten 
zeigen. 

Die Grundsätze, nach denen die Tabellen 6 bis 8 aufge- 
stellt worden sind, finden sich in den Tabellen selbst ange- 
geben. Bevor wir zur Prüfung der angeführten Zahlen über- 
gehen, haben wir indessen noch etwas bei der Art, wie sie 
erhalten worden sind, zu verweilen. Es sei da zunächst darauf 
hingewiesen. daß in Tabelle 6 nur die offiziell für „un- 
zurechnungsfähig* Erklärten aufgenommen worden 
sind. Diejenigen, die für „des vollen Gebrauchs des 
Verstandes ermangelnd“ erklärt worden sind, also die 
„vermindert Zurechnungsfähigen* — eine nicht geringe An- 
zahl — sind dagegen nicht mitgerechnet worden, sondern 
sind in den Zahlen für die „normalen“ Verbrecher ent- 
halten, obwohl sie natürlich samt und sonders psychisch ab- 
norm sind. Es hat dies eine Erhöhung der Zahlen der „nor- 
malen“ Verbrecher und eine entsprechende relative Erniedrigung 
der Zahl der Geisteskranken zur Folge. Die in Tabelle 7 an- 
geführten Zahlen geben somit keinen Ausdruck ab für die 
Verbrechensirequenz bei einer homogenen Gruppe, da eben 
diese Gruppe erwiesenermaßen sowohl psychisch Normale als 
psychisch Abnorme umfaßt. Nicht genug indessen hiermit. 
Wir wissen nämlich auf Grund unbestreitbarer Erfahrungen 
sowohl in Schweden als in anderen Ländern, daß eine große 
Anzah! zweifellos geisteskranker Personen jährlich wegen Ver- 
brechen verurteilt werden, ohne daß ihre Geisteskrankheit während 
der Untersuchung oder während der Verhandlung bemerkt wird. 
Die fragliche Gruppe enthält demnach, außer den oben genannten 
Kategorien, anch eine, zwar nicht numerisch zu bestimmende, ganz 
sicher aber nicht unbedeutende Anzahl Geisteskranker. Ihre 
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Plazierung in einer unrichtigen Gruppe bewirkt nicht nur eine 
relative, sondern auch eine absolute Erniedrigung der Ver- 
brechensziffern der Geisteskranken. Betrefis der Gruppe 
„Leisteskranke mit Gelegenheit, Verbrechen zu begehen,“ ist 
zu beachten — außer daß die Anzahl, 12000, entschieden zu 
hoch ist, da von den in staatlichen Irrenanstalten nicht Ge- 
pflegten tatsächlich nicht alle Gelegenheit haben, Verbrechen 
zu begehen —, daß sie nicht als in krimineller Hinsicht reprä- 
sentativ für sämtliche Geisteskranke im Lande angesehen 
werden kann, da bei der Beschaffung von Anstaltspflege für 
Geisteskranke sicherlich eine Auswahl geschieht, so daß die ge- ` 
fährlichsten Individuen zuerst untergebracht werden. Die Gruppe 
„Geisteskranke mit Gelegenheit, Verbrechen zu begehen,“ ist 
demnach in krimineller Hinsicht weniger bedenklich 
als die Gruppe der Geisteskranken im allgemeinen. 

Hierzu kommt, daß — wie bereits oben erwähnt worden 
— die Gruppe „Idioten mit Gelegenheit, Verbrechen zu be- 
gehen,“ kleiner sein muß als die Zahl — 8000 —, die nebst 
der Zahl 12000 der Berechnung der Kriminalfrequenz unter 
Geisteskranken und Idioten zugrunde gelegt worden ist. 

Die hier erwähnten Fehler haben sämtlich ihre Ursache 
in tatsächlichen Verhältnissen — gleichartige strafrechtliche 
Behandlung der „vermindert Zurechnungsfähigen“ und der „Zu- 
rechnungsfähigen“, Mängel im Untersuchungsverfahren, mangel- 
hafte Sachkenntnis bei den Gefängnisärzten, Mängel in der 
offiziellen Statistik usw. — und haben daher nicht aus den 
Tabellen entfernt werden können. Sämtlich verursachen 
sie eine Herabsetzung der Zahlen für die Ver- 
brechensfrequenz der Geisteskranken. 

Bezüglich des Wertes der Tabellen für eine Beurteilung 
der Häufigkeit der verschiedenen Verbrechen unter Geistes- 
kranken läßt sich der Einwand erheben, daß die absoluten 
Zahlen für die kriminellen, für „unzurechnungsfähig“ erklärten 
Geisteskranken nicht sehr groß sind (insgesamt 219). Dem- 
gegenüber ist jedoch zu bemerken, daß die Tabelle den nicht 
gerade unbedeutenden Zeitraum von 6 Jahren umfaßt, und 
daß, wenn diese Untersuchung über einen längeren Zeitraum 
ausgedehnt wäre, wenigstens einer der oben erwähnten Fehler, 


— 60 — 


nämlich das Vorkommen verurteilter Geisteskranker unter den 
Zahlen für die Nicht-Geisteskranken, relativ beträchtlich 
größer ausgefallen wäre. Es ist hier nämlich daran zu er- 
innern, daß während der 30jährigen Periode 1865 bis 1894 
nur 351 Personen von dem Medizinalkollegium für „unzurech- 
nungsfähig“ erklärt worden sind.*) Vergleicht‘ man diese 
Zahl mit der Anzahl während der 6jährigen Periode 1901 bis 
1906 (219), so ergibt sich das Verhältnis 1:3,1. Da es un- 
denkbar ist, daß die Anzahl krimineller Geisteskranker sich 
seit der genannten Zeit verdreifacht hat, so muß das ange- 
gebene Verhältnis bedeuten, daß eine relativ noch größere 
Anzahl Geisteskranker während dieses Zeitraums wegen Ver- 
brechens verurteilt wurde als während der der hier ange- 
führten Tabelle zugrunde liegenden 6jährigen Periode. Wenn 
weiter zurückgelegene Jahresgruppen in die Tabellen mitge- 
nommen worden wären, würde also der fragliche Fehler ver- 
größert worden sein. Obwohl alle die erwähnten Fehler be- 
züglich der Primärangaben in negativer Richtung auf die 
Zahlen der Geisteskranken wirken, die demnach aus- 
nahmslos als Mindestwerte aufzufassen sind, so 
zeigt doch der in Tabelle 8 angestellte Vergleich zwischen 
der Verbrechensfrequenz bei Geisteskranken und Nicht- 
Geisteskranken, daß für die allermeisten Arten von Ver- 
brechen die Zahlen der Geisteskranken so überwältigend viel 
größer sind als die der damit Verglichenen, daß dieser Um- 
stand sich nicht durch die Annahme zufälliger Einflüsse er- 
klären läßt. Die angeführten Zahlen dürften daher einen 
nicht unbedeutenden Wert besitzen für die Beurteilung 
sowohl der quantitativen als der qualitativen Kriminalität der 
Geisteskranken verglichen mit der der Nicht-Geisteskranken 
{mit Ausnahme einiger Verbrechen, betreffs welcher die abso- 
luten Zahlen in beiden Gruppen so klein sind, daß es das 
Vorsichtigste sein dürfte, ans ihnen keine weiteren Schlüsse 
zu ziehen). Die Fehler in den Primärangaben, soweit sie be- 
kannt sind, sind nämlich regelmäßiger Natur, ihre Wir- 
kungen können demnach, wie oben erwähnt, vorausgesehen, 


*) Schuldheis, Om sinnessjuka fängar, S. 322. 
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wenn auch nicht quantitativ bestimmt werden, weshalb sie 
also bis zu einem gewissen Grade auch eliminiert werden 
können. | 

Es liegt indessen in der Natur der Sache, daß die in den 
Tabellen 6 und 7 angeführten Zahlen infolge der Beschaffen- 
heit der Fehler nicht als absolute Werte für die Kriminal- 
frequenz in den beiden Gruppen betrachtet werden dürfen. 
Vielmehr müssen die absoluten Zahlen durchgängig höher 
für die Geisteskranken liegen (unter Vorbehalt für die un- 
sicheren Zahlen, auf die ich weiter unten zurückkomme). 

Für die Erlangung zuverlässiger absoluter Zahlen betreffs 
der Kriminalfrequenz in den beiden Gruppen bilden richtige 
Primärangaben eine notwendige Voraussetzung, solche sind 
aber nirgends zu erhalten. Den Mangel, den meine Tabellen 
in dieser Hinsicht aufweisen, teilen sie demnach mit allen 
bisher unternommenen Versuchen, statistisch die fraglichen Kri- 
minalitätsverhältnisse festzustellen. Infolge des Umstandes 
aber, daß wir in Schweden, dank der im Jahre 1901 ausge- 
führten Untersuchung über die Anzahl der Geisteskranken im 
Lande, weit zuverlässigere Angaben über diese Anzahl besitzen 
als vielleicht irgend ein anderes Land, und da weiter die 
Zentralisierung des gerichtlich-psychiatrischen 
Verfahrens in Schweden eine genaue Kenntnis der 
Zahl aller Fälle, die für „unzurechnungsfähig“ resp. 
„vermindert zurechnungsfähig“ erklärt worden 
sind, ermöglicht, habe ich die statistische Unter- 
suchung über die Kriminalität der Geisteskranken 
einen Schritt weiter führen können, als man es 
bisher getan hat, indem ich die bekannte Anzahl 
Geisteskranker, die Verbrechen begangen haben, 
in Beziehung gesetzt habe zu der berechneten Ge- 
samtzahl Geisteskranker, die Gelegenheit gehabt 
haben, Verbrechen zu begehen. Damit habe ich 
Zahlen erhalten können, die wenigstens die for- 
mellen Voraussetzungen besitzen, um verglichen 
werden zu können. 

Bei den bisher unternommenen Versuchen, zahlenmäßig die 
Häufigkeit verschiedener Arten von Verbrechen beiGeisteskranken 
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und Nichtgeisteskranken auszudrücken, hat man sich im allge- 
meinen damit begnügt, für eine bestimmte Gruppe Geisteskranker, 
gewöhnlich die in eine bestimmte Anstalt aufgenommenen, alle 
diejenigen festzustellen, die Verbrechen begangen hatten. und 
dann prozentualisch die Frequenz der verschiedenen Ver- 
brechensarten auf die Gesamtzahl zu berechnen. Sodann hat 
man ohne weiteres die gefundenen Zahlen mit den numerischen 
Ausdrücken für die Häufigkeit der betreffenden Verbrechen 
unter einer bestimmten Anzahl Gefängnissträflinge verglichen, 
obwohl die so gefundenen Zahlen gar nicht miteinander ver- 
gleichbar sind. Sämtliche auf diese Weise ausgeführten Unter- 
-suchungen sind demnach vollständig wertlos, nicht nur soweit 
sie Auskünfte über die Häufigkeit der verschiedenen Ver- 
brechen bei Geisteskranken liefern wollen, sondern auch be- 
züglich des beabsichtigten Vergleichs zwischen Geisteskranken 
und Nichtgeisteskranken. 

Gehen wir nun zu einer Prüfang der Tabelle 8 über, so 
finden wir, daß nur in bezug auf fünf Verbrechensarten, Ver- 
brechen gegen öffentliche Behörden, Fälschung, 
Diebstahl, Betrug und Verbrechen gegen die 
Kriegsgesetze, die Frequenz geringer bei den Geistes- 
kranken ist als bei denpräsumiert „Normalen“. Die Verhältniszahl 
für Verbrechen gegen öffentliche Behörden (0,34) zeigt, daß 
diese Verbrechensart keinen pathologischen Charakter hat Ihr 
wohlbekannter Zusammenhang mit Alkoholmißbrauch kann 
aus natürlichen Gründen in der vorliegenden Statistik nicht 
zum Ausdruck kommen. Betreffs der Zahlen für Verbrechen 
gegen die Kriegsgesetze möchte ich noch bemerken, daß diese 
nicht direkt ohne Umrechnung vergleichbar sind, da ja nur 
ein sehr beschränkter Teil der strafmündigen Bevölkerung und 
der Geisteskranken Gelegenheit hat, derartige Verbrechen zu 
begehen. Indessen muß ich, unter Abstandnahme von einem 
Vergleich, auf Grund von Erfahrungen in anderen Ländern 
mich sehr zweifelnd den absoluten Zahlen der Tabellen 
(6 und 7) betreffs dieser Verbrechensart gegenüberstellen, wo- 
nach von 973 Verbrechen gegen die Kriegsgesetze nur eins 
von einem Geisteskranken begangen wäre. Ein derartiges Ver- 
hältnis erscheint sehr unwahrscheinlich. Vielmehr haben 
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Untersuchungen über das Vorkommen von Geisteskranken im 
französischen Heere das keineswegs überraschende Verhältnis 
ergeben. daß in den Militärgefängnissen und in den Straf- 
kompagnien die Anzahl Geisteskranker 4- bezw. 8.ömal so 
groß ist wie in dem übrigen Heere*) Auch aus Deutschland 
liegen interessante Untersuchungen über Geisteskrankheiten im 
Heere vor. Schultze**) betont so die große Frequenz von 
Imbezillität und Hebephrenie, beides Zustände, von denen wir 
wissen, daß sie sehr oft in foro übersehen werden. Schultze 
gibt die offizielle Geisteskrankheitsfrequenz für 1907 zu 0,92 
Proz. an und erwähnt, daß sie in 5 Jahren um 50 Proz. (0,60 
Proz. im Jahre 1900) gestiegen ist infolge der erhöhten Auf- 
merksamkeit, die man in letzterer Zeit diesen Krankheiten zu- 
gewandt hat. Da es ziemlich unwahrscheinlich sein dürfte, daß 
im Schweden die Kriegsgerichte eine größere Neigung, 
Geisteskrankheit bei den wegen Vergehens gegen die Kriegs- 
gesetze Angeklagten zu vermuten, besitzen sollten als die 
bürgerlichen Gerichte in bezug auf Personen, die wegen Ver- 
gehens gegen das allgemeine Gesetz angeklagt sind, und da 
es ferner äußerst unwahrscheinlich ist, daß die Militärärzte 
kompetenter sein sollten, bei einer verlangten Untersuchung 
den psychischen Zustand des Angeklagten richtig zu beurteilen, 
als die Gefängnisärzte, so will mir scheinen, als täte man am 
klügsten daran, hinter die erwähnten Zahlen in Tabelle 6 und 7 
ein großes Fragezeichen zu setzen. 

Diebstahl, Fälschung und Betrug, die wichtigsten 
Eigentumsverbrechen, mit Verhältniszahlen zwischen 0,26 
und 0,99, erweisen sich als der „normalen“ Gruppe unter den 
Verbrechen angehörig. 


Der nächsten, zweiten Gruppe, mit Verhältniszahlen zwischen 
1,87 und 6,8, gehören an Notzucht und Sittlichkeits- 
verbrechen, Meineid, Mißhandlung, Verbrechen im 
Amt oder Dienst, Kindesmord, Beleidigung, Frie- 


*) Pactet, Les aliénés dans l’armée et dans les p6nitenciers mili- 
taires. Rev. de Psychiatrie, 1906, XII. 

*) E. Schultze, Weitere psychiatrische Beobachtungen an Militär- 
gelangenen, 1907. 
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densbruch, Kindesweglegung, sowie andere Sach- 
beschädigung (als Brandstiftung). 

Was nun zunächst die Notzucht- und Sittlichkeits- 
verbrechen betrifft, so ist es klar, daß ihre Verhältniszahl, 
1,87, viel zu niedrig ist, indem die Fehlerhaftigkeit der Primär- 
angaben gerade bezüglich dieser Verbrechen eine besonders 
große Rolle spielen. Dagegen dürfte die in Tabelle 8 gegebene 
Spezialziffer für die Häufigkeit des Notzuchtverbrechens (6,1) 
das tatsächliche Verhältnis weit richtiger zum Ausdruck 
bringen. Zugrunde liegen dieser meiner Auffassung Erfahrungen, 
die auf andere Weise als die in Tabelle 8 dargestellten sta- 
tistischen Untersuchungsresultate gewonnen sind, nämlich durch 
direkte Untersuchungen an wegen Sittlichkeitsverbrechen ver- 
urteilten Personen. Da diese Frage mir vom gerichtspsychia- 
trischen Gesichtspunkt aus sehr wichtig erscheint, sei es er- 
laubt, hier kurz zwei Untersuchungen hierüber zu referieren, 
eine von Aschaffenburg*) an 200 Sittlichkeitsverbrechern, 
Gefängnissträflingen, die im Gefängnis zu. Halle beobachtet 
wurden, scwie eine von F. Leppmann**) an 90 in der Straf- 
anstalt Moabit in Berlin untersuchten Zuchthaussträflingen, 
die unzüchtige Handlungen gegen Minderjährige oder Not- 
zucht begangen hatten. Die beiden Untersuchungen beziehen 
sich demnach auf dieselben Kategorien Verbrecher wie die in 
meinen Tabellen angeführten. Dagegen haben sie zum Gegenstand 
nur Personen, die verurteilt und demnach von den Ge- 
richten als völlig „zurechnungsfähig" angesehen 
worden sind, nicht aber solche, bezüglich deren die Unter- 
suchung eingestellt worden ist, oder die wegen Geisteskrank- 
heit bezw. psychischer Abnormität für „unzurechnungsfähig“ er- 
klärt worden sind. Die beiden genannten Forscher unterzogen 
jeden einzelnen Fall einer genauen psychiatrischen Unter- 
suchung. 

Das Ergebnis der Untersuchung Aschaffenburgs ist 
folgendes: 
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*) Aschaffenburg: Zur Psychologie der Sittlichkeitsverbrecher. 
Monatsschr. f. Krim.-Psych. u. Strafrechtsref., Bd. UI, S. 399. 

*) F. Leppmann: Die Sittlichkeitsverbrecher. Vierteljahrsschr. 
f. ger. Medizin, 8. Folge, XXIX 2. 
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„Zurechnungsfähig“ waren. . . . assa. 99 = 49,5 Proz. 
„Unzurechnungsfähig“ waren. . ... 2... 44 = 22 a 
Grenzfälle (der „Unzurechnungsfähigkeit“). . 35 = 175 , 
„Vermindert zurechnungsfähig“ . . . .. . .16 = 8 e 


Zweifelhaft bezügl. der „Zurechnungsfähigkeit“ 6 = > | 


Summe 200 = 100 Proz. . 


In 12 Fällen lag Dementia senilis, in 2 Fällen arterio- 
sklerotische Demenz, in 42 Fällen Imbezillität (davon in 
19 Fällen hochgradige), in 13 Fällen epileptischer Schwach- 
sinn vor. Nur 45 Fälle (= 22,5 Proz.) bezeichnet Aschaffen- 
burg als psychisch gesund, und um eine so hohe Ziffer zu 
erhalten, hatte er doch noch „seine Ansprüche“ an psychische 
Gesundheit „bedeutend reduzieren müssen“. Von den 99 als 
„zurechnungsfäbig“ Bezeichneten waren 45 bei Begehung des 
Verbrechens berauscht gewesen. 

Von den 44 „Unzurechnungsfähigen“ litten 18 (= 9,0 Proz.) 
an ausgesprochener Geisteskrankheit; die übrigen waren Im- 
bezille, Idioten, Epileptiker. 

Unter den 12 an Greisenblödsinn Leidenden waren nur 
2 vorher bestraft worden, keiner davon wegen psychologisch 
gleichartigen Verbrechens. Bei diesen sämtlichen seni- 
len Verbrechern war demnach das begangene Ver- 
brechen ein Ausdruck der durch die Krankheit 
hervorgerufenen Veränderung der Persönlichkeit. 

Leppmanns Untersuchungen zeigen, daß unter seinen 90 
Fällen nur 33,3 Proz. psychisch normal waren. Der Unterschied 
zwischen dieser Ziffer und der Aschaffenburgs, 22,5, er- 
klärt sich indessen daraus, daß in Moabit nur Personen im 
Alter von 18 bis 40 Jahren interniert werden. Die jugend- 
lichen, imbezillen, sowie die senil-dementen Sittlichkeitsver- 
brecher fehlen demnach in Leppmanns Material. Aschaffen- 
burg weist auch darauf hin, daß bei Abzug der unter seinem 
Material vorkommenden, ausnahmslos psychisch defekten Greise 
fast vollständige Übereinstimmung zwischen seinen und L epp- 
manns Zahlen sich ergibt. 

Die obigen kurz referierten Untersuchungen, die von 
zwei sehr gewissenhaften und kritischen Forschern an ver- 
schiedenartigem Material ausgeführt worden sind, erlauben 
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zwar, infolge der Art der angewandten Untersuchungsmethode, 
keinen Vergleich zwischen der Frequenz der Sittlichkeitsver- 
brechen bei Geisteskranken und Nichtgeisteskranken, sie zeigen 
aber doch, obwohl die nicht verurteilten Sittlichkeitsverbrecher 
bei dem untersuchten Material fehlen, daß die Sittlich- 
keitsverbrechen in den allermeisten Fällen auf 
pathologischem Grunde erwachsen. 

Aschaffenburgs Untersuchung zeigt außerdem, daß die 
Formen psychischer Störung, die am stärksten vertreten sind, 
teils die Senilitätspsychosen, teils die angeborenen, eventuell 
durch eine organische Gehirnkrankheit während der Kinder- 
jahre erworbenen Entwicklungshemmungen sind. Nun verhält 
es sich indessen so, daß gerade die psychischen Schwächezustände, 
sowohl die angeborenen als die beginnenden senilen, besonders 
oft in foro übersehen werden, was sehr natürlich ist, da ihre 
konstitutiven Symptome vor allem Defekte, psychische Lücken, 
‘ sind und die Entdeckung dieser weit schwieriger für den 
Nichtsachkundigen ist als die Entdeckung der positiven psycho- 
tischen Symptome. Daher die besonders große Bedeutung der 
oben angeführten Fehlerquellen bezüglich dieser Verbrechens- 
arten. 

Für Meineidsverbrechen zeigt die Tabelle die Ver- 
hältniszahl 1,99. Es liegt ja auch in der Natur der Sache, 
daß Geisteskranke leicht dazu kommen, entweder infolge einer 
verrückten Auffassung der Außenwelt Verhältnisse zu beeidigen, 
die sie für wahr halten, und demnach in gutem Glauben falsch 
zu schwören, oder auch Angaben zu beeidigen, von denen sie 
wissen, daß sie falsch sind, ohne jedoch, infolge einer durch 
die Krankheit hervorgerufenen Herabsetzung der Intelligenz, 
die rechtliche Bedeutung ihrer Handlung zu verstehen. Ein 
Beispiel für den ersteren Fall wird von Petr&n*) in der 
Krankengeschichte eines an, Paranoia querulans leidenden 
Mannes angeführt, ein Beispiel für den letzteren findet sich in 
einem gerichtsmedizinischen Gutachten von Schuldheis**). 


*) A. Petrén: Studier över Paranoia quaerulans. Hygiea, 1904. 

*#) Medicinalstyrelsens berättelse över sinnessjukvaarden, aar 1899, 
fall no. 6. (Bericht des Medizinalkollegiums über die Geisteskranken- 
pflege, 1899, Fall Nr. 6.) 
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Für Körperverletzung („mißhandel“) finden wir in der 
Tabelle fast dieselbe Verhältniszahl wie für Meineid, 1,96. Be- 
gründeter Anlaß, die Zuverlässigkeit dieser Zahl in Zweifel zu 
ziehen, liegt meines Erachtens kaum vor. Zwar findet sich ja oft 
bei Personen mit schlecht abgewogener Psyche eine Neigung, im 
Zornaffekt mit Gewalttätigkeiten sowohl gegen tote Dinge wie 
gegen Personen zu reagieren, andererseits aber ist es ja eine be- 
kannte Sache, daß die meisten Körperverletzungen im Rausche 
begangen werden. Ich glaube daher, daß betreffs dieses Ver- 
brechens das exogene ursächliche Moment, Alkoholmißbrauch, 
eine hinreichend große Rolle spielt, um zu erklären, weshalb 
gerade betreffs dieses Roheitsausbruchs die Frequenzziffer der 
Geisteskranken verhältnismäßig so gering ist. 

Für Verbrechen im Amt oder Dienst weist Tabelle 8 
eine relativ hohe Verhältniszahl, 5,2, auf, was mir gut zu dem 
Umstande zu stimmen scheint, daß bei Verbrechen dieser Art 
verschiedene wichtige exogene Ursachsmomente, wie Not, 
depravierendes Milieu usw., wohl in der Regel fehlen dürften, 
woraus sich a priori die Wahrscheinlichkeit ergibt, daß die 
endogenen Ursachen überwiegen. Da ferner das Frequenz- 
maximum für diese Verbrechen in der Altersperiode 40 bis 50 
Jahre liegt, so liegt die Annahme, daß das Verbrechen Aus- 
druck einer eingetretenen Veränderung der Persönlich- 
keit (psychischen Störung) ist, ziemlich nahe. 

Mit Bezug auf Kindesmord zeigt Tabelle 8 eine relativ 
hohe Verhältniszahl, 4,59. Diese Zahl untersteigt indessen 
sicherlich erheblich diejenige, die sich ergeben würde, wenn in 
jedem Falle sofort und von sachkundiger Person eine Unter- 
suchung angestellt würde. Der psychotische Zustand, der oft 
vorhanden ist, wenn diese Verbrechen begangen werden, ist 
nämlich in einer großen Anzahl von Fällen transitorischer Art, 
ist also oftmals verschwunden, wenn die Untersuchutbg statt- 
findet. Es ist leicht verständlich, daß es unter solchen Um- 
ständen ganz besonders großer Kenntnisse in der Psychopatho- 
logie bedarf, um den Zustand der Angeklagten bei der Be- 
gehung des Verbrechens richtig beurteilen zu können. 

Zieht man in Berücksichtigung, daß bei Begehung dieses 
Verbrechens das Subjekt stets sich in einem von dem nor- 
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malen abweichenden Zustande befindet, der erfahrungsgemäß 
oft dazu Anlaß gibt, daß eine eventuell latente psychopathische 
Disposition in manifesten Störungen des Seelenlebens zum Aus- 
druck kommt, sowie, daß es außerdem sehr oft sich in einer 
äußerst peinlichen, häufig verzweifelten Lage befindet, so er- 
scheint es mir als unbedingte Pflicht des Gemeinwesens, jedem 
Weibe, das ein so in des Wortes eigentlichstem Sinne unnatür- 
liches Verbrechen begangen hat, wenigstens eine gründliche 
Untersuchung zu vergönnen, bevor der Urteilsspruch gefällt 
wird. Einen weiteren Anlaß zu gerichtspsychiatrischer Unter- 
suchung bei Kindesmord erblicke ich darin, daß der Kausal- 
zusammenhang zwischen Mißständen im Gemeinwesen und 
dieser Art von Verbrechen wohl augenfälliger und weniger 
umstritten ist als bezüglich irgend eines anderen Verbrechens. 
Betreffs des Verbrechens Kindesweglegung gilt dasselbe, 
was hier betrefis des Kindesmordes gesagt worden ist. 

Die Verhältniszahl der Beleidigung ist nicht ganz un- 
bedeutend, 4,53. Es dürfte sich dies unter anderem durch den 
bekannten Umstand erklären lassen, daß das Anschuldigen vor 
Gericht wegen vermeintlich erlittener Benachteiligung ja 
teils ein typisches Kennzeichen bei gewissen Verrückten, den 
Querulanten, ist, teils nicht selten bei mehr oder weniger epi- 
sodischen querulierenden Zustandsbildern bei anderen Psychosen 
vorkommen dürfte. 

Bezüglich des Friedensbruches glaube ich, daß das 
oben über die Ätiologie des Mißhandlungsverbrechens Gesagte 
auch hier Anwendung findet, da nämlich auch hier der Alkohol 
eine wesentliche Rolle spielt. 

Hinsichtlich des Verbrechens der Sachbeschädigung 
will ich nur bemerken, daß die Neigung hierzu, die oft bei 
Idioten und Imbezillen beobachtet wird, im Verein mit der 
Höhe dör Verhältniszahl, 6,55, seinen Zusammenhang mit 
psychischen Abnormitäten deutlich darlegt. 

Der dritten und letzten Gruppe von Verbrechen, mit Ver- 
hältniszahlen über 10 und variierend zwischen 12,63 und 200, 
gehören an Totschlag, Brandstiftung und Mord. 

Betreffs dieser Verbrechen reden die Zahlen eine voll- 
kommen eindeutige Sprache. 
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Über das Verbrechen des Raubes liefern die obigen 
Tabellen keine Angaben, da keiner der während der be- 
treffenden 6-Jahresperiode für „unzurechnungsfähig“ Erklärten 
dieses Verbrechen begangen hat. Ich kann demnach betreffs 
der Frequenz desselben bei Geisteskranken und Nichtgeistes- 
kranken nichts mitteilen. 

Fassen wir nun kurz die in Tabelle 8 zusammengestellten 
Untersuchungsresultate zusammen, so finden wir: 

daß nur in bezug auf fünf Verbrechensarten. nämlich 
Verbrechen gegen öffentliche Behörden, Fäl- 
schung, Diebstahl, Betrug sowie Verbrechen gegen 
die Kriegsgesetze, die Frequenz unter Geisteskranken und 
hochgradig psychisch Abnormen geringer ist als unter der Be- 
völkerung im übrigen (unter Vorbehalt betreffs des letzteren 
Verbrechens, während sie bezüglich aller anderen 
Verbrechen größer ist; 

daß Notzucht, Sittlichkeitsverbrechen, Meineid, 
Mißhandlung, Verbrechen im Amt oder Dienst, 
Kindesmord, Beleidigung, Friedensbruch, Kindes- 
weglegung und Sachbeschädigung um ein Vielfaches 
(1,87 bis 6,8) gewöhnlicher bei Geisteskranken und hochgradig 
psychisch Abnormen sind als bei anderen Personen; 

daB Totschlag, Brandstiftung und Mord 12,63- 

bis 200mal so häufig unter Geisteskranken und hochgradig 
psychisch Abnormen vorkommen als unter der Bevölkerung im 
übrigen. 
. Ich möchte schließlich noch einmal betonen, daß sämt- 
liche Zahlen (in Tabelle 8), die das Verhältnis 
zwischen der Kriminalfrequenz bei Geisteskranken 
und bei Nichtgeisteskranken ausdrücken, infolge 
der oben erwähnten Fehler bei den Primär- 
angaben zu niedrig sind, daß also die Beziehung 
zwischen geistiger Störung und Kriminalität in 
Wirklichkeit noch enger ist, als die Tabelle os 
angibt. 

Indessen bemerkt das Medizinalkollegium in seinem Gut- 
achten anläßlich eines Antrages von Dr. K. Kjellberg im 
Reichstage betreffend „Neuorganisation des Medizinalkolle- 
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giums“*): „Vielfach hat auch die von gewissen Psychiatern 
an den Tag gelegte Neigung, abnormen Geisteszustand bei 
Verbrechern vorauszusetzen, Unruhe hervorgerufen“. Vor 
einigen Jahren ist ferner von autoritativer Seite im Reichstage 
folgende, in dieselbe Richtung gehende Äußerung**) gefällt 
worden: „Nun geht die Rede von dieser physischen Degene- 
ration durch unsere ganze schöne Literatur und unserem 
ganzen Volke wird es eingelernt, die Schuld von sich gelber 
darauf hin abzuwälzen, daß man entweder die schlechte An- 
lage geerbt, oder daß der Staat dieser physischen Degeneration 
nicht vorgebeugt oder sie nicht geheilt habe. Und bald wird 
es soweit gekommen sein, daß es keine Sünden mehr gibt, 
sondern was früher in der Welt Schlechtigkeit hieß, das heißt 
nun Nervosität oder dergleichen. Man darf tun, was man 
will, nachher sagt man, daß man nervös ist, und die Sache 
ist damit erledigt. Es ist das meines Erachtens eine furchtbar 
gefährliche Tendenz, die sich hier geltend macht.“ 

Wie aus. Tabelle 8 hervorgeht, haben die Psychiater sehr 
gut» Gründe für ihre Geneigtheit, bei Verbrechern abnormen 
Geisteszustand vorauszusetzen. Ob die der Angabe nach viel- 
fach verspürte Unruhe hierüber, für die sich das Medizinal- 
kollegium zum Sprachrohr macht, begründet ist, dürfte dagegen 
mit Fug sich in Frage ziehen lassen. Ich meinerseits bin 
davon überzeugt, daß die Erkenntnis, daß Kriminalität über- 
haupt sehr oft in einer geistigen Störung des Verbrechers 
wurzelt, und daß bezüglich der schweren Verbrechen gegen 
die Person dies die Regel bildet, eher geeignet ist, eine opti- 
mistischere Auffassung des Kriminalitätsproblems hervorzurufen, 
da eine solche Erkenntnis auch eine richtigere Auffassung von 
den Mitteln zur Behebung des Übels mit sich bringt. Übrigens 
scheint mir die mehrerwähnte „Unruhe“ auf einem groben 
Mißverständnis bei dem weniger aufgeklärten Teil des Publikums 
betreffs der praktischen Folgerungen zu beruhen, die den An- 
schauungen der modernen gerichtlichen Psychiatrie gemäß aus 


= *) Gutachten Nr. 35, 1907, des Außerordentlichen Ausschusses 
(Nr. 2) der Zweiten Kammer des Schwedischen Reichstages. 

*#) Bischof Billings Äußerung in der Ersten Kammer des Schwe- 
dischen Reichstages vom 38. März 198. 
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dem Umstande zu ziehen sind, daß eine Person, die ein Ver- 
brechen begangen hat, als geisteskrank befunden wird. So- 
wohl das Gesetz als die gerichtliche Psychiatrie sind der An- 
sicht, daß ein Geisteskranker, der ein Verbrechen begangen 
hat, nicht strafbar ist. Was sie voneinander scheidet, ist die 
Motivierung. Nach der Anschauung des (Gesetzes, der wohl 
mehr oder weniger bewußt diejenigen huldigen, bei denen sich 
die Unruhe bemerkbar gemacht haben soll, ist der verbrecherische 
Geisteskranke deshalb nicht zu bestrafen, weil er ohne „Schuld“ 
ist. Die moderne gerichtliche Psychiatrie dagegen bestreitet 
die „Schuld“ sowohl bei Geisteskranken als bei Nichtgeistes- 
kranken, da alle menschlichen Handlungen und nicht aus- 
schließlich die der Geisteskranken durch ihre ge- 
gebenen, inneren und äußeren Voraussetzungen gesetzmäßig 
bestimmt sind. Das Vorhandensein einer „Schuld“ kann dem- 
nach nicht zur Bedingung für das Recht des Gemeinwesens zu 
bestrafen gemacht werden. Dieses Recht des Gemeinwesens 
ist vielmehr gleichbedeutend mit seinem Recht zur Selbstver- 
teidigung, und dieses Recht besteht ebenso sehr gegenüber 
Geisteskranken wie Nichtgeisteskranken. Hiermit fällt 
der prinzipielle Unterschied zwischen der Be- 
handlung von geisteskranken und nichtgeistes- 
kranken Verbrechern fort. Dies ist ein grundlegender 
Satz der modernen Kriminologie. 

Der Unterschied zwischen dieser Anschauung und der im 
Gesetz ausgedrückten ist augenfällig. Das letztere sagt: Da 
diese Person geisteskrank ist, so wäre es eine Kränkung der 
„Gerechtigkeit“, die Aufgabe des Gesetzes ist, wollte man sie 
zu einer. Strafe verurteilen. Ob er noch weitere Verbrechen 
begehen wird, ist eine Sache, die nicht das Gesetz angeht, 
welches sich der Frage gegenüber so gleichgiltig verhält, daß 
es nicht einmal Vorschriften darüber gibt, wie mit dem für 
„unzurechnungsfähig“* Erklärten zu verfahren ist, sondern dies 
dem Gutdünken der Verwaltungsbehörden überläßt. Die 
erstere Anschauung sagt dagegen: da dieses Individuum 
geisteskrank ist, so wäre es unzweckmäßig, es in einer Straf- 
anstalt zu internieren, da die Erfahrung gezeigt hat, daß der- 
artige Anstalten nicht die geeignetsten für die Behandlung 
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der Geisteskrankheiten sind. Vor allem aber müssen 
wir dafür sorgen, daß es nicht aufs neue Ge- 
legenheit erhält, Verbrechen zu begehen. Können 
hinreichende Garantien in letzterer Hinsicht nur dadurch ge- 
wonnen werden, daß der für „unzurechnungsfähig“ Erklärte in 
einer staatlichen Anstalt für Geisteskranke interniert wird, so 
muß dies geschehen, und die Internierung muß solange dauern, 
bis er aufhört gefährlich zu sein. Sind hinreichende Garantien 
dagegen durch andere Maßnahmen (z. B. Entmündigung, Stel- 
lung unter Aufsicht, Familienpflege usw.) zu erreichen, und 
liegt kein Bedürfnis nach Anstaltspflege vor, so ist eine der- 
artige Internierung nicht vorzunehmen, da die anderen Maß- 
nahmen zweckmäßiger sind. 

Ich bin lebhaft davon überzeugt, daß, wenn die Kenntnis 
von den praktischen Zielen der gerichtlichen Psychiatrie auch 
unter dem weniger aufgeklärten Teile des Publikums allge- 
meinere Verbreitung findet, damit auch die behauptete Unruhe 
über die Neigung der Psychiater, abnormen Geisteszustand bei 
Verbrechern vorauszusetzen, verschwinden wird. 

Mit der obigen Erörterung ist die Frage, welche wegen 
Verbrechens angeklagten Personen schon unter den zurzeit 
herrschenden strafrechtlichen und kriminellen Verhältnissen 
einer Untersuchung der angegebenen Art unterzogen werden 
müssen und können, keineswegs völlig beantwortet. 

Der Sortierung des Materials, wie sie oben bewerkstelligt 
worden ist, sind hauptsächlich die Beschaffenheit der 
verschiedenen Arten von Verbrechen und ihre 
größere oder geringere Tendenz, bei psychopathischen 
Individuen aufzutreten, zugrunde gelegt worden. Dieser Gesichts- 
punkt indessen ist nicht der einzige, von dem aus eine Auswahl der- 
jenigen Gruppen von Individuen geschehen kann, die, als psv- 
: chischer Störungen besonders verdächtig, bei der gerichtlichen 
Behandlung des Falles einer Untersuchung durch den Gefäng- 
nisarzt zu unterziehen sind. Vielmehr müssen bei dieser 
selektiven Prüfung des Materials noch andere Kriterien ange- 
wandt werden, will man nicht Gefahr laufen, einen großen 
Teil derer, die einer Untersuchung bedürfen, beiseite zu lassen. 

Die Kriterien, die außer dem oben angewandten — dem 
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als pathologisch verdächtigen Charakter der Verbrechensart — 


vor allem Berücksichtigung erheischen, sind meines Erachtens 
folgende: 


1. Rückfall in Verbrechen; 
2. die durch den vorgängigen Lebenswandel unzweideutig 


bewiesene soziale Inkapazität des Angeklagten; 


3. das Alter des Angeklagten in dem Zeitpunkt, da er 
zam erstenmal wegen Verbrechens unter Anklage stand; 

4. ein deutlicher Widerspruch zwischen den psycholo- 
gischen Eigenschaften des Angeklagten, für die das Verbrechen 
eın Ausdruck zu sein scheint, und seinem durch den vor- 
gängigen Lebenswandel bewiesenen Charakter; sowie 

5. die Abwesenheit von Motiven oder das Vorhandensein 
offenbar pathologischer Motive für das begangene Verbrechen. 

Mit den hier angeführten Kriterien glaube ich keineswegs 
alle die Einteilungsgründe angegeben zu haben, nach denen 
die Kategorie „wegen Verbrechens Angeklagte“ in Individuen 
geteilt werden kann, die untersucht werden müssen, und 
solche, betreffs deren eine Untersuchung — nicht überflüssig — 
aber weniger notwendig ist. Meines Erachtens werden jedoch. 
die oben genannten Kriterien genügen, um dahin zu führen, 
daß unter der großen Anzahl wegen Verbrechen angeklagter 
Personen zwar nicht alle, aber doch die meisten, die besonders 
der Beachtung seitens der Gerichtspsychiater bedürfen, auch 
Gegenstand derselben werden. 

Ich wende mich nun zur Erörterung der einzelnen Kri- 
terien und ihrer Anwendung. An die Spitze derselben bezüg- 
lich der Bedeutung stelle ich den Rückfall. 

Die Frage des Rückfalls in Verbrechen bildet seit lange 
eines der wichtigsten und schwierigsten Probleme der Kriminal- 
politik. Der Rückfall ist ja auch ein Prüfstein für die Taug- 
lichkeit der kriminalpolitischen Maßnahmen: je mehr Rück- 
fälle, um so mangelhafter die Kriminalpolitik und umgekehrt. 
Die große Frequenz der Rückfälligkeit in allen zivilisierten 
Ländern hat auch mit beunruhigender Evidenz das Unvermögen 
der gegenwärtigen Kriminalpolitik bewiesen, dem Verbrechen auch 


nur bei jenen vorzubeugen, die Gegenstand direkter kriminal- 
politischer Maßnahmen gewesen sind. 
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Einen ausführlichen Bericht über die Behandlung des Rück- 
fallsproblems in der kriminalistischen Literatur kann ich hier 
nicht liefern, da dieses Problem als solches außerhalb des 
Rahmens der vorliegenden Arbeit liegt. Doch sehe ich mich 
genötigt, ın allergrößter Kürze auf das Problem einzugehen, 
um motivieren zu können, weshalb ich den Rückfall als eine 
der Indikationen zu gerichtspsychiatrischer Untersuchung auf- 
genommen habe. 


Als eine sozialpathologische Erscheinung betrachtet, ist 
der Rückfall von drei Hauptgesichtspunkten aus zu unter- 
suchen: dem ätiologischen (Ursache des Rückfalls), dem dia- 
gnostischen (Erkennen) und dem therapeutischen (Behandlung). 
Der prognostische Gesichtspunkt dürfte fast vollständig mit 
dem therapeutischen zusammenfallen und wird daher nicht als 
besonderer Gesichtspunkt aufgeführt. 


Die Ursachen des Rückfalls sind teils in der eigenen 
körperlichen und psychischen Beschaffenheit des rückfälligen 
Individuums, teils in den äußeren Verhältnissen zu suchen, die 
auf ihn eingewirkt haben. Die große Bedeutung der ersteren 
(endogenen) Ursachengruppe bezüglich der Rückfallsverbrechen 
ist auch von juristischer Seite anerkannt worden. So teilt 
v. Lilienthal*) die unverbesserlich rückfälligen Verbrecher 
in solche ein, die infolge einer ans Pathologische 
grenzenden Degeneration sich nicht bessern 
können, und solche, die sich nicht bessern wollen, wozu 
er diejenigen, die durch Trunksucht, Prostitution und Vaga- 
bondage arbeitsunfähig geworden sind, sowie die berufsmäßigen 
Verbrecher rechnet. Sehen wir davon ab, daß Lilienthals 
Einteilung der unverbesserlich rückfälligen Verbrecher in 
solche, die sich nicht bessern können, und solche, die es 
nicht wollen, unhaltbar ist, so ist seine Anerkennung des Vor- 
kommens einer an das Pathologische grenzenden Degeneration 
bei verschiedenen rückfälligen Verbrechern beachtenswert. 


Einen realistischeren und konsequenteren Standpunkt 

*) Zeitschr. f. d. gesamte Strafrechtswissenschaft, Bd. X, Beilege- 
heft, S. 70ff. Zitiert n. Kitzinger, Die internationale kriminalistische 
Vereinigung, S. 72. 
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nimmt van Hamel*) ein. Auf dem Kongreß der Internatio. 
nalen Kriminalistischen Vereinigung in Hamburg 1905 er- 
klärte er bei der Diskussion über die rückfälligen Verbrecher, 
daß die Frage derselben eigentlich identisch sei mit der Frage 
der psychisch minderwertigen. Er hob nachdrücklich hervor, 
daß die Behandlung der rückfälligen Verbrecher „eine prak- 
tische Frage“ sei, „die nur der Arzt beurteilen kann“, und 
betonte, daß „die Juristen in der Sache eigentlich nichts zu 
sagen haben“. Die Entscheidung darüber, ob ein rückfälliger 
Verbrecher gemeingefährlich ist, solle auf Grund ärztlicher Unter- 
suchung geschehen. Die juristische Frage sei nur die, zu be- 
stimmen, in welchen Fällen der Richter die Anstellung einer 
medizinischen Untersuchung anzuordnen habe. Van Hamel 
schloß seine Äußerung mit folgenden Worten: „Ich resumiere 
und meine also, daß die Frage der Bestimmung der Gemein- 
gefährlichkeit meistenteils mit dem Rückfall zusammenhängt, 
aber nicht nur mit dem Rückfall; daß wir mit dem Bau 
einer speziellen Anstalt anfangen und den Ärzten mit ihren 
psychologischen Prüfungen das höchste Wort geben. Wir 
Juristen können von unserer großen Macht das an sie ab- 
geben. 

Ich glaube, daß diese Frage auf diese Weise ganz gut 
praktisch gelöst werden könnte.“ 

Professor Liepmann**) schlug bei der Behandlung der 
Frage der gemeingefährlichen rückfälligen Verbrecher vor, daß 
als gemeingefährlich im Gesetz bezeichnet werden sollten 
„Personen, die zweimal wegen eines gleichartigen Verbrechens 
bestraft worden sind, und die aufs neue ein Verbrechen be- 
gangen haben, das nicht wesentlich durch äußere 
Umstände determiniert worden ist“. Diese müßten 
Gegenstand spezieller Sicherheitsmaßregeln werden. Diese 
Außerung Liepmanns erachte ich für bedeutsam, indem sie 
ein klares Verständnis für die Wichtigkeit einer Abschätzung 
der relativen Bedeutung der endo- und exogenen Momente als 
Ursachen des Verbrechens bei der Beurteilung der psychischen 


m 





#9 Mitteilungen der kriminalistischen Vereinigung (I. K. V.), Bd. 
AII, S. 453ff. 
**) Mitteilungen (I. K. V.), Bd. XIII, S. 458. 
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Eigenart des Verbrechers und bei der Bestimmung seiner Be- 
handlung verrät. 

Schließlich betont Thyren*), daß die rückfälligen Ver- 
brecher, oder wie er sie nennt, „die chronischen Verbrecher, 
aus denen keinerlei Strafe die gemeingefährlichen Tendenzen 
entfernen kann, wie oben bemerkt, sehr oft in höherem oder 
geringerem Grade abnorm sind,. besonders bezüglich ihrer 
Gemeingefährlichkeit. Zum großen — wohl zum größten — 
Teil fällt daher diese Frage (des chronischen Verbrechertums) in 
das Gebiet der unten zu behandelnden, betreffs des abnormen 
Verbrechertums“. 

Auch von medizinischer Seite will ich einige Äußerungen 
anführen. Der Gefängnisarzt Siefert**) bemerkt in einer 
Arbeit „Über die unverbesserlichen Gewohnheitsverbrecher 
und die Mittel der Fürsorge zu ihrer Bekämpfung“: „Der 
Gewohnheitsverbrecher ist durch äußere Mittel im allge- 
meinen nicht beeinflußbar. Die Ursache dieser Unbeeinfluß- 
barkeit liegt zumeist in einer seelischen, als krankhaft anzu- 
sprechenden Minderwertigkeit. Diese Minderwertigkeit ist 
selten eine erworbene, der Regel nach vielmehr eine ange- 
borene, sie ist als eine besondere Form der Entartung aufzu- 
fassen. Der jugendliche Gesetzesübertreter stellt in einem 
großen Prozentsatz das erste Entwicklungsstadium des Ge- 
wohnheitsverbrechers dar; er folgt daher auch dem gleichen 
Gesetz wie dieser. Das soziale Milieu hat eine doppelte Be- 
deutung: es erzeugt die verbrecherischen Entartungsformen 
und es schafft die Reize, durch die die Anlage in die anti- 
soziale Handlung umgesetzt wird.“ 

Aschaffenburg***) hebt hervor, daß der deutschen Kri- 
minalstatistik gemäß von den Männern, die mehr als drei 
Freiheitsstrafen, davon eine von mindestens sechs Monaten, 
durchgemacht haben, nur bei 3,6 Proz. die Aussicht auf eine 
Rückkehr zu einem geordneten Leben besteht. Unter den Ge- 


*) Thyren, Principerna för ein strafflagsreform (Prinzipien für 
eine Reform des Strafgesetzes), Lund 1910, S. 130. 
**) Juristisch-psychiatrische Grenzfragen, Bd. III, Heft 5. 
#*) Aschaffenburg, Das Verbrechen und seine Bekämpfung, 
2. Aufl., S. 188. 
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wohnheitsverbrechern unterscheidet er zwei Hauptgruppen. In 
der einen Gruppe sind es vorzugsweise negative Eigen- 
schaften, die die Kriminalität veranlassen.  Dahin gehören 
solche Individuen, die unfähig sind, sich auf eine ehrliche 
Weise durch die Welt zu schlagen. Diese Unfähigkeit hängt 
sehr oft mit körperlicher und geistiger Minderwertigkeit, fast 
stets mit ungenügender, schlechter Erziehung zusammen. Ihre 
verbrecherische Tätigkeit wechselt je nach Gelegenheit und 
Bedürfnis. Diese Gruppe ist die größere. 

Zu der anderen Gruppe gehören Verbrecher mit posi- 
tiven kriminellen Begierden. Ihre Anzahl ist bedeutend 
geringer, und sie bilden die eigentlichen berufsmäßigen Ver- 
brecher, die weit intelligenter und handlungskräftiger sind. 

Die Gefahr: für die Rechtssicherheit rührt bei 
den beiden Gruppen von individuellen Anlagen, 
also von endogenen Ursachen her. 

Die Anzahl psychisch Minderwertiger unter den rück- 
fälligen Verbrechern schätzt Aschaffenburg auf ungefähr 
75 Proz. Zu derselben Ziffer gelangt auch Bonhoeffer. 

Bezüglich der exogenen Ursachen des Rückfalls will ich 
mich kurz fassen. Sie bestehen aus zwei Gruppen von Um- 
ständen, teils der Beschaffenheit der Strafe, teils den sozialen 
Verhältnissen, unter denen der entlassene Sträfling sein Leben 
von neuem beginnen soll. Daß die schablonenmäßigen Frei- 
heitsstrafen, die wenig oder gar nicht die psychologische 
Eigenart des Verbrechers berücksichtigen und außerdem infolge 
ihrer zeitlichen Bestimmtheit a priori des Vermögens er- 
mangeln, bei dem Verurteilten — sofern er verbesserlich ist — 
die erziehende Selbsttätigkeit anzuregen und zu unterhalten, 
die eine notwendige Voraussetzung für eine Änderung seiner 
Gesinnung ist, ein wesentliches ursächliches Moment für die 
große Rückfallsfrequenz bilden, dürfte wohl nunmehr eine so 
gut wie von allen modernen Kriminalisten anerkannte Tat- 
sache sein. Die Schwierigkeiten und Widerwärtigkeiten, die 
inem bestraften Individuum begegnen, das den Versuch 
macht, sich mit ehrlicher Arbeit seinen Lebensunterhalt zu 
verdienen, sind ja allgemein bekannt, ihre Bedeutung als äußere 
Rücksfallsursachen ebenso allgemein anerkannt. Dagegen 
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dürfte eine genauere Kenntnis von dem quantitativen Ver- 
hältnis zwischen der tatsächlichen Bedeutung der endo- und 
der exogenen Rückfallsursachen uns abgehen, und dies ist 
doch der springende Punkt bei der Entscheidung. wie der 
Rückfällige behandelt werden soll. 

Betreffs des diagnostischen Gesichtspunktes des Rück- 
fallsproblems will ich hier — ohne’ mich auf die juristische 
Konstruktion des Rückfallsproblems nach schwedischem Recht 
einzulassen — nur erwähnen, daß vom kriminalpsychologi- 
schen Standpunkte aus das hauptsächliche Kriterium des Rück- 
falls in der gleichartigen Beschaffenheit des Motivs 
liegt, ohne Rücksicht auf die äußerliche Ähnlichkeit oder Un- 
ähnlichkeit der verbrecherischen Handlungen, sowie daß es 
von demselben Standpunkte aus gleichgültig ist, ob der Ver- 
brecher bei Begehung des oder der .vorhergehenden Ver- 
brechen mehr als 18 Jahre alt gewesen ist, ob er vorbestraft 
ist oder nicht, sowie endlich ob Rückfallsverjährung einge- 
treten ist oder nicht. Rückfall in dem Sinne, wie ich hier 
diesen Begriff genommen habe, stimmt demnach durchaus nicht 
mit dem juristischen Rückfallsbegriff überein. 

Für die naturwissenschaftliche Betrachtungsweise, wie sie 
in der oben gegebenen schematischen Übersicht über das Rück- 
fallsproblem angewandt worden, ist es eine selbstverständliche 
Sache, daß die Behandlung des Rückfalls oder genauer des 
Rückfälligen kausal sein muß, mit anderen Worten, daß jede 
Gruppe rückfälliger Verbrecher in Übereinstim- 
mung mit ihrer psychologischen Eigenart behan- 
delt werden muß. 

Eine solche Behandlung setzt indessen Kenntnis des Cha- 
rakters der einzelnen Individuen voraus, und eine solche 
Kenntnis kann auf keinem anderen Wege als durch eine 
Untersuchung gewonnen werden. 

Daß diese Untersuchung von einem gerichtspsychiatrisch 
geschulten Arzt ausgeführt werden muß, darüber dürfte wohl 
kaum eine Meinungsverschiedenheit herrschen. Bei der oben- 


erwähnten Diskussion über die rückfälligen Verbrecher auf 


dem Kongreß der I. K. V. in Hamburg 1905, auf dem eine 


große Anzahl der bedeutendsten Juristen Deutschlands an- 
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wesend waren, herrschte in diesem Punkte vollständige Emig- 
keit, obwohl nicht alle in Übereinstimmung mit van Hame? 
die Entscheidung in die Hand des medizinischen Sachver- 
ständigen legen wollen. So bemerkt beispielsweise Kallen- 
berg*) in bezug auf van Hamels Einteilung der Gewohn- 
heitsverbrecher in „aktive“ und „passive“, daß diese Einteilung 
„allzu philosophisch und damit auch vollkommen unpraktisch“ 
sei, und daß „sie eine seelische Analyse so eingehender Natur 
notwendig machen würde, daß wenigstens ein Gerichtshof 
dessen vollständig unfähig wäre“. 

Was kann man nun durch eine Untersuchung der Rück- 
fälligen gewinnen? Vom rein psychiatrischen Standpunkt 
aus, daB verschiedene Geisteskranke und Abnorme entdeckt 
werden, ihre richtige Behandlung erhalten und so aus dem Rück- 
fallskreislauf entfernt werden. Ferner finden sich unter der sehr 
großen Anzahl psychisch Minderwertiger, die in der Gruppe der 
Rückfälligen vorkommen, viele, die „unzurechnungsfähig“ sind, 
und die auch aufdiese Weise unschädlich gemacht werden könnten. 
In allgemein kriminalpolitischer Hinsicht würden ferner 
höchst beträchtliche Vorteile erlangt werden. So kann und 
muß durch Untersuchung stets, auch in den Fällen wo „Un- 
zurechnungsfähigkeit“ bzw. „verminderte Zurechnungsfähigkeit* 
nicht vorliegt, die Art und der Grad der Gemein- 
gefährlichkeit -zum Anhalt für den Richter festgestellt 
werden. In einer Menge von Fällen würde sich dann zeigen, 
daB große Gemeingefährlichkeit mit „verminderter 
Zurechnungsfähigkeit“ verbunden ist, und ich wage 
zu hoffen, daß es aus dieser Tatsache heraus allmählich Juristen 
und Gesetzgebern klar werden wird, wie sinnlos und zugleich 
höchst gefährlich es ist, über gemeingefährliche, minderwertige 
Individuen kürzere und leichtere Strafen zu verhängen als 
über normale, vielfach unbedeutend gemeingefährliche In- 
dividuen. Aus dieser Erkenntnis würden dann eines der wich- 
tigsten Mittel der Kriminalpolitik im Kampfe gegen die Kri- 
minalität, nämlich eine individualisierende Sonderbe- 
handlung der minderwertigen Verbrecher, erwachsen. 

Schließlich würde eine Untersuchung der Rückfälligen zur 


+*+) Kallenberg, Om aaterfall i brott (Über den Rückfall in Ver- 
brechen), S. 150. 
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Folge haben, daß wir binnen weniger Jahre eine voll- 
ständige kasuistische Materialsammlung betreffs 
des eigentlichen Verbrecherstammes des Landes 
besäßen. Es würde dann den konservativeren Juristen 
schwer fallen, das alte System mit dem Einwande zu ver- 
teidigen, daß wir zu wenig von der Psychologie der Verbrecher 
wissen, um uns an eine Behandlung nach psychologischer 
Gruppierung heranzuwagen. Kurz, eine Untersuchung der 
Rückfälligen würde eine Vorbereitung zu einer 
radikalen Reform der Kriminalpolitik bilden, eine 
Vorbereitung, deren Bedeutung für das Endziel, 
die effektive Bekämpfung und Verhütung der 
Kriminalität, kaum überschätzt werden kann. 

Ich komme nun zu einer Frage von mehr opportunistischer 
Bedeutung, nämlich der, ob ein einziger „Rückfall“ in dem 
‚oben angegebenen Sinne genügt, um eine Untersuchung zu 
motivieren, oder ob es hinreichend ist, beim zweiten oder 
‚dritten Rückfall einzuschreiten.. Vom theoretischen Stand- 
punkt aus muß natürlich die Entscheidung im eräteren Sinne 
fallen. Ob es aber im Anschluß an die bestehenden Verhält- 
nisse praktisch durchführbar ist, jeden Rückfälligen zu unter- 
suchen, läßt sich erst entscheiden, wenn man die ungefähre 
Anzahl Angeklagter festgestellt hat, die solchenfalls zu unter- 
suchen wären. Um von dieser Anzahl eine Vorstellung zu 
geben, habe ich auf Grund der offiziellen Kriminalstatistık 
folgende Tabelle zusammengestellt. 














Tabelle 9. 
| Anzahl der wegen Verbrechen | Von den Vorbestraften worden 
a: Verurteilten wegen Diebstahls verurteilt 
ahr: m a aM 
; Wegen Ver- | 3. Mal 
en zum 2. Mal | ad darüber 
| 
1901 2778 | 619 | 198 | 282 
1902 2865 | 882 | 215 | 327 
1903 2722 | 762 | 199 | 283 
1904 2490 | 71. 200 | 295 
1905 2741 835 | 232 | 3m 
| | 


| 13596 | 3869 
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In der obigen Tabelle sind unter die Zahlen, die die wegen 
Diebstahls Verurteilten angeben, auch wegen Raubes Verurteilte 
aufgenommen worden, die wegen dieses Verbrechens oder 
wegen Diebstahls vorbestraft waren (während der Jahre 1901 
bis 1905 insgesamt 8). Die Gesamtzahl der wegen Verbrechen 
verurteilten Personen, die schon wegen Verbrechen vorbestraft 
gewesen sind, beträgt demnach während der betreffenden fünf- 
jährigen Periode 3869. Hiervon sind 2543 wegen Diebstahls 
(+ Raubes) verurteilt worden. Auf alle anderen Verbrechen 
kommen demnach 3869 — 2543 = 1326. Betreffs der wegen 
Diebstahls (-+ Raubes) Verurteilten besagt die Tabelle, daß 
1044 davon zum zweiten Male verurteilt worden sind. Dies 
beträgt durchschnittlich 208,8 pro Jahr. Betreffs der 1326 wegen 
anderer Verbrechen als Diebstahl (+ Raub) Verurteilten liefert 
die offizielle Statistik keine Angabe darüber, ob und ein wie- 
vieltes Rezidiv vorliegt. Die jährliche Anzahl der wegen erst- 
maligen Rückfalls Verurteilten kann indessen offenbar höch- 
stens 208,8 + 1326 : 5 = 474 betragen, eine Zahl, die jedoch 
ganz sicher die tatsächliche beträchtlich übersteigt, da es in 
höchstem Grade unwahrscheinlich ist, daß alle obenerwähnten 
1326 Personen sein sollten, die wegen ihres ersten Rückfalls 
verurtoilt worden wären. 

Was die Anzahl wegen Vergehen oder Übertretung Ver- 
urteilter betrifft, die wegen Verbrechens oder Vergehens schon 
vorbestraft gewesen sind, so enthält die Statistik keine dies- 
bezüglichen Angaben. Es ist somit unmöglich, sich rücksichtlich 
dieser Kategorien von Gesetzesübertretern eine Vorstellung 
davon zu bilden, wieviele von ihnen zum ersten Male rück- 
fällig geworden sind. Daß ihre Anzahl beträchtlich höher sein 
muß als die der schwereren Rückfallsverbrecher, ist zum 
mindesten höchst wahrscheinlich, da die Anzahl wegen Vergehen 
und Übertretung Angeklagter so sehr viel größer ist als die An- 
zahl wegen Verbrechen Angeklagter und Verurteilter. Ohne 
Kenntnis der Anzahl von Rückfallsverbrechern der fraglichen 
Kategorien wage ich es indessen nicht, ohne weiteres auf eine 
Untersuchung derselben zu dringen. Dagegen ist meines 
Erachtens die Anzahl der zum erstenmal in Ver- 
brechen Rückfälligen so gering, daß eine gerichts- 
Psychiatrische Untersuchung praktisch durchführ- 
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bar ist, und ich beschränke mich daher darauf, was 
diese anbelangt, eine derartige Untersuchung zu 
verlangen. 

Ich komme nun zu dem zweiten der oben angeführten 
Kriterien, nämlich dem Vorkommen einer bei dem An- 
geklagten durch seinen früheren Lebenswandel 
deutlich bewiesenen sozialen Inkapazität. Unter 
sozialer Inkapazität verstehe ich die Eigenschaft eines Indivi- 
duums, daß er trotz des Vorhandenseins von Erwerbsmöglich- 
keiten doch nicht imstande ist, sich durch ehrliche Arbeit 
seinen Unterhalt zu verdienen. Was die sozial Inkapablen 
kennzeichnet, ist also das endogen bedingte Unver- 
mögen zur Arbeit. Ob dieser konstitutionelle Defekt an- 
geboren oder erworben ist, erachte ich für ziemlich 
gleichgültig. Das Wesentliche ist, daß sie vollständig 
unvermögend sind, sich auf eigene Hand im bürger- 
lichen Leben durchzubringen, und daß sie sowohl infolge 
biervon als auch infolge ihres, wohl nur selten fehlenden, 
chronischen Alkoholismus in hohem Grade potentiell gemein- 
gefährlich sind. Was mich veranlaßt hat, die Aufmerksamkeit 
der Gerichtspsychiater besonders auf diese Gruppe zu lenken, 
ist teils die Kenntnis, die wir in letzter Zeit von den psycho- 
logischen Eigenschaften der dahin zu rechnenden Vagabunden 
und gewerbsmäßigen Bettler erhalten haben, teils die Auskünfte 
der Kriminalstatistik über ihre verbrecherischen Tendenzen. 

Über die Vagabunden vom psychologischen Gesichtspunkt 
aus liegen verschiedene bedeutsame Untersuchungen vor. So 
hat Bonhoeffer*) 400 Landstreicher genau untersucht — mit 
einer Anzahl Bestrafungen, die pro Person zwischen 6 und 
60 (!) schwankte. Von diesen litten 6 Proz. an erworbener 
Geisteskrankheit, 11 Proz. zeigten eine solche psychische 
Störung, daß auf sie $ 51 des deutschen Strafgesetzbuchs („Un- 
zurechnungsfähigkeits“-paragraph, entsprechend Kap. 5, $ 5 des 
schwedischen Strafgesetzes) anwendbar war. Von 178, die 
bereits vor dem 25. Lebensjahr bestraft worden waren, litten 
31 Proz. an angeborener Geistesschwäche (Imbezillität). Unter 
den übrigen 222, die erst nach ihrem 25. Lebensjahr mit dem 
Strafgesetz in Konflikt gekommen waren, fanden sich 16% 


*) Bonhoeffer: Die Zusammensetzung des großstädtischen Bettel- 
und Vagabundentums. Ärztliche Sachverständigen-Zeitung, 1900, S. 306. 
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Iubezille. Von sämtlichen 400 waren 75% psychisch minder- 
wertig (angeborene und erworbene Defektzustände, Imbezillität, 
Epilepsie, pathologische Reizbarkeit, Alkoholismus, Senilität usw.). 
Nur 15% waren frei von psychischen Störungen. 
Wilmanns*) hat die Frage von einem anderen Gesichts- 
punkt aus behandelt, indem er 120 geisteskranke Land- 
streicher untersuchte. Er weist darauf hin, daß das zweite 
Rekrutierungsmaximum des Vagabundentums, das zwischen 40 
and 50 Jahren eintrifft (das erste fällt in die Jugendperiode), 
auf dem zu diesem Zeitpunkt eintretenden sozialen Verfall der 
chronischen Alkoholiker beruht. Von seinen 120 Fällen wiesen 
T chronische Alkoholpsychosen auf. Die Mehrzahl der Vaga- 
bunden rekrutieren sich aus der großen Gruppe der Imbe- 
zillen. Auch die Epilepsie spielt eine wichtige Rolle; so fanden 
sich unter Wilmanns Fällen nicht weniger als 19 Epileptiker. 
Schließlich betont er die große Frequenz von Dementia praecox 
unter den Vagabunden und die große Bedeutung dieser Krank- 
heit als ätiologischen Moments bei der Entstehung der Vaga- 
bondage. Unter seinen Fällen fanden sich auch 60 an De- 
mentia praecox Leidende. Rücksichtlich dieser Ziffer ist zu 
bemerken, daß Wilmanns nicht zu den Psychiatern gehört, 
die da meinen, daß gegen 80—90 Proz. aller Geisteskrankheiten 
m Dementia praecox bestehen. Vielmehr nimmt er bezüglich 
der Diagnose dieser Krankheit einen sehr reservierten Stand- 
punkt ein. Seine Angabe ist daher um so wertvoller. Schließ- 
lich will ich erwähnen, daß Wilmanns unter den indivi- 
duellen Ursachen der Vagabondage erwähnt teils einen durch eine 
akute Geisteskrankheit hervorgebrachten Defektzustand (Defekt- 
heilung), teils eine langsame und schleichende Entwicklung einer 
hebephrenischen Geisteskrankheit, teils eine auf der Basis eines 
angeborenen Schwächezustandes mit intellektuellen und morali- 
schen Defekten entstandene katatonische oder hebephrenische Psy- 
cholyse. Betrefis des anderen Motivs für meinen Wunsch, die 
Aufmerksamkeit der Gefängnisärzteauf die sozial [nkapablen unter 
den Angeklagten zu lenken, nämlich ihrer Gemeingefährlich- 
keit, liefert nachstehende, auf den offiziellen Bericht der Ge- 
fängnisverwaltung gegründete Übersicht wertvolle Auskünfte. 


+*+) Wilmanns: Die Psychosen der Landstreicher. Zentralbl. für 
Nervenheilkunde und Psychiatrie, 1900, XII. 
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Tab. 10. Angabe der Verbrechen und Vergehen, wegen welcher im 
Jahre 1906 die Zwangsarbeitssiräflinge in schwedischen 
Zuran gearlasansladen zuletzt zu Strafen verurteilt worden sind. 
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Von den 1074 während des Jahres Neuhinzugekommenen 
sind also nicht weniger als 485 schon vorher zu Zwangsarbeit 
verurteilt gewesen. Noch größer ist die Anzahl Personen, die 
überhaupt wegen Verbrechen oder Vergehen zu Strafen ver- 
urteilt gewesen sind. Nur 220 sind nicht wegen Verbrechens 
angeklagt gewesen. 


Von sehr großer Bedeutung für die Frage einer Unter- 
suchung der wegen Verbrechens Angeklagten ist das Alter, in 
welchem eine Person zum erstenmal wegen Ver- 
brechens angeklagt wird. Um entscheiden zu können, in 
welchem Maße das Alter des Verbrechers in dieser Hinsicht von 
Bedeutung ist, ist es notwendig, auf die Angaben der Kriminal- 
statistik betreffs des Verhältnisses zwischen der Kriminalitäts- 
frequenz und dem Alter der Verbrecher etwas näher einzu- 
gehen. Zur Beleuchtung dieses Verhältnisses bezügl. schwererer 
Verbrechen in Schweden möge folgende nach Widell*) ge- 
gebene Zusammenstellung dienen. (Tabelle 11.) 


Über die Häufigkeit der verschiedenen Arten von Ver- 
brechen innerhalb verschiedener Alter in Schweden liefert 
diese Tabelle mancherlei wichtige Auskünfte. Nur für 4 
Arten von Verbrechen liegt das Frequenzmaxımum oberhalb 
der Grenze von 30 Jahren, nämlich für Verbrechen im 
Amt, falsche Anschuldigung, Meineid und be- 
trügerischen Bankrott. Für alle diese fällt das Maximum 
` in die Altersperiode 41 bis 50 Jahre. Was den betrügerischen 
Bankrott betrifft, so treten ja die äußeren Voraussetzungen für 
dieses Verbrechen in der Regel so spät ein, daB schon aus 
diesem Grunde eine Verschiebung seines Frequenzmaximums 
nach einem höheren Alter hin stattfinden muß. Außerdem 
wirken natürlich auch noch andere Umstände ein. Das gleiche 
gilt für das Verbrechen im Amte. 

Für alle übrigen Verbrechen verteilen sich die Frequenz- 
maxima so, daß auf die Altersgruppe 21 bis 30 Jahre ent- 
fallen: Verbrechen gegen Kap. 7 bis 10, Friedens- 
bruch, Mord, Totschlag, Kindesmord, Verbrechen 
gegen die Freiheit anderer, Raub sowie wieder- 
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t+) Widell: Bidrag till svensk kriminalstatistik. 
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holter Diebstahl oder Einbruch; auf die Altersgruppe 
18 bis 21 Jahre: Notzucht, andere Verbrechen gegen 
Kap. 14 (als Mord, Totschlag, Kindesmord), Fälschung 
sowie andere Sachbeschädigung (als Brandstiftung); auf 
die unterste Altersgruppe endlich: Sittlichkeitsver- 
brechen, qualifizierter Diebstahl und Brandstif- 
tung. Bemerkenswerterweise sind zwei von den drei Arten 
von Verbrechen, die verhältnismäßig am häufigsten in den 
Jahresklassen der niedrigsten Altersgruppe vorkommen, näm- 
lich Sittlichkeitsverbrechen und Brandstiftung, solche 
Verbrechen, die, wie oben nachgewiesen worden, sehr oft in 
Zusammenhang mit psychischen Störungen des 
Verbrechers stehen und einen Ausdruck derselben 
abgeben. 

Zum Vergleich mit der obigen Tabelle teile ich folgende 
Übersicht aus der deutschen Kriminalstatistik mit, in welcher 
die Häufigkeit der verschiedenen Arten von Verbrechen auf 
100000 strafmündige Personen desselben Alters und Ge- 
schlechts berechnet ist. (Siehe umstehend.) 

Wie Tabelle 12 zeigt, liegt ein bemerkenswerter Unter- 
schied zwischen den beiden Geschlechtern in der fraglichen 
Hinsicht vor. Während das Frequenzmaximum der männlichen 
Kriminalität für alle Verbrechen außer Kuppelei, Beleidigung 
und Meineid unterhalb der 25-Jahresgrenze liegt, zeigt es sich 
betreffs der Kriminalität der Frauen, daß das Frequenzmaxi- 
mum für die Eigentumsverbrechen innerhalb der Periode 18 bis 
21 Jahre liegt. innerhalb der Periode 30 bis 50 Jahre dagegen 
für alle übrigen Verbrechen — außer Unzucht, wofür das 
Maximum in die Periode 12 bis 18 Jahre fällt. Obwohl die 
Kriminalitätstendenz bei den Frauen sowohl absolut als relativ 
geringer innerhalb der jüngsten Jahresklassen ist als bei den Män- 
nern derselben Jahresklassen, so ist doch die Kriminalität bei 
denselben Jahresklassen, für Männer und Frauen gemeinsam 
berechnet, sehr groß, wie aus Tabelle 11 hervorgeht. 

Ein direkter Vergleich zwischen Tabelle 11, die die Häufig- 
keit der verschiedenen Arten von Verbrechen in verschiedenen 
Altern in Schweden angibt, und Tabelle 12, die dieselben Ver- 
hältnisse in Deutschland veranschaulicht, ist leider nicht mög- 


Tabelle 
(Statistik des Deutschen Reiches. 
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Männliche Verurteilte . . . . . . 1847,03 77 45! 90,38 6,88 | 20,63 
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+*+) Aschaffenburg: Das Verbrechen und seine Bekämpfung. 2. Auflage. 
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lich, da die schwedische Tabelle die beiden Geschlechter ver- 
einigt, während die deutsche die Ziffern für Männer und 
Frauen je für sich angibt, und da ferner die einzelnen Ver- 
brechenskategorien ihrem Inhalte nach nicht vollständig ein- 
ander in den beiden Tabellen decken. Die auffallende - Ab- 
weichung zwischen der schwedischen und der deutschen 
Tabelle, die darin besteht, daß das Frequenzmaxımum für 
mehrere der schwersten Verbrechensarten, wie Sittlichkeitsver- 
brechen, Brandstiftung und qualifizierter Diebstahl, in der 
schwedischen Tabelle auf die niedrigste Altersgruppe, 15 bis 
18 Jahre, fällt, in der deutschen dagegen auf die Gruppe 18 
bis 21 Jahre, läßt sich indessen wahrscheinlich aus der Ver- 
schiedenheit in der Aufstellung der Tabellen erklären, indem 
die niedrigste deutsche Gruppe 6 Jahresklassen, 12 bis 18 
Jahre, umfaßt, von denen die Gruppe 12 bis 15 Jahre ver- 
mutlich eine ziemlich geringe Kriminalität aufweist, während 
die schwedische Gruppe nur die 3 Jahresklassen, 15 bis 18 
Jahre, umfaßt. 

Aus dem frühen Auftreten der Kriminalität kann man 
betreffs der ursächlichen Momente folgende alternativen Schlüsse 
ziehen: entweder sind die inneren individuellen Ursachen (eine 
abnorme psychische Konstitution) außerordentlich stark, oder 
auch liegt ein durch vernachlässigte Erziehung, sowie körper- 
liche und geistige Verwahrlosung überhaupt entstandener Zu- 
stand sittlicher Verwilderung, trotz ursprünglich normaler psy- 
chischer Anlagen, vor, oder aber es sind sowohl innere als 
äußere ursächliche Momente vorhanden, die je für sich viel- 
leicht nicht sehr stark sind, durch ihre Summierung aber ein 
früh hervortretendes kriminelles Resultat zustande bringen. Ob 
nun der eine oder der andere dieser Schlüsse im einzelnen 
Falle zutrifft, die praktische Folge bleibt dieselbe: wir müssen 
. unbedingt betreffs dieser jungen Individuen, die ja große Ge- 
fahr laufen, für immer unterzugehen, die schablonenmäßige 
Behandlung zu vermeiden versuchen, in der vielleicht der 
größte Fehler des herrschenden Strafrechtssystems liegt. Um 
dies tun zu können, ist es notwendig, die Individuen zu kennen, 
auf die man einzuwirken versuchen will, und dies setzt eine 
sachkundige Untersuchung voraus. 


u, GI zu 


Ich habe oben auf die Wichtigkeit hingewiesen, daß die 
rückfälligen Verbrecher einer solchen Untersuchung unterzogen 
werden. Daß eine derartige Untersuchung der jugendliahen 
Verbrecher möglichst bald zustande kommt, erachte ich gleich- 
falls für äußerst notwendig. Denn es ist ja die Behandlung 
der jugendlichen und der rückfälligen Verbrecher, in der der 
Kriminalpolitik ihre bedeutsamsten Aufgaben vorliegen, darüber 
dürften kaum zwiespältige Ansichten bestehen. 


Was die obere Altersgrenze für diese Gruppe betrifft, 8o 
dürfte es aus praktischen Gründen am zweckmäßigsten sein, 
bis auf weiteres diese auf den Zeitpunkt des Eintritts der 
vollen Strafmündigkeit, also auf das zurückgelegte 18. Lebens- 
jabr, zu verlegen. Hiermit soll natürlich keineswegs gesagt 
sein, daB es nicht notwendig und wünschenswert wäre, dieselbe 
Sorgfalt auch bei der strafrechtlichen Behandlung der jugend- 
lichen Verbrecher, die die genannte Altersgrenze überschritten 
haben, zu beobachten. Vielmehr ist hierbei ausschließlich maß- 
gebend die Rücksicht teils auf die zurzeit geltende Gesetz- 
gebung, die eine qualitativ verschiedene strafrechtliche Be- 
handlung von Verbrechern im Alter von 15 bis 17 Jahren 
(unter gewissen Bedingungen) zuläßt, teils auf die Anzahl In- 
dividuen, auf die eine solche Untersuchung sich erstrecken 
würde. Nach der Statistik betrug nämlich die Anzahl Ver- 
urteilter in dem Alter 15 bis 17 Jahre während der 15 jährigen 
Periode 1891 bis 1904 nur 14,6 Prozent der Gesamtzahl Ver- 
urteilter. Würde nun beispielsweise auch die nächste Alters- 
gruppe, 18 bis 20 Jahre, mitgenommen werden, so würde diese 
Ziffer auf 43,17 Proz. anwachsen. Die für die Untersuchung 
erforderliche Arbeit würde sich demnach verdreifachen. 


Damit eine Untersuchung von Verbrechern in dem Alter 
15 bis 17 Jahren den größtmöglichen Nutzen mit sich bringe, 
ist die Aufhebung der jetzt geltenden Bestimmungen notwendig, 
wonach die Anwendbarkeit des Zwangserziehungsgesetzes auf 
solche jugendlichen Verbrecher beschränkt ist, die zu Geld- 
strafen oder zu Gefängnisstrafe von höchstens sechs Monaten 
verurteilt sind. Der Direktor der Zwangserziehungsanstalt zu 
Bona, K. Blomgvist, hat in einer neulich erschienenen 
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Schrift *) sich ebendahin ausgesprochen. Er betont, daß bereits 
bei der Prüfung des Entwurfs zu einem Gesetz betreffend 
Zwangserziehung, die seitens des Reichsgerichts („Högste Dom- 
stolen“) vorgenommen wurde, diese Aufhebung als wünschens- 
wert bezeichnet wurde. Für mein Teil bin ich der Auffassung, 
daß von psychologischem Gesichtspunkt aus keine Gründe vor- 
liegen, den jugendlichen Verüber irgendwelchen Verbrechens 
der Möglichkeit einer erziehenden Behandlung zu berauben, 
did von kurativem Gesichtspunkt aus größere Aussichten bietet 
und folglich auch von dem Gesichtspunkt des Schutzes der Ge- 
sellschaft aus weit größere Garantien gewähren kann, als die 
Internierung in einer Strafanstalt auf bestimmte Zeit, ‘sofern 
jene nämlich mit fortgesetzten Sicherheitsmaßregeln gegenüber 
denjenigen kombiniert wird, die die Behandlung nicht sozial 
anwendbar und ungefährlich hat machen können. 

Ausgehend vom Alter des Delinquenten beim erstmaligen 
Verbrechen muß man noch eine zweite Gruppe berück- 
sichtigen, nämlich die im Senium stehenden, bis dahin un- 
bescholtenen Verbrecher. Im Gegensatz zu den Verhältnissen 
bezüglich der jugendlichen Verbrecher sind es hier nicht 
allgemeine kriminalpolitische Zwecke, die eine obligato- 
rische Untersuchung wünschenswert machen. Die Zahl der 
dem Senium oder Präsenium angehörenden erstmaligen Ver- 
brecher ist ziemlich klein, und ihre Bedeutung für die Gesamt- 
krıminalität eines Landes ist nicht groß. Hier sollte die Unter- 
suchung vor allem bezwecken, daß alternde, psychisch gestörte 
Personen vor dem Makel einer Verurteilung und Bestrafung 
geschützt werden. Bezüglich der Altersgrenze, oberhalb deren 
die Untersuchung obligatorisch sein sollte, kann es natürlich 
verschiedene Meinungen geben. Da ich das sechzigste Lebens- 
jahr als untere Grenze für diese Kategorie hier vorschlage, 
stütze ich mich auf die Erfahrung, daß senile Geistesstörungen 
in der Regel erst nach diesem Lebensjahre sich entwickeln. 

Die Umstände, die in der obigen Darstellung der Ent- 
scheidung darüber zugrunde gelegt worden sind, in welchen 
Fällen eine sachverständige Untersuchung eines wegen Ver- 





*) Anordningar för ungdomsskydd (Maßnahmen für den Jugend- 
schutz), S. 50 (= Nr. 3 der Schriftenreihe „Brott och straff“). 
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brechens Angeklagten stets stattzufinden hat, nämlich die Art 
des Verbrechens, ,Rückfälligkeit, soziale Inkapa- 
zität und Minderjährigkeit, sind sämtlich objektiver 
Natur. Es dürfte demnach auf keine Schwierigkeiten stoßen, 
in den Gesetzen und Verordnungen, die die Untersuchung der 
wegen Verbrechens Angeklagten regeln, die besonderen Um- 
stände obenerwähnter Art, die eine Untersuchung des Ange- 
klagten bedingen würden, anzugeben und so die Unter- 
suchungsfrage der Entscheidung des Gerichts- 
hofes zu entziehen. 


Es beiben noch zwei Gruppen von Fällen übrig, wo eine 
Untersuchung des Geisteszustandes des Angeklagten stets vor- 
zunehmen ist, nämlich teils die Fälle, wo die psychologischen 
Voraussetzungen der verbrecherischen Handlung entschieden 
dem durch den früheren Lebenswandel des Angeklagten be- 
wiesenen Charakter des Angeklagten widersprechen, teils die 
Fälle, wo Motive für die verbrecherische Handlung entweder 
fehlen, oder wo sie von offenbar pathologischer Beschaffen- 
heit sind. 

Wenn jemand, der sich während seines ganzen früheren 
Lebens als ein ehrlicher und den Gesetzen gegenüber ge- 
horsamer Mitbürger erwiesen hat, verbrecherische Handlungen 
zu begehen beginnt, ohne daß in seinen äußeren Verhältnissen 
Veränderungen der Art eingetreten sind, daß man ihnen einen 
bestimmenden EinfiuB in bezug auf verbrecherische Hand- 
lungen zuschreiben kann (z. B. ökonomische Schwierigkeiten), so 
muß die Ursache in einer durch einen Krankheitsprozeß her- 
vorgerufenen Veränderung seiner Persönlichkeit gesucht werden. 
Als Beispiel einer derartigen krankhaften Charakter- 
veränderung in krimineller Richtung will ich kurz folgenden 
Fall nach Lombroso*) wiedergeben. 

Ein Mann namens Taella, der bis zu seinem 30. Jahre 
Offizier gewesen war und sich als ein vortrefflicher Mensch 
bekannt gemacht hatte, begann, nachdem er seinen Abschied 
genommen hatte, sich zuerst in bedenkliche Getreidespeku- 
lationen einzulassen und danach die Namen seiner reichen 


*, Lombroso: Neue Verbrecher-Studien, 1907, S. 120. 
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Freunde auf Wechseln zu fälschen, die nach dem Tode dieser 
den Erben zur Einlösung präsentiert werden sollten. Schließ- 
lich beschloß er, einen von ihnen zu ermorden. Zu diesem 
Zwecke lud er einen seiner reichsten Freunde zu sich ein und 
ließ ihn in eine zuvor hergerichtete Fallgrube stürzen, in der 
er umkam. Darauf verbreitete er das Gerücht, der Freund sei 
aus dem Lande geflohen. Das Vorhandensein eines Wechsels 
auf mehr als 70000 Lire, ausgestellt auf die Erben des Ver- 
storbenen, erweckte Verdacht und führte zur Entdeckung des 
Verbrechens. Als Taella verhaftet worden war, versuchte er 
zunächst, sein Alibi nachzuweisen und leugnete alles, als er 
dann aber schließlich sah, daß er verurteilt werden würde, be- 
ging er Selbstmord. Von nervösen Symptomen hatte er nur 
eine starke Überempfindlichkeit gegen Licht sowie Alkohol- 
intoleranz aufgewiesen. Bei der Sektion fand man eine be- 
deutende Pachymeningitis sowie ein in die Scheitelwindungen 
eindringendes, ausgebreitetes Osteom. 

Fälle ähnlicher Art dürften unschwer in großer Anzahl 
aufzufinden sein. Da eine eintretende Persönlichkeitsverände- 
rung ein direkter Ausdruck für psychische Störungen ist, so 
ist es wohl überflüssig, noch eingehender zu motivieren, wes- 
halb eine Untersuchung in derartigen Fällen vorgenommen 
werden muß. 

Beispiele pathologisch motivierter verbrecherischer 
Handlungen sind bereits oben angeführt worden (Fälle I und II). 
Ein anderes Beispiel bietet ein Fall, der vor einiger Zeit Gegen- 
stand recht lebbafter Aufmerksamkeit in der Stockholmer Presse 
war. Es handelte sich um einen 36jährigen Knecht, der 
seinem früheren Herrn, einem Gärtnermeister, Maiglöckchen 
gestohlen hatte, und der bei der Untersuchung als Motiv für 
seine Handlung angegeben haben soll, daß „der Herr schlimm 
gegen die Tiere gewesen“ sei. Bei einer nach Fällung des 
Urteils angestellten ärztlichen Untersuchung stellte es sich heraus, 
‚daß es sich um ein offenbar imbezilles Individuum handelte. 

In eigentlichem Sinne motivloses Handeln kommt in seiner 
reinsten Form bei impulsiven Handlungen vor, die ja bei ver- 
schiedenen Formen von Geisteskrankheit ziemlich gewöhnlich 
sind. Scheinbar motivloses Handeln ist bei Dämmerzuständen 
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beobachtet worden. Eine während eines solchen Zustandes 
begangene Handlung kann nämlich auf Grund eines bewußten 
Motivs ausgeführt worden sein, für das die betreffende Person 
nachher amnestisch ist, ohne gleichzeitig für die Handlung 
selbst amnestisch zu sein. Eine interessante Übergangsform 
zwischen dem motivlosen und dem motivierten Handeln hat 
H. Groß*) unter der Benennung „reflektoide* Handlung be- 
schrieben. Groß führt als Beispiel hierfür folgenden Fall an: 
Ein tüchtiger und rechtschaffener junger Mann war jahrelang 
von seinem brutalen Stiefvater mißhandelt worden. Er hatte 
das Leben zuhause geduldig ausgehalten, während der Zeit 
aber einen kräftigen Haß gegen seinen Stiefvater gefaßt. Eines 
Tages stand dieser über seinen heißen Backofen gebeugt, so 
- daß es nur eines Stoßes bedurfte, um ihn in den Ofen stürzen 
zu lassen. Der Sohn ging zufälligerweise vorüber, erblickte 
den Stiefvater und versetzte ihm, ohne weiter zu überlegen, 
einen Stoß. Groß betont die Verwandtschaft des reflektoiden 
Handelns mit dem Reflex (daher der Name!). Indessen scheint 
sie mir eher zu den automatischen Handlungen zu gehören, die 
von Ziehen**) definiert werden als „motorische Reaktionen, 
welche nicht wie die Reflexe unveränderlich auf einen be- 
stimmten Reiz erfolgen, sondern in ihrem Ablaufe durch neue 
interkurrierende Reize modifiziert werden“. Ein sehr inter- 
essanter Umstand bei dem von Groß mitgeteilten Falle ist 
der, daß der Automatismus hier nicht, wie das sonst gewöhn- 
lich der Fall ist, aus bewußten, freiwilligen Handlungen her- 
vorgegangen ist, sondern daß das durch einen starken Affekt 
(Haß gegen den Stiefvater) beeinflußte Phantasieleben des 
Verbrechers die motorisch verwirklichte Übung gleichsam er- 
setzt hat. 


Sowohl das motivlose als das pathologisch motivierte 
Handeln sind natürlich Ausdrücke für psychische Störungen. 
Es folgt hieraus, daß. wenn im Laufe der Untersuchung der- 





*) H. Groß: Zur Frage des reflektoiden Handelns. Archiv für 
Xriminalanthropol., Bd. 7. 


+*+) Ziehen: Leitfaden der physiologischen Psychologie, 4. Aufl., 
B. 10. 
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artige Erscheinungen bei dem Angeklagten nachgewiesen werden, 
eine Untersuchung seines Geisteszustandes gleichfalls vorgenom- 
men werden muß. 


Im Gegensatz zu den zuvor behandelten Anlässen zu einer 
Untersuchung sind die beiden letztangeführten nicht von der 
objektiven Natur, daß jeder beliebige entscheiden kann, ob 
sie vorliegen. Da jetzt nicht daran gedacht werden kann, daß der 
Gefängnisarzt von allen Untersuchungen betreffs wegen Ver- 
brechens Angeklagter Kenntnis nähme, um festzustellen, ob 
einer dieser Anlässe zur gerichtspsychiatrischen Untersuchung 
vorliegt, so muß es wie jetzt Sache des Betreffenden (des 
Staatsanwalts oder des Verteidigers) bleiben, die Aufmerksam- 
keit auf das Vorkommen eines solchen Anlasses zu lenken, falls 
er nicht von dem Gerichtshof selbst beobachtet werden sollte. 
Sollte nun nach einem derartigen Hinweis der Gerichtshof der 
Auffassung sein, daß kein Anlaß zu einer Untersuchung vor- 
liegt, so darf ihm doch nicht in diesem Punkte die Entschei- 
dung zustehen, da er,. wie oben betont wurde, der hierzu 
nötigen Kompetenz ermangelt, sondern es ist in solchem Falle 
das Urteil des Gefängnisarztes einzuholen. Da dieses sich nur 
auf die Frage bezieht, ob begründeter Anlaß vorliegt, psy- 
chische Abnormität bei dem Angeklagten zu vermuten, sọ 
dürfte eine ganz kurze, präliminare Untersuchung genügen 
und die gerichtliche Behandlung der Sache keine nennenswerte 
Verzögerung erfahren. 


Nachdem ich so die theoretischen Grundsätze dargelegt 
habe, nach denen meines Erachtens unter den wegen Ver- 
brechens Angeklagten eine Auswahl zur gerichtspsychiatrischen 
Untersuchung zu geschehen hat, wende ich mich der Frage 
zu: Welche praktischen Schlüsse können aus diesen theoreti- 
schen Prämissen gezogen werden? Die Frage kann man nicht 
beantworten, ohne auch auf die ungefähre Anzahl Untersuch- 
ungen pro Jahr Rücksicht zu nehmen, die notwendig sein 
würde, je nachdem man sich die praktische Anwendung auf die 
eine oder andere Weise denkt. 


Um eine statistische Grundlage für die Betrachtung zu 
erhalten, habe ich folgende Tabelle zusammengestellt. 
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Tabelle 13. 


Übersicht über die während 1905 wegen Verbrechen oder 
Vergehen Angeklagten. 








| Anzahl Anzahl 
Kap. Verbrechen Ange- Vergehen Ange- 
klagter klagter 

14 re S51, 2, 18, 

.ı 18 | 

14 | Totschlag 83. . 19 | 

14 Kindesmord usw. | 
8§ 22, 23, 24,25 : 37*) 


15 | Notzucht . .....18 


eier Absatz : 





13 | Meineid . . = 18 ss 3 PE 4&4.. FE a EFT 13 
16 ' Falsche Anschul- | X 1, Absatz 3; § 3, 
| 2 Beleidi- | 
I gug...’ 12 88 4,5, 7— —9,11 | 755 
18 | Sittlichkeitever- 55, 4, 5, 13 und 
| brechen §§ ibs ° | 14...... 254 
3, 6—8, 10 . ., 50 | 
19 Brandstiftung | $5, Absatz 2; Sin | 
' 831, 2, 3 und Absatz 2 ‚$1 
Versuch derselb. 42 Absatz 2; § 1 
Absatz 2: 8 15 | 
| Absatz 2: 817, | 
19 ; Buchbeachädignng 24 letzter Absatz; 78 
21 er 10 88 19, 20, 21. . | 261 
25 | Verbrechen von | Verbrechen im 
Beamten . . .| 13 Amt oder Dienst 48 
Summe: 261 | Summe: | 1409 
Summe 1670 


*) Da in dem offiziellen Bericht über das Rechtswesen die wegen 

Kindesmord und die wegen Fruchtabtreibung Angeklagten unter einer 
gemeinsamen Rubrik aufgeführt werden, so habe ich mich damit be- 
gnügen müssen, die Ziffer für die wegen Kindesmord während des 
Jahres 1905 in Gefängnisanstalten Aufgenommenen anzugeben. 
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In vorstehender Tabelle sind die Angaben über die An- 
. zahl Personen zusammengestellt worden, die wegen Verbrechen 
verurteilt worden sind, welche den obigen Darlegungen gemäß 
oft in kausalem Zusammenhang mit psychischen Störungen bei 
dem Verbrecher stehen. 

Angaben über die Anzahl wegen Verbrechen angeklagter 
Rezidivisten sowie jugendlicher Verbrecher im Alter von 15 
bis 18 Jahren bietet die offizielle Statistik nicht. Ich muß 
daher bezüglich der ersteren Kategorie mich mit der Angabe 
über die Anzahl Verurteilter begnügen, die für das Jahr 
1905 788 beträgt, sowie betreffs der letzteren mit der Angabe 
über die Anzahl während desselben Jahres wegen Verbrechen 
Verurteilter 235. Erstere Zahl dürfte wohl nur unbedeu- 
tend der Zahl der Angeklagten nachsteben. Die letztere da- 
gegen muß bedeutend niedriger sein als die Anzahl Angeklagter, 
da sie nicht einmal alle wegen Verbrechen und Vergehen Ver- 
urteilten angibt. 

Die Zahl der erstmaligen Verbrecher des Greisenalters 
kann ich leider nicht angeben; jedenfalls muß sie so gering 
sein, daß sie die Schlußsumme der zu Untersuchenden nur un- 
bedeutend vergrößert. 

Betreffs der Vagabunden wird in dem Bericht für 1905 an- 
gegeben, daß 2482 Personen während des Jahres wegen be- 
schäftigungslosen Umhertreibens verhaftet, sowie daß 1104 
Personen während derselben Zeit zu Zwangsarbeit verurteilt 
worden sind. Von letzteren waren 455 bereits vorher zu 
Zuchthausstrafe verurteilt gewesen, so daß also nur 649 keine 
solche Strafe zuvor abgebüßt hatten. 

Bei Prüfung der Tabelle 13 finden wir, daß die Anzahl 
wegen Meineids Angeklagter 31 beträgt, davon 13 wegen 
Vergehens gegen Kap. 13, 83 3 und 4 angeklagt. Die Varietäten 
von Meineidsverbrechen, auf die sich die letztgenannten Para- 
graphen beziehen (falsche Zeugenaussage, die von dem Betreffen- 
denaus eigenem Antriebzurückgenommen wird, Verschweigen aus 
Unbedachtsamkeit), sind indessen nicht von solcher Beschaffen- 
heit, daß sie an und für sich Anlaß zu einem Verdacht ab- 
normen Geisteszustandes des Angeklagten geben. Da ferner 
sowohl das Verbrechen als die darauffolgende Bestrafung ver- 
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hältnismäßig leichter Art sind, so scheint es mir zweckmäßig, dic 
obligatorische Untersuchung auf solche Fälle zu beschränken, 
wo der Angeklagte sich gegen Kap. 13, $$ 1 und 2 vergangen 
hat. Bei dieser Beschränkung hätte während des Jahres 1905 
die Anzahl der Untersuchungsfälle sich auf 18 belaufen. 

Die wegen Mordes und Mordversuohs Angeklagten 
sind sämtlich zu untersuchen. Ihre Anzahl betrug im selben 
Jahre gleichfalls 18. Das gleiche gilt für die wegen Tot- 
schlags Angeklagten, deren Anzahl 19 betrug. 

Was oben bezüglich des Kindesmords (Kap. 14, $ 22) 
angeführt worden ist, gilt für sämtliche psychologisch gleich- 
artigen Verbrechen, also auch für Verbrechen gegen Kap. 14 
$ 23 (Versuch des Kindesmords), $ 24 (Tod des Kindes ver- 
ursacht durch den hilflosen Zustand, in den die Mutter sich 
versetzt hat), sowie $ 25 (Kindesweglegung). Infolge der Be- 
schaffenheit der offiziellen Statistik kann ich nicht die Anzahl 
der wegen dieser Verbrechen Angeklagten angeben, sondern 
nur die wahrscheinlich etwas geringere Anzahl wegen Kindes- 
mords Verurteilter, 37. 

Die Zahl der wegen Notzucht Angeklagten betrug 18. 
Sie sind natürlich sämtlich zu untersuchen. 

Die Zahl der wegen falscher Anschuldigung und 
anderer Beleidigung Angeklagten betrug 767, davon nur 
12 wegen Verbrechen angeklagt. Da ein großer Teil der in 
Kap. 16 vorgesehenen Verbrechen von ziemlich unbedeutender 
Beschaffenheit ist, und die Mehrzahl der Angeklagten sich der- 
artiger mehr bagatellartiger Vergehen schuldig gemacht hat, so 
will ich gegenwärtig nur vorschlagen, daß alle die wegen Ver- 
brechen gegen Kap. 16 Angeklagten untersucht werden, 
obwohl ein Vergehen gegen dieses Kapitel, wie Verunglimpfung, 
beleidigende Äußerung und dergl. oftmals den Verdacht auf 
psychische Abnormität bei dem Angeklagten rechtfertigen kann. 
In solchem Falle müssen die näheren Umstände entscheiden, 
ob eine Untersuchung anzustellen ist. 

Betreffs der in Kap. 18 behandelten Sittlichkeitsver- 
brechen dürfte es zweckmäßig sein, vom psychologischen 
Gesichtspunkt aus gewisse Fälle auszuscheiden. So liegt kein 
besonderer Anlaß vor, die Personen zu untersuchen, die wegen 

7* 
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Verbrechens gegen die mehr konventionellen $$ 4 (Unzucht 
zwischen einem Geschwister und dem Abkömmling des anderen), 
5 (Unzucht zwischen Verschwägerten) und 9 (außerehelicher 
Beischlaf) angeklagt worden sind, und ebensowenig die wegen 
Verbrechens gegen §§ 11 bis 16 Angeklagten (Verbrechen aus 
wirtschaftlichen Motiven, wie Kuppelei, Verbreitung unsitt- 
licher Schriften, Halten von Spielhäusern, sowie Trunkenheits- 
vergehen und Tierquälerei). Die obligatorische Untersuchung 
könnte demnach meines Erachtens auf die Fälle beschränkt 
werden, wo die Anklage wegen Verbrechens gegen Kap. 18, 
SS 1, 2, 3, 6, 7, 8 und 10 stattgefunden hat. Die Anzahl wegen 
derartiger Verbrechen Angeklagter betrug 50. 

Bezüglich der wegen Verbrechens gegen Kap. 19, Brand- 
stiftung und andere Sachbeschädigung, Angeklagter 
ist gleichfalls eine Auslese vorzunehmen, so z. B. braucht für 
diejenigen, deren Verbrechen ein wirtschaftliches Motiv 
voraussetzt, oder wo es sich nur um ein fahrlässiges Verschulden 
handelt (§§ 4, 8, 19, 21), eine obligatorische Untersuchung 
nicht vorgeschrieben zu werden. Da in der offiziellen Statistik 
eine Teilung des Materials nach diesen Gesichtspunkten nicht 
stattgefunden hat, kann ich nicht die Anzahl derjenigen an- 
geben, die, bei der oben vorgesehenen Beschränkung, wäh- 
rend des Jahres 1905 zu untersuchen gewesen wären. Die 
Gesamtzahl der wegen Verbrechens gegen Kap. 19 Angeklagten 
betrug 405. 

Wegen Raubes wurden 10 Personen angeklagt. In An- 
betracht der schweren Beschaffenheit dieses Verbrechens meine 
ich, daß die deswegen Angeklagten untersucht werden sollten, 
zumal da ihre Anzahl so unbedeutend ist, daß eine nennens- 
werte Vermehrung der Arbeit der Gefängnisärzte dadurch nicht 
entsteht. 

Was schließlich die Verbrechen im Amte oder 
Dienste betrifft, so scheinen mir diese Verbrechen von so 
geringer kriminalistischer Bedeutung, daß ich, trotz ihrer in 
Tabelle 6 ersichtlichen Frequenz unter Geisteskranken, von der 
Forderung einer obligatorischen Untersuchung wegen dieser 
Verbrechen angeklagter Personen Abstand nehme. 

Die Anzahl Fälle, in denen während des Jahres 1905 
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obligatorische Untersuchung hätte vorgenommen werden müssen, 
wenn die oben angegebenen Prinzipien zur Anwendung ge- 
kommen wären, ist folgende: 


Meineid. . . . . .. 18 
Mord und Mordversuch. . 18 
Totschlag... .. . ... 19 
Kindesmord und ähnliche 
Verbrechen. . . . .. 37 (Ziffer etwas zu niedrig!) 
Notzucht . . .. ... 18 
Falsche Anschuldigung und 
andere Beleidigung . . 12 
Sittlichkeitsverbrechen . 50 
Brandstiftung und andere 
Sachbeschädigung.. . . 405 (Ziffer sicherlich zu hoch!) 
Raub. . 2.2.22 22. 10 
Summe 587. 


Da die Zahl 405 die sicherlich nicht unbedeutende Anzahl 
Verbrechen gegen Kap. 19 aus wirtschaftlichen Motiven in sich 
schließt, während die Zahl 37 (wegen Kindesmordes in Straf- 
anstalten Aufgenommene) nur unbeträchtlich geringer ist als 
die Anzahl wegen desselben Verbrechens Angeklagter, so ist 
die Summe 587 wahrscheinlich nicht unbeträchtlich zu hoch. 
Um wieviel kann ich leider aus den oben angegebenen Gründen 
nicht angeben. | 


Die nächste Gruppe Angeklagter, für deren obligatorische 
Untersuchung meines Erachtens sehr gewichtige Gründe sprechen, » 
sind die Rezidivisten. Gewisser Mängel der offiziellen 
Kriminalstatistik wegen kann ich, wie oben erwähnt, nicht die 
tatsächliche Anzahl Angeklagter, sondern nur die Anzahl wegen 
schwerer Verbrechen Verurteilter angeben, welch letztere 788 
beträgt. Die Anzahl Angeklagter dieser Kategorie ist sicher- 
lich etwas, wenn auch nicht beträchtlich höher. Obwohl die 
Ziffer nicht ganz unbedeutend ist, muß ich doch die entschiedene 
Forderung erheben, daß alle zu dieser Kategorie gehörigen 
Individuen untersucht werden. Für diese Forderung sprechen 
meines Erachtens nicht nur rein gerichtspsychiatrische, sondern 
auch allgemein kriminalpolitische Gründe. Es muß nämlich 
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eine Angelegenheit von allergrößter Wichtigkeit für das Ge- 
meinwesen sein, genau die Individuen kennen zu lernen, die 
die permanente und bisher unausrottbare Ursache von Stö- 
rungen der Rechtssicherheit anderer bilden, nämlich die Rezi- 
divisten, zumal da Erfahrungen im Auslande gezeigt haben, 
daß die moderne Kriminalität eine gewisse Tendenz besitzt, 
sich auf eine gewisse Gruppe von Individuen zu beschränken, 
nämlich die gewohnheits- und gewerbsmäßigen Verbrecher, 
die, soweit der Arm der Gerechtigkeit sie erreicht, auch die 
Rezidivisten ausmachen. Ob dieselbe Tendenz in Schweden 
herrscht, kann ich nicht angeben, da wir hier keine Rückfall- 
statistik besitzen, die diesen Namen verdiente.*) Damit eine 
Rückfallstatistik wissenschaftlichen Wert besitzen soll, muß 
nämlich, wie Köbner**) nachgewiesen hat, die Anzahl Rück- 
fälliger nicht, wie es jetzt geschieht, mit der Anzahl während 
desselben Jahres zum erstenmal Verurteilter, sondern mit der 
Anzahl Rückfallfähiger verglichen werden, d. h. der An- 
zahl Personen, die in demselben Jahre verurteilt worden sind, 
in welchem die Rückfälligen erstmalig verurteilt wurden, so- 
weit sie deliktfähig sind, also unter Abzug der Verstorbenen, 
der noch in Strafanstalten Befindlichen, der Geisteskranken 
und der Ausgewanderten. Köbner hat auch nachgewiesen, 
daß der wissenschaftliche Fehler in der üblichen Rückfall- 
statistik eine kolossale Fälschung des wirklichen Ver- 
hältnisses in dem Sinne mit sich bringt, daß er die 
-Rückfallstendenz in einem allzu günstigen Lichte 
erscheinen läßt. Dies ist experimentell von Garçon ge- 
zeigt worden, der eine Rückfallstatisttik nach Köbner's 
Methode aufgestellt und dabei gefunden hat, daß 80-85 % der 
wegen Diebstahls, Betrugs, Vagabundierens usw. Verurteilten 
rückfällig geworden sind. — In Anbetracht all dessen dürfte 
die große Arbeit, die eine Untersuchung der 'Rückfälligen in 
der von mir angegebenen Weise erfordern würde, kaum als 





*) Zur Stütze dieser Ansicht will ich beiläufig erwähnen, daß ich 
die gleiche Auffassung von autoritativer kriminalstatistischer Seite habe 
aussprechen hören. 

**) Köbner: Zeitschr. f.d. ges. Strafrechtswissenschaft, XIII, S. 615. 
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zn groB im Verhältnis zu ihrem künftigen Resultat anzusehen 
sein, nämlich einer effektiven Verhütung wiederholter Rezidive 
durch die endgültige Unschädlichmachung vieler Rückfälligen 
zu rechter Zeit. 

Bezüglich der jugendlichen Verbrecher im Alter 15 
bis 18 Jahre wird, wie oben angegeben, in der offiziellen 
Statistik weder die Gesamtzahl wegen Verbrechen Angeklagter, 
noch die Anzahl wegen Verbrechen und Vergehen Ver- 
urteilter angegeben, sondern nur die Anzahl wegen Ver- 
brechen Verurteilter, welche 235 betrug. Infolgedessen ist 
es unmöglich, auch nur annähernd die Gesamtzahl angeklagter 
jugendlicher Personen zu schätzen. Da diese Zahl vermutlich 
ziemlich groß ist, wage ich nicht ohne Kenntnis ihrer Größe 
gegenwärtig auf eine obligatorische Untersuchung aller zu 
dringen, obgleich eine derartige Untersuchung meines Erachtens 
von der größten Wichtigkeit wäre. Ich muß mich daher 
zur Zeit beschränken auf die Forderung teils einer 
obligatorischen Untersuchung aller wegen Ver- 
brechen Angeklagten, teils einer Abänderung 
der Kriminalstatistik in der Weise, daß eine ge- 
naue Kenntnis der Anzahl Angeklagter sowohl in 
der Altersperiode 15—18 Jahre als in den übrigen 
ermöglicht wird. 

Betreffs der Vagabunden findet sich in dem Bericht der 
Gefängnisverwaltung für 1905 die Angabe, daß die Anzahl wegen 
Vagabundierens Verhafteter 2482 betrug. Infolge der großen 
Zahl der Verhafteten dürfte es aus Opportunitätsgründen bis 
auf weiteres zweckmäßig sein, die obligatorische Untersuchung 
auf diejenigen zu beschränken, bei denen die Voraussetzungen 
für eine Verurteilung vorhanden sind. Die Anzahl dieser be- 
trug im Jahre 1905 1104, von denen 455 bereits vorher zu 
Zuchthausstrafe verurteilt gewesen waren. Wieviele von diesen 
mehr als einmal vorbestraft gewesen sind, geht aus den An- 
gaben nicht hervor. Nimmt man an, daß ihre Anzahl 50% 
sämtlicher zu Zwangsarbeit Verurteilter beträgt — eine An- 
nahme, die zwar willkürlich, aber sicherlich nicht übertrieben 
ist —, so würde die Anzahl Personen dieser Kategorie, die 
während des Jahres 1905 hätten untersucht werden müssen, 
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649 + 228 = 877 betragen haben, da die mehr als einmal 
Bestraften zur Kategorie der Rückfälligen gehören und als 
solche bereits in eine andere Kategorie der zu untersuchenden 
aufgenommen worden sind. 

Die Gesamtzahl Personen, die, falls die oben dargelegten 
Prinzipien zur Anwendung gekommen wären, im Jahre 1905. 
zu untersuchen gewesen wären, würde also approximativ be- 
= rechnet 587 + 788 + 235 + 877 = 2487*) betragen. 

Diese Zahl möchte auf den ersten Blick hin vielleicht 
überwältigend groß erscheinen. Ich will daher kurz daran er- 
innern, was eine Untersuchung dieser 2487 Personen — wie 
ich mir dieselbe gedacht habe — für die Gefängnisärzte an 
Arbeit bedeutet. Es ist dies der Hauptsache nach folgendes: 


1. Ergänzung der anamnestischen Daten. 

2. Bewerkstelligung der direkten Untersuchung des An- 
geklagten. 

Da die Anzahl Gefängnisärzte gegenwärtig 46 beträgt, so- 
würden also im Durchschnitt auf jeden derselben ungefähr 53 
derartige Untersuchungen im Jahre kommen. 

3. Abfassung eines motivierten Gutachtens über die Ange- 
klagten, die auf Grund der Untersuchung als „vermindert zu- 
rechnungsfähig“ oder als „unzurechnungsfähig“ befunden worden 
sind. — Einigermaßen exakt die Anzahl derselben anzugeben, 
ist natürlich unmöglich. Nehmen wir an, daß sie eine so hohe 
Ziffer wie 10% von sämtlichen Untersuchten betrüge, so würden 
durchschnittlich auf jeden der 47 Gefängnisärzte 5,3 Gutachten 
jährlich entfallen. 

4. Abfassung einer kurzen Charakteristik derjenigen, dienicht 
als „vermindert zurechnungsfähig“ oder „unzurechnungsfähig“ be- 
funden worden sind. Diese Charakteristik hätte hauptsächlich 
kurze Notizen über dieintellektuelle undmoralische Beschaffenheit 





*) Die Anzahl Fälle, die keiner der oben angegebenen Kategorien 
angehören, und wo die Eigenschaft der verbrecherischen Handlung, Aus- 
druck einer Veränderung der Persönlichkeit des Angeklagten zu sein, 
oder wo deren pathologische Motivierung die einzige Indikation für eine- 
Untersuchung abgibt, kann natürlich nicht berechnet werden, dürfte 
aber so unbedeutend sein, daß sie, praktisch gencmmen, keinen Einfluß. 
auf die obige Berechnung ausübt. 
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des Angeklagten zu enthalten, und ferner die Angabe der 
Kategorie, zu welcher der Verbrecher gehört, sowie der Art 
und des Grades seiner Gemeingefährlichkeit. Sie wäre dem 
Richter zuzustellen, damit sie ihm zum Anhalt bei der 
Schöpfung des Urteils dient. *) 

Die Arbeit, die eine auf diese kurz skizzierte Weise aus- 
geführte Untersuchung von 2500 Personen erfordern würde, 
dürfte, wenn sie einigermaßen gleichmäßig auf die 47 Ge- 
fängnisärzte verteilt würde. keineswegs ihre Kräfte übersteigen. 

Indessen ist die Kriminalität offenbar durchaus nicht so- 
verteilt, daß auf jeden Gefängnisarzt eine gleich große Anzahl 
Untersuchungsfälle kommen würde. Vielmehr kann man vor- 
aussehen, daß dem Arzt an dem Stockholmer Untersuchungs- 
gefängnis eine viel huridertmal größere Anzahl Untersuchungen 
zufallen würden als beispielsweise dem Arzt an dem Staats- 
gefängnis in Kungsbacka. Es ist daher notwendig, eine Be- 
rechnung zu versuchen, wie die Untersuchungsfälle sich auf 
die verschiedenen Gebiete verteilen würden. Um hinreichend 
große Zahlen zu erhalten, dürfte es dabei nötig sein, nur die 
Läne sowie die drei größten Städte des Landes (Stockholm, 
Göteborg und Malmö) zu berücksichtigen. Um die Anzahl 
Untersuchungsfälle für ein jedes dieser Gebiete zu berechnen, 
steht kein anderer Weg zur Verfügung, als die oben ange- 
gebene Anzahl Untersuchungsfälle, verteilt auf die Kategorien: 
Verbrechen, Vergeben und Verhaftung wegen Vagabundieren, 
mit der Gesamtzahl wegen der entsprechenden Verbrechens- 
kategorien Angeklagter zu vergleichen und mit Hilfe der so 
erhaltenen Prozentzahl die Anzahl Untersuchungsfälle innerhalb 
jedes Gebiets zu berechnen. 

Der oben angestellten Berechnung gemäß befanden sich 
unter den Untersuchungsfällen 1271 wegen Verbrechen 
Angeklagte, 339 (Tabelle XII, Kap. 19) wegen Vergehen 
Angeklagte und 877 wegen Vagabundierens Verhaftete. 
Da die Gesamtzahl Fälle dieser Kategorien bezw. 2877, 





*,Die Anfertigung einer Abschrift von Journal und Gutachten bezw. 
Charakteristik behufs Einsendung an das zentrale kriminalistische Büro 
wäre natürlich nicht von dem Gefängnisarzt, sondern von einem subalternen 
Gefängnis- oder Polizeibeamten auszuführen. 
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12021 und 2482 beträgt, so ergibt sich also als Anzahl 
Untersuchungsfälle unter den wegen Verbrechen Ange- 
klagten 44,18%, unter den wegen Vergehen Angeklagten 
2,82% und unter den wegen Vagabundierens Verhafteten 
35,34%. Mit Hilfe dieser Prozentzahlen habe ich aus den 
offiziellen Zahlen die ungefähre Anzahl Untersuchungs- 
fälle berechnet, die auf jeden Bezirk entfallen würden. Die so 
erhaltenenen Zahlen finden sich' in vorstehender Tabelle zu- 
sammengestellt. | 

Wie vorauszusehen war, ist der Unterschied zwischen den 
verschiedenen Bezirken bezüglich der Anzahl Untersuchungs- 
fälle höchst beträchtlich. Das Maximum finden wir für die 
Stadt Stockholm mit 873 Untersuchungsfällen, das Minimum 
für das Län Gotland mit nur 14 Fällen. Es dürfte mit keinen 
größeren Schwierigkeiten verknüpft sein, auf ähnliche Weise 
approximativ die Anzahl Untersuchungsfälle für die Aufnahme- 
bezirke jedes einzelnen Untersuchungsgefängnisses zu berechnen. 
Um nicht unnötigerweise diese Arbeit mit Details zu belasten, 
verzichte ich jedoch darauf, zumal da bei einer künftigen Neu- 
organisation des Gefängnisärztekorps eine vollständige Unter- 
suchung dieser und anderer damit zusammenhängender Fragen 
angestellt werden muß. Aus der summarischen Übersicht, die 
oben geliefert worden, geht indessen hervor, daß die ver- 
schiedenen Untersuchungsgefängnisse höchst wesentlich ver- 
schiedene Ansprüche an ärztliche Kräfte stellen. So ist es klar, 
daß es für einen Arzt unmöglich sein würde, die 873 Unter- 
suchungen zu bewerkstelligen, die der Berechnung gemäß an 
dem Untersuchungsgefängnis der Stadt Stockholm jährlich aus- 
zuführen sein würden. Vielmehr lieB es sich nicht umgehn, 
die ärztlichen Kräfte daselbst beträchtlich zu verstärken, was 
aus ökonomischen und auch anderen Gründen so geschehen 
könnte, daß neben einer oder möglicherweise zwei Gefängnis- 
arztstellen eine dem Bedürfnis angepaßte Anzahl Assistenzarzt- 
stellen eingerichtet würde. Diesen Assistenzärzten käme wie 
in den psychiatrischen Kliniken die Aufgabe zu, Journale 
über die Untersuchungsfälle aufzusetzen, sowie außerdem Ent- 
würfe sowohl zu den Gutachten wie zu den oben erwähnten 
Charakteristiken anzufertigen. Auf diese Weise würden diese 
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Assistenzarztstellen eine vortreffliche Gelegenheit zur praktischen 
Ausbildung der künftigen Gefängnisärzte abgeben, und die 
Untersuchungsgefängnisse würden werden, was sie sein sollten, 
nämlich Kliniken für das Studium der Kriminalität 
und der Verbrecher. 

Auf analoge Weise hätte eine Vermehrung der ärztlichen 
Kräfte an den übrigen Orten stattzufinden, wo es vonnöten 
wäre. Dagegen dürfte in solchen Länen, wo die Anzahl Unter- 
suchungsfälle beispielsweise nicht 100 übersteigt, ein quali- 
fizierter Gefängnisarzt, am Länszellengefängnis angestellt, aus- 
reichen können, vorausgesetzt, daß Verkehrsmittel und andere 
Umstände es erlauben, daß sämtliche Untersuchungsfälle dort 
aufgenommen werden und verbleiben können, bis die Unter- 
suchung abgeschlossen ist. In solchen Länen, wo die Anzahl 
Untersuchungsfälle sehr klein ist, wie z. B. in den Länen 
Gottland (14), Jämtland und Kronoberg (23), Upsala (26), 
könnte das Amt des Gefängnisarztes vielleicht mit einer Arzt- 
stelle an einer am Ort etwa vorhandenen Irrenanstalt verbunden 
werden. Eine derartige Kombination könnte, so scheint mir, mit 
Vorteil in Visby geschehen, wo die Anzahl Untersuchungsfälle 
so unbedeutend sein würde, daß der Arzt an der dortigen Irren- 
anstalt mit ihrer geringen Zahl von Plätzen ganz sicher für beide 
Ämter ausreichen würde. Dadurch, daß man sich, wo es ge- 
schehen kann, am Orte vorhandener kompetenter Ärzte zur 
Besetzung der Gefängnisarztstellen bediente, ließe sich vielleicht 
eine nicht unwesentliche Ersparnis durchführen. In Einzelheiten 
auf die Frage der Neuorganisation des Gefängnisärztekorps 
einzugehn, liegt jedoch außerhalb des Rahmens dieser Arbeit. 
Ich begnüge mich daher mit den obigen kurzen Andeutungen, 
mit denen ich nur habe zeigen wollen, in welcher Richtung 
ich mir dieselbe durchgeführt gedacht habe. 

Im Vorstehenden hat es sich äusschließlich um die Unter- 
suchung solcher wegen Verbrechen Angeklagter gehandelt, die 
auch verhaftet sind. Die wegen Verbrechen Angeklagten. 
aber nicht Verhafteten, die zur Zeit auf Verlangen des Ge- 
richts von anderen ärztlichen Beamten (Provinzial- oder Stadt- 
ärzten) untersucht werden, dürften, wenn Anlaß zu einer Unter- 
suchung vorliegt, ohne Schwierigkeit von dem nächsten Gefängnis- 
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arzt auf besonderen Auftrag hin untersucht werden können. Die 
Anzahl derartiger Fälle wird aller Wahrscheinlichkeit nach 
ganz unbedeutend sein. 

Schließlich muß ich noch mit einigen Worten bei den 
besonderen Voraussetzungen verweilen, die meines Er- 
achtens für die Bekleidung des Amtes als Gefängnisarzt auf- 
gestellt werden müssen. Es ist oben wiederholt betont worden, 
daß eine Erweiterung der Voruntersuchung der Angeklagten 
in der angegebenen Form und Ausdehnung ihren Wirkungen 
nach illusorisch sein würde, wenn nicht die Untersuchung von 
dazu kompetenten Personen bewerkstelligt wird. Hierüber 
dürfte keine Meinungsverschiedenheit herrschen können. Folg- 
lich ist eine der notwendigen’ Voraussetzungen für die von mir 
geforderte Änderung des Untersuchungsverfahrens ein zu seiner 
besonderen Aufgabe geschicktes Gefängnisärztekorps. Ein der- 
artiges Korps kann offenbar nur auf die Weise erhalten werden, 
daB die künftigen Gefängnisärzte eine dieser Aufgabe ange- 
paßte Ausbildung erhalten. In anderen Ländern hat man be- 
reits Maßnahmen getroffen, um sich Garantien für eine hin- 
reichende Sachkenntnis der Gerichtsärzte zu verschaffen. So 
hat man in Paris 1903 ein neues gerichtsärztliches Institut, 
„Institut de médecine légale et de psychiatrie“, eröffnet. Der 
Unterricht an diesem Institut, das der medizinischen Fakultät 
in Paris untersteht, umfaßt teils.allgemeine gerichtliche Medizin, 
teils gerichtliche Psychiatrie. Der gerichtspsychiatrische Unter- 
richt besteht aus folgenden Kursen: 1. Kursus der gerichtlichen 
Psychiatrie von klinischem Gesichtspunkt aus, zwei Semester ; 
2. theoretischer Kursus der Psychiatrie, während der Monate 
November, Dezember und Januar; 3. theoretischer Kursus der 
gerichtlichen Psychiatrie während der Monate Februar, März, 
April und Mai; 4. praktischer Kursus der gerichtlichen 
Psychiatrie, während des Sommersemesters; dieser letztere 
Kursus wird in der Infirmerie spéciale (Abteilung für Geistes- 
kranke am Zentralpolizeiamt) abgehalten. Während der ganzen 
Dauer dieser Kurse werden in der psychiatrischen Klinik prak- 
tische Übungen im Untersuchen von Geisteskranken sowie im 
Abfassen von Krankenjournalen und Gutachten angestellt. 
Arzte, die mindestens ein Jahr lang als „internes“ in einer 
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Irrenanstalt tätig gewesen, sind bei der Ablegung dieses ge- 
richtsmedizinischen Examens vom psychiatrischen Teile des- 
selben befreit. Wie aus dem vorstehenden kurzen Bericht 
hervorgeht, dauert der Kursus ein Jahr. Auch in Deutschland 
bestehen besondere Ausbildungskurse für „Gerichtsärzte“. 
Ein Bericht über die Einrichtung derselben erübrigt sich hier, 
da sie voraussichtlich den Lesern der „Grenzfragen* wohl- 
bekannt ist. 

In Schweden ist ein positiver Vorschlag betreffs be- 
sonderer Kompetenzbedingungen für die Bekleidung des Amtes 
als Gefängnisarzt an Zentral- und Provinzialgefängnissen von 
Professor Tige rstedt in einem Schreiben an die Gefängnis- 
verwaltung vom 9. Juni 1900 gemacht worden. Tigerstedts 
Antrag geht dahin, „daß für die Bewerbung um das Amt als 
Gefängnisarzt an den Zentralgefängnissen wie auch an den 
Provinzialgefängnissen als Anstellungsbedingung eine 6monatige 
Dienstleistung als Assistenzarzt an den hier vorgeschlagenen 
Pflegeanstalten für Geisteskranke*) verlangt werden soll“. 
Obwohl ich gern zugebe, daß eine 6 monatige Ausbildung 
gemäß Tigerstedts Vorschlag besser ist als gar keine 
Ausbildung, und -daß dieser Vorschlag ein Schritt in der 
guten Richtung ist, glaube ich doch nicht, daß eine Verwirk- 
lichung desselben den Gefängnisärzten eine hinreichende Sach- 
kenntnis verschafft haben würde. Die wichtigste und am 
. schwersten zu erwerbende Voraussetzung zur Beurteilung ge- 
richtlich-psychiatrischer Fragen sind nämlich genügende Kennt- 
nisse in der Psychiatrie, da die Entscheidung in vielen Fällen, 
und gerade in den schwierigsten, von dem Vermögen des Arztes 
abhängt, auch atypische und, wenn ich so sagen darf, ver- 
fängliche Krankheitsbilder zu erkennen und richtig zu beur- 
teilen. Eine tiefere Einsicht in dieses, seitwärts aller anderen 
medizinischen Erfahrung liegende Gebiet wird natürlich weder 
in einem halben noch in einem ganzen Jahre erworben. Es 
kann daher nicht die Rede davon sein, derartige tiefere Kenntnisse 
in der Psychiatrie von den Gefängnisärzten zu verlangen. 
Dagegen ist es meines Erachtens notwendig, daß sie in diesem 


+) Bezieht sich auf zwei von Tigerstedt in demselben Schreiben 
vorgeschlagene Anstalten für kriminelle Geisteskranke. 
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Fache genügende Kenntnisse sich erwerben, um ihre Ausbildung 
auf eigene Hand fortsetzen zu können. Zu diesem Zwecke 
dürfte indessen ein gewisse Zeit dauerndes Studium der reinen 
Psychiatrie erforderlich sein. 

Im Jahre 1908 erklärte das Medizinalkollegium in einem 
Gutachten betreffend den Vorschlag, das „praktische Jahr“ ein- 
zuführen, daß eine 4monatige Dienstleistung als Assistenzarzt 
an einer Irrenanstalt als Voraussetzung für die Anstellung 
als Gefängnisarzt aufgestellt werden müßte. Zur Äußerung 
über dieses Gutachten aufgefordert, erklärte indessen die Ge- 
fängnisverwaltung, daß sie eine derartige Dienstleistung zwar 
geeignet als Vorbereitung für das Amt als Gefängnisarzt finde, 
daß sie sich aber doch freies Prüfungsrecht bei der Besetzung 
der fraglichen Stellen vorbehalten wolle; außerdem wolle die 
Verwaltung nicht befürworten, daß ein Arzt, der die fragliche 
Kompetenz erworben habe, unbedingten Vortritt vor denjenigen 
besitzen solle, die diese Kompetenzbedingung nicht erfüllten. 

Ich habe bereits in einem früheren Aufsatz*) betont, daß 
gute psychiatrische Kenntnisse eine notwendige, aber keines- 
wegshinreichende Voraussetzung für gerichtspsychiatrische Sach- 
kenntnis bilden, sowie daß eine derartige Sachkenntnis auch 
gründliche Kenntnisse in der normalen und pathologischen 
Psychologie und in allen den Wissensgebieten erfordert, die 
den Verbrecher, das Verbrechen und die Reaktion des Gemein- 
wesens gegen dasselbe zum Erkenntnisgegenstand hat. Zur 
Erwerbung dieser speziellen forensischen Kenntnisse dürfte da- 
gegen eine Dienstleistung der Art, wie Tigerstedt sie vor- 
geschlagen hat, das rechte Mittel sein. Auf Grund des oben 
Angeführten wage ich demnach folgende Forderungen betreffs 
der Ausbildung anzustellender Gefängnisärzte vorzuschlagen: 

1. mindestens 6monatige Dienstleistung, event. als Assistenz- 
arzt, an einer Öffentlichen Irrenanstalt; 

2. Nachweis genügender Kenntnisse in der normalen und 
pathologischen Psychologie sowie Psychiatrie (nach besonders 
zu fixierenden Forderungen) in einer von einem Professor der 


*) Kinberg: Om fängelseläkarnas rättspsykiatriska sakkunskap 
(Über die gerichtlich-psychiatrische Sachkenntnis der Gefängnisärzte), in: 
Allm. Svenska Läkartidningen 1%7. 


— 112 — 


Psychiatrie abzuhaltenden Prüfung, welche Prüfung erst nach 
Abschluß der praktischen Dienstleistung stattzufinden hat; 

3. mindestens 6monatige Dienstleistung als Assistent an 
-einer Kriminalirrenanstalt oder einem Untersuchungsgefängnis, 
woselbst Unterricht in theoretischer und praktischer gericht- 
licher Psychiatrie erteilt wird: diese Dienstleistung hat erst 
‚stattzufinden, nachdem die unter 1 und 2 angeführten Forde- 
rungen erfüllt sind, und hat in praktischen Übungen im Unter- 
-suchen sowie im Abfassen von Gutachten über psychisch abnorme 
oder geisteskranke oder psychischer Störung verdächtige Ge- 
fangene zu bestehen ; 

4. Bestehen einer theoretischen und praktischen Prüfung 
in gerichtlicher Psychiatrie, einschließlich der Anwendung der 
Psychiatrie in forensischen — auch zivilrechtlichen — Fällen, 
sowie in Kriminologie. 

Daß für den Unterricht in praktischer gerichtlicher Psychi- 
atrie ein Untersuchungsgefängnis oder eine Kriminalirrenanstalt 
mit hinreichend großem Unterrichtsmaterial, mit Aussicht auf 
die Erlangung guter Lehrkräfte sowie mit im übrigen guten 
Unterrichtsmöglichkeiten sich am besten eignen würde, ver- 
steht sich von selbst. Besonders geeignet wäre wohl das 
Untersuchungsgefängnis in Stockholm sowohl wegen des dor- 
tigen sehr reichlichen Unterrichtsmaterials als auch deswegen, 
weil alle Ärzte ja einige Ausbildungsjahre in Stockholm zu- 
bringen müssen und demnach bequeme Gelegenheit hätten, 
diese Ausbildung an einem Orte zu erhalten, an dem sie ihrer 
übrigen Studien wegen gezwungen sind, sich längere Zeit aul- 
zubalten. Die hier aufgestellte Forderung einer einjährigen 
Ausbildung dürfte keineswegs als übertrieben anzusehen sein. 
Für andere wichtige ärztliche Ämter, beispielsweise das Amt 
als Krankenhausarzt, wird ja eine besondere Ausbildung ver- 
langt (Vorschriften betr. Krankenhäuser, „Lasarettstadgan”, 
vom 18. Okt. 1901, $ 21, Abs. 1). 

Oben ist bereits darauf hingewiesen worden, daß eine be- 
deutende Verbesserung der Gehaltsbedingungen der Gefängnis- 
ärzte eine notwendige Voraussetzung für die Aufstellung be- 
‚sonderer Anstellungbedingungen ist. Da die Arbeitslast der 
Gefängnisärzte an verschiedenen Orten wesentlich verschiegen 
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sein wird, dürfte eine Abstufung der Gehälter je nach der 
verlangten Arbeit wie jetzt in recht großer Ausdehnung not- 
wendig werden. Doch müßten die Gehälter so bemessen 
werden, daß der Gefängnisarzt seiner speziellen gerichtsärzt- 
lichen Aufgabe so viel Arbeit, wie sie verlangt, und an den 
Orten, wo solche vonnöten, seine Zeit ungeteilt dieser seiner 
Aufgabe widmen kann. Eine wie große Vermehrung der Aus- 
gaben für die Besoldung der Gefängnisärzte notwendig sein 
würde, läßt sich natürlich nicht berechnen, bevor eingehende 
Ermittelungen in dieser Neuorganisationsfrage angestellt 
worden sind. | | 

Der Vorschlag, in der Praxis eine Untersuchung des 
Geisteszustandes wegen Verbrechen angeklagter Personen in 
größerer Ausdehnung als bisher durchzuführen, wie er oben 
dargelegt worden ist, hat nicht konsequent auf bestimmte ge- 
gebene wissenschaftliche Voraussetzungen basiert werden 
können, sondern ich habe auch Rücksicht auf verschiedene 
Umstände und Verhältnisse nehmen müssen, die von rein 
wissenschaftlichem Gesichtspunkt aus nichts mit der Frage 
selbst zu schaffen haben. Hierher gehört vor allem die not- 
gedrungene Rücksichtnahme auf die Anzahl Untersuchungen, 
d.h. auf das Quantum an Arbeit, das die Verwirklichung des 
Vorschlages mit sich bringen würde. Infolge dieser Rücksicht- 
nahme habe ich mich so genötigt gesehen, von der Forderung 
einer Untersuchung aller jugendlichen, wegen Verbrechen 
angeklagten Personen Abstand zu nehmen, bis es möglich sein 
wird, Angaben über ihre tatsächliche Anzahl zu erhalten, ob- 
wohl eine derartige Untersuchung aller zu dieser Kategorie 
gehörigen Individuen meiner Ansicht nach von der allergrößten 
Wichtigkeit ist. Auch in anderen Beziehungen habe ich aus 
denselben Gründen wesentliche. Beschränkungen vornehmen 
müssen. Mein Vorschlag trägt somit das Gepräge eines Kom- 
promisses — zwischen einer theoretischen Forderung und 
praktischen Verhältnissen. Hieraus darf man indessen nicht 
den Schluß ziehen, daß: ich die generelle, theoretische Forde- 
rung aufgebe, daß einer Behandlung stets eine Untersuchung 
vorauszugehen hat, auch wenn es die Behandlung verbreche- 
rischer Individuen gilt. Vielmehr ist diese Forderung eine not- 
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wendige Konsequenz der naturwissenschaftlichen Betrachtungs- 
weise, die in dieser Arbeit zum Ausgangspunkt für die Be- 
handlung des Kriminalitätsbegriffs genommen worden ist, und 
ohne die der Kampf der menschlichen Gesellschaft gegen die 
Kriminalität in aller Zukunft sich ebenso hoffnungslos wie bis- 
her gestalten dürfte. 

Trotz der aus den ebenerwähnten opportunistischen 
Gründen stark beschnittenen Form, die mein Untersuchungs- 
vorschlag aufweist, schließt er doch, auf diese Weise durch- 
geführt, eine nicht unbedeutende Umwälzung der bisher herr- 
schenden Verhältnisse bezüglich der Untersuchung wegen Ver- 
brechen Angeklagter in sich, da die Anzahl Untersuchungsfälle 
pro Jahr nach annähernder Berechnung etwa 2500 anstatt un- 
gefähr 70 während der letztverflossenen Jahre betragen würde. 
Im voraus zu berechnen, ein wie großer Prozentsatz von diesen 
2500 als „vermindert zurechnungsfähig“ oder „unzurechnungs- 
fähig“ befunden werden würde, dürfte, wieoben erwähnt, unmög- 
lich sein. Mutmaßungsweise habe ich 10 % angegeben, eine Zahl, 
die wohl, wenigstens für die nächste Zeit, nicht allzu niedrig be- 
messen ist. Betrachtet man die Sache von ausschließlich ge- 
richtlich-psychiatrischem Gesichtspunkte aus, so möchte man 
vielleicht das Verhältnis: 2500 Untersuchungen, um 250 „Nicht- 
zurechnungsfähige* zu finden, rücksichtlich des Arbeitsresultats 
unökonomisch, also unpraktisch finden. Ein solcher Stand- 
punkt ließe sich möglicherweise verteidigen, obwohl ich für 
mein Teil mich frage, ob nicht die endgiltige Unschädlich- 
machung eines oder einiger Hundert mehr oder weniger ge- 
meingefährlicher Geisteskranker pro Jahr eine hinreichende 
Entschädigung für die Arbeit mit der Untersuchung ebense 
vieler Tausend Individuen darstellt. 

Ich betrachte indessen diese Untersuchungsfrage keineswegs 
als eine ausschließlich gerichtlich-psychiatrische, sondern viel- 
mehr als eine allgemein kriminalpolitische. Meines Erachtens ist 
eine Untersuchung der wegen Verbrechen Angeklagten in der 
Weise und in der Ausdehnung, wie ich es vorgeschlagen, von 
Bedeutung vor allem deshalb, weil sie uns eine auf genaue 
Untersuchung jedes einzelnen Individuums gegrün- 
dete Kenntnis eines beträchtlichen Teils der Ver- 
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brecher unseres Landes, darunter so gut wie sämt- 
licher gefährlichsten, verschaffen würde. Wir würden so 
die Rekrutenmannschaft der Kriminalität, die ju- 
gendlichen Verbrecher, ihre Stammtruppe, die Rezi- 
divisten, sowie die Reserve, die unbrauchbaren, oft 
gefährlichen Parasiten, die Vagabunden, kennen 
lemen. Binnen weniger Jahre würden wir ein so gut wie 
vollständiges Register über alle bedenklicheren kriminellen 
Elemente des Landes besitzen. Dank dem ständigen Rapport 
zwischen den Gerichten und dem zentralen Kriminalbureau und 
mit Hilfe der „Charakteristiken“ der Gefängnisärzte würde ` 
der Richter bezüglich aller Gewohnheits- und berufsmäßigen 
Verbrecher in weit vollständigerer Weise wissen, mit wem er 
es zu tun hat, als die dürftigen Notizen des gegenwärtigen 
Strafregisters es erlauben. Infolgedessen würde eine weit wirk- 
samere Prophylaxe gegen Verbrechen schon innerhalb des 
Rahmens der jetzigen Gesetzgebung durchzuführen sein. Die 
Straflatitude ist ja für verschiedene schwerere Verbrechen hin- 
reichend breit, um eine beträchtliche Individualisierung hin- 
sichtlich der Länge der Strafzeit zu gestatten. 


Mit Hilfe der in dem zentralen Kriminalbureau gesammelten 
ausführlichen Auskünfte über eine große Menge Verbrecher 
würden wir in den Besitz einer in vielen Beziehungen weit 
vollständigeren und wertvolleren Kriminalstatistik gelangen 
können als irgend ein anderes Land, einer Statistik, die sowohl 
formelle als reelle Voraussetzungen dafür besäße, als Baro- 
meter für die Ablesung der kriminellen Spannungsvariationen 
und als Indikator für die Wirksamkeit der a i 
Maßnahmen zu dienen. 


Auch für die Kriminalpsychologie würde eine Untersuchung 
wie die hier vorgeschlagene von großem Werte sein. So 
würden wir Gelegenheit erhalten, unsere Kenntnisse von den 
verschiedenen Verbrecherkategorien zu erweitern und wenigstens 
annäherungsweise ihre numerischen Verhältnisse zu 
berechnen, was bisher nicht möglich gewesen ist. Da die 
moderne Kriminalpolitik eben eine individualisierende Be- 
handlung der psychologisch verschiedenartigen Verbrecher- 
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gruppen beabsichtigt, dürfte die Kenntnis ihrer relativen Größe 
vielleicht nicht ohne Bedeutung für die Kriminalpolitik der 
Zukunft sein. 

Kurz, durch die hier vorgeschlagene Maßnahme 
würde der Grund für eine rationelle, mit natur- 
wissenschaftlichen Metho den arbeitende Kriminal- 
politik gelegt und damit ein wichtiger. Schritt auf 
dem Wege zu einer effektiven Strafrechtsreform 
hin getan werden. 

| * | $ * 

Ich habe bereits oben betont, daB ein motiviertes Gut- 
achten von dem Gefängnisarzt in allen den Fällen zu erstatten 
wäre, wo er auf Grund seiner Untersuchung zu dem Ergebnis 
gelangte, daß „verminderte Zurechnungsfähigkeit“ oder „Unzu- 
rechnungsfähigkeit“ vorliegt. Das gleiche Verfahren müßte 
meines Erachtens in solchen Fällen zur Anwendung kommen, 
wo er zu keinem bestimmten Resultat kommen zu können 
glaubt. Das Gutachten des Gefängnisarztes wäre in 
jedem Falle nebst den Untersuchungsakten der 
höchsten gerichtspsychiatrischen Instanz zur 
Prüfung zu überweisen. Auch nach den gegenwärtig 
geltenden Bestimmungen der kgl. Verordnung von 1826 soll 
das Gericht, nachdem ein ärztliches Zeugnis über den 
Geisteszustand des Angeklagten eingefordert worden, das- 
selbe nebst den Untersuchungsakten dem Medizinalkollegium 
überweisen, um dessen Gutachten einzuholen, bevor das 
Gericht sein Urteil fällt. Obwohl in der kgl. Verordnung 
keine Ausnahme von dieser generellen Bestimmung "gemacht 
wird, ist sie doch oft völlig willkürlich dahin gedeutet worden, 
daB das Gutachten des Gefängnisarztes nur in den Fällen der 
Prüfung des Medizinalkollegiums zu unterstellen sei, wo der 
Arzt der Ansicht gewesen, daß der Angeklagte nicht völlig 
„zurechnungsfähig“ gewesen sei. Fall I zeigt. wie das Gericht, 
sogar nachdem der Gefängnisarzt erklärt hatte, daß seiner An- 
sicht nach der Angeklagte noch weiter in einer Irrenanstalt 
beobachtet werden müsse, wodurch er also offenbar seinem 
Gutachten eine entscheidende Bedeutung aberkannte, doch in 


=. T = 


ofenbarem Widerspruch gegen die Vorschrift der kgl. Verord- 
nung das Urteil fällte, ohne das Gutachten des Medizinal- 
kollegiums einzuholen. Da die ausdrückliche Vorschrift der 
kgl. Verordnung also trotz ihrer Unzweideutigkeit nicht Be- 
achtung gefunden hat, ist in künftigen Bestimmungen noch 
ausdrücklicher darauf hinzuweisen, daß der Richter verpflichtet 
ist, in jedem Falle, wo ein gerichtlich-psychiatrisches Gutachten 
dem Gericht vorgewiesen wird, das Gutachten der höchsten 
gerichtlich-psychiatrischen Instanz einzuholen, bevor er sein Ur- 
teil verkündigt.*) Die hauptsächlichsten Gründe für meine 
Ansicht, daß die gegenwärtige Bestimmung nicht nur beizu- 
behalten, sondern noch weiter zu präzisieren und zu verschärfen 
ist, trotz der vorauszusetzenden Sachkenntnis der Gefängnis- 
ärzte, sind folgende. Zunächst wird stets, wenn auch die Kom- 
petenzbedingungen die gleichen für alle sind, die tatsächliche 
Sachkenntnis in hohem Grade variieren, je nach den ver- 
schiedenen individuellen Voraussetzungen und der erworbenen 
Erfahrung; daher dürfte eine Kontrolle stets vonnöten sein. 
Ferner wird durch diese Bestimmung die Möglichkeit einer 
fortgesetzten Untersuchung durch andere Ärzte in Fällen ge- 
währleistet, wo dies für notwendig erachtet wird. Schließlich 
wird eine größere Einheitlichkeit in der Beurteilung der Fälle 
erreicht, was von besonders großer Wichtigkeit ist, da es sich 
ja um Maßnahmen von rechtlicher Bedeutung handelt. 


Die höchste gerichtspsychiatrische Instanz in Schweden 
ist bisher das Medizinalkollegium gewesen, dem die Erstattung 
von Gutachten in allen den Fällen obliegt, wo das Gutachten 
eines amtlich bestellten Arztes über den Geisteszustand einer 
wegen Verbrechen angeklagten Person von dem Gericht dem 
Kollegium überwiesen worden ist. Diese Gutachten des Medi- 
-ınalkollegiums haben sich entweder allein auf die Unter- 
suchung des amtlich bestellten Arztes (sowie den Inhalt der 
Untersuchungsakten) gegründet, oder auch ist der Angeklagte 
zu fortgesetzter Beobachtung in eine Irrenanstalt aufgenommen 
worden, und erst nachdem der Direktor der Anstalt sein Gut- 

+) Vgl. Schuldheis ia. a. O., S. 208) über die Deutung der kgl. 
Verordnung. 
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achten erstattet, hat das Medizinalkollegium sich in der Frage 
geäußert.*) 

Bezüglich der Form der Gutachten des Medizinalkollegiums 
ist bereits von Schuldheis**) darauf hingewiesen worden, 
daß diese „allzu oft sehr kurz gefaßt sind“. „Während gewisser 
Perioden“, fügt Schuld heis hinzu, „enthalten sie nämlich konse- 
quentnichts anderes als: 1. Bericht über das Schreiben des Gerichts- 
hofs mit dem Ersuchen um Erstattung eines Gutachtens, 2. Bericht 
über die Schlüsse im Gutachten des Gefängnisarztes, und 3. ohne 
weitere Motivierung die eigene Konklusion des Medizinal- 
kollegiums. Eine derartige Abfassung, wenn auch vielleicht 
genügend für die Bedürfnisse des Gerichtshofs, ist offenbar 
ganz wertlos, wenn es gilt, die wissenschaftliche Berechtigung 
der Ansicht der medizinischen Behörden zu untersuchen. Ge- 
wöhnlich enthält indessen das Gutachten des Medizinalkolle- 
giums einen Auszug aus den Gerichtsakten, der jedoch wenig- 
stens in den früheren Jahren der Periode meistens geringen 
oder gar keinen Aufschluß über die klinische Natur des Falles 
gewährt, der zur Beurteilung vorlag.“ 


—— - 


*) Seitdem Vorstehendes (im Jahre 1908) geschrieben wurde, hat 
sich die oben behandelte Frage ihrer Lösung genähert. In einem Gut- 
achten betreffs der Neuorganisation des Medizinalkollegiums vom Jahre 
1908 wird vorgeschlagen, daß gerichtlich-psychiatrische Angelegenheiten 
von dem Medizinalrat für Irrenanstaltssachen, dem Generaldirektor oder, 
in Stellvertretung desselben, einem der Medizinalräte sowie dem Ober- 
inspektor für die Geisteskrankenpflege entschieden werden sollen. Außer 
den genannten Personen finden sich für die Behandlung der gerichts- 
psychiatrischen Angelegenheiten zwei wissenschaftliche Medizinalräte, 
deren einer als Stellvertreter des Oberınspektors oder in den Fällen, 
wo die drei erstgenannten Kommissionsmitglieder sich nicht über den 
Beschluß einigen können, hinzugezogen werden kann. Bei Abstimmung 
zwischen «diesen vier entscheidet bei Stimmengleichheit die Stimme des 
Generaldirektors oder des Medizinalrats für Irrenanstaltssachen. Bei 
Meinungsverschiedenheit zwischen den am Beschluß teilnehmenden ist 
ein diesbezüglicher Protokollauszug dem Gutachten beizufügen. 

Durch Reichstagsbeschluß vom Jahre 1912 ist der obige Komitee- 
vorschlag verwirklicht worden, indem Mittel zur Anstellung zweier 
wissenschaftlichen Medizinalräte für die Vorbereitung gerichtlich-psychi- 
atrischer Angelegenheiten bewilligt worden sind. 


**) Angelührte Arbeit. 





— 119 — 


Diese Bemerkung Schuldheis’ bezieht sich auf die Gut- 
achten des Kollegiums während der Jahre 1865 bis 1894. 
Leider war -während der darauf folgenden Periode so gut wie 
keine Besserung in der erwähnten Hinsicht eingetreten, 
weshalb Schuldheis’ Beschreibung zur Zeit deren Ver- 
öffentlichung im Jahre 1908 noch immer zutreffend war. 
In den Fällen, wo das Gutachten des Medizinalkolle- 
giums mit dem oder den vorher erstatteten ärztlichen 
Gutachten übereinstimmt, ließe sich diese orakelmäßige Form 
vielleicht verteidigen. In den Fällen aber, wo es von den 
vorher abgegebenen Gutachten abweicht, scheint mir die For- 
derang einer Motivierung der abweichenden Meinung des Kol- 
legiums mit Notwendigkeit bereits ans den tatsächlichen Ver- 
hältnissen mit Rücksicht auf die gerichtliche Bedeutung eines 
solchen Gutachtens hervorzugehen. Denn der Gerichtshof ist 
ja keineswegs an das Gutachten des Medizinalkollegiums ge- 
bunden, ebensowenig wie an das Gutachten irgend eines ein- 
zelnen Arztes, sondern er hat das Recht, zwischen den abge- 
gebenen Gutachten zu wählen oder auch sie alle zu verwerfen. 
Es scheint mir daher eine einfache logische Konsequenz aus 
den bestehenden Verhältnissen zu sein, daß der Gerichtshof in 
den Stand gesetzt werden muß, Prämissen und Konklusionen 
in den verschiedenen Gutachten zu vergleichen, bevor er seine 
Wahl trifft. Man wird vielleicht einwenden wollen, daß die 
Gerichtshöfe der Kompetenz entbehren, die Beweisführung in 
den verschiedenen Gutachten ihrem Werte nach abzuschätzen.- 
Dieser Umstand dürfte jedoch kein hinreichender Anlaß sein, 
dem Gerichtshof die Gründe für die Ansicht des Medizinal- 
Xollegiums vorzuenthalten. Es ließe sich ja denken, daß sie 
dem Gerichtshof gewisse Kenntnisse beibringen könnten, die 
ihm bei der Beurteilung gerichtspsychiatrischer Fälle von 
Nutzen sein könnten. 

Ferner scheint es mir, als wenn die Ärzte, deren Gut- 
achten verworfen werden, einen gewissen Anspruch darauf be- 
säßen, die Gründe für eine derartige Verwerfung zu erfahren. 
Außerdem könnte für sie in weit höherem Grade als für die 
Gerichtshöfe die Motivierung des Medizinalkollegiums eine 
wichtige Quelle zur Bereicherung ihrer Kenntnisse sein, die 
ihnen dazu verhelfen könnte, ihre Auffassung betreffs des ge- 
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gebenen Falles zu ändern oder zu befestigen. Sie müßten 
also im Gegensatz zu dem, was jetzt der Fall ist, von 2; 
Entscheidung der höchsten gerichtspsychiatrischen Instanz id 
Kenntnis gesetzt und, falls diese von ihrem eigenen Gutachten 
abweicht, ihnen auch die Motivierung mitgeteilt werden. 


Schließlich ist es wohl nicht ganz undenkbar, daB eine 
Motivierung einen günstigen Einfluß auf die Beschaffenheit der 
Gutachten selbst ausüben würde, indem die Gewohnheit, schrift- 
lich eine Ansicht zu motivieren, bevor man sie ausspricht, 
oftmals verhindern würde, daß gleichartige Fälle bei ver- 
schiedenen Gelegenheiten verschieden beurteilt würden, wo- 
durch also dem Mangel an Konsequenz in der Auffassung ab- 
geholfen würde, auf den bereits Schuldheis für die Periode 
1865 bis 1894 hingewiesen hat. 


Eine andere Eigentümlichkeit bei den Gutachten des Me- 
dızinalkollegiums, die der Art nach eng mit ihrem Mangel an 
Motivierung zusammenhängt, ist die, daß, falls verschiedene Mei- 
nungen innerhalb des Kollegiums vertreten sind, der Gerichtshof 
in den allermeisten Fällen nur von der Auffassung der Majo- 
rität, nicht aber der Minorität (der Reservanten) Kenntnis 
erhält. Dieser Umstand, auf den Dr. K. Kjellberg in seinem 
Antrage betreffend Neuorganisation des Medizinalkollegiums 
(1907) hingewiesen, veranlaßte folgende Erklärung des Medi- 
zinalkollegiums in seinem Gutachten anläßlich des genannten 
Antrages”): „Einem von dem Antragsteller geäußerten Be- 
“denken seien besonders einige Worte gewidmet. Er sagt: 
‚Unter den jetzigen Verhältnissen geschieht es bisweilen nicht 
nur, daß der sachverständige Referent mit seiner Meinung 
allein steht, sondern es ist auch vorgekommen, daß die 
Meinung des Sachverständigen nicht einmal in der Form einer 
Reservation zur Kenntnis des betreffenden Gerichtshofs ge- 
langt ist‘ Letzterer Umstand hat seinen Grund in 
der Instruktion des Medizinalkollegiums, wonach 
nur Schreiben an den König, falls verschieden- 
artige Meinungen zu Protokoll gegeben worden 


* Gutachten Nr. 85 des außerordentlichen Ausschusses (Nr. 2) der 
Zweiten Kammer. 
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sind, ein diesbezüglicher Protokollauszug bei- 
gefügt werden soll*, und dies dürfte eine gewöhn- 
liche Vorschrift in den Instruktionen für die amtlichen Be- 
hörden sein. Es hindert dies indessen keineswegs, daß, wenn 
ein diesbezüglicher Antrag gestellt wird, auch anderen 
Schreiben Protokollauszüge., die eine abweichende Meinung 
mitteilen, beigefügt werden können. Was hingegen den Um- 
stand betrifft, daß der Referent mit seiner Meinung allein 
stehen kann, so dürfte derselbe wohl nicht beweisen, daß die 
Meinung der Mehrheit fehlerhaft sein muß.“ 


Es fällt mir, offen gestanden, sehr schwer, zu verstehen, 
daß der Umstand, daB die Meinung des Sachverständigen, 
wenn er sich in Minorität befunden, nicht einmal in der Form 
einer protokollarischen Widerspruchserklärung zur Kenntnis 
des betreffenden Gerichtshofs gelangt, seinen Grund in der 
Instruktion des Kollegiums haben kann, wonach Schreiben an 
den König, wenn eine solche Widerspruchserklärung abge- 
geben worden, ein Protokollauszug beigefügt werden soll. 
Eine positive Vorschrift bezüglich einer bestimmten Art von 
Schreiben soll der Grund dafür sein, daß nicht dasselbe Ver- 
fahren betreffs anderer Schreiben beobachtet wird? Daß 
diese Vorschrift kein Hindernis für ein solches Verfahren 
bildet, betont allerdings das Kollegium. Ist dem aber so, so 
sollte wohl die Widerspruchserklärung des Sachverständigen 
in jedem Falle, wo eine solche vorliegt, dem Gutachten des 
Medizinalkollegiums beigegeben werden, denn es ist wohl 
kaum denkbar, daß der Sachverständige nicht ein Interesse 
daran haben sollte, den Gerichtshof seine Meinung erfahren 
zu lassen, wenn er von ihrer Richtigkeit überzeugt ist. 


Im übrigen scheint es mir, daß sowohl die formalen als 
die realen Gründe dafür, daß der Gerichtshof von der Meinung 
des Reservanten in Kenntnis zu setzen ist, noch schwerer 
wiegen als die Gründe dafür, daß das Gutachten motiviert 
sein muß, besonders wenn der Reservant der sachverständige 
Referent ist, und vor allem, wenn er noch einen oder mehrere 
Sachverständige (den Oberinspektor für die Irrenpflege im 





*) Von mir gesperrt. 
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Reiche nebst einem oder mehreren Irrenanstaltsärzten) auf 
seiner Seite hat. 


Nach diesen kurzen Andeutungen betrefis der Form der 
Gutachten über den Geisteszustand angeklagter Personen, die 
von der gegenwärtigen höchsten Instanz in gerichtlich-psychiatri- 
schen Fragen ausgehen, muß ich noch mit einigen Worten bei 
den Wünschen verweilen, die bezüglich der Zusammensetzung 
dieser Institution in den letzteren Jahren geäußert worden 
sind. Daß das Auftauchen derartiger Wünsche eine Unzu- 
friedenheit mit der Tätigkeit der gegenwärtigen Institution 
voraussetzt, versteht sich von selbst. Schuldheis hat sich 
in seiner hier oft angeführten Arbeit mit während der dreißig- 
jährigen Periode 1865 bis 1894 begangenen gerichtsärztlichen 
Versehen und Irrtümern beschäftigt und auch die Ursachen 
derselben aufgezeigt. Von diesen Ursachen will ich in 
unserem Zusammenhange hier nur eine einzige anführen, da 
sie auf Unzuträglichkeiten hinweist, die ihre Ursache in der Zu- 
sammensetzung der gerichtlich-psychiatrischen Institution haben. 
Eine der Ursachen dafür, dab manche Gutachten ven einer 
Beschaffenheit sind, daß man „kopfschüttelnd und fragend“ 
ihnen gegenüber steht, soll nach Schuldheis die sein können, 
daß „gewisse Fälle möglicherweise entschieden worden sind, 
während der sachverständige vortragende Medizinalrat auf 
Inspektionsreisen, Urlaub u. dgl. abwesend gewesen ist. Wäh- 
rend solcher Zeiten dürfte sich wohl gemeiniglich kein Reprä- 
sentant der psychiatrischen Sachverständigenschaft in dem 
Medizinalkollegium finden“ Trotz der vorsichtigen Form 
dieser Äußerung legt Schuldheis damit den Finger auf den 
wunden Punkt in der Organisation der Institution, nämlich 
ihre Zusammensetzung aus einer Mehrzahl (5) Personen, von 
der nur einer Anspruch auf die erforderliche Sachkenntnis er- 
heben kann. 


Weit schärfer und mehr gerade auf die Sache zugehend 
spricht sich Gadelius*) aus. Er sagt nämlich, nachdem er betont 
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+*+) Gadelius: Straffrätt och psykiatri (Allm. Svenska Läkartid- 
ningen, 1906, Nr. 7). 
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hat, daß wirkliche Sachkenntnis, umfassendes Vermögen zu 
einer gerichtsärztlichen Beurteilung des Geisteszustandes einer 
Person, nie von den Richtern gefordert werden kann: „Wirk- 
liche Sachkenntnis muß man dagegen als eine unerläßliche 
Forderung vor allem von der Instanz verlangen, die als letzte 
die Frage nach der „Zurechnungsfähigkeit“ in Strafsachen (nebst 
analogen Fragen in Zivilsachen) beurteilt. Ich meine das 
Medizinalkollegium. 


Das Medizinalkollegium hat durch allen Wechsel der 
Zeiten hindurch und trotz der außerordentlichen Entwicklung 
der medizinischen Wissenschaft und der damit zusammen- 
hängenden Spaltung in Spezialfächer fortdauernd die Organi- 
sation des alten Gesundheitskollegiums und dessen zentrale 
Stellung zum Ganzen beibehalten. Dies brauchte nun wohl 
auch keinen größeren Schaden zu bedeuten, falls die Mit- 
glieder des Kollegiums selbst nicht von einem ungebührlichen 
Autoritätsgeist beseelt würden, sondern mit Respekt vor den 
verschiedenen Wissenschaftszweigen, außerhalb des eigenen 
speziellen Ressorts, jede Einmischung vermieden und ihre Stel- 
lung innerhalb des Kollegiums als eine formell bestätigende 
{d. h. der Sache nach überflüssige) auffaßten. 


Das ist, wenigstens was Fragen betrefis des Geisteszu- 
standes wegen Verbrechens angeklagter Personen anbelangt, 
nicht der Fall gewesen, und ich sehe auch nichts. was für die 
Zukunft eine Gewähr hierfür böte. Es ist ja eine bekannte 
Sache, daß die meisten Menschen sich für sachverständig 
halten, wenn es zu entscheiden gilt, ob eine Person psychisch 
krank ist oder nicht, und es setzt unstreitig eine gewisse Bil- 
dung über das gewöhnliche Maß des Wissens in diesen Dingen 
voraus, um wirkliche Sachverständigenschaft zu respektieren. 
Nun ist keineswegs die Möglichkeit ausgeschlossen, daß der 
ebenerwähnte laienhafte Anspruch auf Sachkenntnis auch ın 
Zukunft den einen oder anderen der Mitglieder des Medizinal- 
kollegiums beseelen wird, denn diese sind ja doch Menschen, die 
menschliche Schwächen haben können. Hierin liegt aber 
eine beständige Gefahr und Unsicherheit bezüg- 
lich der Zuverlässigkeit und des Wertes der 
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Urteile des A über „Zurech- 
nungsfähigkeit.“*) 


Im weiteren Verlaufe derselben Arbeit sagt Gadelius 
anläßlich des zu Protokoll gegebenen Widerspruchs des 
Generalstabsarztes und des Bataillonsarztes W. gegen das 
Gutachten des Medizinalkollegiums über einen Fall (Nr. 1 in 
dieser. Arbeit), über welchen Gadelius seinerseits ein ‚Gut- 
achten erstattet hatte: „Es scheint fast, als wenn die Herren 
Reservanten meinten, daß diese absolute Unwissenheit so- 
wohl betreffs der Prinzipien für die Beurteilung einer solchen 
Sache als betreffs der in Frage stehenden Person größere 
Sicherheit für die gerechte Entscheidung der Angelegenheit 
gewährte. Ich gestehe, daß ich eine solche Einmischung nicht 
anders auffassen kann denn als einen Protest gegen die Not- 
wendigkeit sowohl von Sachkenntnis als einer Untersuchung 
in derartigen Dingen. Wer aber auf diese Weise die Bedeu- 
tung von Kompetenz und Untersuchung für die Beurteilung 
von „Zurechnungsfähigkeitsfragen“ verneint, der verneint in 
Wirklichkeit die Existenz dieser Fragen, und es sollte sich 
‚von selbst verbieten, daß so wenig qualifizierte 
Personen künftighin Sitz und Stimme in einer 
Instanz haben, die als letzte diese wichtigen 
Fragen beurteilt. Es kann sonst leicht geschehen, 
daß die Sachkenntnis in der Stunde der kol- 
legialen Entscheidung recht wenig gegen die 
laienhafte Rechtsauffassung der Pluralıtät zu 
sagen hat.**) 

Die Erfahrung, die innerhalb des Medizinal- 
kollegiums betreffs dieser Angelegenheiten ge- 
wonnen worden ist, spricht demnach mehr als 
deutlich dafür, daß die Behandlung dieser wich- 
tigen Angelegenheiten von der der übrigen ge- 
sondert und einer völlig sachverständigen In- 
stitution anvertraut werden muß. Diese Institution 
kann zweckmäßigerweise aus einem Rate von drei Personen 





*) Von mir gesperrt. 
**) Von mir gesperrt. 
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bestehen, dem Medizinalrat für die Irronanstaltssachen, dem 
Oberinspektor für die Irrenpflege und einer dritten sachver- 
ständigen Person, die von dem Generaldirektor im Einver- 
ständnis mit den oben Erwähnten auf bestimmte Zeit ernannt 
wird.“ | 


Kurz nach dieser Äußerung Gadelius’ wurde die Frage 
der Kompetenz des Medizinalkollegiums als höchster Instanz 
in Fragen betrefis des Geisteszustandes angeklagter Personen 
von dem Medizinalrat und Öberinspektor für die Irrenpflege 
im Reiche, Schuldheis, aufgenommen, der in seinem Amts- 
bericht für das Jahr 1906 bezüglich der vorliegenden Frage 
folgendes bemerkte: „... Da es mir obliegt, dem Medizinal- 
kollegium bei der Behandlung unter anderem gerichtlich-medizi- 
nischer Fragen betreffs des Geisteszustandes angeklagter Personen 
behiltlich zu sein, dürfte mir auch die Befugnis zukommen, hier 
einige Worte über das jetzt gebräuchliche Verfahren bei der 
Erledigung dieser Fragen im Kollegium zu äußern. Daß 
dieses Verfahren in prinzipieller Hinsicht unrichtig und prak- 
tisch gesehen unzweckmäßig ist, davon bin ich seit lange 
überzeugt, und ich glaube es nicht länger unterlassen zu 
dürfen, dem Medizinalkollegium die Gründe für diese meine 
Überzeugung näher zu entwickeln. 


Den direkten Anlaß dazu, daß ich hier diese Frage zur 
Erörterung bringe, geben mir einige Reflexionen in einem 
Aufsatze über „Strafrecht und Psychiatrie von Professor 
B. Gadelius (Allm. Sv. Läkartidningen, 1906, S. 97 und 113), 
worin er unter anderem bemerkt, daß die kollegiale Behand- 
lung gerichtlich-medizinischer Fragen betrefis des Geistes- 
zustandes angeklagter Personen es mit sich bringen kann, daß 
die Sache durch das Votum einer nicht sachverständigen Majo- 
rität entschieden wird, was eine beständige Gefahr und Un- 
sicherheit bezüglich der Zuverlässigkeit und des Wertes der 
Urteile des Medizinalkollegiums über „Zurechnungsfähigkeit“ in 
sich schließe, wie auch daß ‚die Erfahrung, die innerhalb des 
Medizinalkollegiums betreffs dieser Angelegenheiten gewonnen 
worden sei, demnach mehr als deutlich dafür spreche, daß die 
Behandlung dieser wichtigen Angelegenheiten von der der 
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“ibrigen gesondert und einer völlig sachverständigen Institution 
anvertraut werden müsse‘. — — — 

Ich trete in allen Punkten der eben berichteten Äußerung 
Professor Gadelius’ bei, habe aber auf Grund meiner 
größeren persönlichen Erfahrung bezüglich der Arbeitsweise 
innerhalb des Medizinalkollegiums noch etwas hinzuzufügen. 

Daß die gerichtlich-medizinische Beurteilung des Geistes- 
zustandes letzthin sich auf eine zuverlässige klinische Diagnose 
der möglicherweise vorliegenden psychischen Krankheit oder des 
Defekts gründen muß, dürfte wohl nicht mit Erfolg bestritten 
werden können. Ebensowenig läßt sich leugnen, daß bei den 
Mitgliedern des Medizinalkollegiums, mit Ausnahme des Re- 
ferenten für die Irrenanstalts-Angelegenheiten, füglicherweise 
nicht die nötige Kompetenz rücksichtlich der Diagnostizierung 
der fraglichen Leiden vorausgesetzt werden kann. 


Der Anlaß dafür, daß der eine oder andere, bisweilen die 
Mehrzahl des Medizinalkollegiums, sich der Ansicht des Re- 
ferenten in diesen Fragen nicht anschließen kann, ist auch, 
meiner Erfahrung nach, der, daß sie bisweilen nicht 
einmal dem Namen nach und oft wenig mehr als 
dem Namen nach die Krankheit kennen, um die 
es sich handelt,*) oder auch daß dem Vorhandensein oder 
Fehlen gewisser mehr in die Augen fallender Symptome eine 
wesentliche, zuweilen entscheidende Bedeutung beigemessen 
wird, obwohl sie in Wirklichkeit von geringer oder gar keiner 
Wichtigkeit für die Diagnose sind. 

Infolgedessen kann es vorkommen, daß von der des Re- 
ferenten abweichende Ansichten sich in Fällen geltend 
machen können, wo kein vernünftiger Anlaß dazu von dem 
Referenten vorausgesehen werden konnte, teils auch ebenso 
überraschender Weise geschehen, daß in den dem Referenten 
selbst zweifelhaften Fällen, die in einer wirklich sachver- 
ständigen Versammlung wohl geeignet sein könnten, Meinungs- 
verschiedenheiten hervorzurufen, die Ansicht des Referenten 
ohne Diskussion einstimmigen Anschluß findet. 

Diese letztere Seite der Sache, die zur Folge hat, daß der 


*) Von mir gesperrt. 


— 127 — 


Referent bei der Entscheidung zweifelhafter Fälle der Stütze 
eines anderen Sachverständigen innerhalb des Medizinal- 
kollegiums entbehrt, ist das keineswegs mindest Bedenkliche 
bei der gegenwärtigen Ordnung für die Behandlung der frag- 
lichen Angelegenheiten. | 

Auf jeden Fall läßt diese Ordnung Raum für einen Zu- 
stand der Unsicherheit, der vom Gesichtspunkt der 
Rechtsprechung aus als ziemlich bedenklich ange- 
sehen werden muß*) und dem kaum auf andere Weise 
abgeholfen werden kann, als dadurch, daß die Entscheidung 
gerichtlich-medizinischer Fragen betreffs des Geisteszustandes 
angeklagter Personen der Abstimmung innerhalb des Medizinal- 
kollegiums entzogen wird.“ 

Da Schuldheis zur Zeit dieser Äußerung seit einer 
Reihe von Jahren Mitglied des Medizinalkollegiums war und 
demnach beim Vortragen gerichtlich-psychiatrischer Angelegen- 
heiten Gelegenheit gehabt hatte, die Fähigkeit seiner Kol- 
legen zu einer Beurteilung gerichtlich-psychiatrischer Fälle 
gründlich kennen zu lernen, so dürfte dieser von ihm in 
einem offiziellen Amtsberichtt in amplissima forma aus: 
gestellten Inkompetenzerklärung gegen das Medizinalkolle- 
gum als gerichtlich-psychiatrische Institution die allergrößte 
Bedeutung beizumessen sein. Es war nur natürlich, daß im 
Anschluß an diese Inkompetenzerklärungen seitens Gadeli us’ 
und Schuldheis’ die Forderung nach Abstellung des in 
hohem Grade bedenklichen Mißstandes erhoben werden würde, 
daß eine für ihre Aufgabe nicht qualifizierte Behörde die Be- 
fugnis besitzt, in letzter Instanz über Leben, Freiheit und 
Eigentum von Staatsbürgern zu entscheiden. Eine solche 
Forderung ist denn auch in dem obenerwähnten Antrage 
Kjellbergs an den Reichstag von 1907 ausgesprochen 
worden. 
Bezüglich des ersten der beiden in dem Antrage zur Wahl 
gestellten Vorschläge bin ich derselben Auffassung, wie sie in 
dem Gutachten des Medizinalkollegiums anläßlich des Kjell- 
bergschen Antrages ausgesprochen wurde, nämlich daß es 
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unmöglich ist, dem Professor der Psychiatrie in Uppsala diese 
verantwortungsvolle Aufgabe aufzuerlegen, sofern er nicht das 
Amt als Direktor der Irrenanstalt niederlegt. Im übrigen 
erscheint es mir überhaupt unzweckmäßig, zum Mitglied einer 
solchen Kommission, deren Arbeitsbürde mit der steigenden 
Anzahl von Untersuchungen sicherlich höchst bedeutend 
werden wird, eine Person zu wählen, die ihren Wohnsitz nicht 
in der Hauptstadt bat. Damit die Erledigung der Gutachten 
hinreichend rasch geschehen könne, wird es wahrscheinlich 
notwendig sein, daß die Kommission häufige Sitzungen abhält, 
und dies dürfte sich schwerlich ermöglichen lassen, wenn eins 
. der Mitglieder der Kommission, außer daß er ein Amt zu ver- 
walten hat, das ihm volle Beschäftigung gewähren muß, nicht 
einmal an demselben Orte wohnt wie die übrigen Mitglieder 
-der Kommission. 

Dem anderen Vorschlage Kjellbergs kann ich gleich- 
falls nicht beitreten, da er eine Verkoppelung zweier allzu 
heterogener Aufgaben bei einer und derselben Person in sich 
schließt. Es ist nämlich in hohem Grade unsicher, ob die Person, 
die zufolge administrativer Tüchtigkeit am geeignetsten ist, 
eine Medizinalratsstelle im Medizinalkollegium zu bekleiden, 
auch die sicherlich sehr verschieden davon gearteten Voraus- 
setzungen besitzt, der Aufgabe eines gerichtlich-psychiatrischen 
Sachverständigen zu genügen. und umgekehrt. Wird der Me- 
dizinalratsposten mit überwiegender Rücksicht auf das Vor- 
handensein der einen dieser Voraussetzungen besetzt, so wird 
die nicht genügend berücksichtigte Aufgabe eben darunter 
leiden. Aus demselben Grunde kann ich mich auch nicht 
dem von Gadelius gemachten Vorschlage (siehe oben) an- 
schließen. 

Übrigens scheint es mir, als wenn keiner dieser Vorschläge 
gebührende Rücksicht auf das Arbeitsquantum nähme, das von 
einer derartigen Kommission geleistet werden müßte, da sie 
` sämtlich den größten Teil der Arbeitslast der Kommission 
Beamten auferlegen wollen, deren Ämter wohl nicht derartige 
Sinekuren sind, daß ihre Inhaber ohne Unzuträglichkeiten noch 
ein weiteres Staatsamt bekleiden könnten, das ein bedeutendes 
‚Arbeitsquantum erfordert. Ich will nur daran erinnern, daß 
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die Anzahl Gutachten über Geisteszustand, die von dem Me- 
dizinalkollegium erstattet worden sind, von 31 im Jahre 1897 
auf 72 im Jahre 1907 gestiegen ist. Auch wenn der von mir 
gemachte Vorschlag betreffs obligatorischer Untersuchung ge- 
wisser Kategorien wegen Verbrechen angeklagter Personen 
nicht in nächster Zukunft verwirklicht werden sollte, wird 
doch die Anzahl Untersuchungen und Gutachten sicherlich 
auch weiterhin in raschem Takte steigen. Denn nicht einmal 
„die chinesische Mauer, die die schwedische Jurisprudenz um- 
gibt“, schützt die jüngeren, noch nicht unempfänglichen 
Juristen davor, von den von auswärts kommenden Ideen von 
der Verwandtschaft zwischen Verbrechen und psychischer 
Abnormität Einfluß zu erfahren. Und es dürfte nicht an 
Zeichen dafür fehlen, daß eben diese Ideen begonnen haben, 
sich auch unter dem Publikum zu verbreiten — trotz aller 
Deklamationen über ihre Gefährlichkeit für den Bestand von 
Staat und Recht. Es scheint mir daher notwendig, daß eins 
der Mitglieder der Kommission seine Zeit und seine Kräfte 
ungeteilt der Arbeit in derselben widmen kann, daß die 
hauptsächliche Arbeit demnach von einem Beamten analog 
dem Gerichtschemiker ausgeführt wird. Zu sonstigen Mit- 
gliedern der Kommission könnten, wie vorgeschlagen worden, 
zweckmäßigerweise der Professor der Psychiatrie am Karolini- 
schen Institut in Stockholm sowie der Oberinspektor für die 
Irrenpflege im Reiche vorgeschlagen werden, die jedoch von 
der Arbeit des Abfassens der Gutachten entbunden sein 
müßten. 

Wir kommen nun zu dem gerichtlichen Verfahren betreffs 
wegen Verbrechen angeklagter Personen, die für „unzurech- 
nungsfähig“ erklärt worden sind. In den Fällen, wo „eine 
wegen eines Verbrechens angeklagte und desselben überführte 
Person, die als wahnsinnig befunden worden ist, nicht zur 
Strafe verurteilt wird“, soll, laut dem oben angeführten Uni- 
versal des Svea-Oberlandesgerichts, der Gerichtshof keine weitere 
Vorschrift bezüglich seiner künftigen Pflege desselben erlassen, 
sondern ihn nur der zuständigen Behörde mit der Weisung 
übergeben, die nötigen Anstalten zu treffen, damit er nicht 
die öffentliche Sicherheit gefährden könne. Wie mit den für 
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„unzurechnungsfähig“ Erklärten verfahren werden soll, bleibt 
demnach vollständig dem (Gutbefinden der zuständigen Be- 
hörde (dem Oberstatthalteramt bezw. der Provinzialregierung) 
überlassen. Eine Folge des Mangels an allgemeinen Bestim- 
mungen über die weitere Behandlung der für „unzurechnungs- 
fähig“ Erklärten ist die, daß das Verfahren innerhalb der ver- 
schiedenen Verwaltungsbezirke höchst verschieden ist. . In 
dem Bericht der Revisoren des Reichstags für das Jahr 1898 
wird die Aufmerksamkeit auf diesen Umstand gelenkt. Es wurde 
dort nämlich darauf hingewiesen, daß in einigen Länen die für 
„unzurechnungsfähig“ Erklärten im Gefängnis zurückbehalten 
würden, bis sie in eine Irrenanstalt aufgenommen werden könnten, 
während in anderen Länen derartige Personen sogleich, nachdem 
der Entscheid des Gerichtshofs zur Kenntnis der zuständigen Be- 
hörde gelangt sei, in ihre Gemeinden heimgesandt zu werden 
pflegen, um, bis sie in eine Anstalt für Geisteskranke aufge- 
nommen werden können, entweder auf eigene Kosten in ihrer 
Familie oder auf Kosten der Kommune im Armenhaus oder 
anderwärts gepflegt zu werden. Da es nicht selten geschehe, 
daß lange Zeit vergeht, ehe ein Platz in einer Anstalt für 
Geisteskranke frei werde, müßten in den letzterwähnten Fällen 
derartige geisteskranke und gemeingefährliche Personen bis- 
weilen lange Zeit hindurch der nötigen Pflege und Aufsicht - 
entbehren; und es sei auch vorgekommen, daß erneute Ver- 
brechen während dieser Zeit von den „Unzurechnungsfähigen“ 
begangen worden seien. 

Auf Grund dessen ersuchte der Reichstag die Regie- 
rung, in Erwägung zu ziehen, ob es sich nicht empfehle, all- 
gemeine Vorschriften darüber zu erlassen, was betreffs der 
Verwahrung solcher verhafteter und wegen Verbrechen ange- 
klagter Personen zu beobachten sei, die wegen Geisteskrank- 
heit für nicht „zurechnungfähig* bezüglich begangener Ver- 
breehen erklärt, zugleich aber, als für die öffentliche Sicher- 
heit gefährlich, der Provinzialregierung zu weiterer Verfügung 
übergeben worden seien, sowie wer die Kosten für den Unter- 
halt solcher Geisteskranker zu tragen habe. 

ln einem von der Regierung eingeforderten Gutachten an- 
läßlich des Schreibens des Reichstags schlug das Medizinal- 
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kollegium am 13. Mai 1901 die Einrichtung zweier Abteilungen 
für Kriminalpatienten zu je höchstens 100 Plätzen vor, und 
bemerkte bezüglich des Erlasses besonderer Bestimmungen 
über die Verwahrung für „unzurechnungsfäbig“ Erklärter fol- 
gendes: „Was sodann die in dem Schreiben des Reichstags 
erwähnten besonderen Bestimmungen zur Durchführung eines 
gleichförmigen Verfahrens bezüglich der „unzurechnungsfähigen* 
Geisteskranken betrifft, so hält das Medizinalkollegium, wie 
oben angedeutet, derartige Bestimmungen für unnötig, wenn 
der Vorschlag des Medizinalkollegiums betreffs Einrichtung 
besonderer Kriminalabteilungen an den Irrenanstalten den 
Beifall der kgl. Regierung findet, und, sofern diese Bestim- 
mungen bezwecken sollten, den „Unzurechnungsfähigen“ ein Vor- 
zugsrecht zur Aufnahme in staatliche Anstalten für Geistes- 
kranke zu gewähren, für die Irrenpflege in ihrer Gesamtheit 
schädlich. Wenn indessen dessenungeachtet Bestimmungen an- 
gedeuteter Art für notwendig erachtet werden, so wären sie 
nach Ansicht des Medizinalkollegiums auf die eine Vorschrift 
zu beschränken, daß eine wegen Verbrechen angeklagte, infolge 
von Geisteskrankheit aber für straffrei erklärte Person im Ge- 
fängnis zurückzubehalten ist, bis sie in eine öffentliche Anstalt 
für Geisteskranke aufgenommen werden kann, sofern nicht die 
Provinzialregierung es für hinreichend nachgewiesen erachtet, 
daß er ohne Gefahr für die öffentliche Sicherheit Angehörigen 
oder der zuständigen Kommunalbehörde zur Pflege übergeben 
werden kann. 

Letztere Ausnahme von der allgemeinen Bestimmung 
macht zwar die Gleichförmigkeit in der Behandlung der frag- 
lichen Individuen, die der Reichstag durchgeführt zu sehen 
wünschte, unmöglich, sie erscheint aber dem Medizinal- 
kollegium aus dem Grunde zweckmäßig und erwünscht, weil 
tatsächlich unter diesen wegen Geisteskrankheit straffreien 
Personen sich eine nicht unbedeutende Anzahl findet, die be- 
reits mit Rücksicht auf die Art der unter Anklage gestellten 
Handlung und die Natur der psychischen Störung mit Sicher- 
heit als nicht gemeingefährlich betrachtet werden kann. Die 
Provinzialregierungen würden sicherlich, eventuell nach 
Einholung eines besonderen ärztlichen Gutachtens darüber, 
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ohne Bedenken an Angehörige oder Kommunalbehörden eine 
Anzahl solcher infolge Geisteskrankheit von der Anklage wegen 
einer gesetzeswidrigen Handlung freigesprochenen Personen 
übergeben können. 

Das Medizinalkollegium hält indessen die fragliche Aus- 
nahmebestimmung nicht für unumgänglich notwendig, da bei 
der Anordnung der Kriminalabteilungen, wie das Medizinal- 
kollegium sich dieselbe gedacht, jede solchermaßen freige- 
sprochene Person in diesen Abteilungen unter möglichst sach- 
verständige Beobachtung kommen und demnach jedenfalls, 
wenn das Bedürfnis der Anstaltspflege nicht vorläge, sehr bald 
entlassen werden würde. Andererseits kann es jedoch wün- 
schenswert sein, nicht unnötigerweise Plätze in den fraglichen 
Abteilungen zu belegen, gleichwie es vom Gesichtspunkt der 
Humanität aus wohl als lobenswert angesehen werden kann, 
einer juristisch unverantwortlichen und im übrigen harmlosen 
Person den Aufenthalt in einer Anstalt zu ersparen, deren bloße 
Benennung geeignet sein kann, für alle Zukunft ihn in ge- 
wissem Grade zu brandmarken.“ 

Gegen die hier oben ausgesprochene Auffassung des Me- 
dizinalkollegiums, daß nicht alle für „unzurechnungsfähig“ Er- 
klärten gemeingefährlich sind und der Anstaltspflege bedürfen, 
dürfte kaum ein Einwand zu erheben sein. Dagegen erscheint 
es mir etwas bedenklich, den Provinzialregierungen die 
Entscheidung darüber zu überlassen, welche „Unzurechnungs- 
fähigen“ als gemeingefährlich anzusehen sind, zumal wenn den 
genannten Behörden das Recht zustehen sollte, diese Frage zu 
entscheiden, ohne auch nur das Gutachten des betreffenden 
Arztes einzuholen, wie das in dem Vorschlage des Medizinal- 
kollegiums vorausgesetzt wird. Es scheint mir nämlich eine 
Entscheidung dieser Frage keineswegs so leicht zu sein, daß 
die gerichtlich-psychiatrische Sachkenntnis hierbei gänzlich ent- 
behrt werden könnte. Auch scheint es mir, als wenn die 
beiden von dem Medizinalkollegium angeführten Kriterien zur 
Beurteilung der Gefährlichkeit des „Unzurechnungsfähigen“, 
nämlich die Art der unter Anklage gestellten Handlung und die 
Natur der psychischen Störung, zu einer unrichtigen Beurtei- 
lung Anlaß geben könnten, da weder die Unbedeutendheit des 
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Verbrechens noch die mehr oder weniger leichte Beschaffen- 
heit der psychischen Störung, sondern in erster Linie die all- 
gemeine Charakteranlage des Kranken für die Frage seiner 
Gemeingefährlichkeit entscheidend ist. 

Wie eine Person, die ein Verbrechen begangen, aber. 
wegen Geisteskrankheit für „unzurechnungsfähig“ erklärt worden 
ist, behandelt werden soll, ist jedoch eine Sache von solcher 
Bedeutung für die Rechtssicherheit, daß es besser ist, zu viel 
als zu wenig Vorsicht zu beobachten. Ich bin daher im 
Gegensatz zum Medizinalkollegium der Ansicht, daß allge- 
meine Bestimmungen zur Regelung des Verfahrens 
betreffsder „Unzurechnungsfähigen“ vonnötensind, 
nicht um Gleichförmigkeit in ihrer Behandlung 
zu gewinnen, sondern um eine auf sachverstän- 
dige Beurteilung der Beschaffenheit des Ein- 
zelnen gegründete Individualisierung der Behand- 
lung zu erlangen. Dieses Ziel dürfte auf verschiedenen 
Wegen zu erreichen sein. So könnte man sich denken, daß 
die höchste gerichtlich psychiatrische Instanz, gleich dem Ge- 
fängnisarzt, in seinem Gutachten sich über die Gemeingefähr- 
lichkeit des Angeklagten äußerte und für den Fall einer „Un- 
zurechnungsfähigkeitserklärung“ geeignete Maßnahmen vor- 
schlüge.e Oder auch könnte die Bestimmung getroffen werden, 
daß jede wegen Verbrechen angeklagte, durch Gerichts- 
beschluß für „unzurechnungsfähig* erklärte Person auf Ver- 
anstaltung des Medizinalkollegtums sofort in eine Irrenanstalt 
aufgenommen, und daß erst nach einiger Zeit weiterer 
Beobachtung ein Beschluß betreffs der endgültigen Maßnahmen 
gefaßt würde. Der letztere Ausweg scheint mir auch vom Ge- 
sichtspunkt des Schutzes des Gemeinwesens aus der zweck- 
mäßigste, da es in vielen Fällen äußerst schwer sein kann, die 
Gemeingefährlichkeit einer Person zu beurteilen, und man sich 
demnach auf diese Weise am besten gegen Irrtümer schützt. 
Der oben angeführten Auffassung des Medizinalkollegiums, daß 
es „vom Gesichtspunkt der Humanität aus wohl als lobenswert 
angesehen werden kann, einer juristisch unverantwortlichen 
und im übrigen harmlosen Person den Aufenthalt in einer An- 
stalt zu ersparen, deren bloße Benennung geeignet sein kann, 
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für alle Zukunft ihn in gewissem Grade zu brandmarken“, 
schließe ich mich meinerseits durchaus an. Ich bin daher 
der Ansicht, daß die für „unzurechnungsfähig“ Erklärten nicht 
in eine „brandmarkende*“ Kriminalabteilung, sondern in eine 
gewöhnliche Irrenanstalt behufs Vornahme dieser Sortierung 
aufzunehmen sind. 

Was die weitere Behandlung dieser Individuen betrifft, so 
ist der Wahl der Maßnahmen meines Erachtens das Prinzip 
zugrunde zu legen, daß die Freiheitsbeschränkungen gerade 
nur so groß sein dürfen, wie die öffentliche Sicherheit und die 
eigene des Kranken sie erfordert. Es ist somit unpraktisch 
und vom therapeutischen Gesichtspunkt aus unrichtig, eine 
Person, die ohne Gefahr oder Unzuträglichkeiten der Familien- 
pflege übergeben werden kann, in einer mit allen erdenk- 
lichen Sicherheitsmaßregeln versehenen Kriminalabteilung unter- 
zubringen. Die Maßnahmen, die gegenwärtig uns zu Gebote 
stehen, scheinen mir auch allzu beschränkt, um eine Indivi- 
dualisierung in so großer Ausdehnung zu erlauben, wie es ge- 
schehen kann. Uns steht nämlich im großen und ganzen nicht 
mehr als eine Maßregel zur Verfügung, Internierung in einer 
Irrenanstalt, und nach Einrichtung der neuen Kriminalabteillung 
in Växıö ist es auch nicht länger möglich, die für „unzurech- 
nungsfähig“ Erklärtten in den Genuß aller Hilfsmittel der 
Geisteskrankenpflege kommen zu lassen. Bei der Wahl von Maß- 
nahmen bezüglich der für „unzurechnungsfähig“ Erklärten ent- 
weder auf Internierung in einer Irrenanstalt oder auf Über- 
weisung an die unkontrollierten Maßnahmen der Angehörigen 
oder der Kommunalbehörde angewiesen sein, ist indessen keine 
befriedigende Lage der Dinge. Vielmehr müßte der Staat be- 
züglich wegen Verbrechen angeklagter und für „unzurech- 
nungsfähig“ erklärter Personen die Möglichkeit zu mehr nuan- 
cierten Sicherheitsmaßregeln haben. So würde in gewissen 
Fällen eine „offizielle“ Entmündigung, die nicht aufgehoben 
werden könnte, sofern nicht die Entbehrlichkeit der Maßnahme 
durch Gutachten eines sachverständigen, staatlich bestellten 
Arztes vorschriftsmäßig bescheinigt wäre, völlig genügen, um 
die Erfüllung der Ansprüche des Gemeinwesens auf Rechts- 
schutz zu gewährleisten. In anderen Fällen würde eine der- 
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artige Entmündigung in Verbindung mit der Verpflichtung für 
den für „unzurechnungsfähig“ Erklärten, sich an einem be- 
stimmten Orte aufzuhalten, denselben Dienst tun. Wieder in 
anderen Fällen würde die Ernennung eines verantwortlichen 
„Kurators“ für den „Unzurechnungsfähigen“ hinreichende Ga- 
rantien bieten. Diesen Kurator stelle ich mir als eine aus 
öffentlichen Mitteln besoldete Person vor, die in sich in ge- 
wissem Grade die Aufgaben vereinigt, welche dem „curateur 
à la personne“ in dem neuen Gesetzentwurfe betreffend Geistes- 
kranke in Frankreich und „the probation officer“*) in gewissen 
amerikanischen Staaten zukommen. Er hätte demnach einer- 
seits die Interessen des Kranken wahrzunehmen, andererseits 
eine persönliche Überwachung desselben zum Zwecke der Ver- 
hinderung neuer Rechtskränkungen durch ihn auszuüben. 
Gleich dem „probation officer“ müßte es dem Kurator obliegen, 
genaue Aufzeichnungen über den Kranken zu fühıen, bei Ver- 
schlechterung des Zustandes des Kranken dies dem’ Chefarzt 
der Irrenanstalt mitzuteilen, in welcher der Kranke nach der 
„Unzurechnungsfähigkeits“-Erklärung untergebracht worden war, 
sowie zu bestimmten Zeiten, beispielsweise halbjährlich, an 
denselben Beamten über den Zustand des Kranken zu be- 
richten. Wie aus den obigen kurzen Andeutungen hervorgeht, 
müßten die aus der Irrenanstalt entlassenen für „unzurechnungs- 
fähig“ Erklärten andauernd in Rapport mit der Anstalt bleiben, 
um nötigenfalls wieder interniert werden zu können 


Kurz zusammengefaßt ist meine Ansicht über die gesetz- 
lichen Maßnahmen, die bezüglich der für „unzurechnungsfähig“ 
Erklärten zu treffen sind, folgende: 


Allgemeine gesetzliche Bestimmungen über 
das Verfahren betreffs solcher Individuen sind zu 
erlassen. 


Diese Bestimmungen müssen der Hauptsache 
nach enthalten: 


daß jede wegen Verbrechen angeklagte, für 
„unzurechnungsfähig“ erklärte Person zu fortge- 





*) Salomon: Det amerikanska övervakningssystemet, 1898. 
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setzter Beobachtung in eine Irrenanstalt aufzu- 
nehmen ist; 

daß diejenigen, die wegen Gemeingefährlich- 
keit oder wegen der Beschaffenheit der Krank- 
heit Anstaltspflege bedürfen, in der Irrenanstalt 
solange bleiben müssen, als es ihr eigener psy- 
chischer Zustand oder die öffentliche Sicherheit 
wünschenswert machen; 

daß für diejenigen, die keiner Pflege oder 
Überwachung in einer Irrenanstalt bedürfen, in 
geeigneter Weise eine Überwachung außerhalb 
der Anstalt zu dem Zwecke angeordnet wird, neue 
gesetzeswidrige Handlungen zu verhindern und 
gegebenenfalls rechtzeitig die Wiederaufnahme 
des Kranken in eine Anstalt für Geisteskranke zu 
besorgen. 

Betrefis der Aufnahme einer für „unzurechnungsfähig“ er- 
klärten Person in eine öffentliche Anstalt für Geisteskranke 
findet sich bereits jetzt in den geltenden Vorschriften für 
Irrenanstalten vom 14. Juni 1901 eine Bestimmung, bei der 
ich in diesem Zusammenhange etwas verweilen muß. In § 30 
der genannten Vorschriften heißt es: 

„Wird einer öffentlichen Anstalt für Geisteskranke jemand 
überwiesen, der, wegen Verbrechen angeklagt, infolge Geistes- 
krankheit für nicht verurteilungsfähig erklärt worden ist, oder 
dessen Geisteszustand behufs Klarstellung’ gerichtsärztlicher 
Fragen näher untersucht werden soll, so ist nebst dem Ge- 
richtsbeschluß, auf Grund dessen er in eine solche Anstalt 
aufgenommen werden soll, dorthin zugleich ein Protokoll oder 
eine andere Urkunde über die mit ihm vor Gericht oder einer 
anderen Behörde angestellte Untersuchung sowie, im ersteren 
Falle, eine von einem zuständigen Arzt ausge- 
stellte Bescheinigung gemäß den Anweisungen in 
Anlage A*) zu übersenden.“ Als Bedingung dafür, daß ein 
für „unzurechnungsfähig* erklärter Kriminalpatient in eine Irren- 


*) Von mir gesperrt. Anlage A ist das in der Irrenverordnung 
festgestellte Formular des ärztlichen Gutachtens, das für Aufnahme in 
eine Irrenanstalt gefordert wird. i 
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anstalt soll aufgenommen werden können, wird also verlangt, 
daß ein zuständiger Arzt zu dem Zeitpunkt, wo der Prozeß 
vor Gericht zu Ende geführt worden ist, eine Bescheinigung 
gemäß der Anlage A ausstellt, in der er auf Pflicht und Ge- 
wissen die fragliche Person für geisteskrank und der Irren- 
anstaltspflege bedürftig erklärt. Gemäß $ 29 der Vorschriften 
für Irrenanstalten soll indessen diese Bescheinigung sich auf 
eine Untersuchung stützen, die innerhalb eines Monats vor 
Einreichung des Gesuches um Irrenanstaltspflege angestellt 
worden ist. Da nun bisweilen von dem Zeitpunkt der Be- 
gehung des Verbrechens bis zur Beendigung des Prozesses eine 
Zeit von mehreren Monaten verfließen kann, so kann es ein- 
treffen und ist es eingetroffen, daß die psychischen Symptome, 
auf Grund deren der Angeklagte für „unzurechnungsfähig“ er- 
klärt worden ist, im Laufe der Untersuchung verschwunden 
sind, so daB der betreffende Arzt, wenn das Urteil gefällt 
worden ist, sich außer stande sieht, zu bescheinigen, daB der 
für „unzurechnungsfähig* Erklärte geisteskrank ist und der 
Pflege in einer Irrenanstalt bedarf. 

Um die praktischen Konsequenzen dieser Bestimmung zu 
veranschaulichen, gebe ich hier in stark verkürzter Form einen 
Fall wieder, den ich ausführlicher in einer früheren Arbeit*) 
behandelt habe. 


Fall III. B., geb. 1857, Bautischler. Geisteskrank zum ersten 
Mal im Alter von 24 Jahren. Danach wegen Geisteskrankbeit in öffent- 
lichem Krankenhaus zweimal, 8. bis 20. April und 18. Oktober bis 
10. Dezember 1904, gepflegt. Im Juni 1906 neuer psychotischer Zu- 
stand, während dessen er sexuell exzitiert war, indem ihn die Vor- 
stellung beherrschte, daß, wenn er der „rechten“ Frau beiwohnte, die 
Welt untergehen, „Alles im Meer der Vergessenheit versinken“ würde. 
Am 17. Juni 1906 beging er ein sexuelles Attentat auf ein minder- 
jähriges Mädchen. Im Gutachten vom 21. Juli erklärte der zuständige 
Arzt, „daß B. bei Begehung der unter Anklage gestellten Handlung 
durch (Geisteskrankheit des Gebrauchs des Verstandes beraubt gewesen 
sei“. In dem Gutachten des Medizinalkollegiums vom 10. August heißt 
os, „dad mit Wahrscheinlichkeit angenommen werden kann, daß B. 
bei Begehung des Verbrechens an Geisteskrankheit gelitten und dem- 
nach des Gebrauchs des Verstandes beraubt gewesen ist“. Ende Juli 
hatte B. „einen Depressionszustand mit Versündigungswahnideen und 





+) Om fängelseläkarnas rättspsykiatriska sakkunskap; Fall Nr. 6. 
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Selbstanklagen wegen Sodomie“. Dieser Zustand dauerte nur einige 
Tage. Danach soll B. während des Aufenthalts im Untersuchungs- 
gefängnis keine psychischen Symptome mehr gezeigt haben. Als der 
Gerichtshof an einem der letzten Tage im August sein Urteil fällte, 
war bereits mehr als ein Monat verflossen, seitdem B. aufgehört hatte, 
psychische Symptome zu zeigen, weshalb der zuständige Arzt sich 
außer stande sah, zu bescheinigen, daß B. geisteskrank und der Irren- 
anstaltspflege bedürftig sei. Infolgedessen konnte B. nicht in eine 
Irrenanstalt aufgenommen werden, dank der Bestimmung in $ 30. Er 
wurde demnach am 1. September aus dem Untersuchungsgefängnis 
entlassen. Schon ungefähr am 3. September begann B. sich wieder 
unruhig und deprimiert zu fühlen. Am 5. September fand sich B. in 
dem Krankenhause ein, in dem er vorher gepflegt worden war, und bat 
darum, aufgenommen zu werden, da er sich krank fühle. Am 6. Sep- 
tember wurde er auf ein ärztliches Zeugnis hin, daß er geisteskrank sei 
und dringend der Anstaltspflege bedürfe, aufgenommen. 


Fälle wie der oben kurz berichtete beweisen besser als 


alle theoretischen Betrachtungen die Unzweckmäßigkeit der 
fraglichen Bestimmung in $ 30. 


Eine andere von den Wirkungen der Bestimmung ist fol- 
gende. Es dürfte nicht selten vorkommen, daß, nachdem ein 
staatlich angestellter Arzt, in den meisten Fällen ein Ge- 
fängnisarzt, bei seiner Untersuchung des Angeklagten zu dem 
Ergebnis gekommen ist, daß er den Angeklagten nicht für 
geisteskrank, sondern entweder für vollständig „zurechnungs- 
fähig“ oder für „des vollen Gebrauchs des Verstandes“ er- 
mangelnd (= „vermindert zurechnungsfähig“) erklärt hat, das. 
Medizinalkollegium das Gutachten abgibt, daß der Angeklagte 
geisteskrank und „unzurechnungsfähig“ ist. Das Medizinal- 
kollegium hat indessen keinen Einfluß auf die weitere Behand- 
lung des Angeklagten, sondern dieser wird, nachdem das Urteil 
mit seiner „Unzurechnungsfähigkeits“-Erklärung ausgesprochen 
worden ist, der betreffenden administrativen Behörde über- 
geben. Da ein ärztliches Zeugnis gemäß Anlage A zur Inter- 
nierung des Angeklagten in einer Irrenanstalt notwendig ist, 
gerät der Gefängnisarzt in ein wenig angenehmes Dilemma, 
nämlich entweder unter Berufung auf seine in dem Gutachten 
ausgesprochene Ansicht eine Bescheinigung der Geisteskrank- 
heit des Angeklagten zu verweigern, oder sich vor der Auto- 
rität des Medizinalkollegiums zu beugen und die Bescheinigung 
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auszustellen. Die dritte und für den amtlich angestellten Arzt 
angenehmste Möglichkeit, an der Hand einer einsichtsvollen 
Motivierung sich von der Richtigkeit des Gutachtens des Me- 
dizinalkollegiums zu überzeugen, ist ausgeschlossen, da die 
Gutachten des Medizinalkollegiums ja, wie oben erwähnt, in 
den meisten Fällen einer Motivierung entbehren und außerdem 
gar nicht dem ärztlichen Beamten mitgeteilt werden. Wählt 
der Arzt den erstgenannten Ausweg, so bleibt der berechtigte 
Anspruch des Gemeinwesens auf Schutz gegenüber gefährlichen. 
Kriminalpatienten unberücksichtigt. 

Auf Grund des soeben Angeführten und in Übereinstimmung 
mit meiner oben ausgesprochenen Auffassung betreffs der Behand- 
lung der für „unzurechnungsfähig“ Erklärten bin ich der Ansicht, 
daß die fragliche Bestimmung in $ 30 der Vorschriften für Irren- 
anstalten als in hohem Grade unzweckmäßig und überdies 
vom Gesichtspunkt des Schutzes des Gemeinwesens aus direkt 
schädlich sobald als möglich aufzuheben und durch die Be- 
stimmung zu ersetzen ist, daß das Medizinalkollegium, nach- 
dem das Gericht durch sein Urteil den wegen Verbrechens 
Angeklagten für „unzurechnungsfähig“ erklärt hat, unverzüglich 
seine Aufnahme in eine Irrenanstalt behufs fortgesetzter 
Beobachtung und eventuellen Ergreifens weiterer Maßregeln 
anzuordnen hat. 

‚Bezüglich des Verfahrens bei der Entlassung von in 
staatlichen Anstalten für Geisteskranke gepflegten Kriminal- 
patienten sind die $$ 52 und 53, Absatz 2 der Vorschriften 
für Irrenanstalten maßgebend. Der erstgenannte Paragraph 
lautet: 

„Die Frage der Entlassung einer Person, die, wegen Ver- 
brechen angeklagt, infolge Geisteskrankheit nicht zu einer 
Strafe hat verurteilt werden: können, ist zur Entscheidung: der 
Direktion zu überweisen, der es, sofern die Entlassung be- 
schlossen wird, obliegt, den Beschluß der Prüfung des Medi- 
zinalkollegiums zu unterstellen. Einzusenden sind dabei auch 
eine Abschrift des Krankenjournals sowie die auf anzuführende 
Gründe sich stützende Bescheinigung des Chefarztes über den 
gegenwärtigen Zustand der Person.“ 

In $ 53 Abs. 2 heißt es: „Ein Straf- oder Untersuchungs- 
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gefangener, der entlassen wird, ist der Provinzialregierung zu 
übergeben.“ 

Durch $ 52 ist dafür gesorgt, daß voreilige Entlassungen 
von für „unzurechnungsfähig“ erklärten Kriminalpatienten nicht 
stattfinden, da der Entlassung vorauszugehen hat: 1. ein moti- 
viertes Gutachten des Chefarztes über den Zustand des 
Patienten, 2. der Beschluß der Irrenanstaltsdirektion, und 
3. die Bestätigung dieses Beschlusses durch das Medizinal- 
kollegium. Der Wortlaut der Bestimmung, wonach der Chef- 
arzt eine Bescheinigung über den „Zustand“ — nicht Ge- 
sundheitszustand — der Person auszustellen hat, bedeutet 
wohl, daß diese Bescheinigung sich nicht nur auf den Gesund- 
heitszustand der Person, sondern auch auf einen anderen, bei 
Kriminalpatienten noch wichtigeren „Zustand“ zu beziehen hat, 
nämlich die Gemeingefährlichkeit, sowohl die gegen- 
wärtige als die künftige. 

Die Vorschriften in $ 52 scheinen mir, was den Schutz 
des Gemeinwesens betrifft, völlig genügend. 

§ 53 Abs. 2 besagt nur, daß die strafrechtliche Prozedur, 
die durch die Erkrankung des Gefangenen bezw. seine Über- 
führung in eine Irrenanstalt unterbrochen wurde, nämlich der 
Strafvollzug, wieder aufzunehmen ist. 

In § 54 der Vorschriften für Irrenanstalten findet sich 
indessen eine Bestimmung, die auch die Entlassung von Kri- 
minalpatienten berührt. Der fragliche Paragraph lautet: 

„Einem ruhigen Kranken, der nicht Straf- oder 
Untersuchungsgefangener oder Geisteskranker 
-der in $ 52 erwähnten Art ist,*) darf von dem Chefarzt 
die Erlaubnis erteilt werden, während einer bestimmten Zeit 
und an einem bestimmten Orte sich außerhalb der Anstalt 
aufzuhalten, wenn dies als für die Besserung des Kranken 
förderlich angesehen wird und im übrigen zweckmäßigerweise 
geschehen kann. Hiervon ist jedoch der Direktion in ihrer 
nächsten Sitzung Anzeige zu erstatten.“ 

Diese Bestimmung, die ja den Chefarzt des Rechtes be- 
raubt, einen Kriminalpatienten zu „beurlauben“, ist recht un- 





*) Von mir gesperrt. 
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glücklich. In demselben Maße, wie das prognostische Problem 
innerhalb der Psychiatrie in den letzten Jahren immer größere 
Aufmerksamkeit auf sich gezogen hat, haben nämlich die 
Irrenärzte auch immer mehr Erfahrungen gemacht, welche 
zeigen, daß der entscheidende Beweis dafür, daß ein Mensch, 
der geisteskrank gewesen, vollständig genesen ist, in 
vielen Fällen nicht allein durch die klinische Untersuchung 
erbracht werden kann. Es hat sich mit anderen Worten ge- 
zeigt, daß Personen, bei denen es trotz langdauernder und ge- 
nauer Untersuchung nicht gelungen war, Symptome von Geistes- 
krankheit oder zurückgebliebene Defekte nachzuweisen, doch 
nach der Entlassung sich als nicht völlig wiederhergestellt er- 
wiesen haben. 

Über den Wert der versuchsweisen Entlassung, der sogen. 
„Beurlaubung“, herrscht ja auch unter Irrenärzten nur eine 
Meinung. Dies um so mehr, als die Erfahrungen späterer 
Jahre gezeigt haben, daß die Entlassung nicht nur die 
entscheidende Probe auf eingetretene psychische 
Genesung, sondern in vielen Fällen auch ein un- 
ersetzliches Mittel ist, um einen Zustand unvoll- 
ständiger Genesung in volle Genesung übergehen 
zu lassen. 

Gerade in den Fällen, wo die Entlassung eine besonders 
bedeutungsvolle Handlung ist, nämlich bezüglich der Kriminal- 
patienten, hat nun der $ 54 der Vorschriften für Irrenanstalten 
die Anwendung dieses in vielen Fällen unentbehrlichen Kri- 
teriums der Genesung verhindert und die zweckmäßigste und 
einfachste Weise, einen bei der Beurteilung der Entlassungs- 
möglichkeit begangenen Fehler zu reparieren, nämlich die 
Zurücknahme eines gewährten Urlaubs, unmöglich gemacht. 

Die höchst unglückliche und unzweckmäßige Vorschrift in 
$ 54 ist demnach abzuschaffen. Statt dessen ist, wie bereits 
oben betont, die Bestimmung einzuführen, daß die Entlassung 
eines Kriminalpatienten nie definitiv ist, sondern zu 
beliebiger Zeit nach der Entlassung, falls die Um- 
stände es erfordern, widerrufen werden kann. In 
einer derartigen Bestimmung, die jede Entlassung eines Kri- 
minalpatienten zu einer bedingten macht, kommt der bei der 


Bekämpfung der Kriminalität fruchtbarste Gedanke, der der 
Vorbeugung, zu seinem Recht. Denen gegenüber, die sich 
infolge einer krankhaften Furcht vor allem, was gegen den 
alten Rechtssatz von der Gleichheit aller vor dem Gesetz 
streitet, einer solchen Ausnahmebestimmung abgeneigt fühlen 
sollten, ist zu betonen, daß jede „Behandlung“ von 
Menschen, seien sie nun körperlich krank, geisteskrank 
.oder verbrecherisch, individualisierend sein muß, sofern man 
das erstrebte Resultat erreichen will. Da eine derartige 
individualisierende Behandlung die Freiheit der Individuen 
berührt, muß ihr indessen, wenigstens auf dem gegen- 
wärtigen Entwicklungsstadium des Gemeinwesens, eine „indi- 
vidualisierende* Gesetzgebung entsprechen, und zwar nicht 
nur bezüglich krimineller Geisteskranker, sondern auch be- 
treffs anderer „Ausnahmeindividuen“, wie chronischer Alko- 
holisten und anderer minderwertiger Individuen, soweit ihre 
Ausnahmeeigenschaften derart sind, daß sie die Interessen des 
Gemeinwesens berühren. Dieser Gesichtspunkt, der bisher 
allzuwenig auch in moderner Gesetzgebung beachtet worden 
ist, muß fortan in weit höherem Grade in dem Inhalt der Ge- 
setze zum Ausdruck kommen, wenn nicht die Wirkung der 
gesetzlichen Vorschriften betreffs einer großen Menge Individuen 
illusorisch bleiben soll. 

Was schließlich die Frage der Kosten für die Pflege eines 
‚in eine staatliche Irrenanstalt aufgenommenen Kriminalpatienten 
betrifft, so findet sich ın den Vorschriften für Irrenanstalten 
darüber folgende Bestimmung ($ 39): 

„Eine Gebühr ist nicht zu entrichten: 

für einen Straf- oder Untersuchungsgefangenen, der in 
:Geisteskrankheit verfallen und in eine Heil- oder Pflegeanstalt 
aufgenommen worden ist; 

für denjenigen, der, nachdem er, wegen Verbrechen an- 
geklagt, infolge Geisteskrankheit nicht zu einer Strafe hat ver- 
‚urteilt werden können, einer Irrenanstalt überwiesen worden 
und außerstande ist, die für Kranke der zweiten Zahlungs- 
klasse festgesetzte Gebühr zu bezahlen; sowie 

für denjenigen, der gemäß den Bestimmungen in § 27c in 
„eine Irrenanstalt aufgenommen worden ist.“ 
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$ 27c bezieht sich auf Personen, „deren Geisteszustand 
zufolge eines Beschlusses einer öffentlichen Behörde, behufs 
Beantwortung gerichtlich-medizinischer Fragen näher untersucht 
werden soll, sofern das Medizinalkollegium die Vornahme 
einer solchen Untersuchung in einer Irrenanstalt für nötig er- 
achtet“. 

Diese Bestimmungen scheinen mir völlig genügend. Denn 
dadurch, daß der Staat die Kosten bestreitet, die durch die 
Pflege und Überwachung solcher gemeingefährlicher Geistes- 
kranker, welche kriminelle Handlungen begangen haben, ver- 
ursacht werden, scheint mir am besten dem vorgebeugt zu 
werden, daß derartige Individuen aus ökonomischen Gründen 
ohne die Aufsicht gelassen werden, wie sie die Sicherheit des 
Gemeinwesens erfordert. 


Zusammenfassung. 


Das gerichtliche Verfahren in Schweden betreffs wegen 
Verbrechens angeklagter Personen zweifelhaften Geisteszustandes 
leidet an zwei wesentlichen Mängeln. Diese sind: 

1. die Abwesenheit sicherer Garantien dafür, 
daB eine bei dem Angeklagten etwa vorhandene 
Geisteskrankheit bezw. psychische Abnormität 
während der Untersuchung entdeckt wird, und 

2. die Befugnis des Gerichtshofs, eine gerichts- 
psychiatrische Untersuchung des Angeklagten zu 
verhindern, auch wenn der Verdacht eines ab- 
normen Geisteszustandes bei diesem vorliegt. 

Zur Abstellung des erstgenannten Mangels ist — da eine 
von sachverständigen Ärzten ausgeführte obligatorische ge- 
richtlich-psychiatrische Untersuchung aller wegen Verbrechen 
Angeklagter zurzeit nicht praktisch durchführbar ist — wenig- 
stens eine derartige Untersuchung gewisser Kategorien wegen 
Verbrechen Angeklagter erforderlich, bei denen besonderer 
Anlaß vorliegt, das Vorhandensein einer psychischen Störung 
zu vermuten, oder bezüglich derer aus kriminalpolitischen 
Gründen eine derartige Untersuchung besonders wünschens- 
wert ist. Diese besonderen Anlässe sind folgende: 


A. Die als pathologisch verdächtige Natur des 
Verbrechens. 

Mit Rücksicht auf diesen Umstand sind alle Personen zu 
untersuchen, die angeklagt worden sind wegen 

Meineids (Kap. 13, §§ 1 und 2); 

Mord und Totschlag, sowie Versuchs dazu (Kap. 14, 
88 1 bis 3, 18, 19, 35); 

Kindesmords und psychologisch gleichartigen Ver- 
brechens (Kap. 14, §§ 22 bis 25); 

Notzucht (Kap. 15, §§ 12 bis 15); 

falsche Anschuldigung, andere Beleidigung 
(Verbrechen gegen Kap. 16); 

Sittlichkeitsverbrechen (Kap. 18, $$ 1 bis 3, 
6 bis 8, 10); | 

Brandstiftung und Sachbeschädigung (Kap. 19, 
außer §§ 4, 3, 19, 21); 

Raub (Kap. 21). 

B. Rückfall in Verbrechen. 

C. Das Alter des Angeklagten. Mit Rücksicht auf 
diesen Umstand sind zu untersuchen alle wegen Verbrechen 
angeklagten jugendlichen Individuen, die den Altersklassen 15 
bis 18 und über 60 Jahre angehören. 

D. Soziale Inkapazität. Diese hat die Untersuchung 
aller wegen Vagabundierens verhafteter Individuen zu ver- 
anlassen, bei denen die Voraussetzungen für eine Verurteilung 
zu Zwangsarbeit vorhanden sind. 

E. Der Charakter der kriminellen Handlung als 
Ausdruck einer Persönlichkeitsveränderung des 
Angeklagten. 

F. Auffallende eigentümliche (als pathologisch 
verdächtige) Motivierung der kriminellen Hand- 
lung. 

Von diesen Anlässen zu obligatorischer Untersuchung 
der Angeklagten sind die unter A bis D angeführten objek- 
tiver Natur und lassen sich demnach in den Gesetzen und 
Verordnungen, die die Untersuchung der wegen Verbrechen 
Angeklagten regeln, angeben. Die beiden letztangeführten, 
E und F, sind dagegen nicht von einer so objektiven Natur, 
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daß ein Nichtsachverständiger immer entscheiden kann, ob sie 
vorliegen. Sie lassen sich daher schwerlich unter die gesetz- 
lichen Bestimmungen betreffs der Umstände, die eine obligato- 
rische gerichtlich-psychiatrische Untersuchung des Angeklagten 
zu veranlassen haben, einreihen, sondern es muß Sache des Be- 
treffenden (des Staatsanwalts oder des Verteidigers) sein, die 
Aufmerksamkeit auf ihr Vorkommen zu lenken, falls sie nicht 
von dem Gerichtshof beobachtet werden. 

Um dem letzteren der beiden oben angeführten Mängel 
im Untersuchungsverfahren (Befugnis des Gerichtshofs, eine 
gerichtspsychiatrische Untersuchung zu verhindern) abzuhelfen, 
bedarf es einer Änderung der geltenden Gesetzes- 
bestimmungen, wodurch dem Gerichtshof, als nicht 
kompetent, darüber zu entscheiden, in welchen 
Fällen die Veranlassung zu einer Untersuchung 
vorhanden ist, das Recht genommen wird, eine 
Untersuchung zu verhindern. In den Fällen, wo der 
Anlaß zu einer Untersuchung nicht von der objektiven Natur 
ist, daB er in den gesetzlichen Vorschriften für das Unter- 
suchungsverfahren angegeben werden kann, ist der Antrag 
auf eine Untersuchung dem Gefängnisarzt zu 
geben, der nach einer präliminaren Untersuchung 
des Angeklagten darüber zu entscheiden hat. 

Die gerichtlich-psychiatrische Untersuchung ist von dem Ge- 
fängnisarzt auszuführen. Als Bedingung für die Anstellung 
als Gefängnisarzt ist eine einjährige gerichtspsychiatrische 
Ausbildung zu verlangen. 

In Fällen, wo die Untersuchung gezeigt hat, daß der 
Angeklagte geisteskrank oder psychisch abnorm ist, oder wo 
der Gefängnisarzt zu keinem bestimmten Ergebnis hat kommen 
können, ist ein motiviertes Gutachten-abzugeben. In anderen 
Fällen hat der Gefängnisarzt sein Untersuchungsergebnis in 
einer kurzen Charakteristik des Angeklagten zusammenzu- 
fassen, die dem Richter als Anhalt bei der Urteilsfällung 
dienen kann. 

Ein Exemplar des Journals nebst Gutachten bezw. Cha- 
rakteristik wird in dem Archiv des Gefängnisses, in dem der 


Angeklagte während der Untersuchung sich befunden hat, 
10 
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deponiert, ein zweites Exemplar desselben Aktenstückes wird 
an ein dem Justizministerium unterstehendes zen- 
trales Kriminalbureau eingesandt. 

Alle Gutachten sind der Prüfung der höchsten 
gerichtspsychiatrischen Instanz zu unterstellen. 

Die höchste gerichtspsychiatrische Instanz hat aus einer 
Kommission zu bestehen, zusammengesetzt beispielsweise aus 
drei Sachverständigen, deren einer diese gerichtspsychiatrische 
Tätigkeit zur Hauptaufgabe haben und demnach volles Gehalt 
dafür beziehen muß. 

Betreffs des Verfahrens gegenüber wegen Verbrechen 
angeklagten „unzurechnungsfähigen“ Personen sind allgemeine 
Bestimmungen zu erlassen. Diese müssen der Hauptsache 
nach enthalten: 

daß jede wegen Verbrechen angeklagte, für 
„unzurechnungsfähig“ erklärte Person zu weiterer 
Beobachtung in eine Irrenanstalt aufzunehmen ist; 

daß diejenigen, die wegen Gemeingefährlich- 
keit oder wegen der Beschaffenheit der Krankheit 
Anstaltspflege brauchen, in der Irrenanstalt so- 
lange zu bleiben haben, als ihr psychischer Zu- 
stand oder die Sicherheit des Gemeinwesens es 
wünschenswert machen; 

daß für diejenigen, die nicht der Pflege oder 
Überwachung in einer Irrenanstalt bedürfen, in 
geeigneter Weise eine Überwachung außerhalb 
der Anstalt angeordnet wird, um neue gesetzes- 
widrige Handlungen zu verhindern und nötigen- 
falls rechtzeitig die Wiederaufnahme des Kranken 
in eine Irrenanstalt zu bewirken. 

Die Entlassung. krimineller Geisteskranker 
aus einer Irrenanstalt oder Pflegeanstalt für 
Geisteskranke muß stets bedingt sein, um nötigen- 
falls widerrufen werden zu können. Im übrigen sind die 
gegenwärtig geltenden Bestimmungen betreffs der Entlassung 
für „unzurechnungsfähig“ erklärter Personen in Anwendung zu 
bringen. 

Behufs Feststellung der wirklichen Anzahl Geisteskranker 
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und psychisch Minderwertiger in den schwedischen Straf- 
anstalten ist eine aus Sachverständigen bestehende Kom- 
mission damit zu beauftragen, eine Untersuchung der Sträf- 
linge gemäß der sogen. repräsentativen Methode anzustellen. 


Kriminelle Geisteskranke, die der Pflege oder 
Überwachung in einer Irrenanstalt bedürfen, sind 
nach allgemeinen psychiatrischen Prinzipien zu 
behandeln. Die große Mehrzahl dieser Kranken kann als 
von anstaltlichem Gesichtspunkt aus ungefährlich in gewöhn- 
lichen Heil- oder Pflegeanstalts-Abteilungen gepflegt werden. 
Für eine geringere Anzahl sind besondere Maßnahmen erforder- 
lich. Diese haben in der Errichtung zweier Arten von Irren- 
abteilungen zu bestehen, nämlich teils sogen. Gefängnag- 
Irrenanstalten, teils kleinerer fester Abteilungen 
in gewöhnlichen Irrenanstalten. 


Die Gefängnis-Irrenanstalten haben als Aufnahme- und 
Beobachtungsabteilungen für Untersuchungs- und 
Strafgefangene sowie für strafintolerante Rekon- 
valeszenten oder psychisch Minderwertige zu 
dienen. In ihnen sind nur akut Geisteskranke, Straf- 
intolerante, sowie nach Maßgabe des Raumes be- 
sonders gefährliche chronisch Kranke zu pflegen. 
Nach Ablauf der Strafzeit darf kein Patient weiter in der Ge- 
fängnis-Irrenanstalt verbleiben. Die chronisch Kranken sind 
der Regel nach in eine gewöhnliche Irrenanstalt zu über- 
führen. 


Der Gefängnisarzt muß völlig selbständig in allen Fragen 
sein, die den Gesundheitszustand der Sträflinge betreffen. 


In gewöhnlichen Irrenanstalten sind je nach Bedarf 
kleinere Abteilungen für besonders gefährliche 
Geisteskranke einzurichten, gleichgültig ob dies 
Kriminalpatienten sind oder nicht. Diese festen Ab- 
teilungen müssen vom administrativen Gesichts- 
punkt aus den übrigen Abteilungen der Änstalt 
gleichgestellt sein. 
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Nachschrift. 


Die in vorstehender Arbeit enthaltenen Vorschläge zu 
Reformen des strafrechtlichen Verfahrens gegenüber wegen 
Verbrechen angeklagten Personen zweifelhaften Geisteszu- 
standes — Vorschläge, die zuerst in einer von mir 1908 ver- 
öffentlichten Arbeit angegeben wurden, von welcher die vor- 
liegende Abhandlung eine resümierende Bearbeitung darstellt — 
haben in der skandinavischen kriminalistischen Literatur weit- 
gehende Beachtung gefunden. So hat Thyren in seiner 1910 
erschienenen Arbeit „Grundsätze einer Strafgesetzreform“ die 
meisten meiner Vorschläge betreffs obligatorischer Untersuchung 
gewisser Kategorien von Angeklagten sich zu eigen gemacht. 

f S. 164 dieser Arbeit sagt er: „Der intime Zusammenhang 
zwischen Abnormität und Kriminalität legt die Frage nahe, 
auf welche Weise der Gesetzgeber dafür sorgen soll, daß in 
gebührender Weise festgestellt wird, ob bei dem Angeklagten 
oder dem Verurteilten Abnormität in dem einen oder anderen 
Grade vorhanden ist. Ist die Abnormität übersehen worden, 
und wird die Strafe vollstreckt, so ist dies unzweckmäßig 
schon wegen der Wirkung auf den Abnormen selbst und noch 
mehr dadurch, daß er nach beendeter Strafzeit dann — sofern 
die Abnormität immer noch unentdeckt geblieben ist — auf 
die bürgerliche Gesellschaft wieder losgelassen werden muß, 
mehrenteils zum mindesten nicht weniger gefährlich, als da er 
in die Strafanstalt eintrat Jeden einzigen Fall von Kri- 
minalität — oder auch nur jeden ernsteren Fall unter Aus- 
sonderung der weniger ernsten — einer regelrechten Beobach- 
tung in einer Irrenanstalt zu unterziehen, ist nicht angängig. 
Sich auf die Fähigkeit des Richters zu verlassen, 
zu beurteilen, ob im einzelnen Falle Grund zu 
einer Untersuchung vorliegt, hieße auf eine Illu- 
sion bauen: eine große Anzahl Fälle, darunter 
nicht nur Halbabnormität, sondern auch die 
schwersten Krankheitszustände, besonders im Pro- 
dromstadium, können sich der Aufmerksamkeit des 
Laien vollständig entziehen und vielleicht ferst 
nach eingehender körperlicher Untersuchung be- 
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stimmt konstatiert werden.*) Es bleibt "daher kein 
anderer Weg übrig, als — außer natürlich eine Untersuchung 
in allen den Fällen anzuordnen, die bereits bei dem Laien 
Zweifel erwecken — sich nach der Art des Verbrechens in 
der Weise zu richten, daß Untersuchung gesetzlich vorge- 
schrieben wird für die Fälle, die erfahrungsmäßig besonders 
oft mit Abnormität zusammenhängen, z. B. Mord, Brand- 
stiftung (die nicht zu dem Zwecke geschieht, Versicherer zu 
betrügen), gewisse Sittlichkeitsverbrechen (z. B. von alten Leuten 
begangene) usw. Da die Wahrscheinlichkeit für einen Zusam- 
menbang zwischen Kriminalität und Abnormität, den obigen 
Darlegungen gemäß, steigt, je mehr chronisch die Kriminalität 
ist, so muß auch ein wiederholtes Begehen schwe- 
rerer Verbrechen (ob nun eigentliche Iteration vor- 
liegt oder nicht) den Grund für eine obligatorische 
Untersuchung bilden. — — — Die Gesamtzahl aller 
dieser Fälle ist nicht so groß, als daß nicht eine genaue Be- 
obachtung praktisch ausführbar wäre.“ 


Hinsichtlich der minderjährigen Verbrecher betont Thy- 
rén**), daß eine Entscheidung betrefis ihrer strafrechtlichen 
Behandlung nur nach einer gründlichen Untersuchung sowohl 
der eigenen Person des Delinquenten als seines Heims 
und sonstiger Milieuverhältnisse getroffen werden kann. „So- 
bald Kriminalität ernsterer Art“, sagt Thyr&6n, „oder der Ver- 
dacht psychischer Abnormität vorliegt, ist eine eingehende 
ärztliche Untersuchung um so notwendiger, als eben die chro- 
nische Kriminalität, die, wie erwähnt, frühzeitig hervorzutreten 
pflegt, sehr oft Hand in Hand mit einer gewissen Abnormität 
geht, sei es in der Richtung auf Geisteskrankheit oder auf 
Idiotie hin. Im übrigen setzt natürlich eine zuverlässige Be- 
antwortung der obenerwähnten Fragen voraus, daß verschiedene 
andere Personen außer den Angehörigen des Angeklagten ge- 
hört werden: Pfarrer, Arzt, Lehrer, Arbeitgeber, Hauswirt, 
Nachbarn, Kameraden usw. Schon an diesem Punkte zeigt es 
sich, daB die Untersuchung, wie sie mehrenteils sich gestalten 
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*) Von mir gesperrt. 
*+) Thyren, a. a. O., S. 138. 
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muß, nicht füglich in das Funktionsgebiet eines gewöhnlichen 
Gerichtshofs fallen und überhaupt nicht in befriedigender Weise 
anders als durch ein besonderes Staatsorgan ausgeführt werden 
kann — — —.* 

Ferner hat eine von dem Kgl. Medizinalkollegium auf die 
Ermächtigung der Regierung berufene Sachverständigen-Kom- 
mission, bestehend aus dem Oberinspektor für die Geistes- 
krankenpflege Dr. A. Petrén, Gefängnisarzt Dr. Th. Petrén, 
sowie Verfasser, welche Kommission den Auftrag erhalten 
hatte, ein Gutachten zu erstatten über einen von Bürgermeister 
Neiglick im Reichstage von 1908 eingebrachten Antrag auf 
Einführung obligatorischer Untersuchung des Geisteszustandes 
solcher Personen, die von einem Untergericht zum Tode oder 
zu lebenslänglicher Zuchthausstrafe verurteilt worden sind, die 
wichtigsten der in vorliegender Arbeit gemachten Reformvor- 
schläge akzeptiert. Das Gutachten der Sachverständigen-Kom- 
mission, das 1909 erstattet und unter dem Titel „Kriminal- 
politische Richtlinien und Vorschläge“ veröffent- 
licht wurde, schließt folgendermaßen: „Auf Grund des oben 
im Gutachten Angeführten sprechen wir uns 

gegen den Vorschlag aus, daß seitens der Kgl. Re- 
gierung ein Antrag an den Reichstag über gesetzliche Bestim- 
mungen betreffs obligatorischer Untersuchung des Geistes- 
zustandes derjenigen, die von einem Untergericht zum Tode 
oder zu lebenslänglicher Zuchthausstrafe verurteilt worden 
sind, eingebracht wird, 

schlagen dagegen vor, daßein Gesetzentwurf betreffs 
obligatorischer gerichtlich- DaychiätfincherÜntersuchung aller Per- 
sonen ausgearbeitet wird, die wegen Mordes und Kindesmordes 
sowie gewisser Arten von Brandstiftung, Sachbeschädigung 
und Sittlichkeitsverbrechen oder Versuchs dieser Verbrechen 
angeklagt werden, wie auch von Verbrechern, die mindestens 
zweimal rückfällig geworden sind, und von Minderjährigen, die 
Verbrechen begangen haben, 

ferner, daß — als notwendige Voraussetzung für die 
gesetzliche Bestimmung einer derartigen obligatorischen Unter- 
suchung — folgende Reformen durchgeführt werden: 

1. Neuorganisation des Gefängnisärztekorps; 
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2. Einrichtung einer besonderen Kommission 
als höchste Instanz in gerichtspsychiatrischen 
Sachen; 

3. Erlaß allgemeiner Bestimmungen betreffs 
der Behandlung von Verbrechern, die wegen 
Geisteskrankheit für straffrei erklärt worden 
sind, und | 

4. ErlaB allgemeiner Bestimmungen betreffs 
der Behandlung psychisch abnormer Verbrecher.“ 


Schließlich ist die Frage einer obligatorischen gerichtlich- 
psychiatrischen Untersuchung gewisser Kategorien von Ange- 
klagten Gegenstand einer eingehenden Behandlung auf der 
Jahresversammlung des Dänischen Kriminalistenvereins in 
Kopenhagen 1911 gewesen. Hierbei stellte Dr. Wimmer fol- 
genden Antrag: „Obligatorische gerichtlich-psychia- 
trische Untersuchung von Gesetzesübertretern 
hat stattzufinden 1. bei Mord und damit verwandten 
Verbrechen (Totschlag, Kindesmord), 2. bei Brandstiftung 
mit nicht deutlich wirtschaftlichem Motiv, 3. bei Sittlich- 
keitsverbrechen und schließlich 4. betreffs aller se- 
nilen erstmaligen Verbrecher.“*) 


In der Diskussion anläßlich des Wim m erschen Vortrages 
wies Prof. Torp darauf hin, daß gemäß dem von mir stam- 
menden Vorschlage obligatorische Untersuchung stattzufinden 
hätte auch bezüglich Rückfälliger oder, genauer bestimmt, 
solcher Personen, die, nachdem sie innerhalb eines bestimmten 
Zeitraums zweimal wegen bestimmter, genauer angegebener 
Verbrechen — wie Gewalttätigkeit, Verbrechen gegen die 
Freiheit anderer, Eigentumsverbrechen, Sittlichkeitsverbrechen 
und gemeingefährlicher Verbrechen — verurteilt worden sind, 
oder nachdem sie wenigstens einmal wegen eines derartigen 
Verbrechens und dazu ein- oder mehrmals wegen Vagabun- 
dierens oder damit verwandter Vergehen verurteilt worden 
sind, aufs neue ein solches Verbrechen begehen. 

Nach dem, was hier aus der skandinavischen kriminalisti- 


*) Forhandlingerne paa Danske Kriminalistforeningens ottende 
Aarsmöde, 1911. 
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schen Literatur, die nach der Veröffentlichung der dieser 
deutschen Bearbeitung zugrunde liegenden schwedischen Ab- 
handlung zutage getreten ist, angeführt worden ist, will es 
scheinen, als wenn das generelle Prinzip betreffs obligatorischer 
gerichtlich-psychiatrischer Untersuchung gewisser Arten von 
Gesetzesübertretern sowie die wichtigsten der von mir ange- 
gebenen Anwendungen dieses Prinzips gute Aussichten hätten, 
in Schweden und Dänemark in’nicht allzu entlegener Zeit in 
das Gesetz aufgenommen zu werden, und eben aus diesem 
Grunde wage ich zu hoffen, daß die Untersuchungen und Er- 
gebnisse, die diese Schrift bietet, einiges Interesse vielleicht 
auch für die deutschen Kriminalisten besitzen werden. 


Heynsmann'sche Huchdrucherei (Gebr. Wolff). Halle a. 8 
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Der Zweck der Zeitschrift ist in erster Linie der, zu lehren, wie 
man durch bewährte und einfache Methoden in den einzelnen Fällen der 
psychiatrisch-neurologischen Praxis zu einer möglichst genauen Feststellung 
der Symptome und zur richtigen Auffassung der Krankheitsart gelangt. Ge- 
rade an den praktischen Arzt treten schon jetzt die diagnostischen Fragen 
bei beginnenden Psychosen und Psycho-Neurosen oft sehr dringend heran. 
Das gleiche gilt in noch höherem Grade von den an psychiatrischen Kliniken, 
Stadtasylen oder Abteilungen von Krankenhäusern tätigen Aerzten, an die 
in immer höherem Maße die Forderung einer schnellen und sicheren Er- 
kennung der Krankheit gestellt wird. Aber auch die Psychiater an den 
größeren Anstalten mit einem starken Überwiegen des Präsenzstandes über 
die Zahl der Neuaufnahmen können sich der allgemeinen Entwicklung nicht 
entziehen und werden besonders in Fällen von Begutachtung immer mehr 
genötigt, von dem Werkzeug einer genaueren Methodik Gebrauch zu machen. 
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IX. Band, Heft 5. 


Der sexuelle Infantilismus. 
Von 


Dr. med. Magnus Hirschfeld und Dr. med. Ernst Burchard, 
Nervenärzten, Berlin. 


Die normale Entwicklung der Gesamtpersönlichkeit hat 
zur Voraussetzung, daß die Sexualität in harmonischem Zu- 
sammenhange mit allen physischen und psychischen Funktionen 
eine Reife erlangt, die es ermöglicht,. ihre Antriebe in 
individueller und sozialer Hinsicht zweckmäßig zu verwerten. 
Die physiologischen Vorbedingungen hierzu beruhen auf einer 
normalen Anlage und Entwicklung der in Betracht kommenden 
anatomischen Elemente, die sich aus den nervösen Sexualzentren, 
ihren zentripetalen Zuleitungs- und zentrifugalen Fortleitungs- 
bahnen mit den dazu gehörigen Nervenendapparaten einer- 
seits und anderseits den drüsigen Organen zusammensetzt, 
welche im wesentlichen durch innere Sekretion die biochemischen 
Anreize sexueller Leebenstätigkeit liefern. — Da dieselben 
Sekretionsstoffe auch anderweit wichtigen körperlichen und 
seelischen Funktionen dienen, folgert schon daraus der innige 
Zusammenhang zwischen der sexuellen Entwicklung und allen 
übrigen Lebensvorgängen. 

Aus den Wechselwirkungen der hier in Betracht kommenden 
Faktoren ergibt ‚sich bei normalem Verhalten das Bild einer 
gesunden psycho-sexuellen Individualität. Unter den mannig- 
fachen Möglichkeiten, welche dieselbe störend beeinflussen und 
verzerrte, in ihren Äußerungen disharmonische und unzweck- 
mäßige geschlechtliche Persönlichkeiten bedingen, nehmen die 
Erscheinungsformen einen breiten Raum ein, deren Ursachen 
wir in einer mangelhaften Evolution zu suchen haben, mag 
diese sich nun auf die psychopbysische Gesamtentwicklung oder 
vorwiegend auf den sexuellen Faktor derselben beziehen oder 
schließlich auf einer Disharmonie zwischen psychischer Wider- 
standsfähigkeit und sexuellen Antrieben beruhen. 
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Alle diese Fälle müssen wir als psycho-sexuelle Entwick- 
lungshemmungen ansehen und können sie unter den patholo- 
gischen Begriff des „sexuellen Infantilismus“ subsumieren. 

Dieser ausgesprochen pathologische Begriff ist natürlich 
scharf von der normalen „infantilen Sexualität“ zu unter- 
scheiden, die in ihren charakteristischen Zügen und Entwick- 
lungsstadien vielfach beschrieben ist und sich namentlich in 
Einzelerscheinungen oft noch jahrelang nach der körperlichen 
Reife bemerkbar macht. Erst der Abschluß der psychischen 
Evolution muß normalerweise auch eine dem Ganzen harmonisch 
eingefügte, differenzierte und in bezug auf Triebrichtung und 
individuelles Gepräge fixierte Sexualität mit sich bringen. 

In den Fällen ausgesprochener Idiotie und Imbezillität 
tragen naturgemäß auch die Äußerungen der Sexualität so 
deutlich das Gepräge der die gesamte Persönlichkeit charakteri- 
sierenden Minderwertigkeit, daß Zweifel an ihrer pathologischen 
Bewertung nicht obwalten werden. Anders aber liegt es in 
den Fällen, die wir nicht als Zustände allgemein gehemmter 
Entwicklung auffassen können, bei denen vielmehr nur in ein- 
zelnen, im gewöhnlichen Leben nicht genug auffallenden Zügen 
sich mangelnde Reife dokumentiert. Gerade diese Formen von 
partiellem und weniger ausgesprochenem Infantilismus stehen 
vielfach in engem Zusammenhange mit einer mangelhaften 
Anlage oder Reife der sexuellen Funktionen, die sich auch in 
der körperlichen Entwicklung ausspricht. 

Die Äußerungen der Sexualität kommen in 
diesen Fällen über das Niveau kindlicher Spiele- 
reien nicht hinaus. | 

Es ist charakteristisch, daß auch die Wahl der Sexual- 
objekte eine entsprechende ist und pädophile Betätigungen in oft 
recht harmlosen Formen die adäquateste Befriedigung gewähren. 


Wir lassen zur Illustration derartiger Fälle drei Begut- 
achtungen folgen: 

Die ersten beiden Patienten zeigen bereits in der primären 
Sexualanlage sehr bemerkenswerte Entwicklungshemmungen. 
Wie wichtig der Zusammenhang zwischen den physischen, 
psychischen und psycho-sexuellen infantilistischen Zügen in 
forensischer Hinsicht ist und wie schwer es hält, die dadurch 
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bedingten die normale Widerstandsfähigkeit und Verantwort- 
lichkeit ausschaltenden bezw. vermindernden Momente dem 
Richter klar zu machen, geht aus der Geschichte des ersten 
Falls, die aus unseren beiden Gutachten Ia und Ib erhellt, zur 
Genüge hervor. 


Der zweite Fall, der noch nicht zur gerichtlichen Ent- 
scheidung gelangt ist, hat mit dem ersten insofern große Ähn- 
lichkeit, als auch hier eine Entwicklungshemmung bereits an 
den primären Geschlechtscharakteren, den Genitalien, zu kon- 
statieren ist. Während bei dem ersten Patienten es sich um 
eine Aplasie der Hoden handelt, liegt bei dem zweiten eine ab- 
norme Kleinheit des Penis vor. Auch auf psychischem Gebiete 
zeigen beide Fälle manche Übereinstimmung, obwohl im zweiten 
der Grad der Intelligenz offenbar ein weit höherer ist als im 
ersten. Wesentliche und charakteristische Unterschiede sind 
dagegen durch die Verschiedenheit der Triebrichtung bedingt, 
die bei dem ersten Patienten ausgesprochen hetero-, bei dem 
zweiten homosexuell ist. Im Zusammenhange damit begegnen 
wir bei dem letzteren auch gewissen femininen Zügen, worin 
er wieder Beziehungen zum dritten Fall zeigt. 


In diesem Falle finden sich an den Genitalorganen selbst 
keinerlei Hemmungs- oder Verkümmerungserscheinungen. Da- 
gegen treten in den körperlichen sekundären Geschlechts- 
charakteren Züge mangelhafter Reife zutage, sowohl in dem ge- 
samten Körperhabitus, wie namentlich in der Körperbehaarung, 
dem Bartwuchs und anderen Einzelheiten. Noch mehr doku- 
mentieren sich Zeichen einer nicht recht zum Abschluß gelangten 
Pubertät in psychischer Beziehung; doch ist diese Minder- 
wertigkeit durch eine oberflächliche und mehr äußerliche An- 
passung an das Verhalten und an die Leistungen der entspre- 
chenden Altersstufe so gut verdeckt, daB der Patient weder 
im gewöhnlichen Leben noch in seiner Berufstätigkeit besonders 
auffällt. Seine Sexualität zeigt das Bild mangelhafter Reife in 
recht krasser Weise und erschließt uns erst recht eigentlich das 
Verständnis für den vorliegenden Infantilismus. Den kindlichen 
Äußerungen und der kindlichen Betätigungsart des Geschlechts- 
triebes entspricht die Wahl der Sexualobjekte und die charak- 
teristische Selbstverständlichkeit, mit der der Patient sich auch 


u b 


im übrigen Verkehr auf die gleiche Stufe mit seinen unreifer 
oder höchstens halbreifen erotischen Partnern stellt. 


Gutachten Ia. 


Von den Angehörigen des früheren Lehrers Herrn R. 
V., geboren den 1. Oktober 1855 zu B. Kreis D., sind 
wir ersucht,” ein sachverständiges Gutachten darüber abzu- 
geben, inwieweit bei demselben zur Zeit krankhafte Störungen der 
Geistestätigkeit vorliegen, inwieweit diese bereits zur Zeit der Be- 
gehung der strafbaren Handlungen bestanden haben, welche im Jahre 
1908 zu seiner Verurteilung führten, und ob, beziehungsweise in 
welchem Grade infolge dieser krankhaften Störungen der Geistes- 
tätigkeit seine freie Willensbestimmung damals im Sinne des $ 51 
StrGB. ausgeschlossen war. 

Wir haben Herrn V. dieserhalb sechs Wochen hindurch ge- 
meinsam beobachtet, wiederholt eingehend untersucht und explo- 
riert und bei seinen Angehörigen und Bekannten Erkundigungen 
tiber sein Verhalten, seine Eigenarten und sein Vorleben eingezogen. 

Nachdem wir uns auf Grund dieser Unterlagen ein klares, 
eindeutiges Urteil über den Geisteszustand des Herrn V. gebildet 
haben, geben wir unser Gutachten im folgenden ab: 

Vorgeschichte: Die Eltern des Herrn V. entstammten sehr 
verschiedenen Gesellschaftsschichten, der Vater, Dorfschullehrer, 
einer Bauernfamilie, die Mutter, Tochter eines adligen Majors, aristo- 
kratischen Kreisen. Nach dem Tode des Großvaters mütterlicher- 
seits hatte sich die Großmutter nicht mehr um ihre Kinder ge- 
kümmert und sie der Pflege fremder Leute überlassen. 

Der Vater des V. soll ein eigentümlicher, ungewöhnlich 
jäbzorniger Mann gewesen sein. Er wurde einmal wegen Miß- 
handlung eines Schulkindes bestraft; es ging von ihm auch das 
Gerücht, daß er sich mit Kindern geschlechtlich zu schaffen machte. 
Doch fehlen positive Anhaltspunkte für diese Annahme. 

Von den acht Geschwistern V.s zeigen zwei Brüder Eigen- 
tümlichkeiten in psychischer Hinsicht, der eine soll ungewöhnlich 
schwach beanlagt sein, sodaß er in der ganzen Gegend als „Trottel* 
gilt, der andere ist wegen seines geradezu krankhaften Geizes be- 
kannt, der sich in der unsinnigsten und absonderlichsten Weise äußert. 
Ein dritter Bruder soll — ebenso wie V. selbst — an einer Miß- 
bildung der Genitalien leiden. 

V. war ein schwächliches, aber nicht gerade krankes Kind, 
das eine Reihe neuropathischer Züge zeigte, unter denen es am 
bemerkenswertesten ist, daß er bis zum vierzehnten Lebensjahre 
das Bett näßte. Er lernte in der Schule leidlich, versagte nur 
damals schon völlig im Rechnen. In seinem dreizehnten Jahre 
warf ihm sein jähzorniger Vater einen faustgroßen Feldstein an den 
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Kopf, sodaß er schwerverletzt besinnungslos zu Boden sank. Seit- 
her leidet er häufig an Schwindelanfällen und Kopfschmerzen. Mit 
19 Jahren kam er, nachdem er schon seit seiner Konfirmation unter 
Aufsicht des Vaters in der Dorfschule unterrichtet hatte, auf die 
Präparandenanstalt, versagte hier aber so völlig im Rechnen und 
in der Mathematik, daß ihm der Rat erteilt wurde, die Anstalt 
zu verlassen, da er die Aufnahmeprüfung für das Seminar doch 
nicht bestehen würde. Er ging deshalb nach Hause, wurde aber 
von seinem Vater, der darauf bestand, daß er Lehrer werden sollte, 
gezwungen, eine andere Präparandenanstalt zu besuchen, und wurde 
denn auch, nach einjährigem Aufenthalt in dieser, mit 201/s Jahren 
probeweise ins Seminar aufgenommen. Seine Leistungen in dem- 
selben waren nach seinen eigenen Angaben und nach Ausweis seiner 
Zeugnisse kaum mittelmäßig. Es gelang ihm nicht, sich zu kon- 
zentrieren, seine Gedanken verließen ihn häufig, sein Gedächtnis 
versagte, sodaß er oft nicht wußte, was er eben gelesen hatte. 
Nur durch eisernen Fleiß erreichte er es, daß er nach vierjährigem 
(anstatt dreijährigem) Besuch des Seminars die Abgangsprüfung not- 
dürftig bestand. Nachdem er an zwei Stellen kürzere Zeit (5 Monate 
bezw. 1!/s Jahre) unterrichtet hatte, wurde er Nachfolger des Lehrers 
in Z., dessen Tochter er geheiratet hatte. In dieser Stellung 
blieb er 21!/s Jahre bis zu seiner Dienstenthebung Ostern 1908. 


Bezüglich des Geschlechtslebens des V. ermittelten wir, daß 
er seit dem 15. Jahre onaniert hat, worauf er durch Reibungen 
des Gliedes beim Trabreiten kam, und im Alter von 24 Jahren 
zum ersten Male mit einer Prostituierten den Beischlaf ausübte. 
Er hat gelegentlich vor der Verheiratung und in der Ehe regel- 
mäßig, wenn auch in Zwischenräumen von einigen Wochen, mit seiner 
Frau koitiert, bis im Alter von etwa 40 Jahren sich ein merkliches Nach- 
lassen der sexuellen Potenz bei ihm bemerkbar machte, sodaß er 
den Beischlaf nur selten auf Verlangen seiner Frau mit immer größerer 
Mühe vollziehen konnte. In späteren Jahren trat dann, nament- 
lich nach größerer geistiger Anstrengung, schlaflosen Nächten oder 
irgendwelchen Aufregungen, ein unwiderstehlicher Drang bei ihm 
auf, kleinen Mädchen an den Geschlechtsteilen zu spielen, der zu 
den Haudlungen führte, die seiner Verurteilung zu Grunde lagen. 
Seiner Angabe nach geriet er, wenn die Versuchung im Zusammen- 
sein mit den Kindern während des Unterrichts an ihn herantrat, 
in einen Zustand völliger Benommenheit und handelte, während 
Denken und Ueberlegen schwanden, lediglich unter dem Einflusse 
eines ihm selbst unklaren unwiderstehlichen Zwanges. Seiner An- 
gabe nach hat V. in diesen Jahren außerdem an periodisch, . etwa 
alle vier Wochen, auftretenden, einige Tage anhaltenden ängst- 
lichen Beklemmungen gelitten. 


Das sonstige Verhalten des V. vor und während dieser 
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Zeit glauben wir nicht charakteristischer schildern zu können als 
dadurch, daß wir die diesbezügliohen Angaben der Ehefrau im Wort- 
laut folgen lassen. Wir tragen keinerlei Bedenken, denselben un- 
bedingten Glauben zu schenken, weil wir uns von dem schlichten, 
peinlich wahrheitsliebenden und absolut offenen Charakter der Frau 
hinlänglich durch eigne Beobachtung überzeugen konnten, weil 
ihre Mitteilungen sich ferner mit den Angaben anderer Personen, 
die V. kannten, völlig decken und weil die Schilderungen endlich 
so unverkennbar den Stempel innerer Wahrscheinlichkeit und guter 
Beobachtung tragen, daß wir aus sachverständiger Ueberzeugung mit 
absoluter Bestimmtheit versichern können, daß es für die Frau ab- 
solut unmöglich wäre, derart oharakteristische, in allen Einzelheiten 
harmonisch zusammenstimmende Erscheinungen eines pathologischen 
Zustandsbildes im Ganzen oder im Einzelnen zu erfinden, oder auch 
nur auszuschmücken. 


‚ Die Frau berichtet uns folgendes: 3 

„Während unseres Zusammenlebens ist mir an meinem Mann 
immer große Zerstreutheit und Gedankenlosigkeit aufgefallen. Ferner 
war er in seinen Entschlüssen ganz unberechenbar, was er heute 
für richtig hielt, fand er am nächsten Tage ganz falsch und än- 
derte am kommenden Tag seine Meinung schon wieder. Oft blieb 
er auch fest bei einem Entschluß und im entscheidenden Augenblick 
tat er doch anders, wie er sich vorgenommen hatte, worüber er 
sich stets sehr ärgerte. Mitteilungen, die ich ihm zu machen hatte, 
hörte er oft an, ohne ihren Sinn gefaßt zu haben, so daß er am 
nächsten Tag fest davon überzeugt war, ich hätte ihm nichts ge- 
sagt. So habe ich den Vorwurf hören müssen, ich handle bei wirt- 
schaftlichen Angelegenheiten eigenmächtig, ohne es mit meinem 
Mann besprochen zu haben, während er in Wirklichkeit nur ver- 
gessen hatte, daß es so zwischen uns verabredet war, 


Für den Unterricht in der Schule bereitete sich mein Mann 
immer sebr gewissenhaft vor, hat mir aber oft geklagt, wie nutz- 
los er oft arbeiten müsse, wenn er ein paar Stunden für eine Lek- 
tion präpariert habe, dann wisse er nachher nicht, was er getan, 
und die ganze Arbeit sei vergeblich gewesen. Er ließ sich dann 
am Morgen früh wecken, denn er sagte, dann sei sein Geist frischer 
und er könne mit mehr Erfolg arbeiten. Schriftliche Arbeiten an- 
zufertigen wurde ihm besonders schwer. Bei Konferenzarbeiten 
ließ er sich von seinen Kollegen helfen, aber auch Briefe einfachen 
Inhalts machten ihm Mühe, da er immer nicht den rechten Aus- 
druck finden konnte. Damit er nun nicht so viel Zeit darauf ver- 
wenden sollte, habe ich ihm dies ganz abgenommen, oder wenn 
dies nicht ging dabei geholfen, ebenso beim Verfassen der Aufsätze 
für die Schule, wo es darauf ankam, einfache Ausdrücke zu benutzen, 
Die Hefte der Schüler mußte er, trotzdem er sehr viel Zeit darauf 
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verwandte, meistens zweimal nachsehen, weil sonst immer Fehler 
stehen blieben. Oft verließen ihn die Gedanken in der Schule auch 
ganz, so daß er z. B. beim Rechenunterricht zu mir kommen mußte, 
um sich wieder zurecht helfen zu lassen, was ich sehr unnatürlich 
fand, da er doch mehr gelernt hat wie ich, Viel Schuld an all 
diesem war wohl, daß er es im Amt ziemlich schwer hatte. Viele 
Jahre hat er gegen 150 Kinder allein unterrichten müssen. | 


Da dies alles sehr anstrengend war, wurden seine Nerven 
immer schlechter. Er klagte viel über Druck im Kopf, so manch- 
mal, wenn er so sehr abgespannt aus der Schule kam, hat er zu 
mir die Befürchtung ausgesprochen, er würde einmal wahnsinnig 
werden. Viele Jahre litt er auch schon an Schlaflosigkeit, hat 
hiergegen verschiedene Mittel angewandt, die wohl für eine Zeit 
etwas halfen, nachher wars doch wieder das Alte. Viel hatte er 
auch mit Schwindelanfällen zu tun, ebenso mit Kreuzschmerzen. 
Der Arzt erklärte dies alles für Zufälle nervöser Art, hielt es für 
dringend notwendig, daß mein Mann längere Zeit Urlaub nehme, 
weil sonst Schlimmes zu befürchten sei. Es ist vom Urlaubnehmen 
aber nicht viel geworden. 


In unserm persönlichen Verhältnis war mein Mann recht 
oft sehr verletzend; wenn ich ihm deshalb Vorstellungen machte, 
sagte er mir immer, ich dürfte ihm das nicht übelnehmen, ich wisse 
doch, daß er manchmal nicht anders könne, und er meine das nicht so. 
Ich habe auch wirklich Beweise gehabt dafür, daß er mich wirk- 
lich lieb hatte, und doch konnte er das rauhe Wesen nicht ab- 
legen. Einmal fand er mich außerordentlich fleißig und sparsam 
und ein andermal war ich verschwenderisch und unpraktisch. Viel 
Grundzu Zerwürfnissen gab auch die Neigung meines Mannes, allerlei 
Sachen auszuplaudern, die niemand zu wissen brauchte. Wenn er mit 
Menschen zusammenkam, habe ich vorher denn immer vorgerech- 
net, was er alles nicht sagen dürfte, für eine kurze Zeit hielt das 
vor, ich konnte aber nicht immer vorher wissen, was er wohl sagen 
könnte, nachher sah er dann ganz gut ein, daß er dieses oder jenes 
nicht hätte sagen müssen. In der Schule hat er auch oft erzählt, 
was nicht dahin gehörte, sogar Sachen erzählt, die er wirklich ge- 
heim hielt und wo er es sogar mir zur Pflicht gemacht hatte, nicht 
darüber zu sprechen. So wollte er z. B. nicht, daß wir über unsere 
Vermögensverhältnisse sprechen sollten, in der Schule aber hat er 
erzählt, wieviel wir hätten und auch wo wirs angelegt hätten. Er 
hat sich durch das, was er in der Schule gesprochen und was nicht 
dahin gehörte, viel Feinde gemacht. Wenn ich ihn hierauf auf- 
merksam machte, tat es ihm auch leid, und wünschte er es lassen 
zu können. Er sagte dann: Ich kann nicht anders, so war schon 
mein Vater und so bin ich auch. Wenn ich ihm dann vorhielt, man 
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müsse doch den festen Willen haben, dann jammerte er wieder 
Ich habe doch keinen festen Willen, der fehlt mir ja eben. 


Ueber unser eheliches Verhältnis kann ich mir eigentlich gar 
kein Urteil erlauben, weil ich darin keine Erfahrung habe, wie es 
eigentlich sein soll. Kinder blieben uns versagt. Nach Aussagen 
zweier Aerzte lag die Schuld hieran an meinem Mann. In letzter 
Zeit hat er mich wohl vernachlässigt. Ich nahm aber an, dies 
brächte das zunehmende Alter, auch wohl der Gesundheitszustand 
meines Mannes so mit sich. Ich habe auch gefunden, daß sich mein 
Mann nur noch aus Pflichtgeftihl mir näherte, er glaubte auch, sich 
mir gegenüber deshalb entschuldigen zu müssen, er könne doch 
nicht dafür. Von den Verfehlungen meines Mannes habe ich nicht 
früher eine Ahnung gehabt, als wie er angezeigt war. Er sagte 
dann hierüber zu mir, daß er viel in schlaflosen Nächten gekämpft 
habe und sich selbst verachtet um seines Tuns, er habe auch so 
oft den festen Entschluß gefaßt, es sollte nicht mehr vorkommen, 
in der Schule nach einigen Unterrichtsstunden sei es dann doch 
wieder geschehen und zwar ganz gedankenlos und ohne das Be- 
wußtsein, etwas Unerlaubtes zu tun. Ich habe ihn in der Zeit oft 
des Nachts stöhnen gehört, auf meine Frage, was ihm fehle, erhielt 
ich aber immer nur die Antwort: Ich kann nicht schlafen. Nach- 
dem hat mir mein Mann gesagt, daß es der Abscheu vor sich selber 
gewesen sei, der ihn gequält. Er habe auch manchmal den Vor- 
satz gefaßt, sich mir anzuvertrauen, damit ich ihm helfe, doch hat 
er wieder nicht den Mut dazu gehabt, da er fürchtete, er könne 
mich verlieren, und das schien ihm noch das Schlimmste. 


Nachdem ich nun dies alles erfahren hatte und mein Mann 
schon angezeigt war, schien es mir immer, als wenn er noch nicht 
auf Strafe rechnete, er schien es nicht mal zu glauben, wenn es 
ihm gesagt wurde; erst nachdem er verhaftet war, kam es ihm so 
recht zum Bewußtsein, daß ihn Strafe erwartete. Da ist mir der Ge- 
danke an eine Geistesgestörtheit bei meinem Mann gekommen und 
habe ich es eigentlich nicht recht begreifen können, wie mir der 
Gedanke nicht früher gekommen ist, wenn ich an so manche kleine 
Begebenheit dachte. Leider ist mir das Meiste jetzt nach fast 4 Jahren 
schon wieder entfallen. Es fällt mir noch ein, daß, wenn ich ihm 
irgend eine Sache klar machen wollte, er immer sagte: Nicht so 
schnell, so schnell kann ich nicht folgen, du mußt es mir klar machen 
wie einem kleinen Kinde. Ein andermal haben wir lange Zeit 
über eine Sache gasprochen, die so leicht verständlich war, kamen 
aber zu keinem anderen Resultat, als daß mein Mann sagte: „Ich 
glaube es dir, weil du’s sagst, einsehen kann ich es nicht; leider 
habe ich ganz vergessen, um was es sich handelte. Ich glaube es 
betraf irgend eine landwirtschaftliche Berechnung.“ 


Ergänzend möchten wir noch aus den mündlichen Mitteilungen 
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der Ehefrau anführen, daß es ihr häufig aufgefallen ist, daß V. an 
gewissen, bisweilen ganz belanglosen Sachen mit eigensinniger Zähig- 
keit haften blieb, sie sich absolut nicht aus dem Sinn schlagen konnte 
und immer wieder darauf zu sprechen kam; daß er ferner vielfach 
eine gewisse Neigung zeigte, sich selbst herabzusetzen, kleine Ver- 
sehen tragisch zu nehmen und in übertriebenen Selbstbeschuldigungen 
aufzubauschen. Die Frau hatte oft den Eindruck, als ob er einen 
förmlichen Genuß in solchen Selbstvorwürfen fände. 


Nach den Angaben seiner Kollegen bezw. Vorgesetzten, des 
Pastors O., des Oberlehrers B. und M., der Lehrer P. und R. soll 
V. auf sie schon seit 12 Jahren den Eindruck der Geistesschwäche 
gemacht haben. Sie haben bei ihm wahrgenommen, daß er nicht 
logisch zu denken vermag, daß er völlig willenlos und unselbständig 
ist, daß er keine Konferenzarbeit allein, sondern stets nur mit 
Hilfe der anderen Lehrer machen und eben Gelesenes nicht be- 
halten und wiedergeben konnte, 


Befund: V. ist ein grazil gebauter, mittelgroßer Mann von schlaf- 
fer Muskulatur und zarter, welker Haut, für seine Jahre stark gealtert. 
Der Gesichtsausdruck ist schüchtern, hilflos und verträumt, der 
Blick fragend und ausdruckslos. Es besteht hochgradige Kurzsichtig- 
keit auf beiden Augen. Das Gesicht ist asymmetrisch gebaut. Die 
Ohrmuscheln sind klein und wenig differenziert, die Ohrläppchen 
angewachsen. Das Haupthaar ist dünn und weich, die Körperbe- 
haarung sehr spärlich. Die Stimme ist zart und hoch ; es besteht aus- 
gesprochene Neigung in Fisteltönen zu sprechen und zu singen. 
Der Befund der Brustorgane bietet nichts Besonderes. 


Der Penis ist normal entwickelt. Beide Hoden sind dagegen 
in hohem Grade verkümmert oder vielmehr in der Entwickelung 
zurückgeblieben. Sie liegen nicht den normalen Verhältnissen ent- 
sprechend im Hodensack, sondern sind für gewöhnlich — wie bei einem 
noch nicht geborenen Kinde — in den Leistenkanälen verborgen. 
Die mikroskopische Untersuchung des Samens ergab das völlige 
Fehlen von Samenfäden (Azoospermie). 

Reflexe und Gefäßerregbarkeit sind lebhaft; V. errötet leicht. 
Hände und Füße sind sehr klein. 

In dem psychischen Bilde fällt zunächst das Affektleben so- 
wohl durch seinen leichten und raschen Wechsel wie durch seine 
matte Färbung eigenartig auf. Im allgemeinen herrscht eine ver- 
zagte, deprimierte Stimmung vor, die aber deutlich die Merkmale 
einer stumpfen Apathie und Teilnahmlosigkeit zeig. V. kann 
stundenlang träumend vor sich hinbrüten und fährt, wenn man ihn 
anspricht, wie aus tiefem Schlafe auf. Die gewöhnlich bestehende 
Depression macht bisweilen einer ebenso apathischen, man möchte 
fast sagen blöden Euphorie Platz, die ihm selbst nicht recht klar 
und kaum bewußt zu sein scheint. Dauernd macht V, den Ein- 
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(druck, als ob es ihm am liebsten ist, wenn man ihn völlig in Ruhe 
läßt. Sein Wesen zeigt eine ängstliche, devote Dienstwilligkeit und 
erinnert lebhaft an das Verhalten eines braven Schulkindes. 


Seine Intelligenz steht auf äußerst niedriger Stufe. Zwar 
verfügt er über eine ganze Reihe auswendig gelernter Begriffe und 
Kenntnisse, weiß aber mit denselben nichts Rechtes anzufangen. 
Für Zeitfragen und wissenschaftliche Betrachtungen fehlt ihm jedes 
Interesse; was er in der Zeitung liest, kann er nicht behalten. 
Einfache Denk- und Rechenoperationen machen ihm die größten 
Schwierigkeiten. 

Die Aufgabe 12 X 13 beispielsweise beantwortet er nach 
einer Minute mit 146 und muß auf die richtige Lösung erst ge- 
bracht werden. Sein Assozietionsvermögen ist äußerst gering. Selbst 
auf Begriffe aus dem Landleben, die ihm nahe liegen und geläufig 
sein müßten, findet er nur spärliche und seltsam sprunghafte Asso- 
ziationen, so knüpft er an das Wort „Acker* in langen Pausen: 
Sämann .. . Buch... Tisch . . . Stock... . Krücke. .... 

Die Ergänzung einfacher Gedanken, das Lösen leichtester 
Rätsel macht ihm die größten Schwierigkeiten. Bei der leichtesten 
geistigen Anstrengung macht sich nach kurzer Zeit eine hochgradige 
Abspannung und Ermüdung auch physisch deutlich bemerkbar. Er 
wird rot im Gesicht, zeigt deutliche Pulsbeschleunigung und gerät 
in Transpiration. 

Wie wir bereits erwähnten, ist seine Merkfähigkeit äußerst 
gering. Den Inhalt einfachster Lesestücke kann er nur lückenhaft 
und ohne Hervorhebung des Wesentlichen reproduzieren. 

Abgesehen von einer gewissen, in seiner geringen geistigen 
Regsamkeit wurzelnden Zähigkeit des Willens fehlt ibm jede Ener- 
gie. Er ist leicht bestimmbar, fügt sich jedem fremden Willen und 
bekundet in seinem ganzen Handeln die denkbar größte Unselb- 
ständigkeit und Hilflosigkeit. 


Zur Zeit ist er in einer Pianofortefabrik beschäftigt, kann 
aber nur die leichtesten, rein mechanischen Arbeiten verrichten. 


Gutachten: V. zeigt gegenwärtig unverkennbar und zwei- 
fellos das!Bild hochgradigen Schwachsinns. Affektleben, Intelligenz 
und Willenstätigkeit stehen auf gleich niedrigem Niveau. Es fragt 
sich nan, wann und wie dieser Zustand entstanden ist, inwieweit 
er zur Zeit der strafbaren Handlungen bestanden hat und bei der 
Beurteilung derselben in Betracht zu ziehen ist. 

Es ist nicht ganz auszuschließen, daß gewisse eigenartige Töne 
und Färbungen des Zustandsbildes durch die langjährige Haft hervor- 
gerufen sind. Das apathische Wesen, das übertrieben devote Ver- 
halten mögen zum Teil darauf zurückzuführen sein. Die wesent- 
lichen und für den Gesamtzustand charakteristischen Erscheinungen 
sind indessen hierdurch nicht zu erklären. 
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Sie wurzeln zweifellos tief in der von Hause aus krankhaften. 
psychischen Persönlichkeit des V., wie sie uns in seltener Ueber- 
einstimmung in der Vorgeschichte und dem objektiven Befunde ent- 
gegentritt. 

Die psychischen Erscheinungen lassen in Verbindung mit den 
charakteristischen körperlichen Merkmalen keinen Zweifel daran, 
daß wir es mit einem schwer belasteten und degenerierten Menschen 
zu tun haben. V. ist in seiner psychischen Entwickelung niemals 
über die Kindheit hinausgekommen. Es besteht bei ihm ein aus- 
gesprochener Infantilismus. Sicher steht dieser im Zusammenhang 
mit der Entwicklungshemmung seiner Geschlechtsorgune. Gegen- 
über der gutachtlichen Aeußerung des Herrn Dr. S., der sich dahin 
geäußert hat, daß „V. mit diesem Geschlechtsglied nicht impotent sein 
könne“ und „daß er geschlechtlich völlig normal sei*, müssen wir 
folgendes feststellen: 

Größe und Beschaffenheit des Geschlechtsgliedes sind für 
die Potenz eines Mannes in keiner Weise ausschlaggebend. Seine 
ganze geschlechtliche Entwickelung und Individualität ist dagegen. 
in erster Linie abhängig von den Keimdrüsen (Hoden), welche 
durch sogenannte innere Sekretion dem Körper Säfte zuführen, 
die das Sexualzentrum im Gehirn erst zu seiner Tätigkeit anregen. 
und die körperliche und geistige Geschlechtsreife bedingen. 


Gerade diese ausschlaggebenden Geschlechtsorgane aber sind 
bei V. in hohem Maße verkümmert und niemals zu normaler Ent- 
wicklung gelangt. Sie sind in den Leistenkanälen zurückgeblieben, 
abnorm klein (wie bei einem etwa zehnjährigen Knaben) und ent- 
halten in ihren Sekretionsprodukten auch keine Andeutung der 
wichtigsten Bestandteile, der männlichen Fortpflanzungszellen, der 
Samenfäden. 

Im Einklang damit sind auch die sekundären Geschlechts- 
charaktere, Körperbehaarung und Stimme, deren Entwicklung bezw. 
Umbildung gleichfalls von der inneren Sekretion dieser Keimdrüsen 
abhängt, nur sehr unvollkommen im Sinne des männlichen Geschlechts- 
typus entwickelt. 

Der psychische Infantilismus steht somit, da auch das Reif- 
werden der sexuellen und geistigen Individualität durch eine nor- 
male innere Sekretion der Keımdrüsen bedingt ist, in vollstem Ein- 
klange mit diesen körperlichen Hemmungserscheinungen. 

Als weiteres schädigendes Moment kommt dann noch die schwere 
Kopfverletzung, die V. im dreizehnten Lebensjahre crlitten hat, in 
Betracht. Auf die durch diese bedingten Veränderungen ist unserer 
Ueberzeugung nach die Neigung zu Schwindelanfällen, zur Be- 
nommenheit, die sich bis zu Däwmmerzuständen steigerte, zu ge- 
legentlichen impulsiven Aufwallungen und zu triebartigen Hand- . 
lungen im wesentlichen zurückzufuhren. 


Als geistiger Schwächling trat V. demnach ins Leben, kam 
in einen Beruf, dem er nicht gewachsen war, und dessen An- 
forderungen er nur mit fremder Nachhilfe und größter Anspannung 
seiner geringen geistigen Kräfte erfüllen, richtiger gesagt, den An- 
schein sie zu erfüllen, wahren konnte. Er hielt sich in einem 
auf der Grenze des Zusammenbruchs balanzierenden psychischen 
Gleichgewicht, bis das beginnende Rückbildungsalter seine ganze 
Persönlichkeit wieder in den Zustand des vollen seelischen In- 
fantilismus versetzte. Die geistige Liebe zu seiner Frau, in der 
er Halt und Stütze seiner gefährdeten, hilflosen Existenz sah, blieb 
natur- und gewohnheitsgemäß bestehen, seine sexuellen Neigungen 
aber wurden wieder die unklar tastenden eines Kindes, denen die 
zwingenden Impulse einer psychopathischen, durch ein Kopftrauma 
und übermäßige geistige Anstrengung aus jedem Gleichgewicht ge- 
brachten Konstitution zeitweise jede Hemmung nahmen. 

So waren seine strafbaren Handlungen im Grunde und psy- 
chologisch richtig bewertet sexuelle Spielereien eines Kindes mit 
Kindern, aber — und das ist für uns von ausschlaggebender Be- 
deutung — es waren die gefährlichen Spielereien eines Schwer- 
kranken, dem bei seiner durch den Infantilismus bedingten geistigen 
Schwäche in Verbindung mit seiner hochgradigen Neuropathie alle 
psychischen Widerstände fehlten, die krankhaften Antriebe zu unter- 
drücken. 

Unser Gutachten geht demnach dahin: 

1. Es liegt bei V. gegenwärtig ein Zustand auf dem Boden der 
Degeneration entstandener, durch einen hochgradigen Infantilismus 
der gesamten Persönlichkeit coharakterisierter geistiger Schwäche 
und eine schwere, teils konstitutionelle, teils erworbene Neuro- 
pathie vor. 

2. Dieser Zustand bestand zweifellos auch zur Zeit der Begehung 
der strafbaren Handlungen, welche zur Verurteilung des V. führten, 
und bedingt eine krankhafte Störung der Geistestätigkeit, welche 
die freie Willensbestimmung im Sinne $ 51 StGB. unbe- 
dingt ausschloß. 


Gutachten Ib. 


Das Königliche Oberlandesgericht zu Stettin hat seine Zurück- 
weisung der Beschwerde des früheren Lehrers R. V. damit 
begründet, daß aus unserem gemeinsamen Gutachten nicht zur Ge- 
nüge hervorgeht, daB der gegenwärtig bei V. bestehende krank- 
hafte Geisteszustand auch bereits zur Zeit der Delikte, die zu seiner 
Verurteilung geführt haben, vorgelegen habe, und daß ferner unser 
Gutachten keine Rücksicht auf die begleitenden Nebenumstände nehme, 
aus denen hervorgehe, daß V. bei seinen Handlungen Ueberlegung 
und Vorsicht beobachtet habe, mithin sich der Strafbarkeit der- 
selben bewußt gewesen ist. 
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In Ergänzung unseres am 20. Mai 1912 über den Lehrer Herrn 
R. V. erstatteten Gutachtens bringen wir daher noch folgende 
Gesichtspunkte besonders zum Ausdruck. 


Unsere persönlichen Wahrnehmungen stützen sich allerdings 
auf den gegenwärtig bei V. vorliegenden Befund, bei dem die lange 
Freiheitsstrafe, die materiellen Sorgen und die seelischen Leiden 
zweifellos in hohem Maße zu berücksichtigen sind. In unserer gut- 
achtlichen Beurteilung des Falles haben wir diesem Umstande aber 
nach Möglichkeit Rechnung getragen, und das Zustandsbild in der 
Weise rekonstruiert, wie es unserer Ueberzeugung nach zur Zeit 
der Delikte bestanden hat, wegen derer V. seinerzeit verurteilt 
worden ist. Es liegen bei ihm nicht nur Zeichen einer erworbenen 
geistigen Schwäche vor, auf die wir das teilnahmslose Verhalten, 
die geminderte Merk- und Erinnerungsfähigkeit, sowie die Energie- 
losigkeit zurückführen können, sondern es bestehen zweifellos auch 
sehr charakteristische Zeichen einer ausgesprochenen geistigen Minder- 
wertigkeit, ein Mangel an Urteilsfähigkeit und Einsicht, wie er 
zweifellos als Symptom des Infantilismus aufzufassen ist, einer 
Erscheinung, die der Persönlichkeit des V. sicher dauernd eigen 
gewesen ist, und seine geistige Entwicklung in mancher Hinsicht 
auf kindlicher Stufe hat stehen bleiben lassen. Es kommt noch 
hinzu, daß dieser Zustand in der auch in körperlicher Beziehung 
infantilistischen Sexualentwicklung eine ausreichende Begründung 
findet, und daß der ganze Lebensgang des V. und alle uns über 
ihn gemachten Schilderungen diesem Bilde voll und ganz entsprechen. 


Wir haben kein Bedenken getragen, in diesem Zusammenhange 
auch den Angaben der Ehefrau eine erhebliche Bedeutung beizu- 
messen, weil sie ung eine so anschauliche und innerlich in jeder 
Beziehung wahrscheinliche Schilderung von einem wissenschaftlich 
fest umschriebenen Zustandsbilde geben, daß es gänzlich auszu- 
schließen ist, daß ein Laie, und sei er noch so intelligent, es in 
seinen wesentlichen Zügen in dieser durchaus charakteristischen 
Weise frei erfinden könnte. Dieses Zustandsbild, der bei V. vor- 
liegende In fantilismus, ist erst in den letzten Jahren eingehend er- 
forscht und in seiner Bedeutung gerade für sexuelle Anomalien 
erkannt worden, so daß ihm bei der Urteilsfällung in ausreichender 
Weise noch gar nicht Rechnung getragen werden konnte. 


Dieses infantilistische Zurückgebliebensein kommt aber ferner 
bei der Beurteilung der in Frage stehenden Delikte nicht nur an 
sich in Betracht, sondern auch als Ausdruck einer bei V. zweifel- 
los bestehenden psychopathischen Konstitution, welche das volle 
Bewußtsein und die Kritik seiner Handlungen in hohem Maße be- 
einträchtigte und somit den Fortfall seelischer Hemmungen bedingte, 
die der normale Mensch besitzt. Auch dieses Moment ist als Symptom 
einer konstitutionellen Anlage ein von Hause aus bestehendes und 
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ag demnach bereits zur Zeit der Begehung der Delikte vor. Mit 
dieser Auffassung steht es in keiner Weise in Widerspruch, daß 
V. bei der Ausführung derselben gewisse Vorsichtsmaßregeln be- 
obachtet hat, die seinem Handeln den Anschein des Planmäßigen 
und Ueberlegten geben. Wir begegnen einer solchen inneren 
Folgerichtigkeit und Zweckmäßigkeit fast stets bei Handlungen, 
die an sich mehr oder weniger der Herrschaft des Bewußtseins und 
der freien Willensbestimmung entzogen sind. 
| So werden beispielsweise in epileptischen: und hysterischen 
Dämmerzuständen Reisen und andere komplizierte Unternehmungen 
in durchaus zweckentsprechender Weise zur Ausführung gebracht, 
so finden wir bei den infolge geistiger Störung ausgeführten Hand- 
lungen fast stetsein durchaus planmäßiges und vorsichtiges Vorgehen 
selbst dann, wenn die Handlungen selbst dem Bewußtsein gänzlich 
entzogen sind. Im speziellen Falle ist die Vorsicht, die V. be- 
obachtete, auch als Ausdruck eines instinktiven Schamgefühls, das 
‘bereits auf einer sehr niedrigen Stufe kindlicher Entwicklung be- 
stehen kann, sehr wohl zu erklären. 

Es unterliegt mithin keinem Zweifel, daß der bei V. vor- 
liegende Zustand krankhafter Veränderung seiner Geistestätigkeit 
sich ebenso wie die ihm zu Grunde liegenden körperlichen Ano- 
malien als ein dauernder charakterisiert, der bei ihm also auch zur 
Zeit der Begehung der in Frage stehenden Delikte bestanden hat, 
da er das wissenschaftlich wohl umschriebene Bild des Infantilismus 
zeigt, mithin eine hinter der Norm zurückgebliebene, auf kindlicher 
Stufe stehen gebliebene Entwicklung darstellt, über die V. in seinem 
psychischen Niveau nie herausgekommen ist. 

Die Vorsicht, die V. bei den Ausführungen seiner Handlungen 
z. T. beobachtet hat, schließt unserer im Vorstehenden näher be- 
gründeten wissenschaftlichen Ueberzeugung nach in keiner Weise 
die Tatsache aus, daß ihm infolge krankhaft veränderter Geistes- 
tätigkeit die freie Willensbestimmung bei der Ausführung derselben 
fehlte. 

Auf Grund dieser Erwägungen müssen wir an den Schluß- 
folgerungen unseres Gutachtens mit aller Bestimmtheit festhalten, 


Gutachten II. 


Auf Ersuchen der Verteidigung des Lehrers K. Sch., geboren 
den 9. Juli 1879, geben wir auf Grund unserer langjährigen 
spezialistischen Beschäftigung mit sexualwissenschaftlichen Fragen 
das nachstehende Gutachten über den Geisteszustand des Ange- 
klagten ab, insbesondere über die Frage, inwieweit bei den ihm 
zur Last gelegten Delikten aus $ 176, 3 eine Aufhebung bezw. 
Einschränkung der freien Willensbestimmung im Sinne des § 51 
StGB. durch denselben bedingt wurde. 
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Unser Gutachten stützt sich auf die sehr eingehenden Mit- 
teilungen des Angeklagten, unterstützt durch Angaben eines Be- 
kannten und Verwandten. Wir waren in Anbetracht der inneren 
Wahrscheinlichkeit und charakteristischen Uebereinstimmung der 
Schilderungen mit zahlreichen uns bekannten analogen Krankheits- 
bildern sehr wohl in der Lage, uns an der Hand derselben ein 
übereinstimmendes Urteil über den Fall zu bilden, das wir im 
folgenden zum Ausdruck bringen. 


Vorgeschichte: Sch. ist der Sohn eines sehr nervösen 
Vaters und einer schwer gicht- und herzleidenden Mutter. Seine 
vier Geschwister sind sämtlich in frühem Kindesalter an Zahn- 
krämpfen und Gehirnleiden gestorben. Er selbst soll als Kind 
äußerst zart und schwächlich gewesen sein, an ängstlichen Träumen 
und nächtlichem Autschrecken gelitten, sich von den Spielen seiner 
Altersgenossen zurückgezogen und mit Vorliebe die Einsamkeit 
aufgesucht haben. Er machte einen ausgesprochen mädchenhaften 
Eindruck, dem auch seine Neigungen — zum Puppenspielen etc. — 
entsprachen, 

Mehrere schwere Erkrankungen an Lungenentzündung und 
Wucherungen im Nasenrachenraum, die operativ entfernt werden 
mußten, beeinträchtigten seine Entwicklung weiterhin. Namentlich 
schwach soll sein Gedächtnis und seine Fähigkeit im Rechnen ge- 
blieben sein. Unter leicht eintretender Befangenheit und starker 
Neigung zum Schwindelgefühl hat er bis heute zu leiden. 


Ausgesprochen pädagogische Neigungen führten ihn dem Be- 
rufe eines Volksschullehrers zu, den er mit Lust, Hingabe und 
Aufopferung versehen und durchaus in idealem Sinne aufgefaßt 
haben soll. Er war bestrebt, seine Schüler über das Maß seiner 
Verpflichtungen als Lehrer hinaus zu fördern, ihnen in persönlichen 
Verlegenheiten beizustehen und patriotische und humanitäre Ideale 
in ihnen zu wecken und großzuziehen. Durch theatralische und 
musikalische Veranstaltungen, gemeinsame Ausflüge etc. suchte er 
ein persönliches Verhältnis mit ihnen anzubahnen. 


Gleichzeitig brachten ihn seine sexuellen Neigungen aber 
auf Abwege. Diese hatten sich in frühem Alter (von 8 Jahren) 
mit ungewöhnlicher Reizbarkeit bemerkbar gemacht und in ona- 
nistischer Betätigung und häufigen Samenergüssen geäußert. Der 
Geschlechtstrieb war dabei unverändert auf das männliche Ge- 
schlecht, und zwar auf unentwickelte oder halbreife Knaben ge- 
richtet. Dem weiblichen Geschlechte gegenüber hat Sch. niemals 
ein sexuelles Empfinden gehabt. 

Seiner eigenen Angabe nach konnte er auch seinen Schülern 
gegenüber seine Triebe ni ht beherrschen, obwohl er verzweifelt 
dagegen ankämpfte und sich auf jede nur denkbare Weise vor 
seinen eigenen gefährlichen Neigungen zu schützen trachtete, indem 
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er den Kindern Geld versprach, wenn sie sich ihm nicht hingeben 
würden, ihnen sein Ehrenwort gab, sich zu töten, sollte er sich 
von neuem hinreißen lassen, ferner durch Gebete, Tragen eines 
Talismans und allerlei abergläubische Maßnahmen sich von seiner 
Leidenschaft zu befreien suchte, schließlich auch daran dachte, 
durch Kastration seine krankhafte Sexualität beseitigen zu lassen. 


Das Gefühl seiner Minderwertigkeit war in ihm stark ausge- 
sprochen, er empfand deutlich, in vielen Dingen „noch wie ein 
Kind“ zu sein, und fühlte sich auch nur in der Gesellschaft von 
Kindern frei und unbefangen, während er den Verkehr und die 
Beschäftigungen der Erwachsenen mied. In wirtschaftlichen Fragen 
soll er gänzlich unbewandert und unselbständig gewesen sein, nicht 
einmal gewußt haben, wieviel Gehalt er bezog, und daher seine 
Einnahmen seinem Vater übergeben haben, von dem er ein kleines 
monatliches Taschengeld für seine persönlichen Bedürfnisse erhielt. 
Es fehlte ihm jede Berechnung und jeder Ueberblick über die 
Kosten, die seine größtenteils auf das Wohl seiner Schüler ge- 
richteten Unternehmungen verursachten. 


Ferner soll Sch. einen auffallenden Mangel an Willenskraft 
und Entschlossenheit gezeigt haben, der oft einen durchaus krank 
haften Eindruck machte. Beim Schwimmunterricht an der Leine 
brachte er es nicht fertig, die Angel loszulassen; zum Ablegen des 
Mittelschullebrerexamens konnte er sich nicht aufraffen; er kam 
nie dazu, auf seinem Schreibtisch Ordnung zu schaffen; konnte 
seinen oft gefaßten Vorsatz, dem Alkohol zu entsagen, nie aus- 
führen, kurz versagte überall, wo es darauf ankam, etwas Energie 
zu zeigen. Seine Neigung zum Alkoholgenuß, der bei ihm eine 
entschieden krankhafte Wirkung ausübte, steigerte naturgemäß die 
vorhandene Widerstandslosigkeit. Sein Gemüt war äußerst weich. 
Er war leicht zu Tränen gerührt, aber oft auch heftig, seine 
Heftigkeit bald darauf tief bereuend. 


Bei den sexuellen Handlungen, die er mit seinen Schülern 
vornahm, hat ihn seiner Angabe nach das Bewußtsein völlig ver- 
lassen, während sich ein dumpfer Druck im Hinter- und Mittelkopf 
einstellte Nicht ausüberlegender Vorsicht, sondern aus 
instinktivem Schamgefühl willer beisolchen Gelegenheiten sich 
vor Ueberraschungen und Beobachtungen in acht genommen haben. 
Trotz heftiger Reue fühlte er. sich nach diesen Akten gewisser- 
maßen entspannt und wie von schwerem körperlichen und seelischen 
Drucke befreit. 

Tatsä&ächliches: Den körperlichen Befund können wir nur 
auf Grund von Angaben über diesbezügliche Beobachtungen anderer 
Aerzte wiedergeben. 

Besonders bemerkenswert sind die von Dr. B. festgestellten 
Erscheinungen von weiblichom bezw. kindlichem Körperbau, 
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namentlich in bezug auf die Geschlechtsteile und die sekundären 
Geschlechtacharaktere. Er bezeichnet das Glied als „knabenha ft“, 
als einen „Miniaturpenis“. Die Körperformen sollen feminin ge- 
rundet, die Hüften nahezu dem Beckengürtel gleich in der Breite 
a es soll ein ausgesprochener Ansatz zu weiblicher Brustbildung 
bestehen. 


Körperliche Erscheinungen nervöser Schwäche und Reizbarkeit 
sind nach den uns gemachten Mitteilungen von Dr. K. in E. fest- 
gestellt. Ueber die bei Sch. bestehenden psychischen und psycho- 
sexuellen Eigentümlichkeiten haben wir uns in der Vorgeschichte 
eingehend geäußert. 


Gutachten: Es unterliegt keinem Zweifel, daß es sich bei 
Sch. um ein ausgesprochen krankhaftes Mißverhältnis zwischen 
seiner Sexualität und seiner psychischen Widerstandsfähigkeit 
handelt. Dieser Zustand ist als eine Entwicklungshemmung aufzu- 
fassen, die wir am treffendsten als „sexuellen Infantilismus“ be- 
zeichnen können. Die Geschlechtlichkeit ist nicht zu der Reife 
gelangt, die eine harmonische Verknüpfung mit der Gesamtpersön- 
lichkeit ermöglicht, sondern in Verbindung mit verschiedenen 
körperlichen und seelischen Begleiterscheinungen auf kindlicher 
Stufe stehen geblieben. Von diesen erscheinen die mangelhafte 
Ausbildung des Penis, die wirtschaftliche Unfähigkeit, die Energie- 
losigkeit und die Naivität, mit der Sch. mit Kindern ganz wie 
mit seinesgleichen verkehrt, am bemerkenswertesten. 


Gleichzeitig bestehen im Körperbau wie im seelischen Ver- 
halten feminine Wesenszüge, die wir als Grundlage der auf das 
männliche Geschlecht gerichteten Triebrichtung ansehen können, 


Der mangelhaften Entwicklung geschlechtlicher Reife steht 
eine übermäßige sexuelle Reizbarkeit gegenüber, so daß die 
infantilen Neigungen zu geschlechtlichen Handlungen mit Geschlechts- 
unreifen, die durchaus an die sexuellen Spielereien von Kindern 
untereinander erinnern, bei dem Angeklagten mit abnormer 
Stärke auftreten. 


Außerdem liegt bei Sch. aber auch eine schwere, auf dege- 
nerativer Basis beruhende Neuropathie vor. Diese vermindert 
naturgemäß seine psychische und moralische Widerstandsfähigkeit 
und die durch diese gegebenen Hemmungen noch weiter. Die 
charakteristisch geschilderten Begleiterscheinungen der sexuellen 
Akte, der mit Schwinden des Bewußtseins verbundene Kopfdruck, 
die gleichsam instinktiv, aber nicht überlegt geübte Vorsicht und 
die seelische Entspannung nach der geschlechtlichen Befriedigung, 
durchweg Erscheinungen, wie wir sie in ganz typisch übereinstim- 
mender Weise in allen analogen Fällen beobachtet haben, lassen 
seine seelische Verfassung, wenn er unter dem Einfluß der sexuellen 
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Antriebe steht, als einen ausgesprochen pathologischen Zustand 
erscheinen. j 

Die psychosexuelle Unreife in Verbindung mit gesteigerter 
sexueller Reizbarkeit und einer durch neuropathische Disposition 
verminderten psychischen Widerstandsfähigkeit ist demnach 
unserer Ueberzeugung nach als ein Zustand krankhafter Stö- 
rung der Geistestätigkeit zu betrachten, der die freie Willensbe- 
stimmung des p. Sch für die in Frage stehenden Delikte sicher 
sehr erheblich herabsetzte, wahrscheinlich sie sogar im Sinne 
des $ 51 St@B. gänzlich aufhob. 


Gutachten III. 


Der Kaufmannslehrling Herr W. B. steht seit mehreren 
Monaten in unserer spezialärztlichen Beobachtung und ist von uns 
wiederholt und eingehend untersucht und exploriert worden. Wir 
haben uns ferner in eingehenden Unterhaltungen mit verschiedenen 
zuverlässigen Personen, die ihn seit einer Reihe von Jahren kennen, 
nach Möglichkeit über sein Wesen und Verhalten informiert. 

Auf Grund dessen geben wir in folgendem ein Gutachten 
darüber ab, wie unserer sachverständigen Ueberzeugung nach ein 
Herrn B. zur Last gelegtes Sittlichkeitsdelikt unter Berücksichti- 
gung seines Geisteszustandes zu beurteilen ist. 


Vorgeschichte: Die Mutter des Herrn B. soll sehr nervös 
sein und an Platzfurcht leiden. Er selbst ist der jüngste von 
drei Brüdern, war als Kind sehr schwächlich und hat an Ge- 
hirnhautentzündung und Krämpfen gelitten. Noch während der 
Schulzeit war er ängstlich und schreckhaft, schlief unruhig und 
hatte häufig Albdrücken. In seinem Aussehen und Wesen zeigte 
er ausgesprochen mädchenhafte Züge, so daß seine Mutter oft 
sagte, es sei ein Mädchen an ihm verloren gegangen. 


In der Schule kam Herr B. nur sehr schwer vorwärts, blieb 
wiederholt sitzen (in Sexta, Quinta, Unter- und Obertertia und 
zweimal in Untersekunda) und konnte nur mit großer Mühe das 
Einjährigenzeugnis erlangen. Namentlich fielen ihm die Fächer 
schwer, die ein verstandesgemäßes Erfassen des Gegenstandes ver- 
langen, wie Mathematik, Physik usw. Er konnte sich nur ein ge- 
wisses Maß von Kenntnissen rein gedächtnismäßig einpauken, die 
er aber nach seiner und seines Bruders Angabe, sowie nach unseren 
eigenen Feststellungen sehr bald nahezu völlig wieder vergessen hat. 

Auch der weitere Werdegang des Herrn B. verzögerte sich 
infolge der späten Erreichung des Schulziels und seiner Kränklich- 
keit beträchtlich, so daß er gegenwärtig mit nahezu 22 Jahren 
erst im zweiten Jahre seiner kaufmännischen Lehrzeit steht. 

Befund: W. B. ist ein grazil und schwächlich gebauter 
junger Mann von ausgesprochen knabenhaftem Aussehen, schwacher 
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Muskulatur und zarter Hautfarbe. Die Körperbehaarung ist sehr 
spärlich, Bartflaum kaum vorbanden, so daß bis jetzt Rasieren noch 
nicht erforderlich geworden ist. 


Es bestehen Degenerationszeichen im Bau der wenig differenzier- 
ten und ungleich gebildeten Ohrmuscheln und in der asymmetrischen 
Bildung des Gesichts, sowie in der Kleinheit des Schädels. Außer- 
dem fällt die lebhafte Muskel- und Gefäßerregbarkeit, sowie eine 
deutliche Steigerung der Sehnenreflexe auf. Der Befund der 
inneren Organe entspricht der Norm. In der Funktion der Hirn- 
nerven sind Störungen nicht nachzuweisen, 


In seelischer Beziehung fällt bei Herrn B. zunächst eine sehr 
geringe Getühlsbetonung, ein merkwürdig affektloses Verhalten 
auf. Der kurz vor der Beobachtungszeit unter besonders tragischen 
Umständen erfolgte Tod eines älteren Bruders schien nur geringen 
Eindruck auf ihn gemacht zu haben. Gelegentliche Schwankungen 
in seiner Stimmung machten einen durchaus oberflächlichen 
Eindruck, nie schien etwas wirklich tief in sein Gefühlsleben ein- 
zugreifen. Infolge einer gewissen Summe auswendig gelernter 
Kenntnisse und einer durch eine vorzügliche Erziehung bedingten Form- 
gewandtheit macht Herr B. bei flüchtiger Bekanntschaft den Ein- 
druck eines durchaus normalen und unterhaltenden jungen Mannes. 
Bei näherem Eingehen auf seine intellektuellen Fähigkeiten stellt 
sich aber sehr bald eine geradezu verblüffende Lückenhaftigkeit seines 
Wissens, ein erstaunlicher Mangel an geistigem Interesse und eine 
äußerst gering entwickelte Fähigkeit zu vernunftgemäßem Schließen 
und Urteilen heraus. Das Verständnis für chronologische Zusammen- 
hänge und historische Beziehungen fehlt ihm völlig. So verlegt 
er die Reformation in das 18. Jahrhundert. Aus Dramen und 
Büchern, die er gesehen oder gelesen hat, sind ihm nur einzelne 
Bruchstücke in Erinnerung; doch kann er sich in keinem Falle 
des Inhalts und der Gedanken des Gelesenen entsinnen. Er ver- 
sagt bereits bei einfachen Gedanken- und namentlich Rechen- 
operationen und ermüdet bei den geringsten geistigen Anstrengungen 
sehr schnell. 

Seine Interessen erstrecken sich nur auf sportliche Fragen 
und sensationelle Tagesereignisse; politische und wissenschaftliche 
Artikel liest er nie. 

Sein Wesen und Verhalten hat etwas ungewollt Naives und 
Kindliches. Er ist harmlos mitteilsam und offenbar gar nicht im- 
stande, seine Gedanken und Gefüble irgendwie zu verbergen. 
Auch in dieser Beziehung macht er den Eindruck einer weit hinter 
seinem wirklichen Alter zurückliegenden, noch ausgesprochen kind- 
lichen seelischen Entwicklungsstufe. 


Gutachten: Es wird Herrn B. zur Last gelegt. daß er beim 
Rodeln einen vor ihm auf dem Schlitten sitzenden Jungen, den er 


seiner Angabe nach für 15 bis 16 Jahre gehalten hat, unzüchtig 
berührt, eventuell mit ihm onaniert haben soll. 

Zwei Momente in der seelischen Individualität des Herrn B. 
sind bei der Beurteilung seiner Verantwortlichkeit für dieses De- 
likt von Bedeutung. Einmal liegt bei ihm zweifellos in sexueller 
Hinsicht eine ausgesprochene und, soweit es sich feststellen läßt, 
ausschließliche Neigung zu Personen des männlichen Geschlechts 
vor. Es kann für die Beurteilung dieses Zustandes dahingestellt 
bleiben, ob es sich um eine durch Anlage und Entwicklung fixierte 
Anomalie der Triebrichtung handelt, oder ob diese sich noch in 
dem jugendlichen Stadium der unentschiedenen Triebrichtung be- 
findet, das seine Erklärung in der entschieden hinter dem Lebens- 
alter zurückgebliebenen seelischen Entwicklung des B. finden würde. 

In dieser abnormen Jugendlichkeit der gesamten Persönlichkeit 
des Angeschuldigten ist das zweite wesentliche Moment zu sehen. 

Seine Anschauungen und Lebensauffassung, seine Urteils- 
fähigkeit und sein Ueberlegungsvermögen sind noch in so geringem 
Maße entwickelt, daß wir das Gesamtniveau seiner psychischen 
Persönlichkeit wie das eines 16- bis 17jährigen, nicht wie das eines 
20 jährigen jungen Mannes auffassen und beurteilen müssen. 
Würde Herr B. das achtzehnte Lebensjahr noch nicht voll- 
endet haben, so könnte man unbedingt den Schutz des & 56 StGB. 
für ihn geltend machen, da er die zur Erkenntnis der Strafbarkeit 
seiner Handlung erforderliche Einsicht nicht besaß. Bei seinem 
Lebensalter ist dieser Mangel an Einsicht, veranlaßt durch eine 
entschieden krankhafte Entwicklungshemmung in seelischer Be- 
ziebung zweifellos als eine geistige Störung aufzufassen, welche 
einen Fortfall oder zum mindesten eine erhebliche Minderung sonst 
normaler seelischer Hemmungen mit sich brivgt. In Verbindung 
mit der homosexuellen Veranlagung bedingt dieser Mangel normaler 
Hemmungen sicher einen Zustand krankhafter Störung der Geistes- 
tätigkeit, der bei dem in Frage stehenden, als infantilistische 
sexuelle Spielerei aufzufassenden Delikt die freie Willenebestimmung 
im Sinne des $ 51 StGB. ausschloß. 


Diese Fälle von persistierendem sexuellem Infantilismus 
erleichtern uns das Verständnis für das analoge geschlechtliche 
Verhalten in der Involutionsperiode. Auch hier finden wir 
häufig ganz ebenso nur vereinzelte und in dem Gesamtbilde 
noch verschwindende senil-infantilistische Züge despsychi- 
schen Zustandsbildes, während die Sexualität bereits vollständig zu 
den ungeklärten Antrieben und spielerischen Äußerungen zurück- 
gekehrt ist, wie sie im pubischen und präpubischen Alter als 
normal anzusehen sind. Wir hatten gerade in der letzten Zeit 
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Gelegenheit, einen recht charakteristischen Fall dieser Art zu 
beobachten und vor Gericht zu begutachten. 


Es handelte sich um einen etwa 65jährigen Gärtner, Kriegs- 
invaliden, der angeklagt war, mit Mädchen im Alter von etwa 
12 Jahren unzüchtige Handlungen vorgenommen zu haben. 
Soweit wir den Tatbestand feststellen konnten, hatte er mit 
den betreffenden Kindern wiederholt allerlei Spielereien getrieben, 
sie auf seinen Knien reiten lassen, sich selbst auf ihren Schoß 
gesetzt und dabei offenbar auch sexuelle Manipulationen vor- 
genommen. Ihm selbst schien der erotische Charakter seiner 
Handlungen — an dem Maßstabe früheren normalen Ge- 
schlechtsverkehrs gemessen — nicht klar zum Bewußtsein 
gekommen zu sein; auch fehlte ihm die Einsicht für das Auf- 
fallende seines kameradschaftlichen Verkehrs mit den kleinen 
Mädchen völlig. Dagegen hatte er selbst beobachtet, daß ihn 
in der letzten Zeit Vorgänge geschlechtlich erregten, die in 
den Jahren voller Potenz keinerlei Eindruck auf ihn machten, 
wie beispielsweise der Anblick sexueller Akte von Tieren. 
Überhaupt war er sich einer unklaren und leicht erregbaren 
Sexualphantasie bewußt. Die sonstigen psychischen Schwäche- 
erscheinungen traten noch so wenig hervor, daß sie — nament- 
lich auch bei dem geringen Bildungsgrade des Patienten — 
wenig auffielen. Immerhin fiel eine läppische Euphorie, die 
sich auch in der Unbesorgtheit und Zuversichtlichkeit gegen- 
über dem Ernst seiner Lage bekundete, neben einer gewissen 
knabenhaften Verschmitztheit, sowie auch ein relativ bemerkens- 
werter Mangel an Interessen, verbunden mit partieller Urteils- 
schwäche und einsichtsloser Perseveration bei eingehender Be- 
schäftigung mit ihm auf. | 

Das Gericht schloß sich den von uns geäußerten Bedenken 
an der freien Willensbestimmung des Angeklagten an und ver- 
fügte seine Beobachtung in einer Anstalt zur genauen Fest- 
stellung des -Geisteszustandes. Diese Beobachtung führte in- 
zwischen zu seiner Exkulpierung aus $ 51 StrGB. 

Gerade diese Fälle infantilistischer Sexualität bei Senilen 
wird wohl jeder gutachtlich tätige Psychiater öfter zu Gesicht 
bekommen. Es erschien uns wichtig, darauf hinzuweisen, daß 
sie sich meistens ungezwungen aus den Rückbildungserschei- 
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nungen der Involutionsperiode erklären, ohne daß man eine 
durch Übersättigung gesteigerte Reizbarkeit anzunehmen 
braucht. — 

Den Fällen, in denen ein sexueller Infantilismus als Ausdruck 
mangelhafterEvolutionodereingetretenerInvolution 
s'ch dadurch bekundet, daß die Sexualität im allgemeinen 
einen unentwickelten, ungeklärten Eindruck macht und sich 
. chne gereiften Ernst in wenig determinierten, spielerischen und 
unzweckmäßigen Handlungen äußert, reiht sich eine weitere 
Gruppe von Fällen an, in denen pathologisch fixierte Assozia- 
tionen als infantilistische Überbleibsel aus den Kinder- oder 
Entwicklungsjahren persistieren und ein normales, harmonisches 
Ausreifen der psychosexuellen Persönlichkeit verhindern. 


Solche Fälle, in denen namentlich fetischistische oder exhi- 
bitionistische Neigungen derart vorherrschend fixiert sind, haben 
ihre Wurzeln unserer Erfahrung nach vielfach in einer Periode 
der kindlichen Sexualentwicklung, in der neben einer Fülle 
noch gänzlich ungeklärter, der Umwelt entstammender Ge- 
schlechtseindrücke und -anreize die eigene Person als das 
Nächstliegende im Mittelpunkte des sexuellen Interesses steht. 

Ob nun ein derartiges Persistieren pathologisch fixierter 
Sexualassoziationen im übrigen mit stärker oder schwächer 
ausgesprochener Debilität oder mit einer in moralischer und 
intellektueller Hinsicht hochentwickelten Persönlichkeit ver- 
bunden ist, scheint uns nichts daran zu ändern, daß wir das 
Phänomen vom sexual-psychologischen Standpunkte betrachtet, 
als ein infantilistisches ansprechen müssen. 

Je stärker in diesen Fällen Minderwertigkeit und Dege- 
neration ausgesprochen sind, je weniger mithin psychische 
Hemmungen ausgebildet sind, desto krasser äußern sich ge- 
wöhnlich die pathologischen Antriebe. 

Nach dieser Richtung erscheinen uns zwei Fälle von 
Interesse, die wir zu gleicher Zeit beobachten konnten und die 
eine ganz erstaunliche Ähnlichkeit nicht nur in dem sexuellen 
Verhalten, sondern auch in dem physischen und psychischen 
Befunde zeigten. Es handelte sich um zwei Musiker im Alter 
von 25 Jahren, bis auf gewisse Bildungsunterschiede intellek- 
tuell gleich tiefstehend. Beide waren schwer belastet und 
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zeigten nahezu übereinstimmende Degenerationszeichen: Vogel- 
schädel von kaum 50 cm Umfang, Ohr- und Zahnmißbildungen 
und Abnormitäten in der Entwicklung der Finger. Beide waren 
im allgemeinen von gutartig kindlichem Wesen, in ihrem Be- 
nehmen von grotesker Servilität und übertriebener Wichtigkeit, 
wie Kinder leicht betrübt und rasch getröstet. In gleicher 
Weise hatte sich die sexuelle Phantasie beider in den Kinder- 
jahren vorwiegend mit dem eigenen. Körper und namentlich 
mit den Genitalien beschäftigt. Es hatte sich hieraus sexuelle 
Eitelkeit und Renommiersucht in Verbindung mit einem Genital- 
fetischismus entwickelt, der auch in den Träumen beider, die 
sich vorwiegend mit besonders großen Genitalien, teils am 
eigenen Körper, teils isoliert beschäftigten, zum Ausdruck kam. 


Die auf diesem Boden erwachsenen sexuellen Neigungen 
stellten ein eigenartiges Gemisch unklarer, infantilistischer 
Sexualspielereien, wie wir sie bei den Patienten der ersten 
Gruppe kennen lernten, und exbibitionistischer bezw. voyeuser 
Antriebe dar. Die Objekte waren bei beiden Mädchen im 
Pubertätsalter. Ein Unterschied lag nur insofern vor, als bei 
dem einen Patienten die exhibitionistischen Neigungen, periodisch 
besonders stark auftretend, im Vordergrunde standen, so daß 
er dieserhalb bereits wiederholt mit dem Strafgesetze in Kon- 
flikt geraten war. während bei dem anderen ein pädophiler 
Schautrieb, durch den er die auch bei ihm vorhandenen 
exhibitionistischen Antriebe zurückdrängen konnte, das Über- 
gewicht hatte. Interessant erscheinen in diesem Falle auch 
die Beziehungen zwischen Exhibitionismus und Schautrieb, die 
sich, um einen der Photographie entlehnten Vergleich zu ge- 
brauchen, wie positiv und negativ verhalten. Beide Fälle 
lagen in tberapeutischer Hinsicht nicht ungünstig, da eine 
große Beeinflußbarkeit die psychische Behandlung erleichterte 
und Ansätze normalgeschlechtlichen Fühlens günstige Anhalts- 
punkte für eine assoziative Anbahnung hetero-sexueller Vor- 
stellungen boten. Allerdings bedingt die psychische Debilität und 
degenerative Konstitution beider einen nach dieser Richtung 
hin irreparablen Zustand. 

Einen ganz ähnlichen Fall, in dem freilich die Erscheinungen 
psychischer Debilität weniger ausgesprochen sind, behandelt 
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das folgende eingehende Gutachten (IV). Auch hier beberr- 
schen fetischistische und exhibitionistische Momente, deren Ent- 
wicklung aus dem kindlichen Autoerotismus ersichtlich zutage 
tritt, das Sexualleben, das nebenbei auch im übrigen eine un- 
klare, infantilistische Färbung zeigt. 


Gutachten IV. 


Von den Angehörigen des Kaufmanns Martin A. sind wir er- 
sucht, auf Grund unserer spezialistischen Beschäftigung mit sexual- 
wissenschaftlichen Fragen ein sachverständiges Gutachten darüber 
abzugeben, ob Herr A. sich bei der Begehung gewisser ihm 
zur Last gelegter geschlechtlicher Delikte in einem Zustand krank- 
haft veränderter Geistestätigkeit befunden hat, der seine freie 
Willensbestimmung ausschloß. 

Herr A. hat sich aus diesem Grunde in unserer Beobachtung 
befunden, die durch seine unerwartete Abreise ins Ausland vor- 
zeitig — nach etwa drei Wochen — beendet werden mußte. 

Da wir indessen Herrn A. während dieser Zeit fast täglich 
gesehen und uns sehr eingehend mit ihm beschäftigt haben, da wir die 
Eindrücke, die wir aus seinen Mitteilungen und unserer eigenen Beob- 
achtung gewannen, nach Möglichkeit durch Angaben, die uns von seinen 
Verwandten über ihn gemacht wurden, ergänzen konnten, waren 
wir in der Lage, uns ein eindeutiges Bild von dem Geisteszustande - 
des Herrn A. zu bilden, auf Grund dessen wir das nachstehende 
Gutachten abgeben können. 

Vorgeschichte: A. ist sowohl väterlicher- wie mütterlicher- 
seits recht schwer erblich belastet. Großvater und Großmutter 
väterlicherseits waren rechter Kousin und rechte Kousine. 

Von ihren 19 Kindern starben mehrere in jungen Jahren, 
andere waren mit körperlichen Gebrechen behaftet, drei geistes- 
schwach und endeten durch Selbstmord. 

Der Vater des Herrn A. ist mit 52 Jahren an Magenkrebs 
gestorben. 

Auch in der Familie der Mutter sind geistige und nervöse 
Leiden mehrfach vorgekommen, ausgesprochene Geisteskrankheit 
in drei Fällen bei Kousins bezw. Kousinen. Eine Schwester der 
Mutter leidet an Kropf und nervösen Erscheinungen (Basedow ?), 
die Mutter, gleich mehreren anderen Verwandten an Migräne, 
außerdem hat sie grauen Star. 

Von den Geschwistern ist eine Schwester schwer psycho- 
pathisch, leidet an funktionell nervösen Erscheinungen, während 
ein Bruder ähnliche degenerative Erscheinungen, namentlich auf 
sexuellem Gebiete, zeigte, wie A. selbst. . 

Dieser entwickelte sich als Kind langsam und lernte spät 
(gegen Ende des zweiten Lebensjahres) gehen und sprechen. Bis 
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in die späteren Knabenjahre war er sehr ängstlich und schreckhaft, 
stotterte und litt bis zum 6. Jahre an Bettnässen. Auf der 
Schule kam er sehr schlecht vorwärts, das Lernen fiel ihm außer- 
ordentlich schwer, insbesondere waren Gedächtnis und Merkfähig- 
keit mangelhaft, so daß er zum Auswendiglernen von geschicht- 
lichen Jahreszahlen und Gedichten ungleich längere Zeit brauchte 
als seine Mitschüler und trotzdem das Gelernte nicht be- 
halten konnte. So blieb er denn auch wiederholt sitzen und 
erreichte das Einjährigen-Zeugnis nur mit größter Mühe. Er 
machte seine Lehrzeit im Geschäfte seines Onkels durch und war 
später bei seinem Schwager in Posen tätig; zu einer Tätigkeit bei 
fremden Leuten oder zu einem selbständigen Erwerbsleben reichten 
weder seine intellektuellen Fähigkeiten, noch seine moralischen 
Qualitäten aus. Es fehlten ihm geistige Reife, Charakterfestigkeit 
und Konsequenz des Handelns nahezu völlig. 


Im frühen Alter schon spielte die Sexualität in seinem Leben 
eine Rolle und äußerte sich mit impulsiver Stärke, gesteigerter 
Reizbarkeit und verminderter Widerstandsfähigkeit. Vom 12. Jahre 
an hat er regelmäßig, oft mehrmals täglich onaniert. Neben einer 
Fülle ungeklärter und ungeordneter sexueller Antriebe und Vor- 
stellungen beherrschte ihn längere Zeit eine leidenschaftliche Ver- 
liebtheit zu einer Verwandten, die er äußerer Verhältnisse halber 
unterdrücken mußte, was seine geschlechtliche Erregbarkeit in 
hohem Grade steigerte. Der sexuelle Verkehr mit Prostituierten 
befriedigte ihn nur dann, wenn er damit die Befriedigung seiner 
anormalen sexuellen Antriebe verbinden konnte. In erster Linie 
richteten sich diese auf bestimmte Kleidungsstücke, namentlich 
Strümpfe, Strumpfbänder und Schuhe, in Verbindung damit auch 
auf die entsprechenden Körperteile, Waden und Füße, die aber 
ausschließlich in bekleidetem Zustande als MOTUR ODJO RNA in Betracht 
kommen (Fetischismus). 


Beim Berühren derselben, oft auch ehg bei ihrem bloßen 
Anblick, gerät A. seiner Angabe nach in einen Zustand eigen- 
artiger Ekstase, in dem ihm das Bewußtsein schwindet, bis bei 
völliger seelischer und körperlicher Ohnmacht, ohne irgendwelche 
sexuelle Betätigung die Ejakulation erfolgt, nach der er wie aus 
schweren Träumen ernüchtert erwacht. 


In Fällen, in denen er sich auf den bloßen Anblick solcher 
ihn besonders erregender Sexualobjekte beschränken muß, und 
eine sexuelle Annäherung gewaltsam zu unterdrücken sucht, treibt 
ihn ein unwiderstehlicher Drang, sein Glied zu entblößen, worauf 
sehr rasch die Ejakulation erfolgt (Exhibitionismus). 

Auch Grausamkeiten, die er in Verbindung mit dem geschlecht- 
lichen Verkehr erleidet, bilden für ihn starke sexuelle Anreize 
(Masochismus). 


Befund und Beobachtungsverlauf: Beim ersten An- 
blick macht A. den Eindruck eines Menschen, dessen Entwicklung in 
körperlicher und seelischer Hinsicht erheblich hinter seinen 
Lebensjahren zurückgeblieben ist. Der Körper istschlank und 
kräftig gebaut, die Gesichtszüge zeigen einen ausgesprochen 
kindlichen Ausdruck. Der Bartwuchs ist so spärlich, daß A. nur 
glattrasiert gehen kann, während die Körperbehaarung normal ist. 
Die Form des Schädels ist eine äußerst merkwürdige und zeigt 
bei niedriger Stirn und zurücktretendem Hinterbaupt die Merkmale 
des sogenannten Vogelschädels (Aztekentypus), die wir nur bei 
schwer degenerierten Menschen antreffen. Dem entspricht die von 
der Mitte und den Seiten aus weit auf die Stirn übergreifende 
Kopfbehaarung. Auch die asymmetrische Gesichtsbildung, die 
unregelmäßige Zahnstellung und die wenig differenzierten, ab- 
stehenden Ohrmuscheln entsprechen diesem Bilde schwerer Dege- 
neration. Der körperliche Befund entspricht im übrigen, abgesehen 
von etwas erhöhter Reflex- und Gefäßerregbarkeit, der Norm. 
Hervorheben müssen wir noch, daß A. stets besonders zarte, 
seidene Unterwäsche, lange Damenstrümpfe mit Strumpfbändern 
und zierliche Lackhalbschuhe trägt, ein Umstand, der für die Be- 
urteilung seines geschlechtlichen Empfindens nicht ohne Bedeu- 
tung ist. 

Wiederholt hatte Herr A. während der Beobachtungszeit über 
nervöse Beschwerden, insbesondere Kopfschmerzen, Schlaflosigkeit, 
Mattigkeit, Unruhe, Zittern und Schwindelgefühl zu klagen. 


Seiner Angabe nach ist er von Launenu außerordentlich ab- 
hängig und leidet oft an dem Zwange, seiner Stimmung wider- 
"sprechende Gefühls- und Stimmungsäußerungen zu tun, bei Trauer 
zu lachen und nei Freude zu weinen. Er selbst gibt an, daß er 
sehr wechselnder Stimmung ist, daß ausgelassenste Heiterkeit und 
tiefste Niedergeschlagenheit oft unvermittelt und unbegründet bei 
ihm wechseln. 

Es steht damit durchaus nicht im Widerspruch, daß Herr A. 
ung gegenüber während der Beobachtungszeit ein ziemlich gleich- 
mäßiges apathisches, meist etwas gedrücktes Wesen zeigt, zumal da 
dieses manchmal durch ein ganz unmotiviertes Lachen unter- 
brochen war. 

Seine Intelligenz steht auf recht niedriger Stufe. Der Kreis 
seiner Vorstellungen und Interessen ist ungewöhnlich beschränkt, 
die kombinatorische Verstandestätigkeit ist deutlich verlangsamt 
und gehemmt, Einsicht und Urteilsfähigkeit sind sebr gering. 

Von der Minderwertigkeit seines Assoziationsvermögens, der 
Mangelhaftigkeit seiner Merkfähigkeit und seines Gedächtnisses 
konnten wir uns durch zahlreiche Versuche während der Beobach- 
tungszeit uberzeugen. 
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Die oben wiedergegebenen Angaben über sein Sexualleben- 
tragen so ausgesprochen den Stempel innerer Wahrscheinlichkeit 
und entsprechen in so hohem Grade den Tatsachen wissenschaft- 
licher Erfahrung, daß ein Zweifel an ihnen ausgeschlossen er- 
scheint, zumal verschiedene Momente unserer eigenen Wahr- 
nehmung ihnen entsprechen. Einmal wären hier die erwähnten: 
Eigentümlichkeiten in der Kleidung A’s zu erwähnen. Ferner 
befindet sich in seinem Besitz eine Sammlung von 300 Ansichts- 
karten mit erotischen Darstellungen, die ihrer Art nach den von 
ihm geschilderten sexuellen Besonderheiten entsprechen. Wir 
haben diese Karten zu den Unterlagen der Krankengeschichte in. 
Verwahrung genommen und uns von der spezifischen Eigenart des. 
Materials daher selbst überzeugen können. 

Ferner kam es auch während der Beobachtungszeit vor, daß. 
A. sich gelegentlich verspätete und als Grund angab, daß er einer 

e, die er in der Elektrischen mit übereinandergeschlagenen 
Beinen sitzen gesehen hatte, bis’ in ganz entfernte Gegenden von 
Berlin gefolgt war. 

Gutachten: Herr A. ist angeschuldigt, vor jungen Mädchen, 
die auf ihn, wie er selbst angibt, durch den Anblick ihrer be- 
kleideten Unterschenkel und Füße einen sexuellen Reiz ausübten,. 
sein Glied entblößt (exhibitioniert) zu haben, wobei es in einzelnen. 
Fällen zur Ejakulation gekommen sein soll. Ä 

` Aus unseren Angaben geht hervor, daß A. entschieden zu 
derartigen Handlungen neigt. 

Fast immer entsteht die Neigung dazu auf dem Boden einer 
krankhaften Disposition; es ist im Einzelfalle nur die Frage, ob 
in Anbetracht derselben tatsächlich ein Ausschluß der freien Willens- 
bestimmung anzunehmen ist. 

Die Persönlichkeit A.'s zeigt neben zahlreichen neuropathischen 
Zügen in erster Linie das Bild einer eigenartigen Form des 
Schwachsinns, die erst in den letzten Jahren wissenschaftlich er- 
kannt und als Krankheitsbild fest umschrieben ist. Wir bezeichnen 
sie als Infantilismus, als ein Zurückgebliebensein der Entwicklung 
auf kindlicher Stufe, das sich auf das Ganze oder auch auf Einzel- 
züge der Persönlichkeit erstrecken kann. Das letztere ist bei A, 
der Fall. Zwar hat er sich in mancher Beziehung zu Kenntnissen, 
Anschauungen, vielleicht auch zu Leistungen eines erwachsenen 
Menschen heraufgearbeitet, im Grunde, im Kern seiner Persönlich- 
keit aber ist er aus den Kinderschuhen nicht herausgekommen. 
Ganz besonders gilt dies auch von seiner Sexualität. Zwei Mo- 
mente charakterisieren im wesentlichen das infantile Sexualleben, 
seine Impulsivität und seine Indifferenziertheit, die in bunter 
Mannigfaltigkeit Wurzeln und Keime der verschiedensten unge- 
klärten, oft direkt paradoxen geschlechtlichen Antriebe vereinigt. 
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Ein ausgesprochener Mangel an Widerstandsfähigkeit und Be- 
herrschbarkeit gehören gleichfalls regelmäßig zum Bilde des In- 
fantilismus, In der Persönlichkeit A.’s treten alle diese Züge un- 
gewöhnlich deutlich zutage; der Mangel an Widerstandskraft und 
Beherrschbarkeit aber wird bei ihm noch wesentlich erhöht durch 
die neuropathischen Momente in seinem Krankheitsbild, die Neigung 
zu Zwangshandlungen und das temporäre völlige Versagen aller 
Hemmungen, das — seiner durchaus glaubhaften Schilderung 
nach — sich besonders in Momenten geschlechtlicher Erregung 
‚bei ihm einstellt. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß durch dieses Zu- 
sammentreffen infantil-sexueller Reizbarkeit und abnormer Impulse 
einerseits und psychischer Labilität und Widerstandsunfähigkeit 
anderseits krankhafte Störungen der Geistestätigkeit bedingt 
wurden, welche die freie Willensbestimmung A.'s für die in Frage 
stehenden Delikte ausschlossen. 

Daß er sich ins Ausland begeben hat und zwar sehr wahr- 
scheinlich mit der bestimmten “Absicht, sich dem gegen ihn 
schwebenden Verfahren dadurch zu entziehen, kann an dieser 
Tatsache nichts ändern, da diese Handlung aus ganz anderen Mo- 
tiven erfolgt und von ganz anderen Gesichtspunkten aus zu be- 
urteilen ist, als die sexuellen Delikte. Wohl aber sind die Plötz- 
lichkeit und die besonderen Umstände seiner Abreise (A. war 
plötzlich, als wir ihn ins Sprechzimmer hineinrufen wollten, aus 
dem Wartezimmer verschwunden, um nach Paris zu reisen) in 
hohem Maße bezeichnend für den degenerativen Typus seiner 
Persönlichkeit, | 

Unser Gutachten geht demnach dahin: 

Bei der Begehung ihm zur Last gelegter exhibitionistischer 
Delikte befand sich M. A. zweifellos in einem Zustande krank- 
‚hafter Störung der Geistestätigkeit, welcher seine freie Willens- 
'bestimmung im Sinne des $ 51 StGB. ausschloß. 


Während alle bisberigen Fälle mit einer in toto minder- 
wertigen psychischen Anlage und Entwicklung, namentlich auch 
in intellektueller Hinsicht, verbunden sind, lassen sich bei 
:anderen Patienten derartige Mängel durchaus nicht nachweisen. 
Das infantilistische Moment in der Sexualität erscheint dann 
mehr als ein fremder Bestandteil in der psychischen Gesamt- 
persönlichkeit und wird auch gewöhnlich durch moralische und 
intellektuelle Hemmungen in Schranken gehalten. 

Nur wenn diese durch irgendwelche Momente abge- 


schwächt werden, treten die abnormen sexuellen Antriebe 
ın Kraft. 
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Wir haben wieder ein ausführliches Gutachten (V) als Bei- 
spiel für derartige Fälle, die außerordentlich häufig vorkommen, 
ausgewählt. Bei dem betreffenden Herrn äußert sich die de- 
generative Veranlagung, auf der im letzten Grunde wohl auch 
die psychosexuelle Disharmonie beruht, im wesentlichen in 
einer stark ausgesprochenen Periodizität des gesamten Seelen- 
und namentlich des Affektlebens. In dieser Periodizität sind 
auch die krankhaften Zustände verminderter Widerstands- 
fähigkeit begründet, die das Hervortreten der abnormen sexu- 
ellen Antriebe zur Folge haben. 

Daß diese Antriebe als infantilistische aufzufassen 
sind, beweist unseres Erachtens der Umstand, daß sie auf Züge 
sexueller Eitelkeit und Neigung zum Zurschaustellen der Geni- 
talien zurückzuführen sind, die sich bereits vor der Pubertät 
bemerkbar machten. Diesesicherim Autoerotismus wurzeln- 
den Erscheinungen verknüpften sich dann allmählich mit der 
sich pathologisch entwickelnden Persönlichkeit, indem sie in 
den Perioden endogener Verstimmung und verminderter psy- 
chischer Widerstandskraft die Herrschaft über} das sexuelle 
Triebleben gewannen. 

Bei der Behandlung des Falles, der uns nur gutachtlich 
beschäftigt hat, müßte die assoziative und suggestive Beeinflus- 
sung der Sexualität naturgemäß eine große Rolle spielen. 


fl Gutachten V. 


Seitens der Verteidigung des Landmessers Herrn E. S. sind 
wir ersucht, auf Grund unserer langjährigen Beschäftigung mit sexu- 
ellen Fragen, ein sachverständiges Gutachten darüber abzugeben, 
ob Herr S. sich bei der Begehung ihm zur Last gelegter Delikte 
in einem Zustande krankhaft veränderter Geistestätigkeit befunden 
hat, welche die freie Willensbestimmung ausschloß. 

Wir haben Herrn S. dieserhalb längere Zeit beobachtet, wieder- 
holt eingehend untersucht und exploriert, und sind durch Mitteilungen 
seiner Angehörigen sowie des langjährigen Hausarztes seiner Familie 
Herrn Dr. D., der ihn seit fünf Jahren kennt, über sein Vorleben 
und die bei ihm beobachteten Eigentümlichkeiten informiert. 

Nachdem wir uns so ein klares und eindeutiges Urteil über 
den Zustand des S. gebildet haben, geben wir unser Gutachten 
in folgendem ab. 

Vorgeschichte: Die Mutter des Herrn S. starb im Alter 
von etwa 33 Jahren an Lungenentzündung. Der Vater lebt. Er 
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war Restaurateur und huldigte dem Alkohol in hohem Maße. Er 
war leicht aufbrausend und jähzornig; gegen seine Kinder soll er 
sehr streng gewesen sein und sie oft wegen der geringsten Kleinig- 
keiten furchtbar geschlagen haben. Drei Brüder des Herrn S. sind 
jung an Infektionskrankheiten (Diphtheritis und Typhus) gestorben, 
fünf Geschwister leben. 

S. selbst war ein äußerst schwächliches Kind, das man bei 
der Geburt nicht für lebensfähig ansah, sodaß er die Nottaufe 
erhielt. Er kränkelte in den ersten Lebensjahren viel und neigte 
besonders zu Erkältungen, war ängstlich und schreckhaft und näßte 
bis zum 7. Lebensjabre das Bett. In der Schule kam er anfangs 
gut fort, wurde aber, als er älter war, gezwungen, im Geschäft 
des Vaters mit zu helfen und dadurch zum Alkoholgenuß verleitet. 
Er blieb infolgedessen von der Untersekunda an zurück und ging, 
nachdem er mehrmals sitzen geblieben war, aus der Prima ab, um 
Landmesser zu werden. 

Bis zur Ablegung der Prüfung brauchte er anstatt vier, zehn 
Studiensemester, während derer er als Angehöriger einer studen- 
tischen Verbindung sehr stark kneipte und auf 15 Mensuren zahl- 
reiche Kopfhiebe teilweise mit Schädelverletzungen erhielt. Schon 
während dieser Zeit war sein Erinnerungsvermögen für vorausge- 
gangene Alkoholexzesse von einem bestimmten Zeitpunkte an plötz- 
lich und völlig ausgelöscht, doch soll er noch nicht wie später zu 
ausgesprochen krankhaften Rauschzuständen, sinnlosen Handlungen 
und Wutausbrüchen geneigt haben. 

Während nach Ablegung seiner Prüfung und Ableistung der 
Militärpflicht sein Leben anscheinend in ruhige Bahnen einlenkte, 
und einen befriedigenden Verlauf nahm, traten andererseits zeitweise 
immer ausgesprochener nervöse Störungen bei ihm zutage. Nach 
seiner Anstellung im Jahre 1901 heiratete er und lebte mit seiner 
Frau in denkbar glücklichster Ehe. Tüchtig und strebsam in seinem 
Beruf, führte er im allgemeinen ein häusliches Leben 
und hatte Freude daran, in seinen Freistunden in Haus und Garten 
zu arbeiten, wobei er keine Mühe scheute. Er war von peinlicher 
Ordnungsliebe, sodaß er alle Arbeiten am liebsten selbst ausführte, 
weil es ihm kein anderer recht machen konnte. Erhielt außerordentlich 
auf Anstand und konnte über anstößiges Benehmen oder Reden 
in größte Erregung geraten. Frau und Schwiegermutter stellten 
ihm das Zeugnis aus, daß sie sich keinen ordentlicheren und lieberen 
Angehörigen hätten wünschen können, als er es gewöhnlich war. 

Im krassesten Gegensatz hierzu veränderte sich sein Verhalten 
infolge belangloser Kleinigkeiten zeitweise völlig. Er geriet aus den 
nichtigsten Ursachen in einen Zustand sinnloser Wut, tobte gegen 
andere und sich selbst, schlug blind um sich, rannte bisweilen wie 
toll mit dem Kopf gegen die Wand und zerbrach, was ihm in die 
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Finger kam. Der kleinste Widerstand konnte bei solchen Anfällen 
seine Raserei ins Maßlose steigern. Er schien dann die Besinnung 
völlig zu verlieren ; sein Aussehen veränderte sich, es trat ihm Schaum 
yor den Mund, bis dann, wie abgeschnitten, der Wutanfall tiefster 
Zerknirschung Platz machte. Er brach in Tränen aus, zog sich 
zurück und konnte stundenlang keinen Menschen sehen oder hören. 
Seiner eignen Angabe nach erfüllte ihn in solchen Zuständen ein 
Gefühl völliger Vernichtung und grenzenloser Verzweiflung. Auch 
hatte er nach den Anfällen sehr starke Kopfschmerzen. Seine 
Nervosität nahm mehr und mehr zu. Er schlief nachts sehr schwer 
und spät ein, warf sich im Schlafe unruhig hin und her und murmelte 
unzusammenhängende Worte. Die Anfälle wurden immer häufiger 
und steigerten sich namentlich durch gelegentliche starke Alkoholex- 
zesse, denen sich Herr S. im Kreise seiner Kollegen bisweilen hingab. 
Er reagierte jetzt durchaus pathologisch auf Alkoholgenuß, geriet, 
wenn er traurig oder freudig erregt, übermüdetoder überarbeitet war, 
schon nach wenigen Glas Bier in einen Zustand völliger Sinnlosig- 
keit, in dem er das tollste Zeug durcheinanderredete und die größten 
Torheiten anstellte. Die Erinnerungen an diese Exzesse waren von 
einem bestimmten Punkte an völlig abgeschnitten, so daß Herr S. 
auf die Vorstellungen seiner Frau und seiner Kollegen am folgenden 
Tage nur immer wieder versichern konnte, daß er nicht die ge- 
ringste Ahnung von dem Vorgefallenen habe. — 


Auch in dem Sexualleben des Angeschuldigten tritt uns eine 
solche Spaltung der Persönlichkeit entgegen. Während er sich 
einerseits durchaus normal entwickelte, vom 17. Jahre an regel- 
mäßig in größeren oder kleineren Zwischenräumen koitierte, seine 
ehelichen Pflichten mit Hingabe und voller Befriedigung erfüllte, 
treten schon in der Jugend Andeutungen eines anormalen Trieb- 
lebens zutage. Im Alter von 12 Jahren bereits suchte 
er aus einem unklaren Drange heraus bisweilen die Ge- 
legenheit, sich einer Kousine, die dem Vater nach dem 
Tode der Mutter die Wirtschaft führte, beim Baden 
oder Auskleiden nackt zu zeigen. 


Beim Baden im Freien suchte er Plätze auf, in deren Nähe 
sich junge Mädchen aufhielten, die er scheinbar absichtslos seinen 
entkleideten Körper und sein — bei solchen Gelegen- 
heiten stets erigiertes— Glied sehen lassen konnte. Aehn- 
liche exhibitionistische Vorstellungen spielten auch in seinen Träumen 
eine große Rolle. Er sah sich dann gewöhnlich mit steifem Gliede, 
das an Größe und Stärke die Wirklichkeit weit übertraf, vor 
jungen Mädchen paradieren. Auch im Wachen betrachtete er sich 
oft nackt im Spiegel, wobei er durch den Anblick seiner eignen 
Genitalien in einen eigenartigen Zustand sexueller Erregung ver 
setzt wurde. 
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Nachdem diese exhibitionistischen Vorstellungen dann eine Zeit- 
lang mehr in den Hintergrund getreten waren, machten sie sich 
seit etwa 4—5 Jahren in einem gewissen Parallelismus mit den 
geschilderten Anfällen, in wesentlich veränderter Form wieder be- 
merkbar. Sie zeigten jetzt ausgesprochen das Gepräge des Im- 
pulsiven, Anfallartigen und traten nur zeitweise, namentlich an 
Tagen nach Alkoholexzessen oder angestrengtem Arbeiten, in wech- 
selnden Zwischenräumen auf. 

Seiner Angabe nach zog den Angeschuldigten bei solchen Ge- 
legenheiten ein ihm unverständlicher aber unwiderstehlicher Drang, 
gegen den er vergebens mit aller Macht anzukämpfen suchte, in 
die Nähe junger Mädchen, denen er dann sein Glied zeigte. Gleich- 
zeitig drängte es ihn auch, sich vor den Betreffenden durch obszöne 
Redensarten, von denen uns die Aussagen verschiedener Mädchen 
Mitteilungen machen, gewissermaßen seelisch zu entblößen. 


Während dieser Vorgänge trat, ohne daß eine Ejakulation er- 
folgt wäre, plötzlich eine Entspannung und Ernüchterung ein. Ganz 
ähnlich wie bei den oben geschilderten Wutanfällen machte die Er- 
regung einem Gefühl der Leere, der Zerknirschung und Ver- 
zweiflung Platz. 

Der Angeschuldigte schlich sich mit dem Vorsatze, nie wieder 
der Versuchung zu erliegen, nach Hause und zog sich in der gleichen 
Weise, wie nach jenen Anfällen längere Zeit von allen Menschen 
zurück. 

Handlungen der zuletzt geschilderten Art liegen der in Frage 
stehenden Strafanzeige zugrunde. 

Befund: Herr S. ist ein mittelgroßer, grazil gebauter Mann 
in mäßigem Kraft- und Ernährungszustand und von zarter Haut- 
farbe. Das Gesicht zeigt eine auffallende Asymmetrie beider Hälften, 
die Ohrmuscheln sind wenig differenziert, die Pupillen stark ent- 
rundet. Die Schädelbedeckung weist zahlreiche, teilweise mit der 
Unterlage verwachsene alte Narben auf. Die linksseitige Gesichts- 
muskulatur ist schwächer innerviert als die rechtsseitige, die Zung® 
weicht beim Hervorstrecken etwas nach links ab. Die gespreizten 
Finger zeigen lebhaften, feinschlägigen Tremor. 

Die Herztätigkeit ist wenig kräftig, leicht wechselnd und nicht 
ganz regelmäßig. Die Gefäßerregbarkeit der Haut ist lebhaft und 
anhaltend. Die Sehnenreflexe — namentlich Kremaster- und Patellar- 
reflexe — sind durchweg stärker, als es der Norm entspricht. 

Im übrigen bietet der körperliche Befund keine Besonderheiten. 

Das psychische Bild zeigte während unserer Beobachtung ständig 
eine deutliche Verschiebung der Stimmungslage in depressiver 
Richtung. Herr S. machte dauernd einen gedrückten und gehemmten 
Eindruck, war fast immer dem Weinen nahe und brach, sobald man 
durch eine Bemerkung sein Gefühlsleben in Erregung versetzte, 10 
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Tränen aus. Man merkte ihm deutlich einen von den äußeren 
Verhältnissen zweifellos unabhängigen, ihm selbst in seinen Ur- 
sachen offenbar unklaren Zustand quälender innerer Unrast und 
Spannung an. 

Oft schien er unter dem Einfluß dieser Stimmungsveränderung 
zerstreut, konnte sich schwer konzentrieren und machte den Ein- 
druck erheblicher Unbesinnlichkeit, während sein Intellekt im 
allgemeinen gröbere Störungen nicht zeigte. 

Hinsichtlich seiner Willenstätigkeit machte Herr S. den Ein- 
druck eines leicht bestimm- und umstimmbaren Menschen, der 
wohl zu plötzlichen energischen Entschlüssen, nicht aber zu ziel- 
strebigem, konsequentem Handeln fähig ist und impulsiven Antrieben 
keinen Widerstand entgegenzusetzen hat. 

Gutachten: Setzen wir nun das Bild, das wir von der Per- 
sönlichkeit des Herrn S. gewonnen haben, in Beziehung zu den ihm 
zur Last gelegten Delikten, die wir ihren wesentlichen Merkmalen 
nach bereits in der Vorgeschichte geschildert haben, so gelangen 
wir zu folgendem Resultat: 

Es liegt bei Herrn S. zweifellos ein Zustand schwerer konsti- 
tutioneller Neuro- und Psychopathie vor, der seine Wurzeln in der 
recht erheblichen erblichen Belastung, beziehungsweise der durch 
dieselbe bedingten Degeneration hat. Abgesehen von den körper- 
lichen Zeichen, die für eine solche sprechen, trägt das psychische 
Zustandsbild in seiner deutlichen Betonung eines labilen Affekt- 
lebens die charakteristischen Züge einer für diese Zustände typischen 
endogenen Verstimmung. Auf diesem Boden, wahrscheinlich geför- 
dert in hohem Grade durch die schädlichen Einwirkungen des Al- 
kohols, hat sich nun das eigenartige Krankheitsbild entwickelt, das 
in zirkumskripten temporären Störungen des Affekt- und Trieblebens 
zum Ausdruck kommt. 

Die ausgesprochen pathologischen Wutausbrüche zeigen in 
ihrem unmotivierten, impulsiven Entstehen, in ihrem auto- 
matischen, hemmungslosen Ablauf und in der schweren de- 
pressiven Reaktion so viel Verwandtes mit den exhibitionistischen 
Handlungen, daß wir nicht daran zweifeln können, daß beide auf 
analoge krankhafte Veränderungen der Persönlichkeit zurückzuführen 
sind. Obwohl sie ganz entschieden in hohem Grade an epileptische 
Zustände erinnern, können wir uns dem ganzen Befunde nach nicht 
dazu entschließen, sie als solche aufzufassen, sehen vielmehr in ihnen 
pathologische Zwangszustände, wie sie auf dem Boden degenerativer 
Psychopatbie unter der Einwirkung schädigender Einflüsse sich nicht 
selten entwickeln. Es entspricht dieses Krankheitsbild völlig einer 
Reihe analoger Fälle, wie sie seit Lasögue in der Fachliteratur 
vielfach, namentlich von W. Seifer (Archiv f. Psychiatrie 31, 405) 
und Leers, beschrieben sind. Daß es sich dabei um krankhafte 
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Veränderungen der Geistestätigkeit handelt, welche die freie Willens- 
bestimmung ausschließen, unterliegt nach der Ansicht dieser Autoren 
keinem Zweifel. 

Der Angeschuldigte hat nun aber auch in Verbindung 
mit diesen exhibitionistischen Handlungen weitere sexuelle Mani- 
pulationen vorgenommen, die Mädchen an seinem Glied spielen lassen, 
und diese an ihre Geschlechtsteile gefaßt, und es fragt sich, ob ihm 
auch hierfür die freie Willensbestimmung gefehlt hat. 

Berücksichtigen wir den durch den pathologischen Impuls bei 
diesen Gelegenheiten gänzlich veränderten psychischen Zustand, der 
das ganze Fühlen, Denken und Handeln des Angeschuldigten unter 
die Herrschaft des ihn ausschließlich beherrschenden Zwanges, der 
nach Entspannung drängenden, auf sexuelle Bahnen übergegangenen 
Triebspannung stellt, so kann es nicht zweifelhaft sein, daß auch 
diese Handlungen als Ausfluß und Begleiterscheinungen des ge- 
schilderten krankhaften Zustandes anzusehen sind, die Delikte in 
all’ ihren Einzelheiten demnach infolge einer krankhaften Veränderung 
der Geistestätigkeit, welche die freie Willensbestimmung ausschloß, 
begangen sind. 

Unser Gutachten geht demnach dahin: 

Herr 3. befand sich zur Zeit der ihm zur Last gelegten Delikte 
zweifellos in einem Zustande krankhaft veränderter Geistestätig- 
keit, welcher die freie Willensbestimmung im Sinne des & 51 
StGB. ausschloß,. 

Weit weniger pathologische Züge zeigte ein anderer Patient, 
der uns zum Zwecke der Behandlung aufsuchte, 

Es handelte sich um einen jungen Theologen aus den 
russischen Östseeprovinzen, der keinerlei Anzeichen von geistiger 
Minderwertigkeit oder Degeneration zeigte, sich physisch und 
psychisch normal entwickelt und sein Studium glatt absolviert 
hatte. Schon in früher Kindheit hatte sich bei ihm die mit 
wollüstigen Empfindungen verbundene Vorstellung, mit einem 
Leibgurt fest geschnürt zu sein, entwickelt, die bei onanistischen 
Handlungen, denen der Patient seit der Pubertät — übrigens 
nur selten — oblag, den Inhalt der sexuellen Phantasien bildete. 
Aus diesen, sicher wiederum im Autoerotismus wurzelnden, 
wohl auch etwas sadistisch-masochistisch gefärbten Vorstellungen 
hatte sich dann ein Gürtel- und Korsettfetischismus heraus- 
gebildet, der die im übrigen vorhandenen normal hetero- 
sexuellen Neigungen des Patienten verdrängt hatte. Eine 
Behandlung, die vorwiegend auf suggestiver und assoziativer 
Beeinflussung beruhte, und darauf hinzielte, ein adäquates 
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weibliches Sexualobjekt, das zunächst in Verbindung‘ hit den 
fetischistischen Momenten anreizend wirkte, nach und nach in 
den Vordergrund zu rücken und dann die pathologischen An- 
triebe bei immer stärkerer Fixierung des Patienten an die seelische 
und körperliche Individualität des Objekts ganz allmählich von 
diesem zu lösen und zum Verblassen zu bringen, hat recht 
guten Erfolg gehabt und verspricht volle Heilung. — 

Wenn wir in den geschilderten Fällen, einige besondere 
Formen des Fetischismus, des Exhibitionismus und Schautriebs, 
die sich auch um gewisse sadistische und masochistische Zu- 
stände vermehren ließen, unter den Begriff des „sexuellen 
Infantilismus“ subsumieren, so glauben wir damit ihrem 
Wesen in ätiologischer wie klinischer Hinsicht in höherem 
Maße gerecht zu werden, als es geschieht, wenn man sie nach 
dem Vorgange Ziehens als „Parhedonien“ zusammenfaßt und 
damit lediglich ihre Abweichung von der vorherrschenden Art 
und Richtung der sexuellen Lustempfindungen zum Ausdruck 
bringt. 

Endlich möchten wir noch eine Gruppe erwähnen und 
durch einen ebenfalls gutachtlich geschilderten, besonders 
charakteristischen Fall illustrieren, in der ein auffallendes Miß- 
verhältnis zwischen der Stärke der sexuellen Antriebe und der 
psychischen Kritik und Widerstandsfähigkeit besteht. 
Auch in dieser psychosexuellen Disharmonie glauben 
wir eine infantilistische Erscheinung erblicken zu dürfen, 
indem sie ätiologisch zweifellos auf einer mangelhaften Aus- 
bildung und Reife der assoziativen Verbindungen des Sexual- 
zentrums mit den höheren geistigen Zentren beruht. 


Gutachten VI. 


Der Eisenbahnobersekretäir Herr R. E. zu B. stellt sich 
uns vor zum Zwecke der Beobachtung und Ausstellung eines 
Gutachtens über seinen geistigen Gesundheitszustand unter be- 
sonderer Berücksichtigung der Frage, ob er zur Zeit der Ab- 
fassung seiner Beschwerde an den Herrn Minister der öffentlichen 
Arbeiten vom 11. Juni 1911, die im Wege des Disziplinarver- 
fahrens zu seiner Dienstentlassung geführt hat, sich in einem Zu- 
stande krankhafter Störung der Geistestätigkeit befunden hat, 
welche die freie Willensbestimmung ausschloß. 
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Wir kommen dieser Aufgabe nach dem Studium der uns zu- 
gängigen Aktenstücke, Anschuldigungsschrift und Urteil im Dis- 
ziplinarverfahren, den in Betracht kommenden Eingaben des Ver- 
urteilten und verschiedener anderer von ihm abgefaßter Schrift- 
sätze, und nachdem wir den Verurteilten ferner drei Wochen hin- 
durch nahezu täglich beobachtet, wiederholt eingehend untersucht 
und exploriert haben, im folgenden nach: 


Tatsächliches: Am 8. Januar 1909 erschien in der Presse 
in B. ein Inserat folgenden Inhalts: „Dame sucht Herrn zur 
Seelenfreundschaft“. Auf dieses Inserat hin trat der Verurteilte 
mit der Inserentin, einem Frl. H., in einen zuerst brieflichen, 
dann persönlichen Verkehr; aus dem zunächst freundschaftlichen 
Verhältnis entwickelte sich später ein Geschlechtsverkehr. Dieser 
führte im Oktober 1910 zu der Geburt eines Kindes, das am 
dritten Tage nach der Geburt starb. Wegen seines Verhaltens 
in dieser Angelegenheit wurde der Angeschuldigte von der König- 
lichen Eisenbahndirektion in B. durch Verfügung vom 3. Mai 1911 
zu einer Geldstrafe von 90 M. verurteilt. In der Begründung 
dieser Verfügung heißt es u. a., das Mädchen (Frl. H.) hätte es, 
noch bevor sie sich schwanger fühlte, versucht, die Beziehungen 
zu dem Verurteilten zu lösen, wovon er aber nichts wissen wollte. 
Es sei infolgedessen nach seinem eigenen Zugeständnis dahin ge- 
kommen, daß er von dem Mädchen tätlich beleidigt worden sei, wofür 
er sich dadurch gerächt habe, daß er dem Bruder des Mädchens von 
dem Verhältnis brieflich Mitteilung machte Er habe dann trotz 
eines dem Bruder gegebenen Versprechens den ehebrecherischen 
Verkehr mit dem Mädchen im Juli oder August 1910 wieder auf- 
genommen und bis zu der am 23. Oktober 1910 erfolgten Ent- 
bindung fortgesetzt. 

Nach der Entbindung habe das Mädchen erneut versucht, von 
ihm loszukommen, er habe sich aber widersetzt, so daß es schließ- 
lich zu seiner Hinausweisung aus der Wohnung des Mädchens ge- 
kommen sei. 

Am Schlusse dieser Verfügung wurde darauf hingewiesen, 
daß Herr E., sollte sein weiteres Verhalten in dieser Angelegenheit 
Anlaß zu berechtigten Ausstellungen geben, die Eiuleitung des Diszip- 
linarverfahrens auf Entfernung aus dem Amt zu gewärtigen habe. 


Ferner wurde seine Versetzung nach E. angeordnet. 

Gegen diese Bestrafung und Versetzung erhob Herr E. in 
seinem Gesuche vom 11. Juni 1911 Beschwerde. 

Auf dieses Gesuch hin wurde ihm unter dem 20. Juni 1911 
seitens der Königlichen Eisenbahndirektion B. mitgeteilt, daß das- 
selbe als unbegründet zurückgewiesen, dagegen die Einleitung des 
Disziplinarverfahrens auf Entfernung aus dem Amt durch den 
Herrn Präsidenten verfügt worden sei. 
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Nachdem Herr E. von dem Nervenarzt Herrn Dr. P. unter- 
sucht und begutachtet war und dieser „seine volle Zurechnungs- 
fähigkeit und Verantwortlichkeit* bescheinigt hatte, wurde ihm 
am 11. Dezember die Anschuldigungsschrift zugestellt. In derselben 
wird Herr E. beschuldigt, in seiner Beschwerdeschrift an den Herrn 
Minister eine Gesinnung bekundet zu haben, die ihn der Achtung, 
des Ansehens und des Vertrauens, die sein Beruf erforderte, un- 
würdig zeige. Er bekunde in ihr eine solche, jeder sittlichen 
Grundlage bare, jedes ethischen Werturteils ermangelnde, unehren- 
hafte und unwahre Gesinnung, verletze zugleich die sainem Vor- 
gesetzten schuldige Achtung in so gröblicher Weise, daß sein 
ferneres Verbleiben in seinem Amt unmöglich erscheine. Herr E. 
bezeichne die durch seine Bestrafung wegen Ehebruchs seitens der 
Behörde bekundete Auffassung als eine so „prüde und lebensver- 
neinende“ Auslegung des $ 2 des Disziplinargesetzes, als eine 
„Willkür und Ungerechtigkeit“. Wenn jemand im besten Glauben 
handle, nur die Verwirklichung des „ewig Wahren, Guten und 
Schönen“ im Auge habe, der sollte gleich gesteinigt werden. Die 
monogamische Eheinstitution sei „eine nur auf dem Papier be- 
stehende Einrichtung“, eine „Fiktion“. Nur ein „anormaler“, ein 
„defekter“ Mann oder ein ganz „misogyner Kerl“ werde sich 
— seine Lage vorausgesetzt — „rühmen können, in zwanzigjähriger 
Ehe noch keinen Ehebruch verübt zu haben“. 


Daß Angeschuldigter diese, jeder Sitte und jedem Anstand 
hohnsprechende Auffassung in einer Beschwerdeschrift an seinen 
obersten Vorgesetzten zum Ausdruck bringe, treibe die Achtungs- 
verletzung auf das Aeußerste. Des weiteren wird dem Ange- 
schuldigten vorgeworfen, daß er trotz seines dem Bruder des 
Frl. H. gegebenen Versprechens den Verkehr mit dieser wieder 
aufgenommen habe und in seiner Beschwerdeschrift behaupte, er 
habe dies aus „sittlichen“ Motiven getan. (Herr E. gibt in dieser 
an, die durch die Schwangerschaft des Frl. H. in ihm erweckten 
Empfindungen künftiger gemeinsamer Elternpflicht hätten ihn von 
neuem unwiderstehlich an sie gefesselt.) Er habe aber bereits vor 
dem 29. Juli, dem Tage, an dem sie ihm von ihrer Schwangerschaft 
Mitteilung machte, sich ihr wieder genähert und zwar nicht aus 
sittlichen, sondern unsittlichen Motiven. Seine Angabe sei also 
unwahr. (E. erklärt demgegenüber, der Zustand des Frl. H. sei 
ihm schon vor dem 29. Juli bekannt gewesen; aus den erwähnten 


Motiven heraus sei ihm eben der Geschlechtsverkehr als eine sitt- - _ 
liche Notwendigkeit, nicht wie die Anschuldigungsschrift annehme, ’ . 


als etwas „Unsittliches“ erschienen.) 

Ferner enthält die Beschwerde des Angeschuldigten unwahre 
und beleidigende Angaben über das Frl. H. Er behaupte, sie habe 
die Anregung zum Geschlechtsverkehr gegeben. „So ein Weib 
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wird behaupten, ich hätte sie nicht in Ruhe gelassen, wäre ihr auf 
Schritt und Tritt gefolgt? Dieses überraffinierte, verlogene Frauen- 
zimmer. .. Mit der einen Hand stieß sie mich immer von sich, 
um mich mit der anderen aber umso fester heranzuziehen. Nur 
beim „Beschlafen“ konnte sie ihre wahre Natur nicht verleugnen. 
Dann hielt sie fein in guter Ruh, wie’s Lämmlein unterm Messer, 
ihr Auge bat „nur immer zu! Je weher, desto besser“. (Möricke.) 
— — — „Diese Verlogenheit wird nur von der Frechheit über- 
troffen, mit der sie ihren Bekannten und Freundinnen gegenüber 
jede Schuld ableugnet. — — — Ist nicht für jeden Unbefangenen 
auf den ersten Blick erkennbar, daß das Weib die ganze Sache 
eingebrockt hat, und ich ihr nur als Mittel zum Zweck diente, ihre 
Neugierde, ihre Lüsternheit zu befriedigen .. . ?“ 


Demgegenüber habe Frl. H. glaubhaft behauptet, der Ange- 
klagte habe auf sie bei persönlicher Bekanntschaft einen unsym- 
pathischen Eindruck gemacht, die Anregung zum Geschlechtsverkehr 
sei von ihm ausgegangen. Dies werde auch durch die überaus 
stürmischen Briefe des Angeklagten erwiesen, aus denen ein so 
leidenschaftlicher Geschlechtstrieb spreche, der sich über alle Hinder- 
nisse hinwegsetze und alle Schranken, selbst die Heiligkeit der 
Ehe, mißachte. Habe er doch Frl. H. sogar vorgespiegelt, daß er 
durch ihr hartnäckiges Versagen krank geworden sei. Damit 
nicht genug, gebrauche der Angeschuldigte Schimpfworte, wie Dirne, 
Metze, nenne sie verlogen, falsch, gemein usw, Ergänzt werde 
dieses Bild dadurch, daß er sein Verhältnis dazu benutzt habe, um 
von ihr Geld zu erlangen. Aus seinen Briefen sei weiter ersichtlich, 
mit welcher Eindringlichkeit er sie zu einem Konkubinat in seiner 
eigenen Ehewohnung zu überreden versucht habe. 


Außerdem spreche aus Ton und Form seiner Beschwerdeschrift 
eine die schuldige Achtung gröblich verletzende Gesinnung des 
Angeschuldigten. Er scheue sich nicht einmal, die Strafverfügung 
ins Lächerliche zu ziehen. „Was für ein Verhalten habe ich denn 
nun zu beobachten? Mehr als links liegen lassen, kann ich so eine 
Metze doch nicht. Wenn ich sie niederknalle, so weiß ich wenigstens, 
was mir bevorsteht. .. Endlich bleibt die vielgelobte und viel- 
geschmähte Ostmarkenzulage. . . Also rückwärts bewegt habe ich 
die Kulturzustände in der Ostmark nicht, eher vorwärts.“ 


Daß die Beschwerde nach Form und Inhalt nur ein Ausdruck 
der wahren Gesinnung des Angeschuldigten gewesen sei, gehe aus 
-~ dem Gutachten des Nervenarztes Dr. P. hervor. Dieser stelle zu- 
“nächst die volle Zurechnungsfähigkeit und Verantwortlichkeit des 
Angeschuldigten für seine Beschwerde fest, bezeichne infolgedessen 
seine Gesinnung als korrupt und fahre dann fort: „... Zum 
Schluß bleibt noch die geradezu verblüffende Frivolität in dem an 
den Herrn Minister der öffentlichen Arbeiten gerichteten Schreiben 
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vom 11. Juni 1911 zu würdigen. Es dürfte nach Inhalt und Stil 
ein geradezu einzigartiges Dokument darstellen. Und kein Affekt- 
zustand, und wäre es der hochgradigste, könnte als exkulpierendes 
Moment für eine derartige, an solcher Stelle bekundete Frivolität 
herangezogen werden. Daß jemand in einem Bittgesuch, in dem 
er die Aufhebung einer Bestrafung ersehnt, eine derartige Ge- 
sinnung offen ausspricht, und sie, wenn möglich, als allgemeine 
Direktive eigenen Handelns durchgeführt sehen möchte, das dürfte 
zu den seltensten Vorkommnissen zählen.“ 


In einem weiteren Gutachten habe Dr. P. sich dahin ausge- 
sprochen, daß E. das inkriminierte Schriftstück nicht in einem 
augenblicklichen Affekt abgefaßt, sondern erst als Konzept und 
dann definitiv bearbeitet habe. Dr. P. schließt: „... Für den 
Inhalt dieses schriftstellerischen Ergusses bleibt er völlig einsichts- 
los. Er versteht trotz aller Aufklärung nicht, wo er gefehlt hat.“ 


Nach alledem habe der Angeschuldigte in seiner Beschwerde 
eine jeder sittlichen Grundlage bare, frivole Gesinnung bekundet 
und die seinem Vorgesetzten schuldige Achtung in gröblicher Form 
verletzt. Diese Gesinnungsäußerung sei nicht das Produkt eines 
vorübergehenden, hochgradigen seelischen Erregungszustandes, 
sondern entspreche seinem eigentlichen Wesen und seiner festen 
Ueberzeugung. 

Diese Gesinnung zeige ihn der Achtung, des Ansehens und 
des Vertrauens, die sein Beruf erfordere, unwürdig. 

Es wird daher seine Entlassung aus dem Dienste beantragt. 


Unter dem 23. Dezember 1911 reichte Herr E. darauf ein 
Schriftstück ein, in welchem er in weitschweifigster Weise den 
Standpunkt seiner Beschwerde vertritt, sein Verhalten dem Frl. H. 
gegenüber rechtfertigt und nur der formellen Ungehörigkeit seines 
Schreibens halber um Verzeihung bittet. 

Der Verhandlung seiner Sache am 5. Februar 1912 blieb Herr 
E. fern. Er begründet dies in einem Schreiben von demselben 
Tage damit, daß es ihm unmöglich sein würde, in der Sitzung auch 
nur ein Wort zu sprechen und daß er fürchte, durch den kläglichen 
Eindruck, den er seiner Ueberzeugung nach sicher auf den Gerichts- 
hof machen würde, seiner Sache zu schaden. 

Der Disziplinargerichtshof verurteilte Herrn E. zur Dienstent- 
lassung und beließ ihm in Anbetracht seiner langen Dienstzeit, 
seines Lebensalters und seiner Vermögenslosigkeit ?/s des gesetz- 
lichen Pensionsbetrages auf die Dauer von fünf Jahren als Unter- 
stützung. 

Die Urteilsbegründung folgt im wesentlichen den Gesichts- 
punkten der Anschuldigungsschrift und fübrt zum Schlusse aus: 
„Seine Hypersexualität — seinem höchsten Vorgesetzten gegenüber 
kundgegeben — sei hier gleichbedeutend mit Schamlosigkeit; für 
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-disziplinarische Verantwortlichkeit eines fortgesetzt ehebrecherischen 
Beamten fehle ihm jedes Verständnis; das Gefühl der Achtung 
und der Ehrerbietung gegenüber seinem Vorgesetzten, wie auch 
‚jegliches Verständnis für sein empörendes Verhalten gegenüber der 
Verführten gehen ihm ab.“ 


Vorgeschichte: Der Vater des Herrn E. lebt noch, ist 
72 Jahre alt und rüstig, ein mäßiger Trinker. Die Mutter starb 
im Alter von 67 Jahren an Herz- und Nierenleiden. Drei Brüder 
und eine Schwester leben, drei weitere Geschwister sind jung ge- 
storben. Die Verwandten väterlicherseits sollen durchweg sehr 
stark ausgeprägte sexuelle Bedürfnisse gehabt haben, namentlich 
‚der Vater selbst und seine Brüder, deren Ehen durchweg sehr 
kinderreich waren (bis zu 24 Kindern). Ein Vetter soll vor der 
Verheiratung geisteskrank (mit religiösen Wahnideen) gewesen, in 
der Ehe gesund und tüchtig geworden sein, 


Herr E. selbst soll sich als Kind normal entwickelt haben. 
Von schweren Erkrankungen ist nichts bekannt. Er kam mit 
17 Jahren zum Militär, 1882, und diente bis zum Jahre 1890. 
Am 7. Februar 1891 wurde er in den Dienst der Staatseisenbahn- 
verwaltung aufgenommen. Verheiratet ist Herr E. seit dem Jahre 
1891 und hat zwei Söhne und eine Tochter. Nach der Geburt 
des zweiten Kindes mußte seine sehr schwächliche Frau in ge- 
schlechtlicher Beziehung geschont werden. Von dieser Zeit an 
geriet Herr E. in Konflikte mit seinen übergroßen sexuellen Be- 
dürfnissen, Seine Frau soll seiner Angabe nach zwar, solange sie 
dadurch unbehelligt blieb, sexuelle Seitensprünge seinerseits über- 
sehen, beziehungsweise geduldet haoon. Er fühlte sich aber 
dennoch unbefriedigt, da sein Sexualbedürfnis sich nicht in gelegent- 
licher Befriedigung erschöpfte, sondern in dem Verlangen nach 
dauernder körperlicher und seelischer Vereinigung gipfelte und ihn 
daher umso stärker zu einem neuen Verhältnis hindrängte, je we- 
niger ihn seine Frau in physischer Hinsicht befriedigen konnte. 


Unter diesen Verhältnissen wurde Herr E. allmählich immer 
nervösef und arbeitete sich in die Weltanschauung, die er sich 
seinem Empfinden gemäß zurechtlegte, immer verbohrter hinein. 
Immer mehr entwickelte sich bei ihm ein krankhafter Eigensinn, 
eine übergroße Empfindlichkeit, ein überaus reizbares und auf- 
brausendes Wesen. Eine gewisse Befriedigung und Entspannung 
fand er darin, sich in Briefen nach Möglichkeit Luft zu machen 
und seine Empfindungen dabei in den denkbar krassesten Aus- 
drücken niederzulegen. Er ließ sich auch wiederholt zu belei- 
digenden Ausbrüchen fortreißen, die er dann mit Geld oder formellen 
Abbitten gutmachen mußte. 

Von seinen Kollegen wurde er mehr und mehr als absonderlich 
angesehen und zog sich daher möglichst zurück. Sein Eigensinn 


verwickelte ihn auch früher schon in Streitigkeiten mit Behörden. 
Bo hat er eine Differenz mit dem Gemeindekirchenrat gehabt und 
sich dabei in besonders hartnäckigen und erbitterten Briefen er- 
gangen. 

Befund: Herr E. ist ein kräftig gebauter, mittelgroßer Mann 
in mäßigem Ernährungszustand. Das Gesicht ist etwas gedunser. 
und gerötet, leicht kongestiv. Der Gesichtsschädel ist asymmetrisch 
gebaut, die rechte Pupille etwas weiter als die linke, die Gesichts- 
muskulatur der rechten Seite schwächer entwickelt als die der 
linken. Die Herztätigkeit ist leicht alteriert, die Herztöne sind 
etwas paukend. Der Befund der inneren Organe bietet im übrigen 
nichts Besonderes. Reflextätigkeit und Gefäßerregbarkeit sind 
ziemlich lebhaft. 

In dem Verhalten des Herrn E. zeigt sich eine eigenartig 
gespannte Unruhe Er kann keine Sekunde ruhig bleiben, man 
sieht förmlich, wie er sich zum Sitzenbleiben zwingen muß. Seine 
Sprache hat etwas Stoßweises, er muß sich die Worte gewisser- 
maßen aus der Kehle ringen, sodaß eine eigenartige Form schein- 
baren Stotterns entsteht. 

Während der ganzen Beobachtungszeit zeigte Herr E. ein 
befangenes und gedrücktes Wesen. Es lastete deutlich auf ihm 
eine auch in Anbetracht seiner Lage in ihrer Monotonie entschieden 
abnorme Beklemmung. Fast immer hatte er Tränen in den Augen 
und brach aus den geringfügigsten Ursachen direkt in Weinen 
aus. In intellektueller Hinsicht zeigt Herr E. eine auffallend 
geringe Regsamkeit. Er kann sehr viel Worte machen, die sich 
aber immer um denselben Punkt herum bewegen. Sein Vorstellungs- 
ablauf ist offenbar erheblich gehemmt, sein Urteilsvermögen sowie 
seine Belehrbarkeit sind sehr gering. Gewissen unwiderleglichen 
Folgerungen und Beweisführungen stimmt er aus Höflichkeit zu 
ist aber offenbar nicht im geringsten überzeugt. 

Seine Willenstätigkeit beruht im wesentlichen auf einer ab- 
normen Starrköpfigkeit und einem gewissen Willensautomatismus,. 


Gutachten: Setzen wir das Bild, das uns Vorgeschichte und 
Befund geben, in Zusammenhang mit den Tatsachen, die zur Ver- 
urteilung des Herrn E.zur Dienstentlassung geführt haben, so können 
wir in dem Handeln des Verurteilten nur die unheilvollen, aber 
innerlich notwendig bedingten Konsequenzen seiner krankhaften 
Disposition sehen. Wenn Herr Dr. P. sagt, die Beschwerdeschrift 
„dürfte nach Inhalt und Stil ein geradezu einzigartiges Dokument 
darstellen“, und an anderer Stelle: „daß jemand in einem Bittge- 
such, in dem er die Aufhebung einer Bestrafung ersehnt, eine der- 
artige Gesinnung offen ausspricht und sie, wenn möglich, als all- 
gemeine Direktive eigenen Handelns durchgeführt sehen möchte, 
das dürfte zu den seltensten Vorkommnissen gehören“, so können 
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wir diesen Ausführungen nur ebenso zustimmen wie wir seiner 
Beobachtung, . . . „daß Herr E. für den Inhalt dieses schrift- 
stellerischen Ergusses völlig einsichtslos bleibt und trotz aller Auf- 
klärung nicht versteht, wo er gefehlt hat“, aus eigener Wahr- 
nehmung beipflichten können. Auch daß „diese Gesinnungsäußerung 
seinem inneren Wesen und seiner festen Ueberzeugung entspreche“, 
ist unserer Ueberzeugung gleich der des Herrn Dr. P. Wie aber 
ein Mann, dessen völlige Einsichtslosigkeit und geradezu einzig 
dastebend seltsame Gesinnungsäußerung so ganz seinem inneren 
Wesen entsprechen, als geistig völlig normal und zurechnungsfähig 
bezeichnet werden kann, erscheint uns schon an sich unbegreiflich, 
gänzlich unbegreiflich aber in Anbetracht der Persönlichkeit des 
Verurteilten. 

Des weiteren behauptet Herr Dr. P.: „Und kein Affektzustand 
und wäre es der hochgradigste, könnte als exkulpierendes Moment 
für eine derartige an solcher Stelle bekundete Frivolität herange- 
zogen werden“, Diese Auffassung steht im Widerspruch zu den 
bisher geltenden Grundanschauungen der Psychiatrie, denn ein 
Affektzustand, es braucht nicht einmal der hochgradigste zu sein, 
kann als exkulpierendes Moment für jede Straftat, und sei es auch 
Mord, in Betracht kommen, wofern der Affekt ein krankhafter oder 
auf pathologischer Basis entstandener ist. 


Daß Herr E. eine schwerkranke, psychopathische Persönlichkeit 
ist, steht außer Frage. Der körperliche und seelische Befund ent- 
sprechen diesem schon aus der Vorgeschichte hervorgehenden 
Zustandsbilde in vollem Maße. Die Ueberwertung seiner eigenen 
Ideen und alles dessen, was in der Literatur oder anderswo an 
dieselben anklingt oder ihm anzuklingen scheint, die Stereotypie 
seiner Gedankengänge verbunden mit der eigenartigen Schwäche 
und einsichtslosen Zähigkeit seines Schließens und Urteilens sind 
dafür ebenso charakteristisch wie seine hochgradige Unrast und 
Ueberreiztheit und der eigentümlich starre, dabei doch in heftiger 
Spannung vibrierende depressive Affektzustand. 


Seine Hypersexualität ist ebenso eine Folge seiner Belastung 
und degenerativen Konstitution, wie sie Quelle seiner nervösen 
Zerrüttung ist. Ob er in Anbetracht dieses Zustandes die Wider- 
stände hätte finden können, einem Verkehr mit Frl. H. aus dem 
Wege zu gehen, kommt hier nicht in Betracht, Wir glauben es 
nicht. Mag der Verurteilte sie noch so sehr mit seinem Liebes- 
drange bestürmt haben, der erste Anstoß, das den „Seelenfreund* 
suchende Zeitungsinserat ging von ihr aus und wurde für den Ver- 
urteilten der Ausgangspunkt schwerster seelischer Konflikte. 

Auch wenn man dieses Inserat als einen „Scherz“ des Frl. H. 
oder mehrerer Damen ansieht, wird an dieser Tatsache nichts ge- 
ändert, ebensowenig wie an der weiteren, daß Herr E. durch das 
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den Typus der hysterischen Frau mit markanten Strichen charak- 
terisierende Verhalten des Frl. H. in ihrem Abstoßen und Heran- 
ziehen, ihrem Sichhingeben und Versagen in seinem nervösen und 
sexuellen Gleichgewicht völlig erschüttert werden mußte. Nun 
kam die Geldstrafe und Versetzung nach E. Die letztere war 
für den Verurteilten ein fürchterlicher Schlag. Seine Frau geriet 
darüber in Verzweiflung, da ihr der Gedanke, daß sie sich von 
B., das sie nie verlassen hatte und wo ihre Familie, an der sie 
sehr hing, wohnte, trennen sollte, unfaßbar schien. 

Wie das auf den schwer nervenkranken Mann wirken mußte, 
bedarf keiner Schilderung. Unter diesen Verhältnissen entstand 
die nach Form und Inhalt unglaubliche und eben nur durch den 
pathologischen Zustand des Schreibers erklärliche Beschwerdeschrift, 
Natürlich war sie nicht das Produkt eines normalen momentanen 
Affektes, sondern das einer in affektiver wie intellektueller Be- 
ziehung schwer veränderten Persönlichkeit. Dieser Zustand konnte 
sebr wohl während der Bearbeitung des Konzepts und der Rein- 
schrift anhalten und besteht auch heute noch in der völligen Ein- 
sichtslosigkeit des Herrn E, für das Unglaubliche seiner Handlungs- 
weise fort. 

Das ganze Vorgehen, das zu der Disziplinierung des Herrn E. 
geführt hat, ist daher unbedingt als der Ausfluß eines schweren 
Krankheitszustandes} anzusehen. Es ist nicht anzunehmen, daß 
dieser nervöse Krankheitszustand bei dem ohnehin durch seine 
langjährige Dienstzeit verbrauchten Menschen noch einmal in Ge- 
nesung und ausreichende Erwerbsmöglichkeit übergehen wird. 

Unser‘ Gutachten geht demnach dahin: 

„Die Beschwerdeschrift an den Herrn Minister der öffent- 
lichen Arbeiten, welche zu der Dienstentlassung des Herrn E. 
im Wege des Disziplinarverfahrens geführt hat, ist von ihm 
in einem Zustande krankhafter Störung der Geistestätigkeit 
verfaßt und abgesandt, welcher die freie Willensbestimmung 
ausschloß und jede Verantwortung für sein Handeln aufhob.“ 


Wir hielten es namentlich aus zwei praktischen Gesichts- 
punkten für wichtig, das Krankheitsbild des „sexuellen Infan- 
tilismus“ an der Hand einzelner, für seine verschiedenen Er- 
scheinungsformen charakteristischer Fälle in ätiologischer und 
klinischer Hinsicht festzustellen und zu behandeln. 

Einmal erscheint uns die richtige Beurteilun g der hierher 
gehörenden Zustandsbilder für die forensische Begutachtung von 
größter Bedeutung. 

Dann aber gibt uns ein richtiges Verständnis für das Wesen 
derartiger pathologischer Erscheinungen in einer ganzen Reihe 
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von Fällen auch wichtige Hinweise für ihre psychische Be- 
handlung, die namentlich da Erfolg verspricht, wo mehr oder 
weniger entwickelte Ansätze normalen Geschlechtsempfindens 
die Möglichkeit bieten, auf suggestivem und assoziativem Wege 
eine festere Verknüpfung der Sexualität mit normalen Objekten 
und gleichzeitig eine allmähliche Loslösung von den pathologisch 
fixierten Komplexen zu erreichen. Namentlich da, wo eine 
normale Intelligenz und Willenskraft des Patienten diese Be- 
handlung unterstützen, wird sie in manchen Fällen gute Aus- 
sicht auf Erfolg bieten. 
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Einleitung. 

Es war nicht zufällig, daß grade ein Irrenarzt, der ver- 
dienstvole Werner Nasse, die Gründung eines Vereins 
anregte, welcher sich die Bekämpfung des Alkoholismus zum 
Ziel setzte, des Deutschen Vereins gegen den Mißbrauch 
geistiger Getränke. Denn nicht nur, daß der Alkoholismus 
sehr großen Anteil an der Hervorbringung geistiger Störungen 
hat, die Wirkungen des Alkohols auf den menschlichen Geist 
. bilden die Grundlage für das Verständnis des eigentlichen ` 
Wesens des Alkoholismus überhaupt. 

Der Laie, der sich, sei es als Privatmann, Seelsorger, 
Strafrichter oder Verwaltungsbeamter, an der Trinkerfürsorge 
beteiligt, bekommt meist mit derjenigen Form der alkoholi- 
schen Erkrankung zu tun, welche als chronische Trunksucht 
bekannt ist. Aber eine noch so eingehende Beschreibung dieser 
Form allein würde nicht hinreichen, um ihm ein rechtes Ver- 
ständnis für das Wesen der Trunksucht zu vermitteln. Dem 
Laien wird es naturgemäß sehr schwer, im Trinker den 
Kranken zu erkennen. Er wird das nur lernen, wenn er auch 
in die Erscheinungen der anderen geistigen Störungen Ein- 
blick nimmt, welche dem Alkoholmißbrauch ihre Entstehung 
verdanken, und wenn er sich endlich auch mit den Einzelwir- 
kungen des Alkohols bekannt macht, wie sie durch das wissen- 
schaftliche Experiment festgestellt worden sind. 

Mit der nachfolgenden Belehrung wird nun nicht etwa die 
Absicht verbunden, den Laien soweit zu unterrichten, daß er 
den Arzt bei der Behandlung der Trinker zu ersetzen imstande 
wäre. Es genügt, wenn er sich von der krankhaften Natur der 
Trunksucht eine begründete Überzeugung verschafft und dar- 
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nach seine Mitwirkung bei der wichtigen Volksaufgabe der 
Bekämpfung der Trunksucht und der Trinkunsitten einzurich- 
ten lernt. Im Übrigen gibt es kaum eine Gruppe geistiger 
Krankheitserscheinungen, welche so lehrreiche und interes- 
sante Einblicke in unser geistiges Leben gewährt als die Ver- 
giftungen durch Alkohol. 


A. Die Versuchsergebnisse. 


Physikalisch-chemische Eigenschaften. 


Um mit den Ergebnissen der wissenschaftlichen Versuche 
zu beginnen, so richten wir unsern Blick zunächst auf gewisse 
äußere, chemisch-physikalische Eigenschaften des Alkohols. 
Der Alkohol oder Weingeist (C: Hs O H) ist sehr dünnflüssig 
und mischt sich leicht und in jedem Verhältnis mit Wasser, 
mithin auch mit den Gewebsflüssigkeiten im menschlichen 
Körper. Aus wässrigen Lösungen diffundiert er durch poröse 
Membranen schneller als das Wasser. Das heißt also, daß er 
auch aus einer Gewebsflüssigkeit im Körper schneller als die 
übrige Flüssigkeit weiterdringen wird. Hat der Alk. somit die 
Fähigkeit, leicht an die Zellen der lebenswichtigen Organe hin- 
anzudringen, so kann er auch mit besondrer Leichtigkeit in 
dieselben eintreten. Die Zellen lassen nicht alle Stoffe gleich- 
leicht in ihr Inneres hinein; sie besitzen eine Art Wahlfähig- 
keit, vermöge deren sie die einen Stoffe leicht zu sich lassen, 
während sie die anderen mehr oder minder von sich fern 
halten. Der Alk. vermag nun sogen. lipoide, d. h. fettähnliche, 
zwischen Eiweiß und Fett in derMitte stehende, Stoffe zu lösen. 
Aus solchem lipoiden Stoff bestehen die Membranen der Or- 
ganzellen. Er wird also mit großer Leichtigkeit das Hindernis, 
welches die Zellmembranen seinem Eindringen entgegen- 
setzen, überwinden und ins Innerste der Gehirnzellen ein- 
treten. Eine Bestätigung hierfür finden wir in der Schnellig- 
keit, mit welcher sensible Leute die Wirkung eines Glases 
Wein auf ihr Selbstgefühl wahrnehmen; und eine sinnfällige 
Bestätigung scheint in dem Ergebnis vorzuliegen, welches 
Pauly und Bonne bei einer Messung der Alkoholmenge 
fanden, die sie in einem Fall akuter Alkoholvergiftung im 
Blut und verschiedenen Organen des Vergifteten feststellten. 
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Im Gehirn fand sich relativ die größte Menge des genossenen 
Alkohols wieder, und zwar 1,60 mal soviel als im Blut. 

Sodann wird man daran zu denken haben, daß der Alk. in 
den inneren Organen mehr noch in Dampfform als flüssig zur 
Geltung kommt, da er schon bei niedriger Temperatur, um so 
mehr also bei Körperwärme, in Dampf übergeht. Auch hier- 
durch wird das Eindringen des Alkohols ins Innerste der 
Zellen erleichtert werden. Dadurch, daß der Alk. die Dampf- 
form aber vielfach erst im Innern der Zelle erreicht, wird er 
eine blähende und zerrende Wirkung auf das zarte Gefüge 
der Zelle ausüben, welcher die letztere nur geringen Wider- 
stand entgegenzusetzen imstande ist. 


Chemisch-physiologische Eigenschaften. 


Von den rein physikalischen Eigenschaften des Alkohols 
zu den chemisch-physiologischen übergehend, haben 
wir seiner leichten Oxydierbarkeit (Verbrennbarkeit) zu 
gedenken. Indem der Alk. den Sauerstoff, welchen er in den 
Organen antrifft, begierig an sich reißt, muß er denselben den 
Zellen entziehen und auf diese Weise deren Lebensfähigkeit 
erschweren und herabsetzen. Ob es nun mehr durch diese 
chemischen oder mehr durch die physikalischen Wirkungen 
geschieht, so finden wir einen Beweis für seine zellfeindlichen 
Eigenschaften schon in der bekannten Tatsache, daß er das 
Wachstum einzelliger Organismen (Bakterien, Hefe u. a.) zu 
hemmen vermag, worauf die Verhinderung der Fäulnis und 
Gärung durch Alkohol beruht. Ebenso hemmt er die Beweg- 
lichkeit und Lebenstätigkeit der Blutzellen, wie auch die Ge- 
rinnungsfähigkeit des Blutes. 


Wirkungen auf Muskeln, Nerven und Geist. 


Verfolgen wir den Alk., wie er mit diesen Eigenschaften 
ausgerüstet im Innern der Gehirnzellen an die Tore des 
Geistes klopft, so wird es uns verständlich, wie nach der 
Lehre von der Einheit des Körperlichen und Geistigen jede, 
auch die noch wohl reparable, unschädliche, Einwirkung des 
Alk. auf die Gehirnzellen sofort auch in einer Änderung der 
geistigen Funktionen hervortreten muß. 
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Es ist besonders lehrreich, diese feineren Änderungen an 
der Hand der Arbeiten neuerer Physiologen und Irrenärzte 
zu verfolgen. Wir können nur die hauptsächlichen hier an- 
führen. Zunächst ist die Muskeltätigkeit unter dem Ein- 
fluß von Alk. untersucht worden, wobei man die Erregbarkeit 
des Muskels (den Eintritt seiner Zusammenziehung) von seiner 
Arbeitsleistung zu unterscheiden hat. Wenn ich einen Men- 
schen, welcher nur 10—20 gr Alk. zu sich genommen hat, auf- 
fordre, bei dem Erklingen oder Aufleuchten eines Signals eine 
Bewegung mit der Hand auszuführen, so wird er dieser Auf- 
forderung im Allgemeinen etwas schneller nachkommen, als 
ein Mensch ohne Alk. Aber die oft fehlerhafte Art der Reak- 
tion, z. B. der Gebrauch der linken Hand statt der geforderten 
rechten, beweist, daß auf dem Wege von der Empfangsstation 
des Signals bis zum Ausschlag der Bewegung der Mechanis- 
mus mangelhaft funktionierte. Das Bewußtsein hat weniger 
genau gearbeitet. Schon hier zeigt sich also die Überein- 
stimmung des Experiments mit der praktischen Erfahrung. 
Wer unter dem Einfluß von Alk. arbeitet, mag anfangs etwas 
schneller handeln, er ist reizempfindlicher und schneller be- 
reit, dem Reiz zu folgen; aber, was er tut, ist weniger zuver- 
lässig, weil weniger vom Bewußtsein überwacht. Aber auch 
diese kurzdauernde Beschleunigung der Reaktion ist nur nach 
_ geringen Dosen zu bemerken, nach größeren Dosen (etwa 
von 30 gr an) tritt sofort eine Verlangsamung ein. 

Bei Prüfung der Arbeitsleistung tritt dementspre- 
chend auch zunächst das Moment der Verstärkung der Reize 
(Willensimpulse) in die Erscheinung; es zeigt sich am Kraft- 
messer (Ergographen) eine mäßige Erhöhung der Leistung, 
indem das vom Finger gehobene Gewicht etwas höher geht als 
ohne Alk.; dann aber tritt nach kurzer Zeit ein Nachlassen der 
Kraft ein. Und diese Wirkung ist um so deutlicher ausge- 
prägt, je größer das zu hebende Gewicht ist. Auch hier also 
eine Übereinstimmung des Experiments mit den praktischen 
Erfahrungen, die im Heere, bei Bergsteigen und Sportübungen 
gemacht werden. 

Bei der Untersuchung einfacher Geistesarbeit hat 
sich aber selbst die bei der Muskelleistung zu bemerkende 
kurze anfängliche Steigerung nicht erst erkennen lassen. Viel- 
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mehr ist die Auffassungsfähigkeit für Silben und 
Zahlen durch das Auge zunächst unverändert, um sich dann 
schon nach Gaben von 30 Gramm verschlechtert zu zeigen. Es 
treten vermehrte Falschlesungen ein. 

Eng verwandt mit der Auffassungsfähigkeit ist die M e r k- 
fähigkeit (das Festhalten aufgenommener Sinnesein- 
drücke); auch sie wird verschlechtert. 

Die Kraft des Festhaltens für längere Zeit ist das Ge- 
dächtnis; es ist für vorgesprochene Worte in der Dauer 
einer Minute, für das Auswendiglernen von Versen in längeren 
Zeitabschnitten untersucht und schon nach kleinen Gaben 
schwächer befunden worden. 

In ähnlicher Weise ist,:während die Reizempfindlichkeit, 
wie bemerkt, eine Erhöhung darbietet, die Empfindung der 
Reizunterschiede bei Schalleindrücken, Hautreizen, 
das Augenmaß, die Zeitschätzung herabgesetzt. 


Interessant ist namentlich das Verhalten der Assoziation, 
d.i. der Gedankenverbindung, die sich auf vorgesprochene Worte 
unwillkürlich einstellt. Statt der geistig wertvollen inneren 
(logischen und inhaltlichen) Assoziationen treten äußere (nach 
dem Klang, der räumlichen Verbindung usw.) in den Vorder- 
grund; die unter Alkoholwirkung stehende Person liebt den 
Reim und die Alliteration; aber sie produziert weniger Ge- 
danken, wie wir es bei Leuten, die vom Wein animiert sind, 
im Leben zu beobachten gewohnt sind. 

Es sind dann bei Schulkindern mit Rechenauf- 
gaben, bei Schriftsetzern mit ihrer Setzarbeit exakte 
Versuche bei niedrigen Alkoholgaben gemacht worden. Auch 
hier eine schädigende Wirkung auf die Leistungen. 


Die Berauschung. 


Steigert man die Alkoholgaben bis zum Eintritt leichter 
Berauschung, so werden die Wirkungen auf alle genann- 
ten Operationen nur um so deutlicher, und wieder zeigt sich 
eine auch im praktischen Leben beobachtete Erscheinung, 
daß die Versuchsperson, obschon sie tatsächlich Fehler machte 
und weniger leistete, des Glaubens ist, mehr geleistet zu 
haben. 
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Die Dauer der schädlichen Wirkung leichter Berausch- 
ung auf die geistige Arbeit erstreckt sich im Experiment auf 
den ganzen, dem Versuch folgenden Tag, woraus man mit 
Recht den Schluß gezogen hat, daß das tägliche gewohnheits- 
mäßige Trinken, bei welchem die Wirkung der ersten Alkohol- 
menge noch nicht überwunden ist, wenn die zweite folgt, zu 
einer Häufung des Schadens führen, und daß in dieser Häu- 
fung die Erklärung dafür liegen muß, daß endlich der Körper, 
insbesondere das Gehirn, invalide und krank wird. Wäre nicht 
eine gewisse Anpassungs- und Gewöhnungsfähigkeit des Or- 
ganismus an Gifte, so würde die krankmachende Wirkung noch 
früher eintreten. Ist aber einmal der Zustand von Invalidität 
eingetreten, den wir als chronischen Alkoholismus kennen, so 
ist auch die Anpassungsfähigkeit des Körpers dahin; man sieht 
dann nicht nur die gehäuften Wirkungen des Alk.-Genusses, 
sondern auch die einzelnen Mengen, die der Trinker zu sich 
nimmt, brauchen nicht mehr groß zu sein, um starke Wir- 
kungen auf den Geist auszuüben. 


B. Formenlehre. 


Trunkenbheit. 


Wenn wir hiernach auf diejenige Form der Alkoholver- 
giftung zu sprechen kommen, welche uns im Leben am häufig- 
sten begegnet, auf die Trunkenheit, so brauchen wir die 
Übereinstimmung, welche zwischen ihr und den Alkoholer- 
scheinungen im Experiment besteht, nicht noch einmal be- 
sonders nachzuweisen. Die Trunkenheit ist selbst wie ein phy- 
siologisches Experiment, dem sich ein vernünftiger Mensch 
niemals unterziehen würde, wenn es sich nicht um ein Gift 
handelte, dessen eigentümliche Wirkungsweise in einem 
Circulus vitiosus vor sich geht. Der Alkoholgenuß steigert das 
Verlangen nach Alkohol und vermindert die Widerstands- 
kraft gegen das Weitertrinken; auf diesem Wege führt das 
erste Glas zum zweiten, das zweite zum dritten usw., bis völlige 
Lähmung der Glieder und Aufhebung der bewußten Geistes- 
tätigkeit eintritt. 

So vertraut uns das Bild eines betrunkenen Menschen ist, 
so wenig wird noch im Volksbewußtsein und von vielen 
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Gebildeten das Moment gewürdigt, daß sie in der Tat, was die 
Griechen schon wußten, eine geistige Störung mit allen ihren 
Folgen für die Verantwortlichkeit und die Würde des Men- 
schen ist (Hué nıxoa pavia Eotiv, die Trunkenheit ist ein kurzer 
Wahnsinn). Bemerkenswert und vom Volke geahnt ist die Art, 
wie sich in der Trunkenheit die geistig nervöse Anlage eines 
Menschen offenbart (in vino veritas). Der Besitzer eines 
rüstigen Gehirns lernt es oft frühzeitig in „feuchtfröhlicher 
Gesellschaft” Haltung zu bewahren und mit dem Trinken auf- 
zuhören, ehe er die Direktion verliert. Der nervös Veran- 
lagte ist zu dieser Leistung nicht fähig; er wird von den ersten 
Gläsern umgeworfen, frühzeitig haltlos; der Eine wird zornig, 
der Andre lustig, der Eine wehmütig, der Andre grüblerisch. 
Die schnelle Umnebelung des Bewußtseins ist das gemeinsame 
Merkmal der Wirkung auf das schwach veranlagte Nerven- 
system. 


Alkoholintoleranz. 


In ausgesprochenen Fällen nennt man diese Schwäche 
Alkoholintoleranz. Aber auch der Starke möge nicht 
auf die Gesundheit seiner Nerven pochen; durch fortgesetzten 
Mißbrauch wird auch sein Gehirn lahm, und so kann er sich 
künstlich (sekundär) alkoholintolerant machen. Der Alkohol- 
intolerante neigt im Trunke nicht nur zu allen Unüberlegt- 
heiten, Plötzlichkeiten harmloser Art, sondern auch zu mehr 
oder minder unbewußten und gefährlichen Handlungen. Eine 
große Zahl der Sachbeschädigungen, Hausfriedensbrüche, 
Körperverletzungen, namentlich auch der geschlechtlichen 
Vergehen und Verbrechen kommt auf Rechnung dieser Into- 
leranz. 


Als Beispiel sei folgender von Balser (Der Alkoholis- 
mus usw., S. 5, bei Marhold in Halle 1908) berichtete Fall er- 
wähnt: 

1. Ein Gesangverein hat ein Vergnügen mit Freibier gefeiert. 
Ein Vereinsmitglied, sonst ordentlich und Familienvater, trennt sich 
in angetrunkenem Zustande auf dem Rückwege von den übrigen Teil- 
nehmern, begegnet einer Gesellschaft von Damen und Herren und be- 
lästigt diese mit unflätigen Reden. Ein Unteroffizier nimmt ihn gutmü- 
tig beiseite, redet ihm zu, zeigt ihm den Weg nach seinem Heimatsort, 
und als Erwiderung erhält derselbe einen tödlichen Stich in den Unter- 
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leib. Einer der Herbeieilenden wurde an der Hand gestochen. Der 
Täter suchte zu entfliehen, wurde aber eingeholt. Das Dolchmesser 
hatte er noch in der Hand, weil er vermeintlich bedroht worden war. 

Ich selbst erlebte einen Fall, in welchem der Alkohol erst 
6 Stunden nach einem Trinkexzess seine Wirkung zeigte: 

2. Ein 19jähriger, mäßig begabter, bis dahin unbescholtener Apo- 
thekerlehrling kommt um 12 Uhr nachts aus dem Wirtshaus nach Haus 
und muß trotz des Klingelns längere Zeit vor der Apotheke warten, weil 
ihm der Provisor zur Strafe für sein Ausbleiben nicht gleich öffnen will 
Auf dem Schlafzimmer bedroht er erst den Provisor. Morgens gegen 
6 Uhr steht er auf, mischt in die gebräuchlichsten Arzneistoffe in den 
Standgefäßen der Apotheke Sublimat, geht ins Hinterhaus, das er in 
Brand steckt, kommt mit einem schweren eisernen Schraubenschlüssel 
herausgestürzt, versetzt mit demselben der ihm begegnenden Frau des 
Apothekers einen Schlag gegen die Stirn, daß sie niederstürzt, und ver- 
sucht dann mit einem Rest Sublimat sich selbst zu vergiften. Die Erin- 
nerung an das Geschehene ist nicht erloschen. 


Man müßte die Trunkenheit theoretisch entschuldigen und 
Straftaten, die in ihr verübt werden, unter den Schutz des 
§ 51 StGB. stellen, aber das würde einen der wenigen Dämme 
niederlegen heißen, welche wir gegen den Mißbrauch geistiger 
Getränke besitzen, und es würde die Tatsache außer Acht 
lassen, daß jeder Mensch die Gefahr des Trinkens ja kennt 
und in der Lage ist, das Trinken zu vermeiden. 


Der pathologische Rausch. 


Wir werden auf die strafrechtliche Behandlung der 
Trunkenheit unten noch zurückkommen und müssen hier 
noch gewisser, besonders schwerer Zustände von Alkoholinto- 
leranz Erwähnung tun, welche das Moment der krankhaften 
Veranlagung in schärfster Weise hervortreten lassen. Es sind 
dies die sogenannten pathologischen oder kompli- 
zierten Rauschzustände. Sei es ohne sonstige er- 
kennbare Ursache, sei es nach einem Streit, Ärger oder kör- 
perlicher Überanstrengung können bei disponierten Menschen, 
wenn sie Alk. genossen haben, solche Anfälle eintreten. Der 
Befallene wird plötzlich äußerst reizbar, verfällt in tiefe Be- 
nommenheit und kann zu den gefährlichsten Affekthandlungen 
übergehen. Bisweilen führen solche Personen auch nur ziel- 
lose Wanderungen aus. Ihr Bewußtsein ist in der Regel so 
getrübt, daß nachher die Erinnerung an das Geschehene fehlt. 
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Man trifft solche Zustände bei erblich Degenerierten, bei Epi- 
leptikern, chronisch Trunksüchtigen und nicht selten nach 
Kopfverletzungen. 

Einen hierher gehörigen Fall berichtet wiederum 
Balser: 


3. Ein Student war durch Examensarbeiten und durch die Verbring- 
ung seiner an Altersblödsinn erkrankten Mutter in eine Irrenanstalt in 
einen nervös sehr erregten Zustand geraten und verfiel auf das tö- 
richtste, was er tun konnte, er trank, um zu schlafen, des abends mehr 
als sonst. Im Wirtshaus bekam er mit einem Bekannten Streit. Am 
anderen Abend schnitt ihn dieser absichtlich, wodurch er sehr auf- 
geregt wurde. Er suchte eine zweite Wirtschaft auf, dann eine dritte. 
In diese kam auch jener Bekannte; der blieb absichtlich im anderen 
Zimmer und setzte sich ans Klavier. Nun sprang der Erste auf und 
versetzte jenem von hinten einen Schlag. Der Wirt kam sofort hinzu 
und ersuchte den Täter, die Wirtschaft zu verlassen. Dabei äußerte 
letzterer schon unverständliche Sätze. Er rief die Kellnerin herbei, um 
zu zahlen, zog eine Hand voll Geld heraus, steckte es aber wieder ein 
und versetzte der Kellnerin einen Schlag. Nun gab es Tumult, die 
Sehutzleute erschienen und fanden den Studenten laut tobend; als sie 
ihn beruhigen wollten, packte er unversehens einen Schutzmann am 
Halse, warf ihn zu Boden und wollte mit dem Stocke auf ihn losschla- 
gen. Da er hartnäckig seinen Namen verweigerte, wurde er durch 
drei Schutzleute zur Polizeiwache gebracht, unterwegs schrie er fortge- 
setzt: „Spitzbuben, Lumpen“ und benahm sich wie rasend; in der Zelle 
schrie und tobte er drei Viertelstunden lang derart, daß die Nachbar- 
schaft gestört wurde. Durch das Schlagen an der Tür hatte er sich die 
Hände blutig verwundet, der obere Teil der Türe war mit Blut be- 
spritzt. 

4. In einem anderen Falle Balsers wurde einem 22 jährigen zur 
Begutachtung seines Geisteszustandes probeweise dreiviertel Liter Bier 
und dann dreiviertel Liter Wein nach tüchtigem Abendessen gegeben. 
Dazu trinkt er noch eine zweite Flasche Bier an. Er tritt dann aus, 
singt einige Verse und fängt dann unmittelbar an: „Was, ihr wollt mir 
aufpassen, ihr Büttel, ihr stinkige, was, ihr Büttel, ich fürchte mich 
nicht. Wegen dem Saumensch wollt ihr mir aufpassen, ich soll den 
Bankert ernähren, die soll ihn ernähren lassen von dem, der ihn ge- 
macht hat.“ Zum Wärter sagt er: „Lorenz (der Name eines Mainzer 
Wirts), die Büttel stehen dort vorne an der Eck und wolle mir aufpasse, 
die meine, ich det mich ferchte. Ich hab en Revolver an Bord, den kann ich 
hole.“ Gleich darauf erbricht er heftig und sagt dann : „Die Büttel haben 
mir Schnaps ins Bier geschüttet, sie wollen mich kaput mache, aber 
grad werd gesoffe, jetzt, Lorenz, noch e Flasch Wein, die Lumpe soll 
nor komme!“ Er singt dann Lieder, auch in holländischer Sprache, 
redet wiederholt den Lorenz und den Georg an und schüttet beim 
Trinken, ob Wein oder Bier, wohl einen halben Schoppen auf einmal 
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herunter. Doch ließ er sich von dem Arzte noch in eine ganz fließende 
Unterhaltung über seine Militärzeit und seine Reise verwickeln. Nach 
der dritten Flasche Wein springt er plötzlich auf, zieht den Stuhl hoch 
und droht ins Fenster zu schlagen. Nur mit Mühe kann ihm der Stuhl 
entwunden werden. Zwei Wärter kleiden ihn aus und bringen ihn 
mühsam zu Bett. Innerhalb 21/, Stunden hat er drei Schoppen Bier 
und 41/, Schoppen Wein getrunken — nach seiner Vergangenheit nicht 
übermäßig viel. Später versuchte er länger als eine Stunde mit aller 
Kraft,sich los zu machen, sodaß drei Wärter ihn kaum im Bett halten 
konnten. Er verkannte fortwährend die Personen und stieß gemeine 
Schimpfworte und Drohungen gegen seinen Vater aus, knirschte minu- 
tenlang mit den Zähnen und ging auf Fragen gar nicht ein. Nach Pe- 
rioden scheinbarer Beruhigung und wiederkehrender Erregung schlief 
er endlich ein, am andern Morgen gab er weitgehende Erinnerungslo- 
sigkeit an. 

Wie unter Umständen schon eine geringe Menge genosse- 
nen Alkohols außerordentliche Wirkung haben kann, zeigt ein 
Fall, den von Krafft-Ebing in seinem Lehrbuch der ge- 
richtl. Medizin berichtet: 


5. L. 39. J. früher Soldat, später Gastwirt, lebte in unglücklicher 
Ehe. Eines Nachts ging ihm die Frau mit ihrem Liebhaber durch. 
L. war am folgenden Morgen sehr betrübt und erregt, vermochte tags- 
über vor Zorn über die erlittene Schmach weder zu essen noch zu 
trinken, bediente unausgesetzt die wegen eines Jahrmarktes sehr zahl- 
reichen Gäste und setzte sich abends 9 Uhr, von der Tagesarbeit er- 
müdet, an den Tisch. Mit den Worten: „das war heute ein verfluchter 
Tag“, trank er rasch ein Glas Rotwein aus und ging dang ohne ein 
Wort zu sprechen ins Nebenzimmer, wobei er die Türe ziemlich heftig 
zuschlug. Wenige Minuten darauf bemerkte man Gepolter, Geprassel, 
Brandgeruch und Rauch. Man öffnete die Türe und fand das Bettge- 
wand des L. in Flammen und L. beschäftigt, Gewehrpatronen in das 
Feuer zu werfen: Auf die Frage, was er treibe, gab L. mit wild rollen- 
den Augen und Donnerstimme die Antwort: „Packt euch sogleich zum 
Teufel oder ich schieße euch alle nieder wie tolle Hunde“. Da er nach 
einem auf den Tisch liegenden Revolver griff und seine Drohung wie- 
derholte, eilte man zum Gemeindevorsteher, der mit genügender Mann- 
schaft sich zu L. begab. Das Feuer hatte inzwischen sich verbreitet. 
Mitten in Feuer und Rauch stand L. schrecklich fluchend. Er schoß 
auf die Eindringenden den Revolver ab, wurde glücklich niederge- 
worfen, leistete jedoch noch 20 Minuten lang 7 starken Männern wüten- 
den und verzweifelten Widerstand, bis es gelang, ihn zu binden und in 
Arrest zu bringen. Unterwegs schmähte er in logischer und konse- 
quenter Rede, aber unaufhaltsamem Redestrom seine Angreifer, fluchte 
und brüllte im Arrest noch 3 Stunden lang fort, schlief dann gegen 
Mitternacht ein, kam aus tiefem Schlaf nach 16 Stunden zu sich. Seine 
Erinnerung reichte nur bis zu dem Augenblicke, als er nach Genuß des 
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Glases Rotwein in sein Wohnzimmer gegangen war. L. blieb gesund. 
Er war nicht erblich veranlagt, hatte, ohne Gewohnheitstrinker zu sein, 
früher Spiritousen gut vertragen, war früher bis auf Wechselfieber vor 
Jahren immer gesund gewesen, so daß als Ursache des Anfalls nur der 
Ärger, die körperliche Anstrengung während des Tages, der rasche 
Genuß eines Glases Wein bei nüchternem Magen angenommen werden 
konnten. 


Delirium tremens; typisches Bild. 


Die Reihe der eigentlichen — weil eine größere Dauer 
besitzenden — Alkoholpsychosen eröffnet der sogen. akute 
Säuferwahnsinn oder das Delirium tremens. 
Zur Kennzeichnung seiner Symptome wollen wir ..nicht einen 
einzelnen Fall, sondern in abgekürzter Form das typische Bild 
eines Deliranten hierher setzen, welches Bonhoeffer ent- 
wirft: 


Der Kranke hat ein rotes, leicht bläuliches Gesicht von unruhigem, 
meist etwas ängstlichem, Ausdruck, schweißbedeckt. Haltung und Gang 
sind unsicher; Arme und Beine zittern bei Bewegungen stark, die 
Sprache zittert und stolpert. Der Kranke verläßt das Bett, sammelt 
seine Bettstücke und packt mit ihnen umher. Er läuft im Zimmer um- 
her, sammelt an der Erde, stemmt sich mit krampfhaften Anstrengungen 
gegen die Wand, wie um sie vor dem Einstürzen zu bewahren. Er läuft 
auch gegen die Wand an, ohne das Hindernis zu sehen und verletzt 
sich dabei, ohne eine Schmerzäußerung zu tun. Er spricht meist 
wenig; mitunter befindet er sich aber anscheinend in lebhaftem Wort- 
wechsel, frägt, antwortet, wird erregt und schimpft. Aus seinen Äuße- 
rungen geht meist hervor, daß der Kranke: sich in der ihm gewohnten 
Alltagssituation mit den dazu gehörigen bekannten Personen glaubt. 
Vielfach erscheint ihm diese Situation aber durch ängstigende Wahr- 
nehmungen verändert, und seine Angst steigt dementsprechend auf 
eine äußerst peinliche Höhe. 

Durch geeignete Fragen gelingt es meist leicht, den Kranken 
zur Aufmerksamkeit und zum Antworten zu bringen. Er weiß hin- 
sichtlich seiner Person und Vergangenheit Bescheid. Aber er ver- 
hört sich, öfter verspricht er sich. Über den Ort, Zweck und Dauer 
seines Aufenthaltes, über die Personen seiner Umgebung hat er 
falsche Vorstellungen. Er erzählt abenteuerliche angstvolle Begeben- 
heiten, in denen er noch zu stehen glaubt. Man erkennt, daß er Sinnes- 
täuschungen hat; denn er macht plötzlich Greifbewegungen. Überläßt 
man ihn sich selbst, so wird er vielleicht nach Tieren schlagen, die 
er laufen sieht, oder er beschäftigt sich in seinem Beruf, weil er Men- 
schen und Dinge seines Berufes zu sehen glaubt. Der Kutscher füttert 
die Pferde; der Kellner bedient seine Gäste; der Schreiner hobelt, der 
Schreiber arbeitet auf dem Bureau. Dabei verkennt der Kranke die 
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Gegenstände seiner Umgebung im Sinne seiner Vorstellungen. Das 
Kopfkissen wird dem Tischler zum Sarg, die Bettdecke dem Fischer 
zur Angelrute, das zusammengerolite Taschentuch der delirierenden 
Frau zum Kinde. 

Dazwischen kommen aber auch sonstige meist schreckhafte 
Sinnestäuschungen. Der Kranke sieht Fratzen, wilde Tiere, abge- 
hauene Köpfe, große Löcher, zusammenstürzende Wände. An den 
Beinen fühlt er Messerstiche, Beißen von Hunden, Kriechen von Un- 
geziefer. Er glaubt auch wohl gleichgültige Dinge aus dem Alltags- 
leben in Händen zu haben, die nicht da sind. Im Munde hat er die 
Empfindung von Zigarren, Primtabak, Haaren, Würmern oder dergl. 

Reißt man den Deliranten durch Fragen aus seinen Vorstel- 
lungen heraus, und läßt man ihn lesen, so liest er sinnlos falsch, 
Bilder, die man ihm vorlegt, verkennt er im Sinne seiner Vorstel- 
lungen. Redet man ihm vor, an einer bestimmten Stelle der Zimmer- 
decke etwa befinde sich eine Katze, so sieht er dort eine Katze. Er- 
sucht man ihn, von der Erde eine Münze aufzuheben, so greift er da- 
nach, findet aber, daß dieselbe auf einmal „zerflossen” sei. Ein Tier, 
das er greifen will, hat sich im Moment des Zugreifens „verkrochen”. 

Der Delirant weiß, wie bemerkt, wohl von seiner Vergangen- 
heit, aber nicht von den letzten Ereignissen. Statt dessen erzählt er 
auf Befragen eingebildete Geschichten, daß er von der Arbeit komme, 
im Wirtshaus gewesen sei oder dergl. Fragt man ihn etwa, wo er seine 
Kleider habe, warum er zu Bett liege u. a., so füllt er die Lücken 
seiner Erinnerung sofort mit einer Erfindung aus; seine Kleider 
hängen im Schrank oder sie sind ihm gestohlen ; er liegt im Bett, weil 
er nicht aus dem Zimmer könne, das verschlossen sei; seine Frau habe 
ihm zu Mittag nichts gekocht und dergl. 


Wesen des Deliriums. 


Sehr verbreitet ist die Annahme, daß grade das Delirium 
tremens eine für die Alkoholvergiftung besonders kennzeich- 
nende Erkrankung, das heißt, daß seine Symptome kennzeich- 
nende Folgen der Einwirkung des Alk. seien. Das trifft nicht 
ganz zu. Ein großer Teil der Erscheinungen des delirium tre- 
mens ähnelt ganz denjenigen andrer Delirien z. B. der Fieber- 
delirien bei Typhus und andren akuten Infektionskrankheiten. 

Bonhoeffer ist geneigt, diese Ähnlichkeit, wie auch 
das plötzliche Auftreten und kritische Aufhören des Säufer- 
wahnsinns dadurch zu erklären, daß er als Folge der dauern- 
den Alkoholvergiftung eine Ernährungsstörung im Körper an- 
nimmt, welche eigene Giftstoffe aus den Blut- und Zellbestand- 
teilen entstehen ließe, so daß nicht sowohl der Alkohol selbst 
als diese abnormen Blut- und Zellprodukte das eigentliche 
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Gift des Deliriums bildeten. Mir scheint, daß man die Ähnlich- 
keit der verschiedenen Delirien unter einander auch durch die 
bekannte Erfahrung erklären kann, daß verschiedene Ur- 
sachen bei einem und demselben Organ auch sonst oft gleiche 
Krankheitserscheinungen hervorrufen. Das Gehirn muß ent- 
sprechend dem Gesetz der spezifischen Energien')immer nach 
seiner eigenen Art und Anlage reagieren. Das Delirium tre- 
mens ist ein Zwischenakt im chronischen Alkoholismus; nach- 
dem der Alkohol den Trinker längst in den krankhaften Zu- 
stand der chronischen Trunksucht versetzt hat, wird ein Höhe- 
punkt der Vergiftung erreicht, auf welchem die Funktionen des 
Gehirns mit einem mal fast aussetzen, so daß nur noch ein 
loses Flackern derselben möglich ist. Denn wie das Flackern 
einer Flamme, die dem Erlöschen nahe ist, erscheint das 
Denken des Deliranten. Daß die Störung dann nach verhält- 
nismäßig kurzer Zeit aufhört, erklärt sich leicht durch die Ent- 
giftung, welche naturgemäß nach dem Aufhören weiterer Al- 
koholzufuhr eintritt. 

Wahrscheinlich spielt der Fusel beim Delirium eine be- 
sondere Rolle, da Bier- und Weintrinker höchst selten Deliri- 
um bekommen. Der gewöhnliche Branntwein ist der eigent- 
liche Nährvater dieses schlimmsten Notstandes des Gehirns. 
Wie dem auch sei, so herrschen im Alkoholdelirium gewisse 
Symptome so sehr vor, daß wir sie dem Getränk allein auf 
Rechnung setzen oder doch als eine Vereinigung der spezifi- 
schen Getränkwirkungen mit allgemeinen Vergiftungserschei- 
nungen betrachten können. Dahin gehören das starke Er- 
griffensein des Muskelnervensystems (das Zittern), das Schwit- 
zen, unter den Sinnestäuschungen die entschieden vorwiegen- 
den bewegten Gesichtsbilder (Mäuse, Ratten, Männchen), dazu 
die starke Merk- und Gedächtnisschwäche und die Angst. Die 
letztere dürfte mit dem Herzen zusammenhängen, welches bei 
der Alkoholvergiftung stets mehr oder minder angegriffen ist. 
Aus der Merkschwäche folgt der Verlust der Orientierung in 
der Gegenwart und des Zeitsinnes, und hieraus wiederum die 
Neigung, die Lücken in der Auffassung durch das Zusammen- 
3) Das Gesetz der spezifischen Energie besagt, daß 
ein Sinnesnerv auf alle Arten von Reizen immer nur auf dieselbe 


Weise reagiert, der Sehnerv auf Licht, Druck, Stoß, Elektrizität durch 
Lichtempfindung, der Gehörsnerv durch Gehörsempfindung usw. 
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fabeln vermeintlicher Erlebnisse auszufüllen (Konfabulation). 
Fortwährend wechseln die Bilder in dem auf diese Weise von 
Trugwahrnehmungen irregeführten Denken des Deliranten, 
weder bei Tage noch bei Nacht Ruhe gebend, bis endlich der 
erlösende Schlaf eintritt. Das erschöpfte Gehirn kann sich zu- 
nächst einmal wieder erholen. 

Außer dem Gehirn nehmen auch andere Organe an der 
Erkrankung des Deliranten teil, so meist der Magen, die 
Nieren und, wie erwähnt, das Herz. Und wenn der Zustand 
auch in der Mehrzahl der Fälle verhältnismäßig schnell (in 
3—8 Tagen) vorübergeht, so sind doch auch Todesfälle keines- 
wegs selten. 


Die Besserung des Deliriums. 


Aber was heißt beim Alkoholdeliranten, daß seine Er- 
krankung vorübergeht? Hört sein Delirium wirklich auf, so 
bleibt doch sein chronischer Alkoholismus zurück; der ge- 
wesene Delirant bleibt der durch den Anfall nur noch schwä- 
cher gewordene Trunksüchtige, dessen Bedürfnis nach Alkohol 
binnen wenigen Tagen wieder erwacht, und dessen schwacher 
Wille selten länger als einige Wochen dem Anreiz zum 
Wiederbeginn des Trinkens widersteht. Nichts kann die 
Schwäche des Trinkers, seine völlige Unterwerfung unter 
seinen Feind besser illustrieren, als die Erfahrung, daß selbst 
die Erinnerung an die namenlose Angst, die ihn im Delirium 
quälte, an seine Bewußtlosigkeit, an das Spiel der Sinnes- 
täuschungen, dem er gänzlich preisgegeben war, und an seine 
körperliche Elendigkeit ihn vom Wiederbeginn des Trinkens 
nicht abhalten kann. 

Das Delirium tremens hört aber auch nicht immer mit 
seiner gewöhnlichen Dauer auf. In vielen Fällen (etwa 3 bis 
11%) dauert es fort; die Krisis bleibt aus; oft verbunden mit 
Lähmungen bleiben die geistige Schwäche, die Unfähigkeit der 
Aufnahme neuer Eindrücke, die Gedächtnisschwäche, der Ver- 
lust der Orientierung, die Fabelsucht bestehen. Wenn die 
Sinnestäuschungen fortfahren, hervorzutreten, pflegt man 
jetzt den Zustand als | 

chronisches Delirium 
zu bezeichnen; treten Nervenschmerzen und Lähmungen in 
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den Vordergrund, so spricht man von Korsakow’ scher 
Krankheit (s. unten). Es kann unter günstigen Umständen 
auch jetzt wohl noch eine Besserung oder relative Heilung ein- 
treten, aber selbst in den günstigsten Fällen bleibt eine mehr 
oder minder tiefe geistige Schädigung zurück. 

Der Schwere der geschilderten Erscheinungen entspricht 
der Befund, welcher bei Todesfällen im Gehirn erhoben wird. 
Man findet unter dem Mikroskop sehr deutliche Verände- 
rungen der Zellen und Fasern des Gehirns, Degeneration der 
Gefäßwände und meist auch kleine Blutungen. Von den 
übrigen Organen sind es besonders die Nieren, welche sich 
verändert zu zeigen pflegen, entsprechend der Tatsache, daß 
Eiweißausscheidung in den Urin zu den fast regelmäßigen Be- 
gleiterscheinungen des Deliriums gehört. 


Korsakow’sche Geistesstörung. 


Wir haben oben bei der Beschreibung des Delirium tre- 
mens schon erwähnt, daß manche Erscheinungen desselben 
auch bei Beschädigungen des Gehirns durch andre Stoffe (z. B. 
im Fieber) vorkommen. Ähnlich liegt der Fall bei der als 
Korsakow’sche Geistesstörung bezeichneten Erkran- 
kung. Sie kommt nach verschiedenartigen chronischen Vergif- 
tungen z. B. durch Blei, Arsenik, Schwefelkohlenstoff vor und 
zeichnet sich durch das Zusammentreffen von Entzündung 
(Schmerzhaftigkeit und Lähmung) äußerer Nerven (an Beinen 
und Armen vorzugsweise) mit geistigen Störungen aus. Die 
letzteren stellen gewisse, beim Delirium vorkommende Er- 
scheinungen in schwerster Ausbildung dar, nämlich Verlust 
des Gedächtnisses und Fabuliersucht. Der Beginn kann lang- 
sam erfolgen, meist geschieht er plötzlich, und die Erkrankung 
ähnelt dann in hohem Grade einem Delirium. Der Verlust des 
Gedächtnisses gleicht sich in der Regel nicht wieder aus. Es 
bleibt eine allgemeine, mehr oder weniger hochgradige geistige 
Schwäche zurück, und neben ihr bestehen oft einzelne Wahn- 
vorstellungen fort, welche in der anfänglichen Verwirrung ent- 
standen sind. | 

Neben den deliranten Zuständen finden wir auf dem 
Boden des chronischen Alkoholismus oft aber auch Störungen 
der Geistestätigkeit, welche mehr als das Delirium den ge- 
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wöhnlichen Geisteskrankheiten gleichen. Auch dies sind also 
Störungen, welche nicht deswegen mit Alkoholmißbrauch in 
Verbindung gebracht werden müssen, weil der letztere neben 
anderen Ursachen irgendwie in der Entstehungsgeschichte der 
Geistesstörung eine Rolle gespielt hat, sondern weil der Alko- 
holmißbrauch als die maßgebende Krankheitsursache gewirkt 
und die Erscheinungsweise der Störung unmittelbar bestimmt 
hat. Der Unterschied derselben vom Delirium besteht zunächst 
darin, daß sie weniger scharf zu beginnen und zu endigen pfle- 
gen, und daß ihre Dauer sich selbst in günstigen Fällen auf 
Monate erstreckt. 
Akute Halluzinose. 

In den Erscheinungen dieser Erkrankung herrschen nicht 
Täuschungen des Gesichts sondern desGehörs vor. Die Kranken 
hören ein Gewirr von Stimmen oder unbestimmten Geräuschen; 
tatsächlich vorhandene Geräusche nehmen für sie die Bedeutung 
von Worten oder Melodien an; ihre Gedanken formen sich zu 
deutlich hörbaren Zwiegesprächen mit Anderen. Dabei hat 
das, was sie hören, meist einen beängstigenden Sinn; man 
beobachtet, kritisiert sie, droht ihnen. So zeigt sich eine Nei- 
gung zum Verfolgungswahn, welcher aber meist deswegen 
nicht zur vollen Entwicklung gelangt, weil die Sinnestäu- 
schungen zu sehr wechseln. Zum Unterschied vom Delirium 
bleibt der Kranke auch über Ort und Zeit im klaren, und es 
fehlen die Zeichen tieferen Ergriffenseins, die starke Merk- und 
Gedächtnisschwäche. Im Ganzen imponiert diese als akute 
Alkohol-Halluzinose bezeichnete Erkrankung mehr als 
eine spezielle Erkrankung des Teiles des Gehirns, welcher den 
Gehörfunktionen vorsteht (Schläfelappen), während das Deli- 
rium mehr eine Erkrankung des ganzen Gehirns darstellt; und 
zugleich erscheint die Erkrankung weniger tiefgehend, mehr 
funktionell, während sie beim Delirium einen tiefer gehenden, 
mehr zerstörenden Charakter besitzt. Dabei dürfen freilich die 
ernsteren, zum Teil körperlichen Zeichen des chronischen Al- 
koholismus nicht übersehen werden, welche auch bei diesem 
akuten Ausbruch niemals fehlen. 

Folgenden Fall dieser Art berichtet Bonhöffer in sei- 
nem Buche: „Die akuten Geisteskrankheiten der Gewohnheits- 
trinker“ Seite 171: 
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6. R. W., Maler, 32 Jahre alt, seit 6 Jahren schwerer Trinker, 
trinkt täglich, meist für 50 bis 60 Pfennig, Schnaps, ist drei- bis vier- 
mal wöchentlich betrunken. Mehrfach schon im Arbeitshaus gewesen. 
Hat in der Schule gut gelernt, schreibt und liest gut. Ist nie sitzen ge- 
blieben; war vor zwei Jahren schon in derselben Weise krank wie 
jetzt. 

In letzter Zeit viel getrunken. Seit vier Nächten kann er nicht 
mehr schlafen, weil er ein Sausen im Kopfe und in den Ohren hat. 
„in der Brust fing es an zu schlagen.” Es kam bald heiß über ihn, 
bald kalt. Er hört immerfort „in seinen Ohren” schreien, pfeifen, 
singen und sprechen. Manchmal waren es „menschliche Stimmen”, 
manchmal „ganz anders”; so komisch, ganz leise und langsam, aber 
doch deutlich; manchmal so verschwommen, daß er nichts hören 
konnte; manchmal einem Tierschrei ähnlich. Oft schreit es ihm ganz 
gellend in die Ohren. Er hört Wörter, die er noch nie gehört hat und 
die er nicht versteht. Er kann sie auch nicht wiedergeben. Er weiß 
nicht, ob es deutsch ist, ob es überhaupt eine Sprache ist. Es fängt 
an, Lieder zu singen, die er noch nie gehört hat. Dann hört er Musik, 
und wie die Melodie klingt, so singen die Stimmen mit: „Du Lump, 
du Lump”. Wie die Melodie gewesen ist, kann er nicht angeben, er, 
konnte sie nicht verstehen, sie war ganz anders als die Melodien, die 
er kennt. „Die Wörter und Melodien gehen so fremd in meinem 
Kopfe herum. Wenn ich einen Vogel singen höre, so bekomme ich 
auch dadurch Stimmen.” Es klingt, als ob es ihn riefe. Auch wenn 
er die Uhr hört, gibt es einen „langen gedehnten Ton”, als ob es 
seinen Namen riefe. 

Er hört eigentümliche Laute, als wenn es ihn auslachen wollte. 
2 gellt ihm wie ein Lachen ins Ohr, ist aber doch kein eigentliches 

chen. 

Es sind oft drei und vier Stimmen gleichzeitig, die er hört, seine 
Mutter, seine Braut und bekannte Mädchen; er hört nur Frauen- 
stimmen. Es läßt ihm keine Ruhe, er kann nicht schlafen. „Ich muß 
immerfort mit, wenn ich die Gedanken ablenken will, bringe ich sie 
nicht weg.” 

Am schlimmsten ist es, wenn er liegt. Es ist, als ob es in seinen 
Kopfkissen wäre. Die Stimmen haben einen bestimmten Takt und 
meist denselben, immer wiederkehrenden Inhalt. Der Inhalt ist be- 
schimpfend und drohend. 

„Du Lump, du Lump, du Lump, du liederlicher Lump. Der 
Schutzmann kommt. ... . Kommst wieder ins Arbeitshaus. Schäme 
dich was, bist so ein junger Mensch. .. .. “ Außerdem zahlreiche 
sexuelle Beschimpfungen. 

Die Stimmen sprechen von dem, was er denkt. Wenn er denkt, 
wenn ich doch wo anders wäre, so sagen die Stimmen: „Wenn du doch 
wo anders wärst, ja wenn du doch wo anders wärst.” Denkt er, daß 
er gerne schlafen möchte, so hört er: „Wenn du auch schlafen könntest, 
du wirst ja nicht schlafen, heute nicht, morgen nicht und verschiedene 
Nächte auch nicht.” 
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Auch bei der Unterhaltung mit dem Arzt wiederholen die 
Stimmen die Fragen des letzteren, z. B. wenn der Arzt sagt: „Passen 
Sie mal auf”, so hört er: „Passen Sie mal auf, passen Sie mal auf.” 
Sagt der Arzt: „Verstehen Sie?” so hört er: „Verstehen Sie, verstehen 
Sie, du bist ja dumm, du bist ja dumm; daß, daß, daß. Dumm, dumm, 
dumm” u. a. 

Der Kranke hat keine Erklärungs-Wahnideen und keinen Wahn 
der Beziehung gleichgültiger Dinge auf seine Person. Allmählich 
lassen die Sinnestäuschungen nach. Heilung nach 5 Wochen. 


Aber auch die Halluzinose teilt das Geschick so vieler 
Krankheiten, nach Umständen in einen chronischen Verlauf 
überzugehen. Nicht leicht nach dem ersten Anfall, aber oft 
nach einer der so häufigen Wiederholungen wollen die Stim- 
= men nicht weichen. Mit ihrer Fortdauer setzt sich ein Wahn fest, 
welcher das ganze Bild der Umwelt und die Stellung des Kran- 
ken zu ihr verschiebt, meist im Sinne des Verfolgungswahns, 
oft auch eines phantastischen Gebäudes wunderbarer Erleb- 
nisse. 


Alkoholwahnsinn,akuter. 


So entsteht ein Wahnsinn, bei welchem zwar eine ge- 
wisse Intelligenz länger als bei den sonstigen Geistesstörungen 
der Trinker erhalten bleibt, bei dem aber die Wahnvorstel- 
lungen erst nach längerer Zeit, oft gar nicht, verschwinden. 


So sei folgender Fallnach Wernicke mitgeteilt: 


7. Der Arbeiter G. K., 62 Jahre alt, von jeher starker Trinker und 
schon an Delirien krank gewesen, seit einiger Zeit von zahlreichen 
Stimmen erfolg. Er hört Schimpfreden durch die „Telephon- 
schnur und die elektrische Maschine“. Es sind, wie er meint, 
Schutzleute, die haben Löcher durch die Wand gebohrt. 
Wenn er seiner Frau Geld gibt, wissen sie gleich, wieviel 
es ist, wenn er gegessen hat, welche Speise es war. Sie rufen ihm zu: 
„Elender Krüppel (G. K. hat seinen Arm verloren), wenn du raus 
kömmst, steche ich dich mit dem Säbel tot.” Nachdem er sich einmal 
auf den Boden geflüchtet hat, haben sie ihn „beinahe tot gemacht mit 
der Elektrisiermaschine”. Sie haben sich in die Heizungsröhren der 
Klinik verkrochen und und lassen auch von dort „den elektrischen 
Strom ins Quartier”. „Der Oberpräsident ist schuld daran, er hat das 
Oberkommando.” „Es kommt von der Logengeschichte; von der 
sprechen die Herren immer.” .. . .„Die Stimmen glühen, sie haben 
Glühkerzen bei Tag und bei Nacht.“ Die Sinnestäuschungen wollen in 
der Folge nicht weichen, und der Zustand des Kranken bleibt im we 
sentlichen unverändert: 
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Ich selbst beobachtete und begutachtete folgenden Fall: 


8. R. K., Musiker, 27 J. alt, ist erblich stark belastet. Der Vater 
ist Trinker und hat einmal versucht, sich zu erhängen; der Bruder des 
Vaters geisteskrank, ist in der Anstalt zu L. gestorben; eine Schwester 
des Vaters ist geistesschwach; der Bruder befindet sich als geistes- 
krank in einer Anstalt. 


R. K. fing, wie er angibt, schon mit 10 Jahren das Violinspiel an 
und wurde nach seiner Schulentlassung weiter in der Musik ausgebil- 
det. Er nahm in verschiedenen Städten Stellen als Orchesterspieler an, 
leitete Damenkapellen, musizierte in Variet&-Theatern und heiratete 
im Jahre 1907. Dann ernährte er sich als Musik- und Tanzlehrer, trieb 
nebenbei ein Zigarrengeschäft und scheint infolge seines Trinkens und 
ausschweifenden Lebens mehr und mehr heruntergekommen zu sein. 
Er spielte zuletzt nur in Cafes, Wirtshäusern und verkaufte Hunde. 
Mehrfach ist er bestraft und zwar wegen Diebstahls, Bedrohung, Kör- 
perverletzung und Hausfriedensbruches, Übertretung, Betruges, zuletzt 
wegen Straßenraubes.. Er will mehrere Krankheiten durchgemacht 
haben, Ruhr, gastrisches Fieber, Nikotinvergiftung, Lungenentzündung, 
Typhus. In seinem 13. Lebensjahre wurde er angeblich überfahren, 
mit 20 Jahren rutschte er auf der Straße aus, fiel auf den Hinterkopf, 
verlor die Besinnung und fand sich am andern Morgen im Hospital 
wieder. Mit 17 Jahren will K. sich in W. an einem Baum erhängt haben 
und noch rechtzeitig von einem Freunde abgeschnitten sein. Im Jahre 
1805 will er dann einmal schon von einer geistigen Störung befallen 
und deswegen in B. von der Strafkammer von der Anklage der Körper- 
verletzung freigesprochen worden sein. Er gibt an, daß er damals 
von April bis Herbst in Untersuchungshaft zugebracht habe und dort er- 
krankt sei. Er will die Vorstellung gehabt haben, daß einer der Auf- 
seher sich seiner Braut als Majestät vorgestellt und Rendezvous mit ihr 
gehabt habe. Er habe verkehrte Eingaben gemacht und in der Aufre- 
gung Sachen zerstört. Um jene Zeit hatte K. seine Braut, deren Brüder 
Musik trieben wie er, kennen gelernt. Er verband sich mit ihnen zu 
selbständigem Auftreten, trank sehr viel, überwarf sich mit seinen 
Schwägern und bekam auch mit seiner Frau Mißhelligkeiten. Als er 
auf diese Weise immer mehr herunterkam, hatte er im Jahre 1909 ein 
Erlebnis, welches nur als Ausfluß der bei ihm eingetretenen Alkohol- 
vergiftung angesehen werden kann, und welches den Ausgangspunkt 
der Geistestörung gebildet haben muß, welche später bei ihm festge- 
stellt wurde. K. hat dieses Erlebnis während seines späteren Aufent- 
haltes in der Klinik zu K. wie folgt aufgeschrieben: „Ich spielte im 
Jahre 1909 in A. beim Märzenfest. Nach Feierabend setzte ich mich 
mit mehreren Gästen an den Stammtisch, und wir zechten bis 3!/; Uhr. 
Nach mehreren anderen Gesprächen wurde auch die Frage gestellt, 
wer am besten nachweisen könne, daß Gott und der Teufel nicht 
existiere, der sollte eine Flasche Kognak bekommen. Ich ließ alle vor- 
her ihre Beweise und Beispiele anführen und erzählte dann nach den 
Lehren der Philosophen Kant, Schopenhauer, Darwin und Häckel, 


24 B. Formenlehre. 


daß Gott und der Teufel keine absolute Existenzen seien, und führte 
meine Beispiele an. Ich hatte den besten Beweis geliefert und erhielt 
die Flasche Kognak. Es war eine stürmische, regnerische Nacht, und 
ich machte mich auf den Heimweg nach W., welches 11/, Stunden von, 
A. entfernt liegt. Ich war des Wetters wegen in pessimistischer Stim 
mung und stieß einen Fluch aus, als ich mich gerade auf dem Krew- , 
weg der W.- und A.-straße befand. Im selben Moment blitzte es hell 
auf, und es stand eine menschenähnliche Gestalt vor mir. Als ich 
beim Anblick derselben erschrak, faßte mir dieselbe am Arm und 
sprach: „Erschreck nicht, ich bin Mephisto, der Oberste der Teufel, 
Du hast vor einer halben Stunde meine Existenz verleugnet, darum 
erscheine ich Dir persönlich; sei des Wetters wegen nicht trüb ge- 
stimmt, wenn Du nach meinen Grundsätzen lebst, sollst Du stets herr- 
lich und in Freuden leben, aber Du mußt mir versprechen, daß Du 
Gott stets weiter verleugnest, es geschieht Dir nichts.“ Nach längerem 
Hin- und Herreden versprach ich es, und er sagte: „Du wirst neue 
Freunde beknmmen. und was diese sagen, tue.“ Er griff mir am Arm 
und sagte, ich drücke Dir das Teufels-Brandmal auf, zum Zeichen un- 
serer Freundschaft (dieses ist noch zu sehen an meinem Arm). Darauf 
verschwand er. Im selben Moment sprang ein Hund von hinten zwi- 
schen meinen Beinen und ich ritt auf demselben bis zur W.-straße. Ein 
paar Tage später fing ich im Vertrauen auf den Teufel ein Zigarren- 
und Zigarettengeschäft an und bekam auch wirklich ganz neue Freunde, 
diese rieten mir, Waren auf Kredit zu nehmen und ich versuchte es und 
bekam denselben von vielen Firmen. Nun trank ich mit den Freunden 
Tag und Nacht und der Teufel kam jede Nacht zu mir. Ich wurde von 
Vielen, selbst meinen Brüdern beneidet aber ich fand keine Ruhe 
mehr, vernünftig mit meiner Frau zu sprechen, denn wenn ich auf- 
stand des Morgens, dann trieb mir eine geheime Gewalt aus dem 
Hause, ich kümmerte mich um gar nichts mehr, ich war eben in des 
Teufels Händen, was der wollte, das mußte ich machen, oder ich ließ 
mich durch meine Freunde dazu verleiten, dabei blieb ich aber selbst 
der edle Spender für diese.“ Im Mai 1910 zog K. sich eine Anklage 
wegen Raubes zu, welche ihm 5 Jahre Zuchthaus einbrachte. Nach 
den im Vorverfahren erfolgten Feststellungen, sollte K. in Gemein- 
schaft mit 2 anderen den Invaliden G., den sie in W. nachts nach einer 
gemeinschaftlichen Zecherei zum Bahnhof begleiteten, beraubt haben. 
K. betrachtete in der Folge diese ganze Angelegenheit als eine Ver- 
anstaltung des Teufels, wie schon die Fortsetzung seines oben wieder- 
gegebenen Schreibens zeigt. Er fährt nämlich fort: „Als dieses eine 
Zeitlang so gegangen hatte, führte mich Mephisto mit dem beraubten G. 
und meinen Komplizen in dieser Strafsache zusammen, um meine Fe- 
stigkeit auf die Probe zu stellen. Die Tat wurde ausgeführt, aber ich 
habe mich nicht daran beteiligt. Dieser G. ist aber nur eine gewählte 
Person, in welcher der Teufel selbst war, denn ich habe ihn auf dem 
Termin ganz genau wiedererkannt. Vorher in der Untersuchungshaft 
habe ich die Freundschaft des Teufels abgeschüttelt. Derselbe kam 
eines nachts in der Zelle wieder zu mir und wollte mich trösten und 
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sagte, ich würde nicht bestraft, wenn ich den Bund mit ihm erneuern 
wolle. Ich sagte darauf: „Hebe Dich weg von mir Satan,“ darauf gab 
es ein Brausen und Fensterklappern und mit Geheul verschwand er. 
"ch wurde dann bestraft, indem G. einen Meineid schwor. Ich habe 
. h an der Tat nicht beteiligt, das ist so bestimmt, wie ich hier bin, ich 
uù bereit, den ganzen Vorgang zu erzählen, wenn es verlangt wird. 
— Als ich nun bestraft war, kam der Teufel wieder jede Nacht zu mir 
in die Zelle und verlangte Erneuerung des Bundes mit dem Verspre- 
chen, daß ich dann noch frei käme, er wollte dafür sorgen. Aber ich 
blieb meinem Vorsatze treu und trieb ihn jedesmal iit obigen Worten 
hinaus. Als der Anstaltsgeistliche dann zu mir kam, bereitete ich mich 
zum Abendmahl vor, am Abend vor demselben kam Mephisto wieder in 
meine Zelle und sagte, wenn ich zum Abendmahl ginge, solle ich nie 
wieder Ruhe im Leben haben. Ich trieb ihn aber trotzdem wieder 
weg. Am anderen Tag ging ich zum Abendmahl, als ich dasselbe er- 
halten und die drei Altarstufen heruntergegangen war, ließ mich Me- 
phisto hinstürzen und mir wurde ganz schwindelig. Am selben abend 
kam er wieder in meine Zelle und schrie: „Vorbei, vorbei, jetzt ist 
Deine Ruhe dahin!“ Jetzt ist er in meinen ärgsten Feind, dem Kri- 
minalwachtmeister H. gefahren und dieser läßt mir jetzt Tag und Nacht 
keine Ruhe und ersinnt allerhand Listen, womit ich unschädlich ge- 
macht werden soll, denn derselbe hat drei Meineide geschworen und 
weiß, wenn ich wieder frei komme, daß ich Strafantrag gegen ihn stelle. 
Ich habe zwar gesagt, G. suggestiere unter H. (einem Polizeikommis- 
sar, seinem vermeintlichen Verfolger, s. unten), ich wollte dies als mein 
Geheimnis keinem Menschen anvertrauen, wie ich es bisher auch nie 
getan habe. Ich hoffe nun, daß der Herr Oberarzt Wort hält und es 
keine andere Person sagt, daß ich mit Mephisto in Verbindung gestan- 
den habe. Das derselbe eine absolute Existenz ist, habe ich erfahren, 
und deshalb muß ich die Lehren der vorgenannten Philosophen als 
falsch verwerfen, auch werde ich mich niemals wieder dazu hergeben, 
mit demselben einen Bund zu machen, oder seine Existenz ableugnen.“ 


K., den 7. November 1911 
ergebenst R. K. 


In der hiesigen Anstalt hat K. diese Darstellung bestätigt, und 
er erzählte trotz einer gewissen besseren Einsicht, die er erlangte, noch 
folgende Einzelheiten: „Jeden Abend kam der Teufel auch nachher in 
der Untersuchung zu mir, und ich hatte eine ängstliche Beklommen- 
heit. G. (der angeblich falsche Zeuge) war vor Gericht richtig wie der 
Teufel selbst, wie ich ihn in G. bei der Aufführung der Oper Faust im 
Theater gesehen hatte. Ich schimpfte bei der Verhandlung alle Welt 
aus vor Ärger. Als ich nach W. (ins Gefängnis) kam, erschien der 
Teufel immer wieder, aber ich bekam Reue; der Anstaltsgeistliche 
Sprach mit mir, und ich sollte wieder ein ordentlicher Mensch werden. 
= sagte zum Teufel: „Hebe dich weg von mir.“ Wenn er noch einmal 

ame wollte ich laut schreien. Ich betete und las im Gesangbuch, dann 
lieb der Teufel allmählich aus, und ich wurde ruhiger.“ 
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Von W. kam K. für kurze Zeit in das Gefängnis zu B. Hier- 
über berichtete er, daß er in B. mit Kostabzug bestraft worden sei, weil 
er jemand als Teufel bezeichnet habe. Der Teufel habe die Leute ge 
gen ihn aufgehetzt und ihnen schlechte Gedanken eingegeben. Am 12. 
November 1910 trat K. mit seiner Überführung nach V. erst seine 
Hauptstrafe an. Er berichtete, daß er dort sofort schon in der Zugangs- 
zelle von H. geträumt habe. Ohne erklärlichen Grund verlangte er, 
wie aus der Gefängnisakte zu ersehen, die Bestrafung eines anderen 
Gefangenen. Am 4. Januar 1911 wurde er nach R. überführt. Hier 
will er alsbald eine „geheime Stimme“ vernommen haben, die ihn auf- 
torderte, alles kaput zu schlagen. Dabei habe er Zuckungen gehabt. 
Am 17. Januar schrieb er in einer Eingabe an den Strafanstaltsdirektor 
unter Anderem: „Man hat mich unter Anklage gestellt, bin aber immer 
freigesprochen. Nur ein meineidiger Schurke hat mich ins Zuchthaus 
geholfen.“ Unter dem 4. März 1911 ist in seiner Personalakte notiert, 
daß er die Arbeit verweigerte, behauptete, verfolgt zu werden, und 
auch wegen Mords und Mädchenhandels angeklagt zu sein. Er gibt 
jetzt dazu an, der Aufseher K. habe ihn „Straßenräuber, alter Zucht- 
häusler und geborener Verbrecher“ geschimpft. Er habe gesehen, 
daß der Aufseher Läuse und Ameisen im Bart hatte. Vom 7. März 
findet sich die ärztliche Notiz, daß K. wegen Arbeitsverweigerung abge- 
sondert worden sei und angegeben habe, es wachse eine Sonne aus 
seinem Kopfe, die der Arzt entfernen solle. Dann heißt es, K. behaup- 
tete, der Kriminalschutzmann H. sei hinter ihm her, und die Entschei- 
dung sei da, daß er aus dem Gefängnis entlassen werde. Im April 1911 
war K. wieder einige Zeit dem Gefängnis zu B. überwiesen, angeb- 
lich wegen seiner Berufung. Er will schon auf dem Transport dahin 
„sehr kaput“ gewesen sein. Im Gefängnis verweigerte er die Arbeit, 
kam in Arrest, zerschlug seine Zelle, mußte mit der Feuerspritze (wie 
er angibt) überwältigt werden, wurde in die Zwangsjacke gelegt und 
war einen Tag, wie er sagte, „scheintot“. Am 13. Juli 1911 wurde K. 
der Irrenabteilung der Strafanstalt zu M. überwiesen. Hier bot seine 
Stimmung einen auffallenden Wechsel dar; entweder war er stumpf 
und teilnahmlos oder schwer erregt. Auch hier gab er an, daß er eine 
Sonne im Kopfe habe, durch die er alles sehen könne, daß der H. jede 
Nacht zu ihm käme, um ihn zu erwürgen, daß er beständig telepho- 
nieren hörc; der „Lump von Staatsanwalt“ setzte sich mit H. in Verbin- 
dung, um ihn umzubringen; er stehe unter „experimentalischen Ge 
walten“; seinetwegen habe jemand 3 Meineide geschworen. K. gab 
hierzu nachträglich noch an, daß H. jede Nacht gekommen sei, sich 
ihm auf die Brust gelegt und ihn gewürgt habe wie ein griechischer 
Fechter ;derselbehabe ihnallmählichund unmerklich töten wollen. Das 
habe H. so lange getrieben, bis der Gefängnisarzt es ihm verboten habe. 
Als er aber von M. nach R. zurückversetzt und von dort zu seiner er- 
neuten Beobachtung nach K. in die Universitätsklinik zurückgebracht 
sei, habe die Sache von neuem angefangen. H. sei nachts vor dem 
l’enster seines Schlafzimmers erschienen, und ein Mitkranker, der mit 
ihm auf dem Zimmer lag, sei davon so erregt worden, daß er durch 
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das geschlossene Fenster durchgebrochen sei und sich im Wald er- 
hängt habe. Die Notizen im Krankenblatt der K. Klinik stehen mit die- 
senAngaben K.'s im Einklang. Von K. kam K. ins Gefängnis zu N., 
von dort in die hiesige Anstalt. 

K. ist gut mittelgroß, sehr kräftig und ebenmäßig gebaut und 
reichlich ernährt. Auch seine Kopf- und Gesichtsbildung ist gut und 
frei von Degenerationszeichen. Die Sinnesorgane funktionieren ohne 
Störung, auch zeigen sonst die körperlichen Organe keine Abweichung. 
Am Kopf einige Narben, eine 3:/, cm lang über der linken Augenbraue, 
von dem Falle auf der Straße. An der Unterseite des rechten Ober- 
armes eine gelblich verfärbte etwas rauhe Stelle von Handtellergröße 
(das vermeintliche Teufelsmal). Bei seiner Aufnahme in L. zeigte 
sich K. über seine Lage orientiert und verhielt sich äußerlich geordnet. 
Bei näherer Besprechung kam er bald auf seine Wahnvorstellungen 
und berichtete von seiner vermeintlichen Verfolgung durch H. Er sei 
unschuldig infolge der Beeinflussung der Staatsanwaltschaft durch die- 
sen Menschen und infolge der falschen Aussagen seiner Mitangeklagten 
verurteilt. Er sagte u. A.: „Wenn der H. nicht wäre, dann wäre mein 
ganzes Unglück nicht passiert. Wenn der Kerl hierherkommt, hänge 
ich ihn auf.“ Auf Befragen berichtete er seine wirklichen und ver- 
meintlichen Erlebnisse wie oben angegeben. Im allgemeinen war er 
leicht zu verstimmen und anspruchsvoll, wurde aber bei nachsichtiger 
Behandlung zufriedener und war zeitweilig imstande, das Krankhafte 
seiner Einbildungen zu erkennen. Je länger man sich mit ihm befaßte, 
desto mehr schien diese Einsicht zuzunehmen. Die Besserung nahm zu, 
und gegenwärtig ist er soweit, daß er bald entlassen werden kann. 


Chronischer Verlauf. 


Es kommt aber auch ein etwas anderer Verlauf vor, eine 
von vorne herein chronische, langsame Entwick- 
lung des Wahnes, welche aus vereinzelten Trugwahrneh- 
mungen (Sinnestäuschungen) ihre Nahrung zieht. Anfälle von 
Aufregung und stärkerer Verwirrtheit fehlen. Die Kranken 
hören einzelne drohende Stimmen und glauben peinigende 
körperliche Einwirkungen zu spüren. Die Erscheinungen 
ähneln dann ganz den Wahnsinnsformen, welche ohne Alkohol- 
mißbrauch entstehen. 


Eifersuchtswahn. 


Dagegen müssen wir als besonders charakteristisch den 
chronischen Eifersuchtswahn der Trinker erwähnen. Es mögen 
wohl die beständigen Zerwürfnisse des Trinkers im Zusam- 
ınenleben mit der Ehefrau und seine oft ans Tierische grenzen- 
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den geschlechllichen Ansprüche sein, welche sein erstes Miß- 
trauen erwecken; vom Mißtrauen schreitet er zu einer krank. 
haften Spioniersucht. Es kommen Illusionen der Sinne (ge- 
fälschte Wahrnehmungen) hinzu, welche durch Trinkexzesse 
befördert werden; überall findet der Kranke Spuren des uner- 
laubten Verkehrs seiner Frau und die Beweise für die Be- 
suche, welche sie ihren Liebhabern abgestattet, oder die sie 
von ihnen empfangen haben soll. Der Kranke glaubt wohl 
gar, den Liebhaber seiner Frau neben sich im Ehebett zu be- 
merken. Mögen seine Ideen mehr ins phantastisch Verrückte 
übergehen oder sich im Bereiche des denkbar Möglichen hal- 
ten, so pflegt er mit seiner Eifersucht und Brutalität seine Frau 
bis aufs äußerste zu quälen, und nicht selten hält er sich in 
seinem Wahn für berechtigt, ein blutiges Gericht an ihr zu voll- 
ziehen. 

Man findet Fälle, bei denen bei sehr schleichender Ent- 
wicklung der Eifersuchtswahn fast das einzige Symptom ist, 
an welchem man die Störung erkennt, und andre, in denen 
Sinnestäuschungen und Aufregungen ein bunteres Krank- 
heitsbild erzeugen. Je einen Fall dieser Art wollen wir, weil 
sie lehrreich sind, ausführlich mitteilen: 

9. J. B., 47 Jahre alt, Schweinehändler, aus R., ist frei von Erb- 
lichkeit zu Psychosen. Er war von normaler Begabung, machte, abge- 
sehen von einem Beinbruch, keine Krankheiten durch. „Er war früher 
als ein braver, stolzer Bursche bekannt.“ „Bei seinem Schweinehandel 
verdiente er viel Geld.“ Er verheiratete sich in seinem 30. Lebens- 
jahre, verlor nach der Geburt des ersten Kindes seine Frau und hei- 
ratete bald darauf deren Schwester, seine zweite, jetzige Frau. Mit 
dieser hatte er noch 6 Kinder; zur Zeit der Gerichtsverhandlung war 
die Frau wieder schwanger. Die Zeugen bekunden: „Bei seinem 
Schweinehandel kam er ans Trinken.‘ „Fing vor 8 Jahren das Trinken 
an.“ Er kam fast.jedesmal, wenn er auswärts war, betrunken nach 
hause.“ „War früher oft in meiner Wirtschaft (Sprecher ist Gastwirt). 
Er war auch dann und wann betrunken, aber niemals so, daß er sich 
nicht zu bemeistern vermochte. Er konnte eben viel vertragen.“ In Be- 
zug auf die ersten Symptome seines Wahnes ist des Pat. eigene Aus- 
sage bemerkenswert. Es sei ihm erzählt worden, daß einer seiner Be- 
kannten seine Frau nach Hause begleitet habe. Bald darauf sei seine 
Frau mit Jemand in Streit geraten, und man habe zu B., der hinzu- 
gekommen, gesagt: „Ein freches Weibsmensch ist eine Hure, und wenn 
unser Herrgott im Himmel ihr Vater ist.“ „Das faßte ich mir in den 
Kopf, trug es im Stillen mit mir und forschte nun dem Dinge nach.“ 
Als ein Jahr später ein Bekannter zu B. scherzweise die Hoffnung aus- 
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sprach, daß das zu erwartende nächste Kind ein Knabe sein werde, 
sagte B., daß er jenen im Verdacht der Urheberschaft der bevor- 
stehenden Niederkunft seiner Frau habe. Dann heißt es des Weiteren: 
„Der B. hat seit 6 Jahren immer mehr den Kopf verloren.“ Fast alle 
Zeugen stimmen aber darin überein, daß er gut bei Sinnen gewesen 
sei bis auf den Punkt seiner Frau. Das ganze. Dorf kannte seine Eifer- 
sucht und hielt sie für eine fixe Idee. Seine Frau war als eine ordent- 
liche Person bekannt. Jeden Menschen, der dieselbe nur grüßte, nahm 
er in Verdacht, jeden ihrer Gänge belauschte er. Er hat Leute bezahlt, 
die nachts seiner Frau aufpassen sollten. Ein Zeuge sagt aus: „Der 
Mann saß oft still und in sich gekehrt im Wirtshaus und fing plötzlich 
von seiner Frau an. Er selbst hat zu mir gesagt, wenn er seine Frau 
anbinde, so könne sie dennoch fort.“ „Er sagt, seine Frau sei eine 
Hexe, sie schlüpfe durchs Schlüsselloch und durchs Wassersteinloch hin- 
aus.“ Die Frau teilt mit, daß er neben ihr im Bett liegend gesagt habe: 
„Jetzt liegen wieder vier oder fünf (sc. Männer) hinter mir.“ B. selbst 
erklärte hierzu vor dem Richter, daß er nicht an Hexen glaube, „ich 
habe wohl gesagt, man könne glauben, daß meine Frau eine Hexe sei, 
weil meine Frau eben oft Nachts fortgeht aus dem Hause und wieder- 
kommt, ohne daß ich merke, wie das geschieht, und weil dieselbe als- 
dann immer so mager ist und nur Haut und Knochen an sich hat.“ Des 
Weiteren: „Ich habe meine Frau niemals auf der Tat getroffen. Nur 
einmal, ich meine, es war Donnerstag den 11. oder 12. August, sah ich, 
wie meine Frau, die mich in die Scheuer gehen hieß, damit nichts fort- 
getragen werden solle, die Stiege hinauf ging, nachdem kurz vorher 
ein bei uns einquartierter Offizier auf sein Zimmer gegangen war. Als 
ich dies merkte, ging ich meiner Frau nach. Ich sah durchs Schlüssel- 
loch hindurch und bemerkte mit eigenen Augen, daß der Offizier mit 
meiner Frau auf dem Bett lag... Durch das Schlüsselloch konnte man 
das Bett übersehen, ich öffnete ein wenig die Türe, der Offizier hob 
den Kopf in die Höhe und ich sprang fort und weinte.“ Die Frau 
stellte dies auf das Bestimmteste in Abrede. Bald darauf ging B. ohne 
etwas zu sagen nach Amerika. Er „konnte das liederliche Leben seiner 
Frau nicht mehr ansehen“ und „wollte sehen, ob sich seine Frau dar- 
nach vielleicht bessern werde.“ Nach seiner baldigen Rückkehr sollte 
die alte Geschichte nur ärger wieder anfangen. Mit B. lebte sein 
Schwiegervater im Hause, der die Frau bis dahin geschützt und den 
Kranken durch seine Autorität in Schranken gehalten hatte. Er mochte 
wohl seiner Natur nach bei den häufigen Streitigkeiten gegen seinen 
Schwiegersohn roh verfahren sein. Dieser hielt ihn für den strafwür- 
digen Verbündeten seiner Frau und fürchtete ihn. Er glaubte, der 
Schwiegervater „trachte ihm nach dem Leben.“ Er verklagte den- 
selben, daß er seine 14 jährige Tochter mißbraucht habe und stützte 
seine Behauptung dadurch, daß er sagte, er habe auf dem Zimmer, 
wo beide schliefen, oft Schritte vernommen und habe es dem Mädchen 
immer „angesehen“. Die Klage wurde abgewiesen. Die Bauern im 
Orte, die den Pat., als er einmal seine Frau mißhandelte, kurieren woll- 
ten, indem sie ihn tüchtig durchprügelten, haben denselben wohl da- 
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durch nur noch mehr erregt und seinen Wahn gesteigert. B. kaufte 
sich einen Revolver, um sich zu schützen und drohte häufig mit dem- 
selben. Die Polizei wollte ihm demselben nicht nehmen, weil se es 
nicht könne, so lange er keinen Mißbrauch mit der Waffe gemacht habe. 
Dieser Mißbrauch ließ nicht mehr lange auf sich warten. 

Am 19. Oktober 18 . . fuhr B. mit seiner Frau auf den Markt 
nach dem benachbarten S. Er kehrte mehrmals in Wirtshäuser ein und 
erschien den Leuten mindestens angetrunken. Offen drohte er, seine 
Frau und seinen Schwiegervater, dann sich selbst erschießen zu wollen. 
Abends um 7 Uhr kam er allein nach hause und fing an, zu poltern und 
zu schelten. Er drückte seiner Frau die Taschenuhr auf die Brust und 
sagte: „die ist nicht schwer genug für Dich“, darauf machte er ebenso 
mit dem Revolver, indem er hinzufügte: „der ist schwer genug für 
Dich.“ Die Frau eilte hinaus zum Nachbar. Unterdessen sah der 
kleine siebenjährige Sohn B.’s, wie der Vater sich halb auszog und 
den Revolver vor sich aufs Knie legte. Nach einer halben Stunde kam 
der Schwiegervater nach Hause, in dessen Begleitung sich die Frau wie- 
der in die Stube wagte. Da schoß B. auf seine Frau und fehlte, 2 oder 
3 weitere Schüsse zielte er auf den Schwiegervater und tötete ihn durch 
Verletzung der Bauchschlagader; dann gab er noch einen Schuß gegen 
seinen Kopf ab und floh. Er wurde an mehreren Stellen verwundet 
auf dem Heuboden gefunden. Eine 4 cm lange Hautwunde verlief über 
die rechte Augenbraue, an der Innenseite des linken Daumenballens 
fand sich ein 4 cm langer Schußkanal, sodann aber blutete er stark aus 
einer 13 cm langen queren Schnittwunde der Haut des Kehlkopfes, 
welche er sich noch in seinem Versteck mit einem Messer beigebracht 
haben mußte. 

Vor Gericht gab B. nur zu, seinen Schwiegervater erschossen 
zu haben, derselbe habe ihn zuerst gereizt und ihn mit einem Sche- 
mel gegen die Stirn geschlagen. Seine Frau wollte er gar nicht in 
Begleitung seines Schwiegervaters gesehen haben. Das Gericht aber 
nahm den Tatbestand als erwiesen an, stellte jedoch, nachdem ein ärzt- 
liches Gutachten sich dahin ausgesprochen hatte, daß der Angeklagte an 
Monomanie leide, das Verfahren ein. 

In die Irrenanstalt aufgenommen sprach B. in wehmütigem Tone 
von dem Unglück, das ihn betroffen habe. Einsicht in die Krankhaf- 
tigkeit seiner Eifersucht bekam er nicht. 

10. Der 46 jährige Bergmann Z. hat am 4. Oktober 18 . . abends 
im Bett seine Frau vermittelst eines Kartoffelmessers an Kopf, Wange 
und Armen schwer verletzt. Den Hergang schildert die Verletzte fol- 
gendermaßen: Gegen 10!/, Uhr Abends kam Z. von der Schicht zurück. 
Während das von der Frau benutzte Kartoffelmesser in der Nähe lag, 
aß er, veranlaßte seine Frau, mit ihm zu essen und ihm einen Schop- 
pen Branntwein zu holen, den er ganz oder teilweise trank. Dann legte 
sich Z. ins Bett und hatte, als nach ein paar Minuten die Frau sich in 
dasselbe Bett legen wollte, gegen seine Gewohnheit die Hände über 
dem Kopf liegen. Als auch seine Frau sich gelegt hatte, sprach er 
von einer Kiste, welche zu seiner Stieftochter geschickt werden könne, 
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in einer zum Teil jener unverständlichen Weise; dann unerwartet erhob 
er sich, hielt mit der linken Hand seine Frau fest und führte mit der be- 
waffneten rechten ein paar wuchtige Schläge gegen den Kopf seiner 
Frau. Da dieselbe versuchte, die schlagende Hand zu ergreifen, Z. aber 
in seinem Angriff weiter fortfuhr, so erhielt sie außer 2 langen Wun- 
den an Kopf und Backe noch 5 größere und kleinere Schnitte an beiden 
Armen, aus denen die Frau einen sehr starken Blutverlust erlitt. Z. 
äußerte: „Du bist eine Steigerhure, willst Du bekennen, daß Du eine 
Steigerhure bist?“ Als die Kinder, von dem Geräusch erweckt, weinten, 
rief er dem einen zu:„Wenn Du nicht stille bist, dann schlachte ich Dich 
auch ab;“ dann, als seine Frau ihn aufforderte, ihr doch Wasser zu 
holen, verlangte er von ihr, daß sie „keinen Skandal“ mache und ging 
anscheinend zum Wasserholen. Seine Frau benutzte diesen Moment, 
sich in ein Nebenzimmer zu flüchten, schloß sich dort ein und rief um 
Hülfe. Darauf lief Z. im Hemde und, wie sein Stiefsohn angibt, mit 
den Kleidern auf dem Arm unter den Worten: „So jetzt bin ich erlöst,‘ 
aus dem Hause. Unter dem ferneren Ausruf: „Jetzt habe ich die Hure 
entlarvt,‘ lief er weiter, scheint sich in der Nacht umhergetrieben zu 
haben, bis er sich des andern Morgens gegen 9 Uhr selbst der Polizei 
stellte. Z. bestritt beim polizeilichen Verhör seine Tat nicht, erklärte 
aber, daß er seine Frau nicht töten, sondern ihr nur solche Verletzungen 
habe beibringen wollen, welche sie hindern sollten, die Flucht zu er- 
greifen. Vor dem Untersuchungsrichter erklärte er, sich nicht mehr 
zu entsinnen, was er gemacht habe; er müsse wohl seinen Verstand 
nicht recht gehabt haben; es klopfe ihm manchmal im Kopfe; seit der 
Zeit, daß ihm der Bergmann W. erzählt habe, daß seine Frau ihm un- 
treu sei, sei es ihm in den Kopf gestiegen, und habe er sich oft ge- 
ängstigt, nach Hause zu gehen. Er wolle seine Frau um Verzeihung 
bitten. Nur das eine falle ihm ein, daß ihm sein Stiefsohn zugerufen 
habe: „Vater, schlag doch die Mutter nicht”, auf welche Worte hin er 
aufgesprungen und geflüchtet sei. 

Z. ist ein blasser, mäßig genährter, sonst aber kräftig gebauter 
Mann. Die rechte Gesichtshälfte läßt eine deutliche Verminderung 
der Nerven- und Muskeltätigkeit gegenüber der linken erkennen. Die 
Zunge zittert etwas. Im übrigen zeigen sich keine Lähmungserschei- 
nungen und sind die körperlichen Funktionen in Ordnung. Geistig 
stellt sich Z. als ein Mann von niederer Bildung und von gewöhnlichen, 
etwas beschränkten Fähigkeiten dar, doch rechnet er leidlich gut und 
weiß über einfache Verhältnisse Bescheid. Sein Erinnerungsver- 
mögen suchte er anfangs als geschwächt darzustellen, indem er von 
seiner Tat nichts zu wissen behauptete. Später zeigte er aber hinläng- 
liche Erinnerung an dieselbe, wie an sonstige Ereignisse des Lebens. 
„Ich habe”, sagte Z. „meine Frau als Witwe geheiratet, weil ich von 
Bekannten dazu bestimmt wurde, obschon ich schon Bekanntschaft mit 
einem Mädchen hatte. Unser erstes Kind kam 6 Monate nach der Hoch- 
zeit zur Welt; ich weiß, daß ich so lange vorher mit meiner Frau 
keinen Umgang hatte, und ich bin überzeugt, daß das Kind vom Amt- 
mann in D. herstammt. Der Hauswirt sagte mir gleich anfangs: „Franz 
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Du bist betrogen, die Wilhelmine (das Kind) ist vom Amtmann”. Das 
Kind starb plötzlich, während ich auf der Schicht war; als ich nach 
Hause kam, sagte meine Frau, es wäre aus der Wiege gefallen und 
habe eine Gehirnerschütterung erlitten; später sagte sie, es sei an den 
Frieseln gestorben; der Hauswirt sagte, es sei vergiftet. Der 13 jährige 
Junge, den meine Frau in die Ehe brachte, ist vom Hauswirt, wie 
dieser selbst mir gesagt hat (?). In den ersten Jahren legte ich kein 
Gewicht hierauf, weil ich zu sehr in meine Arbeiten vertieft war und 
es nicht unter die Leute bringen wollte. In den letzten Jahren war 
aber die Geschichte schlimmer; meine Frau behandelte mich kalt; 
wir hatten zuweilen Streit, und der Bruder meiner Frau wie auch Per- 
sonen der Gemeinde und die Polizei standen auf ihrer Seite. Im Jahre 
18 . . als ich meine Frau im Streit mit der Mistgabel gestoßen, weil 
sie mir Vorwürfe gemacht hatte, ließ man mich einsperren. Damals 
sagte mir die Schuhmacherfrau S., meine Frau hielte es mit dem Amt- 
mann. Als ich meine Strafe abgesessen hatte, vertrug ich mich wieder 
mit meiner Frau, aber ich paßte auf, was sie trieb. Als sie einmal 
schwanger war, trank sie braune Medizin, mit welcher sie das Kind ab- 
trieb. Beim Ausleeren unserer Düngergrube fand ich etwas, das aus- 
sah, wie ein neugeborenes Kind (Ilusion?). Ich habe den Glauben, 
daß meine Frau das Geld, was ich ihr im Laufe der Zeit gegeben habe, 
zum großen Teil für sich gesammelt und von Anderen noch etwas da- 
zu verdient hat. Eines Tages holte ich sie von der Bahn ab; da stieg sie 
mit dem Steiger M. aus einem Kupee, sie kümmerte sich nicht um mich, 
sagte dann aber: „Steiger M. hat ein Haus gekauft.” Vermutlich hat 
sie selbst das Haus dem M. verkauft, nachdem sie es vom Amtmann 
geschenkt erhalten. Als ich abends von einer Versammlung nach 
Hause kam, hörte ich aus dem Hause heraus die Worte: „Da ist der 
Pollack“; gleich darauf stand meine Frau da, und ich hörte noch, wie 
ein Kerl durch das Fenster kroch. Als ich das meiner Frau sagte, er- 
widerte sie: „Du bist verrückt”. Eines Tages bei Tisch sagte mein 
Junge: „Gestern Abend war der Onkel da”. Da kniff sie ihm ein Auge, 
daß er schweigen sollte. Am andern Morgen erzählte er mir, daß der 
Amtmann dagewesen sei. Einmal hörte ich ferner, wie meine Stief- 
tochter zu meiner Frau sagte: „Was tust Du mit dem alten Kerl?” 
Worauf meine Frau erwiderte: „Sei doch stille, wir kriegen ein neues 
Haus”. Oft hat meine Frau zu mir gesagt, sie wollte einen andern 
Mann haben, der jünger wäre, und daß sie mir etwas eingeben werde, 
wenn ich nicht den Mund hielte. Ich merkte es aber auch an andern 
Dingen, daß meine Frau mir untreu war, und daß sie mich durch Gift 
bei Seite schaffen wollte. Unter dem Bett fand ich einmal einen leine- 
nen Lappen, welcher beschmutzt war, wie nach einem Beischlaf. Ein- 
mal lag ich im Bett und konnte mich nicht bewegen wie im Starr- 
krampf, da kam der Amtmann, stand mit meiner Frau bei der Tür, wo 
sie über mich lachten. Darauf hörte ich, wie sie zusammen in die 
obere Stube gingen, und wie später ein Einzelner das Haus verließ. 
Iı einem ähnlichen Starrkrampf, in welchen ich durch die Mittel 
meiner Frau versetzt war, bemerkte ich, wie meine Frau den Platz im 
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Bett neben mir verließ. In einem Fall habe ich selbst gesehen, daß 
. das Stroh auf dem Boden, nachdem es vorher zusammen in einem 
Bündel gelegen, aus einander getreten war. Meine Frau war manch- 
mal den ganzen Tag schläfrig und gelb im Gesicht infolge ihres nächt- 
lichen Herumtreibens. Anfang Oktober v. Js. haben es mir die Berg- 
leute nachgesungen wegen meiner Frau. Der Obersteiger S. versprach 
mir, mir über die Berge zu helfen, aber, als ich zu ihm ging, sagte und 
tat er nichts. Ich hatte oft Angst, zu meiner Frau nach Hause zu gehen.” 
„Am 4. Oktober war ich schlecht imstande; ich ging zwar zur Ar- 
beit, faßte aber alles verkehrt an. Als ich nach Hause kam und meiner 
Frau einen guten Abend bot, antwortete sie nicht. Den Kaffee, den sie 
mir hinstellte, trank ich nicht, weil ich Verdacht hatte, dagegen den 
Schnaps, den sie auf mein Verlangen holte. Während sie fort war, 
suchte ich im Hause nach Mannspersonen. Als sie wieder da war, 
fragte ich sie, ob sie meinte, daß ich morgen früh oder zur Nacht- 
schicht auf Arbeit gehen sollte, sie antwortete: „Das mußt Du wissen“. 
Dann sprach sie: „Du weißt es von Karlsglück (der Zeche, wo der Be- 
triebsführer S. angestellt ist), Du weißt es vom Amtmann; was fängt 
man an, wo soll man bleiben?” Meine Frau wußte kein Durchkommen 
mehr“. Er äußerte dann noch: „Meine Frau ist jetzt schwanger, ich 
glaube nicht, daß das Kind, wenn es zur Welt kommt, am Leben 
bleiben wird. Die Ärzte sind auch mit meiner Frau befreundet. Meine 
Frau hat Märzenschnee gesammelt, ich glaube aber, daß es Gift war”. 
„Ich hörte im Untersuchungsgefängnis von einem Schreiner erzählen, 
daß in D. eine Frau war, die ihren Mann vergiften wollte. Ich halte 
meine Frau heute für eine gemeingefährliche Hure’. 

Ob Z. erblich zur Geistesstörung veranlagt ist, hat sich nicht 
sicher feststellen lassen. Er selbst verneint es. Eine gewisse Be- 
schränktheit spricht sich in seinem Wesen aus und würde es erklären, 
wenn er sich möglicher Weise von anderen in Bezug auf das Verhalten 
seiner Frau etwas einreden ließ. Dann hat er aber fast regelmäßig 
Branntwein getrunken. Wenn Z. angibt, daß er zuweilen im Bett wie 
durch Krampf gebannt gelegen, sich seiner Lage bewußt, jedoch ohne 
sich rühren zu können, so erinnert das, an Zustände, wie sie gerade 
auch bei Trinkern vorkommen. 

Nun hat Z. seit mindestens 3 Jahren, von da an, als er seine Frau 
schon einmal angegriffen hat, an ihre Untreue geglaubt. Er sammelte 
Beobachtungen, welche dieselbe zu bestätigen schienen, Beobach- 
tungen, die aber teils falsch, teils mißgedeutet, teils offenbare Sinnes- 
täuschungen waren. Im ganzen stimmen seine Erzählungen mit den- 
jenigen überein, welche man von unzweifelhaft geisteskranken Per- 
sonen erhält. Man erkennt aus denselben, wie sich sein Wahn weiter 
ausgebreitet hat. Z. glaubt nicht nur, in der Gegenwart seiner Frau 
betrogen zu werden, sondern von jeher von ihr betrogen worden zu 
sein, und daß sie schon vor der Ehe liederlich gelebt habe. Sie gab 
sich nach seiner Meinung nicht mit einem Liebhaber, sondern mit 
mehreren ab; sie sollte sich ein Kind abgetrieben haben, endlich da- 
Tauf ausgewesen sein, ihm das Leben zu nehmen. Und dabei entstand 
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in seinem Gehirn zugleich die Vorstellung einer gegen ihn vorhan- 
denen aus den Liebhabern seiner Frau bestehenden Partei, welche 
ihre Absichten unterstützte. Unter dem Einfluß dieser Wahnvor- 
stellungen hat Z. seine Frau lebensgefährlich verletzt. Er wurde vom 
Gericht freigesprochen und in der Anstalt behalten. 


Periodische Trunksucht, Dipsomanie. 


Bei vielen Trinkern entsteht durch Besserungen und Ver- 
schlimmerungen der Eindruck eines periodischen Verlaufs der 
Trunksucht. Man muß aber unterscheiden, ob der wechselnde 
Verlauf durch äußere Einflüsse und einfache Rückfälligkeit 
oder durch eine wahre Periodizität des Triebes zum Trinken 
hervorgerufen wird. Wenn ein Trinker nach Ablauf eines 
Deliriums sich ein Jahr lang gut hält, oder sonst nach zeitwei- 
liger Besserung einmal und öfter einen Rückfall bekommt, so 
kann das noch nicht als ein periodischer Verlauf bezeichnet 
werden. Wie schon bemerkt, ist zwar nicht zweifelhaft, daß 
der Trinker vielfach seine „Zeiten”, d. h. Zustände von Ver- 
stimmung hat, in denen der zeitweilig beruhigte Drang zum 
Trinken von neuem hervorbricht. Meist sind es aber äußere 
Anlässe, Verführung, der Besitz von Geld, Ärger, denen der 
konstant schwache Wille des Trinkers nicht standhält. 


Je weniger solche äußere Anlässe den Beginn einer Trink- 
periode herbeiführen, je mehr sie von innen heraus, und dann 
meist stürmisch und plötzlich, hervorbrechen, um so mehr ent- 
fernen sie sich von gewöhnlicher Trunksucht. Wir haben dann 
eine periodische Gemütskrankheit vor uns, bei welcher das un- 
mäßige und sinnlose Trinken nur der Ausdruck und das her- 
vorstechendste Symptom der Krankheit ist. Der krankhafte 
Durst verschwindet, sobald der Anfall von Gemütserregung 
nachläßt. Das ist, was man Dipsomanie nennt, eine Ge- 
mütskrankheit, deren nähere Beschreibung über den Rahmen 
dieser Schrift hinausgehen würde. 


Alkoholmißbrauch bei anderen Formen. 


Es gibt eine ziemlich große Zahl von Geisteskranken, 
die keines der geschilderten Krankheitsbilder darbieten, und 
deren Krankengeschichte dennoch die Notiz enthält, daß sie 
dem Alkoholmißbrauch gehuldigt haben. Es sind das die Kran- 
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ken, welche in der Statistik (s. Schluß) unter der Rubrik „Al- 
koholmißbrauch nachgewiesen“ gezählt werden. Wollten wir 
ihre Zustände alle beschreiben, so müßten wir die meisten vor- 
kommenden Formen geistiger Störung darstellen. Man bemerkt 
in dem Gesamtbilde dieser Zustände alkoholistische Züge, aber 
nicht das ganze Bild ist alkoholistisch. Wir finden da eine beson- 
dere Neigung zu Gehörs- und Gesichtstäuschungen, zu eingebil- 
deten phantastischen Erlebnissen, Eifersuchtsgedanken, Falsch- 
deutungen von Nervenschmerzen (Vergiftungsideen), Gedächt- 
nisstörungen, schnellen Stimmungswechsel, Muskelschwäche 
u.a. Diese Züge pflegen aber nur mehr angedeutet zu sein, als 
daß sie das Bild beherrschten. In andren Fällen merkt man 
an den Erscheinungen von der Wirkung des Alk. gar nichts, 
obschon man Ursache hat, anzunehmen, daß er bei der Entste- 
hung der Geistesstörung mitgewirkt hat. Wir erwähnen diese 
Tatsachen, um zu zeigen, daß die Bedeutung des Alk. als Ur- 
sachen für Geisteskrankheiten sich in der Erzeugung der 
eigentlichen Alkoholpsychosen keineswegs erschöpst. So befan- 
den sich in der Münchener Klinik in den Jahren 1906 und 1%7 
unter den Aufgenommenen 22,4% rein alkoholisch gestörte und 
22,1% sonstige Geisteskranke mit nachgewiesenem Alkohol- 
mißbrauch. 


Chronische Trunksucht. 


Hiernach bleibt für unsere Erörterung nur noch das Gros 
derreinen Trunksüchtigen, d.h. derjenigen Trinker 
übrig, die, ohne geistig gesund zu sein, doch von den geschil- 
derten besonderen Störungen frei bleiben, oder die sich in 
einem Zwischenstadium zwischen ihren akuten Anfällen befin- 
den. Mit a. W. haben wir noch der chronischen Trunk- 
sucht zu gedenken, aus der alle besonderen Trinkerkrank- 
heiten als ihrem Mutterboden hervorgehen. 


In Bezug auf seine theoretische Einordnung verhält es 
sich mit dem Zustande des „Gewohnheitstrinkers“ oder 
„Irunksüchtigen“ ähnlich wie mit dem Rausch. Die geistigen 
Funktionen sind durch den Alkohol so verändert, daß der Zu- 
stand mit Recht als eine Geisteskrankheit bezeichnet werden 
kann. In den meisten Fällen kann man erbliche Belastung 
durch Trunksucht oder Geistesstörung, angeborene Geistes- 
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schwäche oder Epilepsie bei den Eltern oder Blutsverwandten 
feststellen. Die erbliche Veranlagung hat sich meist auch 
in auffallenden Charakterzügen, in Willensschwäche, Reizbar- 
keit und Veränderlichkeit der Stimmung vor dem Beginn der 
Trunksucht zu erkennen gegeben. Nicht selten kommt eigent- 
liche Denkschwäche hinzu, ein angeborener Mangel an Ur- 
teil und Einsicht, welcher den Abweg zur Trunksucht unge- 
mein beschleunigt. Geistig normale und kräftige Naturen fal- 
len dem Alkohol fast nur dann zum Opfer, wenn sie durch 
schlechte Erziehung oder schlechte Gesellschaft verdorben 
werden, oder auch wenn sie durch mißliche Lebensverhält- 
nisse, geistige Überanstrengung, Kopfverletzung, schwere 
Krankheit ihre Kraft einbüßen. Meist sind die Trinker Men- 
schen, denen die Kraft und Ausdauer zur regelmäßigen Le- 
bensführung von Hause aus nur schwach zugemessen ist. Viel- 
fach finden sie Schwierigkeiten, den Anforderungen der Schule 
und des Lebens zu genügen. In der Dämmerung der alkoholi- 
schen Anregung kommen sie über die innere Leere und Schwä- 
che hinweg; sie suchen diese Anregung, nicht wissend, wie mit 
jeder Erleichterung das Gewicht der eigenen Persönlichkeit 
abnimmt. Bald greift der Alkohol alle inneren Organe, vor 
allem das Gehirn an. Mit dem Nachlaß der Kraft zum Wider- 
stand steigt die Menge des Alk., welche erforderlich ist, um 
die innere Verstimmung zu betäuben. Die Entwöhnung von 
regelmäßiger Arbeit und Pflicht bewirkt, daß die Begriffe von 
Sitte und persönlicher Würde sich lockern und lösen. So ent- 
wickelt sich schneller oder langsamer jener Zustand geistig- 
körperlicher Entartung, welche den Trunksüchtigen kennzeich- 
net. Die\geistigen Veränderungen zeigen sich in Schwäche des 
Gedächtnisses, Oberflächlichkeit des Urteils, geschäftlicher Un- 
fähigkeit. Die Gemütslage ist höchst schwankend, es besteht 
große Reizbarkeit, Neigung zu Rührseligkeit wie zu heftigen 
Zornausbrüchen. Die Handlungen sind unüberlegt. Das Ge- 
fühl für Pflicht und Anstand ist erloschen; die Kraft und Lust 
zur regelmäßigen Arbeit fehlen völlig. Ein inneres Unbehagen 
und eine oft tiefgehende Verstimmung wollen nur immer wie- 
der im Alkohol ertränkt sein. Auf der körperlichen Seite pflegt 
es an Begleiterscheinungen, als Schwäche und Zittern der Mus- 
keln, Herzerweiterung, Leberschwellung, Schmerzen und Ent- 
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ründung der Nerven (Neuritis), Magenkatarrh nicht zu fehlen. 
Die neuritischen Schmerzen, die wir schon von der Korsakow- 
schen Krankheit her kennen, werden meist als „Rheumatis- 
mus” gedeutet, sind aber viel ernsterer Natur und können in 
Lähmung einzelner Nerven übergehen. Häufig stellen sich epi- 
leptische Krämpfe ein (Alkoholepilepsie), und zu jeder Zeit 
kann man sich des Ausbruchs einer akuten Störung versehen. 
Es kommt vor, daß ein Alkoholist zwanzigmal wegen vor- 
übergehender Aufregungszustände oder Deliriums in Kranken- 
häusern war, ehe er völlig siech und nicht mehr entlassungs- 
fähig dauernder Verpflegung in einem Armenhause oder einer 
Irrenanstalt bedarf. Andererseits kommen aber auch gün-. 
stigere Fälle vor, solche, in denen nach besonderen Veran- 
lassungen z. B. geistiger Überanstrengung sonst sehr solide 
Personen in Trunksucht verfallen, um nach einer gründ- 
lichen Anstaltskur und Erholung dauernd gesund zu bleiben. 

Für die Beurteilung der Fälle von chronischer Trunk- 
sucht, von denen dieses allgemeine Bild genommen ist, insbe- 
sondere für die Beurteilung ihrer Heilbarkeit, ist vor allem der 
Grad maßgebend, in welchem sich das endogene Moment, d. 
h. die angeborene Anlage, bemerkbar macht. Personen, die 
vorzugsweise nur durch schlechte Erziehung, Verführung oder 
Überarbeitung zum Trinken gelangt sind, werden naturgemäß 
eher der Heilung zugeführt werden können, als die Schwäch- 
linge, die wir geschildert haben. Während sich‘bei den wenig 
oder gar nicht Veranlagten die Trunksucht meist nur in ihrer 
einfachen Form mit ihrer allmählich zunehmenden Unverträg- 
lichkeit gegen Spirituosen und wachsenden geistig-körperlichen 
Entartung zeigt, beobachtet man bei den stärker Belasteten oft 
einen plötzlichen, scheinbar ungegründeten Ausbruch, und die 
Intoleranz pflegt von vorne herein stark ausgesprochen zu sein. 
Wie oben schon erwähnt ist bei ihnen der Rausch durch starke 
Stimmungsveränderungen, sonderbare Einfälle, Neigung zu 
Bewußtlosigkeit und Sinnestäuschungen gekennzeichnet, und 
der ganze Verlauf der Erkrankung ist beschleunigt. 

Im übrigen lassen sich für das praktische Bedürfnis drei 
Gruppen unterscheiden. Die erste Gruppe wird von den leich- 
teren Formen gebildet, bei denen noch ein Stück gesunder Per- 
sönlichkeit übrig ist, an welche der Heilungsversuch anknüpfen 
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kann. Der Wunsch und Wille nach Besserung ist noch nicht er- 
loschen, und es besteht noch kein größerer geistiger Defekt. 
Ein Fall dieser Art, bei welchem mehr die Lebensführung als 
die Anlage maßgebend hervortritt, ist der folgende: 


11. M. H. Geschäftsführer, ein kräftiger, sehr arbeitsfähiger und 
von seinen Prinzipalen wegen seiner Leistungen geschätzter Mann, 
Vater von 5 Kindern, hat früh angefangen, sich im Trinken gehen zu 
lassen. Sein Vater, früh gestorben, soll auch reichlich getrunken haben 
aber kein eigentlicher Trinker gewesen sein. Mangelhafte Aufsicht in 
der Jugend, ein leichtherziges Temperament, häufige Gelegenheit auf 
Geschäftsreisen werden als Ursache angeschuldigt, daß er immer häu- 
figer sich betrank und zuletzt ganz haltlos wurde. Wenn er ein Glas 
‚getrunken hatte, konnte er nicht ablassen, bis er sinnlos betrunken 
war. In solchem Zustande trieb er sich ziellos umher und trank weiter. 


Wenn er dann in ganz zerrüttetem und elendem Zustande nach 
Hause kam, erholte er sich. Dank seiner guten Konstitution schnell 
wieder. Er hielt sich einige Zeit, um bald wieder einer Gelegenheit 
zum Opfer zu fallen. Wechsel seiner Stelle brachte vorübergehende 
Besserung. Vor 5 Jahren trat er in eine Guttemplerloge ein und hielt 
sich 2 Jahre lang gut. Dann Anfang 1912 Rückfall. Wieder trieb er 
sich maßlos trinkend umher und wurde in einem ganz betäubten, 
stumpfen Zustande in die benachbarte Irrenanstalt gebracht. 


Hier zeigte sich H. beängstigt, matt, unsicher in seinen Bewe- 
gungen, zitterig, aus dem Munde riechend, er klagte über Schmerzen 
und Druck im Kopfe. Schon am dritten Tage seiner Anwesenheit in der 
Anstalt konnte er über seine Vergangenheit berichten und machte 
sich Vorwürfe über seine Unvorsichtigkeit. Nach wenigen weiteren 
Tagen war er körperlich erholt, schien frisch zu sein, und nichts ver- 
riet mehr den starken Trinker. Mit seiner Besserung verschwand 
aber auch die ernste Auffassung über geinen Zustand, er behauptete 
sicher zu sein, daß er nie mehr trinken würde, und nach 6 Wochen 
wurde ihm gestattet, wegen Übernahme einer neuen Stelle zu reisen 
und sich persönlich vorzustellen. Er blieb 3 Tage länger aus, alser 
sollte, und wurde stark angetrunken aus der Nähe der Anstalt zu- 
rückgeholt. Er wurde jetzt noch 2!/ Monat in der Anstalt behalten, 
während welcher Zeit er sich fleißig mit Büroarbeit beschäftigte. Dann 
wurde er in eine neue Stelle entlassen. 

Acht volle Tage ging’s jetzt gut; dann wieder die übelsten 
Szenen, er ließ seine Schwester,bei der er wohnte, durch deren Kin- 
der um Schnapsgroschen anbetteln, drohte, verpfändete Sachen, lief 
umher, bejammerte seinen eigenen Zustand. 


Wieder zurückgekehrt erholte er sich auch jetzt wieder schnell, 
beschäftigte sich wieder. Er wurde jetzt wieder !/, Jahr in der Anstalt 
behalten und nach seiner letzten Entlassung scheint er jetzt sich 
draußen zu halten. 
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In dem folgenden Fall war es weit mehr die Veranla- 
gung, welche Verlauf und Erscheinungen bestimmte. 

12. R. Apotheker, ist das Kind eines starken Trinkers. In früher 
Kindheit Krämpfe. .Lernte und entwickelte sich dann gut; doch war 
der Kopf unsymmetrisch, nach oben auffallend breit und über den 
Augen etwas eingezogen. Er heiratete als Chemiker einer Fabrik, 
nachdem vorher keinerlei Anzeichen von Neigung zum Trunk hervor- 
gelreten waren. Eines Tages wurde er der nichts ahnenden jungen 
Frau sinnlos betrunken in’s Haus gebracht. Nachdem er aus diesem 
Anlaß seine Stelle verloren, pachtete er eine Apotheke zu M., gab sich 
große Mühe, um etwas zu verdienen, und hielt sich 6 Jahre lang (1878 
bis1884) ganz nüchtern. Dann bemächtigte sich seiner immer mehr der 
Drang zum Genuß von Spirituosen, so daß er allgemein in den Ruf 
eines Trinkers kam und sein Gesuch um Erteilung einer Konzession 
von der Kgl. Regierung abgelehnt wurde, bis er sich nach einem Auf- 
enthalt in der Trinkeranstalt zu L. besserte und er 1889 die neue Apo- 
theke zu B. erhielt. Schon in den Wochen, welche er behufs Einrichtung 
dieser Apotheke in B. zubrachte, beging er wieder die ärgsten Trink- 
exzesse. Er erschien eines Abends im Hemde in der Gaststube der 
Wirtschaft, in welcher er wohnte. Nach Eröffnung der Apotheke fand 
man ihn öfter hinter dem Rezeptiertisch betrunken am Boden liegen. 
Er bekam Eifersuchtsideen gegen seine Frau und hatte zuweilen 
Sipnestäuschungen. Gezwungen, seine Apotheke einige Zeit aufzu- 
geben, wurde es etwas besser mit ihm. Sobald er aber wieder selbst 
sein Geschäft versah, war sein Zustand wieder wie vor. 

Solange R. kleine Quantitäten Spiritus genoß, war ein auffallend 
unruhiges Gebahren charakteristisch. War er allein, so rannte er oft 
wie besessen durch das Zimmer, über alles Mögliche schimpfend, rai- 
sonierend. In dem nächsten Augenblicke schon konnte er die denk- 
bar liebenswürdigste und harmloseste Seite hervorkehren. Unter 
diesem Sichergehen in Extremen hatte stets in erster Linie seine Frau 
zu leiden. Er sprang über von den allergrößten Grobheiten und ge- 
meinsten Beschuldigungen zu den sentimentalsten Liebenswürdig- 
keiten und Zärtlichkeiten. In diesem Vorstadium war er sehr miß- 
trauisch, reizbar und zu Zornausbrüchen geneigt. Er trank dann des 
Morgens vor dem Kaffee Kognak und war nur mit Mühe und Not zum 
Kaffeetrinken zu bewegen, tagüber trank er Bier, Weiß- und Rotwein 
und Kognak durcheinander und zwar stets heimlich. 

In dem Haupstadium pfiegte R. schon früh morgens aus dem Bett 
direkt in den Keller an den Kognak zu stürzen. Es kam vor, daß er 
schon um 7 Uhr morgens besinnungslos betrunken im Zimmer lag. Tags- 
über trank er dann, oftungewaschen und inunvollständiger, ja nicht sel- 
ten Anstoß erregender Bekleidung sich zeigend, die schärfsten Spirituo- 
sen wie Kognak, Rum, Arrak, Sherry, die letzteren direkt aus den gro- 
Ben Korbflaschen und Standgefäßen, ferner alkoholhaltige Tinkturen 
(Tinct. Gentianae und Tinct. aromatica) in unglaublichen Quantitäten. 
Originalflaschen Tokayer Weins, sowie kleine Flaschen mit einem von 
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ihm selbst hergestellten Gemisch von Wasser und Spiritus führte er 
immer in den Taschen mit sich, um sie auf dem Aborte zu leeren. In 
diesem Hauptstadium gebärdete sich R. wie eine Bestie. Wenn er , 
nicht gerade trank, so wich er nicht von der Seite seiner Frau, diese 
fortwährend schikanierend oder in Gegenwart der Kinder und des 
Dienstpersonals mit den gemeinsten Schimpfworten traktierend. Seine 
Eifersucht war dann so groß, daß er seiner Frau wie ein Irrsinniger 
auf dem Fuß folgte, wenn dieselbe den Gehilfen das Frühstück auf- 
trug. Zuletzt besorgte er den Herren das Frühstück persönlich, be- 
reitete es auch selbst zu. Sogar die allerselbstverständlichsten Höf- 
lichkeiten und Aufmerksamkeiten, die die Frau einem Herrenbesuche 
als taktvolle Hausfrau schlechterdings erweisen mußte, konnte R. zur 
Raserei bringen. Im Schlafe, der sehr unruhig war, führte er wüste 
Gespräche. Hatte R. auf diese für seine Umgebung schier unerträg- 
liche Weise längere Zeit gewirtschaftet, so trat die Reaktion ein; der 
Körper verarbeitete die Getränke nicht mehr und wurde krank. Zur 
Beruhigung seines vollständig ruinierten Nervensystems genoß er als- 
dan sehr starke Dosen Opium und Morphium, die er ständig bei sich 
führte. 

Trotzdem R. in diesem Zustande der Ernüchterung das Entsetz- 
liche seines Lasters zum Bewußtsein kam und er die heiligsten Ver- 
sprechen und Schwüre leistete, verfiel er seinem alten Leiden, sobald 
er das Bett nicht mehr zu hüten brauchte, sofort wieder von neuem, 
und das Ganze wiederholte sich in immer gräßlicherer Gestalt. Hallu- 
zinationen traten immer zahlreicher auf. Er verfiel oft ganz urplötz- 
lich in eine auffallend traurige, melancholische Stimmung. Er äußerte 
dann stets, er habe das Gefühl, daß ihm etwas Schlimmes, ein Unglück, 
zustoßen würde. Namentlich in letzter Zeit aß er oft ohne Messer und 
Gabel mit den bloßen Fingern aus den Schüsseln, ließ den Hund von 
seinem Teller fressen, um sich dasselbe Geschirr von neuem zu füllen 
und davon weiter zu essen. Im Beisein der Kinder forderte er seine 
Frau in der schamlosesten Weise bei Tische auf, mit ihm zu Bett zu 
gehen. 

Bei seinen Entleerungen machte sich R. der allergrößten Aus- 
schreitungen schuldig, er ließ die Exkremente auf den Fußboden 
fallen, verunreinigte die Hosen und urinierte einmal sogar in die mit 
Leinwand gefüllte Schieblade einer im Schlafzimmer stehenden 
Kommode. Wenn seine Frau, um den fortwährenden, unerträglichen 
Schikanen ihres Mannes zu entgehen, sich auf einige Minuten in den 
Garten flüchtete, so schlich er ihr nach und stellte sich auf die Lauer, 
weil er wähnte, sie gebe sich ein Rendezvous mit irgend einem 
Manne. Sehr häufig glaubte er ganz deutliches Geläute der Kirchen- 
glocken zu hören und öffnete sehr häufig die Flurtür, weil er die 
Schelle anschlagen gehört haben wollte. 

Inzwischen war R. noch 2 mal in der Trinkeranstalt zu L. ge- 
wesen und entmündigt worden. Als das Trinken auch zuletzt in der 
Familie unverändert zurückkehrte, wurde er der geschlossenen Pri- 
vat-Anstalt in C. zugeführt. Aber er entwich aus derselben und be- 
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trank sich nach seiner Rückkehr zu Hause sofort wieder. Er miß- 
handelte seine Frau und führte die unerträglichsten Auftritte herbei. 

Unter diesen Umständen war nur noch von der Aufnahme R.s 
in eine Öffentliche Irrenanstalt etwas zu erwarten. Oktober 1900 wurde 
er nach L. gebracht, wo er mit blutunterlaufenen Augen, zitternden 
Händen, belegter Zunge, von Durst geplagt und von innerer Unruhe ge- 
trieben ankam. Nach 5 Tagen äußerliche Erholung und geordnetes Ver- 
halten. Die Einsicht und Selbsterkenntnis äußerst mangelhaft. Mißtrauen 
gegen die Frau fortbestehend, wenn auch kein ausgesprochener Wahn 
der ehelichen Untreue. Stets drängte R. auf Entlassung und Auf- 
hebung der Entmündigung. Bei einem erfolglosen Fluchtversuch er- 
neute Trunkenheit. Drei Jahre wurde er in der Anstalt behalten. 
Etwas Verstecktes in seinem ‚Charakter ließ den Versuch seiner Be- 
urlaubung noch immer gewagt erscheinen. Dennoch wurde er bei 
einer gebildeten Familie in Kost und Aufsicht gegeben, wo er sich 
gut einlebte, so daß er nach einem weiteren Vierteljahr definitiv ent- 
lassen wurde. Seither sind 7 Jahre verflossen und wenn R. seine 
Apotheke auch nicht wieder selbst hat übernehmen können, so sind 
doch ernstere Erscheinungen nicht wieder aufgetreten. 

Die zweite Gruppe besteht aus den tiefer entarteten Pa- 
tienten, den körperlich und geistig invaliden, die kaum noch 
willens, geschweige denn fähig sind, die helfende Hand des 
Arztes zu ergreifen. Alle Rettungsversuche sind an ihrer stets 
wiederkehrenden Sucht und moralischen Schwäche gescheitert. 
DieTrunksucht pflegt auf ihrem gedunsenen und geröteten Ge- 
sicht zu stehen. Der Körper ist schlaff, das Arbeiten haben sie 
ganz verlernt, ihre inneren Organe sind vielfach geschädigt; 
Gedächtnis und Verstand sind stumpf. Wenn es nicht gelingt, 
sie in einer Anstalt zu behalten, vegetieren sie beständig trin- 
kend umher; bessere Zeiten kommen kaum vor. Bekommen 
sie nicht täglich ihr Deputat Schnaps, so rebellieren und 
drohen sie. Doch sind die einen mehr laut und gefährlich, die 
anderen ruhiger. Alle sind sie ohne Einsicht, beklagen sich 
noch über die Behandlung, die ihnen widerfährt, während sie 
den Ihrigen zum beständigen Kummer und Schrecken dienen. 
Die stark Belasteten wiegen in dieser Gruppe vor den wenig 
und nicht Belasteten noch stärker vor als in der ersten Gruppe, 
die im Übrigen unmerklich in die zweite übergeht. 

Den Zustand dieser Kranken durch Beispiele zu erläu- 
tern, dürfte sich nach der gegebenen Schilderung um so mehr 
erübrigen, als bei ihrer großen Zahl fast Jeder Gelegenheit hat, 
solche Trinker selbst zu beobachten. 
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Dagegen verdient noch eine dritte Gruppe eine nähere 
Kennzeichnung. Das sind die Fälle, welche man als die kom- 
plizierten aussondern kann. Sie betreffen Trinker, die 
nur deshalb als solche angesehen und behandelt werden müs- 
sen, weil das Trinken bei ihnen das lästigste Symptom ist, wäh- 
rend sie sonst noch an verschiedenen krankhaften Erschei- 
nungen leiden. Sie sind angeboren schwachsinnig oder epilep- 
tisch, haben Reste von überstandener Geistesstörung oder 
Kopfverletzung, periodische Erregungen, Lähmungen u. A. 


18.. D. aus B. Maschinenputzer, geboren am 1. März 1853 ist erb- 
lich nicht belastet, war stets gesund und führte sich gut. Er erlitt 
einige Verletzungen, die ohne besondere Folgen blieben. Als er aber 
im Jahre 1908 von dem Mundstück eines Spritzenschlauches infolge 
des Druckes des ausströmenden Wassers vor den Kopf getroffen und 
bewußtlos zu Boden gestreckt worden war, stellten sich allmählich 
Klagen über Schmerzen im Rücken und Kopf, Schwindel, Angst und 
Vergeßlichkeit ein. Dabei war er reizbar und mißtrauisch geworden 
und trank. Er bekam Streit mit Nachbarn über ein Grundstück, be- 
lästigte die Behörden und bedrohte seine Angehörigen. In die Irrenan- 
stalt aufgenommen, stellte er sich als eine kleiner Mann dar, der 
schwerfällig sprach, sich über Beeinträchtigung seitens seiner Nach- 
barn und seiner Angehörigen beklagte und zu Gereiztheit neigte. 
Körperlich war zu bemerken außer einer derben Narbe über der 
Stirn: Hängen des rechten Augenliedes, Schwanken beim Stehen mit 
geschlossenen Augen, unsicherer Gang, Abweichen der Zunge nach 
rechts, Überempfindlichkeit der Haut, Steigerung der Sehnenreflexe 
und manchmal Zittern der Glieder verbunden mit Angstgefühl. Sein 
Gedächtnis war unsicher, Gelesenes konnte er sehr schlecht wieder- 
geben. Einige mal traten Krampfanfälle mit Verlust des Bewußtseins 
bei ihm auf. 


Es ist augenscheinlich, daß in diesem Fall das Trinken 
nur eine Begleiterscheinung der allgemeinen körperlich-geisti- 
gen Schädigung darstellte, welche durch die schwere Kopfver- 
letzung hervorgerufen war. 


14. F. aus Oe., Zahntechniker, geboren den 19. August 1848 
stammt von einer Mutter, welche an Krämpfen litt und trank. Der 
Vater sehr aufgeregt, ein Bruder ebenso und lange Zeit dem Trunke 
ergeben, als Jüngling hatte F. öfter Ohnmachtsanfälle. Seine Praxis 
war gut und er verdiente viel Geld; aber er war stets von erregbarem 
Wesen, warf seine Klienten hinaus und schien seine Berufsarbeit nicht 
leisten zu können. Um sich zu stärken, fing er an zu trinken, wurde 
immer wüster, schlug seine Kinder und seine Frau und brachte sich 
einmal tiefe Schnitte in den Hals bei. Nach einjährigem Aufenthalt in 
einer Trinkerheilanstalt kurze Besserung. Er wußte sich immer wieder 
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Geld zu verschaffen, befand sich stets in einer gewissen erregten und 
gehobenen Stimmung, lief umher und schwätzte bei den Leuten; ver- 
leumdete seine eigene Familie. Sein Gedächtnis war schwach ge- 
worden. 

In die Irrenanstalt aufgenommen, hatte er belegte Zunge, Zittern 
im Gesicht und der Hände, erschwerte Sprache, Schmerzen in den 
Gliedern. Nachdem sich dies gebessert, ist er heiter, erzählt selbst- 
bewußt und mit einer Art Galgenhumor von seinen Erlebnissen in 
seiner Familie. Er ist ohne Empfindung für sein Betragen, vergißt, 
was er gesagt hat, fängt an, sich etwas in der Gärtnerei zu beschäf- 
tigen. Dabei erholt er sich und sieht jugendlich blühend aus, aber er 
bleibt geistig abgestumpft trotz heiterer Stimmung. Bei Gelegenheit 
beweist er immer wieder, daß er dem Anreiz zum Trinken nicht wider- 
stehen kann. Seit zwei Jahren stellen sich im Gegensatz zu einer 
sonstigen Heiterkeit Depressionen mit allgemeiner Abgeschlagenheit 
und zuletzt schlagartige Anfälle ein. Er geht geistig und körperlich 
zurück und kann als Gegenstand der Pflege seiner Familie zurückge- 
geben werden. 

In diesem Falle hatten wir also im Anfang eine krank- 
haft erregte Stimmungslage, dann Abnahme der geistigen 
Kräfte unter Fortdauer der Gehobenheit, zuletzt Zustände von 
Depression und Zerfall der Kräfte durch Veränderungen in 
Gehirn. Das Trinken war hier der Ausfluß eines bei unzurei- 
chender Kraft durch berufliche Anstrengung hervorgerufenen 
krankhaften Geisteszustandes. 

Andere Fälle, die man hierher zu rechnen hat, sind na- 
mentlich diejenigen, in welchen neben der fortdauernden 
Trunksucht Wahnvorstellungen oder Schwund des Gedächt- 
nisses und Lähmungen (nach Korsakowscher Störung) zurück- 
geblieben sind, Fälle also, welche den Übergang zu den alko- 
holischen Geistesstörungen im engeren Sinne des Wortes dar- 
stellen, die wir oben geschildert haben. 


C. Praktisches. 


„Irunksüchtig“ und „geisteskrank“. 


Sehen wir aus allem, daß die Gleichstellung der chroni- 
schen Trunksucht mit Geisteskrankheit wohl berechtigt ist, so 
wäre es dennoch verfehlt, nun auch in der Praxis je- 
den Trunksüchtigen immer gleich wie einen beliebigen Gei- 
steskranken zu behandeln. Einmal wird man hier doch auf 
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die Auffassung Rücksicht nehmen müssen, welche das Volk hat, 
und welche auch in unsrer Rechtssprechung Geltung besitzt, 
dag nämlich Trunksucht und Geistesstörung verschiedene 
Dinge seien. Dann aber machen sich hier Unterschiede gel- 
tend, wie sie bei den verschiedenen Geistesstörungen ihrer 
Art und dem Grade der Erscheinungen nach ebenfalls berück- 
sichtigt werden und praktisch zu verschiedenen Maßnahmen 
führen. Wie nicht alle Geisteskranken der Anstaltspflege be- 
dürfen, oder wie wir nicht jeden mit noch so geringer geistiger 
Abweichung behafteten Menschen für unzurechnungsfähig er- 
klären können, so muß auch der Trinker nach seinen besonde- 
ren Bedürfnissen und nach dem Grade seines Zustandes beur- 
teilt werden. 

Aber die Bestätigung wird doch aus dem Vorstehenden 
zu entnehmen sein, daß keine Maßnahme der Behandlung und 
der Fürsorge für Trinker Erfolg haben kann, wenn man den 
Gesichtspunkt aus dem Auge läßt, daß der Trinker geistig 
krank ist. 


Disziplin, Arbeit, Seelsorge 
und Anstaltsleitung. 


Für die praktische Behandlung des Trinkers folgt hieraus, 
daß pädagogische, disziplinare und seelsorgerische Einwir- 
kungen nur mit Vorsicht und Zurückhaltung auf ihn angewen- 
det werden dürfen. Auch viele eigentliche Geisteskranke sind 
für solche Einwirkungen nicht unzugänglich, und auch um Trin- 
ker zu behandeln, muß man Psychologe sein. Aber es ist ein 
ander Ding, ob ich psychologische Methoden ärztlich, d. h. im 
steten Hinblick auf die krankhafte Natur eines Zustandes an- 
wende, oder wie etwa der Lehrer beim Schüler. Beispiels- 
weisekann die hypnotischeSuggestion oft mitErfolg beim Trin- 
ker angewandt werden. Der Arzt wird wissen, wann und wie 
er sie anzuwenden hat, während der Laie schwerlich in der 
Lage ist, die bedenklichen Seiten zu übersehen, die sie haben 
kann. 

Der Leiter einer Trinkeranstalt muß natürlich in erster 
Linie durch seine Persönlichkeit wirken. Sittlicher Ernst muß 
aus allem hervorleuchten, was er sagt und tut. Verbindet er 
damit eine wohlwollende, freundliche Art, so wird er dadurch 
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vielleicht mehr erreichen als durch alle Wissenschaft. Soweit 
könnte also auch jeder nicht ärztlich Vorgebildete die Eignung 
zum Leiter einer Trinkeranstalt besitzen. Aber so sehr eine 
sittlich hohe Auffassung nötig ist, um durch persönlichen Ein- 
fluß den Trinker zu heben und zu festigen, so muß doch, wer 
dem Trinker helfen will, der Trunksucht als solcher sittlich 
neutral gegenübertreten. Dies tut der Arzt vermöge seiner 
wissenschaftlichen Betrachtungsweise. Der Trinker kann des- 
halb zu ihm eher Zutrauen fassen, und grade beim Arzte hofft 
er Hilfe zu finden, weil er sich in seinen klareren Zeiten in der 
Tat krank und hilflos fühlt. Der rechte Arzt verkennt darum 
nicht, wo und wann er die sittlichen und religiösen Momente 
bei der Behandlung zu berücksichtigen und zu Hilfe zu rufen 
hat. Aber er verfügt dabei weiter über jene Kenntnisse, die 
ihn zu einem tieferen Verständnis der Seele des Trinkers be- 
fähigen und in den Stand setzen, auch die körperlichen und 
nervösen Bedürfnisse seiner Kranken zu erkennen. Er kann 
die Trinker selbst über die Wirkungen des Alk. wie über die 
Bedeutung der Leiden belehren, welche sie am eigenen Leibe 
fühlen, eine Belehrung, welche in willkommener Weise die Er- 
ziehung zur Abstinenz unterstützt, da sie durch Erkenntnis das- 
jenige befestigt, was der. Wille ergriffen haben muß. i 
So ist denn schon bei der mit Recht so gerühmten Beschäf- 
tigung der Trinker Vorsicht am Platze. Das scheinbar so 
einfache Mittel der Arbeit kann nur in der Hand eines Anstalts- 
leiters nützlich verwandt werden, welcher Art und Maß der Be- 
schäftigung dem geistigen und körperlichen Zustande genau 
anzupassen und ihre Wirkungen zu beurteilen in der Lage ist. 
Die Disziplin ist ebenso ein zweischneidiges Mittel. 
Sie darf nur in wirklich nötigen Fällen fühlbar werden 
und muß mit steter Rücksicht auf die Einsicht und geistige Auf- 
nahmefähigkeit des Patienten gehandhabt werden. | 
Und auch die Seelsorge ist jedenfalls kein Mittel, 
welches in den Mittelpunkt der Trinkerbehandlung gestellt 
werden darf. Sie würde sich hierzu eignen, wenn die alte Auf- 
fassung zu Recht bestände, daß die ausgebildete Trunksucht 
eine moralische, sündhafte Schwäche und Leidenschaft wäre. 
Der Geistliche wird, seinem Berufe entsprechend, diese Auf- 
fassung immer bevorzugen. Wenn aber auch im Beginn der 
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Trunksucht trotz Erblichkeit und anderer körperlicher Ursa- 
chen moralische Verfehlung nicht ausgeschlossen sein mag, 
so kann doch vor der ausgebildeten Trunksucht die moralische 
Betrachtungsweise nicht mehr stichhalten. Hier muß die Seel- 
sorge der ärztlichen Tätigkeit den Vortritt lassen, wie es auch 
sonst bei kranken Menschen geschieht. 


Man findet auch in den neueren Bemühungen der Ver- 
waltungen zur Trinkerfürsorge noch zuviel Zeichen der mo- 
ralisierenden Auffassung der Trunksucht. Man glaubt wohl 
noch mit Strafen, Säuferliste und Arbeitshaus etwas zu errei- 
chen, im Wesentlichen also durch Abschreckung. Man kann 
nicht sagen, daß diese Dinge unter allen Umständen zu verwer- 
fen wären, sie erreichen oft insofern etwas, als sie für eine ge- 
wisse Zeit wenigstens die Entziehung geistiger Getränke zur 
Folge haben, Aber sie haben doch nur einen mechanischen, 
vergänglichen Wert. Die Hilfe der Laien ist bei der Trinker- 
fürsorge von größterWichtigkeit, und es kommt ganz wesentlich 
darauf an, daß sie in richtiger Weise geübt wird. Man denke 
nicht, daß hier ein Mittel allein zum Ziele führe. Wie der Arzt 
bei seinen Kranken auch nur Erfolg hat, wenn er den ganzen 
Menschen behandelt, so muß auch von Nichtärzten der Trinker 
nach allen seinen persönlichen, wirtschaftlichen und sozialen 
Beziehungen versorgt werden. Was der Staat, was Korporatio- 
nen und Private an Mitteln der Fürsorge und Behandlung bie- 
ten, muß umfassend benutzt, und namentlich muß frühzeitig 
und vorbeugend eingewirkt werden. Man warte aber nicht zu 
lange mit der Anwendung des Hauptmittels, der Aufnahme 
in eine Anstalt. 


Entmündigung. 


Als auf eines der hier sich darbietenden Mittel sei auf die 
Bestimmungen über Entmündigung der Trinker nach dem 
BGB. $ 6 Abs. 3 und die Vorschrift der Zivilprozeß- 
ordnung in § 681 hingewiesen. Mechanisch angewandt ist die 
Entmündigung wegen Trunksucht — wenn man von der 
Vermögensfürsorge absieht — fast wertlos, weil sie ohne 
sonstige Fürsorge fast stets zu spät kommt, nämlich dann, wenn 
der geistige Ruin des Trinkers schon vollendet ist. Und was 
die Drohung mit der Entmündigung nach $ 681 ZPO. anlangt, 
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so wird der Vormundschaftsrichter mit einer mechanischen 
Handhabung derselben ebenfalls sicheren Mißerfolg haben. 
Denn ein vorgeschrittener Trinker ist durch bloße Drohungen 
nicht zu kurieren. Nur als ein Mittel unter vielen muß er das 
Entmündigungsverfahren betrachten. Er muß, wie der Ge- 
richtsassessor Voller-Bochum im wissenschaftlichen Kur- 
sus zu Münster im Herbst 1912 treffend auseinandergesetzt 
hat, mit der Familie, dem Arzt, mit der Armenbehörde ver- 
handeln, er muß mit einem Abstinenzverein, einer Fürsorge- 
stelle in Verbindung treten und auf diese Weise dafür sorgen, 
daß nach allen Richtungen das Zweckdienliche geschieht. Da- 
bei mag er dann gelegentlich die Entmündigung in drohende 
Aussicht stellen, oder er kann sie aussprechen, sei es um das 
Vermögen des Trinkers zu retten, sei es, um ihn einer Anstalt 
zuführen zu können. z 


Abstinenzvereine. 


Unter den Mitteln zur Rettung der Trinker ist sodann mit 
Recht der Anschluß an einen Enthaltsamkeitsverein empfohlen 
worden. Es kommen hierfür nicht sowohl die Vereine in Be- 
tracht, die nur für sich selbst eine alkoholfreie Geselligkeit 
suchen, also nicht die Berufsvereine von Arbeitern, Kaufleuten, 
Eisenbahnern u. a., vielmehr diejenigen, welche ausgesproche- 
nermaßen Trunksüchtige aufnehmen, um sie durch ihr Bei- 
spiel vom Trunk abzubringen. Das sind die konfessionellen 
Vereine das „blaue Kreuz” und das „Kreuzbündnis”, ferner die 
interkonfessionellen „Guttemplerlogen”. Meist wird zuerst 
als das mildere Mittel der Anschluß an eine solche Gemein- 
schaft versucht, während umgekehrt zuerst Anstaltsbehand- 
lung meist das richtigere wäre. Von vorneherein, d. h. ohne die 
vorbereitende Einwirkung der Anstalt ist der Trinker vielfach 
nicht zum Eintritt in einen Enthaltsamkeitsverein zu bewegen, 
wenn ein solcher an seinem Wohnort überhaupt vorhanden ist. 
Oder er versäumt nach kurzer Zeit die Versammlungen. Viele 
Fälle sind zu schwierig und kompliziert, so daß ohne ärztliche 
Einsicht nicht auszukommen ist. So wird oft nutzlos Zeit ver- 
tan. Da ist ein frühzeitiger Entschluß zur Aufnahme in eine 
Anstalt schon besser. Nachdem die Anstalt ihre Arbeit getan 
hat, bleibt für den Enthaltsamkeitsverein noch Arbeit genug 
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übrig, um den Entlassenen bei der erlangten Genesung zu er- 
halten. 


Unterbringung in Anstalten. 


Leider ist die Aufnahme in eine Anstalt immer noch 
äußerst schwierig. Hätten unsere Behörden beizeiten die 
Lehre erfaßt, daß die Trunksucht eine geistige Krankheit und 
der Trinker ein willensunfreier Mensch ist, so hätten sie gar 
nicht auf die gesetzliche Regelung der Aufnahmeverhältnisse 
zu warten brauchen, nach welcher seit lange allseitig dringend 
verlangt wird. Man hätte die Trinkeranstalten nach dem 
Muster der Irrenanstalten konzessionspflichtig machen und sie 
einer ständigen Aufsicht unterstellen sollen. Dann hätte man 
jeden Trinker auf freiwilligem oder polizeilichem Wege auf- 
nehmen können und die Entmündigung nur in besondren 
Fällen zuhilfe zu nehmen brauchen. Zur Zeit wagt keine Pri- 
vatanstalt, selbst einen entmündigten Trinker gegen seinen 
Willen aufzunehmen oder festzuhalten, und öffentliche Trinker- 
anstalten gibt es z.Zt. noch nicht. Kommt endlich, wie zu hoffen, 
die gesetzliche Regelung, und schreitet man auch zur Errichtung 
öffentlicher Anstalten, so beherzige man, daß es Krankenan- 
stalten sein sollen, und daß der Arzt der gegebene Leiter der- 


. selben ist. 


Gefängnisse, Arbeitshäuser. 


Bei der Erörterung der Trinkerbehandlung kann man so- 
dann an der Tatsache nicht vorübergehen, daß viele Trinker 
sich zur Zeit noch in Gefängnissen, Zuchthäusern und Korri- 
gendenanstalten befinden. Die Entwicklung der Trinkerfür- 
sorge wird es hoffentlich mit sich bringen, daß diese Zahl sich 
immer mehr vermindert, teils durch Verminderung der Zahl 
der Trinker überhaupt, teils dadurch, daß die straffällig ge- 
wordenen Trinker vom Richter den Trinkeranstalten über- 
wiesen werden. Bevor dieses Ziel erreicht wird, hat man ge- 
glaubt, jene Anstalten schon jetzt für die Behandlung von 
Trinkern nutzbar machen zu können. Einen warmen Befür- 
worter hat diese Meinung in Delbrück gefunden (Der Alko- 
holismus, Verlag für Sozialpolitik, Seite 59/61). Er meint, daß 
mit Hilfe des Abstinenzprinzips in den Strafanstalten und in 
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besonderen Abteilungen, welche an Arbeitsanstalten anzu- 
gliedern wären, viel erreicht werden könnte. Ich glaube nicht, 
daß dies ein geeigneter Weg ist. Die Straf- und Korrigenden- 
anstalten üben bei ihren Insassen schon längst Enthaltsam- 
keit von geistigen Getränken und haben doch bis jetzt damit 
nichts Besonderes erreicht. Gefängnis und Arbeitshaus sind 
eben keine Krankenanstalten; und selbst wenn man ihre Be- 
amten nötigen wollte, den Häftlingen das Beispiel eigener Ab- 
stinenz zu geben, so würde der Erfolg kaum größer sein. Wenn 
es aber darauf ankommen soll, daß es besondre Abteilungen 
sind, in denen die Abstinenzbehandlung stattfindet, so würde 
auch das nur ein unvollkommenes Ersatzmittel sein. Strafver- 
büßung und ärztliche Behandlung gleichzeitig auf den Geist 
eines und desselben Menschen anzuwenden, ist ein Wider- 
spruch in sich selbst. Die eine wird wider den Willen des 
Menschen angewandt, die andre mit demselben. Die Trinker- 
behandlung kann die bereitwillige Unterordnung unter den 
Arzt nicht entbehren, weil ohne dieselbe die innere Umwand- 
lung nicht erzielt werden kann, welche nötig ist, um den Pa- 
tienten zu einem überzeugten Anhänger der Abstinenz zu 
machen. | 

Man hat unterdessen schon Versuche in Arbeitshäusern in 
einer etwas abgeänderten Art gemacht. Man hat entmündigte 
Trinker mit Zustimmung der Vormünder auf Armenkosten in 
besondere Abteilungen von Korrektionsanstalten gebracht. 
Man hält sich dazu für berechtigt, weil der Vormund das Recht 
hat, den Aufenthaltsort des Mündels zu bestimmen. Aber der 
Trinker selbst ist andrer Meinung. Er sagt, der Vormund 
mag dieses Recht haben, aber nicht für jeden Ort des Aufent- 
haltes, ich habe nichts verbrochen, daß man mich in eine Ar- 
beitsanstalt schickt. Daß die Abteilung etwas anders gehalten 
ist als die andren Häuser der Anstalt, macht dem widerwillig 
Aufgenommenen keinen wesentlichen Unterschied. Tatsäch- 
lich weht Arbeitshausluft hier wie dort. Es gelingt infolge- 
dessen nicht, den Patienten willig zu machen, daß er auf die 
Absichten des Arztes eingeht, und der Arzt selbst ist beengt 
durch das Regime der Anstalt. Als vorübergehende Aushilfe 
für sozial tiefstehende Trinker mag daher jene Einrichtung 
ihren Nutzen haben. Für die Dauer kann sie nicht empfohlen 
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werden. In einer Veröffentlichung des Landgerichtsdirektors 
Ehrhardt in „Die Alkoholfrage”, IX. Jahrg., Heft 1, findet 
sich schon die Annahme ausgedrückt, daß nach den Vor- 
schlägen für das neue Strafgesetzbuch der straffällige Trinker 
ebensowohl in ein Arbeitshaus als in eine Trinkeranstalt ge- 
bracht werden könne. In den Entwürfen steht nichts davon. 
Dagegen hat allerdings in neuester Zeit die Strafrechtskommis- 
sion einen derartigen Vorschlag vereinbart (s. Sitzungsbericht 
vom 16. Dez. 1912 in „Deutsche Juristenzeitung” XVIII, Nr. 
6). Wir müssen grundsätzlich von einer solchen Verbindung 
vonArbeitshaus und Trinkeranstalt im Gesetz abraten. Strafe 
oder Fürsorge! Entweder das Eine oder das Andere! 


Irrenanstalten. 


Auch die Irrenanstalt will Delbrück in größerem Um- 
fang zur Behandlung der Trinker herangezogen wissen als bis- 
her. Früher glaubte ich das auch. Aber ich habe mich über- 
zeugt, daß wie allenthalben so auch bei der Trinkerbehand- 
Inug Spezialanstalten besser sind. Einmal fühlen sich die 
Trinker selbst in Irrenanstalten meist nicht am rechten Platz. 
Das ist leicht erklärlich, denn nach der Aufnahme bessern sie 
sich in der Regel schnell soweit, daß sie ihre Lage erkennen. 
Wenn dann der Arzt sie auch noch als krank ansieht, so wollen 
sie doch mit den Geisteskranken, die sie umgeben, nicht ver- 
glichen sein. Eine andere Schwierigkeit besteht auch hier 
wieder im Abstinenzprinzip. Ich halte es für eine gelinde Ver- 
gewaltigung der großen Zahl der Nichttrinker in den Irrenan- 
stalten, auch von ihnen allen und gar noch von allen Ange- 
stellten völlige Enthaltsamkeit zu verlangen. Ein Glas Bier 
zur Belohnung für fleißige Arbeit und an den Festtagen ist für 
das reizlose Leben der Bewohner der Irrenanstalten wohl an- 
gebracht. Nicht die Geisteskranken soll man zwingen, mit der 
Abstinenz voranzugehen, mögen die Gesunden dies tun. Da- 
gegen soll und kann natürlich in einer Trinkeranstalt allge- 
meine strenge Abstinenz herrschen, und alles kann auf die be- 
sondren Bedürfnisse der Trinker zugeschnitten werden. 

Man sollte daher umgekehrt daran denken, die Irrenan- 
stalten möglichst vollständig von ihren Trinkern zu befreien. 
Ich weise auf das Beispiel der Anstalt „Waldfrieden” bei 
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Fürstenwalde hin, welche — nachdem der Selbsterhaltungs- 
trieb sie auf dieses Prinzip gebracht hat — nicht bloß die ge- 
wöhnlichen chronischen Trinker, sondern auch eigentlich 
Geisteskranke aufnimmt, sofern ihre Störung auf Alkoholmiß- 
brauch ber@ht. In einer solchen Anstalt sieht der Trinker 
deutlicher als anderswo, wohin die Trunksucht führt, und er 
kann sich nicht beklagen, mit schweren Geisteskranken zu- 
sammen in einer Anstalt zu wohnen, da auch sie nur derselben 
Schwäche ihr Leiden verdanken wie jene. Wenn die öffent- 
lichen Verbände dazu übergehen, solche Trinkeranstalten zu 
errichten, so werden sie ihre Irrenanstalten von den Trinkern 
entlasten können. 


D. Zum neuen deutschen Strafigesetzbuche. 


Bei der Schwierigkeit, die Sache der Trinkerbehandlung in 
Fluß zu bringen, muß die Hilfe hocherwünscht erscheinen, welche 
ihr von der Seite der neueren deutschen Gesetzgebung zuteil 
wird. Unsere Gesetzgebong ist frühzeitig mit der Anerkennung 
der wissenschaftlichen Ansicht von der Trunksucht auf den Plan 
getreten. Das BGB. erkannte in den Bestimmungen über Ent- 
mündigung die Trunksucht als krankhaften Zustand an. Und 
der Vorentwurf zu einem Deutschen Strafgesetzbuch ist mit 
Vorschlägen gefolgt, welche in derselben Richtung liegen. Nur 
ist zu bedauern, daß der Entwurf, wie wir sehen werden, be- 
züglich der eigentlichen Trunksucht dem Bedürfnis nicht hin- 
reichend gerecht wird. 


Öffentliche Trunkenheit. 


Wir haben schon hervorgehoben, daß, obschon Trunken- 
heit und Trunksucht krankhafte Geisteszustände darstellen, 
doch bis zu einem gewissen Grade ihre strafrechtliche Be- 
handlung angebracht ist. Wenn wir gar sehen, daß das neuere 
Strafgesetzbuch sich anschickt, die Strafe mit der Fürsorge zu 
verbinden, so werden wir ihre Bundesgenossenschaft im 
Kampfe gegen die Trunksucht nicht nur nicht ablehnen, son- 
dern freudig begrüßen. Hinsichtlich der einfachen öffentlichen 
Trunkenheit kommt in Betracht, daß sie vermeidbar ist und 
somit ihre Bestrafung schon als Sühne für die Außeracht- 
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lassung der gebotenen Vorsicht ihre Berechtigung findet. Das 
Strafgesetz hat aber auch die Aufgabe, das sittliche Gefühl des 
Volkes dem Mißbrauch der geistigen Getränke gegenüber zu 
schärfen. Das Erscheinen eines Betrunkenen auf öffentlicher 
Straße muß als etwas Unerträgliches empfunden werden, und 
dazu ist seine Bestrafung notwendig. Vom Gegenentwurf wird 
zwar geltend gemacht, daß der Wohlhabende, der zuviel ge- 
trunken hat, sich den Blicken der Öffentlichkeit durch die Be- 
nutzung eines Wagens entziehen könne. Das scheint mir aber 
ebensowenig ein Grund gegen den Erlaß von Strafbestimm- 
ungen gegen Öffentliche Trunkenheit zu sein, als daß der 
reiche Mann über Mittel verfügt, um z. B. einen Zeugen zum 
Schweigen zu veranlassen. In den meisten europäischen 
Ländern ist die öffentliche Trunkenheit mit Strafe belegt, und 
zwar nicht erst, wenn sie „Ärgernis erregt”, wie der Ausdruck 
im Vorentwurf § 309 Abs. 6 wieder lautet, sondern schon, 
wenn sie „deutlich erkennbar” ist. Und das sollte auch in 
Deutschland genügen. 

Unsere Strafrichter werden aber künftig nicht mit der 
Trunkenheit allein, sondern auch mit der Trunksucht zu tun 
bekommen. In Fällen öffentlicher Trunkenheit, weiter aber in 
allen Fällen, in denen eine Strafhandlung in Verbindung mit 
Trunkenheit steht, werden sie sich jedesmal die Frage vor- 
legen müssen, ob die Trunkenheit nur ein einzelnes Vorkomm- 
nis, oder ob sie ein Symptom chronischer Trunksucht bei dem 
Täter war. Denn dann muß die Frage der Zurechnungsfähig- 
keit desselben zur Entscheidung kommen. 


Zurechnungsfähigkeit. 


Im allgemeinen kann man sagen, daß ein Trunksüchtiger 
immer entweder vermindert zurechnungsfähig oder ganz un- 
zurechnungsfähig ist. Dies findet in den vorliegenden Ent- 
würfen und Verhandlungen leider keinen Ausdruck. Gleich 
im ersten Paragraphen des Vorentwurfes, welcher über straf- 
bare, in der Trunkenheit begangene, Vergehen handelt ($ 13), 
steht der Trunksüchtige einfach neben dem Betrunkenen. Es 
wird nicht gesagt, daß er anders bestraft werden solle, son- 
dern es heißt nur, daß neben der Bestrafung noch die Unter- 
bringung des Verurteilten in eine Trinkeranstalt verhängt wer- 
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den kann. Und auch in den Paragraphen, welche von der auf- 
gehobenen und verminderten Zurechnungsfähigkeit handeln 
($ 63 bis 65), ist zwar von Bewußtlosigkeit infolge selbstver- 
Schuldeter Trunkenheit die Rede, es fehlt aber eine Bestim- 
mung, nach welcher der Einfluß der Trunksucht als solcher 
auf die Zurechnungsfähigkeit zu bemessen wäre. Es wird nur 
wieder auf $ 43 Bezug genommen und angeordnet, daß ev. Un- 
terbringung in einer Trinkeranstalt angeordnet werden kann. 
Auch der Gegenentwurf behandelt die Trunksucht nicht als 
einen eigenen Fall der Aufhebung oder der Verminderung der 
Zurechnungsfähigkeit. DieFrageder Zurechnungsfähigkeit eines 
Trunksüchtigen soll offenbar nach denselben Bestimmungen 
beurteilt werden, nach welchen die Zurechnungsfähigkeit bei 
geistiger Störung zu beurteilen ist. Aber wenn man auch an- 
nehmen muß, daß dies die Meinung der Entwürfe ist, so fällt 
doch auf, daß die Verfasser in den Begründungen gar nicht 
von der Zurechnungsfähigkeit der Trinker als solcher sprechen. 
Die allgemeinen Bestimmungen über Zurechnungsfähigkeit 
eignen sich nun aber sehr wenig für Trunksüchtige, 
weil nicht nur im Volksbewußtsein der Trunksüchtige 
meist nicht dem Geisteskranken gleichgeachtet wird, sondern 
weil auch unsre Gesetzgebung in § 6 BGB. selbst schon eine 
Scheidung der Trunksucht von der Geistesstörung eingeführt 
hat. Es muß erwartet werden, daß ein Sachverständiger, wel- 
cher einen Trinker vor dem Strafrichter als ganz oder ver- 
mindert zurechnungsfähig begutachtet, großen Schwierigkeiten 
begegnen würde. Der Richter würde sicher die größten Be- 
denken schon in dem Hinweise begründet finden, daß die 
Trunksucht als Grund der Strafausschließung oder -milderung 
im Gesetzbuch nicht erwähnt, und daß im übrigen der Trinker 
doch eben nur ein Trinker und kein Geisteskranker sei. Und 
eine Freisprechung würde meist nur in dem Fall zu erzielen 
sein, daß der Trunksüchtige bei der Tat zugleich bis zur Auf- 
hebung des Bewußtseins betrunken war. Es scheint mir daher 
ebenso nötig als unbedenklich zu sein, in den Paragraphen, 
welcher von der Aufhebung und Verminderung der Zurech- 
nungsfähigkeit handelt, die Trunksucht als eigenen besonderen 
Grund derselben einzusetzen. Unter Anlehnung an die Fas- 
sung, welche die bezügliche Bestimmung durch die Strafrechts- 


54 D. Zum neuen deutschen Strafgesetzbuche. 


kommission gefunden hat, schlage ich folgenden Wortlaut vor: 
„Nicht strafbar ist, wessen Zurechnungsfähigkeit 
zur Zeit der Handlung durch krankhafte Störung 
der Geistestätigkeit oder Trunksucht ausge- 
schlossen war. 

War die Zurechnungsfähigkeit zur Zeit der Tat 
durch einen der vorbezeichneten Zustände nicht 
ausgeschlossen, aber vermindert, so kann“ usw. 

Man sollte meinen, daß der Gesetzgeber sich um so leichter 
auf den Boden eines solchen Vorschlages stellen könnte, als 
der Schutz der Gesellschaft wie die Besserung des verurteilten 
Trinkers durch seine Aufnahme in eine Trinkeranstalt ebenso 
gut und besser erreicht wird als durch seine Aufnahme in ein 
Gefängnis. (Eine nähere Begründung meines Vorschlages 
siehe in „Monatsschrift für Kriminalpsychol.‘“ 1913, Heft 8.) 


Pollardsystem. 


Nicht geringe Hofnung wird neuerdings auf die Hilfe ge- 
setzt, welche der Strafrichter im Kampf gegen den Alkoholis- 
mus künftig dadurch werde leisten können, daß er von der 
bedingten Verurteilung Gebrauch mache. In den Vorentwurf 
zum Strafgesetzbuch ist sie als „bedingte Strafaussetzung“ ein- 
geführt ($ 38 bis 41); sie stellt eine Nachahmung des amerika- 
nischen sog. Pollardsystems dar. Nach demselben wird 
dem trunkfälligen Angeklagten die Wahl zwischen der zuer- 
kannten Strafe oder der ehrenwörtlichen Verpflichtung ge- 
stellt, sich ein Jahr lang aller geistigen Getränke zu enthalten. 
Bricht er die eingegangene Verpflichtung, so wird die Strafe 
vollzogen. Der Wert der bedingten Verurteilung wird für eine 
größere Zahl von Straffällen, so namentlich bei jugendlichen 
Rechtsbrechern, allgemein anerkannt; und so wird sie auch 
für die strafrechtliche Behandlung von Personen, die sich in 
der Trunkenheit strafbar gemacht haben, ihren Wert haben. So- 
weit hier Personen in Betracht kommen, die sich nur gelegent- 
lich und ausnahmsweise betrunken hatten, kann zwar nicht von 
einer Bekämfung der Trunksucht durch das genannte Ver- 
fahren gesprochen werden. Aber mancher Gelegenheitstrinker 
wird dadurch doch vor der Gefahr des weiteren Alkoholmiß- 
brauchs bewahrt werden. Wieweit die bedingte Strafaussetzung 
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weiter auch auf Gewohnheitstrinker mit Nutzen Anwendung 
finden kann, das wird ganz auf den einzelnen Fall ankommen. 
Bei noch nicht weit vorgeschrittenen Gewohnheitstrinkern wird 
es zuweilen möglich sein, durch Strafandrohung einen dauer- 
haften Entschluß zur Abstinenz zu erzielen. Beim richtigen 
Trunksüchtigen wird man aber nur die rechtzeitige Anwen- 
dung des allein richtigen Mittels, die Unterbringung in eine An- 
stalt, versäumen. 

Daß unser künftiges Strafgesetzbuch Bestimmungen zur 
unmittelbaren Einweisung trunksüchtiger Personen in Anstal- 
ten enthalten wird, ist eine Neuerung, welche allseitig beson- 
ders lebhaft begrüßt worden ist. In einer früheren Arbeit hielt 
ich eine solche Neuerung nicht für erreichbar, weil es bisher 
als ein unüberbrückbarer Widerspruch mit der Aufgabe des 
Strafrichters galt, daß er selbst die Aufnahme eines wegen Un- 
zurechnungsfähigkeit Freigesprochenen in eine Anstalt anord- 
nen sollte. Ich schlage es außerordentlich hoch an, daß der 
Vorentwurf diesen alten Grundsatz durchbrochen hat. Der Be- 
schluß der Einweisung, welcher sonst erst noch der Mitwirkung 
anderer Behörden, Staatsanwaltschaft, Armenverwaltung, Po- 
lizei bedurft hätte, wird in eine einzige, sicher arbeitende Hand 
gelegt, und nebenbei wird der fruchtbare neue Gedanke aus- 
gesprochen, daß der Strafrichter der Zukunft seine Aufgabe 
nicht mehr in der bloßen Rechtsprechung, sondern zugleich in 
der Fürsorge für die Rechtsbrecher erblicken wird. Grade 
die Trinker sind ein lehrreiches Beispiel dafür, wie aus An- 
lage und äußeren Verhältnissen Schädlinge der Gesellschaft 
entstehen, die aus eigener Kraft nicht fähig sind, in den Bah- 
nen des Gesetzes zu wandeln. Daß diese Unfähigkeit bei den 
Trinkern bis zur Krankhaftigkeit geht, macht von anderen 
Rechtsbrechern keinen durchschlagenden Unterschied, weil 
geistige Gesundheit und Krankheit ohne scharfe Grenze inein- 
ander übergehen und Gewöhnung und krankhafter Zwang die 
gleichen praktischen Folgen haben. Es ist ein Verdienst des 
Gegenentwurfs, durch Abänderungsvorschläge dahin gewirkt 
zu haben, daß die Anstaltsbehandlung nicht bloß bei Verurtei- 
lungen, sondern auch bei Freisprechungen, und nicht bloß bei 
einer gewissen Höhe der Strafe, sondern ganz unabhängig von 
der Strafhöhe, also in allen Fällen in Anwendung gezogen wer- 
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den soll, in welcher der Strafrichter mit trunksüchtigen Ange- 
klagten zu tun hat. 

Die Verfasser der Entwürfe haben im übrigen ihr Ver- 
ständnis für die Frage auch dadurch bewiesen, daß sie zwar 
eine gewisse Höchstdauer der Unterbringung durch das Ur- 
teil des Strafrichters (bis zu 2 Jahren), innerhalb dieser Grenze 
aber keine bestimmten Zeiten festgesetzt haben. Da der Zweck 
des Aufenthaltes der verurteilten Trinker in den Anstalten 
nicht in weiterer Strafverbüßung, sondern in der Heilung be- 
steht, so soll die Dauer des Aufenthaltes von der Zeit abhängig 
gemacht werden, in welcher die Heilung erzielt wird. Daß eine 
vor Ablauf der zwei Jahre erfolgte Entlassung nur als wider- 
ruflich zu gelten haben wird, ist in den vorliegenden Vorschlä- 
gen bereits ausgedrückt und auch von der Strafrechtskommis- 
sion anerkannt, so daß es weiterer Bestimmungen hierüber 
nicht bedarf. 

Ein leicht zu behebender Mangel ist es, daß beide Ent- 
würfe nur von Heilanstalten für Trinker anstatt Trinkeran- 
stalten schlechtweg sprechen. Die Ansicht der meisten Prak- 
tiker geht dahin, daß die Trennung von Heil- und Pflegeanstal- . 
ten unzweckmäßig und auf die Dauer nicht durchführbar ist. 
Was in dieser Beziehung die Erfahrung bei den Irrenanstalten 
gelehrt hat, wird sich auch bei den Trinkeranstalten zeigen. 
Es sollte deshalb im Gesetz statt von Trinkerheilanstalten nur 
von Trinkeranstalten gesprochen werden. 


Schutzaufsicht. 


Das Prinzip der strafrichterlichen Fürsorge wird vom Ge- 
genentwurf in bemerkenswerter Weise erweitert durch die Ein- 
führung der Schutzaufsicht ($ 60). Wie entlassene Strafge- 
fangene ihr sollen unterstellt werden können, so auch Trunk- 
süchtige. Die Vormundschaftsgerichte sollen die Befugnis er- 
halten, auch entlassenen Trinkern Fürsorger beizugeben, welche 
in Vertretern von Abstinenzvereinen oder anderen geeigneten 
Personen gefunden werden sollen. Gewiß ein ausgezeichnetes 
Mittel, die Trinker länger in der Hand zu behalten, sie zum An- 
schluß an Abstinenzvereine zu bewegen, ihnen Arbeit zu ver- 
schaffen und sie vor der Verwahrlosung zu bewahren, welcher 
sie jetzt noch so vielfach anheimfallen. 
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Um die Reihe der Strafmittel abzuschließen, mit denen 
unsre zukünftige Gesetzgebung die Trinker vor sich selbst und 
die Gesellschaft vor den Trinkern zu schützen beabsichtigt, er- 
übrigt es nur noch, des Wirtshausverbots zu gedenken. In 
leichten Fällen von Trunksucht wird dieses Verbot von Nutzen 
sein können, man darf nur nicht hoffen, bei vorgeschrittenen 
Trinkern, die auch außerhalb der Wirtshäuser ihren Brannt- 
wein zu erlangen wissen, viel damit zu erreichen. 


Strafe der Verleiter. 

Wenn wir dagegen noch einen Wunsch an die Gesetzge- 
bung zu richten hätten, so wäre es der, daß es möglich gemacht 
werde, solche Personen zur strafrechtlichen Verantwortung zu 
ziehen, welche notorischen Trinkern, insbesondere solchen, 
welche unter dem Gebote der Abstinenz oder unter Schutzauf- 
sicht stehen, geistige Getränke verabfolgen. Jeder, der mit 
Trinkern zu tun hatte, weiß, daß grade durch die Verführung 
von Trinkern seitens unverständiger oder gewinnsüchtiger Per- 
scnen oft in geradezu jammervoller Weise Rückfälle hervorge- 
rufen werden. Alle Bemühungen der Behörde und der Familie 
und die Erfolge der Trinkeranstalten werden mit einem Schlage 
vernichtet, wenn es einem törichten Arbeitskameraden oder 
einem Wirt einfällt, einem eben geretteten Trinker ein Glas 
Bier oder Branntwein anzubieten. 


E. Schluß. 


Es liegt nicht im Plane dieser Schrift, die Wunden zu schil- 
dern, welche unserem Volksleben durch die beschriebenen, 
dem Alkoholmißbrauch zur Last fallenden Geistesstörungen 
geschlagen werden. Wir haben nur einige statistische Zahlen 
am Schlusse beigefügt, aus welcher die Häufigkeit dieser Stö- 
rungen zu ersehen ist. 


Trunksucht, Nachkommenschaft. 


Dagegen interessiert uns noch die Frage nach dem Ein- 
fluß der Trunksucht auf die Nachkom menschaft. Die 
Trunksucht erzeugt bei den den Nachkommen wieder Trunk- 
sucht in 40% der Fälle, weiter gleichzeitig oder allein Epilep- 
sie, Hysterie, Veitstanz, in 10—30%, Geistesstörung rein 
alkoholischer Natur in 10%, angeborene Geistesschwä- 
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che (Idiotie und Imbezillitä) in 10—30%, Verbrecher- 
tum in 20—60%, Verwahrlosung, die zur Fürsorgeer- 
ziehung führt, in 20% der Fälle. Der Grund dieses 
degenerativen Einflusses ist nicht sowohl in der einzelnen Be- 
rauschung, unter deren Einfluß die Zeugung des degenerieren- 
den Nachkommen erfolgt, sondern in dem Verderb der Keim- 
substanz zu suchen, welcher durch die chronische Alkoholver- 
giftung herbeigeführt wird. Wenn auch von manchen Ärzten 
an der Übertragbarkeit erworbener Eigenschaften auf die Nach- 
kommenschaft gezweifelt wird, so trifft dieser Zweifel doch 
nicht den Fall allgemeiner, die Keimdrüsen einschließender 
Veränderung, welche durch die chronische Vergiftung auf dem 
Wege der Blutbahn hervorgerufen wird. 


Ausmerzung. 


Aus diesem Grunde schon ist es denn auch als ein trüge- 
rischer Trost anzusehen, wenn man glaubt, dem Alk. die Auf- 
gabe zuschreiben zu können, daß er die erblich Belasteten und 
nervösen Schwächlinge aus der Gesellschaft ausmerze. 
Im Gegenteil: wir haben soeben gesehen, daß er es ist, der erst 
viele nervöse Schwächlinge schafft. Und wenn die am Alko- 
holismus zugrunde gehenden Personen auch nicht immer die 
beste Ware sein mögen, so findet man doch auch unter den dis- 
ponierten, weil nervös belasteten, Menschen oft noch sehr nütz- 
liche Mitglieder der menschlichen Gesellschaft, oft selbst hoch- 
begabte Künstler und Menschenfreunde. Wie oft kommt es aber 
andrerseits nicht vor, daß nichtbelastete, durchaus rüstige Men- 
schen infolge von Verführung und Gelegenheit unseren Trink- 
sitten zum Opfer fallen. Also mit der Hoffnung, daß der Alko- 
hol eine Art Reiniger der Gesellschaft von ihren Schwäch- 
lingen und Schädlingen sei, ist es nichts. Die Erfahrung aller 
Länder spricht ja auch dafür, daß mit dem Gehenlassen auf 
diesem Gebiete das Übel nur immer ärger wird. 

Die Bedeutung des Alkohols und seine Gefahr liegt aber 
darin, und mit dieser Lehre wollen wir schließen, daß er ein 
Gehirnmittel ist, welches nur zu leicht zum Gehirngift wird. 
Das Gehirn aber ist der Mensch, oder besser gesagt, es ist die 
Außenseite des unsichtbaren inneren Menschen. 
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Preußen. . . . . .{[ 83445| 58618 | 23936 | 28,7| 1902 3,31 10941 | 13,2] 821 |1,4 
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Neuere strafrechtliche Werke! 
Ein hochaktuelles Werk zur Entscheidung der Frage über die Todesstral 


Die Irrtümer der Strafjustiz 
und ihre Ursachen. 


von Erich Sello, Justizrat. 


L Band: Todesstrafe und lebenslängliches Zuchthaus in richterlich 
Fehlsprüchen neuerer Zeit (524 und XXX Seiten). Preis broschie 
14 Mark, gebunden in elegantem Halblederband 16 Mark —— 


Das Erscheinen des Il. Bandes ist infolge Ablebens des Verfassers in Frage gestel 


Es sind ungefähr 200 Kriminalfälle in dem Werke behandelt. Der Aut 
beschränkt sich dabei fast durchweg auf die Erzählung solcher Fälle, in denen d 
schwersten Strafen, die der Staat verhängen kann — Todesstrafe oder lebenslän 
liche Freiheitsstrafe — seiner Ansicht nach zu Unrecht — verhängt worden sin 

In klarer, plastischer, oft glänzender Schreibweise erzählt Sello von di 
Opfern irdischer Kurzsichtigkeit und menschlichen Irrens, von düsteren Bilde: 
aus dem Gebiet der Rechtspflege der Kulturstaaten. Seine Fälle beruhen vie 
fach auf authentischer, nicht selten auf aktenmäßiger Grundlage. Auch i 
Streiflichtern auf Probleme der Neugestaltung unseres vielfach als reforo 
bedürftig anerkannten Strafverfahrens fehlt es nicht. Es entrollt sich vor dt 
Augen der Leser ein dunkles Blatt in der Kulturgeschichte der Menschhei 
ein düsteres Bild versagenden Menschenwitzes und tiefsten Elends. 


Presse - Urteile: 


„Sellos Buch, das in jahrelanger, bisweilen sehr mühsamer Arbeit zustand 
kam, ist eine außerordentlich dankenswerte Leistung. Sie hält dem Richter eint 
Spiegel vor, in dem die Unzulänglichkeit menschlichen Urteilens in erschrecken 
grellem Lichte erscheint. Sie läßt aber zugleich die Fehlerquellen des einzelne 
Fehlspruchs erkennen und damit sehr häufig den Weg zur Vermeidung ähnlicher.. 
Deutsche Juristenzeitung 1911 Nr. 22 (Geh. Hofrat Prof. Dr. v. Lilienthal, Heidelbert 

ne... Das Buch nimmt in der Flut der Neuerscheinungen der deutsche 
strafrechtlichen Literatur überhaupt eine Sonderstellung im weiteren Sinne ein.. 
Eine systematische Darstellung der Lehren, die aus praktisch durchgeführte 
Beweisverfahren des Strafprozesses für die Strafrechtspflege gezogen werde 
können oder müssen, in so umfassender Weise, wie es das Buch Sellos w! 
ist jedoch bisher in der deutschen Literatur noch nicht versucht worden : - - ' 

Jurist. Literaturblatt v. 15. XI. 1%! 








Die sogenannte widernatürliche Unzuch! 


Ein Beitrag zur Kritik des Vorentwurfes zu 
einem deutschen Strafgesetzbuch von 1909 


Von Dr. Arthur Müller, Karlsruhe. 


Preis geheftet 90 Pfennig. 


„Die sehr beachtenswerte gründliche Arbeit ist ein Sonderabdruck isi 
Goltd. Archiv, Band 59... .* Archiv für Militärrecht 1912 S * 
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Juristisch-psychiatrische 
Grenzfragen. 


Zwanglose Abhandlungen. 


Herausgegeben von 


Geh. Justizrat Prof.Dr.jur. A. Finger, Geh. Hofrat Prof. Dr.med. A. Hoche, 
Halle a. S. Freiburg i. B. 


Oberarzt Dr. med. Joh. Bresler, 
Lüben i. Schl. 


IX. Band, Heit 7/8. 


Die Frage der Anrechnung des Irrenanstaltsaufenthaltes 
auf die Strafzeit, die in der letzten Zeit zahlreiche Gerichte be- 
schäftigt hat und von juristischer wie psychiatrischer Seite in 
Fachzeitschriften mehrfach behandelt worden ist, erscheint im 
Hinblick auf die bevorstehende Neuordnung der Strafprozeß- 
ordnung und ihre Wichtigkeit für die Irrenfürsorge praktisch 
bedeutsam genug, um sie zum Gegenstande einer eingehen- 
deren Darstellung zu machen. In der folgenden Abhandlung 
soll zunächst die Entstehung des $ 493 der Strafprozeßordnung 
besprochen werden, dann sollen die Erklärungen der Kommen- 
tatoren folgen, diesen die wichtigsten Gerichtsentscheidungen 
sich anschließen, darauf die Spezialabhandlungen über diese 
Frage in der juristischen und psychiatrischen Literatur berührt 
und endlich Vorschläge für die neue Strafprozeßordnung ge- 
macht werden. Der Grund, daß diese mehr juristische Frage 
von ärztlicher Seite behandelt wird, ist darin zu suchen, daß der 
Verfasser als leitender Arzt einer Irrenabteilung an größeren 
Strafanstalten reichlich Gelegenheit hatte, die Bedeutung der- 
selben für den Strafvollzug und die Irrenpflege kennen zu 
lernen. — | 

Irrenanstalt und Strafanstalt sind zwei Begriffe, die an- 
scheinend gar nichts miteinander zu tun haben, die weit ausein- 
anderliegen, deren Kreise einander nicht berühren, zwei streng 
von einander abgegrenzte Verwaltungseinrichtungen. Die Irren- 
anstalt stellt die Behandlung, die ärztliche Tätigkeit in den Vor- 
dergrund der Einrichtung, sie dient zur Aufnahme, Behandlung 
und Pflege psychisch Kranker. Der Strafanstalt haftet der Cha- 
rakter der Buße, der Sühne für Gesetzesverletzungen an. Und 
doch sind Irrenanstalt wie Strafanstalt demselben Grundge- 
danken entwachsen, der Idee, Individuen, die wegen irgend- 
welcher Eigenschaften in der Gesellschaft nicht existieren kön- 
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nen, aus derselben zu entfernen, sie unter Lebensbedingungen 
zu bringen, in denen diese Eigenschaften sich zurückbilden, 
oder sie unter Verhältnissen zu halten, die sie für die übrigen 
Menschen unschädlich machen. So kann es nicht auffällig er- 
scheinen, daß Irrenhaus und Strafhaus in früheren Jahrhun- 
derten räumlich verbunden waren, zumal von einer psychiatri- 
schen Wissenschaft und einer Irrenbehandlung nicht die Rede 
sein konnte, und der Geisteskrankheit der Stempel der Sünde 
und Schuld aufgedrückt war. In dieser Beziehung ist insbeson- 
dere das in den Jahren 1720 bis 1729 in dem damaligen Kur- 
fürstentum Braunschweig-Lüneburg bei der Stadt Celle er- 
richtete Zucht- und Tollhaus bemerkenswert, in welchem Ver- 
urecher und Geisteskranke untergebracht waren, und für wel- 
ches im Jahre 1732 eine bedeutsame Haus- und Dienstordnung 
erlassen wurde. Die noch heute unter dem Eingangstor vor- 
handene Inschrift unter einer Maske, die das Gesicht eines Ver- 
brechers und eines Geisteskranken zugleich darstellen soll, 
lautet: Puniendis facinorosis; custodiendis furiosis et mente 
captis; publico sumptu dicata domus. (Beilage A zur Statistik 
über die dem preußischen Ministerium des Innern unterstellten 
Strafanstalten und Gefängnisse für das Rechnungsjahr 1907.) 
Das Georgenhaus in Leipzig war zugleich Zucht-, Waisen- 
und Irrenhaus. Die über dem Eingange befindliche Inschrift 
lautete: Et improbis coercendis et quos deseruit sanae mentis 
usura custodiendis. (v. Hippel, Beiträge zur Geschichte der 
Freiheitstrafe; Zeitschr. f. d. ges. Strafrechtswissenschaft Bd. 
XVIII H. 4 S. 421.) 

Es kam auch vor, daß Freiheitsstrafen in Irrenanstalten 
verbüßt wurden. So weist Schwab (Blätter f. Gefängniskunde 
1904, Band 38 Heft 1/2 Seite 8) darauf hin, daß in Württemberg 
vor Erlaß des Strafediktes vom Jahre 1824 auch geistig völlig 
gesunde Gefangene nicht selten zur Erstehung ihrer Strafe in 
die Irrenanstalten abgeliefert wurden, nämlich dann, wenn die 
Züchtlinge als sogenannte Hofschäffer verwendet werden sollten. 
Häufig wurde schon im Urteil ausdrücklich auf die Hofschäffer- 
arbeit erkannt. So enthält das Regierungsblatt von 1816 Seite 
242 unter dem 27. Juli den Vermerk: „Eodem wurde die zu 
Rottenburg verhaftete Rosina Barbara Heim von Cann- 
statt wegen Diebstahls, Fälschung und Skortation neben 
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Bezahlung aller Kosten mit fünfmonatlicher Zuchthaus- 
arbeit als Hofschäfferin in dem Irrenhaus zu 
Zwie falten bestraft (Schwab eod.loc.).“ 

Seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts tritt eine scharfe 
Trennung zwischen Irrenanstalt und Strafanstalt hervor, welche 
einerseits in dem Aufschwunge der wissenschaftlichen und prak- 
tischen Psychiatrie, andererseits in der völligen Umgestaltung 
der Gefängniskunde und dem Aufbau derselben auf wissen- 
schaftlichen Grundsätzen begründet ist. Dazu kommt, daß in 
dem größten deutschen Bundesstaate, in Preußen, die Irrenfür- 
sorge den Landarmenverbänden durch das Gesetz vom 11. Juli 
1891 übertragen ist, während die Gefängnisse teilweise dem 
Justizministerium, teilweise dem Ministerium des Innern, die 
Strafanstalten ausschließlich dem letzteren Ministerium unter- 
stellt sind. Die Unterbringung der während des Strafvollzuges 
geistig erkrankten Gefangenen, der geisteskranken Verbrecher 
stößtauf nicht geringe Schwierigkeiten. Die Verwaltung der 
Gefangenenanstalten ist bestrebt, dieselben möglichst bald aus 
- dem Strafvollzuge zu eliminieren und in Irrenanstalten zu über- 
führen, während letztere sich dieser unangenehmen Gäste so- 
bald als möglich zu entledigen suchen. In Preußen haben sich 
infolgedesen recht unerfreuliche Zustände entwickelt. Der gei- 
steskranke Gefangene wird, nachdem seine Geisteskrankheit 
und daraus resultierende Strafvollzugsunfähigkeit in einer der 
6 Irrenabteilungen festgestellt ist, aus der Haft entlassen und in 
eine Irrenanstalt gebracht. Bessert sich in dieser sein Zustand 
bis zum Wiedereintritt der Strafvollzugsfähigkeit, so erfolgt 
seine Rückführung in die Strafanstalt zur weiteren Verbüßung. 
Hier setzen bei dem meist von einer akuten Seelenstörung kaum 
genesenen, krankhaft veranlagten Gefangenen vielfach nach 
kurzer Zeit neue geistige Störungen ein, die von neuem seine 
Überführung in eine Irrenabteilung und aus dieser in eine Irren- 
anstalt notwendig machen. Dieser Vorgang wiederholt sich nicht 
selten mehrmals; der Verurteilte wird wie ein Spielball zwischen 
Strafanstalt und Irrenanstalt hin und hergeworfen, bald für 
Strafvollzugsunfähig, bald für wiederstraferstehungsfähig erklärt. 
Seine Strafzeit wird, da in der Regel eine Anrechnung der in der 
Irrenanstalt verbrachten Zeit auf die Strafzeit nicht stattfindet, 
ins Ungewisse ausgedehnt. Darin liegt ohne Zweifel. eine große 
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Härte, und von juristischer und psychiatrischer Seite wird aner- 
kannt, daß eine Beseitigung dieser Mißstände im Interesse der 
Rechtspflege wie der Irrenfürsorge geboten ist. 

Bis zur Einführung der Strafprozeßordnung für das 
Deutsche Reich vom 1. Februar 1877 war die Berechnung der in 
einer Irrenanstalt verbrachten Zeit auf die Strafzeit durch fol- 
gende Erlasse geregelt: Zum ersten Male wird die Frage der 
Anrechnung der in einer Irrenanstalt zugebrachten Zeit auf die 
Strafzeit in einem „Reskript der Königlichen Ministerien des In- 
nern und der Justiz an den Königlichen Oberpräsidenten Herrn 
Staatsminister von Ingersleben, Exz. zu Koblenz, die fernere 
Strafvollstreckung an den in Gefängnissen wahnsinnig gewor- 
denen Sträflingen betreffend“ vom 7. August 1825 behandelt, das 
in den Annalen der Preußischen inneren Staatsverwaltung her- 
ausgegeben von v. Kamptz Bd. IX, 1825, Seite 705 (siehe 
auch Bresler, Psychiatrisch-neurologische Wochenschrift, 
Jahrg. 1907 Nr. 31 Seite 282) mitgeteilt wird und folgenden Wort- 
laut hat: 

„Von der Regierung zu Cölln ist hier aus Veranlassung 
eines unterdessen beseitigten Spezial-Falles der Antrag gemacht 
worden, die Suspension der gegen einen Verurtheilten erkann- 
ten Gefängniß- oder Reclusions-Strafe in den Rhein-Provinzen 
für den Fall, wo derselbe wahnsinnig wird, eintreten zu lassen. 

Im Allgemeinen würde nun aber das Princip, daß eine 
Strafe an einem Wahnsinnigen gar nicht fortgesetzt werden 
könne, und die Detention des letzteren, als solchen, auf die 
Strafe garnicht anzurechnen sei, ein zu harter Grundsatz bei 
einem Krankheitszustande sein, der, weil er zu den unglück- 
lichsten gehört, den damit Behafteten mit Recht zu einem Ge- 
genstande des höchsten Mitleidens und schonender Berücksich- 
tigung macht, und kann deshalb auch jener Antrag nicht statt- 
finden. Nicht allein des dabei zur Sprache kommenden Kosten- 
Punktes halber, sondern auch in allgemeinen Rücksichten finden 
die unterzeichneten Ministerien es jedoch nothwendig, die Ad- 
ministrations-Beamten mit einer bestimmten, dieselben gegen 
diesfällige Ausstellungen rechtfertigenden Anweisung dahin 
versehen zu lassen, daß zwar der Zeitraum, während welchem 
ein Sträfling in einer Irren-Anstalt zur Heilung, oder um nicht 
sich und anderen zu schaden, aufbewahrt werden muß, den- 
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selben auf die richterlich festgesetzte Dauer der Strafzeit zur 
Anrechnung zu bringen sei, für die diesfälligen Kosten aber 
nicht der Etats-Fonds der Gefangen-Anstalt, sondern das eigene 
Vermögen des Sträflings, oder in Ermangelung desselben die 
subsidiarisch Verpflichteten aufzukommen haben. 

Ew. Excellenz werden hiervon in Kenntniß gesetzt, und 


wollen Sie dem gemäß den Regierungen Ihres Ober-Präsidial- 
Bezirks das Erforderliche gefällig zugehen lassen. Dem Ge- 
neral-Procurator am Rheinischen Appellations-Gerichtshofe zu 
Cölln wird davon ebenfalls Mittheilung gemacht werden. 


Berlin, den 7. August 1825. 
DerMinisterdesInnern DerJustiz-Minister 
abwesend. Graf v. Danckelmann.“ 

Eine Verfügung des Justizministers vom 27. 5. 1840 (Justiz- 
Minsterialblatt II. Jahrg. vom 12. Juni 1840 Nr. 24, Nr. 136 Seiten 
190 und 191) weist erneut auf dieses Reskript mit folgende 
Worten hin: i 

„In Beziehung auf Personen, welche in dem Gefängnisse 
wahnsinnig geworden, enthält das Reskript des Ministeriums des 
Innern und der Justiz vom 7. August 1825 (von Kamptz, An- 
nalen Band 9 S. 705) die Bestimmung, daß denselben die Zeit, 
während welcher sie in einer Irrenanstalt aufbewahrt werden 
müssen, auf die Strafzeit mit angerechnet werden soll. 


Eine Ausdehnung dieser Verfügung auf andere 
Krankheiten findet nicht statt. Nur wenn ein 
Gefangener in der Strafanstalt erkrankt und in derselben ver- 
pflegt wird, wird ihm diese Zeit mit angerechnet.“ 

Durch eine Verfügung des Ministers des Innern vom 8. Mai 
1841 (MBl. 1841 S. 229 und Koffler, Handbuch zum Ministe- 
rialblatt für die gesamte innere Verwaltung in den Königlich 
Preußischen Staaten II. Band Arnsberg 1867 Seite 473) wurde in 
einem Einzelfalle folgende Anordnung getroffen.: 

„Die Zeit, welche die N. ihres Wochenbettes wegen außer- 
halb der Strafanstalt zubringt, ist nicht auf ihre Strafzeit einzu- 
rechnen, da eine solche Anrechnung nur im 
Falle des Wahnsinnes, oder, wenn ein Gefangener 
in der Strafanstalt erkrankt und darin verpflegt wird, stattfinden 
kann.“ | 

Über die Behandlung der geisteskrank gewordenen Sträf- 
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linge gibt der Erlaß vom 26. Oktober 1858 (MBI. 1858 S. 237 und 
Koffler, Bd. 2 S 491) folgende Anweisung: 


„In Fällen, wo die Geisteskrankheit eines Strafgefangenen 
heilbar, oder die Unheilbarkeit wenigstens noch nicht erwiesen 
ist, muß für die Verpflegung und resp. Wiederherstellung der 
Sträflinge wie in andern Krankheitsfällen von der Strafanstali 
gesorgt werden. Wenn von ärztlicher Seite die baldige Abliefe- 
rung in eine Irrenheilanstalt notwendig erscheint, dann sind 
wegen der Aufnahme des Sträflings in die Irrenheilanstalt un- 
verzüglich die nötigen Einleitungen zu treffen. Die Kosten einer 
solchen Kur muß dann die Strafanstalt tragen, und die Zeit des 
Aufenthalts in der Irrenanstalt während der Kur ist dem Sträf- 
ling auf die Strafzeit anzurechnen. 


Was dagegen solche geisteskranke Sträflinge betrifft, deren 
Unheilbarkeit auf unzweifelhafte Weise festgestellt ist, so kann 
gegen dergleichen Sträflinge, vorausgesetzt, daß sie auch durch 
gerichtliches Verfahren für wahn- oder blödsinnig erklärt wor- 
den sind, eine Kriminalstrafe überhaupt nicht weiter vollstreckt 
werden. In’solchen Fällen hat die Königliche Regierung wegen 
gänzlicher Entlassung des Sträflings zur eventuellen weiteren 
Kommunikation mit dem Königlichen Justiz-Ministerium an das 
Königliche Ministerium des Innern zu berichten, und den Antrag 
durch Beifügung des ärztlichen Gutachtens, des mit dem Attest 
der Rechtskraft versehenen gerichtlichen Erkenntnisses und 
der Personalakten des betreffenden Sträflings zu justifizieren. 


Wo es sich um die Fortbringung eines verurteilten Sträf- 
lings aus der Strafanstalt wegen Geisteskrankheit handelt, ist 
übrigens mit größter Sorgfalt und Vorsicht zu verfahren.“ 


In ein neues Stadium tritt die Frage mit den Beratungen des 
Reichstages über eine Strafprozeßordnung für das Deutsche 
Reich. Die Einfügung des $ 493 ist auf einen Initiativantrag des 
Abg. Dr. Zinn zurückzuführen. Nach Hahn gestalteten sich 
die Verhandlungen über den Antrag des Dr. Zinn folgender- 
maßen: (Hahn, C., die gesamten Materialien zu den Reichs- 
Justizgesetzen, III. Band, Materialien zur Strafprozeßordnung, 
Berlin 1880, Seite 1139 ff.) Protokolle der Kommission, erste 
Lesung: 

„Folgt nunmehr die Diskussion über den vom Abg. Dr. 
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Zinn gestellten Antrag, hinter § 411 als § 411 a (KV. § 414b, 
G. § 493) aufzunehmen: 

„Ist der Verurteilte nach bereits begonnener Strafzeit 
wegen Körper- oder Geisteskrankheit in eine von der 
Strafanstalt getrennte Krankenanstalt gebracht worden, 
so ist ihm die Dauer des Aufenthalts in der .Krankenan- 
stalt in die Strafzeit einzurechnen, wenn nicht die Krank- 
heit eine selbstverschuldete ist. 

Der Staatsanwalt hat im letzteren Falle eine Entschei- 
dung des Gerichts herbeizuführen.” 

Mit der Diskussion hierüber wird vereinigt die Diskussion 
über den Antrag Dr. von Schwarze auf Einführung eines 
neuen $ 415 b (KV.414b, G. § 493) folgenden Inhalts: 

„Wird der zu einer Freiheitsstrafe Verurteilte nach 
Beginn der Strafvollstreckung ohne Unterbrechung der- 
selben wegen körperlicher oder geistiger Erkrankung in 
eine von der Strafanstalt getrennte Heilanstalt gebracht, 
so hat das Gericht darüber zu entscheiden, ob die Dauer 
des Aufenthalts in der Heilanstalt in die Strafzeit einzu- 
rechnen sei.” | 

Abg. Dr. Zinn: Sein Antrag verfolge die nämliche Ten- 
denz wie der Antrag Dr. vonSchwarze, erreiche aber 
den Zweck sicherer, auch sei die Fassung des ersteren korrek- 
ter. Nicht recht geeignet sei namentlich der Ausdruck „Heilan- 
stalt”, weil ein Kranker unter Umständen auch in einer Pflege- 
anstalt, d. i. einer zur Aufnahme Unheilbarer be- 
stimmten Anstalt untergebracht werden 
könne. Was die Sache selbst anlange, so bestehe kein Zweifel 
darüber, daß einem Verurteilten, der nach dem Strafantritt er- 
krankt und in einer zur Strafanstalt gehörigen Krankenabtei- 
lung verpflegt worden sei, der Aufenthalt in dieser Abteilung 
auf die Strafzeit anzurechnen sei. Sein Antrag bezwecke, daß 
dasselbe wenigstens regelmäßig auch dann gelten 
solle, wenn der Betreffende in einer anderen, nicht zur Strafan- 
stalt gehörigen Krankenanstalt untergebracht worden sei. Die 
hiervon zu machenden Ausnahmen habe er im 
Antrage präzisiert, wogegen der Antrag Dr. vonSchwarze 
die Entscheidung jedesmal vom Ermessen des Gerichts ab- 
hängig machen wolle. Er empfehle in erster Linie seinen eige- 
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nen Antrag, eventuell den des Abg. Dr. von Schwarze zur 
Annahme. 

Abg. Dr. von Schwarze : In der Bayerischen Gesetz- 
gebung, der sein Antrag entnommen sei, werde ebenfalls der 
Ausdruck „Heilanstalt” gebraucht; er sei jedoch damit einver- 
standen, daß derselbe nach dem Vorschlage des Abg. Dr. 
Zinn, eines bewährten Sachverständigen, durch „Krankenan- 
stalt” ersetzt werde. 

Die vorliegende Frage sei namentlich in neuerer Zeit, wo 
sich die Zahl der Geisteskranken in den Straf- 
anstalten außerordentlich vermehrt habe, eine sehr brenn- 
ende geworden. Einige Länder hätten dieselbe im Wege der 
Instruktion andere, z. B. Bayern, im Wege der Gesetzgebung 
geregelt. Der Schwerpunkt seines Antrages liege in den 
Worten: „in eine von der Strafanstalt getrennte”. Solange der 
Kranke noch in der Strafanstalt detiniert werde, stehe er noch 
unter dem Regime der Anstalt, werde also die Strafe noch an 
ihm vollstreckt. Befinde er sich aber außerhalb der Anstalt, so 
sei er streng genommen kein Detinierter mehr, werde auch 
ganz anders behandelt und verpfleg. Dem Antrag Dr. Zinn 
stehe das Bedenken entgegen, daß die Frage, ob eine Krank- 
heit eine selbstverschuldete sei oder nicht, oft sehr schwer zu 
lösen sei, der Antrag selbst aber andere Momente der Entschei- 
dung, die auch vorkommen könnten, nicht berühre. Deshalb 
überlasse man am besten die Entscheidung dem vernünftigen 
Ermessen des Gerichts, welches selbstverständlich vor der Ent- 
scheidung einen Arzt hören werde. Auf die Frage, ob 
es überhaupt zweckmäßig sei, Detinierte, 
welche in Geisteskrankheit verfallen, in 
derStrafanstalt zur Verpflegung zu belassen 
oder sie besonderen, mit der Strafanstalt 
selbst verbundenen Heilanstalten zu über- 
weisen, gehe er jetzt nicht ein; jedenfalls 
sollten sie nicht denbestehendenlIrrenheil- 
anstalten überwiesen werden. 

Direktor von Amsberg: Die herrschende Richtung 
gehe dahin, die Strafanstalten in einer Weise einzurichten, daß 
man geistig und körperlich Kranke in der Anstalt ärztlich be- 
handeln könne. Aller Wahrscheinlichkeit nach werde diese 
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Richtung schließlich den Sieg erlangen. Gehe man aber von 
dem Gesichtspunkt aus, daß der Verurteilte seine Strafzeit in 
der Anstalt zu verbüßen habe, und daß es nur aus humanen 
Rücksichten, lediglich in seinem Interesse geschehe, wenn er 
außerhalb der Anstalt verpflegt werde, soerscheineeine 
Anrechnung der außerhalb verbrachten Zeit 
bedenklich. Auf eine unbedingte Anrechnung 
sei denn auch keiner der vorliegenden Anträge gerichtet. Der 
Antrag Dr. Zinn schaffe aber ein Kriterium, welches prak- 
tisch sehr schwer nachweisbar sein würde. Besser sei es, die 
Entscheidung in jedem einzelnen Falle einer Behörde anheim 
zu geben. Diese Behörde dürfe aber nicht das Gericht sein, 
denn es handle sich hier nicht um Rechts- sondern lediglich um 
Zweckmäßigkeitsfragen. Der Fall könne auch so liegen, daß 
theoretisch nur der Weg der Begnadigung zulässig sei; die An- 
träge würden daher einen weiteren Eingriff in das Begnadi- 
gungsrecht enthalten, lägen überhaupt auf einem anderen Ge- 
biet, nämlich auf dem eines Gesetzes über den Strafvollzug. 

Abg. Dr. Zinn: Der Einwand, daß sich schwer feststellen 
lasse, ob eine Krankheit selbst verschuldet sei, treffe nicht zu. 
Bei Geisteskrankheiten könne keine Rede 
davon sein, daß Jemand sich dieselbe durch 
sein Verschuldenzugezogenhabe. Danach handle 
es sich lediglich um körperliche Krankheiten, namentlich um 
Selbtsverletzungen, syphilitische Krankheiten und um die Fol- 
gen von Diätfehlern. Hier mache die Feststellung der Ver- 
schuldung keine Schwierigkeit. 

Redner macht sodann noch geltend, in vielen Fällen müsse 
der Kranke in eine andere Anstalt gebracht werden, weiles 
wegen der Einrichtungen der Strafanstalt 
zur Zeitin den meistenStaaten noch absolut 
unmöglichsei, ihn in derAnstaltzubehalten. 
Unter der ungenügenden Einrichtung dürfte 
aber der Kranke nicht leiden und deshalb 
müsse ihm auch die in einer andern Anstalt 
verbrachte Zeit angerechnet werden. 

Abg. von Jagow : Es seien keineswegs humane Rück- 
sichten oder wissenschaftliche Gründe, welche dahin führten, 
daß der Kranke aus der Strafanstalt in eine Krankenanstalt 
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gebracht werde, vielmehr geschehe das lediglich aus 
dem praktischen Grunde, daß die Strafan- 
stalten für dergleichen Leute gar keinen 
Raum hätten. Die Einrichtung besonderer Stationen für 
Irre bei den Strafanstalten sei schon oft beantragt und allge- 
mein als ein dringendes Bedürfnis anerkannt worden. Redner 
ist mit dem Prinzipe der beiden Anträge einverstanden, gibt 
aber dem Antrag Dr. vonSchwarze den Vorzug vor dem 
Antrag Dr. Zinn. 

Abg. Reichensperger entscheidet sich für den An- 
trag Dr. Zinn, der das Prinzip positiv und bestimmt aus- 
spreche. Die Beschränkung wegen der Selbstverschuldung 
habe nichts Bedenkliches; auch in anderen Fällen müsse der 
Arzt feststellen, ob ein Akt der Selbstverschuldung oder ob die 
Tat eines anderen vorliege. Übrigens habe, soviel ihm be- 
kannt, das Obertribunal bereits früher im -Sinne der Anträge 
entschieden. 

Abg. Dr. Bähr : Er habe die betreffende Frage bereits im 
Reichstag bei Beratung des Strafgesetzbuchs angeregt, sei aber 
bedeutet worden, daß die Frage in den Strafprozeß gehöre. 
Heute werde diese Frage als nicht in den Strafprozeß, sondern 
in ein Gesetz über den Strafvollzug gehörig bezeichnet. Ent- 
schieden bestreite er daß es sich hier um eine Frage der 
Zweckmäßigkeit handele und deshalb eine Verwaltungsbe- 
hörde entscheiden solle. Er stehe auf dem Stand- 
punkte, daß derjenige, welcher in eine 
Krankenanstalt gebracht werden müsse, 
schon dermaßen von Gott gestraft sei, daß 
ihn daneben die menschliche Strafe nicht 
nochmals zu treffen brauche. Von den beiden An- 
trägen gebe er dem des Abg. Dr. Zinn den Vorzug. Der An- 
trag des Abg. Dr. von Schwarze würde dem Gericht die 
größten Verlegenheiten bereiten, weil er völlig dahingestellt 
lasse, von was für einem Standpunkte das Gericht bei der Ent- 
scheidung ausgehen solle. Der erste Antrag dagegen stelle 
eine bestimmte Regel auf. Die Anrechnung müsse stattfinden. 
dafern nicht der Beweis geführt werde, daß ein-Verschulden 
vorliege; im Falle des non liquet würde also die Anrechnung 
stattfinden. 


ze 213: © 


Direktor von Amsberg: Wenn die Kommission die 
Frage bereits hier zu lösen entschlossen sei, so wolle er noch 
bemerken, daß ihm von den Anträgen der des Dr. Zinn, der 
keinen oder doch keinen ausreichenden Anhaltspunkt gewähre, 
am wenigsten geeignet erscheine. Nach der eigenen Erklärung, 
des Antragstellers könne bei geistigen Krankheiten von einer 
Selbstverschuldung keine Rede sein; von den meisten körper- 
lichen Krankheiten aber könne man sagen, daß der Betreffende 
sie sich selbst zugezogen habe. Es würden sich Konflikte und 
Schwierigkeiten ergeben, die weder Ärzte noch Richter zu lösen 
im Stande sein würden. 

Nachdem sich hierauf noch der Vorsitzende für den An- 
trag Dr. Zinn ausgesprochen hatte, wird zur Abstimmung ge- 
schritten und der gedachte Antrag angenommen, wodurch der 
Antrag Dr. von Schwarze sich erledigt.“ 

(Hahn, C., die gesamten Materialien zu den Reichs- 
Justizgesetzen, III. Band, Materialien zur Strafprozeßordnung, 
zweite Abteilung, Berlin 1881, Seite 1440.) Protokolle der 
Kommission, zweite Lesung: 

„Zu 8414b (KV.$ 414b, G. § 493) liegen vor: 

1. der Antrag Miquel (Beschluß des Bundesrates), 

2. der Antrag Becker: 

in § 414 b Abs. 1: 

a) die Worte: „körperlicher oder Geistes” zu streichen: 

b) die Schlußworte durch die Worte zu ersetzen: 
„wenn nicht der Verurteilte mit der Absicht, die 
Strafvollstreckung zu unterbrechen, die Krankheit 
herbeigeführt hat.” 

Geh. Oberregierungsrat Hanauer: Die verbündeten 
Regierungen hätten beschlossen, den Paragraphen zu streichen. 
Es gelte hier ebenfalls das zu $ 414a Gesagte; es handele sich 
um eine einzelne Frage, die aus dem künftigen Gesetze über 
den Strafvollzug in die Strafprozeßordnung herübergenommen 
werden sall. Auf den dem Paragraphen zu Grunde liegenden 
Gedanken wolle er nicht eingehen, glaube aber, seine Ansicht 
dahin aussprechen zu dürfen, daß ein Gesetz über den Strafvoll- 
zug im Wesentlichen etwas Ähnliches verfügen werde. 

Abg. Becker: Die von ihm vorgeschlagenen Ände- 
rungen seien wohl mehr redaktioneller als materieller Natur. 
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Die jetzige Fassung des Paragraphen sei etwas unbestimmt, 
namentlich der Ausdruck, ‚selbstverschuldet” nicht recht ge- 
eignet. Mehr oder weniger werde jeder Kranke an seiner 
Krankheit Schuld tragen. 

Nachdem hierauf noch der Abg. Dr. Zinn Aufrechterhal- 
tung des Paragraphen in der vom Abg. Becker beantragten 
Fassung empfohlen hatte, wird zur Abstimmung geschritten, 
der Antrag Becker in seinen beiden Teilen angenommen, 
der Antrag Miquelaber mit großer Mehrheit 
abgelehnt“ 

Seite 1591, Bericht der Kommission: 

„Endlich wird durch die Bestimmung in $ 414 b 

„Ist der Verurteilte nach Beginn der Strafvoll- 
streckung wegen Krankheit in eine von der Strafanstalt 
getrennte Krankenanstalt gebracht worden, so ist die 
Dauer des Aufenthalts in der Krankenanstalt in die 
Strafzeit einzurechnen, wenn nicht der Verurteilte mit 
der Absicht, die Strafvollstreckung zu unterbrechen, die 
Krankheit herbeigeführt hat. 

Die Staatsanwaltschaft hat im letzteren Falle eine 
Entscheidung des Gerichts herbeizuführen” 

eine in der Praxis häufig vorkommende und verschieden be- 
antwortete Frage erledigt. 

Die Regierungskommissarien erklärten sich im allgemei- 
nen gegen die von der Kommission beschlossenen Zusätze, weil 
die in ihnen verhandelten Fragen, was den Strafaufschub an- 
lange, teilweise mit dem Begnadigungsrechte im Zusammen- 
hang ständen, und was die Art des Strafvollzugs betreffe, nicht 
in der Strafprozeßordnung, sondern in einem Gesetze über den 
Strafvollzug zu regeln seien. Man dürfe diesem Gesetze nicht 
vorgreifen, zumal die einschlagenden Verhältnisse in den ein- 
zelnen Bundesstaaten zur Zeit nicht einheitlich geordnet seien, 
insbesondere die gesamte Leitung des Strafvollzugs in mehre- 
ren Staaten in anderen Händen als in denen des Gerichts liege. 
Dazu komme, daß die in einer Strafanstalt Detinierten von einer 
großen Anzahl verschiedener Gerichte verurteilt seien, undes 
daher unzulässig erscheine, daß jedes dieser Gerichte be- 
stimmen solle, wie nach seiner Auffassung die Strafe zu voll- 
strecken sei. 
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Seite 1600, Beschlüsse des Bundesrats: 

41.88 411 a, 414a, 414 b zu streichen. 

Seite 1653, Protokolle der Justizkommission: 

Die Diskussion wird sodann über den $ 414 b eröffnet. 

Geh. Oberregierungsrat Hanauer bezieht sich auch hier 
auf die früher geltend gemachten Gründe. Es handle sich um 
eine Spezialbestimmung, welche nicht in die Strafprozeßord- 
nung, sondern in ein Gesetz über den Strafvollzug gehöre. Auch 
die Fassung errege Bedenken. 

Abg. Reichensperger: In Preußen bestehe das 
Strafgesetzbuch schon seit Menschenaltern, aber ein Gesetz über 
den Strafvollzug fehle. Das Obertribunal habe sich öfters mit 
der Frage beschäftigt, ob, wenn ein Gefangener in eine Irrenan- 
stalt gebracht werde, ihm die in dieser Anstalt zugebrachte 
Zeit anzurechnen sei. Das Obertribunal habediese 
Frage bejaht. Wenn die geisteskranken Ge- 
fangenen in die Irrenanstalt gebracht wür- 
den, so seien sie ja nicht frei, sie blieben 
unter der Überwachung der Direktion, die 
Strafe würde an ihnen vollstreckt. Jeden- 
falls müsse also die Zeit in der Kranken- 
anstalt eingerechnet werden. Immer sei ja 
der Ausweg gegeben, daß die Exekutivbe- 
hörde eine zeitweise Entlassung eintreten 
lasse. 

Abg. Dr. Zinn: Etwaige redaktionelle Bedenken würde 
die Kommission zu beseitigen sich bemühen. Gegen den Inhalt 
der Vorschrift sei ein sachliches Bedenken nicht erhoben wor- 
den. Er nehme lieber den Sperling in der Hand als die Taube 
auf dem Dache. 

Die Kommission beschließt hierauf mit großer Majorität, 
den § 414 b aufrecht zu erhalten. 

Seite 1986, Zweite Beratung im Plenum: 

Kommissarius des Bundesrats Geh. Oberregierungsrat 
Hanauer: Meine Herren, in $ 414 b ist eine Bestimmung auf- 
genommen, die lediglich den Strafvollzug in der Richtung be- 
trifft, wie die Strafzeit berechnet werden soll in dem einen 
Falle, wenn der Verhaftete wegen Krankheit in eine Kranken- 
anstalt gebracht worden ist. Es wird gegen den Ge- 
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danken, der hier ausgedrückt ist, in mate- 
rieller Richtung wohl kein Bedenken be- 
stehen — andere Gesetzgebungen haben derartige Vorschrift 
auch —, allein die verbündeten Regierungen sind der Ansicht, 
daß diese eine Bestimmung aus der Mehrzahl von Fragen des 
Strafvollzuges hier aufzunehmen sich in keiner Weise empfiehlt, 
weil sie eben dem Strafvollzugsgesetz überlassen bleiben muß. 
Dasselbe hat nicht nur diese, sondern auch andere Fragen hin- 
sichtlich der Berechnung der Strafzeit zu regulieren, und es wird 
dort die gemeinsame Regulierung jedenfalls besser am Platze 
sein, als hier in der Strafprozeßordnung die einseitige eines ein- 
zelnen Punkts. Das ist der Grund, aus welchem die verbün- 
deten Regierungen die Streichung dieses Paragraphen 
wünschen. 

Präsident: Der Herr Abgeordnete Dr. Zinn hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Zinn: Meine Herren, ich glaube, daß 
nach der soeben gehörten Begründung des Antrags auf Strei- 
chung des $ 414 b von seiten des Bundesratstisches meinerseits 
eine weitläufige Widerlegung nicht notwendig ist. Indem ich 
auf die Protokolle der Justizkommission verweise, will ich nur 
darauf aufmerksam machen, daß wir ein Strafvollzugsgesetz 
noch nicht haben, und auch nicht wissen können, wann und in 
welcher Fassung ein solches vorgelegt wird. Es kann nicht 
in der Absicht des hohen Hauses liegen, bis 
dahin eine Verschiedenheit in der Art der 
Strafvollstreckung zu gestatten, insbeson- 
dere zu dulden, daß einem Verurteilten. 
welcher nach Beginn der Strafvollstreckung 
wegen Krankheit in eine von der Strafan- 
stalt getrennte Krankenanstalt, vielleicht 
sogar gegen seinen Willen, gebracht wor- 
den ist, indem einenStaate dieDauer seines 
Aufenthalts in der Krankenanstalt in die 
Strafzeit eingerechnet wird, und in einem 
anderen deutschen Staate nicht. Von diesem 
Gesichtspunkt aus, und da sachliche Bedenken gar nicht gel- 
tend gemacht worden sind, vielmehr ausdrücklich erklärt wor- 
den ist, daß die verbündeten Regierungen gegen den Inhalt des 
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& 414b nichts zu erinnern haben, so ersuche ich Sie, der blos 
formalen Rücksicht, die allein vom Bundesratstische aus betont 
wurde, eine Berücksichtigung nicht zu schenken und, getreu 
ihren bisherigen Beschlüssen, auch hier den Beschluß Ihrer 
Kommission aufrecht zu erhalten. 

Präsident: Das Wort wird nicht weiter gewünscht; 
ich schließe die Diskussion. Der Herr Berichterstatter verzichtet 
auf das Wort. Wir kommen zur Abstimmung. 

Meine Herren, Sie erlassen mir wohl die Vorlesung des 
§ 414a, früher 414b. (Zustimmung.) Ich ersuche diejenigen 
Herren, welchen den § 414 a der Kommissionsbeschlüsse anneh- 
men wollen, aufzustehen. (Geschieht.) Das ist die Mehrheit, 
der $ 414a ist angenommen. 

Seite 201, DritteBeratungimPlenum: 

§ 493, — 494, — 495. — Widerspruch erfolgt nicht; die Pa- 
ragraphen sind in dritter Beratung angenommen. 

Hieraus ergibt sich: 1. daß der $ 493 trotz erheblichen Wi- 
derspruchs der Regierung in die Strafprozeßordnung aufge- 
nommen wurde, und 2. geht aus der Diskussion über die An- 
rechnung des Krankheitsaufenthaltes auf die Strafzeit mit Evi- 
denz hervor, daß die Geisteskranken in dieser Hinsicht nicht 
schlechter gestellt sein sollten als die körperlich Kranken, und 
3. daß in der Regel der Irrenanstaltsaufenthalt auf die Strafzeit 
angerechnet werden solle, nur in Ausnahmefällen solle eine An- 
rechnung nicht stattfinden. Die Richtigkeit dieser Anschauung 
beweisen insbesondere die Worte des Abg. Reichens- 
perger: „Jedenfalls müsse also die Zeit in der Krankenan- 
stalt eingerechnet werden. Immer sei ja der Ausweg gegeben, 
daß die Exekutivbehörde eine zeitweise Entlassung eintreten 
lasse.“ 

8 493 der Strafprozeßordnung für das Deutsche Reich vom 
1. Februar 1877 erhielt demnach folgenden Wortlaut: 

„Ist der Verurteilte nach Beginn der Strafvoll- 
streckung wegen Krankheit in eine von der Strafanstalt 
getrennte Krankenanstalt gebracht worden, so ist die 
Dauer des Aufenthaltes in der Krankenanstalt in die 
Strafzeit einzurechnen, wenn nicht der Verurteilte mit 
der Absicht, die Strafvollstreckung zu unterbrechen, die 
Krankheit herbeigeführt hat. 
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Die Staatsanwaltschaft hat im letzteren Falle eine Ent- 
scheidung des Gerichts herbeizuführen.“ 
4u dieser Bestimmung geben die wichtigsten Kommentare 


folgende Erklärungen: 
Birkmeyer, Karl, Deutsches Strafprozeßrecht. Berlin 1898. 
S. 749, 750: 

„Im übrigen hindern Erkrankungen des Verurteilten die Straf- 
vollstreckung nicht. Sollte freilich eine während der Vollstreckung einer 
Freiheitsstrafe eintretende Erkrankung des Sträflings dessen Ver- 
bringung in eine Krankenansalt nötig machen, so wird dadurch, wie 
§ 493 beweisen dürfte, die Strafvollstreckung stets unterbrochen. Bei 
Berechnung der Strafzeit aber muß die Dauer des Aufenthaltes in der 
Krankenanstalt in die Strafzeit eingerechnet werden, wenn nicht der 
Verurteilte mit der Absicht, die Vollstreckung zu unterbrechen, die 
Krankheit herbeigeführt hat.“ 

-Hellweg und Arndt, Die deutsche und preußische Straf- 
gesetzgebung. 2. Aufl. Berlin und Leipzig 1886. S. 137: 


Anmerk. 2 zu $ 487: „Für die Unterbrechung einer Strafe sind 
(abgesehen von $ 4% Abs. 3) reichsgesetzliche Vorschriften nicht ge- 
geben. Es gelten daher die landesgesetzlichen bzw.reglementären Vor- 
schriften. Für Preußen vergl. die insoweit noch anwendbare KO. vom 
26. Juni 1834 mit den Instr. vom 30. Juni 1834 (Jahrb. Bd. 52 S. 233; 
JMBI. 1839 S. 27), vom 14. August 1846 (JMBl. 151), vom 23. September 
1853 (JMBI. 410), J.-V. vom 14. August 1879 (JMBl. 237) 11.“ 

Holtzendorff, Frhr. v., Handbuch des deutschen Strafprozeß- 
rechts. II. Band. Berlin 1879. Seite 487: 


„Die Vollstreckung der Strafe soll in ununterbrochener 
Folge geschehen. Wenn daher nach dem Antritt der Freiheits- 
strafe eine Krankheit die Überführung des Verurteilten in eine von der 
Gefangenen-Anstalt gesonderte Kranken-Anstalt notwendig macht, so 
soll die Dauer seines Aufenthaltes in derselben ihm nicht zum Nachteil 
gereichen, sondern in die Strafzeit eingerechnet werden, jedoch 
nur dann, wenn er die Krankheit nicht selbst in der Absicht herbei- 
geführt hat, eine Überführung in die Kranken-Anstalt zu ermöglichen. 
8 493. Das Gesetz definiert diese Absicht durch die Worte: „Die Straf- 
vollstreckung zu unterbrechen“, erkennt somit an, daß der Aufenthalt in 
jener Anstalt eigentlich als eine Strafvollstreckung nicht angesehen 
werden kann.“ 

Keller, Adolf, Die Strafprozeßordnung für das Deutsche Reich. 
Lahr 1882. S. 623: 


„Anmerk. zu Abs. 1 des $ 493: 1. Befindet sich der Verurteilte in- 
nerhalb der Strafanstalt in der Krankenabteilung, dann ist er in Straf- 
haft und wird die daselbst verbrachte Zeit auf letztere gerechnet (K. 
718). Dazu bedurfte es keiner besonderen Bestimmung. Durch ein 
Verbringen in eine Krankenanstalt außerhalb der Strafanstalt wird der 
Strafvollzug unterbrochen. $ 493 rechnet diese Unterbrechung dem 
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Verurteilten zu gut, sofern er nicht selbst die Ursache der Unterbre- 
chung zum Zwecke der letzteren herbeigeführt hat. Mit der Verbringung 
des Verurteilten in eine Krankenanstalt kann auch seine einstweilige 
Entlassung aus der Haft unter Bewilligung einer Strafunterbrechung er- 
folgen.“ 

Loewe, E., Die Strafprozeßordnung für das Deutsche Reich. 
10. Aufl. Berlin 1900. S. 970 und 971: 

Zu 8 493: 

„1. Der Paragraph setzt die Unterbringung in einer von der Strafan- 
stalt getrennten Krankenanstalt voraus, trifft aber keine Bestimmung 
darüber, in welchen Fällen eine solche stattzufinden habe, und ins- 
besondere entscheidet er die Frage nicht, ob etwa die Strafvollstreckung 
wegen Krankheit zu unterbrechen, und der Verurteilte einstweilen aus 
der Haft zu entlassen sei. Eine solche Entlassung ist daher in geeigneten 
Fällen nicht ausgeschlossen (so auch OLG. Colmar 7. Juli 1891, G. Arch. 
39, 189) ; über die Voraussetzungen, unter denen sie einzutreten hat, 
können im Verwaltungswege Bestimmungen getroffen werden. 


2. An sich ist der Paragraph auch auf den Fall einer Geistes- 
krankheit und die Unterbringung in einer Irrenanstalt anwendbar: wird 
ein Verurteilter aus dem Gefängnis in eine solche Anstalt übergeführt 
und sodann in ersteres zurückgebracht, so muß die in der Anstalt ver- 
brachte Zeit zur Anrechnung kommen. Es versteht sich indeß, daß es 
sich hierbei nur um kurze Zeiträume handeln kann und daß die Straf- 
vollstreckung aufgehoben bezw. unterbrochen werden muß, wenn die 
Geisteskrankheit festgestellt und die Heilung überhaupt nicht oder doch 
nicht in Kürze zu erwarten ist. Vergl. Schwarz e S. 609 und anderer- 
seits Voitus, Komm. S. 475 und Kontr. IS. 100.“ 

Puchelt, Ernst Sigismund, Die Strafprozeßordnung für das 
Deutsche Reich. Leipzig 1881. Seite 827, 828, 829: 

§ 493: 3. Krankheit. „Unbedenklich umfaßt dieses Wort nicht blos 
physische, sondern auch psychische Krankheiten, ohne Unterschied, 
ob die Krankheiten vor oder nach dem Strafantritt ausgebrochen resp. 
entdeckt sind. So ist möglich, daß bei kurzer Strafzeit ein Verurteilter 
seine ganze Strafe in der Krankenanstalt verbüßt und sogar noch nach- 
her darin verbleibt, aber natürlich nicht mehr als Verurteilter, sondern 
als Kranker. Damit geschieht dem Verurteilten kein Unrecht, und 
Milde gegen Kranke zu üben, ist die Absicht des Gesetzes. (Vergl. 
Voitus S. 475 Nr. 1; derselbe Kontroversen S. 100—102; Loewe, 
Nr. 1,2 zu § 493; von Schwarze Nr. 1 zu § 493; Oppenhoff 
a. a. 0. S. 51 Nr. 8.) 

Darüber, wann der Verurteilte in eine Krankenanstalt zu ver- 
setzen, oder ob er als unheilbar geisteskrank mit Strafe zu verschonen 
und zu entlassen bezw. zu begnadigen ist, entscheidet der $ 493 nicht; 
dies hängt dermalen noch vom Landesgesetze ab. (Vergl. Thilo S. 
538 Nr. 1.)“ 

Stenglein;z M., Reichsanwalt in Leipzig, Die Strafprozeßord- 
nung für das Deutsche Reich vom 1. Februar 1877. 1885. Seite 691: 
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Anmerkung 1 zu § 493: „Die Unterbringung des Verurteilten in 
der Krankenabteilung einer Strafanstalt bildet nie eine Unterbrechung 
des Strafvollzuges. Die Unterbringung des Verurteilten in einer Kran- 
kenanstalt außerhalb der Strafanstalt bildet eine Unterbrechung, wenn 
vorher eine vollständige Entlassung aus der Obhut der Behörden einge- 
treten und das Aufsuchen der Krankenanstalt ein freiwilliges seitens 
des Verurteilten war. Erfolgt dieses dagegen unfreiwillig auf Anord- 
nung der Strafvollzugsbehörde und in notwendigem Zusammenhange 
hiermit unter einem gewissen Zwang und einiger Überwachung, so ist 
der Fall des § 498 gegeben. Irrenanstaltengelten als Krankenanstalten.“* 

Schwarze, v., F. O., Kommentar zu der Deutschen Strafprozeß- 
ordnung. Leipzig 1878. 

§ 493, Anmerkung 1: Dieser Paragraph ist von der Kommission 
eingeschaltet worden. Es ist eine bekannte Streitfrage der Neuzeit, ob 
dem Sträflinge, welcher infolge einer Krankheit in eine Krankenanstalt 
versetzt wird, die nicht unter dem Regime und der Hausordnung der 
Strafanstalt steht, die in ihr zugebrachte Zeit als Strafzeit mit ange- 
rechnet werden soll. Häufig ist die Frage verneint worden, weil in 
dieser Zeit der Verurteilte, wenn auch nicht als Freier, doch nicht als 
Sträfling in Gemäßheit der in der Strafanstalt geltenden Vorschriften 
behandelt worden sei. Unser Gesetz beantwortet die Frage zu Gun- 
sten des Sträflings.. Die Frage ist auch in den Fällen aufgetaucht, in 
denen über die Geistesfreiheit des Sträflings Zweifel entstanden sind 
und letzterer zur weiteren Beobachtung in eine Heilanstalt versetzt, 
daselbst aber die Überzeugung gewonnen worden ist, daß er geistesge- 
sund sei.!) 


1) Voitus, welcher in seinem Kommentare S. 475 f. diese 
Bestimmung lebhaft angreift, irrt sich in der Bedeutung und dem 
Zwecke derselben und kommt sogar zu der Meinung, als ob die Kommis- 
sion die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe an einem Geisteskranken 
für zulässig gehalten habe. Hiervon ist allenthalben nicht die Rede. 
Würde sich z. B. ergeben, daß ein Sträfling geisteskrank sei, so ist eine 
Strafvollstreckung überhaupt nicht mehr in Frage. Auf einen solchen 
Fall bezieht sich der obige Paragraph nicht. Wohl aber könnte der 
Fall sich so gestalten, daß ein geisteskrank gewordener Sträfling in eine 
Irrenheilanstalt versetzt, daselbst wiederhergestellt und in die Strafan- 
stalt zurückgebracht wird. Hier wird ihm in Gemäßheit des § 493 der 
Aufenthalt in der Irrenanstalt zu seinen Gunsten auf die noch übrige 
Strafzeit angerechnet. — In der Kommission ist der Mißstand erwähnt 
und dabei auf die Einrichtungen im Königreich Sachsen (woselbst dafür 
besondere Fürsorge getroffen worden) verwiesen worden, daß Sträf- 
linge, deren geistiger Zustand Zweifel erregt, zur Beobachtung in eine 
Irrenanstalt gebracht werden, woselbst freie Leute als Kranke unter- 
gebracht sind. Namentlich ist seitens der Direktoren der Irrenanstalten 
gegen die Aufnahme solcher Sträflinge in die Anstalt entschiedener Wi- 
derspruch erhoben worden. Auch auf der Versammlung der Deutschen 
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Voitus, C. A., Kommentar zu der Strafprozeßordnung für 
das Deutsche Reich. Berlin 1877. S. 475: 


Anmerkung 1 zu § 493: „Der Paragraph ist, obwohl von der Re- 
gierungsvertretung wiederholt bekämpft, von der J. K. eingeschaltet 
worden (Prot. 718 und Prot. vom 13. Nov. 1876 S. 20). Die Vorschrift 
des ersten Satzes steht, soweit es sich um Geisteskrankheit handelt, mit 
dem auch im § 485 Abs. 2 anerkannten Grundsatz der Strafrechtstheorie, 
daß eine Strafe nur an dem vollstreckt werden kann, der das in der- 
selben liegende Übel zu empfinden und dessen Beziehbarkeit zu seiner 
Auflehnung gegen das Strafgesetz zu erkennen vermag, im Widerspruch. 


In ihrer Ausführung hat sie zur Folge, daß, wenn die Geisteskrank- 
heit des zu Freiheitsstrafe Verurteilten nicht sofort bei seinem Eintritt 
in die Strafanstalt von dem ihn übernehmenden Beamten erkannt wird, 
sich aber nach kurzer Zeit herausstellt, und er demzufolge einer „Kran- 
kenanstalt‘“ (worunter bei der Beratung des Paragraphen auch eine zur 
Aufnahme „Unheilbarer‘“ bestimmte Pflegeanstalt verstanden wurde, 
Prot. S. 718) übergeben wird, und dort über die Dauer seiner Straf- 
zeit hinaus verbleibt, anzunehmen ist, daß er — ihm unbewußt — die 
Strafe, gleichviel ob Zuchthaus, Gefängnis oder Festungshaft, erlitten 
habe; wogegen er die Strafe unverkürzt zu verbüßen hat, wenn seine 
Geisteskrankheit noch vor seiner Einlieferung in die Strafanstalt wahr- 
genommen und er demnächst aus der Irrenheilanstalt als genesen ent- 
lassen wird (8 487). 

Hielt einmal die J. K. die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe an 
einem WahnsinnigenmitderStrafrechtstheoriefür vereinbar, so dürfte die 
praktische Anwendung dieses Prinzips nicht von solchen Zufälligkeiten 
abhängig zu machen, vielmehr folgerecht anzuordnen gewesen sein, 
daß auch dem alsbald nach seiner rechtskräftigen Verurteilung zu Frei- 
heitsstrafe in Geisteskrankheit Verfallenen und in eine Irrenanstalt 
Aufgenommenen die Zeit, welche er dort bis zu seiner Genesung zu- 
bringt, auf die Strafe anzurechnen sei. Vgl. $ 487 Abs. 1.“ 

Voitus, C. A., Kontroversen betreffend die Strafprozeßord- 
nung und das Gerichtsverfassungsgesetz. I. Band. Berlin 1881. 

„Schreiben des Verfassers an den Königl. Sächsischen General- 
Staatsanwalt Herrn Dr. von Schwarze: b) Ist nach dem $ 493 
StPO. in einem Falle, wo der als gesund in die Strafanstalt aufgenom- 
mene Sträfling auf Grund ärztlicher Anordnung als geisteskrank einer 
Irrenanstalt zur Heilung überwiesen wird und dort über die Dauer 
seiner Strafzeit hinaus verbleibt, seine Strafe für verbüßt zu erachten 
oder setzt der Paragraph voraus, daß der Sträfling vor Ablauf seiner 
Strafzeit als genesen in die Strafanstalt zurückgekehrt sei? 

Seite 100, 101 und 102: 

Zu § 493. Da in dem Paragraph die Ausdrücke „Krankheit“, 
„Krankenanstalt“ ganz allgemein, ohne irgendwie zwischen körperlichen 
Strafanstaltsbeamten in Stuttgart (Sept. 1877) ist dieser Übelstand zur 
Sprache gebracht worden. — Übrigens ist diese Bestimmung des § 493 
in der Hauptsache aus der Bayerischen Gesetzgebung entlehnt worden. 
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und geistigen Leiden zu unterscheiden, gebraucht sind, und überdies die 
Anwendbarkeit desselben auf Geisteskranke bei der Beratung in der 
Justizkomm., ohne Widerspruch zu finden, ausdrücklich anerkannt wor- 
den ist (Prot. S. 718), habe ich S. 475 Nr. 1 meines Kommentars die Vor- 
schrift des Paragraphen auch auf solche Sträflinge bezogen, bei denen 
sich nach ihrer Aufnahme in die Strafanstalt ein geistiges Leiden her- 
ausstellt, zu dessen Heilung sie einer Irren-Heilanstalt übergeben wer- 
den. Ich habe ferner, da die Worte des Paragraphen: „so ist die Dauer 
des Aufenthalts in der Krankenanstalt in die Strafzeit einzurechnen“, 
nicht den geringsten Anhalt zu der Annahme darbieten, daß, um die 
Einrechnung des Aufenthalts in der Heilanstalt in die Strafzeit zuzu- 
lassen, die — gleichviel ob körperliche oder Geistes-Krankheit — vor 
dem Ablauf der Strafzeit behoben sein müsse, angenommen, daß, wenn 
ein Sträfling als anscheinend gesund in die Strafanstalt aufgenommen, 
auf Grund ärztlicher Anordnung aber wegen Geisteskrankheit einer 
Irren-Heilanstalt überwiesen worden, und dort über die Dauer seiner 
Strafzeit hinaus verblieben sei — seine Strafe auf Grund der, wie mir 
scheint, recht deutlich gefaßten Vorschrift des Paragraphen für verbüßt 
gelten müsse, dies als richtig vorausgesetzt, aber eine Freiheitsstrafe an 
einem Verurteilten vollstreckt werde, der — weil geisteskrank — kein 
Bewußtsein davon habe.“ 


Nach diesen Anführungen kann nicht in Abrede gestellt 
werden, daß die Ansichten der Kommentatoren über die Ausle- 
gung des § 493 wöllig voneinander abweichen; aus den mitge- 
teilten Erklärungen geht vielmehr hervor, daß eine völlige Ver- 
worrenheit in den Anschauungen der Kommentare über den $ 
493 besteht. 

Noch größer und auffälliger sind die Verschiedenheiten, 
Abweichungen und Widersprüche die uns in der Judikatur über 
den $ 493 begegnen. Die Entscheidungen der Oberlandesge- 
richte, die hier in erster Linie in Betracht kommen, da sie ge- 
mäß 8 346 StPO. bei Beschwerden die letzte Instanz darstellen, 
weichen in grundlegenden, prinzipiellen Gesichtspunkten völlig 
voneinander ab, die Auffassung des einen Oberlandesgerichts 
wird von dem anderen ausdrücklich als rechtsirrtümlich be- 
zeichnet, ja sogar über die Frage, wer berechtigt ist, die Unter- 
brechung einer Strafe rechtswirksam herbeizuführen, gehen 
die Anschauungen weit auseinander. 

Von den zahlreichen Gerichtsbeschlüssen, die über 
die Frage der Anrechnung des Irrenanstaltsaufenthaltes 
auf die Strafzeit ergangen sind, kann ich nur die wich- 
tigsten — in erster Linie Entscheidungen der Ober- 
landesgerichtte — anführen, und verweise in dieser Hin- 
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sicht insbesondere auf meine Darlegungen in Nr. 26 
Jahrg. 1907 der Psychiatrisch-Neurologischen Wochenschrift 
und Nr. 48/51 Jahrg. IX derselben Zeitschrift. 


I. Beschluß des Landgerichts in Cleve vom 23. Mai 1898. 


Dem Gefangenen Jakob W., z. Z. im Zuchthause in M., ist die 
Zeit vom 5. Januar 1887 bis zum 8. August 1891, während welcher er 
sich als Geisteskranker in einer Irrenanstalt befand, in die Strafe ein- 
zurechnen. 

Gründe: 

Nach $ 493 StPO. ist dem Verurteilten, der nach Beginn der Straf- 
vollstreckung wegen Krankheit in eine von der Strafanstalt getrennte 
Krankenanstalt gebracht worden ist, die Dauer dieses Aufenthaltes in 
die Strafzeit einzurechnen, wenn er nicht in der Absicht, die Strafvoll- 
streckung zu unterbrechen, die Krankheit herbeigeführt hat. 


Der Verurteilte W. hat die fragliche Zeit in verschiedenen von 
der Strafanstalt getrennten Irrenanstalten verbracht. Der Verdacht, daß 
er die Krankheit herbeigeführt habe, in der Absicht, die Strafvoll- 
streckung zu unterbrechen, ist nach Lage der Sache ausgeschlossen. Die 
von der Königlichen Staatsanwaltschaft vertretene Anschauung, es sei 
durch die auf Grund des Erlasses des Ministers des Innern vom 29. Juni 
1887 erfolgte Entlassung des W. aus der Strafanstalt eine Unterbrechung 
der Strafvollstreckung eingetreten, erscheint nicht begründet. Eine 
solche Unterbrechung der Strafvollstreckung im Falle der Erkrankung 
des Verurteilten ist zwar an sich nicht ausgeschlossen. Zur Entschei- 
dung hierüber ist aber schon nach der allgemeinen Bestimmung 
des § 483 StPO. lediglich die Staatsanwaltschaft berufen. Der- 
selben ist durch die Verfügung des Justizministers vom 14. August 
1879 auch ausdrücklich die Bewilligung von Strafunterbrechungen über- 
tragen. Im vorliegenden Falle ist aber eine derartige Entschließung der 
Staatsanwaltschaft nicht erfolgt, die Akten ergeben vielmehr nur, daß 
ihr von der Entlassung des Verurteilten aus dem Zuchthaus Kenntnis ge- 
geben ist, und sie sich hierbei beruhigt hat. Um eine Unterbrechung 
der Straivollstreckung im Sinne des Gesetzes herbeizuführen, wäre es 
erforderlich gewesen, daß die Staatsanwaltschaft die dazu notwendige 
förmliche Entschließung getroffen und diese dem Verurteilten in der 
vorgeschriebenen Form bekannt gemacht hätte. Daß der Verurteilte in 
der in Frage stehenden Zeit sich tatsächlich aus einem ihm nicht 
zuzurechnenden Grunde außerhalb der Strafanstalt befunden hat, stellt 
für sich allein eine Unterbrechung der Strafvollstreckung nicht dar, 
ebensowenig wie ein zwar statigefundener aber nicht angeordneter Voll- 
zug der Strafe als eine „Strafvollstreckung‘ betrachtet werden kann. 
(Vergl. Entscheidung des RG. Bd. 5 S. 332.) 


II. Besehluß des Oberlandesgerichts in Düsseldorf vom 13. Sept. 1907. 


In der Strafsache gegen den Klempnergehbilfen F. B. aus M., z. Z. 
in der Strafanstalt zu M. wegen Unternehmens der Verleitung zum 
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Meineid, hat auf die sofortige Beschwerde des B. gegen den Beschluß 
des Königlichen Landgerichts, Ferienstrafkammer zu E. vom 12. August 
1907, durch welchen sein Antrag, ihm die Zeit, welche er in der Irren- 
heilanstalt zu H. verbracht hat, auf die Strafzeit einzurechnen, abge- 
lehnt worden ist, der Ferienstrafsenat des Königlichen Oberlandesge- 
richts in D. vom 13. September 1907 beschlossen: 

Der angefochtene Beschluß wird teilweise aufgehoben. Es wird 
angeordnet, daß dem Strafgefangenen F. B. diejenige Zeit, die er nach 
dem 5. September 1904 in der Irrenheil- und Pflegeanstatt in H. ver- 
bracht hat, auf die erkannte Zuchthausstrafe von vier Jahren und einer 
Woche anzurechnen ist. Im übrigen wird die Beschwerde verworfen. 

Gründe. 

Der Beschwerdeführer, welcher in der Strafanstalt zu M. eine 
vom 4. Mai 1899 ab laufende Zuchthausstrafe von 4 Jahren und 1 Woche 
verbüßte, ist auf Grund einer Verfügung der Herren Minister des Innern 
und der Justiz vom 26. März 1902 und 2. Oktober 1906 zuerst am 15. 
April 1902 und nochmals am 16. Oktober 1906 von der Gefängnisver- 
waltung aus der Strafhaft entlassen und durch die Polizeibehörde in 
die Irrenheil- und Pflegeanstalt zu H. gebracht worden. Er wurde — 
nachdem er zeitweilig flüchtig gewesen war — zuerst am 23. Juli 1906 
und zuletzt am 28. Juni 1907 auf Ersuchen der Staatsanwaltschaft zu E. 
(Vollstreckungsbehörde) in die Strafanstalt zu M. zurückgebracht. Sein 
Antrag, die in der Irrenheilanstalt zu H. verbrachte Zeit auf die Zucht- 
hausstrafe einzurechnen, ist durch den angefochtenen Beschluß abge- 
lehnt worden, da die Unterbrechung der Strafzeit durch Verfügung des 
Ministers des Innern angeordnet gewesen sei, und die Voraussetzungen 
für eine Anrechnung nicht gegeben seien. Der form- und fristgerecht 
eingelegten Beschwerde ist der teilweise Erfolg nicht zu versagen. Nach 
8 493 StPO. ist, wenn der Verurteilte nach Beginn der Strafvollstreckung 
wegen Krankheit in eine von der Strafanstalt getrennte Krankenanstalt 
gebracht worden ist, die Dauer des Aufenthalts in der Krankenanstalt in 
die Strafzeit einzurechnen, wenn nicht der Verurteilte mit der Absicht, 
die Strafvollstreckung zu unterbrechen, die Krankheit herbeigeführt hat. 

Unzweifelhaft liegt eine Erkrankung im Sinne dieser Vorschrift 
vor, wenn der Gefangene geistig erkrankt. Es sind auch im vorliegen- 
den Falle keine, Anhaltspunkte dafür vorhanden, daß der Beschwerde- 
führer seine Krankheit, infolge derer seine Überführung erfolgte, ab- 
sichtlich herbeigeführt hat. 

Die Strafhaft selbst istnun allerdings durch die Überführung in die 
Irrenanstalt unterbrochen worden. Dasstehtaber der Anwendung des 
§ 493 StPO. nicht entgegen. 

Eine Unterbrechung der eigentlichen Strafhaft in der Strafanstalt 
setzt das Gesetz vielmehr gerade voraus, wenn es bestimmt, daß der 
Zeitraum auf die Strafzeit angerechnet werden soll, der nicht in der 
Strafanstalt, sondern in einer von derselben getrennten Kran- 
kenanstalt verbracht ist. Daß dies der Sinn des übrigens auch klaren 
Wortlauts des Gesetzes ist, ergibt unzweideutig die Entstehungsge- 
schichte des § 493 StPO. Derselbe ist, wie die Protokolle der Reichs- 
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tagskommission (S. 708—720, Hahn S. 1183—1135) ergeben, von der 
Kommission auf Antrag eines Abgeordneten in das Gesetz aufgenommen 
worden. Vom Antragsteller wurde vorgebracht: Wenn ein Gefangener 
erkranke und in einer zur Strafanstalt gehörigen Kranken- 
abteilung gepflegt werde, so werde die Zeit dieser Verpflegung auf 
die Strafdauer eingerechnet. Sein Antrag bezwecke, dasselbe für den 
Fall zu erreichen, daß der Gefangene in einer anderen, nicht zur Straf- 
anstalt gehörigen Krankenanstalt untergebracht würde. Das geschehe 
meist deshalb, weil es wegen der Einrichtungen der Strafanstalten in 
den meisten Staaten nicht möglich sei, den Kranken in der Anstalt zu 
behalten. Ein anderer Abgeordneter hob hervor, dadurch sei der Ge- 
fangene schon so gestraft, daß ihn die menschliche Strafe nicht nochmals 
zu treffen brauche. In diesem Sinne wurde der Antrag angenommen. 
Der Gesetzgeber wollte also, daß der kranke Gefangene, der wegen 
Unzulänglichkeit der Einrichtungen der Strafanstalt ohne sein eigenes 
Verschulden aus der Strafanstalt und der Haft entlassen und außerhalb 
derselben untergebracht werden muß, nicht dadurch schlechter gestellt 
werde, daß sich infolgedessen die Beendigung seiner Strafzeit verzögere. 


| Ist somit eine Unterbrechung der Strafhaft Voraussetzung des 
8493, so setzt andererseits das Gesetz aber auch voraus, daß der Ge- 
fangene in die getrennte Anstalt „gebracht“ worden ist. Damit ist 
der Fall ausgeschlossen, wo der Gefangene einfach entlassen, auf freien 
Fuß gesetzt worden ist. Wenn der Gefangene in solchem Falle sich 
auch in. eine Krankenanstalt begibt, so ist er doch nicht dorthin „ge- 
bracht“. Ebenso wenig ist dies im Sinne des Gesetzes der Fall, wenn er 
nach förmlicher Entlassung durch seine Angehörigen oder selbst durch 
die Behörden in die Krankenanstalt gebracht wird. Das Wort „gebracht“ 
setzt in dem Zusammenhang des $493 nicht nur voraus, daß die Überfüh- 
rung in die Krankenanstalt unfreiwillig, mit einem gewissen Zwang, son- 
dern auch, daß sie nicht lediglich aus privater oder öffentlicher Fürsorge, 
sondern in einem gewissen Zusammenhang mit der 
Strafvollstreckung erfolgt. Das ist aber stets der Fall, 
wenn die Überführung auf Anordnung der Strafvollstreckungsbehörde, 
unter einiger Überwachung der Sicherheit der ferneren Aufbewahrung 
(Stenglein, $ 493 StPO. Anm. 1) oder unter dem Vorbehalt der 
Rücknahme bei der Möglichkeit der Fortsetzung der Strafhaft (Entsch. 
des B.-A. f. d. Heimatwesen, JMBl. 1891 S. 208) erfolgt. Es ist aber 
auch dann der Fall, wenn die Strafvollzugsbehörde die Überführung an- 
crdnet und durch die Polizei ausführen läßt, ohne daß die Übergabe an 
die Polizei ersichtlich im Interesse des Gefangenen oder der öffentlichen 
Ordnung geschieht. In allen solchen Fällen geschieht die fernere Auf- 
bewahrung aber im Interesse des Strafvollzuges, der Gefangene ver- 
bleibt tatsächlich in der Obhut, der Verfügungsgewalt der Vollzugs- 
organe, er wird trotz Entlassung aus der eigentlichen Strafhbaft nicht frei, 
und deshalb ist auch die Strafvollstreckung nicht unterbrochen (Steng- 
leina. a. O.; Wulff, Gefängnisse der Justizverwaltung S. 454 ff., 
456 oben, JMBI. 1891 S. 208; Goltdammer, Archiv Bd. 39 S. 
187; Jur. Ztg. Bd. 7 S. 318). 
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Der Beschwerdeführer B. ist nun sowohl 1902 wie 1906 auf Grund 
der Erlässe der Minister des Innern und der Justiz, daß sie mit der 
Haiientlassung und Überführung des Gefangenen einverstanden seien, 
aus der eigentlichen Strafhaft entlassen worden, aber lediglich durch die 
Gefängnisdirektion ohne Anordnung und anscheinend sogar ohne Vor- 
wissen der zuständigen Staatsanwaltschaft in E. Eine förmliche 
Unterbrechung der Vollstreckaung. durch dieStraf- 
vollstreckungsbehörde liegt&schon aus diesem 
Grunde gar nicht vor. Das ist auch nicht etwa deshalb der 
Fall, weil der Justizminister die die Überführung gestattenden Erlässe 
mit unterzeichnet hat; denn der Justizminister ist wohl Aufsichtsbehörde 
der Staatsanwaltschaften, nicht aber selbst Vollstreckungsbehörde und 
kann auch deren Funktionen nicht selbst wahrnehmen ($$ 483 StPO., 
146 GVG.). Es hat aber auch bei dieser Haftentlassung gar nicht die 
Absicht bestanden, den Gefangenen wirklich auf freien Fuß zu setzen, 
also die Strafvollstreckung selbst zu unterbrechen. Das ergibt schon 
der Erlaß der beiden Minister vom 26. März 1902, in dem ausdrücklich 
die Bedingung hinzugefügt ist: „sofern seine weitere Verwahrung in 
einer Irrenanstalt gesichert erscheint.“ Tatsächlich ist der Beschwerde- 
führer dann auch unmittelbar der Polizei in L. übergeben worden, die 
ihn in die Irrenanstalt in H. übergeführt hat. Dabei ist nach den Akten 
weder die Familie des Gefangenen, noch der zuständige Armenverband 
um Übernahme angegangen, noch ist festgestellt worden, daß die zwangs- 
weise Überführung im öffentlichen Interesse, etwa wegen Gemeinge- 
fährlichkeit, nötig gewesen sei. Dem Gefangenen ist auch, soweit er- 
sichtlich, nicht eröffnet worden, daß die Strafvollstreckung unterbrochen 
sei. Als der Gefangene dann in H. ausgebrochen war, hat die Staats- 
anwaltschaft in E., obwohl der Gefangene damals als strafvollzugsun- 
fähig galt, Recherchen nach ihm angestellt. Endlich hat, als der Direk- 
tor der Irrenanstalt ihn für strafvollzugsfähig erklärte, die Vollzugsbe- 
hörde den Gefangenen unmittelbar nach der Strafanstalt zurücktranspor- 
tieren lassen. Tatsächlich ist somit der Gefangene während seines 
Aufenthaltes in der Irrenanstalt niemals aus der Obhut der Strafvollzugs- 
organe entlassen, in Freiheit gesetzt oder der Obhut seiner Familie oder 
des Armenverbandes übergeben worden. Er ist vielmehr direkt aus der 
Strafhaftunfreiwillig, zwangsweise, auf Anordnung der Vollstreckungsbe- 
hörde in die Irrenheilanstalt gebracht und ebenso von dort zurückge- 
bracht worden. Die Lage des Gefangenen ist somit nicht anders gewe- 
sen, als wenn er etwa in eine Kranken- oder Irrenabteilung einer an- 
deren Strafanstalt gebracht und dort verpflegt worden wäre; er ist tat- 
sächlich während des Aufenthalts in der Anstalt in H. in der Obhut der 
Strafvollstreckungsbehörde geblieben. 

Dem Gefangenen ist deshalb nach 493 StPO. diese Zeit grund- 
sätzlich in die Strafzeit einzurechnen. 

Diese Anrechnung kann aber gegenwärtig und noch für die Zeit 
nach dem 5. September 1904 angeordnet werden, da über die Zeit vor 
diesem Tage die Anrechnung bereits rechtskräftig durch die Beschlüsse 
des Landgerichts zu E. und des Oberlandesgerichts zu C. vom 27. Sep- 
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tember resp. 12. November 1904 abgelehnt worden ist. Insoweit war- 
somit die Beschwerde zu verwerfen, im übrigen derselben aber statt- 
zugeben. 


III. Beschluß des Oberlandesgerichts in Düsseldorf vom 26. Oktob. 1907. 


In der Strafsache gegen den früheren Direktor G. T. hat auf die 
sofortige Beschwerde der Ehefrau G. T. gegen den Beschluß des Königl. 
Landgerichts II. Strafkammer zu D. vom 29. Juli 1907, durch welchen der 
Antrag der Ehefrau des G. T., zu beschließen, daß ihrem Ehemann die- 
jenige Zeit, die er nach seiner Überführung aus dem Königl. Gefängnis 
in M. in den von diesem Gefängnis getrennten Krankenanstalten und 
Irrenhäusern inzwischen verbracht habe und bis zum Ablauf seiner 
Strafzeit noch verbringen werde, in seiner Strafzeit anzurechnen sei, 
kostenpflichtig abgelehnt ist, der Strafsenat des Königl. Oberlandesge- 
richts in Düsseldorf am 26. Oktober 1907 beschlossen: 

Der Beschluß der Ferienstrafkammer I des 
Königlichen Landgerichts in D. vom 29. Juli 1907 
wird aufgehoben Dem Strafgefangenen G.T.., z. Z. 
in der Provinzialheilanstalt A., ist diejenige Zeit, 
die er nach seiner Überführung aus dem Kgl. Ge- 
fängnis in M. in den von diesem Gefängnis ge- 
trennten Krankenanstalten und Irrenhäusern 
inzwischen verbracht hat und bis zum Ablauf der 
Strafzeit noch verbringen wird, in seine Straf- 
zeit einzurechnen. 

Gründe: 

Durch rechtskräftiges Urteil des Schwurgerichts zu D. ist der Ange- 
klagte G. T. zu 6 Jahren Gefängnis, unter Anrechnung von 6 Monaten 
Untersuchungshaft, verurteilt worden. Die Gefängnisstrafe hat er am 
27. Oktober 03 in der Königl. Strafanstalt in M. angetreten. Da der 
Angeklagte dort in Geisteskrankheit verfiel, beantragte der Direktor 
der Strafanstalt seine Entlassung aus der Haft. Unter dem 23. April 
1907 erklärten sich die Minister des Innern und der Justiz mit der Ent- 
lassung des Angeklagten aus der Haft der Königl. Strafanstalt in M. 
gegenüber einverstanden, worauf T. seitens der Strafanstalt am 7. Mai 
nachmittags 4 Uhr behufs Überführung in das Hospital in M. aus der 
Strafhaft entlassen wurde. Die Polizeiverwaltung in M., welche die 
einstweilige Unterbringung in dem Hospital bewerkstelligt hatte, hat 
sodann den Kranken am 20. Juli 1907 in der Provinzialheilanstalt in A. 
untergebracht. Ausweislich der Akten ist die Haftentlassung ohne 
Mitwirkung der Kgl. Staatsanwaltschaft erfolgt. Sie hat davon erst am 
9. Mai’ durch die Mitteilung einer Abschrift des Ministerial-Erlasses 
vom 23. April und Benachrichtung von der Überführung in das Hospi- 
tal seitens der Strafanstalt Kenntnis erhalten. Darauf hat eine fort- 
währende Überwachung des Angeklagten behufs Verhinderung eines 
Entweichens und Ermöglichung weiterer Strafvollstreckung_ stattge-- 
funden. So weist der Justizminister am 4. Mai den Oberstaatsanwalt in 
D. an, den Ersten Staatsanwalt in D. zu einer Äusserung darüber zu 
veranlassen, ob er „mit Rücksicht auf die Persönlichkeit des T. Maß- 
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nahmen zur Sicherung der Wiederaufnahme der Strafvollstreckung für 
den Fall des etwaigen Wiedereintritts der Strafvollzugsfähigkeit des 
Verurteilten ins Auge zu fassen beabsichtige” und daraufhin ersucht 
der Oberstaatsanwalt .den Ersten Staatsanwalt zu einer baldigen 
AÄusserung darüber. Von diesem Zeitpunkte an wird der Kranke 
von der Königlichen Staatsanwaltschaft auch stets als Gefangener 
gekennzeichnet und behandelt. So fragt sie am 23. Mai 1907 bei der 
Direktion des Hospitals an, ob die Einrichtungen des Hospitals für die 
Aufnahme eines an heftigen Gemütserregungen leidenden Geistes- 
kranken eine Gewähr böten, daß ein Entweichen so gut wie ausge- 
schlossen erscheine. Ferner erkundigt sie sich unter dem 4. Juni bei 
der Polizeiverwaltung in M., ob die Einrichtungen der gewählten An- 
stalt für die sichere Verwahrung des T. eine hinreichende Gewähr 
böten, worauf die Polizeiverwaltung erwidert, daß sie die ihr über- 
wiesenen „Verbrecher” stets, solange die Verhandlungen wegen der 
Unterbringung in eine Provinzialheilanstalt schwebten, in der Irren- 
station des Hospitals unterbringe. Als dann der Angeklagte in der 
Provinzialheilanstalt A. aufgenommen ist, fragt die Staatsanwaltschaft 
dort an, ob besondere Maßnahmen zur Verhinderung einer Entweichung 
des Kranken vorgesehen seien, und berichtet nach eingetroffener Ant- 
wort am 10. Juli an den Oberstaatsanwalt, das Verhalten des T. biete 
für den Verdacht, daß er sich mit Fluchtgedanken trage, keinen Anhalt. 
auch würde die Flucht aus der verschlossenen Anstalt nicht leicht sein; 
sie werde in regelmäßigen Zeiträumen von etwa 6 Monaten über den 
Zustand des Kranken Erkundigungen einziehen, habe aber von be- 
sonderen Maßnahmen zur Sicherung einer etwaigen Wiederaufnahme 
der Vollstreckung Abstand genommen, weil der Eintritt der Strafvoll- 
zugslähigkeit anscheinend in weiter Ferne liege. 


Hieraus ergibt sich unzweifelhaft, daß eine wirkliche Unterbre- 
chung der Strafvollstreckung gar nicht eingetreten ist. Denn 
einerseits hat die vom Gesetz allein berufene Strafvollstreckungsbe- 
hörde, die Königl. Staatsanwaltschaft ($ 483 StPO.) eine Unterbrechung 
des Strafvollzuges gar nicht angeordnet, vielmehr ist die Entfernung des 
Angeklagten aus der Strafanstalt lediglich durch den Vorstand, nach er- 
folgter Erklärung des Einverständnisses der Minister des Innern und 
der Justiz erfolgt, ohne daß die Staatsanwaltschaft von diesem Vor- 
haben überhaupt Kenntnis hatte. Die Strafvollstreckung 
ist also gesetzlich garnicht unterbrochen, da auch 
durch $ 147 Abs. 1 und 148Nr.2GVG. der Landes- 
Justizverwaltung nicht die Befugnis gegeben ist. 
an Stelle der Staatsanwaltschaftbeim Landgericht 
oder Oberlandesgericht ($ 146 GVG. Strafvoll- 
streekungshandlungen vorzunehmen. Es hat aber 
auch eine tatsächliche Unterbrechung der Strafvollstreckung, eine Avf- 
hebung der Freiheitsbeschränkung und Überweisung des Angeklagten 
hier in Folge der fortwährenden Überwachung des Angeklagten durch 
die Staatsanwaltschaft nicht stattgefunden, zumal die Staats- 
anwaltschaft von besonderen Maßregeln zur Verhütung einer 
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Flucht offenbar deshalb Abstand genommen hat, weil ein Entweichen 
aus der verschlossenen Anstalt nicht als wahrscheinlich erschien. In 
dieser Überwachung, die nur behufs gelegentlicher Wiedereinlieferung 
in die Strafanstalt und nicht etwa im Interesse des Angeklagten selbst 
oder zum Schutze dritter Personen stattfand, ist eine Weitervoll- 
streckung des Urteils zu erblicken (vgl. auch Entsch. des OLG. Ham- 
burg vom 6. Dezember 1900, Goltdammers Archiv Bd. 39 S. 189 und Bd. 
50 S. 337), so daß nach § 493 StPO. die Dauer des Aufenthaltes in den 
von der Strafanstalt getrennten Heilanstalten in die Strafzeit einzu- 
rechnen ist. Bei dieser Sachlage bedurfte es keiner Erörterung der 
streitigen Frage, ob der § 493 StPO. grundsätzlich auch bei einer wirk- 
lichen Unterbrechung der Strafvollstreckung in Folge Eintritts einer Er- 
krankung nach Beginn der Strafvollstreckung die Einrechnung der in 
einer Heilanstalt verbrachten Zeit vorschreibt. Und ferner ist es unter 
den obwaltenden Umständen ohne Belang, daß die Kgl. Staatsanwalt- 
schaft offenbar mit der tatsächlichen Entfernung des Angeklagten ein- 
verstanden ist und ihr Einverständnis durch ihre späteren Maßnahmen 
erkennbar gemacht hat. Die an sich zulässige und fristgerechte Be- 
schwerde der Ehefrau T. erschien vielmehr begründet, weil hier 
gar keine wirkliche Unterbrechung der Strafvoll- 
streckung stattgefunden hat. Da sie, die Beschwerde- 
führerin, ihre Vollmacht zur Beschwerde durch ihre eidesstattliche 
Versicherung auch genügend nachgewiesen hat, so war der Beschluß 
des Kgl. Landgerichts D. Ferienstrafkammer I aufzuheben, und wie 
geschehen zu beschließen; dabei konnte die Anrechnung der vom An- 
geklagten künftig in Heilanstalten zuzubringenden Zeit schon jetzt 
jedenfalls insoweit angeordnet werden, als in dem Verhältnis der 
Strafvollstreckungsbehörde zum Angeklagten keine Änderung eintritt. 


IV. Beschluß des Oberlandesgerichts in Düsseldorf vom 28. März 1908. 


In der Strafsache gegen den früheren Fabrikdirektor G. T., zur 
Zeit in der Provinzial-Heilanstalt in G., wegen Urkundenfälschung 
usw., hat auf die sofortige Beschwerde der Ehefrau G. T. gegen den Be- 
schluß des Königlichen Landgerichts, I. Strafkammer zu D. vom 25. 
Februar 1908, durch welchen der Antrag der Beschwerdeführerin auf 
Einrechnung der von dem Verurteilten nach dem 16. Dezember 1907 
in der Provinzial-Heilanstalt in G. zugebrachten Zeit in die Strafzeit 
kostenfällig abgelehnt ist, der Strafsenat des Königlichen Oberlandes- 
gerichts in Düsseldorf am 28. März 1908 beschlossen: Die Beschwerde 
wird als unbegründet auf Kosten des Verurteilten G. T. verworfen. 


Gründe: 

Die an sich zulässige auch rechtzeitig eingelegte Beschwerde ist 
unbegründet. Denn die zuständige Strafvollstreckungs-Behörde, die 
Königliche Staatsanwaltschaft in D., hat nach Erlaß des Beschlusses des 
Beschwerdegerichts vom 26. Oktober 1907 durch Verfügung vom 11. 
Dezember 1%7 die Strafvollstreckung unterbrochen und diese Unter- 
brechung am 14. Dezember 1907 sowohl der Prov.-Heilanstalt in G. als 
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auch durch deren Vermittlung dem Verurteilten G. T. selbst bekannt 
gemacht, auch nach dem Ausweise der Akten seitdem keineÜberwachung 
des Verurteilten mehr stattfinden assen und am 16.Januar 1908 in den 
Strafakten T. ausdrücklich erklärt, daß sie die Absicht der Über- 
wachung aufgegeben habe. Durchdiese Maßregeln ist eine förmliche 
Unterbrechung der Strafvollstreckung herbeigeführt, zumal sich aus den 
Akten und den Behauptungen der Beschwerde nichts dafür ergibt, daß 
der Verurteilte etwa wegen Geisteskrankheit entmündigt ist, so daß 
die Unterbrechung der Strafvollstreckung seinem gesetzlichen Ver- 
treter hätte bekannt gemacht werden müssen. Eine Unterbrechung 
der Strafvollstreckung seitens der Strafvollstreckungsbehörde ist aber 
auch ohne Zustimmung des Strafgefangenen durchaus zulässig, wie in 
der Rechtsprechung oft zum Ausdruck gebracht ist, und der Strafge- 
fangene hat durchaus kein Recht auf eine ununterbrochene Verbüßung 
seiner Strafe. Die Ansicht der Beschwerde, daß § 493 StPO. auch im 
Fall einer Unterbrechung der Strafvollstreckung durchgreife, ist un- 
richtig und besonders auch nicht aus der Entstehungsgeschichte des $ 
493 zu folgern.. Denn der dem § 493 zugrunde liegende Antrag be- 
zweckte nur, die damals bestehende Verschiedenheit zu beseitigen, daß 
in einigen deutschen Staaten dem wegen Unzulänglichkeit der Strafan- 
stalt-Einrichtungen in eine gesonderte Krankenanstalt gebrachten er- 
krankten Strafgefangenen die in der Krankenanstalt yuge 
brachte Zeit in die Strafhaft eingerechnet wurde, in anderen deutsche 

Staaten aber nicht. Voraussetzung des Antrags sei, daß eine Unterbre- 
chung der Strafvollstreckung überhaupt nicht stattgefunden hatte, son- 
dern daß wegen der Erkrankung nur die eigentliche Verwahrung in der 
Strafanstalt, die Strafhaft im engeren Sinne, vorübergehend aufgehoben 
werde durch die Unterbringung des Gefangenenin einer Kranken- 
Anstalt. Das sprach der Abgeordnete Reichensperger bei der 
Beratung des Antrages noch ausdrücklich aus durch die Erklärung, in 
der Irrenanstalt werde der geisteskranke Gefangene nicht frei, sondern 
die Strafe werde weiter an ihm vollstreckt, jedoch sei immer der Aus- 
weg gegeben, daß die Exekutivbehörde eine zeitweise Entlassung ein- 
treten lasse. In diesem Sinne wurde der Antrag angenommen. 


In der juristischen Literatur hat diese Entstehungsgeschichte des 
$ 493 StPO. nicht immer die erforderliche Würdigung gefunden, je- 
doch vertreten u. a. auch Löwe StPO. 12. Aufl. Anm. 1 zu $ 493, 
Keller StPO. 2. Aufl. Anm. 1 zu § 493 und Lucas, Anleitung, 
form.-Strafrecht, 2. Aufl. Seite 415 bei Note 9 die Ansicht, daß im Fall 
einer förmlichen Unterbrechung der Strafvollstreckung § 493 StPO. 
keine Anwendung finde, wobei Lucas allerdings die Einschränkung 
macht, daß es dem Geiste des Gesetzes entspräche, wenn von der Be- 
fugnis der Unterbrechung der Strafvollstreckung im Falle von Krank- 
heit-nur sparsam und aus ftriftigen Gründen Gebrauch gemacht werde. 
Auch in den in der Beschwerde angeführten beiden Beschlüssen des 
Ferien-Strafsenats vom 9. August 1907 Sch. und vom 13. September 
1907 B. wird die Anwendbarkeit des $ 493 StPO. für den Fall ausge- 
schlossen, daß eine gesetzmäßige Unterbrechung der Strafvollstreckung 
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stattgefunden hat, eine solche Poter orecnung aber für die damals vor- 
liegenden Fälle verneint. 

Die Beschwerde, die sich nur gegen die Nichteinrechnung der 
vom Verurteilten seit dem 16. Dezember 1907 in der Heilanstalt ver- 
brachten Zeit und nicht etwa gegen die Anordnung der Unterbrechung 
der Strafvollstreckung seitens der Strafvollstreckungsbehörde wendet, 
war daher auf Kosten des Verurteilten — § 505 StPO. — zu verwerfen. 


V. Beschluß des Kammergerichts vom 3. Januar 1907. 


In der Strafsache wider den Arbeiter F. K. im Strafgefängnis in 
Pl. hat auf die sofortige Beschwerde des Verurteilten vom 3. November 
1906 über den Beschluß der vierten Strafkammer des Königlichen 
Landgerichts I zu B. vom 25. Oktober 1906 der 1. Strafsenat des König- 
lichen Kammergerichts zu B. in seiner Sitzung vom 3. Januar 1907 nach 
vorgängiger schriftlicher Erklärung des Oberstaatsanwalts vom 16. No- 
vember und 29. Dezember 1906 beschlossen: Dem Verurteilten ist die 
Dauer seines Aufenthalts in der Irrenanstalt zu D. vom 15. März 1899 
bis zum 20. April 1903 bei Berechnung seiner Strafzeit anzurechnen. 
Insoweit wird der angefochtene Beschluß aufgehoben. Im übrigen 
wird die Beschwerde zurückgewiesen. Die Kosten dieses Beschlusses 
fallen zur Hälfte der Staatskasse, zur Hälfte dem Beschwerdeführer 
zur Last. 

Gründe. 

Der Verurteilte hat eine rechtskräftig erkannte Gefängnisstrafe 
von sieben Jahren und drei Monaten zu verbüßen; die Strafzeit hat am 
13. November 1897 begonnen, hat aber noch nicht ihr Ende erreicht, 
weil der Verurteilte wegen Geisteskrankheit in die Irrenanstalt zu D. 
aufgenommen werden mußte und sich dort einmal vom 15. März 
1899 bis zum 20. April 1903, das zweite Mal vom 23. Dezember 1903 
bis zum 7. September 1906 aufgehalten hat. 

Die Strafvollstreckungsbehörde hat die Dauer des Aufenthalts in 
der Irrenanstalt in die Strafzeit nicht eingerechnet; der Verurteilte hat 
hiergegen die Entscheidung des Gerichts angerufen. Die Strafkammer 
ist der Ansicht der Staatsanwaltschaft beigetreten und hat angenommen, 
daß in beiden Fällen eine gehörige Unterbrechung des Strafvollzuges 
stattgefunden habe. Der Verurteilte hat diese Entscheidung mit der 
sofortigen Beschwerde angefochten und behauptet, § 493 StPO, müsse 
zu seinen Gunsten angewandt werden, weil er sich seine Krankheit 
nicht absichtlich zugezogen habe. 

Die Beschwerde mußte zum Teil Erfolg haben. 

Die Vorschrift des $ 493 StPO., daß bei Unterbringung eines 
Verurteilten in eine Krankenanstalt die Dauer des Aufenthalts in 
dieser in die Strafzeit einzurechnen sei, kann keine Anwendung in 
solchem Falle finden, wenn eine Unterbrechung der Strafvollstreckung 
vor oder bei der Überführung in die Krankenanstalt erfolgt, wenn also 
durch die Unterbrechung die Strafvollstreckung in ihrem Fortgang 
nach Beginn gehemmt wird. Die Unterbrechung muß aber, wenn sie 
diese Folgen haben soll, auch tatsächlich geschehen sein; der 
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Verurteilte muß in solchem Falle aus der Strafhaft wirklich entlassen, 
d. h. er muß in Freiheit gesetzt werden und er darf, wie dies bei 
geisteskranken Verurteilten die Regel ist, in einer Krankenanstalt 
lediglich im sicherheitspolizeilichen Interesse und ohne eine Kontrolle 
seitens der Strafvollstreckungsbehörde festgehalten werden. (JMBi. 
1891 S. 208—210, Verfügung der Vorstandsbeamten des Kammerge- 
richts vom 23. Oktober 1894). Die Prüfung, ob diese Voraussetzungen 
im vorliegenden Falle zutrafen, ist vom Beschwerdegericht auf Grund 
der Strafakten, der Akten des Strafgefängnisses in Pl. und der Akten 
der Irrenanstalt in D. vorgenommen; sie hatte bezüglich der zeitlich 
getrennten beiden Unterbringungen in der Krankenanstalt ein ver- 
schiedenes Ergebnis. 

1. Nachdem die Direktion des Strafgefängnisses in Pl. unter Bei- 
fügung eines ärztlichen Gutachtens die Entlassung des Verurteilten aus 
der Strafhaft und seine Überführung in eine Irrenanstalt bei der Staats- 
anwaltschaft des Landgerichts I in B. beantragt hatte, erklärte diese 
St.-A.-Behörde am 7. März 1899 der Direktion des Strafgefängnisses, 
daß in sofortige Unterbrechung der Strafhaft des Verurteilten ge- 
willigt und um Mitteilung von der Entlassung und Überführung ge- 
beten werde. Auf die Anzeige der Entlassung und Überführung nach 
D. vom 15. März 1899 erließ die Strafvollstreckungsbehörde an die 
Direktion der Irrenanstalt in D. das Ersuchen, „im Falle der Wiederge- 
nesung des Verurteilten denselben von dort aus nicht zu ent- 
lassen,” sondern der Staatsanwaltschaft rechtzeitig Anzeige zu ma- 
chen, damit diese seine Rückführung nach PI. veranlassen könne. In 
den Jahren 1900 und 1901 hat die Staatsanwaltschaft sodann Anfragen 
an die Anstaltsdirektion in D. wegen des Gesundheitszustandes des 
Verurteilten und der bei ihm bestehenden Heilungsaussichten ge- 
richtet. 

Die Rückführung des Verurteilten nach PI. ist am 20. April 1%3 
erfolgt; bis zu diesem Tage hat sich der Verurteilte als Kranker in der 
Irrenanstalt befunden. 

Am 10. April 1903 ging bei der Staatsanwaltschaft ein Schreiben 
der Direktion von D. ein, des Inhalts, daß der Verurteilte jetzt als 
strafvollzugsfähig anzusehen sei, zugleich wurde darin die Staatsan- 
waltschaft ersucht, wegen seiner Überführung in die Strafhaft das Wei- 
tere veranlassen zu wollen. Darauf ersuchte die Staatsanwaltschaft 
durch Zuschrift vom 17. April 1903 die Gefängnisdirektion in Pl., den 
Verurteilten mittels des Anstaltswagens von D. in das Gefängnis zu 
überführen oder das Ersuchen der Amtsverwaltung in Pl. zu über- 
mitteln. Am 20. April 1903 wurde der Verurteilte sodann zwei zu 
seiner Abholung in D. erschienenen Strafanstaltsbeamten des Gefäng- 
nisses übergeben und am selben Tage in Pl. eingeliefert. 

Dieser aktenmäßige Sachverhalt ergibt deutlich, daß die Unter- 
brechung der Strafvollstreckung in diesem Falle nur 
formellausgesprochen, aber nicht wirksam durchgeführt ist: 
insbesondere zeigt sich dies aus dem Ersuchen der Strafvoll- 
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streckungsbehörde an die Direktion der Irrenanstalt, den Verurteilten 
im Falle der Wiedergenesung nicht zu entlassen, damit seine 
Rückführung in das Gefängnis gesichert bleibe. Die Entlassung des 
Verurteilten aus dem Gefängnis konnte hiernach nicht die Folge haben, 
daß er seine tatsächliche Freiheit erlangte und nur im sicherheitspoli- 
zeilichen Interesse in der Irrenanstalt festgehalten wurde; sondern er 
wurde, wie jene staatsanwaltschaftliche Verfügung und die weiteren 
Anfragen dieser Behörde an die Direktion der Irrenanstalt bezweckt, 
in der Krankenanstalt zur Verfügung der Straf- 
vollstreckungsbehörde gehalten. Damit steht auch die 
Art und Weise der Rückführung des Verurteilten nach Pi. in Einklang; 
die Direktion der Irrenanstalt behielt den Verurteilten, der anschei- 
nend schon anfangs April 1903 genesen war, solange in der Anstalt zu- 
rück, bis auf ein Ersuchen der Staatsanwaltschaft Beamte des Gefäng- 
nisses in Pl. ihn zwecks Überführung dorthin abholten. 


Hat aber, wie aus diesen Tatsachen zu entnehmen ist, eine Unter- 
brechung der Strafvollstreckung in diesem Falle in Wirklichkeit nicht 
stattgefunden, so muß die Dauer dieses Aufenthalts in der Kranken- 
anstalt, also die Zeit vom 15. März 1899 bis zum 20. April 1903 in die 
Strafzeit eingerechnet werden. 


2. Anders stellt sich das Ergebnis der Aktenprüfung bezüglich 
des zweiten Aufenthalts in der Irrenanstalt, der vom 23. Dezember 1903 
bis zum 7. September 1906 dauerte. Die Staatsanwaltschaft hat auch 
in diesem Falle die Unterbrechung der Strafvollstreckung vor der Über- 
führung des Verurteilten nach D. angeordnet, aber zugleich dem Guts- 
vorsteher in Pl. als dem Vertreter des Ortsarmenverbandes und der 
Direktion der D.er Anstalt die Mitteilung gemacht, daß der Verurteilte 
bedingungslos entlassen sei, daß er mit dem Zeitpunkt seiner Ent- 
lassung aus Pl. aufgehört habe, Justizgefangener zu sein, und in seiner 
Freiheit vom strafgerichtlichen Standpunkt aus völlig unbeschränkt sei. 
Tatsächlich hat auch eine weitere Kontrolle des Verurteilten seitens der 
Strafvollstreckungsbehörde nach den Akten nicht stattgefunden; die An- 
staltsdirektion in D. hat den Verurteilten sogar ohne dann der Staatsan- 
waltschaft vorher Anzeige zu machen, aus der Irrenanstalt wiederholt 
beurlaubt und nach B. entlassen. Dadurch wird bestätigt, daß der Ver- 
urteilte während dieses Aufenthalts in der Krankenanstalt sich tat- 
sächlich in Freiheit befand und nur, soweit dies seine Krankheit erfor- 
derte, im sicherheitspolizeilichen Interesse und ohne eine Kontrolle 
seitens der Strafvollstreckungsbehörde in der Irrenanstalt festgehalten 
wurde. Auf seinen eigenen, der Anstaltsdirektion vorgetragenen 
Wunsch ist der Verurteilte sodann am 7. September 1906 nach dem 
Gefängnis in Pl. überführt worden, um hier seine Strafe weiter zu ver- 
büßen. 

Bezüglich dieses zweiten Aufenthalts in der Irrenanstalt kann 
eine Anrechnung in der Strafzeit hiernach nicht erfolgen, da eine 
wirksame Unterbrechung der Strafvollstreckung vorher stattgefunden 
hat. Die Rüge des Beschwerdeführers daß ihm diese Unterbrechung 
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nicht bekannt genrächt sei, ist verfehlt; die Bekanntmachung der Ver- 
tügung war seitens der Staatsanwaltschaft verfügt; ob sie im Hinblick 
auf den damaligen Geisteszustand des Beschwerdeführers sich nicht 
durchführen ließ, stellt die Gültigkeit der Unterbrechung nicht in Frage. 

Soweit der zweite Aufenthalt in der Irrenanstalt in Betracht 
kommt, war die Beschwerde deshalb unbegründet, im übrigen war, 
wie geschehen, zu entscheiden. - 

Die Kosten sind gemäß § 505 StPO. geteilt, weil das Rechtsmittel 
nur teilweisen Erfolg gehabt hat. 

VI. Beschluß des Oberlandesgerichts in Breslau vom 18. Februar 1908. 

In der Strafsache gegen den Akquisiteur H. M., zurzeit in der 
Irrenabteilung des hiesigen Strafgefängnisses, hat der Strafsenat des 
Königl. Oberlandesgerichts in Br. in der Sitzung vom 18. Februar 1908, 
an welcher teilgenommen haben: der Senatspräsident Dr. F., die Ober- 
landesgerichtsräte Geheimer Justizrat J., L., T. und der Landrichter Dr. 
H., auf die sofortige Beschwerde des Verurteilten über den Beschluß 
der 2. Strafkammer des Königlichen Landgerichts in Br. vom 13. De- 
zember 1907 nach Anhörung des Königlichen Oberstaatsanwalts, den 
Beschluß gefaßt: Die Beschwerde wird auf Kosten des Beschwerde- 
führers verworfen. 

Gründe. 

Der Beschwerdeführer hat eine ihm durch Urteil des König- 
lichen Landgerichts in Br. vom 26. Februar 1906 auferlegte Zucht- 
hausstrafe zu verbüßen. Von der Strafanstalt in Gr.-St., in die er unter- 
gebracht war, wurde er, da sein Verhalten mehrfach Anzeichen für 
eine bestehende Geisteskrankheit gab, in die mit dem Strafgefängnis in 
Br. verbundene Irrenabteilung zur Feststellung seines Geisteszustandes 
überführt. Nach längerer Beobachtung begutachtete der Anstaltsarzt, 
daß M. an degenerativem Irrsein leide, strafvollzugsunfähig sei im eig e- 
nen Interesse der Pflege in einer Irrenanstalt bedürfe. 

Auf Grund dieses ärztlichen Befundes wurde am 20. Dezember 
1906 die Fntlassung aus der Strafhaft bei den Ministern des Innern und 
der Justiz beantragt. Diese erklärten sich durch gemeinsamen Erlaß 
vom 17. Januar 1907 mit der Entlassung einverstanden, nachdem sich 
der Oberstaatsanwalt in Br. dahin geäußert hatte, daß er gegen die Ent- 
lassung unter der Voraussetzung nichts zu erheben habe, daß M. wegen 
seiner Gemeingefährlichkeit in einer öffentlichen Irrenanstalt unterge- 
bracht werde. Inzwischen hatte sich der Gefängnisvorstand mit dem 
Landarmenverband Br., der seine Fürsorgepflicht anerkannte, und mit 
dem Landeshauptmann wegen Unterbringung in eine Provinzial-Irrenan- 
stalt in Verbindung gesetzt. Am 11. Februar 1907 wurde M., da die Über- 
nahm- in eine Provinzial-Heilanstalt wegen Mangels an Platz zunächst 
nicht eriolgen konnte, in die Irrenanstalt des Landarmenverbands 
in Br. übergeführt. Erst am 13. Juni 1907 erfolgte seine Zuführung und 
Aufnahme in die Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt in R. unter Beglei- 
tung eines Krankenwärters. Am 9. Juli wurde er, da sichere Zeichen 
einer Geisteskrankheit nicht zu erweisen waren und Bedenken gegen 
die weitere Strafvollstreckung nicht vorlagen, durch die Polizei in die 
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Irrenabteilung des hiesigen Strafgefängnisses behufs Verbüßung der 
Reststrafe zurücktransportiert. 

Sein auf § 493 StPO. gestützter Antrag, die in der städtischen Irren- 
anstalt in Br. und in der Provinzial-Irrenanstalt in R. verbrachte Zeit 
auf die zu verbüßende Zuchthausstrafe anzurechnen, wurde von der 
Strafkammer mit der Begründung abgelehnt, daß der Anwendung des 
$ 493 der Umstand entgegenstehe, daß M. aus der Strafhaft entlassen 
worden sei. Die dagegen erhobene Beschwerde ist nach $ 494 Abs. 
4 StPO. zwar zulässig, auch rechtzeitig eingelegt, aber nicht begründet. 

Nach § 493 StPO. ist allerdings, wenn der Verurteilte nach Beginn 
der Strafvollstreckung wegen Krankheit in eine von der Strafanstalt ge- 
trennte Krankenanstalt gebracht worden ist, die Dauer des Aufenthalts 
in der Krankenanstalt, von einem hier nicht in Betracht kommenden 
Ausnahmefall abgesehen, in die Strafzeit einzurechnen. An sich ist die 
Vorschrift auch auf den Fall einer Geisteskrankheit und die Unter- 
bringung in einer Irrenanstalt verwendbar, da kein Grund ersichtlich 
ist, weshalb der Vorteil des $ 493 nicht auch einem Geisteskranken zu 
Gute kommen sollte. Allein es ist selbstverständlich, daß es sich dabei 
immer nur um kurze Unterbrechungen handeln kann, und daß, 
wenn die festgestellte Geisteskrankheit dazu führt, den Verurteilten 
für strafvollzugsunfähig zu erklären, und die Heilung in Kürze nicht zu 
erwarten steht, sowohl der Zweck der Strafe, als auch das eigene In- 
teresse des Erkrankten die Aussetzung des Strafvollzuges durch Entlas- 
sung aus der Haft erfordern. Die Befugnis zu solcher Anordnung wird 
durch den $ 493 nicht berührt; denn dieser betrifft nur die Strafanrech- 
nung, nicht den Vollzug und enthält namentlich darüber keine Bestim- 
mung, unter welchen Voraussetzungen der Verurteilte einstweilen aus 
der Strafhaft zu entlassen sei. Hat abereine solche Unterbrechung statt- 
gefunden und der aus der Strafanstalt entlassene Gefangene eine Heil- 
anstalt aufgesucht, so kann eine Anrechnung auf die Strafzeit nach § 493 
StPO. nicht erfolgen. Das zweifelt auch der Beschwerdeführer nicht 
an. Er wendet sich nur gegen die Annahme der Strafkammer, daß eine 
gesetzmäßige Entlassung aus der Strafhaft vorliege, und es war daher 
in eine Prüfung dieser Frage einzutreten. 


Zunächst hält der Beschwerdeführer auf Grund des § 483 StPO. 
in allen Fällen nur die Staatsanwaltschaft als die Strafvollstreckungs- 
behörde zur einstweiligen Entlassung aus der Strafhaft für befugt, 
spricht das gleiche Recht den Ministern des Innern und der Justiz ab 
und folgert daraus, daß der ministerielle Erlaß vom 17. Januar 1907 für 
die Annahme einer ordnungsmäßigen Strafunterbrechung nicht zu 
Grunde gelegt werden dürfe. 

Wäre das selbst richtig, so übersieht der Beschwerdeführer, daß 
sich auch der Oberstaatsanwalt, dessen Zuständigkeit doch dann nicht 
zu bezweifeln wäre, ausdrücklich mit der Entlassung einverstanden er- 
klärt hat. 

Allein die Ansicht des Beschwerdeführers ist irrig. 

Der Fall, wann erst im Lauf der Vollstreckung Umstände eintreten, 
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die in entsprechender Anwendung des $ 487 StPO. eine Unterbrechung 
des Strafvollzugs erheischen, ist im Gesetz überhaupt nicht vorgesehen. 
Aus $ 483, welcher die Strafvollstreckung der Staatsanwaltschaft über- 
trägt, ist nicht zu folgern, daß nur diese Behörde eine Unterbrechung 
der bereits begonnenen Strafvollstreckung wirksam anordnen dürfe. 
Denn ynter Strafvollstreckung im Sinne des § 483 ist nur diejenige Tä- 
tigkeit zu verstehen, welche erforderlich ist, den Verurteilten der Straf- 
anstalt zu überliefern und darüber zu wachen, daß die Strafvollstreckung 
durch die Strafanstaltsverwaltung richtig und vollständig herbeigeführt 
wird. Darüber, welchen Behörden der weitere Strafvollzug zusteht, 
wird hier eine Bestimmung nicht getroffen (vergl. RG. Bd. 5 S. 332, 30 
S. 135). Fehlt es aber an einer gesetzlichen Vorschrift, so muß die 
Strafunterbrechung und Strafteilung als der Regelung im Verwal- 
tungswege überlassen gelten. 


Diese Regelung ist dann auch für Preußen erfolgt. Der Staatsan- 
waltschaft ist die Anordnung von Strafunterbrechungen nur insoweit 
übertragen, als es sich um Strafen handelt, die in Gefängnissen der Ju- 
stizverwaltung vollstreckt werden (Allgem. Verf. d. Justizministers vom 
14. August 1879). Für die zeitweise Entlassung von Gefangenen aus 
Strafanstalten, welche dem Minister des Innern unterstellt sind, gilt 
noch die Allgem. Verf. dieses Ministers vom 17. Juni 1870, wonach die 
Entscheidung durch die Verwaltungsbehörden nach Anhörung der 
Justizbehörden erfolgt. Dieser Rechtsstandpunkt ist durch spätere Ver- 
einbarungen der beiden genannten Minister festgehalten worden. 
(Rundverfügungen d. Ministers d. Innern vom 8. Juni 1881 und des 
Justizministers vom 7. Juni 1881). Es erfolgte die Entlassung im Ver- 
waltungswege im Einverständnis beider Minister nach gutachtlicher 
Äußerung des Oberstaatsanwalts. 


Dementsprechend ist auch im vorliegenden Falle, wo die Strafe in 
einer dem Minister des Innern unterstellten Anstalt vollstreckt wurde, 
verfahren, und es ist deshalb die Strafunterbrechung unbedenklich zu 
Recht erfolgt anzusehen. Den vom Beschwerdeführer überreichten Ent- 
scheidungen des Oberlandesgerichts Düsseldorf kann nicht bei- 
getreten werden, weil sie die Bedeutung des $ 
483 StPO. verkennen. 

Der Beschwerdeführer wendet weiter ein, daß die Enlassungsanord- 
nung ihm nicht bekannt gegeben worden und auch aus diesem Grunde 
nicht wirksam sei. Auch das erscheint verfehlt. Gesetzlich ist eine 
solche Bekanntgabe nirgends vorgeschrieben, denn es handelt sich 
um keine gerichtliche Entscheidung. Will man aber auch ihre Not- 
wendigkeit aus der Natur der Sache oder allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
herleiten (vergl. Beschluß des Kammergerichts vom 15. November 1888, 
des Oberlandesgerichts Cöln vom 16. März 1903), so kann doch gleich- 
wohl nicht eine ausdrückliche und förmliche Kundgebung verlangt wer- 
den. Es muß vielmehr genügen, wenn der Gefangene die Bedeutung der 
getroffenen Maßnahmen einer einstweiligen Entlassung erkennt. Das 
wird bei geistig Gesunden in der Regel vorausgesetzt werden dürfen. 
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Ist der davon Betroffene aber geisteskrank und infolgedessen nicht 
fähig, die Bedeutung jener Maßnahmen zu erfassen, so kann mit Recht 
auch von einer besonderen Mitteilung, tür die er ebensowenig Verständ- 
nis haben würde, abgesehen werden. Ein Einwand kann dieser Unter- 
lasung im vorliegenden Falle, in welchem die Geisteskrankheit durch 
den Anstaltsarzt festgestellt war, nicht entnommen werden. 

Tatsächlich unrichtig ist endlich die Behauptung des Beschwerde- 
führers, seine Entlassung sei unter dem stillschweigenden Vorbehalte 
erfolgt, es solle nach seiner Wiederherstellung seine sofortige Wieder- 
einlieferung in die Strafanstalt erfolgen. Weder trifft es zu, daß M. 
durch die Polizeibehörde in die Heilanstalt nach R. gebracht worden ist, 
vielmehr hat ihn nur ein Krankenwärter begleitet, noch hat auch nur 
eine der in Betracht kommenden Behörden oder Personen, insbeson- 
dere nicht die Strafvollstreckungsbehörde bei der Entlassung um seine 
Wiedereinlieferung nach seiner Genesung oder um seine Überwachung 
im Interesse des weiteren Strafvollzuges, sei es den Landarmenverband, 
sei es den Landeshauptmann, sei es den Vorstand der Irrenanstalt er- 
sucht. Erst als der Staatsanwalt aus den Akten der städtischen Irren- 
anstalt ersah, daß man dort an der Geisteskrankheit des M. zweifelte, 
erbat er sich am 22. Juni 1907 von der Irrenanstalt R. Auskunft über 
die weitere Strafvollzugsfähigkeit, und, als diese bejaht wurde, er- 
suchte er am 2. Juli um Wiedereinlieferung des M. in die Strafanstalt, 
die dann allerdings durch die Polizei erfolgte. 

Demnach war die Entlassung allerdings eine vollständige. Dem 
Umstande, daß M. in Wirklichkeitnicht auf freien Fuß gesetzt, vielmehr 
denjenigen Behörden in Obhut gegeben wurde, denen die Unterbringung 
in der Irrenanstalt gesetzlich obliegt, kann hierbei kein Einfluß beige- 
legt werden. Denn diese Maßnahmen erfolgten nicht im Interesse des 
Strafvollzuges, sondern im eigenen Interesse des Geisteskranken, das 
auch allein zur Strafunterbrechung geführt hatte, und im Interesse der . 
öffentlichen Sicherheit. (Goltdammer, Archiv Bd. 39 S. 189.) 

Die Strafkammer hat sonach mit Recht den $ 493 StPO. für nicht 
anwendbar erklärt, und die Beschwerde war deshalb mit der Kosten- 
folge des $ 505 StPO. zu verwerfen. 


VII. Beschluß des Landgerichts in Beuthen O.-S. vom 21. Januar 1908. 


In der Strafsache gegen den Schlepper J. B. aus B., z. Z. in der 
Irrenanstalt des Strafgefängnisses zu Br., wegen Straßenraubes, wird an- 
geordnet, daß die von dem Verurteilten nach Beginn der Strafvoll- 
streckung in den Irrenanstalten in R. und K. zugebrachte Zeit in die 
Strafzeit eingerechnet wird. 

Gründe. 

Der Schlepper J. B. verbüßt seit dem 20. Juni 1898 eine Zuchthaus- 
strafe von sieben Jahren und vier Monaten. Am 12. August 1898 wurde 
er in die Strafanstalt in R. eingeliefert. Da er später Anzeichen von 
Geistesgestörtheit zeigte, wurde er am 27. Juni 1899 in die Irrenab- 
teilung des Strafgefängnisses in Br. und von hier, nachdem der Minister 
des Innern und der Justizminister sich mit der Entlassung des B. aus 
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der Haft „vorbehaltlich der Wiedereinziehung im Falle der Genesung, 
sofern seine weitere Verwahrung in einer Irrenanstalt gesichert er- 
scheint“ einverstanden erklärt hatten, am 19. Oktober 1899 nach der 
Provinzial-Irrenanstalt zu R. überführt. Am 18. Oktober 1900 teilte 
die genannte Anstalt der Staatsanwaltschaft zu B. mit, daß B. wieder 
strafvollzugsfähig sei, worauf letztere die Polizeibehörde in R. um Rück- 
transport des B. in die Strafanstalt zu R. ersuchte, in der er am 9. No- 
vember 190 wieder eingeliefert wurde. Unter dem 6. Mai 1902 er- 
klärten sich der Minister des Innern und der Justizminister abermals 
mit der Entlassung des geisteskranken Gefangenen J. B. aus der Haft 
einverstanden, worauf der Regierungspräsident den Strafanstaltsdi- 
rektor in R. um Überführung des B. unter Entlassung aus der Haft in 
eine Irrenanstalt ersuchte mit folgendem Zusatz:.,Auch ist dafür Sorge zu 
tragen, daß rechtzeitig vor einer etwaigen Entlassung des B. aus der 
betreffenden Irrenpflegeanstalt mir und dem Herrn Oberstaatsanwalt in 
Br. Mitteilung zugeht.“ Am 22. September 1902 wurde der Verurteilte 
wieder der Irrenanstalt zu R. zugeführt, nachdem er hier entwichen 
war, am 18. September 1906 in die Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt zu 
Kr. aufgenommen, und nach seiner Heilung am 30. September 1907 
nach B. transportiert, wo er als Passant bis zum 10. Dezember 1907, 
an welchem Tage er in die Irrenabteilung des Strafgefängnisses in Br. 
überführt wurde, im Gefängnis verwahrt wurde. 

B. hat nunmehr beantragt, die von ihm in den genannten Irrenan- 
stalten zugebrachte Zeit auf seine Strafzeit anzurechnen; die Staatsan- 
waltschaft hat diesem Antrage widersprochen. 


Zu der Entscheidung über diesen Antrag ist das angegangene Ge- 
richt zuständig ($ 494 StPO.). Der in Betracht kommende $ 493 StPO. 
sagt‘ „Ist der Verurteilte nach Beginn der Strafvollstreckung wegen 
Krankheit in eine von der Strafanstalt getrennte Krankenanstalt ge- 
bracht worden, so ist die Dauer des Aufenthalts in der Krankenanstalt 
in die Strafzeit einzurechnen, wenn nicht der Verurteilte mit der Ab- 
sieht, die Strafvollstreckung zu unterbrechen, die Krankheit herbeige- 
führt hat.“ 

Für die Vermutung, daß letzteres hier der Fall ist, geben die Akten 
keine Veranlassung. B. ist nun nach seinem Strafantritt zweimal wegen 
Cieisteskrankheit — daß auch diese hier in den Begriff „Krankheit“ cin- 
geschlossen ist, ist allgemein anerkannt (cfr. OLG. Hamburg Z. R. 
1901, zitiert in Goltdammers Archiv Bd. 50 S. 188) — in den mit 
der Strafanstalt R. nicht in Verbindung stehenden Irrenanstalten R. 
bezw. Kr. untergebracht worden. 

Nach der Ansicht der Staatsanwaltschaft ist aber in diesen Fällen 
die Strafvollstreckung vorher unterbrochen, und erst bei der Einliefe- 
rung in die Strafanstalt wieder aufgenommen worden. Wäre dieses zu- 
treffend, so würde der Aufenthaltin der Krankenanstalt natürlich in die 
Strafzeit nicht einzurechnen sein. In Wirklichkeit hat aber die Strafvoll- 
zugsbehörde den B. nichtindie Freiheit gesetzt, vielmehrhatsie, weil sie 
hin wegen seiner Krankheitnicht mehrin der Strafanstaltbehalten wollte, 
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die notwendig gewordene Überführung in eine Irrenanstalt veranlaßt, 
jedoch so, daß er stets zu ihrer Verfügung blieb, dennformell hat zwar 
der den Strafvollzug in der Strafanstalt überwachende Minister des 
Innern in Übereinstimmung mit dem Justizminister am 4. September 
1899 und am 6. Mai 1902 die Entlassung des B. aus der Haft verfügt, 
im ersten Falle ist diese aber unter dem Vorbehalte der Wiederein- 
ziehung im Falleder Genesung und unter der Bedingung dersicheren Ver- 
wahrung des Verurteilten genehmigt worden, und im zweiten Falle hat der 
die ministerielle Verfügung ausführende Regierungspräsident den Straf- 
anstaltsdirektor angewiesen, dafür zu sorgen, daß B. sobald es sein Ge- 
sundheitszustand zulassen würde, unmittelbar aus der Irrenanstalt wie- 
der der Strafanstalt zugeführt würde. Daß aber auch die Staatsanwalt- 
schaft in -B. als Strafvollstreckungsbehörde keineswegs davon ausging, 
daß B. aus der Strafhaft entlassen sei, geht auch daraus hervor, daß sie 
einen Suchvermerk hinter jenem erließ, als er aus der Anstalt in R. 
entwichen war. 

In derartigen Fällen gilt aber die Strafvollstreckung nicht als unter- 
brochen wie auch in einem Beschlusse des OLG. Colmar vom 7. Sep- 
tember 1891 (Goltdammers Archiv Bd. 39 S. 189) ausgeführt wird: 
„Wird der Erkrankte aus der Strafhaft nicht entlassen, wird vielmehr 
dessen Unterbringung in eine Krankenanstalt durch die Strafvoll- 
streckungsbehörde herbeigeführt, unter dem Vorbehalt, daß derselbe 
nach seiner Heilung nicht entlassen, vielmehr der Strafanstalt wieder 
zugeführt werde, sodaß derselbe also während der ganzen Zeit zur 
Verfügung der Strafvollstreckungsbehörde bleibt, so tritt eine Straf- 
. unterbrechung nicht ein, selbst wenn eine solche gewissermaßen in 

den Akten theoretisch verfügt sein sollte, vielmehr ist der Aufenthalt 
des Strafgefangenen in der von der Strafanstalt getrennten Krankenan- 
stalt gleich demjenigen anzusehen, den er in einer mit der Strafanstalt 
verbundenen Krankenanstalt — also innerhalb der Strafanstalt — ver- 
bracht hat, und für diesen Fall bestimmt der $ 493, daß die Dauer 
dieses Aufenthaltes in die Strafzeit einzurechnen ist.“ Die gleiche An- 
sicht istvertreten in einer Entscheidung des Bundesamts für das Heimat 
wesen vom 14. September 1889, JMBl. 1891 S. 208, in der auch ausge- 
führt ist: „Nur wenn keinerlei Maßregeln getroffen sind, seine — d. i. 
des Gefangenen — Rückkehr in das Gefängnis nach beendeter Kur zu 
sichern, kann die durch die Verhaftung eingetretene Freiheitsbeschrän- 
kung als völlig aufgehoben angesehen werden.“ 


Daß die Freiheitsbeschränkung fortbesteht, wenn ausdrücklich : an 
die Polizeibehörde oder die Krankenhausverwaltung das Ersuchen ge- 
richtet worden ist, den bisherigen Gefangenen nach seiner Genesung in 
das Gefängnis zurückzuführen, ist nicht nur wiederholt vom Bundes- 
amt, sondern auch vom Reichsgericht anerkannt. 


Übereinstimmend hat dies auch das OLG. Hamburg in zwei Be- 
schlüssen (vom 6. Dezember 1900 und vom 7. August 1901, zitiert in 
Goltdammers Archiv Bd. 50 S. 336 und 188) ausgesprochen. 

Nach dem Gesagten hat vorliegend eine Unterbrechung der Straf- 
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vollstreckung nicht stattgefunden, und ist daher die von B. in den Irren- 
anstalten zu R. und Kr. verbrachte Zeit in die Strafzeit einzurechnen. 


VIII. Beschluß des Oberlandesgerichts in Breslau vom 28. Februar 1908. 

In der Strafsache gegen den Schlepper J. B. aus B. wegen Straßen- 
raubes hat der Strafsenat des Königlichen Oberlandesgerichts in Br. 
in der Sitzung vom 28. Februar 1908 auf die sofortige Beschwerde der 
Königlichen Staatsanwaltschaft über den Beschluß der 6. Strafkammer 
des Königlichen Landgerichts in B. vom 21. Januar nach Anhörung des 
Königlichen Oberstaatsanwalts den Beschluß gefaßt: Der angefochtene 
Beschluß wird aufgehoben. Der Antrag des Verurteilten, die von ihm 
in den Irrenanstalten in R. und Kr. verbrachten Zeiträume auf die 
Strafzeit einzurechnen, wird verworfen. Die Kosten treffen den Verur- 
teilten. 

Gründe. 

Der Schlepper J. B. war zur Verbüßung einer Gesamtzuchthaus- 
strafe von 7 Jahren 4 Monaten, die vom 20. Juni 1898 bis 20. Oktober 
1905 berechnet war, in der Strafanstalt in R. untergebracht. Von dort 
wurde er, da sich der Verdacht einer geistigen Erkrankung ergab, 
am 27. Juni 1899 zur Beobachtung seines Geisteszustandes in die Irren- 
abteilung des Strafgefängnisses in Br. überführt. Der Bericht des An- 
staltsarztes vom 28. Juli 1899 erklärte ihn wegen Geisteskrankheit für 
strafvollzugsunfähig, zugleich für in hohem Maße gemeingefährlich und 
erachtete deshalb seine Überführung in eine Irrenanstalt für dringend 
geboten. Nachdem auf Grund dieses ärztlichen Befundes seitens der 
Direktion des Strafgefängnisses in Br. die Entlassung aus der Strafhaft 
bei den Ministern des Innern und der Justiz beantragt worden war, er- ` 
klärten sich diese durch gemeinsamen Erlaß vom 4. September 18% 
mit der Entlassung aus der Haft für einverstanden „vorbehaltlich der 
Wiedereinziehung im Falle der Genesung,” und „sofern seine weitere 
Verwahrung in einer Irrenanstalt gesichert erscheine.” Nachdem sich 
die Direktion des Straigefängnisses mit dem Landarmenverband der 
Provinz Schlesien und dem Landeshauptmann, der die Fürsorgepflicht 
anerkannte, in Verbindung gesetzt hatte, wurde B. auf Verfügung des 
Regierungspräsidenten am 19. Oktober 1899 in die Provinzial- 
irrenanstalt in R. überführt. Auf Anfrage der Staatsanwaltschaft in B. 
vom 2. Oktober 1900, ob sich B. noch in R. in Pflege befinde, und Aus- 
sicht auf Wiedereintritt der Haftfähigkeit bestehe, erklärte die Direk- 
tion der Irrenanstalt, daß B. wieder strafvollzugsfähig und ein weiterer 
Anstaltsaufenthalt zwecklos sei. Die Staatsanwaltschaft ersuchte hier- 
auf die Polizeiverwaltung in R. um Rücktransport des B. in die Strafan- 
stalt in R. dieser erfolgte am 9. November 1900. 

Unter gleichen Umständen erklärten sich wiederum unter dem 
6. Mai 1902 die Minister des Innern und der Justiz mit der Entlassung Bs. 
aus der Haft einverstanden, Der Direktor der Strafanstalt in R. er- 
suchte wieder den Landarmenverband der Provinz Schlesien um 
„Unterbringung des gemeingefährlichen Kranken in einer Irrenanstalt,” 
und zwar auf Grund der Anordnung des Regierungspräsidenten, wel- 
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cher dem Strafanstaltsdirektor gleichzeitig auftrug, „dafür Sorge zu 
tragen, daß rechtzeitig vor einer etwaigen Entlassung des B. aus der 
betreffenden Irrenanstalt dem Regierungspräsidenten und dem Ober- 
staatsanwalt Mitteilung zugehen.“ Die Überführung erfolgte am 22. 
September 1902 nach der Provinzialirrenanstalt in R. 


Am 8. Januar t903 entwich B. aus der Anstalt. Die Direktion 
teilte dies der Staatsanwaltschaft in B. mit, leitete aber ihrerseits die 
Wiederfestnahme durch Mitteilung an den Regierungspräsidenten und 
Ersuchen der Polizeiverwaltung in B. in die Wege, während die Staats- 
anwaltschalft nur die Niederlegung eines Suchvermerks verfügte. Die 
Festnahme erfolgte am 20. Januar 1903 in R., wo sich B. in der Strat- 
anstalt, wie er sagte, zur Weiterverbüßung seiner Strafe eingefunden 
hatte; von der Strafanstalt wurde er zur weiteren Veranlassung der 
Polizeiverwaltung übergeben; bei dieser wurde er auf Veranlassung 
der Irrenanstalt in R. abgeholt. 


Am 6. August 1906 entwich er abermals. Auf Mitteilung der 
Anstaltsdirektion ließ die Staatsanwaltschaft wiederum einen Suchver- 
merk niederlegen, während die Anstaltsdirektion die Wiederfestnahme 
durch Ersuchen des Regierungspräsidenten und der Landespolizeibe- 
hörde betrieb. 

Seit dem Ersuchen des Regierungspräsidenten wurden Ermittlungen 
im ganzen Regierungsbezirk angeordnet. Am 18. September 1906 wurde 
der in K. wieder festgenommene B. in die Provinzial-Heil- und Pflege- 
anstalt zu K. überführt. Dort verblieb er bis zum 30. September 
1907. An diesem Tage wurde er als gebessert zur Weiterverbüßung 
seiner Strafe nach B. entlassen, verblieb dort als Passant bis zum 10. 
Dezember 1907 und wurde dann wieder in die Irrenabteilung des Straf- 
gefängnisses in Br. überführt. | 

Am 12. Dezember 1907 stellte er den Antrag, die in den Irrenan- 
stalten zu R. und K. zugebrachte Zeit in seine Strafzeit einzurechnen, 
indem er die zweimalige, durch die Minster des Innern und der Justiz 
ausgesprochene Entlassung aus der Strafhaft für rechtsungültig er- 
klärte, weil eine solche Anordnung dem $ 493 StPO. widerspreche, 
weil ihm die Haftentlassung nicht mitgeteilt, und er auch tatsächlich 
gar nicht in Freiheit gesetzt worden sei. 


Durch den angefochtenen Beschluß vom 21. Januar 1908 wurde 
dem Antrage stattgegeben, weil B. nicht unbedingt aus der Strafhaft 
entlassen, sondern zur Verfügung der Strafvollstreckungsbehörde ge- 
halten, und sobald sein Gesundheitszustand es zuließ, unmittelbar der 
Strafanstalt wieder zugeführt worden sei. 

B. wurde auf Grund dessen am 25. Januar 1908 aus der Strafhaft 
entlassen. 

Gegen diesen der Staatsanwaltschaft am 24. Januar vorgelegten 
Beschluß hat sie am 30. Januar, also rechtzeitig, das zulässige Rechts- 
mittel der sofortigen Beschwerde eingelegt (§§ 41, 348, 353, 493, 494 
StPO.), die darauf fußt, daß durch die Erlasse der Minister des Innern 
und der Justiz in beiden Fällen eine wirksame Unterbrechung der 
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Strafhaft stattgefunden habe. Die Beschwerde war für begründet zu 
erachten: 

Nach $ 493 StPO. ist allerdings, wenn der Verurteilte nach Be- 
ginn der Strafvollstreckung wegen Krankheit in eine von der Strafan- 
stalt getrennte Krankenanstalt gebracht worden ist, die Dauer des 
Aufenthalts in der Krankenanstalt, von eınem hier nicht in Betracht 
kommenden Ausnahmefall abgesehen, in die Strafzeit einzurechnen, 
und es besteht gar kein Anlaß, diese Vorschrift nicht auch auf den Fall 
einer Geisteskrankheit und Unterbringung in einer Irrenanstalt anzu- 
wenden. Ebensowenig aber ist es zweifelhaft, daß jederzeit eine 
Unterbrechung im Strafvollzuge eintreten kann, und daß der Verur- 
teilte, falls er im Anschluß daran in einer Irrenanstalt Aufnahme fin- 
det, eine Anrechnung der hier verbrachten Zeit auf die Strafzeit nicht 
verlangen kann. Dies verneinen auch weder der Verurteilte noch der 
angefochtene Beschluß, sie verneinen nur, daß eine ordnungsmäßige 
Unterbrechung stattgefunden habe. Die Befugnis zu einer sol- 
chen Unterbrechung wird durch den $ 493 nicht berührt; denn dieser 
betrifft nur die Strafanrechnung, nicht den Strafvollzug und enthält 
namentlich darüber keine Bestimmung, unter welchen Voraussetzungen 
der Verurteilte einstweilen aus der Strafhaft zu entlassen sei. Daß eine 
solche Unterbrechung gerade dann angebracht ist, wenn der Verur- 
teilte in Geisteskrankheit verfallen und dadurch strafvollzugsunfähig 
geworden ist — dieser Grundsatz ist in § 487 StPO. zum Ausdruck ge- 
kommen — ergibt sich ebenso aus dem Zwecke der Strafe als aus dem 
eigenen Interesse des Erkrankten. 


Es fragt sich deshalb nur, ob in den vorliegenden beiden Fällen 
eine ordnungsmäßige Unterbrechung des Strafvollzugs d. h. eine 
ordnungsmäßige Entlassung aus der Strafhaft stattgefunden hat. 

Dies ist zu bejahen aus den vom Senat in Sachen gegen M. 7 W. 
7/08 ausgesprochenen Erwägungen. 

„Der Fall, wann erst im Laufe der Vollstreckung Umstände ein- 
treten, die in entsprechender Anwendung des $ 487 StPO. eine Unter- 
brechung des Strafvollzugs erheischen, ist im Gesetz überhaupt nicht 
vorgesehen. Aus § 483, welcher die Strafvollstreckung der Staatsan- 
waltschaft überträgt, ist nicht zu folgern, daß nur diese Behörde eine 
Unterbrechung der bereits begonnenen Strafvollstreckung wirksam an- 
ordnen dürfe. Denn unter Strafvollstreckung im Sinne des § 483 ist 
nur diejenige Tätigkeit zu verstehen, welche erforderlich ist, den Ver- 
urteilten der Strafanstalt zu überliefern und darüber zu wachen, daß 
die Strafvollstreckung durch die Strafanstaltsverwaltung richtig 
und vollständig herbeigeführt wird. Darüber. welchen Behörden 
der weitere Strafvollzug zusteht, wird hier eine Bestimmung 
nicht getroffen (vgl. RGSt. 5 S. 332, 30 S. 135). 
Fehlt es aber an einer gesetzlichen Vorschrift, so muß die Strafunter- 
brechung und Strafteilung als der Regelung im Verwaltungs- 
wege überlassen gelten. 

Diese Regelung ist dann auch für Preußen erfolgt. Der Staats- 
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anwaltschaft ist die Anordnung von Strafunterbrechungen nur insoweit 
übertragen, als es sich um Strafen handelt, die in den Gefängnissen 
der Justizverwaltung vollstreckt werden (Allgemeine Verfügung des 
Justizministers vom 14. August 1879). 


Für die zeitweise Entlassung von Gefangenen aus Strafanstalten, 
welche dem Minister des Innern unterstellt sind, gilt noch die Allge- 
meine Verfügung dieses Ministers vom 17. Juni 1870, wonach die Ent- 
scheidung durch die Verwaltungsbehörden nach Anhörung der Justiz- 
behörden erfolgt. 

Dieser Rechtsstandpunkt ist durch spätere Vereinbarungen der 
beiden genannten Minister festgehalten worden (Randverfügungen des. 
Minister des Innern vom 18. Juni 1881 und des Justizministers vom 7. 
Juni 1881). „Es erfolgt die Entlassung im Verwaltungswege im Einver- 
ständnis beider Minister nach gutachtlicher Äußerung des Oberstaats- 
anwalts.” 


Nach diesen Grundsätzen ist in den vorliegenden beiden Fällen, 
in denen die Strafe in einer dem Minister des Innern unterstellten An- 
stalt vollstreckt wurde — solche sind sowohl die Strafanstalt in R. wie 
auch das Strafgefängnis in Br. — verfahren worden. Die beiden Erlasse 
der Minister des Innern und der Justiz vom 4. September 1899 und 6. 
Mai 1902 sind auf die Berichte des Oberstaatsanwalts ergangen. Daß 
den Erlassen eine unbedingte Strafentlassung nicht gefolgt sei, ist irrig. 
Die Strafvollstreckungsbehörde d. i. die Staatsanwaltschaft in B. hat die 
jedesmalige Entlassung des B. keinerlei Beschränkungen unterworfen. 
Auch der Erlaß vom 4. September enthält eine solche Beschränkung 
nicht. Daß die „Wiedereinziehung B.s „im Falle seiner Genesung“ er- 
folgen mußte, ist selbstverständlich, weil seine Strafe noch nicht ver- 
büßt war. Der weitere Vermerk „sofern seine Verwahrung in einer ` 
Irrenanstalt gesichert erscheint” enthält eine Anordnung im sicher- 
heitspolizeilichen Interesse und ist darauf zurückzuführen, daß B. nach 
dem Bericht des Anstaltsarztes im hohen Maße gemeingefährlich war; 
hierbei ist zu bemerken, daß der ganze Erlaß an den Regierungspräsi- 
denten in Br. gerichtet ist, also eine Anweisung an die Strafvoll- 
streckungsbehörde in jenem Vermerk unmöglich enthalten sein kann. 
Ebenso ist in dem zweiten Fali der vom Regierungspräsidenten in O. dem 
Strafanstaltsdirektor in R. gegebene Auftrag, für eine rechtzeitige Be- 
nachrichtigung vor einer etwaigen Entlassung des B. aus der Irrenan- 
stalt Sorge zu tragen, eine reine Anordnung der Verwaltungsbehörde, 
welche mit dem Strafvollzug als solchem nichts zu tun hat und zweifel- 
los hauptsächlich der Rücksicht entsprungen ist, daß es sich um einen 
gemeingefährlichen Geisteskranken handelte. Daß die Unterbringung 
Bs. in den Irrenanstalten nicht im “nteresse des Strafvollzugs, sondern 
im sicherheitspolizeilichen Interesse erfolgte, zeigt sich deutlich darin, 
daß sich die Staatsanwaltschaft mit der Ausführung in keiner Weise 
befaßt, sie auch in keiner Weise kontrolliert hat. Nicht sie, sondern 
die Direktion des Strafgefängnisses und der Direktor der Strafanstalt 
haben die Unterhandlungen mit dem Landarmenverband und dem 
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Landeshauptmann in die Wege geleitet und die Überführung alsdann 
veranlaßt. Nicht die Staatsanwaltschaft, sondern die Direktion der 
Irrenanstalt und der Regierungspräsident haben bei dem zweimaligen 
Entweichen B.s aus der Anstalt die zu seiner Wiederergreifung erfor- 
derlichen Maßnahmen eingeleitet. 


Die Landesverwaltung Schlesiens ist mit keinerlei Ansprüchen auf 
Erstattung ihrer für Verpflegung und Behandlung Bs. in den Provinzial- 
irrenanstalten enstandenen Kosten hervorgetreten. Die Tätigkeit der 
Staatsanwaltschaft beschränkte sich ausschließlich darauf, nach dem Ver- 
bleib und der Haftfähigkeit Bs. von Zeit zu Zeit Nachfrage zu halten, sowie 
bei dem zweimaligen Entweichen Suchvermerke niederzulegen. Erstere 
Maßnahme entsprang lediglich der Pflicht der Strafvollstreckungsbe- 
hörde, die Strafvollstreckung, sobald zulässig, rechtzeitig wieder aufzu- 
nehmen, und würde, auch wenn B., ohne zuvor zur Strafhaft eingeliefert 
worden zu sein, alsbald der Irrenanstalt zugeführt worden wäre, in 
gleicher Weise gehandhabt worden sein; sie bedeutet also nicht einen 
Ausfluß der gegenwärtigen, sondern eine Vorbereitung der künftigen 
Strafvollstreckung. Ähnlich sollte der Suchvermerk keineswegs irgend 
einem Zwecke des derzeitigen Strafvollzugsdienen, sondern einmaldas in 
dem Strafnachrichtssystem liegende Mittel, eine gesuchte Person wieder 
aufzufinden, in den Dienst der Landespolizeibehörde stellen, also inso- 
weit nur in deren Interesse zur Anwendung bringen, andererseits sollte 
er, falls B. in Freiheit eine neue Straftat begangen hätte und deswegen 
zur Verantwortung gezogen worden wäre, die Mitteilung seiner Unzu- 
rechnungsfähigkeit und damit die Wahrung seines eigenen Interesses 
ermöglichen. Nach den beidesmaligen Entlassungen Bs. aus der Straf- 
haft läßt sich also ein Eingreifen der Staatsanwaltschaft als Voll- 
` streckungsbehörde solange nicht feststellen, als bis beide Male wegen 
Besserung der Erkrankung zur Fortsetzung des Strafvollzugs geschrit- 
ien wurde. Es ist also nicht richtig, daß in den Zwischenzeiten eine 
unbedingte Strafentlassung nicht erfolgt sei. Dies ist geschehen, und 
wenn B. nicht tatsächlich seine volle Freiheit erlangt hat, so lag dies 
daran, daß er von anderer Seite im sicherheitspolizeilichen Interesse 
festgehalten wurde. 


Die Anführung Bs., daß die Entlassungsordnung ihm nicht be- 
kannt gegeben worden, und auch aus diesem Grunde nicht wirksam 
sei, ist gleichfalls verfehlt. Gesetzlich ist eine solche Bekanntgabe nicht 
vorgeschrieben; es handelt sich um keine gerichtliche Entscheidung. 
Will man aber auch ihre Notwendigkeit aus der Natur der Sache oder 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen herleiten (vgl. Besehl. des Kammerge- 
richts vom 15. November 1888, des OLG. Cöln vom 16. März 1903), so 
kann doch gleichwohl nicht eine ausdrückliche und förmliche Kund- 
gebung verlangt werden. Es muß vielmehr genügen, wenn der Ge- 
fangene die Bedeutung der getroffenen Maßnahmen als einer einstwei- 
ligen Entlassung erkennt. Das wird bei geistig Gesuuden in der Regel 
vorausgesetzt werden dürfen. Ist der davon Betroffene aber geistes- 
krank und infolgedessen nicht fähig, die Bedeutung jener Maßnahmen 
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zu erfassen, so kann mit Recht auch von einer besonderen Mitteilung, 
für die er ebensowenig Interesse haben würde, abgesehen werden“ (cfr. 
den Beschluß des Senats in Sachen gegen M. 7. W. 7/08). 

Aus diesen Erwägungen kann im vorliegenden Falle die Zeit, 
welche der Verurteilte in den Irrenanstalten in R. und K. verbracht 
hat, in seine Strafzeit nicht eingerechnet, werden. Dem gegen- 
teiligen Standpunkt des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf (Beschlüsse vom 24. Juli, 13. September 
und 26.Oktober1907) kann eine Berechtigung nicht 
zuerkannt werden. Im Sinne dieses Beschlusses haben auch 
das OLG. Colmar (Goltdammer Arch. Bd. 39 S. 189) und neuer- 
dings das Kammergericht (Beschluß vom 3. Januar 1907 in Sachen 
gegen K. 1. W. 622/06) entschieden. Eine Reihe weiterer scheinbar ab- 
weichender Entscheidungen können gleichfalls nicht für prinzipiell 
abweichend erachtet werden, weil das hier ausschlaggebende Ein- 
schreiten im sicherheitspolizeilichen Interesse dort nicht stattgefunden 
hat. 

Die angefochtene Entscheidung war daher aufzuheben, und der 
Antrag des Verurteilten vom 12. Dezember 1907 zu verwerfen. Die 
Kostenscheidung gründet sich auf die §§ 497, 505 StPO. 

Die Entscheidung des Oberlandesgerichts in Colmar, auf 
die in diesen Beschlüssen wiederholt hingewiesen wurde, hat 
folgenden Wortlaut: 


Auszug aus dem Archiv für Strafrecht. 
StPO. § 493: Unterbrechung der Strafvollstreckung durch die St.-A. 
Beschl. des OLG. Colmar vom 7. Juli 1891 (W. 27/91). 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß die St.-A. befugt ist, eine 
Unterbrechung der Strafverbüßung anzuordnen, und ihr die Regelung 
dieses Gegenstandes überlassen ist, da die StPO., abgesehen von der 
Einzelvorschrift in § 490 Abs. 3, Bestimmungen hierüber nicht ge- 
troffen hat. Diese Befugnis wird durch den $ 493 StPO. nicht berührt, 
der nur die Strafanrechnung. nicht den Strafvollzug betrifft. Die An- 
ordnung der Strafunterbrechung hat an sich die Folge, daß der Sträfling 
aus der Strafanstalt entlassen wird und seine freie Willensbestimmung 
wieder erhält. Die Veranlassung, welche bestimmend ist, eine Straf- 
unterbrechung eintreten zu lassen, ist auf die Wirkung dieser An- 
ordnung ohne Einfluß. Eine solche Veranlassung kann auch in der 
Erkrankung des Strafgefangenen gefunden werden. Wird daher in 
Folge der Erkrankung die Strafunterbrechung angeordnet, und der aus 
der Strafans'alt entlassene Gefangene sucht irgend eine Heilanstalt auf, 
So kann in diesem Falle der $493 keine Anwendung finden. Wird da- 
gegen der Erkrankte aus der Strafanstalt nicht entlassen, wird vielmehr 
dessen Unterbringung in eine Krankenanstalt durch die Strafvoll- 
streckungsbehörde herbeigeführt unter dem Vorbehalt, daß derselbe 
nach seiner Heilung nicht entlassen, vielmehr der Strafanstalt wieder 
zugeführt werde, so daß derselbe also während der ganzen Zeit zur 
Verfügung der Vollstreckungsbehörde bleibt, so tritt eine Strafunterbre- 
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chung nicht ein, selbst wenn solche in den Akten gewissermaßen theo- 
retisch verfügt sein sollte (vgl. Entsch. des RG. in Zivils. 10 S. 230 und 
preuß. JMBl. 1891 S. 208), vielmehr ist der Aufenthalt des Strafge- 
fangenen in der von der Strafanstalt getrennten Krankenanstalt gleich 
demjenigen anzusehen, den er in einer mit der Strafanstalt verbunde- 
nen Krankenanstalt, — also innerhalb der Strafanstalt — verbracht hat, 
und für diesen Fall bestimmt der § 493, daß die Dauer dieses Aufent- 
halts in die Strafzeit einzurechnen ist. 

Dieser Grundsatz trifft bei der Unterbringung des nach Beginn 
der Strafvollstreckung geisteskrank gewordenen Verurteilten in eine 
Irrenanstalt zu. Es kann hierbei dem Umstande kein Einfluß beigelegt 
werden, daß, wenn auch die St.-A. den Strafvollzug ohne Vorbehalt un- 
terbricht, und die Unterbringung einer anderen Behörde oder den Ange- 
hörigen, dem Vormunde usw. überläßt, der Geisteskranke in eigenem 
und öffentlichem Interesse. tatsächlich in den wenigsten Fällen auf 
freien Fuß gesetzt, vielmehr direkt denjenigen in Obhut gegeben wird, 
welche dessen Unterbringung in die Irrenanstalt übernommen haben. 


Vorliegend ist nun die Unterbringung des Sträflings in die Irren- 
anstalt nach St. am 12. Juli 1883 durch die Verwaltungsbehörde auf 
Grund des Gesetzes vom 30. Juni 1838 erfolgt. Die Übernahme des- 
selben seitens der badischen Regierung in die bad. Irrenanstalt Fr. 
geschah lediglich auf Grund von Verhandlungen der beiderseitigen 
Verwaltungsbehörden ohne jegliche Mitwirkung der St.-A., die lediglich 
die Strafunterbrechung ohne Vorbehalt, besonders ohne die Anordnung 
verfügt hatte, daß der Verurteilte nach etwaiger Wiedergenesung nicht 
zu entlassen, sondern der Strafanstalt wieder zuzuführen sei. Die von 
Zeit zu Zeit nach Ausweis der Akten seitens der St.-A. an die Irren- 
anstaltsverwaltungen bezüglich des Gesundheitszustandes gerichteten An- 
fragen können nicht als Ausfluß oder Merkmal eines solchen Vorbe- 
haltes erachtet werden, wie denn auch der Verurteilte nach seiner Wi- 
derherstellung aus der Anstalt Fr. unbeanstandet einfach entlassen 
wurde. Unter diesen Umständen sind die Vorbedingungen zur An- 
wendung des § 493 nicht gegeben. 

In der Entscheidung des Landgerichts in Beuthen sind 
zwei Beschlüsse des Oberlandesgerichts in Hamburg erwähnt. 
In Goltdammer, Archiv für Strafrecht und Strafprozeß 
Bd. 50 1903 Seite 188 findet sich darüber folgendes: 

„strafvollstreckung: Eine wegen Geisteskrankheit nach dem Strafan- 
tritt notwendig gewordene bloße Überführung des Verurteilten aus der 
Strafanstalt in die Irrenanstaltenthält, so lange nicht die Staatsanwalt- 

schaft als Strafvollstreckungsbehörde tatsächlich den Strafvollzug, sei es 
ausdrücklich, sei es durch konkludente Handlung aufgehoben hat, noch 
keine Unterbrechung der Strafvollstreckung (OLG. Hamburg, 7. August 
1901, zu StPO. § 493.) 

Seite 336: Strafvollstreckung. StPO. § 493 darf nicht dadurch außer 
Kraft gesetzt werden, daß formell zwar die Unterbrechung der Strafhaft 
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verfügt wird, materiell aber die Überführung des Verurteilten in die 
Krankenanstalt überwacht, und nach seiner Wiederherstellung seine Zu- 
rückführung in die Strafanstalt veranlaßt wird. (OLG. Hamburg, B. 
vom 6. Dezember 1900; vergl. auch OLG. Colmar im A 39, 189 und 
RG. Zi. S. 10 Nr. 62.)“ 

Die Entscheidung des Bundesamts für das Heimatwesen 
vom 14. September und 9. November 1889 (preuß. Justizmini- 
sterialblatt von 1891 Seite 208) betr. Haftung der Justizverwal- 
tung für Verpflegungskosten eines in einem Krankenhause un- 
tergebrachten Gefangenen hat folgenden Wortlaut: 


„Das Bundesamt jür Heimatwesen hat in feststehender Recht- 
sprechung den Grundsatz aufgestellt, daß Gerichtsgefangene, welche 
krankheitshalber von der Justizbehörde aus der Haft entlassen und 
einer Kommunalkrankenanstalt zur Verpflegung übergeben sind, gleich- 
wohl nach wie vor als Gefangene, die zur Verfügung der Justizbehörden 
verbleiben, und auf Kosten der Justizverwaltung zu verpflegen sind, an- 
zusehen seien, sobald bei ihrer Entlassung aus der Haft vorbehalten 
wurde, dieselben nach beendigter Kur in das Gefängnis zurückzuneh- 
men. Ob ein solcher Vorbehalt anzunehmen ist, muß nach den beson- 
deren Umständen des einzelnen Falles geprüft werden. Dabei kann der 
Auffassung der Gerichtsbehörden ein entscheidendes Gewicht nicht bei- 
gelegt werden; insbesondere kann nicht aus dem Umstande, daß die 
Aussetzung der Strafvollstreckung und die Haftentlassung zu den Akten 
verfügt ist, daß ferner die Gerichtsbehörden die Dauer des Aufenthalts 
in der Krankenanstalt auf die Strafhaft nicht anrechnen, und daß sie 
die Übernahme der Krankenpflegekosten auf den Justizfiskus abgelehnt 
haben, der Schluß gezogen werden, daß den Gefangenen auch tatsäch- 
lich die Freiheit wiedergegeben sei. Nur wenn dies der Fall ist, wenn 
also der in der Krankenanstalt untergebrachte Gefangene nach seiner 
Genesung sich ungehindert aus derselben nach jedem beliebigenOrt ent- 
fernen könnte, wenn keinerlei Maßregeln getroffen sind, seine Rück- 
kehr in das Gefängnis nach beendigter Kur zu sichern, kann die durch 
die Verhaftung eingetretene Freiheitsbeschränkung als völlig aufgeho- 
ben angesehen werden.“ 

Außer diesen Gerichtsentscheidungen sind mehrere Mini- 
sterial-Verfügungen für die Beurteilung der Frage der Anrech- 
nung des Irrenanstaltsaufenthaltes auf die Strafzeit von Wichtig- 
keit. Müller (Die preußische Justizverwaltung II. Band 1892) 
äußert sich folgendermaßen über diesen Punkt: 


„Sofern ein Gefangener erkrankt und behufs seiner Überführung 
in eine Krankenanstalt aus der gerichtlichen Haft entlassen wird, fällt 
die Verpflichtung des Gefängnisverwaltungskostenfonds zur Bestrei- 
tung der Kur- und Verpflegungskosten weg, weil diese Verpflichtung 
ihre Grundlage nur in der Fortdauer der Haft finden kann. (Bescheide 
des Min. d. Inn. vom 25. Januar 1866, 17. September 1867, 9. März 1869 
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und 23. Juni 1869; MBI. f. d. i. V. 1866 S. 21, 1867 S. 335, 1869 S. 168 
und 240.) 

a) Die Entlassung muß aber tatsächlich und der Sachlage entspre- 
chend erfolgt sein. Einer wirklichen Entlassung entspricht es nicht, 
wenn die Justizbehörde ersucht, darauf achten zu lassen, daß der Ge- 
langene nicht entweiche, um ihn nach beendigter Kur an die Getangnis: 
inspektion wieder abliefern zu lassen. 

b) Wird ein Gefangener geisteskrank und in eine Irrenanstalt über- 
geführt, so scheidet er von selbst als Gefangener aus, weil ein Geistes- 
kranker niemals Gegenstand eines Strafvollzugs sein kann. (Erk. d. 
Bundesamts f. d. Heim. vom 10. April 1880 und vom 8. Januar 1881.) 


c) In feststehender Rechtsprechung ist der Grundsatz aufgestellt, 
daß Gerichtsgefangene, welche krankheitshalber von den Justizbehör- 
den aus der Haft entlassen und Kommunalkrankenanstalten zur Ver- 
pflegung übergeben worden sind, gleichwohl nach wie vor als Ge- 

fangene, welche auf Kosten der Justizverwaltung zu verpflegen sind, 
anzusehen seien, sobald bei ihrer Entlassung aus der Haft vorbehalten 
worden war, dieselben nach beendigter Kur in das Gefängnis zurück- 
zunehmen. (Entsch. d. Bundesamts f. d. Heim. vom 14. September und 
9. November 1889; JMBl. 1891 S. 208.)“ 
Über die Frage, in welchem Umfange Kommunalkranken- 
anstalten berechtigt sind, Kur- und Verpflegungskosten für er- 
krankte Gefangene, die ihnen zur Verpflegung überwiesen wer- 


den, erstattet zu verlangen, ist nachstehende Verfügung er- 
gangen: 


„Es sind in neuerer Zeit wiederholt Meinungsverschiedenheiten 
zwischen Justizbehörden und Gemeindevorständen, oder anderen Vor- 
ständen von Kommunalkrankenanstalten darüber entstanden, in wel- 
chem Umfange letztere berechtigt sind, Kur- und Verpflegungskosten 
für erkrankte Gefangene, die ihnen von Gefängnisverwaltungen zur 
Verpflegung überwiesen werden, aus Justizfonds erstattet zu verlangen. 

Das Bundesamt für das Heimatwesen hat sich in wiederholten 
Entscheidungen dahin ausgesprochen, daß (Gerichtsgefangene, welche 
krankheitshalber von den Justizbehörden aus der Haft entlassen und 
den Kommunalkrankenanstalten zur Verpflegung übergeben worden 
sind, gleichwohl nach wie vor als Gefangene, welche zur Verfügung der 
Justizbehörden verbleiben und auf Kosten der Justizverwaltung zu ver- 
pflegen sind, anzusehen seien, sobald bei ihrer Entlassung aus der Haft 
vorbehalten worden war, dieselben nach beendigter Kur in das (Grefäng- 
nis zurückzunehmen. Die Justizverwaltung wird nicht umhin können, 
sich dieser konstant festgehaltenen Auffassung der obersten Reichsbe- 
hördezu akkommodieren, undich erkläremich deshalb damit einverstan- 
den, daß in Fällen der gedachten Art die Kosten der Krankenpflege den 
Krankenanstalten aus dem Justizfonds erstattet werden. 


Die Justizbehörden haben demzufolge jedesmal, wenn die Entifer- 
nung eines Gefangenen aus dem Gefängnis in Folge seiner Erkrankung 
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angezeigt erscheint, zu erwägen, ob die Untersuchungshaft aufzuheben, 
resp. die Strafhaft zu unterbrechen, oder ob der Gefangene nur vor- 
übergehend behufs seiner Verpflegung einer von dem Gerichtsgefängnis 
getrennten Krankenanstalt zu überweisen ist. Die Entschließung der 
Behörde wird nach der Gesamtheit der obwaltenden Umstände, nicht 
lediglich unter dem Gesichtspunkt möglichster Entlastung des Krimi- 
nalfonds getroffen werden müssen. Im Gegenteil wird dann, wenn es 
sich um hülfsbedürftige Strafgefangene handelt, welche nur in Ermange- 
lung der geeigneten Einrichtung zur ärztlichen Behandlung innerhalb 
des Gefängnisses aus letzterem entfernt werden, anzunehmen sein, daß 
dieselben in der Regel nicht mit Unterbrechung der Strafvollstreckung 
förmlich entlassen werden sollen, sondern der Krankenanstalt zur 
Verpflegung auf Kosten der Justizverwaltung unter Anrechnung der 
Dauer ihres Aufenthalts in der Krankenanstalt auf die Strafzeit zu 
übergeben sind. In solchen Fällen ist aber dem Vorstande der An- 
stalt oder je nach der Lage des einzelnen Falles der zuständigen Kom- 
munalbehörde gleichzeitig ausdrücklich die Dayer der von dem Er- 
krankten noch zu verbüßenden Freiheitsstrafe mitzuteilen, da mit dem 
Ende der Strafzeit der Erkrankte [unbedingt aufhört, Gerichtsgefangener 
zu sein, und die Justizverwaltung dann keine gesetzliche Verpflichtung, 
noch auch sonstige Veranlassung mehr hat, für seine Verpflegung zu 
sorgen. 

Ich ersuche Ew. usw., die betreffenden, Ihnen unterstellten Behör- 
den und Beamten demgemäß mit geeigneter Verständigung zu versehen. 
Zirk.-Verf. vom 21. Dezember 1881 — I. 4498 (MBI. f. d. i. V. 1882 S. 
254). Diese Verfügung bezieht sich auf die gerichtl. Gefangenen über- 
haupt und daher auch auf Gefangene, welche in den Kantongefängnissen 
und den unter der Verwaltung der Regierungen stehenden Gefangen- 
anstalten detiniert werden. (Reskr. vom 2. April 1884 — IV a 204.)“ 

Endlich wurde unter dem 20. März 1907 folgende Allge- 
meine Verfügung betreffend die Unterbringung von Gefangenen 
in einer Krankenanstalt (JMBl. S. 327) erlassen: 

„Es sind erneut Zweifel darüber entstanden, wie zu verfahren ist, 
wenn Untersuchungs- oder Strafgefangene infolge einer Krankheit der 
Behandlung in einer vom Gefängnisse getrennten Krankenanstalt be- 
dürfen. Unter Aufhebung der Rundverfügung vom 21. Dezember 1881 
— 1.4488 (Müller, Justizverwltg. V. Aufl. S. 2011, und MBI. f. d. i. 
V. 1882 S. 254) bemerke ich dazu folgendes: 

1. Für die Entscheidung der Frage, ob ein gegen einen Beschul- 
digten erlassener Haftbefehl aufzuheben ist, sind lediglich die gesetz- 
lichen Vorschriften maßgebend. Dabei kann der Umstand, daß der Be- 
schuldigte erkrankt ist, nur nach der Richtung von Bedeutung sein, ob 
die Voraussetzungen für den Erlaß des Haftbefehls weggefallen sind 
oder nicht. 

2.Hebt derRichter mit Rücksicht auf die Art, Schwere und voraus- 
sichtliche Dauer der Krankheit den Haftbefehl auf, so haben sich 
die Justizbehörden jeder eigenen Unterbringung des Beschuldigten in 
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einer Krankenanstalt zu enthalten. Die in dieser Beziehung etwa ge- 
botenen Maßnahmen sind lediglich den Verwaltungsbehörden, erforder- 
lichenfalls nach deren Verständigung (vergl. insbesondere die Allge- 
meine Verfügung vom 25. Oktober 1882, JMBl. S. 325) zu überlassen. 

3. War der Beschuldigte zur Zeit der Aufhebung des Haftbefehls 
bereits in einer Kranmkenanstalt untergebracht, so ist die Aufhebung des 
Haftbefehls und die Haftentlassung sowohl dem Beschuldigten selbst, 
soweit dies nicht die Art seiner Erkrankung untunlich erscheinen läßt, 
als auch der Krankenanstalt unverzüglich vom Richter mitzuteilen. Der 
Krankenanstalt ist gleichzeitig zu eröffnen, daß der Fiskus für die 
weiteren Kur- und Verpflegungskosten nicht mehr aufkommt. Jede 
Maßregel, die auf eine Überwachung des Beschuldigten durch die Ju- 
stizbehörde hinausläuft, ist zu unterlassen. Insbesondere ist davon ab- 
zusehen, die Polizeiverwaltung im voraus um Zurückführung des Be- 
schuldigten nach erfolgter Heilung oder die Krankenanstalt um Mittei- 
lung der bevorstehenden Entlassung zu ersuchen. Derartige Maßnah- 
men würden dahin ausgelegt werden können, daß trotz verfügter Entlas- 
sung die gerichtliche Obhut tatsächlich aufrecht erhalten wird, und der 
Staat würde deshalb in solchem Falle auch die Kurkosten zu tragen 
haben. 

4. Wird ungeachtet der Krankheit die Aufrechterhaltung des Haft- 
befehls für sachgemäß befunden, so rechtfertigt der bloße Umstand, daß 
der Verhaftete vorübergehend in einer Krankenanstalt unterzubringen 
ist, nichtdessen Entlassung. Die Unterbringung hat in diesem Falle viel- 
mehr auf Kosten des Staates zu erfolgen. Wird demnächst der Haftbe- 
fehl aus irgend einem Grunde aufgehoben, so ist gemäß Nr. 3 zu ver- 
fahren. 

5. Erkrankt ein Strafgefangener, so ist zu prüfen, ob mit Rück- 
sicht auf die Art, Schwere und voraussichtliche Dauer der Krankheit 
einerseits und die Dauer der noch zu vollstreckenden Strafe anderseits 
eine Unterbrechung der Strafvollstreckung herbeizuführen ist. Ledig- 
lich zu dem Zwecke, von dem Staate die Kur- und Pflegekosten fernzu- 
halten, darf die Anordnung der Unterbrechung nicht erfolgen. Wird 
die Unterbrechung für geboten oder sachgemäß gehalten, so ist gemäß 
Nr. 2 oder, wenn sich der Gefangene zur Zeit der Unterbrechung bereits 
in einer Krankenanstalt befindet, gemäß Nr. 3 zu verfahren. In jedem 
Falle sind auch hier alle Maßregeln zu vermeiden, die den Anschein er- 
wecken können, als werde der Verurteilte während seines Aufenthaltes 
in der Krankenanstalt von den Justizbehörden unter Überwachung ge- 
halten, da andernfalls in Zweifel gezogen werden könnte, ob tatsächlich 
eine Unterbrechung stattgefunden hat. Wird die Unterbrechung nicht 
angeordnet, so gilt das zu Nr. 4 Gesagte. Der Krankenanstalt ist in 
diesem Falle. soweit nicht die Ausnahme des $ 493 Abs. 1 am Schlusse 
der Strafprozeßordnung Platz greift, die Zeit des Strafablaufs mit dem 
Bemerken mitzuteilen, daß nach dieser Zeit der Fiskus für die Kur- 
und Pflegekosten nicht weiter aufkommt.“ 


Die oben mitgeteilten Gerichtsentscheidungen lassen in 
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eklatanter Weise die Gegensätze der Rechtsanschauungen in 
verschiedenen maßgebenden Punkten erkennen. Das Landge- 
richt in Cleve und das Oberlandesgericht in Düsseldorf ver- 
treten mit Entschiedenheit die Auffassung, daß lediglich die 
Staatsanwaltschaft als Strafvollstreckungsbehörde gesetzlich b2- 
fugt sei, eine Strafunterbrechung rechtswirksam anzuordnen:. 
„Die Strafvollstreckung“, so sagt das Oberlandesgericht in Düs- 
seldorf in der Entscheidung vom 26. Oktober 1907 ausdrücklich, 
„ist gesetzlich gar nicht unterbrochen, da auch durch § 147 Ale. 
1 und 148 Nr. 2 GVG. der Landesjustizverwaltung nicht die Be- 
fugnis gegeben ist, an Stelle der Staatsanwaltschaft beim Land- 
gericht oder Oberlandesgericht (§ 146 GVG.) Strafvoll- 
streckungshandlungen vorzunehmen.“ Das Oberlandesgericht 
in Breslau ist demgegenüber der Ansicht, „die Strafunterbre- 
chung und Strafteilung müsse als der Regelung im Verwaltungs- 
wege überlassen gelten.“ „Den Entscheidungen des Oberlandes- 
gerichts in Düsseldorf” — so erklärt dieses Gericht — „kann 
nicht beigetreten werden, weil sie die Bedeutung des $ 483 
StPO. verkennen“, und ferner: „Dem gegenteiligen Standpunkt 
des Oberlandesgerichts in Düsseldorf kann eine Berechtigung 
nicht zuerkannt werden.“ Der Beschluß II des Oberlandesge- 
richts in Düsseldorf vom 13. September 1907 stützt sich auf die 
Entstehungsgeschichte des $ 493, um darzutun, daß dessen An- 
wendung unter gewissen Voraussetzungen notwendig ist. Ferner 
wird in dieser Entscheidung ausgeführt, daß eine Unterbrechung 
der Strafhaft Voraussetzung des $ 493 sei, die Überführung in 
die Krankenanstalt müsse aber nicht nur unfreiwillig, 
auch nicht lediglich aus privater oder öffentlicher Fürsorge, son- 
dern auch in einem gewissen Zusammenhang mit der Strafvoll- 
streckung erfolgt sein. Das sei aber auch dann der Fall, wenn 
die Strafvollzugsbehörde die Überführung anordnet und durch 
die Polizei ausführen lasse,ohne daß die Übergabe des Gefange- 
nen an die Polizei ersichtlich im Interesse des Gefangenen oder 
der öffentlichen Ordnung geschehe. Auf einen entgegengesetzten 
Standpunkt, hinsichtlich der Entstehungsgeschichte stellte sich 
dasselbe Oberlandesgericht in seinem Beschlusse vom 28. März 
1908: Hier nimmt es ausdrücklich Bezug auf die Darlegungen des 
Abg. Reichensperger, der erklärt hatte, es sei ja immer 
der Ausweg gegeben, daß die Exekutiv-Behörden eine zeitweise 
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Entlassung eintreten ließen. Der Beschluß des Oberlandesge- 
richts in Breslau vom 28. Februar 1908 (Nr. VIII)hält die Vor- 
aussetzungen des § 493 nicht für gegeben, obwohl der Verur- 
teilte B. zwangsweise in die Irrenanstalt gebracht wurde und bei 
der Entlassung ausdrücklich angeordnet worden war, daß die 
Wiedereinlieferung des Verurteilten in die Strafanstalt im Falle 
der Genesung erfolgen solle. Das Landgericht in Cleve, das 
Oberlandesgericht in Düsseldorf, das Kammergericht, die Ober- 
ıandesgerichte in Colmar (Entsch. vom 7. Juli 1891) und Ham- 
burg (Entsch. vom 6. Dezember 1900 und 7. August 1901) er- 
blicken in einem derartigen Vorbehalt, in einer solchen Be- 
dingung bei der Anordnung der Haftentlassung eine unzulässige 
Beschränkung durch die Strafvollstreckungsbehörde, durch die 
die Haftunterbrechung unwirksam gemacht werde, während 
das Oberlandesgericht in Breslau in einer derartigen Verfü- 
gung der Strafvollstreckungsbehörde eine selbstverständliche 
Anordnung sieht, durch die die Wirksamkeit der Haftunter- 
brechung nicht in Frage gestellt werde. Das Oberlandesgericht 
in Düsseldorf, das Kammergericht und das Landgericht in Beu- 
then sehen in der Überwachung des Verurteilten in der Ir- 
renanstalt, in Anfragen an die Leiter der Irrenanstalt und Such- 
vermerken eine Fortsetzung der Strafvollstreckung, während 
das Oberlandesgericht in Breslau auch hier einen entgegenge- 
setzten Standpunkt einnimmt. So begegnen uns in den mitge- 
teilten Entscheidungen allenthalben schroffe Gegensätze und 
Widersprüche in grundlegenden Rechtsanschauungen. 

Auch in den Abhandlungen der Psychiater und Juristen 
über diese Frage gibt sich keine einheitliche Auffassung kund, 
auch in diesen gehen die Anschauungen weit auseinander. Der 
erste Psychiater, der auf die Mißstände hinwies, die sich aus 
derNichtanrechnung des Irrenanstaltsaufenthalts auf dieStrafzeit 
ergeben, war der Herausgeber der „Psychiatrisch-Neurologi- 
schen Wochenschrift“ Bresler (Psychiatrisch-Neurologische 
Wochenschrift Jahrg. 1902 S. 208). Seine Ausführungen gaben 
Fries (Nietleben) Anlaß zu „Bemerkungen zu einigen die Un- 
terbringung geisteskranker Verbrecher in Irrenanstalten und 
deren Entlassung betreffenden Fragen“ (Psychiatrisch-Neurolo- 
gische Wochenschrift Jahrg. 1902 Nr. 25 Seite 282—285.) Er 
will die Darlegungen Breslers ergänzen und berichtigen 
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und weist darauf hin, daß die Vorschrift des § 493 StPO. nur 
dann Platz greife, wenn der Verurteilte nicht ausdrücklich aus 
der Haft entlassen worden sei. Wenn aber vor oder mit der 
Unterbringung des Verurteilten in die Irrenanstalt die Haft aus- 
drücklich aufgehoben werde, erfolge Einrechnung des Irrenan- 
staltsaufenthaltes auf die Strafzeit nicht. „Würde die Strafhaft 
in den bezeichneten Fällen mit der Überführung in die Irren- 
anstalt nicht unterbrochen, so hätte der Staat auch die Verpflich- 
tung zur Tragung der Kosten, und diese nimmt er nicht auf sich, 
da es sich vielfach um langwierige Krankheiten, nicht selten 
um jahrelangen Aufenthalt in der Irrenanstalt handelt“. Fries 
wirft dann die Frage auf, warum der Erlaß der Reststrafen bei 
solchen Verurteilten, die in Strafhaft in Geisteskrankheit ver- 
fallen sind, keine Befürwortung bei den beteiligten Justizbe- 
hörden findet. „Hat die Gesellschaft nicht ein größeres Interesse 
daran, daß der aus der Irrenanstalt entlassene frühere Ge- 
fangene sich hier wieder als friedliches und nützliches, keinen 
Aufwand aus Öffentlichen Mitteln verursachendes Glied einfügt, 
als daran, daß der Rest einer Strafe bis zur letzten Minute voll- 
streckt wird, weil sie eben einmal vom Gericht ausgesprochen 
ist, unbekümmert darum, ob dadurch der Gesundheitszustand 
des Betroffenen aufs Neue gefährdet, die mühsam errungene 
Existenz wieder vernichtet und dadurch nicht nur eine gesell- 
schaftsfeindliche Verbitterung begünstigt, sondern auch nach 
Verbüßung des Strafrestess erneute Not und infolgedessen 
unter Umständen die Grundlage für neue Vergehen gegen Ge- 
setz und Ordnung geschaffen wird, von der Inanspruchnahme 
öffentlicher Mittel abgesehen? Mindestens in denjenigen Fällen, 
in welchen die bereits verbüßte Strafzeit mit dem unfreiwilligen 
Aufenthalt in der Irrenanstalt, der nach Haftentlassung nun 
einmal nicht auf die Strafe angerechnet werden kann, zusammen 
die gesamte Strafdauer erreicht, oder — wie es nicht selten ein- 
tritt — überschreitet, aber auch überall da, wo nach Art der 
betreffenden Individuen die Durchführung des Strafvollzuges 
ohne erneute Überweisung nach der Irrenanstalt unmöglich er- 
scheint, würde es in der Tat billig sein, wenn der Erlaß des 
Strafrestes im Gnadenwege — bei der derzeitigen Lage der 
einschlägigen Bestimmungen die einzige Möglichkeit, das über 
dem Entlassenen schwebende Damokles-Schwert erneuter In- 
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haftierung zu beseitigen — herbeigeführt würde.“ Dieser Vor- 
schlag von Fries ist gewiß beherzigenswert; es ist mir aber 
unter 300 Fällen, in denen Verurteilte in der Strafhaft in Gei- 
steskrankheit verfielen und in Irrenanstalten untergebracht 
wurden, nicht ein einziger bekannt geworden, in dem auf dem 
Gnadenwege der Strafrest erlassen oder die in Irrenanstalten 
zugebrachte Zeit ganz oder teilweise auf die Strafe in Anrech- 
nung gebracht worden wäre. Alle Gnadengesuche dieser Art, 
die von den Verurteilten selbst oder deren Angehörigen einge- 
reicht worden waren, sind von den Justizbehörden kurzer Hand 
abschlägig beschieden worden. Es sind mir aber eine größere 
Anzahl von Fällen bekannt, in denen Verurteilte angeblich ge- 
bessert aus Irrenanstalten unmittelbar zur weiteren Strafver- 
büßung in Strafanstalten eingeliefert wurden, dort alsbald von 
neuem erkrankten und in Irrenanstalten zurückgebracht werden 
mußten. Es ist auch mehrfach vorgekommen, daß Verurteilte, 
die aus Irrenanstalten gebessert in die Freiheit entlassen wor- 
den waren, sich in derselben eine neue Existenz gegründet 
und ein einwandfreies Leben geführt hatten, plötzlich auf Ver- 
anlassung der Staatsanwaltschaft verhaftet worden sind, um 
einen kürzeren oder längeren Strafrest zu verbüßen. Damit 
war natürlich ihre Existenz vielleicht für immer vernichtet, der 
Rückfall in Geisteskrankheit stellte sich in der Strafanstalt, 
wie von ärztlicher Seife vorausgesagt worden war, prompt ein, 
erneute Überführung in eine Irrenanstalt erwies sich als not- 
wendig, Verbitterung, Vernichtung einer Existenz und Verfall 
in Geisteskrankheit waren die unmittelbaren Folgen der Maß- 
nahme des Staatsanwalts. Ich frage mit Fries : Wäre es nicht 
„weckmäßiger, nicht nur vom humanen, sondern auch vom sozi- 
alen Standpunkte empfehlenswerter, hier den schroff auf dem 
Buchstaben beharrenden formell-juristischen Standpunkt bei- 
seite zu stellen, auf die Vollstreckung eines mehr oder min- 
der großen Strafrestes zu verzichten, als eine Existenz vielleicht 
für immer zu Grunde zu richten, einen Menschen von neuem 
einer geistigen Erkrankung zuzuführen, Haß gegen die be- 
stehende Gesellschaftsordnung zu säen und den Gemeinden und 
Provinzialverwaltungen bedeutende Kosten für nicht absehbare 
Zeit zu verursachen? Solchen Erwägungen und Überlegungen 
haben sich jedoch die Justizbehörden in Preußen nicht zugäng- 
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lich gezeigt, und so muß der naheliegende Ausweg, auf dem Gna- 
denwege eine Milderung der großen Härten, die die Nichtan- 
rechnung des Irrenanstaltsaufenthaltes auf die Strafzeit in 
Preußen zur Folge hat, herbeizuführen, als nicht gangbar be- 
zeichnet werden. 

Aus dem Jahre 1902 liegt auch die erste ausführlichere 
Publikation von juristischer Seite über den § 493 StPO. vor. 
Sie rührt vom Landrichter Dr. Wittich her und findet sich 
in der Deutschen Juristen-Zeitung (Jahrg. VII S. 318). Aus 
seinen Darlegungen seien folgende bemerkenswerte Stellen 
angeführt: 

„Die Machtvollkommenheit der strafvollstreckenden Be- 
hörden und selbst der Landesgesetzgebung ist durch §§ 481 bis 
495 StPO. ausdrücklich, sowie durch die als selbstverständlich 
vorausgesetzten allgemeinen Rechtsgrundsätze beschränkt. 
Diese gehen aber dahin, daß der zu einer Freiheitsstrafe von 
bestimmter Dauer Verurteilte ein Recht darauf hat, diese Strafe 
in einem ununterbrochenem Zeitraum zu verbüßen. Während 
daher die StPO. in den $$ 487, 488 einige Vorschriften über 
einen den Verurteilten zu bewilligenden Aufschub einer noch 
nicht angetretenen Freiheitsstrafe gegeben und dadurch das 
an sich anerkannte Recht der Behörde, eine rechtskräftige Strafe 
sofort zu vollziehen, eingeschränkt hat, hat sie es nicht für erfor- 
derlich erachtet, hinsichtlich der Unterbrechung bereits ange- 
tretener Freiheitsstrafen besondere Bestimmungen zu treffen. 
Selbstverständlich ist eine solche an sich statthaft, gemäß $$ 
487, 488 eine Unterbrechung ohne Zustimmung des Verur- 
teilten aber jedenfalls uustatthaft. Dabei ist es gleichgiltig, 
ob die Unterbrechungen auf Willkür oder auf behördlichen 
Zweckmäßigkeitsgründen beruhen. Denn auch darunter darf 
der Verurteilte unverschuldet nicht leiden, darf ihm die Mög- 
lichkeit, sich eine neue wirtschaftliche Existenz zu gründen, 
nicht verzögert werden. Auch $ 23 StGB. steht auf diesem 
Standpunkt. Sogar die Wohltat der vorläufigen Entlassung 
im Falle guter Führung ist nur mit Zustimmung des Ge- 
fangenen statthaft. $ 493 enthält nichts als eine Bestätigung 
desselben Grundsatzes. Die Entscheidung, ob dem entgegen 
etwa ein eigenes Verschulden vorliegt, hat nach Abs. 2 das. das 
Gericht, nicht die Staatsanwaltschaft zu treffen. Hieraus 
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folgt, daß § 493 Abs. 1 eine den Strafvollzug betreffende 
Richtung, nicht eine bloß instruktionelle Anweisung über die 
Strafanrechnung enthält. § 493 ist daher dahin auszulegen : 

„Erkrankt ein Verurteilter nach Antritt der Strafe, so ist 
ihm die in einer mit der Gefangenenanstalt verbundenen Kran- 
kenanstalt zugebrachte Zeit mit anzurechnen. Dasselbe muß 
geschehen, wenn infolge der Unzulänglichkeit des Gefängnis- 
lazaretts oder aus anderen praktischen Gründen die Überfüh- 
rung in eine von der Gefangenenanstalt getrennnte Krankenan- 
stalt erfolg. Daß in einem solchen Falle die Form der Straf- 
vollstreckung eine weniger intensive sein kann, soll dem Ver- 
urteilten nicht zum Nachteil gereichen, sofern er die Ver- 
bringung in die getrenrte Anstalt nicht selbst verschuldet hat. 
Aber selbst ein dahingehendes Verschulden kommt nur dann in 
Betracht, wenn der Gefangene gerade in der Absicht, eine der- 
artige Unterbrechung in der Strafvollstreckung herbeizuführen, 
die Krankheit verursacht hat. Ein Selbstmordversuch würde also 
als auf solcher Absicht beruhend regelmäßig nicht angesehen 
werden können. Diese Auffassung entspricht der Humanität, 
welche offenbar zu der Bestimmung des $ 493 geführt hat, die 
gegenteilige Ansicht beruht darauf, zweifelhafte Bestimmuugen 
zum Nachteil des Angeklagten auszulegen. — Einen Unterschied 
zwischen sonstigen Krankheiten und Geisteskrankheiten zu 
machen, ist unstatthaft.“ 

Auf der dritten Hauptversammlung des Deutschen Medi- 
zinalbeamten-Vereins in Danzig 1904 erklärte Prof. Dr. Heim- 
herger-Bonn: „Geisteskrankheit fällt unter die Bestimmung 
des § 493 so gut wie jede andere Krankheit, und ob die Kran- 
kenanstalt eine chirurgische oder innere Klinik oder aber eine 
Irrenanstalt ist, kann auch keinen Unterschied machen. Einer 
Änderung der gesetzlichen Bestimmung bedarf es, damit diesen: 
Übelstande abgeholfen werde, natürlich nicht, sondern nur der 
Befolgung derselben.“ In der vierten Hauptversammlung des- 
selben Vereins in Heidelberg im Jahre 1905 begründete er seine 
Auffassung eingehender, indem er ausführlich auf die Entste- 
hungsgeschichte des $ 493 einging und an dessen Wortlaut dar- 
zulegen suchte, daß hier ein Unterschied zwischen körperlichen 
Krankheiten und Geisteskrankheit nicht gemacht werden dürfe. 
Vom psychiatrischen Standpunkte aus behandelte in diesen 
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Versammlungen des Deutschen Medizinalbeamten-Vereins 
Aschaffenburg die schweren Schäden, die die Aussetzung 
der Strafhaft in Preußen bei Verfall des Verurteilten in Geistes- 
krankheit zur Folge hat. In Danzig bezeichnete er das 
preußische Verfahren „als Umgehung des Gesetzes“, das zu 
schwerer Benachteiligung des Kranken führe. In Heidelberg 
knüpfte er an eine Eingabe der Zentralstelle für Gefangenen- 
Fürsorge der Provinz Brandenburg an, die den Zweck verfolgte, 
daß der $ 493 auch auf Geisteskranke Anwendung finden solle 
und unterzog die Stellungnahme der Kommission für die Straf- 
prozeßreform zu diesem Antrage einer kritischen Besprechung. 
Er unterbreitete der Versammlung einen Antrag, der $ 493 solle 
folgenden Zusatz erhalten: „Dies — die Anrechnung des Kran- 
kenhausaufenthaltes auf die Strafzeit — gilt auch für solche Ver- 
urteilte, welche wegen Geisteskrankheit in eine Irrenanstalt ge- 
bracht werden.“ Dieser Leitsatz fand widerspruchslos An- 
nahme. 

In der bereits erwähnten Eingabe der Zentralstelle für 
das Gefangenen-Fürsorgewesen der Provinz Brandenburg an 
die Kommission zur Reform der Strafprozeßordnung (Bericht 
über die Wirksamkeit der Zentralstelle für das Gefangenen- 
Fürsorgewesen der Provinz Brandenburg 1904 S. 12) wurde dar- 
gelegt, daß sich aus der Strafaussetzung bei geistiger Erkran- 
kung eines Verurteilten eine übermäßige Verlängerung der 
Dauer der Freiheitsentziehung ergebe, dieses Verfahren mit 
dem $ 493 StPO. im Widerspruch stehe, wie sich aus der Ent- 
stehungsgeschichte dieser Bestimmung ergebe und wohl haupt- 
sächlich finanziellen Erwägungen entsprungen sei, damit der 
Staat nicht die Kosten der Verpflegung für den einer Irrenan- 
stalt zugeführten Gefangenen zu tragen habe. Die Kommission 
beschloß jedoch (Protokolle der Kommission für die Reform 
des Strafprozesses hrsgb. vom Reichs-Justizamte II. Band Berlin 
1905 S. 293 ff.) einstimmig dieser Anregung weitere Folge nicht 
zu geben: „Nur vereinzelt wurde der in der Eingabe geäußerten‘ 
Auffassung beigetreten, daß nach geltendem Rechte die Dauer 
des Aufenthaltes in einer Irrenanstalt unter allen Umständen in 
die Strafzeit eingerechnet werden müsse. Die überwiegende 
Mehrheit war vielmehr der Ansicht, daß die Vollstreckungs- 
behörde berechtigt sei, vor der Unterbringung des Gefangenen 
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in die Anstalt die Strafvollstreckung zu unterbrechen, und daß, 
falls dies geschehen sei, eine Anrechnung nicht Flatz greifen 
könne. Es komme nur darauf an, daß die Unterbrechung der 
Strafe rechtswirksam erfolge, insbesondere dem Strafge- 
fangenen vor der Überführung in die Krankenanstalt gehörig 
mitgeteilt werde und daß nicht etwa der Gefangene während 
des Aufenthaltes in der Krankenanstalt in irgend einer Weise 
noch der Zwangsgewalt der Strafvollstreckungsbehörden unter- 
worfen bleibe. Die Richtigkeit dieser Auffassung ergebe sich 
aus der Entstehungsgeschichte des Gesetzes, sie entspreche 
auch der überall im Reiche geübten Praxis der Vollstreckungs- 
behörden und werde von der Rechtsprechung der Gerichte, 
insbesondere des Kammergerichts als mit dem geltenden 
Rechte im Einklange stehend anerkannt. Es treffe keineswegs 
zu, daß bei der Entscheidung der Frage, ob eine Unterbrechung 
der Strafvollstreckung anzuordnen sei, lediglich finanzielle Er- 
wägungen maßgebend seien. Vielmehr habe der Preußische 
Justizminister bereits in einer Verfügung vom 21. Dezember 
1881 darauf hingewiesen, daß der Gesichtspunkt einer Entla- 
stung des Kriminalfonds nicht ausschließlich entscheidend sein 
dürfe und bei hilfsbedürftigen Gefangenen in der Regel eine 
Unterbrechung nicht stattfinden solle. — Die überwiegende 
Mehrheit der Kommission war aber weiterhin der Ansicht, daß 
es bedenklich sein würde, das geltende Recht im Sinne einer 
obligatorischen Anrechnung des Aufenthaltes in einer Kranken- 
anstalt abzuändern. Dies verbiete sich schon deshalb, weil sich 
dann die jetzt bereits große Zahl der Gefangenen, die Geistes- 
krankheit simulieren, um in eine Irrenanstalt überführt zu wer- 
den und dort einer weniger strengen Zucht und Aufsicht unter- 
worfen zu sein, noch erheblich steigern würde. Auch müßte 
eine solche Vorschrift zu einer unbilligen Benachteiligung der- 
jenigen geisteskranken Gefangenen führen, die nicht als gemein- 
gefährlich zu erachten seien und deshalb nicht in einer Anstalt 
untergebracht, sondern sich selbst und der Familie überlassen 
würden; denn bei ihnen könne eine Anrechnung der Unter- 
brechungszeit nicht in Frage kommen. Durch die Schaffung 
besonderer Irrenabteilungen als Adnexe der Strafanstalten 
werde das in dem Antrage der Zentralstelle erstrebte Ziel am 
ehesten erreicht werden.“ 
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Ich habe diese Begründung der Auffassung der Kommis- 
sion für die Reform der Strafprozeßordnung ausführlich wieder- 
gegeben, um darzutun, welche Gegensätze in der hier behandelten 
Frage bestehen: Die Zentralstelle für das Gefangenen-Fürsorge- 
wesen der Provinz stützt sichin ihrer Anschauung, daß gemäß § 493 
obligatorisch Anrechnung des Irrenanstaltsaufenthaltes auf die 
Strafzeit erfolgen müsse, auf die Entstehungsgeschichte dieser 
Bestimmung, während die Kommission für die Reform der Straf- 
prozeßordnung ihre entgegengesetzte Ansicht gleichfalls aus der 
Entstehungsgeschichte herleitet. Die Kommission ist der Mei- 
nung, „zur Rechtswirksamkeit der Strafunterbrechung sei es er- 
fcrderlich, daß dem Strafgefangenen dieselbe vor der Unter- 
bringung in eine Krankenanstalt gehörig mitgeteilt werde“, wäh- 
rend das ÖOberlandesgericht in Breslau in mehreren Entschei- 
dungen nachdrücklich betonte, die Mitteilung der Haftunterbre- 
chung an den Gefangenen könne nicht verlangt werden. „Es 
muß vielmehr genügen, wenn der Gefangene die Bedeutung der 
getroffenen Maßnahmen einereinstweiligen Entlassung erkennt“ 
(siehe Entscheidung Nr. VI und VIII). Die Kommission beruft 
sich weiter auf die überall im Reiche geübte Praxis der Straf- 
vollstreckungsbehörden. In Wirklichkeit besteht die Einheit- 
lichkeit dieser Praxis nicht. Große Bundesstaaten wie Württem- 
berg und Baden lassen eine Aussetzung der Strafe bei Verfall 
in Geisteskrankheit nicht eintreten, sondern behalten die gei- 
steskranken Gefangenen in Irrenabteilungen, die den Strafan- 
stalten angegliedert sind, bis zum Strafende. Nach einer 
Mitteilung in der „Psychiatrisch - Neurologischen Wochen- 
schrift“ (Jahrgang 1913/14 Nr. 29 S. 349) waren in Bayern 
im Juli 1912 29 geisteskranke Gefangene ohne Unterbre- 
chung des Strafvollzuges in Irrenanstalten untergebracht, 
während 55 geisteskranke Gefangene in Strafanstalten selbst 
verwahrt wurden. Im Juli 1913 befanden sich 30 geisteskranke 
Gefangene in Irrenanstalten und 53 in Strafanstalten. 
Die Kommission behauptet weiter, die Praxis der Haftent- 
iassung sei von den Gerichten als mit dem geltenden Rechte in 
Einklang stehend anerkannt; tatsächlich haben die Entschei- 
dungen des Oberlandesgerichts in Düsseldorf (Nr. II und Nr. 
III) einen völlig entgegengesetzten Standpunkt eingenommen. 
Die Kommission nimmt ferner Bezug auf eine Verfügung des 
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Preußischen Justizministers vom 21. Dezember 1881, „nach der 
in der Regel bei hilfsbedürftigen Gefangenen eine Unterbre- 
chung nicht stattfinden solle“. Tatsache ist, daß von den Straf- 
vellstreckungsbehörden ohne Rücksicht auf etwaige Hilfsbedürf- 
tigkeit regelmäßig die Unterbrechung der Strafvollstreckung 
angeordnet wird. Die Gründe, die die Kommission gegen die 
obligatorische Anrechnung anführt, halten gleichfalls einer saca- 
lichen Kritik nicht stand. Sie betont zunächst, daß die Anrech- 
nung die jetzt bereits große Zahl der Gefangenen, die Geistes- 
krankheit simulieren, noch erheblich steigern würde. Die be- 
rufensten und erfahrensten Psychiater weisen immer wieder 
darauf hin, daß die Vortäuschung geistiger Erkrankung im Ge- 
fängnis ein überaus seltenes Vorkommnis ist. Tatsache ist, 
daß die geisteskranken Gefangenen, wenn sie noch einiger- 
ımaßen einsichtig sind, sich gegen die Überführung in eine Ir- 
renanstalt mit aller Gewalt sträuben und dringend um Über- 
führung in eine Strafanstalt bitten. Daß die Zahl der Simulanten 
bei Anrechnung der Irrenanstaltszeit zunehmen würde, ist eine 
unbewiesene Behauptung. Dem könnte aber, wenn es wirklich 
der Fall wäre, unschwer durch eine gesetzliche Vorschrift vor- 
gebeugt werden, daß in diesem Falle die Anrechnung nicht statt- 
findet. Ja, diese wäre nicht einmal nötig, da, wie Prof. Heim- 
berger ausgeführt hat, schon nach der bestehenden Vorschrift 
des $ 493 die Anrechnung im Falle der Simulation ausgeschlos- 
sen ist. Neu ist der Grund der Kommission, daß im Falle der 
Anrechnung die in die Freiheit entlassenen nicht gemeingefähr- 
lichen geisteskranken Verurteilten gegenüber den in Irrenan- 
stalten untergebrachten gemeingefährlichen erheblich benach- 
teiligt sein würden. Das klingt auf den ersten Blick überzeugend. 
In Wirklichkeit ist auch dieser Grund nicht stichhaltig. Dieje 
nigen Gefangenen, bei denen wegen Geisteskrankheit die Strafe 
ausgesetzt wird, werden regelmäßig in Irrenanstalten gebracht. 
Daß ein geisteskranker Gefangener in die Freiheit entlassen 
wird, gehört zu den größten Seltenheiten. Unter 300 geistes- 
kranken Gefangenen, die ich im Laufe von acht Jahren begut- 
achtet habe, ist ein einziger, der als nicht gemeingefährlich 
seiner Familie übergeben wurde, alle übrigen wurden samt und 
sonders als gemeingefährliche Geisteskranke in Irrenanstalten 
interniert. Der theoretisch konstruierte Gegensatz zwischen den 
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in Irrenanstalten untergebrachten, gefährlichen geisteskranken 
Gefangenen und den in die Freiheit entlassenen, nicht gemein- 
gefährlichen geisteskranken Verurteilten existiert demnach in 
Wirklichkeit nicht. Wenn die Kommission schließlich ihrer Mei- 
nung dahin Ausdruck gibt, das in dem Antrage der Zentralstelle 
erstrebte Ziel werde am ehesten durch Schaffung besonderer 
Irrenabteilungen als Adnexe an Strafanstalten erreicht werden, 
so wird dadurch die Frage der Anrechnung der Irrenanstaltszeit 
auf die Strafzeit ausgeschaltet und nicht zu einer Lösung ge- 
bracht. Auch ich bin der Ansicht, daß ein weiterer Ausbau der 
Irrenabteilungen zu Anstalten für gefährliche Geisteskranke ein 
dringendes Erfordernis ist, mit der Frage der Anrechnung des 
Irrenanstaltsaufenthaltes auf die Strafzeit hat aber die weitere 
Schaffung von Irrenabteilungen und deren weitere Gestaltung 
prinzipiell nichts zu tun. 

Gegen die Auffassung über den § 49, die Aschaffen- 
burg auf der Danziger Tagung des Deutschen Medizinalbe- 
amten-Vereins vorgetragen hatte, wandte sich der Privatdozent 
Dr. jur. Litten in einer Abhandlung „zum § 493 der Reichs- 
strafprozeßordnung‘“ in der „Monatsschrift für Kriminalpsycho- 
logie und Strafrechtsreform“ (Bd. I S. 769). Er bezeichnete es 
als irrig, wenn Aschaffenburg ein Privilegium odiosum 
annehme. „Vielmehr ist die Unterbrechung des Strafvollzuges 
bei den körperlichen Krankheiten durchaus herrschende Praxis. 
Ja eine in den Strafvollzug einzurechnende Krankenanstalts- 
behandlung von vollen 6 Monaten oder 12 Monaten dürfte bei 
körperlich Kranken kaum jemals vorgekommen sein.“ Hier irrt 
nun Litten. Bei körperlichen Krankheiten, die die Über- 
führung des Gefangenen in eine von der Gefangenenanstalt ge- 
trennte Krankenanstalt notwendig machen, wird, wie ich aus 
einer reichen Praxis versichern kann, die Strafe nicht unter- 
brochen und demnach regelmäßigdieZeitdesKran- 
kenhausaufenthaltes auf die Strafzeit ange- 
rechnet. Daß ein auf die Strafzeit anzurechnender Kran- 
kenhausaufenthalt von 6 bis 12 Monaten noch nicht vorgekom- 
men ist, bat seinen Grund darin, daß Gefangene in der Regel 
lediglich zur Vornahme größerer operativer Eingriffe oder zur 
Abwartung von Entbindungen Krankenhäusern überwiesen 
werden und nach kurzer Zeit, in der Regel nach wenigen 
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Wochen, wenn Krankenhausbehandlung nicht mehr notwendig 
ist, in die Gefangenenanstalt zurückgebracht werden. Bei kör- 
perlichen Krankheiten ist ein längerer Aufenthalt des Gefange- 
nen in einer krankenanstalt kaum jemals notwendig. Dafür, 
daß die Strafaussetzung bei Verfall eines Verurteilten durch 
die Justizbehörden zu Recht angeordnet werde, führt Litten 
folgende literarische Belege an: den Beschluß des Oberlandes- 
gerichts Colmar vom 7. Juli 1894, der bereits ausführlich 
wiedergegeben wurde, die Erklärung zu § 493 Ziff. 1 indem 
Kommentar zur Strafprozeßordnung von Loewe-Hellweg, 
die ebenfalls schon zitiert ist, $ 85 der Gefängnisordnung für die 
Justizverwaltung in Preußen vom 21. Dezember 1898 und den 
Erlaß des Justizministers vom 21. Dezember 1881. Daraus 
schließt er, es sei ohne weiteres klar, daß der Vorwurf einer 
Umgehung des $ 493 StPO. hinsichtlich der Strafunterbrechung 
bei Geisteskranken unberechtigt sei. 

Diese Anschauung geht jedoch fehl. Das hat ein anderer 
‚Jurist, der Staatsanwalt und Privatdozent Dr. Klee in Berlin 
in der Abhandlung: „Unter welchen Voraussetzungen ist einem 
Strafgefangenen die Dauer seiner Geisteskrankheit auf die 
Strafzeit anzurechnen?” in der „Zeitschrift für die gesamte 
'Strafrechtswissenschaft” (Bd. 28 1908 Seite 181—199) überzeu- 
gend nachgewiesen. Klee steht da lege lata auf dem Stand- 
punkte, daß bei richtiger Auslegung des § 493 RStPO. „grund- 
sätzlich Anrechnung der in Geisteskrankheit, ob nun in der Straf- 
anstalt oder in einer besonderen Anstalt, verbrachten Zeit auf 
die Strafzeit erfolgen muß,“ Seinen interessanten Ausführungen 
seien folgende Stellen entnommen: 

„Im Hinblick auf die durch die Natur der Krankheit be- 
dingte Empfänglichkeit für jedwede Strafwirkung versteht 
sich der Satz, daß gegen einen Geisteskranken das Strafübel 
nicht angewendet werden darf, von selbst; er gilt, wie sich weiter 
von selbst versteht, sowohl in Ansehung der in eine besondere 
Anstalt verbrachten als der in der Strafanstalt selbst verblei- 
benden Kranken dieser Art. Gar nichts zu tun mit der diesen 
Geisteskranken gegenüber notwendigen Unterbrechung des 
Strafvollzuges hat die Frage, ob die Dauer der Geisteskrankheit 
auf die Strafzeit einzurechnen ist oder nicht. Es muß Birk- 
meyer (Deutsches Straiprozeßrecht S. 750) und Binding 
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(Grundriß des D. Strafprozeß-R. 5. Aufl. S. 299) sowie der Reso- 
lution der Zentralstelle für das Gefangenen-Fürsorgewesen der 
Provinz Brandenburg vom 18. Oktober 1904 darin zugestimmt 
werden, daß, wie die Aussetzung der Vollstreckung gegen einen 
geisteskranken Gefangenen notwendig ist, nach $ 493 StPO. 
unter den dort angegebenen Voraussetzungen auch die Anrech- 
nung der Krankenzeit auf die Strafzeit obligatorisch ist. Lit- 
tens (s.0.S.770) Argumentation, das Gesetz habe die vom Ge- 
setzgeber beabsichtigte obligatorische Anrechnung nicht zum 
Ausdruck gebracht, ist unzutreffend....... Es ist also zwei- 
felhaft, was eigentlich der Gesetzgeber gewollt hat: obligato- 
rische oder nur fakultative Anrechnung des Aufenthaltes in der 
Krankenanstalt auf die Strafzeit. Daß das Gesetz die Anrech- 
nung als Regel und die Nichtanrechnung im Fall der Herbeifüh- 
rung der Krankheit durch den Gefangenen selbst als Ausnahme 
betrachtet, ergibt sich insbesondere auch daraus deutlich, daß 
in diesem Ausnahmefall nach $ 493 Abs. 2 RStPO. eine ge- 
richtliche Entscheidung erforderlich ist, um die Nichtan- 
rechnung zu bewirken. Und in allen anderen Fällen soll es der 
Vollstreckungsbehörde möglich sein, im Wege der formellen 
„Entlassung” aus der Strafhaft die Nichtanrechnung herbeizu- 
führen?! Für die Möglichkeit, abgesehen von der selbstver- 
ständlichen materiellen Unterbrechung der Vollstreckung bei 
Geisteskrankheit, noch eine andere formelle Unterbrechung 
durch Entlassung aus der Strafhaft mit der die Vorschrift des 
$ 493 außer Kraft setzenden Wirkung der Nichtanrechnung ein- 
treten zu lassen, bietet das Gesetz ganz und gar keinen Anhalt. 
Denn eine lediglich künstliche und rein formelle Unterbrechung 
istes im Grunde, welche die Praxis, im besondern die kammer- 
gerichtliche, als Mittel, die in $ 493 vorgeschriebene Anrechnung 
zu vermeiden, empfiehlt. Zwar wird vom Kammergericht wie- 
derholt und eindringlich das Erfordernis einer „tatsächlichen“ 
„wirklichen” Entlassung aus der Strafhaft aufgestellt. Aber wel- 
che tatsächliche Unterbrechung bleibt denn noch neben der in- 
folge der geistigen Erkrankung von selbst erfolgenden Aus- 
setzung der Applizierung des Strafübels übrig? Die vom 
Kammergericht verlangte Vermeidung aller Maßregeln, 
durch die der vVerurteilte „zur Verfügung der Straf- 
vollstreckungsbehörde” gehalten wird — was ist sie 
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anders als ein rein äußerliches, formalistisches Krite- 
rium! Oder glaubt man wirklich, daß es der geistes- 
kranke Strafgefangene an seiner Haut spürt, wenn er nicht „vom 
strafgerichtlichen Standpunkte“, sondern lediglich in sicherheits- 
polizeilichem Interesse Freiheitsbeschränkungen unterworfen 
wird? Glaubt man, daß es für das praktische Ergebnis, für die 
tatsächliche Behandlung des geisteskranken Gefangenen in der 
Irrenanstalt auch nur ein Titelchen Unterschied begründet, ob 
ihm oder der Irrenanstalt im Auftrage der Staatsanwaltschaft 
seine „Entlassung aus der Strafhaft‘“ eröffnet wird oder nicht, 
ob sich die Staatsanwaltschaft nur von Zeit zu Zeit erkundigt, 
ob er geheilt ist, oder ob sie von vornherein die Irrenanstalt er- 
sucht, ihr seine Entlassung von dort mitzuteilen damit sie — so 
oder so — in der Lage ist, der Strafvollstreckung Fortgang zu 
geben? Den in die Augen springenden Mangel materieller, sach- 
licher Gründe für die Anrechnung im einen, die Nichtanrechnung 
im anderen Falle, fühlen die Gefangenen selbst, wenn sie zur 
Verbüßung der Reststrafe in die Strafanstalt nicht etwa im Auf- 
trage oder nach Ersuchen der Vollstreckungsbehörde, sondern 
nur im stillschweigenden Einverständnis mit ihr gebracht wer- 
den. ..... Aber nicht genug damit, daß die Praxis die Zu- 
lässigkeit eines die ausdrückliche Vorschrift des § 493 außer 
Kraft setzenden Verfahrens anerkennt, sie hat sogar dieses Ver- 
fahren gegenüber dem geistig erkrankten Verurteilten zur Regel 
gemacht und diese Personenklasse hiermit systematisch der ge- 
setzlichen Wohltat beraubt.“ 

Diese Darlegungen treffen den Nagel auf den Kopf und 
enisprechen durchaus der Auffassung über den $ 493 StPO., die 
ich in meinen früheren Abhandlungen über diese Frage vertre- 
ten habe und auch jetzt noch vertrete. 

Nicht einverstanden kann ich mich dagegen mit den For- 
derungen Klee’s de lege ferenda erklären. Hier schließt er 
sich Litten darin an, daß der Vorschrift des $ 493 „ein unge- 
sunder, weichlicher Gedanke zugrunde liege.“ „Er taugt auch 
kriminalpolitisch nichts, gleichgültig, welchen Strafzweck man 
in erster Linie verfolgt.“ Klee ist der Ansicht, „es müsse 
grundsätzlich daran festgehalten werden, daß Krankheit über- 
haupt nicht an die Stelle des Strafübels treten könne.“ Dieser 
Grundsatz ließe sich nun allerdings praktisch nicht ad ultimas 
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consequentias durchführen. Bei körperlichen Erkrankungen solle 
kürzere Krankheitsdauer, die im Gefängnislazarett zugebracht 
werde, auf die Strafzeit angerechnet werden. Das widerspreche 
nicht unserm Rechtsempfinden. Anders liege die Sache bei den 
geistigen Erkrankungen der Strafgefangenen: „Die Einrechnung 
des Aufenthaltes in der Irrenabteilung in die Strafzeit recht- 
fertigt sich nur insoweit, als die Zeit eine Beobachtungszeit 
ist, während deren es noch nicht mit Bestimmtheit fest- 
steht, ob Geisteskrankheit im eigentlichen Sinne oder nur 
eine vorübergehende Verrückung des geistigen Gleichgewichts 
oder gar Simulation vorliegt. Die Einrechnung ist aber hier auch 
nur dann angebracht, wenn die Beobachtung negativ ausfällt. 
Anders, wenn der Strafgefangene nach Ablauf der sechs bezw. 
zwölf Monate in eine besondere Irrenanstalt überführt wird: 
Dann steht mit rückwirkender Kraft fest, daß er auch bereits in 
der Irrenabteilung geisteskrank war und dann darf auch die in 
letzterer verbrachte Zeit nicht angerechnet werden. Die Anrech- 
nung auch in diesem Falle würde eine Ungerechtigkeit gegen- 
über den geisteskranken Insassen derjenigen Strafanstalten in 
volvieren, die eine Irrenabteilung nicht haben.” Dieser Einwand 
ist jedoch zum großen Teile hinfällig. Alle der Geisteskrankheit 
verdächtigen Gefangenen, die sich in Gefangenenanstalten in 
derVerwaltung des Innern befinden, müssen von ihrer Überfüh- 
rung in eine öffentliche Irrenanstalt in der zuständigen Irrenab- 
teilung einer Beobachtung unterzogen werden. Die Irrenabtei- 
lungen dienen nicht nur zur Aufnahme von Verurteilten aus 
der Gefangenenanstalt, der sie angegliedert sind, wie Klee 
dies anzunehmen scheint, sondern der sämtlichen Gefängnisse 
und Strafanstalten eines bestimmten Bezirks. So werden in die 
Irrenabteilung am Strafgefängnis in Breslau die der Geistes- 
krankheit verdächtigen Gefangenen aus sämtlichen Gefäng- 
nissen und Strafanstalten der Provinz Schlesien eingeliefert. 
Klee fordert „grundsätzlich obligatorische Nichtanrechnung 
der nicht nur in der besonderen Irrenanstalt, sondern auch in 
der Irrenabteilung von geisteskranken Verurteilten nach Beginn 
der Vollstreckung verbrachten Zeit.” ,Ja”, so fährt er fort, „es 
könnte sogar in Frage kommen, ob im Falle der geistigen Erkran- 
kung eines Straigefangenen auch die vor der Erkrankung ver- 
büßte Strafe mit Rücksicht auf die Unterbrechung des geistigen 
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Zusammenhangs der Strafvollstreckung als Strafzeit für nicht 
anrechenbar erklärt werden muß, so daß der zu drei Jahren 
Zuchthaus Verurteilte, der nach einem Jahre geisteskrank wird, 
dieses Jahr noch einmal verbüßen müßte. Allein dieser Konse- 
quenz stehen doch erhebliche praktische Bedenken gegenüber. 
Eine Ausnahme von dem Grundsatz der Nichtanrechnung der in 
Geistesumnachtung verbrachten Zeit ist aber lege ferenda aus 
Rücksichten der Billigkeit zuzugestehen. Es ist Erfahrungstat- 
sache, daß eine Reihe von Psychosen durch den Strafvollzug 
entstehen; es handelt sich hier nicht so sehr um die Auslösung 
einer schon vorhandenen Disposition zur Geisteskrankheit durch 
den Strafvollzug, als vielmehr um die primäre Erzeugung der 
Psychose durch die eigenartige Einwirkung des Strafanstaltsauf- 
enthalts auf das Seelenleben in der Form der spezifischen Ge- 
fängnispsychosen (Zuchthausknall). Nicht leicht wird stets im 
einzelnen Falle zu unterscheiden sein, ob es sich um eine Gei- 
steskrankheit der ersteren oder lezteren Art handelt. Nichts- 
 destoweniger muß der Grundsatz gelten, daß die Dauer 
der durch den Strafvollzug unmittelbar verursachten 
geistigen Krankheit auf die Strafzeit anzurechnen ist. 
Der für die grundsätzliche Nichtanrechnung maßgeben- 
de Gesichtspunkt des geistigen Zusammenhangs der 
Strafvollstreckung schlägt hier nicht durch. Gewiß kann 
auch hier das Strafübel als solches nicht wirken; es wird 
hier aber zur Genüge ersetzt durch das Übel der geistigen Er- 
krankung. Ohne weiteres wird man diesen Ausgleich zuge- 
stehen müssen. Denn die durch den Strafvollzug verursachte 
(seisteskrankheit geht über das vom Strafzweck geforderte Übel 
weit hinaus. Insoweit ist der in seiner Allgemeinheit aller- 
dings versagende Baehrsche Gedanke, daß der Geisteskranke 
schon genug gestraft sei, zutreffend. Die Anrechnung im Falle 
der Verursachung der Geisteskrankheit durch den Strafvollzug 
ist ein notwendiges Korrelat des auch de lege ferenda aufrecht 
zu erhaltenden und sowohl de lege lata als de lege ferenda auf 
den Aufenthalt in der Irrenabteilung der Strafanstalt auszudeh- 
nenden Grundsatzes des § 493 RStPO., daß die Anrechnung der 
Krankheitsdauer fortfällt, wenn der Verurteilte die Krankheit 
absichtlich herbeiführt. Das Gesagte gilt analog auch von den 
körperlichen Krankheiten: Wer bei Verrichtung bei Gefange- 
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nenarbeit, ohne daß ihn ein Verschulden trifft, den Arm ge- 
brochen hat, dem muß gleichfalls die für die Heilung des Glie- 
des erforderliche Zeit auf die Strafe angerechnet werden, ganz 
gleich, ob die Heilung im Gefängnislazarett oder in einem be- 
sonderen Krankenhaus erfolgt. Man wird im Falle der Verur- 
sachung der Krankheit durch den Strafvollzug noch einen Schritt 
weiter zu gehen haben. Auch wenn der Erkrankte in die Frei- 
heit entlassen wird und zu Haus bei seiner Familie Heilung 
sucht, oderwenn er sich freiwillig oder auch auf Betreiben seiner 
Familie der Anstaltsbehandlung unterzieht oder ihr erst einige 
Zeit nach seiner Entlassung aus der Strafhaft in sicherheitspoli- 
zeilichem Interesse zwangsweise unterworfen wird, wird die 
Krankenzeit anzurechnen sein, Fälle, in denen das geltende 
Recht, das nur darauf abstellt, ob der Verurteilte in die „Frei- 
heit” entlassen ist, die Anrechnung versagt. So wäre das die 
lex lata beherrschende rein zufällige Moment, wo sich der nach 
Beginn der Vollstreckung erkrankte Verurteilte befindet — ob in 
der Strafanstalt, der Irrenanstalt oder in der Freiheit — und auf 
welche Art und Weise gegebenenfalls er in die Irrenanstalt ge- 
langt ist, ausgeschaltet und durch ein Prinzip ersetzt sowohl in 
Ansehung der regelmäßigen Nichtanrechnung als der ausnahms- 
weisen Anrechnung der Dauer der Geisteskrankheit auf die 
Strafzeit.“ 

In einer Anmerkung sagt Klee noch: „Zu erwägen ist, 
ob auch im Falle der Simulation der Geisteskrankheit stets 
Nichtanrechnung eintreten muß. Wir möchten dies verneinen; 
der geistige Zusammenhang der Strafvollstreckung wird hier 
nicht unterbrochen und dem Selbsterhaltungstrieb des Gefange- 
nen muß andererseits soviel Konzession gemacht werden, daß 
der Versuch einer Täuschung nicht mit dem Ausnahmefall des 
$ 493 auf eine Stufe gestellt wird.” 

So treffend die Darlegungen Klees de lege lata sind, 
So wenig befriedigend und überzeugend sind seine Forderungen 
de lege ferenda. Der Gedanke, daß an Stelle der Verordnung 
der Verwaltungsbehörde ein gesetzgeberisches’ Prinzip treten 
müsse, ist gewiß-richtig, der Weg, den Klee einschlägt, um 
dieses Ziel zu erreichen, ist jedoch falsch. Er fordert als Prinzip 
die Nichtanrechnung. Man kann darüber verschiedener Ansicht 
sein, ob der Gedanke, daß Krankheit als Ersatz für Strafe gelten 
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solle, kriminalpolitisch etwas tauge oder nicht. Jedenfalls sieht 
Klee sich genötigt, mehrere bemerkenswerte Ausnahmen von 
der prinzipiellen Nichtanrechnung zu machen, um nicht ganz 
absonderliche und schroffe Härten herbeizuführen. Zunächst 
soll die Anrechnung kürzerer, wegen körperlicher Krankheit 
im Gefängnislazarett zugebrachter Zeit nicht dem Rechtsempfin- 
den widersprechen. Wenn prinzipiell Krankheit nicht als Ersatz 
für Strafe eintreten soll, so darf auch kein Unterschied zwischen 
kürzerer und längerer, körperlicher und geistiger Krankheit ge- 
macht werden. Die in einer der Gefangenenanstalt angeglie- 
derten Irrenabteilung von einem Verurteilten zugebrachte Zeit 
soll nach dem Vorschlage Klee’s nur dann in Anrechnung 
gebracht werden, wenn er durch die Beobachtung als nicht gei- 
steskrank oder als Simulant erkannt wird. Ergibt die Beob- 
achtung, daß er tatsächlich geisteskrank ist, so soll die in der 
Irrenabteilung zugebrachte Zeit nicht angerechnet werden. Da- 
nach würde der nichtgeisteskranke Verurteilte und vor allem 
der Simulant, dem Klee nach seiner Bemerkung das Recht zum 
Simulieren ausdrücklich konzedieren will, weit besser gestellt 
als der geisteskranke Verurteilte.. Zu welchen unhaltbaren 
Konsequenzen das von Klee vertretene Prinzip führt, zeigt nicht 
auch darin, daß er ernstlich die Frage aufwirft, ob ein Verur- 
teilter, der in Geisteskrankheit verfallen sei, nicht die vor Aus- 
bruch der Geisteskrankheit verbüßte Strafe später nach der Ge- 
nesung noch einmal verbüßen müsse, weil der geistige Zusam- 
menhang der Strafe aufgehoben gewesen sei. Klee meint 
zwar, daß aus Zweckmäßigkeitsgründen diese Frage verneint 
werden müsse, es erscheint mir aber charakteristisch für den 
Grundsatz, den er aufstellt, daß er sie überhaupt erheben 
konnte. Folgerichtig müßte er auch verlangen, daß bei einem 
Geisteskranken nicht nur die Beobachtungszeit in der Irrenab- 
teilung, sondern auch die vorher in Geisteskrankheit in der 
Strafanstalt zugebrachte Zeit nicht in Anrechnung gebracht 
werde. Eine Ausnahme von der prinzipiellen Nichtanrechnung 
will er dann eintreten lassen, wenn die geistige Erkrankung 
direkt durch den Strafanstaltsaufenthalt hervorgerufen worden 
ist. Klee macht einen Unterschied „zwischen der Auslösung 
einer schon vorhandenen Disposition zur Geisteskranheit durch 
den Strafvollzug und der primären Erzeugung der Psychose 
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durch die eigenartige Einwirkung des Strafanstaltsaufenthaltes 
auf das Seelenleben in der Form der spezifischen Gefängnis- 
psychosen (Zuchthausknall).“ In Wirklichkeit ist diese Unter- 
scheidung gar nicht durchzuführen. Die Psychosen der Strafhaft 
entwickeln sich zum großen Teil auf dem Boden einer krank- 
haften Veranlagung und werden durch das Gefängnismilieu aus- 
gelöst. Es ist zweifelhaft, ob durch die Haft und insbesondere 
die Einzelhaft primär eine Psychose bei einem gesunden Indi- 
viduum hervorgerufen werden kann. Der Zuchthausknall den 
Klee wohl als Beispiel für eine spezifische Gefängnispsychose 
anführen will, tritt ausschließlich bei Degenerierten auf und 
ist ein akuter Erregungszustand eines Entarteten mit Sinnestäu- 
schungen und Beeinträchtigungswahnideen, ausgelöst durch die 
Isolierhaft. Anlage und Milieu wirken zusammen in der Genese 
der Haftpsychosen, beide können nicht voneinander getrennt 
werden, und Klee fordert vom Arzte Unmögliches, wenn er 
eine strikte Beanwortung der Frage verlangt, ob die Ursache 
einer geistigen Erkrankung in der Veranlagung oder in dem 
Milieu der Strafhaft zu erblicken ist. Ebenso wird es bei körper- 
lichen Krankheiten oft unmöglich sein, eine bestimmte Erklä- 
rung darüber abzugeben, ob die Ursache des Leidens in dem 
Strafvollzuge oder in Umständen und Einwirkungen zu suchen 
ist, die mit der Strafvollstreckung nichts zun haben. Ich will 
nur auf die Lungentuberkulose hinweisen. Wenn ein Gefange- 
ner 1 oder 2 Jahre nach seiner Einlieferung in das Strafgefäng- 
nis von diesem Leiden befallen wird, wer will dann mit Be- 
stimmtheit sagen, ob und inwieweit die Strafe mitgewirkt hat, 
um das Leiden, das in der Freiheit zum Stillstand g>kommer. 
war, von neuem auftreten zu lassen. Dies sind Fragen, die 
kein Arzt auch nur mit einiger Wahrscheinlichkeit beanworten 
kann, und doch wäre die Beantwortung dieser Fragen unbedingt 
notwendig, wenn dem Vorschlage Klees entsprochen würde. 
Er geht aber auch noch weiter und verlangt auch Anrechnung 
der in körperlicher oder geistiger Krankheit in der Freiheit oder 
in einer Krankenanstalt zugebrachten Zeit, sofern die Krank- 
heit in ursächlichem Zusammenhange mit der Strafvollstreckung 
steht. Das Prinzip auf dem Klee seine Forderungen de lege 
ferenda aufbaut, ist eben falsch. Auf der einen Seite große 
Härte, so daß nicht einmal die in Geisteskrankheit in einer 
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Irrenabteilung zugebrachte Zeit in Anrechnung gebracht wer- 
den soll, und auf der anderen Seite eine unverständliche Milde, 
so daß sogar die in der Freiheit verlebte Zeit als Strafe gezählt 
wird, wenn die Krankheit durch die Strafe hervorgerufen wor- 
den ist. Gewiß ist es dringend erforderlich, daß an die Stelle 
des freien Ermessens der Behörden ein festes Prinzip hinsicht- 
lich der Anrechnung’ oderNichtanrechnung des Krankenhausauf- 
enthaltes auf die Strafzeit angewandt wird, das Prinzip aber, das 
Klee auf Grund theoretischer Erwägungen aufgestellt und 
durchgeführt hat, ist unhaltbar, stößt praktisch auf unüberwind- 
liche Schwierigkeiten und verletzt bald durch große Härte, bald 
durch übergroße Milde das Rechtsempfinden. 

Auf die aus der Nichtanrechnung des Irrenanstaltsaufent- 
haltes auf die Strafzeit sich ergebenden schweren Schädigungen 
und die in grundsätzlichen Fragen einander widersprechenden 
Entscheidungen der Gerichte habe ich in zwei Abhandlungen in 
der Psychiatrisch-Neurologischen Wochenschrift (1907 Nr. 26 
und 1908 Nr. 48 bis 51) nachdrücklich hingewiesen. Gegen die 
von mir aufgestellte Forderung einer grundsätzlichen Anrech- 
nung der in der Irrenanstalt zugebrachten Zeit auf die Strafzeit 
wandten sich Spliedt (Psychiatrisch-Neurologische Wochen- 
schrift 1907 Nr. 30), Falkenberg (in derselben Zeitschrift 
1909 Nr. 3) und Moeli (Monatschrift für Kriminalpsychologie 
und Strafrechtsreform Bd. V S. 165). Spliedt gab der Be- 
fürchtung Ausdruck, daß die Anrechnung des Irenanstaltsaufent- 
haltes auf die Strafzeit eine Abwanderung der geistig minder- 
wertigen Gefangenen aus den Strafanstalten in die Irrenan- 
stalten zur Folge haben würde. „Wird die Frage (der Anrech- 
nung) bejaht,” so erklärte er, „so werden Simulation und Über- 
treibung großgezogen.“ In meiner zweiten Abhandlung aus 
dem Jahre 1909 bin ich den Ausführungen Spliedts entge- 
gengetreten, indem ich auf die Seltenheit der Vortäuschung gei- 
stiger Erkrankungen in den Strafanstalten hinwies und betonte, 
daß es im Interesse eines geordneten Strafvollzuges und der er- 
krankten Gefangenen liege, wenn sie bald aus dem für die 
Krankheit unzweifelhaft ungünstigen Milieu des Strafhauses in 
die Krankenanstalt übergeführt würden. 

Falkenberg erörterte in seiner Abhandlung „Zur Re- 
form des § 493 StPO.“ insbesondere die Kostenfrage bei der 
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Unterbringung der kriminellen Geisteskranken in Preußen und 
wies auf die großen Schwierigkeiten hin, die sich auf armenrecht- 
lichem Gebiete ergeben würden, wenn nach gesetzlicher Vor- 
schrift in allen Fällen die Anrechnung des Irrenanstaltsaufent- 
haltes auf die Strafzeit stattfinden würde. Er empfahl zur Be- 
seitigung der Mißstände, die sich aus der Nichtanrechnung der 
in der Irrenanstalt zugebrachten Zeit auf die Strafzeit ergeben, 
Ausbau und Veımehrung der Beobachtungsabteilungen für psy- 
chisch Kranke un den Gefangenenanstalten, Einführung eines 
gemilderten Strafvollzuges, „um die psychisch Gefährdeten 
durch die Haft hindurch zu bringen und dem Ausbruche schwerer 
akuter Störungen vorzubeugen, und eine weitere Ausdehnung 
der bedingten Begnadigung.“ Moeli vertritt im wesentlichen 
denselben Standpunkt. Er meint, daß die erziehliche Wirkung 
auf manche Kranke, die von der Aussicht auf Rückführung in 
die Haft zur Erledigung der Strafe ausgeht, nicht außeracht zu 
lassen sei. „Die unbeschränkte Anrechnung der Anstaltsbe- 
handlung würde diesen Einfluß ausschließen. Es brauchte dann 
gar keine Simulation im engeren Sinne zu sein, wenn mancher 
wahnhaften Einbildungen ausgesetzte berufsmäßige Eigentums- 
verbrecher, der sein Strafende absieht, es nicht lieber in der 
Krankenanstalt herankommen ließe, wo auch bei schärfstem 
Abschluß doch die Monotonie, die Disziplin usw. des Gefäng- 
nisses angenehm vermißt wird. Warnen müßte die Entstehung 
der zahlreichen Unfallhysterien auf Grund der Gesetzgebung, 
die einen erheblichen Einfluß vermeintlicher und gewünschter 
Rechtsansprüche auf die bewußten und nichtbewußten psychi- 
schen Bewegungen schuf. Sind unter den in Haft erkrankten 
öfter Bestraften nicht genug Personen vorhanden, bei denen die 
Voraussetzungen für psychogen bedingte Abweichungen noch 
mehr vorliegen als die für ausgeklügelten Betrug?“ Ich kann 
diesem Gedankengange Moeli’s nicht beistimmen. Nach 
meinen Erfahrungen empfinden die psychopatischen Perso- 
nen, von denen hier die Rede ist, den Aufenthalt in der Strafan- 
stalt und den in der Irrenanstalt gleich schmerzlich. Hinsicht- 
lich der Internierung machen sie keinen Unterschied zwischen 
Irrenhaus und Strafhaus. Ja, zahlreiche Gefangene haben mir 
mitgeteilt, daß sie den Aufenthalt in einer Strafanstalt oder in 
einer Irrenabteilung entschieden dem in einer Irrenanstalt vor- 
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zögen, denn sie hätten in den Strafanstalten mehr Bewegungs- 
freiheit, mehr Rechte, ja sogar bessere Kost als in den „festen 
Häusern” der Irrenanstalten. Ich will nicht untersuchen, in- 
wiefern diese Angaben zutreffend sind, es ist mir aber bekannt 
geworden, daß eine Anzahl Kranker in den „festen Häusern’” 
der Irrenanstalten Jahre hindurch in Isolierzellen interniert 
waren, die in den Beobachtungsabteilungen monatelang mit 
anderen Gefangenen in gemeinsamen Tages- und Nachträumen 
ohne Schwierigkeiten gehalten werden konnten und später in 
gemeinschaftlicher Haft den Rest ihrer Strafe verbüßt haben. 
Der Aufenthalt in einem „festen Hause” einer Irrenanstalt 
wirkt auf den psychopathischen Gefangenen keineswegs wie 
die Rente auf den Unfallhysteriker. Für letzteren bedeutet die 
Rente eine Verbesserung seiner Lage, für den Gefangenen der 
Aufenthalt in einer Irrenanstalt jedoch nicht. Die Freiheits- 
entziehung ist die gleiche in der Strafanstalt wie in den „festen 
Hause” der Irrenanstal. In dieser Hinsicht besteht 
kein Unterschied und das ist für den Gefangenen das Wesent- 
liche. 

Moeli bringt in Vorschlag, daß die von geisteskranken 
Verurteilten in Irrenanstalten zugebrachte Zeit trotz Strafunter- 
brechung in geeigneten Fällen angerechnet werden solle. „Vom 
psychiatrischen Standpunkte aus erscheint die Möglichkeit, die 
Anstaltszeit trotz Strafunterbrechung einzurechnen — zu- 
sammen mit dem Ausbau einiger Abteilungen an Strafanstalten 
und mit gemildertem Strafvollzug — genügend, um den Miß- 
ständen vorzubeugen, die aus der Unterbrechung unverschulde- 
ter und nicht andauernder Behinderung des Erkrankten ent- 
stehen können.” Diesem Vorschlage Moeli’s kann ich mich nicht 
anschließen. Zweifellos würde in der Anheimstellung der An- 
rechnung an die Gerichte ein erheblicher Grad von Willkür und 
Unsicherheit liegen. Diese müssen aber peinlich vermieden 
werden. Auch glaube ich nicht, daß durch Schaffung einiger 
weiterer Irrenabteilungen an Strafanstalten und Milderung des 
Strafvollzuges bei geistig Defekten die schweren Mißstände, die 
sich aus der Nichtanrechnung des Irrenanstaltsaufenthaltes auf 
die Strafzeit ergeben, beseitigt werden können. 

In seinem Vortrage „Über Haftfähigkeit” (Ärztliche Sach- 
verständigen-Zeitung Jahrg. 1909 Nr. 3) weist Marx auf die 
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von M o eli geäußerten Bedenken bezüglich der regelmäßigen 
Anrechnung des Irrenanstaltsaufenthaltes auf die Strafzeit hin 
und schlägt vor, man solle dem $ 472 des Entwurfs einer Deut- 
schen Strafprozeßordnung aus dem Jahre 1908, der im wesent- 
lichen dem $ 493 der geltenden Strafprozeßordnung entspricht, 
einen Zusatz geben des Sinnes, daß trotz Unterbrechung des 
Strafvollzuges eine in einer „Irrenanstalt zugebrachte Zeit 
gleichwohl ganz oder teilweise auf die Strafdauer anzurechnen 
ist, wenn das Vollstreckungsgericht dies nach Anhörung von 
ärztlichen Sachverständigen beschließt. Ein Gerichtsbeschluß 
müßte dann ex officio in jedem derartigen Falle von der Staats- 
anwaltschaft herbeigeführt werden.” Einen ganz ähnlich lau- 
tenden Vorschlag hatte der Deutsche Verein für Psychiatrie in 
seiner Jahresversammlung in Bonn am 24. April 1909 gemacht, 
indem er folgenden Zusatz zu § 472 des Entwurfs empfahl: 
„Durch Gerichtsbeschluß kann die Verbüßung des Restes einer 
Freiheitsstrafe bei einem für längere Zeit in eine von einer 
Strafanstalt getrennte Krankenanstalt verbrachten Verurteil- 
ten in Wegfall kommen, sobald durch die Fortsetzung der Straf- 
vollstreckung eine erhebliche und in absehbarer Zeit nicht zu 
beseitigende, außerhalb des Strafzweckes liegende Schädigung 
der Gesundheit herbeigeführt wird.” Diesem Vorschlage 
schließt F. Strassmann sich an, („Unsere Stellung zur Re- 
form der Strafprozeßordnung”, Zeitschrift für Medizinalbeamte 
1909 Nr. 15). Ich habe gegen die Fassung dieses Zusatzes Be- 
denken. Nach dem Vorschlage soll „bei einem für längere Zeit 
in eine von einer Strafanstalt getrennte Krankenanstalt ver- 
brachten Verurteilten” der Strafrest in geeigneten Fällen in 
Wegfall kommen. Warum nicht auch dem für kürzere Zeit in 
einer Irrenanstalt untergebrachten Verurteilten? Soll dem 
körperlich Kranken auch die kürzere, dem Geisteskranken da- 
gegen nur die längere in der Krankenanstalt zugebrachte Zeit 
in Anrechnung gebracht werden oder soll sowohl dem körper- 
lichkranken wie dem geisteskranken Verurteilten nur der 
längere Aufenthalt in einer Krankenanstalt auf die Strafzeit an- 
gerechnet werden? Das würde zu ungeheuerlichen Konse- 
quenzen führen. Hat der Vorschlag diesen Sinn, dann müßte 
dem an einer Blinddarmentzündung erkrankten Gefangenen, 
der zur Vornahme einer Operation auf die Dauer von 3 bis 4 


u. 74 — 


Wochen in einem Krankenhause untergebracht wird, die An- 
rechnung dieser Zeit versagt, dagegen dem Geisteskranken, der 
4 oder 5 Jahre in einer Irrenanstalt zugebracht hat, unter Um- 
ständen diese Zeit voll auf die Strafzeit angerechnet werden. 
Weiter wird in dem Vorschlage von einer „außerhalb des Straf- 
zwecks liegenden Schädigung der Gesundheit” gesprochen. Es 
gibt nicht einen, sondern vier Strafzwecke: die Sühne, die Ab- 
schreckung, die Besserung und die Sicherung. Je nachdem nun 
der Richter sich zu dem einen oder anderen oder zu mehreren 
kombinierten Strafzwecken bekennt, wird er die Frage nach 
„der außerhalb des Strafzwecks liegenden Schädigung der Ge- 
sundheit” verschieden beantworten. F. Leppmann schloß 
sich in der Diskussion zu dem Vortrage von Marx (Ärztliche 
Sachverständigen-Zeitung Jahrg. 1909 Nr. 3) der Ansicht 
Moelis an, „daß die Entstehung und namentlich die Dauer 
der Haftpsychose auf suggestivem Wege in unerwünschter 
Weise beeinflußt werden würde, wenn man die Zeit in der 
Irrenanstalt restlos anrechnete.*“ „Ohne vortäuschen zu wollen, 
läßt sich ein an der Grenze der Geistesstörung stehender 
Mensch doch sehr dadurch beeinflussen, daß er die Möglichkeit 
vor sich sieht, den ganzen Strafrest unter den behaglichen 
Lebensbedingungen einer Irrenanstalt abzumachen. Anderer- 
seits ist es ein schwerer Mißstand, wenn Leute, die bereits eben- 
so lange oder länger, als ihre Strafe gedauert hätte, im Irren- 
hause waren, nachher noch den ganzen Strafrest abbüßen 
sollen. Ich dachte ursprünglich an eine gesetzliche Regelung 
der Anrechnung in steigender Proportion, doch scheinen mir 
auch die Vorschläge des Vortragenden (Marx) diskutabel.“ 
Falkenberg erklärte, daß er nur wenig Fälle gesehen habe, 
in denen die in Preußen übliche Unterbrechung dem Kranken 
gesundheitlichen Schaden gebracht habe, schloß sich den Be- 
denken, die Moeli hinsichtlich der ausnahmslosen Anrech- 
nung des Irrenanstaltsaufenthaltes auf die Strafzeit geäußert 
hatte, an und meinte, es bedürfe einer Änderung des $ 48 
nicht, um die bestehenden Mißstände aus der Welt zu schaffen. 
„Da die preußischen Vorschriften auf einer alten Kabinetts- 
order und späteren ministeriellen Erlassen beruhen, bedarf es 
zu ihrer Änderung keiner besonderen Gesetzgebung; es würde 
schon eine neue ministerielle Verfügung an die Strafvoll- 
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streckungsbehörden genügen, die sich etwa dahin auszuspre- 
chen haben würde, daß nicht mehr in jedem Falle, wo die Über- 
führung in eine von der Strafanstalt getrennte Irrenanstalt er- 
forderlich wird, grundsätzlich die Strafe unterbrochen werden 
soll, sondern daß stets zu prüfen ist — event. nach Einholung 
von Sachverständigengutachten —, ob die Unterbrechung der 
Strafe und die darausfolgende Nichtanrechnung der in der 
Irrenanstalt verbrachten Zeit auf die Strafzeit dem Verurteilten 
erhebliche außerhalb des Strafzweckes liegende Nachteile 
bringen würde” Strassmann trat diesen Ausführungen 
entgegen. Er wies darauf hin, daß es im wesentlichen verwal- 
tungsrechtliche Schwierigkeiten sind, die dazu geführt haben, 
in Preußen abweichend von anderen Bundesstaaten das jetzt 
übliche Verfahren einzuschlagen. Es berure dies eben darauf, 
daß bei uns die Irrenfürsorge Sache der Provinzen und nicht 
des Staates sei.“ Die Provinzen würden die Kosten für einen 
Kranken nicht übernehmen, der noch Strafgeflangener ist und für 
den der Staat zu sorgen hat, und umgekehrt hält dieser sich nicht 
für verpflichtet, ja nicht für berechtigt, für jemand einzutreten, 
der geisteskrank und strafvollzugsunfähig geworden ist.“ Damit 
hat Strassmann zweifellos den Kernpunkt der ganzen 
Frage erfaßt. Verwaltungstechnische, in erster Linie finanzielle 
Erwägungen und Gesichtspunkte sind es gewesen, die zu dem 
in Preußen üblichen Verfahren geführt haben. Strassmann 
erkennt die Notwendigkeit einer Änderung des jetzt in Preußen 
geübten Verfahrens der Haftaussetzung an und erklärt aus- 
drücklich: „so selten, wie Herr Falkenberg meint, sind die 
Fälle, in denen das gegenwärtige Verfahren Schaden stiftet, 
doch wohl nicht.” Ererinnerte daran, daß er früher den Vor- 
schlag gemacht hatte, „bei der Reform des Strafgesetzbuches 
bei der Bestimmung über die vorläufige Entlassung eine Vor- 
schrift über die Anrechnung des Irrenhausaufenthaltes auf die 
Strafzeit aufzunehmen. „Dem$g23StGB., der über die vorläufige 
Entlassung handelt, sollte folgender Zusatz gegeben werden: 
„vorläufige Entlassung findet auch statt, wenn der Verurteilte 
wegen Geisteskrankheit strafvollzugsunfähig geworden ist.“ Dem 
$ 24 müßte dann ein Absatz 3 angefügt werden: „falls die vor- 
läufige Entlassung wegen Verfalls in Geisteskrankheit erfolgt 
ist, kann dieselbe auch widerrufen werden, sobald der Verur- 


2, AB: 


teilte genesen ist. Die in der Irrenanstalt zugebrachte Zeit ist 
ihm jedoch dann auf die festgesetzte Strafdauer anzurechnen.” 
A. Leppmann wies mit Nachdruck auf die Schädigungen, 
die durch die Nichtanrechnung des Irrenanstaltsaufenthaltes 
auf die Strafzeit entstehen, hin: „Im Gegensatz zu Herrn 
Falkenberg”, so sagte er in der Diskussion in dem Vor- 
trage von Marx, „halte ich das Nichtanrechnen der in der 
Iırenanstalt zugebrachten Zeit für einen großen Fehler. Es be- 
wirkt Verschlimmerungen und es verdirbt Leute, die sonst so- 
zial zu retten wären.” Auch Moeli erkannte an, daß „unter 
Umständen die Nichteinrechnung bei unabänderlicher er- 
schöpfender Durchführung des Strafvollzuges sicherlich grobe 
Unbilligkeiten, vereinzelt sogar die Vernichtung der wirtschaft- 
lichen Existenz somit vom Rechtsspruche gar nicht beabsichtigte 
Folgen herbeiführe.” Er hielt den Wunsch für berechtigt „nach 
‚gesetzlichen Anordnungen, die nicht an die Einrechnung der 
Anstaltsbehandlung und der Unterbrechung des Strafvollzuges 
gebunden sind,” und warf die Frage auf: „Könnte nicht eine 
Formel gefunden werden für das Gesamtgewicht aus dem ver- 
büßten Teile der Strafe und aus einer schweren Erkrankung, 
die zur längeren Behandlung außerhalb der Strafanstalt geführt 
und die, wenn auch nicht durch die Strafverbüßung entstanden, 
doch öfters dadurch begünstigt oder zum vollen Ausbruch ge- 
bracht ist? Es würde sich”, so meinte er weiter, „etwa um eine 
Bestimmung handeln, wonach die Verbüßung des Restes einer 
Freiheitsstrafe bei einem für längere Zeit in eine von der Straf- 
anstalt getrennte Krankenanstalt gebrachten Verurteilten durch 
eine Entscheidung des Gerichts in Wegfall kommen kann, so- 
fern durch die Fortsetzung der Vollstreckung bis zum Ab- 
schlusse eine erhebliche und in absehbarer Zeit nicht besei- 
tigende, außerhalb des Strafzwecks liegende Schädigung her- 
beigeführt wird. Das würde von der Schwierigkeit frei machen, 
-auch bei der aus bekannten Gründen in Preußen angewandten 
Unterbrechung des Strafvollzuges eine Einrechnung der An- 
staltsbehandlung zu verlangen, obwohl hier gar kein Zu- 
sammenhang mit der Strafvollstreckung besteht.” Diesem Vor- 
schlage kann ich aus den oben bereits angeführten Gründen 
nicht zustimmen. Die Durchführung desselben würde sicher- 
lich auf große Schwierigkeiten stoßen, große Härten und 
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Unbilligkeiten herbeiführen und je nach der Stellung des Ge- 
richts die Einrechnung oder Nichteinrechnung zur Folge haben. 

In seinem bedeutsamen Buche „Über die Psychosen der 
Strafhaft” (Halle 1907 S. 189 und 190) hebt Siefert nach- 
drücklich die schädlichen Folgen hervor, die das in Preußen 
geübte Verfahren die Nichteinrechnung des Irrenanstalts- 
aufenthalts auf die Strafzeit auf die heilbaren in Irrenabtei- 
lungen untergebrachten Kranken hat: „Nehme ich einen Ge- 
fangenen“ so sagt er, „aus dem Strafvollzuge heraus, so geht 
zwar die Strafe für die Dauer der Beobachtung in der 
Abteilung weiter; sie wird aber in dem Augenblick ausgesetzt, 
wo der Kranke in eine Irrenanstalt überwiesen, und beginnt 
erst wieder, wenn er in die Abteilung zurückverlegt wird. 
Durch die Irrenabteilungsbeobachtung kommt also der Kranke 
in die ihm rasch bewußt werdende Gefahr, daß seine Strafzeit 
immer weiter und in das ganz Ungewisse hinausgezogen wird. 
Nach Lage der Umstände ist es nun in vielen Fällen haftpsycho- 
tischer Zustände geradezu bedenklich, in das Geistesleben 
dieser heilbaren Kranken das Moment völliger Unsicherheit 
über das Ende ihrer Strafzeit hineinzutragen, und der Arzt 
kommt in die schwierige Lage, zwischen zwei Übeln das klei- 
nere zu wählen. Gewöhnlich entscheidet er sich — und ich tue 
dies auch — dafür, den Kranken so lange als nur irgend mög- 
lich im Strafvollzug zu belassen und durch allerlei Versuche des 
Wechsels in der Arbeit und der Ernährung, durch zeitweise 
Verlegung in das Anstalstlazarett, durch Gewinnung des Inter- 
esses des Anstaltsdirektors und dadurch ermöglichte äußerste 
Rücksichtnahme auf den Kranken die Verlegung in die Irren- 
abteilung überflüssig zu machen. Praktisch ist dies Lavieren 
oft erfolgreich, theoretisch ist es aber natürlich falsch und nur 
durch die Not diktiert. Warum die Bestimmung der Aussetzung 
des Strafvollzuges besteht, die in allen anderen Fällen von 
Verlegung in Krankenanstalten nicht angewandt wird, weiß 
ich nicht genau. Es ist mir aber durchaus wahrscheinlich, daß 
vorwiegend die Geldfrage dabei eine Rolle spielt; die 
Kranken fallen nämlich mit Aussetzung des Strafvollzuges der 
Provinz zur Last. Daß diese Art des Sparens aus einer Tasche 
in die andere bedenklich und in diesem Falle unbedingt schäd- 
lich ist, liegt auf der Hand; zwingt es doch den Arzt zu dem 
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Paradoxon, aus Gründen der Therapie, den Kranken in Ver- 
hältnissen zu belassen, die notorisch für ihn schädlich sind und 
schwerwiegende Folgen nach sich ziehen können.” 

In der „Vergleichenden Darstellung des Deutschen und 
ausländischen Strafrechts” (Allgemeiner Teil IV. Band, Berlin 
1908) erwähnt Goldschmidt in dem Kapitel „Strafen” 
S. 397 kurz die Reformbedürftigkeit des $ 493 StPO. „In einer 
Beziehung”, so sagt er, „vor allem ist aber zwischen Hemmung 
des Beginnes und der Fortsetzung der Strafvollstreckung ein 
Unterschied zu machen. Wird nämlich der Verurteilte nach Be- 
ginn der Strafvollstreckung wegen Geisteskrankheit oder 
sonstiger Krankheit in eine von der Strafanstalt getrennte 
Krankenanstalt gebracht, so darf die Strafvollstreckung nicht 
unterbrochen werden, wenn nicht der Verurteilte mit der Ab- 
sicht, aus der Strafanstalt herauszukommen, die Krankheit her- 
beigeführt hat. M.a.W. es ist der $493R StPO. derart abzuän- 
dern, daß der bisher üblichen Praxis, welche dem Verurteilten 
keinen Anspruch auf Nichtunterbrechung der Strafvollstreckung 
und daher Einrechnung der in der Krankenanstalt verbrachten 
Zeit auf die Strafzeit einräumt, ein Riegel vorgeschoben 
wird.” 

Auch Kriegsmann verurteilt in „Einführung in die 
Gefängniskunde” 1912 (S. 138 Anmerkung 4) die Strafunter- 
brechung bei Verfall eines Verurteilten in Geisteskrankheit: 
„Die preußische Praxis umgeht diese Bestimmung des § 48 
StPO. wenigstens soweit es sich um geistige Erkrankungen han- 
delt, indem sie durch einen formellen Beschluß die Unter- 
brechung der Strafvollstreckung anordnet und die in der Irren- 
anstalt verbrachte Zeit nicht auf die Strafe anrechnet: es dürfe 
die Unterbrechung nur nicht dahin beschränkt sein, daß der 
Sträfling auch in der Krankenanstalt zur Verfügung der Straf- 
vollstreckungsbehörde gehalten werde. Diese Auffassung ist 
unhaltbar; das Gesetz macht mit keiner Silbe die Anrechnung 
davon abhängig, daß der Gefangene in der Krankenanstalt zur 
Verfügung der Behörde gehalten werde, und es weiß nichts 
von einem Ausschluß der Anrechnung durch einen formellen 
Beschluß; der Unterbrechungsbeschluß ist der StPO.völlig unbe- 
kannt.” Kriegsmann befindet sich hier in einem Irrtum. 
Die Unterbrechung der Strafhaft findet nicht durch einen for- 
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mellen Gerichtsbeschluß, sondern auf Anordnung des Ministers 
des Innern und der Justiz nach Anhörung des zuständigen 
Oberstaatsanwalts statt. Aber auch dieser Modus der Haftunter- 
brechung ist im Gesetz nicht vorgesehen. Kriegsmann 
weist noch darauf hin, daß der Pariser Kongreß für Gefängnis 
wesen im Jahre 1895 sich für die Anrechnung der in der Heil- 
anstalt verbrachten Zeit auf die Strafzeit ausgesprochen hat. 

Diesem kurzen Referate über die juristische und psychia- 
trische Literatur zum § 493 StPO. schließe ich die Mitteilung 
einiger Fälle an, aus denen hervorgeht, daß durch die Nichtan- 
rechnung des Irrenanstaltsaufenthaltes auf die Strafzeit nicht 
selten das Strafende um viele Jahre, ja um das Doppelte und 
Dreifache der ursprünglich festgesetzten Strafzeit hinausge- 
schoben wird. Es sei noch bemerkt, daß diese 9 Fälle in den 
Monaten Juni und Juli 1913 in der Irrenabteilung des Breslauer 
Strafgefängnisses zur Beobachtung gelangt sind. 

1. A. D., im Jahre 1899 wegen schweren Diebstahls zu 5 Jahren 
Zuchthaus verurteilt, wurde im Jahre 1901 nach Strafaussetzung in eine 
Irrenanstalt gebracht; ist 12 Jahre und 56 Tage in Irrenanstalten ge- 
wesen, wurde zu Beginn dieses Jahres wieder in die Irrenabteilung ein- 
geliefert, hat jetzt noch 2 Jahre Zuchthaus abzumachen. Bei regel- 
rechter Strafverbüßung wäre die Haftentlassung 1904 erfolgt; falls D. 
nicht von neuem geisteskrank wird, was keineswegs ausgeschlossen ist, 
gelangt er im Jahre 1916 in die Freiheit. 

2. H. E., im Jahre 1900 wegen Kuppelei und Körperverletzung 
zu einer Zuchthausstrafe von 4 Jahren verurteilt, ist in den Jahren 1900, 
1902 und 1904 in der Irrenabteilung gewesen und jedesmal wegen Gei- 
steskrankheit aus der Strafhaft entlassen und in Irrenanstalten unter- 
gebracht worden. Er ist insgesamt 9 Jahre und 361 Tage in Irrenan- 
stalten gewesen. Im Jahre 1912 wurde E. von neuem in die Irrenabtei- 
lung eingeliefert und blieb in derselben bis Juli 1913. Er wurde dann 
einer Abteilung für geistig minderwertige Gefangene überwiesen. Das 
Strafende des E., das ursprünglich auf den 10. November 1904 festge- 
setzt war, ist nun für den 6. November 1914 bestimmt. 

3. A. R., im Jahre 1904 wegen schweren Raubes und Diebstahls 
zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt, wurde im Jahre 1907 wegen Geistes- 
krankheit aus der Strafhaft entlassen, ist 6 Jahre in Irrenanstalten ge- 
wesen und hat jetzt Strafe bis April 1925. Das ursprüngliche Strafende 
war auf den 10. Januar 1919 festgesetzt. 

4. P. M., am 16. April 1903 wegen schweren Diebstahls zu 15 
Jahren Zuchthaus verurteilt, ist 12 mal, insgesamt 6!/2 Jahre in Irrenan- 
stalten gewesen. Da diese Zeit auf die Strafzeit nicht eingerechnet wird, 
ist jetzt das Strafende für Oktober 1924 festgesetzt. 

5. J. B., im Juli 1898 wegen Straßenraubes zu 7 Jahren Zuchthaus 
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verurteilt, hat nach wiederholter Aussetzung der Strafe 9!⁄2 Jahre in 
Irrenanstalten zugebracht. Ursprünglich sollte die Haftentlassung im 
Jahre 1905 erfolgen, jetzt ist sie für das Jahr 1914 in Aussicht genommen. 

6. H. G., wurde am 17. November 1899 wegen Körperverletzung, 
Majestätsbeleidigung, Widerstandes, Hausfriedensbruchs zu einer Ge- 
längnisstrafe von 6 Jahren verurteilt, am 27. April 1903 wegen Geistes- 
krankheit aus der Strafhaft entlassen und in einer Irrenanstalt unterge- 
bracht. Er hat insgesamt 10 Jahre 6 Monate und 24 Tage in Irrenan- 
stalten zugebracht und jetzt von der im Jahre 1899 über ihn verhängten 
6 jährigen Gefängnisstrafe noch 2!/, Jahre zu verbüßen. 

7. J. L., der seit dem 25. August 1911 wegen schweren Dieb- 
stahls in R. eine Zuchthausstrafe von 10 Jahren verbüßte, erkrankte 
im Jahre 1910 und wurde im November 1910 nach Unterbrechung der 
Strafhaft in eine Irrenanstalt übergeführt. Er blieb 1 Jahr 5 Monate in 
der Irrenanstalt, wurde dann wieder für strafvollzugsfähig erklärt, er- 
krankte aber unmittelbar nach seiner Überführung in die Strafanstalt 
von neuem und mußte deshalb nach neuer Beobachtung in der Irrenab- 
teilung wieder aus der Strafhaft entlassen und in eine Irrenanstalt ge- 
bracht werden. 

8. P. L., der seit dem 20. August 1909 wegen schweren Diebstahls 
in R. eine Zuchthausstrafe von 8 Jahren verbüßte, erkrankte im Jahre 
1910 und wurde wegen Geisteskrankheit nach Strafaussetzung in eine 
Irrenanstalt gebracht. L. ist bis jetzt fast 3 Jahre in Irrenanstalten ge- 
wesen. Drei Versuche, ihn seine Strafe weiter verbüßen zu lassen, sind 
nach kurzer Zeit gescheitert, da sie schwere geistige Störungen aus- 
lösten. 

9. G. W., der seit dem 15. Februar 1912 wegen Beleidigung 
eine Gefängnisstrafe von 1 Jahr verbüßte, erkrankte im März 1912 und 
wurde im August 1912 nach Strafaussetzung in eine Irrenanstalt ge- 
bracht. Er blieb fast 1 Jahr in dieser, wurde dann wieder in die Irren- 
abteilung aufgenommen, in der er bis zum Strafende behalten wurde. 


Nachdem ich die Entstehung der Streitfrage über die An- 
rechnung des Irrenanstaltsaufenthaltes auf die Strafzeit ein- 
gehend geschildert, die wichtigsten Erklärungen der Kommen- 
tare angeführt, die bemerkenswerten Gerichtsentscheidungen 
und Erlässe der Minister zitiert, eine Übersicht über die ju- 
ristische und psychiatrische Literatur gegeben und an einigen 
Beispielen die schweren Schäden, die für die Verurteilten aus 
der bisher allgemein geübten Nichtanrechnung sich ergeben, 
gezeigt habe, gehe ich nunmehr an die Beantwortung der 
beiden Fragen: Wie stellt sich das geltende Recht zu der Frage 
der Anrechnung des Irrenanstaltsaufenthaltes auf die Strafzeit, 
und wie ist die Anrechnung in der künftigen Strafprozeßord- 
nung zu regeln? 
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Es unterliegt keinem Zweifel, daß es in der ausdrück- 
lichen Absicht des Gesetzgebers bei der Schaffung des § 493 
SIPO. gelegen hat, es solle in der Regel die in der Irrenanstalt 
zugebrachte Zeit auf die Strafzeit in Anrechnung gebracht wer- 
den. Dagegen, daß unter dem Begriff „Krankheit“ wie er in 
8$ 493 StFO. gebraucht ist, auch Geisteskrankheit zu verstehen ist, 
ist niemals Widerspruch erhoben worden; aus der Begründung 
dieses Antrages durch den Abgeordneten Zinn in der 2. 
Lesung im Plenum des Reichstages geht vielmehr klar hervor, 
daß dıese Bestimmung in erster Linie mit Rücksicht auf die 
geisteskranken Verurteilten getroffen worden ist. Nun sind 
aber gerade die in der Strafhaft in Geisteskrankheit verfallenen 
Gefangenen von der Wohltat, die in $ 493 beabsichtigt ist, aus- 
geschlossen. Der Abgeordnete Reichensperger hat in 
der Justizkommission erklärt: „Immer sei ja der Ausweg 
gegeben, eine Unterbrechung der Strafhaft eintreten zu lassen.” 
Ich frage: Was hat denn die Vorschrift des $ 493 überhaupt für 
einen Wert, wenn die Unterbrechung der Strafhaft, die als 
„Ausweg” vorgesehen war, regelmäßig erfolgt? Der § 493 sollte 
nach der Absicht des Gesetzgebers und dem Wortlaute der Be- 
stimmung eine Wohltat und Erleichterung für den kranken und 
insbesondere den geisteskranken Verurteilten darstellen, der 
infolge seiner Krankheit in eine von der Strafanstalt getrennte 
Krankenanstalt gebracht werden muß. In Wirklichkeit wird 
durch die in Preußen regelmäßig erfolgende Strafunterbre- 
chung die Absicht des Gesetzgebers zu nichte gemacht, die be- 
absichtigte Wohltat in schweren Nachteil verwandelt. Eine 
große Anzahl hervorragender Juristen erklären, daß das in 
Preußen ständig geübte Verfahren der Haftunterbrechung im 
Widerspruch zu dem Gesetze stehe. Auch darüber, durch wen 
die Haftunterbrechung rechtskräftig erfolgen müsse, besteht 
keine einheitliche Auffassung. Sie erfolgte bisher in Preußen 
bei Strafgefangenen, die sich in Justizgefängnissen befinden, 
durch den Justizminister, bei Strafgefangenen, die sich in Straf- 
anstalten oder in Gefängnissen befinden, die der Verwaltung 
des Innern unterstellt sind, durch den Minister des Innern im 
Einverständnis mit dem Justizminister nach Einholung einer 
Äußerung des zuständigen Oberstaatsanwalts. Früher lautete 
die Formel der Haftunterbrechung: „Wir erklären uns mit der 
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Entlassung des N. N. aus der Strafhaft einverstanden, sofern 
seine Unterbringung aus der Strafhaft gesichert erscheint. Der 
Justizminister; der Minister des Innern.” Seitdem aber mehrere 
Gerichte, insbesondere das Bundesamt für Heimatwesen in 
ständiger Rechtsprechung eine derartige unter einem Vorbe- 
halte ausgesprochene Haftunterbrechung als rechtsungültig er- 
klärt hatten, wurde in der Verfügung der Minister nur gesagt: 
„Wir erklären uns mit der Entlassung des N. N. aus der Straf- 
haft einverstanden.’ Neuerdings erfolgt die Aussetzung der 
Strafhaft bei Verfall eines: Verurteilten in Geisteskrankheit 
nicht mehr durch die Minister direkt, sondern durch den zu- 
ständigen Oberstaatsanwalt nach Zustimmungserklärung der 
Minister. In einer oben mitgeteilten Entscheidung des Ober- 
landesgerichts Düsseldorf wird auch ausdrücklich erklärt, 
daß den Ministern gar nicht das Recht zustehe, die Unterbre- 
chung der Strafhaft rechtswirksam anzuordnen. Ein solches be- 
sitze nur die Staatsanwaltschaft als durch das Gesetz bestimmte 
Strafvollstreckungsbehörde. Von mehreren Seiten wird auch 
betont, daß eine Strafunterbrechung ohne Zustimmung des Ver- 
urteilten unstatthaft sei. Das gehe aus den allgemeinen Rechts- 
grundsätzen und insbesondere aus $ 23 StGB. unzweideutig 
hervor. Jedenfalls bestehen nicht unerhebliche Bedenken 
gegen die formelle Haftunterbrechung bei Verfall eines Verur- 
teilten in Geisteskrankheit, wie sie in Preußen erfolgt. De lege 
lata ist demnach das Ergebnis meiner Untersuchungen folgen- 
des: Nach der Entstehungsgeschichte und dem Wortlaute des 
§ 493 StPO. sollte diese Bestimmung auch bei Verfall eines 
Verurteilten in Geisteskrankheit und Überführung desselben 
in eine Irrenanstalt in der Regel Anwendung finden. Dem 
widerspricht das in Preußen bei Geisteskrankheit eines Verur- 
teilten regelmäßig erfolgende Verfahren der Haftunterbrechung 
durch die Minister des Innern und der Justiz, das auch in for- 
meller Hinsicht gesetzlich nicht einwandfrei ist. 

De lege ferenda sind Vorschläge nach drei verschiedenen 
Richtungen zu unterscheiden: Versagung jeder Anrechnung der 
in der Irrenanstalt zugebrachten Zeit (Litten, Klee), gänz- 
liche oder teilweise Anrechnung in Abwendung größerer Schä- 
den durch Gerichtsbeschluß (Moeli, Marx, A.Leppmann, 
F. Leppmann, Straßmann) und drittens allgemein 
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durchgeführte, unterschiedslose, obligatorische Anrechnung 
(Aschaffenburg und ich). 

Litten und Klee vertreten die Anschauung, daß der 
Anrechnung eines Krankenhausaufenthaltes als Strafe auf die 
Strafzeit ein ungesunder Gedanke zugrunde liege. Strafe 
könne nicht durch Krankheit ersetzt werden. Zudem könne — 
wie Litten meint — der Krankenhausaufenthalt eines Ge- 
fangenen höchstens als Haft, nicht jedoch als Gefängnis oder gar 
Zuchthaus angesehen werden. Dieser Auffassung muß ich wi- 
dersprechen. Der Staat hat die Verpflichtung, für das körper- 
liche und geistige Wohl der ihm anvertrauten Gefangenen Sorge 
zu tragen. Erkrankt ein Strafgefangener, so liegt dem Staat die 
Pflicht ob, den Erkrankten in sachgemäßer Weise behandeln und 
verpflegen zu lassen. Reichen die vom Staate in den Gefange- 
nenanstalten zur Krankenbehandlung getroffenen Einrichtungen 
zu diesem Zwecke nicht aus, so hat der Staat für sachgemäße 
Behandlung in von den Gefangenenanstalten getrennten Kran- 
kenanstalten zu sorgen. Daraus, daß Überführungen in andere 
Krankenanstalten notwendig sind, darf dem Gefangenen selbst 
kein Schaden entstehen. Der Mangel an staatlichen Einrich- 
tungen im Strafvollzug darf nicht Anlaß zu Schädigung eines 
Detinierten abgeben. Ich kann auch nicht der Ansicht Littens 
_ beipflichten, daß der dem $ 493 StPO. zugrunde liegende Ge- 
danke „Krankheit als Ersatz für Strafe“ ungesund sei, sehe ich 
ihm vielmehr eine durchaus berechtigte Milde und Humanität. 
Dieser Gedanke ist in dem eingangs angeführten Erlasse der 
Minister des Innern und der Justiz vom 7. August 1825 mit den 
Worten zum Ausdruck gebracht: „Im Allgemeinen würde nun 
aber das Prinzip, daß eine Strafe an einem Wahnsinnigen nicht 
fortgesetzt werden könne und die Detention des letzteren als 
solchen auf die Strafe gar nicht anzurechnen sei, ein zu harter 
Grundsatz bei einem Krankheitszustande sein, der, weil er zu 
den unglücklichsten gehört, den damit Behafteten mit Recht zu 
einem Gegenstande des höchsten Mitleidens und schonender 
Berücksichtigung macht.“ In den Verhandlungen der Justizkom- 
mission des Reichstages vertraten die Abg. Dr. Baehr und Dr. 
Zinn den gleichen Standpunkt. Die Forderung Littens, 
die Strafe in jedem Falle auszusetzen, in dem die Überführung 
des erkrankten Gefangenen in eine von der Strafanstalt ge- 
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trennte Krankenanstalt notwendig ist, würde zu großen Härten 
und Unbilligkeiten führen. Der Gefangene, der zur Vornahme 
einer Operation in ein Krankenhaus gebracht werden muĝ, die 
Gefangene, die ihre Entbindung nicht in der Strafanstalt ab- 
warten kann und deshalb einer Entbindungsanstalt zugeführt 
werden muß, hätten nach dem Vorschlage Littens An- 
rechnung der in der Kranken- bezw. Entbindungsanstalt zuge- 
brachten Zeit nicht zu gewärtigen, müßten vielmehr nach ihrer 
Genesung den Strafrest vom Zeitpunkte der Haftunterbrechung 
an gerechnet verbüßen, sie, die kranken Gefangenen würden da- 
nach weit härter getroffen als die gesunden. Die Forderung 
Littens, in jedem Falle die Strafe zu unterbrechen, in dem 
Krankheit des Verurteilten die Einlieferung in eine von der 
Strafanstalt getrennte Krankenanstalt notwendig macht, wieder- 
strebt nicht nur der Humanität, sondern verletzt auch in hohem 
Grade das Gerechtigkeitsgefühl. Über die Vorschläge, die Klee 
de lege ferenda gemacht hat, ist bereits eingehend berichtet wor- 
den. Ich halte sie für praktisch undurchführbar. 

Einen vermittelnden Standpunkt zwischen der Nichtan- 
rechnung des Krankenhausaufenhaltes auf die Strafzeit und 
der obligatorischen, unterschiedslosen Anrechnung nehmen 
Moeli, Marx, A. Leppmann, F. Leppmann, 
Straßmann und Falkenberg ein. Sie erkennen einer- 
seits die großen Schäden und Härten an, die die Nichtanrech- 
nung zur Folge hat, befürchten aber andererseits, daß eine volle 
und unbedingte Anrechnung erhebliche Nachteile bringen könne. 
Ein großer Teil derjenigen Verurteilten, die in der Strafhaft in 
Geisteskrankheit verfielen und nach Unterbrechung der Straf- 
haft in Irrenanstalten untergebracht werden müßten, gehöre zu 
der Gruppe der psychopathischen, degenerierten Gewohnheits- 
verbrecher. Es sei zu befürchten, daß bei diesen leicht beein- 
flußbaren Persönlichkeiten im Falle der unbedingten Anrech- 
nung des Irrenanstaltsaufenthaltes auf die Strafzeit die Begeh- 
Tungsvorstellung darauf gelenkt würden, das Strafende lieber 
unter den angenehmeren Verhältnissen in einer Irrenanstalt als 
unter dem Drucke und der Disziplin einer Strafanstalt abzu- 
warten. Bei diesen an der Grenze geistiger Gesundheit stehen- 
den Individuen könnten, ohne daß eine eigentliche Simulation 
in Frage komme, mehr oder weniger unbewußt durch die unter- 
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schiedslose Anrechnung des Irrenanstaltsaufenthaltes auf die 
Strafzeit wahnhafte Vorstellungen ausgelöst werden, die ein 
längeres Verbleiben in der Irrenanstalt notwendig machten. 
Der erzieherische Einfluß, der jetzt durch die Aussicht auf die 
weitere Strafverbüßung auf die psychopathischen Personen aus- 
geübt werde, komme dann in Wegfall. Auch erscheine es 
nicht unbedenklich, Strafgenfangene in Irrenanstalten unterzu- 
bringen. Dadurch werde die Irrenanstalt zum Strafhause ge- 
macht. Der Irrenanstalt müsse aber unter allen Umständen der 
Charakter als reine Krankenanstalt gewahrt werden. Die ge- 
nannten Psychiater haben nun verschiedene Vorschläge ge- 
macht, um die unbestreitbaren Mängel des preußischen Ver- 
fahrens zu beseitigen, ohne jedoch dessen Vorzüge, die es nach 
ihrer Ansicht hinsichtlich des Einflusses auf die psychopatischen 
Gefangenen bietet, preiszugeben. Die Vorschläge, die bereits bei 
der Besprechung der psychiatrischen Literatur zum $ 493 StPO. 
erwähnt worden sind, zielen darauf hin, daß bei Verfall eines 
Verurteilten in Geisteskrankheit und Überführung desselben in 
eine Irrenanstalt wie bisher Strafunterbrechung eintreten, aber 
gleichwohl in geeigneten Fällen durch Gerichtsbeschluß die in 
der Irrenanstalt zugebrachte Zeit ganz oder teilweise auf die 
Strafzeit angerechnet werden solle. Ihr Bestreben richtet sich 
darauf — wie Moeli sich ausdrückte — eine Formel zu finden 
„für das Gesamtgewicht aus dem verbüßten Teile der Strafe und 
aus einer schweren Erkrankung, die zur längeren Behandlung 
außerhalb der Strafanstalt geführt und die, wenn auch nicht 
durch die Strafverbüßung entstanden, doch öfters dadurch be- 
günstigt oder zum vollen Ausbruch gebracht ist.“ Der Verur- 
teilte, der wegen Geisteskrankheit nach Strafantritt in eine Ir- 
renanstalt gebracht wird, soll auch formell nicht Gefangener 
sein, damit durch diesen Umstand nicht das Niveau der Irrenan- 
stalt herabgedrückt und der Eindruck, diese habe mit einer Ge- 
fangenenanstalt irgend etwas gemein, durchaus vermieden wird. 
Der in einer Irrenanstalt untergebrachte Verurteilte würde, 
wenn die Strafe nicht ausgesetzt worden wäre, als Gefangener 
formell unter Aufsicht der Strafvollstreckungsbehörde stehen, 
der hinsichtlich der Sicherheit und der Dauer der Verwahrung 
em gewisser Einfluß eingeräumt werden müßte. Die Irrenärzte 
betonen demgegenüber ausdrücklich immer wieder den reinen 


PR 8e m 


Krankenhauscharakter der Irrenanstalt und fordern, daß die 
geisteskranken Gefangenen nicht den öffentlichen Irrenan- 
stalten zugeführt, sondern in anderer Weise vom Staate unterge- 
bracht werden sollen. Sie suchen sich der unangenehmen kri- 
minellen Kranken möglichst rasch zu entledigen und dem Staate 
die Sorge für diese Kategorie von Geisteskranken aufzubürden. 
Ich kann diese Bestrebungen, zwischen unbescholtenen und vor- 
bestraften Geisteskranken eine scharfe Grenze zu ziehen, nicht 
billigen. Es ist m. E. Pflicht der Irrenfürsorge, sich der Geistes- 
kranken ohne Rücksicht auf ihr Vorleben anzunehmen und für 
entsprechende Behandlung und Pflege Sorge zu tragen. Eine 
Unterscheidung von kriminellen und nicht kriminellen Geistes- 
kranken ist gar nicht durchführbar. Der unbescholtene Geistes- 
kranke kann in hohem Grade gemeingefährlich sein, während 
der vorbestrafte es keineswegs zu sein braucht. Den Vor- 
schlägen Moelis, Marx’s und Straßmanns, die trotz 
Aussetzung der Strafe bei Überführung in eine Irrenanstalt eine 
Anrechnung der in dieser zugebrachten Zeit in geeigneten 
Fällen durch Gerichtsbeschluß befürworten, vermag ich aus 
den bereits angegebenen Gründen nicht zuzustimmen und halte 
sie auch für undurchführbar. Nach meinen Erfahrungen besteht 
bei den psychopathischen Gewohnheitsverbechern keine Sehn- 
sucht nach der Irrenanstalt, um dort unter günstigeren Verhält- 
nissen die Strafzeit hinzubringen. Die Irrenanstalt bedeutet für 
sie ebenso gut Internierung wie die Strafanstalt. Nur bei einer 
Kategorie von Gefangenen, bei den lebenslänglichen, die aber 
einen verschwindenden Prozentsatz bilden, käme der Anreiz 
zur Verbesserung ihrer Lage in Betracht. Die zu zeitiger Frei- 
heitsstrafe Verurteilten haben nur das eine Ziel im Auge, die 
Freiheit so bald als möglich wieder zu erlangen. Jeder nur eini- 
germaßen einsichtige Kranke in den Beobachtungsstationen 
strebt nach Zurückversetzung in den geordneten Strafvollzug. 
nicht etwa, weil jetzt die in der Irrenanstalt zugebrachte Zeit 
nicht in Anrechnung gebracht wird, sondern aus dem Grunde, 
weil der Aufenthalt in einer Irrenanstalt sein späteres Fortkom- 
men nicht selten erschwert und ein unbegrenzter Aufenthalt in 
einer Irrenanstalt ihm auch bei Anrechnung dieser Zeit auf die 
Strafe keine Vorteile, sondern lediglich Schaden bringen würde. 
In der Strafanstalt weiß er genau, daß er zu dem festgesetzten 


— 87 — 


- Termine in die Freiheit entlassen werden muß, während er in 
der Irrenanstalt über das Ende der Internierung völlig im Un- | 
klaren ist. Deshalb kommt es häufig vor, daß Kranke ihre Ver- 
setznng aus den Irrenanstalten in die Strafanstalten mit großem 
Eifer betreiben, weil dort die Ungewißheit über ihre Zukunft auf 
ihnen lastet, während sie hier ein bestimmtes Ende vor sich 
sehen. Habe ich es doch erlebt, daß ein in einer Irrenanstalt 
untergebrachter Kranker sich selbst schwerer Diebstähle be- 
schuldigte, weil er der Ansicht war, er müsse, wenn er verur- 
teilt würde, wieder in die Strafanstalt zurückgebracht werden. 
Die Ausführung der Vorschläge Moelis,MarxsundStraß- 
manns würde auch auf erhebliche Schwierigkeiten stoßen. 
Welche Gesichtspunkte sollen denn im einzelnen Falle zur Ent- 
scheidung über Anrechnung oder Nichtanrechnung maßgebend 
sein? Die Anrechnung soll — so wird gesagt — ganz oder zum 
Teil erfolgen, „sobald durch die weitere Vollstreckung der Strafe 
eine erhebliche und in absehbarer Zeit nicht zu beseitigende, 
außerhalb des Strafzwecks liegende Schädigung der Gesundheit 
herbeigeführt wird.“ Wer soll denn darüber entscheiden? Der 
Richler müßte ärztliche Gutachten einholen. Nun sind aber der 
überwiegenden Mehrheit der Irrenärzte der Strafvollzug und 
seine Einrichtungen eine terra incognita; sie werden meistens 
gar nicht imstande sein, die Frage zu beantworten. Es ist auch 
schlechterdings oft unmöglich, vorauszusagen, ob durch den 
Strafvollzug eine neue geistige Erkrankung ausgelöst werden 
würde. Das hängt vielfach von Zufälligkeiten und Äußerlich- 
keiten ab, die sich gar nicht voraus ermessen lassen. Während 
der eine Gefangene, der sich in der Irrenanstalt einsichtig zeigte 
und selbst auf rasche Zurückversetzung in die Gefangenenan- 
stalt hindrängte, alsbald wieder erkrankt, fügt sich der 
andere trotz wahnhafter Vorstellungen bei entgegenkommender 
Behandlung durch die Strafvollzugsbeamten ganz wider Er- 
warten in den Strafvollzug ein. Es ist in den meisten Fällen 
dieser Art nicht möglich, die Wirkung der Strafvollstreckung 
auf ein psychopathisches Individuum im voraus zu bestimmen. 
Darüber kann einzig und allein der Versuch entscheiden. Wie 
bereits früher betont worden ist, besteht auch keine einheitliche 
Anffassung über den Strafzweck und somit würde auch die 
Frage nach der außerhalb des Strafzwecks liegenden Schädi- 
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gung der Gesundheit je nach der persönlichen Anschauung des 
Richters eine verschiedene Beantwortung erfahren. Die Durch- 
führung des Vorschlages, Anrechnung des Irrenanstaltsaufent- 
haltes trotz Strafunterbechung dem richterlichen Ermessen an- 
heim zu stellen, würde erheblichen Schwierigkeiten begegnen 
und große Härten und Unbilligkeiten zur Folge haben. 

Endlich komme ich zu den Vorschlägen, die die volle, un- 
eingeschränkte Anrechnung der in der Irrenanstalt zugebrachten 
Zeit auf die Strafzeit zum Ziele haben. Besonders warm ist 
Aschaffenburg tür diese Lösung der Frage eingetreten, 
und der Verein der deutschen Medizinalbeamten wie die Inter- 
nalionale kriminalistische Vereinigung haben seinen diesbe- 
züglichen Vorschlägen zugestimmt. Auch ich vertrete die An- 
sicht, daß die obligatorische Anrechnung des Irrenanstaltsauf- 
enthaltes auf die Strafzeit die zweckmäßigste Lösung dieses 
Problems ist. Warum sollte das, was in anderen Staaten mög- 
lich ist, in Preußen nicht durchführbar sein? Ich will nur 
noch darauf hinweisen, daß in Holland nach einem Ministerial- 
erla vom Jahre 1885 die in der Irrenanstalt zugebrachte Zeit 
eines Verurteilten als Strafverbüßung gerechnet wird. Die volle 
Anrechnung entspricht einer Forderung der Humanität und der 
Gerechtigkeit. Das Los des Gefangenen, der in Geisteskrank- 
heit verfällt, soll sich nicht schlechter gestalten als des gesunden. 
Das jetzige Verfahren der Nichtanrechnung macht eine große 
Auzalıl von Gefangenen sozial untauglich, die sonst zu brauch- 
baren Personen erzogen werden könnten, es bewirkt, wie A. 
Leppmann mit Recht erklärt, Verschlimmerungen, die ver- 
mieden werden könnten, es hat ein unsinniges Hin- und Her- 
schieben zwischen Irrenanstalten und Strafanstalten zur Folge, 
es macht f’ersonen verbittert und gesellschaftsfeindlich, die zu 
nützlichen Gliedern der Gesellschaft gemacht werden könnten, 
es löst akute Seelenstörungen aus, verursacht den Strafanstalten 
und den Jrrenanstalten gewaltige Schwierigkeiten und legt den 
Armenverbänden auf Jahre hinaus erhebliche Kosten auf. Die 
vonMoeli, Marx und Straßmann empfohlene bedingte 
Anrechnung läßt den geisteskranken Gefangenen auch in Unge- 
wißheit über die Dauer seiner Internierung, sie schafft zwar die 
Möglichkeit, die jetzt bestehenden Schäden zum Teil zu besei- 
tigen, hringt aber keine durchgreifende Änderung. Zwei Ge- 
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sichtspunkte sind es meines Erachtens, die in erster Reihe für 
diesen vermittelnden Standpunkt maßgebend gewesen sind: fi- 
nanzielle Erwägungen und die Furcht vor der Überschwem- 
mung der öffentlichen Irrenanstalten mit kriminellen Elementen. 
Ich kann die nach beiden Richtungen hin geäußerten Bedenken 
nicht fü. ausschlaggebend ansehen. „Das Sparen von einer 
Tasche in die andere“, wie Siefert das Abwälzen der Kosten 
vom Staat auf die Armenverbände treffend bezeichnet hat, ist 
mit seinen Folgen, der Strafunterbrechung und Nichtanrech- 
. nung des Jrrenanstaltsaufenhaltes in hohem Grade schädlich. 
Sollten sich in Preußen nicht wie in anderen großen deutschen 
Bundesstaaten Mittel und Wege finden lassen, um die Kosten- 
frage zu einer befriedigenden Lösung zu bringen, ohne daß die 
Stralanssetzung erforderlich wäre? Die Furcht vor der Über- 
füllung mit kriminellen Kranken, die von den Irrenanstalts- 
ärzten immer wieder gegen die Aufnahme der vorbestraften 
Geisteskranken ins Feld geführt wird, erscheint mir auch nicht 
begründet. Aschaffenburg, ein gewiß unparteiischer Be- 
cbachter kommt in seinem Werke: „Die Sicherung der Gesell- 
schaft gegen gemeingefährliche Geisteskranke. Berlin 1912“ zu 
dem Ergebnis, daß die Verteilung aller gefährlichen und schwie- 
rigen Kranken auf alle zur Verfügung stehenden Anstalten im 
allgemeinen als beste Lösung der Frage der Unterbringung 
dieser Kranken zu empfehlen sei. Er legt eingehend die Gründe 
dar, die die Irrenärzte zu ihrer Stellungnahme gegen die Auf- 
nahme der kriminellen Kranken in die Irrenanstalten veran- 
lassen und zeigt, daß sie einer ruhigen, sachlichen Erwägung 
nicht standhalten. Die beiden wichtigsten Bedenken, die der 
vollen, uneingeschränkten Anrechnung des Irrenanstaltsaufent- 
haltes auf die Strafzeit entgegenstehen, können demnach nicht 
als berechtigt angesehen werden. Auch die Befürchtungen, die 
von mehreren Seiten geäußert worden sind, es würden durch die 
volle Anrechnung des Irrenanstaltsaufenthaltes auf die Strafzeit 
bei den psychopathischen Verurteilten psychische Störungen der- 
art ausgelöst, daß bei diesen dann eine weitere Strafvoll- 
streexung überhaupt in Frage gestellt werde, sind in der Allge- 
meinheit, wie sie vorgebracht wurden, sicherlich nicht zutref- 
fend. Meine Erfahrungen, die an einem großen Material gesam- 
melt wurden, lassen, wie bereits oben dargelegt wurde, viel- 
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mehr erkennen, daß das Bestreben aller nur einigermaßen ein- 
sichtigen psychopathischen Gefangenen darauf gerichtet ist, an 
Stelle der Unbestimmtheit und Ungewißheit des Irrenanstalts- 
aufenthaltes das genau festgestelte Ende der Internierung in der 
Strafanstalt zu setzen. 

In meiner Abhandlung: „Zur Frage der Anrechnung des 
Irrenanstalisaufenthaltes auf die Strafzeit‘‘ in der Psychiatrisch- 
Neurologischen Wochenschrift 1908, Bd. X, S. 733 hatte ich im 
Anschluß an die Forderung Aschaffenburgs in der IV. 
Hauptversammlung des Vereins der Deutschen Medizinalbeam- - 
ten vorgeschlagen, dem § 493 StPO. folgende Fassung zu geben. 

„Ist der Verurteilte nach Beginn der Strafvoll- 
streckung wegen Krankheit in eine von der Strafanstalt ge- 
trennte Krankenanstalt gebracht worden, so ist die Dauer 
des Aufenthalts in der Krankenanstalt in die Strafzeit ein- 
gurechnen, wenn nicht der Verurteilte mit der Absicht, die 
Strafvollstreckung zu unterbrechen, die Krankheit herbei- 
geführt hat. Dies gilt auch für solche Verurteilte, welche 
wegen Geisteskrankheit in eine Irrenanstalt gebracht wer- 
den. Eine Strafunterbrechung findet in einem solchen Falle 
nicht statt“. 

Falkenberg hat gegen meinen Vorschlag den Ein- 
wand erhoben, daß er in Preußen nicht durchführbar sei, weil 
seiner Ausführung erhebliche Schwierigkeiten in verwaltungs- 
technischer Hinsicht besonders bezüglich der Kostenfrage ent- 
gegenständen. Ich bin der Ansicht, daß diese Schwierigkeiten 
nicht so erheblicher Natur sind, daß sie nicht behoben werden 
könnten. Warum sollte es in Preußen nicht möglich sein, ver- 
waltungsrechtliche Bestimmungen darüber zu treffen, wie die 
Kosten der Unterbringung der geisteskranken Gefangenen ge- 
meinsam von den Armenverbänden und dem Staate getragen 
werden? In anderen Bundesstaaten verursacht die Kostenfrage 
keine Schwierigkeiten, weil sowohl der Strafvollzug wie die 
Irrenpflege in Händen des Staates liegen. Preußen nimmt in 
dieser Hinsicht eine Ausnahmestellung ein, indem der 
Strafvollzug dem Staate obliegt, die Irrenfürsorge aber 
Sache der Armenverbände ist. 

Trotz dieser administrativen Trennung des Strafvoll- 
zuges und der Irrenfürsorge in Preußen dürften sich 
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der Durchführung meines Vorschlages nicht unüberwindliche 
Schwierigkeiten entgegenstellen. Hinsichtlich der Kostenfrage 
wäre bei gegenseitigem Entgegenkommen der beiden in Be- 
tracht kommenden Behörden eine Einigung wohl möglich. Die 
Befürchtungen, die die Irrenärzte hinsichtlich der Überschwem- 
mung der Irrenanstalten mit kriminellen Elementen geäußert 
haben, sind meines Erachtens nicht begründet. Die Anrechnung 
des Irrenanstaltsaufenthaltes auf die Strafzeit würde großen 
Segen bringen, viele Personen sozial retten, die jetzt unerbitt- 
lich der Kriminalität anheimfallen, und in zahlreichen Fällen 
den Ausbruch neuer Geistesstörungen verhüten. 


Carl Marhold Verlagsbuchhandlung in Halle a. S. 
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X. Band, Heit 1/2. 


1. Einleitung. 


Hinter Eisengittern ruht auf hartem Lager ein junger Mensch 
mit rohen Zügen. Er ist der Sohn eines Verbrechers und einer 
trunksüchtigen Prostituierten, aufgewachsen in lasterhafter Um- 
gebung, mehrfach vorbestraft. Dieses Mal ist er wegen Straßen- 
raubs und schwerer Körperverletzung zu langjähriger Zuchthaus- 
strafe verurteilt. 

„Die Strafe ist Sühne dafür, daß der Mensch in bestimmter 
Weise gehandelt hat, während er anders hätte handeln können 
und sollen. Die Sühne geschieht durch das Mittel des Schmerzes 
und Leidens, denn das Leid entfernt die Schuldbelastung.” 

So urteilt der Indeterminist Kohler) über das Wesen 
und den Zweck der Strafe im allgemeinen. In dem vorliegenden 
Fall des unter den ungünstigsten Verhältnissen großgewordenen 
Verbrechers, dessen Charakterbildung den schlimmsten Ein- 
flüssen ausgesetzt war, würde er die verhängte hohe Strafe mit 
folgenden Sätzen begründen: „Derjenige, der den bösen Dämon 
in sich kennt, hat die heilige Pflicht, diesen Charakter zu be- 
kämpfen und sich mit der größten Vorsicht zu verhalten, wenn 
anzunehmen ist, daß der schlimme Drang zum Ausbruch kommt; 
er hat zu ringen im großen Ganzen und hat zu ringen im einzel- 
nen Falle.” — „Je größer die Gefahr, desto größer ist natürlich 
auch die Pflicht der Abwehr und desto größer die Verantwortung 
dessen, der die Pflicht vernachlässigt hat.” 

Hören wir nun, wie der Determinist den Fall beurteilt: Der 
Verurteilte ist infolge seiner Abstammung und der ungünstigen 
Einflüsse seines Milieus für die Verbrecherlaufbahn veranlagt. 


1) J. Kohler, Moderne Rechtsprobleme. B. G. Teubner, Leip- 
zig 1913. (Aus Natur und Geisteswelt) Auch die folgenden Zitate 
nach Kohler entstammen diesem Buch. 
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Das Denken, Wollen und Handeln eines jeden Menschen voll- 
zieht sich in jedem Augenblick so, wie es durch die Umwelt ung 
das im Gehirn sich abspielende Getriebe (das aber nichts Starres, 
ein für alle Mal Festgelegtes, sondern seinerseits wieder auch von 
früheren Einwirkungen auf das Gehirn beeinflußt ist) bestimmt 
wird. Also erfolgte auch die verbrecherische Tat jenes Menschen 
aus den vorhandenen Bedingungen. Trotzdem gebührt ihm die 
hohe Strafe. Denn die Strafandrohungen bedeuten einen wich- 
tigen Faktor der die menschlichen Handlungen bestimmenden 
Umwelt. Damit sie für die Mehrzahl der Menschen wirksam 
bleiben, muß der, bei dem sie versagt haben, das Übel der Strafe 
erdulden. 

Wer hat Recht? Der Indeterminist oder der Determinist? 


Der Prüfung dieser Frage soll die folgende Untersuchung 
gewidmet sein. 


Ein Kernpunkt des ganzen Streits liegt in der Stellungnahme 
zur Abhängigkeit des Seelenlebens vom Gehirn. Welche Be- 
deutung hat diese Abhängigkeit für unser Problem? 


Kohler beantwortet die Frage beiläufig so. Er bestimmt 
einfach: „Das Empfindungsleben ist physiologisch nicht faßbar, 
es ist etwas, was auf physiologischer Basis ruht, aber eine 
selbständige Wesenheit hat. Die Art und Weise, wie diese Emp- 
findungsvorgänge sich entwickeln, sich weiterspielen und so- 
dann wieder Bewegungsvorgänge erzeugen, steht außerhalb der 
Gehirnphysiologie und ist eine Sache für sich: sie kann nicht 
durch Beobachtung der Bewegungsvorgänge weiter erklärt wer- 
den, sondern nur durch Erforschung der Empfindungstätigkeiten 
und des eigenen Inneren. Führt daher die Erforschung dieser 
Empfindungstätigkeiten zur Annahme freier Willensentschlie- 
Bungen, so steht dies mit den physiologischen Bewegungserschei- 
nungen in keinem Widerspruch, und ebensowenig steht damit 
in Widerspruch, daß aus diesen Empfindungsvorgängen heraus 
wiederum Bewegungserscheinungen und wiederum chemische 
Reaktionen erwachsen: diese sind dann die Folgen der aus dem 
Gefühlsleben hervorgehenden Willensentschließung.” 

„Alle Erforschung der Hirnphysiologie kann uns daher in 
dieser Frage nicht weiter fördern, so wichtig diese Forschungen 
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auch nach anderer Seite sein mögen, und soviel Licht sie sonst 
auf unsere Seelentätigkeit werfen können.” 

Soweit Kohler. Ich habe zu den zitierten Sätzen zunächst 
dreierlei zu bemerken: 


Erstens meint Kohler mit dem, was er als Empfindungen 
bezeichnet, offenbar Vorstellungen, die Erinnerungsbilder der 
Empfindungen und ihre Verbindungen miteinander, die Ideen- 
assoziation. Ich werde später (S. 18) zeigen, daß sowohl die 
Empfindungen als auch das ganze aus ihnen entstehende geistige 
Geschehen keineswegs „außerhalb der Gehirnphysiologie” steht, 
sondern sehr eng mit ihr verbunden ist. 


Zweitens: wenn auch nur zugegeben wird, daß das Geistes- 
leben „auf physiologischer Basis” ruht, so ist das genügender 
Grund, daß in eine Prüfung der Frage eingetreten wird, welche 
Bedeutung diese physiologische Basis für das Problem der Wil- 
lensfreiheit haben möge. Die Anerkennung der physiologischen 
Basis schließt für den folgerichtig Denkenden die Forderung ein, 
daß eine rein spekulative Psychologie, welche die physiologische 
Basis unberücksichtigt läßt, nicht ernst genommen werde. 

Drittens: Da Kohler zugibt, daß die Erforschung der Ge- 
hirńphysiologie „sonst” wohl manches Licht auf unsere Seelen- 
tätigkeit werfen könne, so bedeutet es Willkür, wenn er für das 
Problem der Willenstätigkeit die Mitwirkung der Gehirnphysio- 
logie als aussichtslos ablehnt. Ich erblicke in dieser von vorn- 
herein ausgesprochenen Ablehnung ein Zeichen von Schwäche. 
Wäre der Indeterminismus fest begründet, so brauchte er die 
Prüfung des Verhältnisses nicht zu verwerfen. 

Wir haben also zur Lösung unserer Aufgabe durchaus ernst- 
lich zu untersuchen, wie es mit der Abhängigkeit des Seelen- 
lebens vom Gehirn steht. 


Da das Gehirn zu den Bestimmtheiten gehört, die sich als 
„Dinge der Außenwelt” von dem abzuheben scheinen, was wir 
Geist oder Seele zu nennen pflegen, so können wir nur dann zu 
einem befriedigenden Ergebnis zu gelangen hoffen, wenn wir zu- 
nächst einmal die Denkmöglichkeiten prüfen, durch die man die 
Beziehungen des Geistigen zum Körperlichen oder Materiellen 
zu begreifen sucht. In meiner vor einigen Jahren zuerst in der 
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Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft und später 
als Broschüre erschienenen Abhandlung: „Das Problem der 
Seele und der Willensfreiheit' ?2) habe ich diese Beziehungen ein- 
gehend besprochen. Ich verweise auf die Schrift und will hier 
nur einiges daraus wiedergeben und es durch Erläuterungen er- 
gänzen, soweit es für den Zweck des vorliegenden Buches un- 
erläßlich ist. 

Betrachten wir zunächst noch einmal die oben zitierten 
Sätze aus dem Kohlerschen Buch. K. läßt aus „diesen Emp- 
pfindungsvorgängen heraus wiederum Bewegungserscheinungen 
und wiederum chemische Reaktionen erwachsen: diese sind dann 
die Folgen der aus dem Gefühlsleben hervorgehenden Willens- 
entschließung.” 

Nach Kohler verhält sich also die Sache so, daß gewisse 
geistige Vorgänge (die nach Kohler selbständige Wesenheit 
haben) gewisse Gehirnvorgänge zur Folge haben. Es besteht 
also angeblich eine Wechselwirkung zwischen rein geistigem und 
rein körperlich-materiellem Geschehen. 

Die Wechselwirkungstheorie hat viele Anhänger. Vielleicht 
deshalb, weil sich der oberflächlichen Betrachtung die Bezie- 
hungen zwischen den beiden Vorgängen als Wechselwirkung 
handgreiflich darzustellen scheinen, und weil unsere Sprache 
von dieser Theorie beherrscht wird. 

Der Logik hält sie nicht Stand. 

Man erwäge: Wenn alles Vorhandene sich in Geist und 
Materie spaltet, so kann letztere nichts anderes sein als bloßer 
Stoff und keine anderen Eigenschaften haben als solche, die wir 
mit dem Wort mechanisch bezeichnen. Der Leser wolle sich 
dies erst völlig klar machen, bevor er die Lektüre fortsetzt. 
Geist ist eben Geist, frei von allem Materiellen. Und Materie 
ist durchaus frei von allem .Geistigen. Eine Spaltung des Vor- 
handenen in die beiden Bestandteile bedeutet, daß auf der einen 
Seite bloßer Geist sei, frei von jeder Beziehung zum Stoff, auf 
der anderen bloße Materie, frei von jeder Beziehung zum Gei- 
stigen. Denn sonst könnte ja nicht von den zwei Reihen — als 
selbständigen von eigener Wesenhaftigkeit — die Rede sein. 

Und nun verlangt die Wechselwirkungstheorie, daß der 


*) Berlin 1911, J. Guttentag. 


a. F aa 


Stoff auf den Geist, und umgekehrt der Geist auf den Stoff 
wirke! 

Ja, sehen denn ihre Anhänger nicht, daß sie damit der 
Materie andere als rein materielle Eigenschaften zugesprochen 
haben, die ihr unmöglich mehr gebühren, nachdem sie die 
Spaltung des Seins in zwei Substanzen, Geist und Materie, vor- 
genommen haben? Sehen sie nicht, daß sie damit die reinliche 
Scheidung (auf die sie doch soviel Wert legen) zwischen Geist 
und Materie wieder aufgehoben haben, ohne die ihre ganze 
Theorie undenkbar ist? Die Fähigkeit, auf Geistiges zu wirken 
und von Geistigem beeinflußt zu werden, ist doch nicht mehr 
rein materiell! Merken die Wechselwirkungsgläubigen ferner 
nicht, daß eine geistige Substanz, die auf die Materie wirkt, nicht 
mehr rein geistig ist? Die geistige Substanz ist doch nach 
der Spaltung des Seins in die beiden Bestandteile eben deshalb 
die geistige, weil sie von allem Materiellen frei ist! Das ist ja 
ihr Wesen! Und trotzdem soll sie im Raum wirken und von 
Räumlichem beeinflußt werden? — Denn so verlangt es die Wech- 
selwirkungstheorie. Die körperlich-materielle Reihe, mit der die 
geistige angeblich in Wechselwirkung steht, ist nun einmal im 


Raum! — Das ist eine Vorstellung, die mit der Immateriellität 
des Geistes ganz unvereinbar ist. 


Ich behaupte selbstverständlich nicht, daß zwischen Gehirn 
und geistigen Vorgängen keine Abhängigkeit bestehe, betone 
vielmehr das Bestehen dieser Abhängigkeit mit Nachdruck. Nur 
das behaupte ich: das Verhältnis ist nicht so, daß auf der 
einen Seite die Nur-Materie Gehirn sei, auf der anderen bloßer 
Geist, und daß zwischen den beiden eine Wechselwirkung be- 
stehe, bei der ganz selbständige Geistesvorgänge eigenerWesen- 
haftigkeit rein materielle Gehirnvorgänge zur Folge haben. Wir 
haben gesehen, daß die unerbittliche Logik ein derartiges Ver- 
hältnis nicht zugeben kann. 


Damit fällt also auch die vielfach behauptete Annahme, 
daß das Gehirn ein materielles Vermittlungsorgan sei, durch 
das die geistige Substanz Mitteilungen von der Außenwelt emp- 
fange und mit der Außenwelt verkehre. 
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Da die Unmöglichkeit der Wechselwirkungstheorie nicht 
erst seit gestern erkannt ist, hat man von jeher nach anderen 
gesucht. Eine weit verbreitete lautet dahin, daß geistiges und 
materielles Geschehen zwar nicht aufeinander wirke, aber mit 
unverbrüchlicher Gesetzmäßigkeit nebeneinander gehe, so, daß 
neben bestimmten körperlichen Vorgängen stets bestimmte gei- 
stige vorhanden seien und umgekehrt. 

Man beachte, daß es sich bei dieser Form des psychophysi- 
schen Parallelismus um zwei selbständige Geschehensreihen 
handelt, die unabhängig voneinander sein sollen! An dieser an- 

geblichen Unabhängigkeit scheitert die Möglichkeit, die Theorie 
= anzuerkennen. Die Erfahrung lehrt, daß tatsächlich gewissen 
körperlichen Vorgängen gesetzmäßig solche entsprechen, die 
wir geistige nennen. Daran ist nicht zu rütteln. Und doch sollen 
sie unabhängig voneinander sein! Da fehlt jede Möglichkeit 
einer Erklärung für das gesetzmäßige Zusammentreffen. Alle in 
dieser Richtung unternommenen Versuche sind mißlungen. Sie 
alle hier anzuführen, würde unsere Aufgabe nicht fördern. Nur 
eines einzigen sei gedacht, da er der oberflächlichen Betrach- 
tung bestechend einfach erscheinen könnte und deshalb ge- 
eignet wäre, unser Problem zu verwirren: Nach Spinoza ver- 
laufen die beiden Reihen deshalb unverbrüchlich nebeneinander, 
weil sie zwei Attribute eines und desselben Wirklichen, nämlich 
der mit Gott identischen Welt, sind. „Deus sive substantia sive 
natura“. Ernst Haeckel sieht in diesem Satz einen der er- 
habensten je von einem Menschen ausgesprochenen Gedanken, 
übersieht aber, daß er nur erhaben klingt, jedoch weder über 
Gott noch über die Welt Auskunft gibt. Wenn alles Vorhan- 
dene, man verstehe wohl: alles — Gott ist, so ist damit 
weder über Gott noch über das All etwas gesagt. Bestimmen 
und erkennen kann ich etwas nur, wenn ich es von anderem 
unterscheide und zu anderem in Beziehung setze. Ist aber alles 
=- Gott, so hilft mir dieses Wort gar nichts. Es ist ganz gleich, 
ob ich alles mit Gott oder Gott mit allem gleichstelle, oder ob 
ich nichts darüber aussage. Wenn nun Spinoza die beiden 
angeblich selbständigen Reihen Geist und Körper als Attribute 
der so ganz unerklärt gelassenen Welt bezeichnet, so hat er uns 
keine Erklärung für ihr gesetzmäßiges Nebeneinander gegeben. 
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Bevor wir uns anderen Lösungsversuchen zuwenden, möchte 
ich des Lesers Aufmerksamkeit auf eine bisher noch nicht her- 
vorgehobene Tatsache lenken und durch deren Beleuchtung 
einen weiteren Beweis dafür erbringen, daß der Mensch nicht 
aus zwei selbständigen Substanzen, reinem Geist und bloßem 
Nur-Körper, bestehen kann. 

Wenn wir vom Körper oder Gehirn sprechen und von ihren 
Beziehungen zum Geist, so können wir füglich nur den leben- 
digen Körper und das lebendige Gehirn meinen. Dann dürfen 
wir aber nicht übersehen, daß wir hiermit Dinge bezeichnen, 
die so, wie sie sind, in unserer Erkenntnis 
sind, also an sich schon in Relation zu geisti- 
gem Geschehen. Wenn es sich nun um die Frage handelt, 
welcher Art die Beziehungen der Körper- und Gehirntätigkeit 
zum Geistesleben sind, so dürfen wir, wenn wir Anhänger der 
Lehre von den zwei Substanzen, also Dualisten, sind, den Körper 
mit dem Gehirn doch nicht so der einen Substanz zurechnen, 
wie er sich unserer Wahrnehmung bietet, d. h. wie er selbst nur 
durch irgendeine Beziehung zu geistigem Geschehen (ganz 
gleich, welcher Art) ist. Man verstehe doch: besteht der Mensch 
aus bloßem Geist einerseits und bloßem Körper andererseits, dann 
darf der uns bekannte lebendige Körper nicht ohne weiteres 
als der „bloße Körper” gelten. Denn (man kann gewisse Dinge 
gar nicht oft genug wiederholen) so, wie er uns als der lebendige 
Körper bekannt ist, ist er ja nur dadurch, daß er seinerseits 
schon in Relation zum Geistigen steht. Folglich müssen wir (als 
Dualisten) fragen, was dieser Körper an sich ist, ohne diese Rela- 
tion, ohne Beziehung zu unserer Erkenntnis. Der Leser wird 
zwar, wie ich hoffe, später mit mir zur Ablehnung der Frage 
nach den Dingen an sich kommen, und die Frage nach der Be- 
schaffenheit des Körpers an sich soll uns keine Kopfschmerzen 
machen. Für die Dualisten jedoch ist sie unvermeidlich. Aber 
die Antwort ist nicht auffindbar. Wenn wir versuchen, vom 
Körper noch etwas übrig zu behalten, nachdem wir alle seine 
durch Relation zu unserer Erkenntnis vorhandenen Eigenschaf- 
ten abgezogen haben, kommen wir zum absoluten Nichts. — 
Das soll später (S. 15) noch ausführlicher gezeigt werden. — Es 
bleibt nichts mehr, was in die materielle Reihe gestellt werden 


kann. 


a J0 ee 


Also auf der einen Seite die Unmöglichkeit, eine Antwort 
auf die Frage nach der Beschaffenheit der selbständigen, rein 
materiellen körperlichen Reihe zu finden; auf der anderen die 
unerbittliche Forderung an den Dualismus, daß die Frage ge- 
stellt wird! 

Es kann keinen Ausweg aus dem Zwiespalt geben als 
den Versuch, Körper und Geist anders als in dualistischer Weise 
zu begreifen. 


In kühnster Weise unternahmen ihn die Philosophen, deren 
Systeme man unter der Bezeichnung Spiritualismus oder viel- 
leicht besser: erkenntnistheoretischer Idealismus zusammen- 
fassen kann. Sie strichen einfach die Körperwelt. . Ihre Be- 
weisführung ist etwa folgende: wenn wir irgendeinen Gegen- 
stand oder den Körper einer Pflanze, eines Tiers oder eines 
Menschen untersuchen, so können wir nicht umhin, zuzugeben, 
daß alles, was sich von ihm aussagen läßt, unsere Empfindung 
ist. Seine Farbe, seine Gestalt, seine Festigkeit, seine Tempe- 
ratur usw. haben nur Wirklichkeit als Bewußtseinsinhalt. Ver- 
worn (der im übrigen aber nicht: zu den Spiritualisten gehört) 
beschreibt das Verhältnis sehr anschaulich mit folgenden Wor- 
ten: °) „Was ist unser Körper, was weiß ich von ihm, sei es von 
meinem eigenen, sei es von einem anderen Körper? Da finde 
ich, daß ich vom Körper auch nichts weiter weiß und kenne als 
dieselben Inhaltsbestandteile, die ich auch in meinem Seelen- 
leben finde. Was ich Körper nenne, ist eine Summe von Emp- 
findungen. Wenn ich den Körper ansehe, so habe ich bestimmte 
Gesichtsempfindungen, also Licht- und Farbenempfindungen. 
Ich sehe eine bestimmte Gestalt, d. i. eine Summe von Raum- 
größenempfindungen. Ich fasse den Körper an und habe eine 
Reihe von Druck- oder Tastempfindungen. Ich fühle die Ober- 
fläche des Körpers an und habe eine Wärmeempfindung usf. 
Kurz und gut, nach welchen Richtungen ich auch den Körper 
analysieren mag, ich finde immer nur Empfindungen. Ich kann 
von einem Körper, welcher Art er auch sei, überhaupt gar 
nichts anderes erkennen als immer nur Empfindungen. Eine 


3M. Verworn, Die Mechanik des Geisteslebens. B. G. 
Teubner, Leipzig. (Aus Natur und Geisteswelt, Bd. 200.) 
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bestimmte Summe von Empfindungen in ihrer charakteristischen 
Vereinigung und Anordnung ist es, die das ausmacht, was ich 
Mensch nenne, und das gilt nicht bloß von meinem Körper oder 
dem Körper eines anderen Menschen, das gilt entsprechend von 
jedem Körper, das gilt von jedem Tier, von jeder Pflanze, von 
jedem Stein." 

Gegen die Richtigkeit der zitierten Sätze läßt sich schwer- 
lich etwas Triftiges einwenden. Nun kommen aber die Spiri- 
tualisten und bringen die Ungeheuerlichkeit fertig, aus ihnen 
den Schluß zu ziehen, das Sein bestehe nur aus Psychischem, 
und die ganze Körperwelt sei unbeweisbar. Ziehen drückt 
das aus, indem er sagt:*) „Überall ist uns nur die psychi- 
sche Reihe der Empfindungen und ihrer Erinnerungsbilder ge- 
geben, und es ist nur eine universelle Hypothese, wenn wir zu 
dieser psychischen Reihe eine zu ihr in kausalem Verhältnis 
stehende materielle Reihe annehmen.” | 

Der unbefangene einfache Mann geht über den Anspruch 
der Spiritualisten, die Nichtexistenz der Körperwelt bewiesen 
zu haben (oder milder: die Nichtbeweisbarkeit der Körperwelt 
dargetan zu haben), mit Lächeln hinweg. Wir wollen versuchen, 
mit den gleichen Waffen, mit denen die Spiritualisten ihren An- 
spruch stützen, nämlich mit denen der Logik, ihn abzuweisen: 

Vom Psychischen zu sprechen, hat nur Sinn, wenn man es 
dem Materiellen gegenüberstellt. Der Begriff psychisch ist nur 
denkmöglich im Hinblick auf die Materie und wird sonst ganz 
inhaltslos. 

Wer also behauptet, die materielle Welt bestehe gar nicht 
oder sei nicht beweisbar, hat damit etwas geleugnet, ohne das 
er den Begriff des nach seiner Meinung allein wirklichen Psychi- 
schen gar nicht bilden konnte. 

Und damit ist der Spiritualismus (bezw. erkenntnistheore- 
tische Idealismus) erledigt. Im übrigen wäre noch gegen ihn ein- 
zuwenden, daß, wenn alles Vorhandene psychisch ge- 
nannt wird, nichts, aber auch rein gar nichts darüber ausgesagt 
wird. Jedes Wort, welches angeblich alles ohne Ausnahme ein- 
schließt, wird völlig inhaltslos und leer. Was hilft es mir, wenn 
ich sage, daß alles Sein und alles Geschehen geistig sei? Ich 
ER 
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weiß darum nichts mehr, als wenn ich sagte: alles ist Wasser 
oder alles ist Feuer oder dergl. Insbesondere bleibt das Ver- 
hältnis zwischen dem, was ich Körper, und dem, was ich Seele 
nenne, genau das gleiche. Ich empfinde eben doch den Körper 
als etwas von dem Seelenleben sich Abhebendes, auch wenn ich 
beides psychisch nenne. 


Auch die Energielehre Ostwalds stellt einen vergeb- 
lichen Versuch dar, die Welt durch ein einziges Prinzip zu er- 
klären. Ostwald geht von der unbestreitbaren Tatsache aus, 
daß es keine absoluten für sich bestehenden Dinge gibt, son- 
dern nur Beziehungen der Teile des Seins zueinander. Wir 
haben schon (S. 10) kennen gelernt, daß alles Vorhandene nur 
als unsere Empfindung besteht. Das tut es, weil es im Wesen 
alier Teile des Vorhandenen liegt, Wirkungen auszuüben, z. B. 
auch auf unsere Sinnesorgane. Ebenso nun, wie wir sagen’ kön- 
nen, daß sich nichts von den Dingen aussagen läßt, was nicht 
Bewußtseinsinhalt oder Empfindung wäre, können wir auch be- 
haupten, daß jede Eigenschaft der Dinge auf Wirkungen der 
Teile des Vorhandenen aufeinander beruht. Ostwald nennt 
dieses Wirken der Dinge aufeinander Energie, wogegen sich 
selbstverständlich nichts einwenden läßt. Er geht aber weiter 
und verfährt genau nach dem Rezept der Spiritualisten. Wie 
diese, weil alle Eigenschaften der Dinge Bewußtseinsinhalt sind, 
nur diesen als wirklich bestehen lassen und die Körper forteska- 
motieren, erkennt O st wald nur noch das Wirken der Teile 
des Vorhandenen aufeinander, die sogenannte Energie, als das 
Bestehende an. Alle Körper der Tiere und Pflanzen und alle 
Gegenstände und alles Geschehen ist für ihn Energie. Es gibt 
nichts außer ihr: „Die Energie ist die allgemeinste Substanz, denn 
sie ist das Vorhandene in Zeit und Raum, und sie ist das allge- 
meinste Akzidens, denn sie ist das Unterschiedliche in Zeit und 
Raum." 

Selbstverständlich ist auch das Seelenleben für Ostwald 
nichts als Energie. 

Gegen seine Lehre ist zunächst — entsprechend wie gegen 
den Spiritualismus — einzuwenden, daß das Wort Energie jeden 
Inhalt verliert, wenn alles — Energie ist. Wir können uns 
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Energie nur vorstellen als Ausdruck zur Bezeichnung von Be- 
ziehungen, und wenn in der Technik Energie gemessen wird, 
wird sie immer nur durch Beziehungen gemessen. Die Energie 
selbst ist gar nicht auffindbar. Wäre aber gar alles — Energie, 
dann hätten wir ja in der Technik die Energie der Energie. 

Da Ostwald selbst die Wesenlosigkeit des Energiebe- 
griffs fühlt, insofern er alles Sein und Geschehen umfassen 
soll, stellt er verschiedene Arten von Energien auf und zer- 
stört damit selbst sein einheitliches Prinzip wieder. Ob das 
Seelenleben eine besondere Energie ist oder eine Kombination 
bekannter Energien, läßt er unentschieden. Über das Verhältnis 
von Geist und Körper sagt uns seine Lehre nicht das Geringste. 
Denn wenn der Körper ein Komplex von Energien ist und die 
Seele gleichfalls oder etwa eine besondere Energie, so ist das 
nichts anderes, als wenn wir einfach Körper und Seele einander 
gegenüberstellen. Was hilft es uns, wenn wir jedem der beiden 
Begriffe das Wort Energie anhängen? 





Ebenso aussichtslos ist das materialistische Bestreben, das 
geistige Geschehen als eine Funktion der Materie zu deuten. 
Nach materialistischer Anschauung wird durch Tätigkeit der an 
sich völlig von allem Psychischen freien Materie das Geistes- 
leben erzeugt. Die Unmöglichkeit liegt ohne weiteres auf 
der Hand. Wie kann z. B. bloßer Stoff, der an sich ganz und gar 
nicht Geist ist, ein so zusammengesetztes und mannigfaltiges 
psychisches Geschehen hervorbringen, wie es in den Werken der 
Heroen der Wissenschaften und Künste zum Ausdruck kommt? 
Die Absurdität solcher Annahme wird auch nicht dadurch ge- 
mildert, daß (nach Ernst Haeckel) schon die gedachten 
kleinsten Teilchen der Materie, die Atome, mit — freilich unbe- 
wußter — Empfindung ausgestattet werden. Es würde also doch, 
wenn wir von der Widersinnigkeit einer unbewußten Empfin- 
dung absehen wollen, das Bewußtsein aus Unbewußtem ent- 
stehen! 

Vielleicht taucht hier der Einwand auf, daß ja nicht die 
„bloße” Materie als Erzeugerin des Geisteslebens gemeint sei, 
sondern die organisierte, das Nervensystem. Nun, wir hatten 
schon oben (S.9) im Anschluß an die Besprechung der Wech- 
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selwirkungstheorie und des psychophysischen Parallelismus dar- 
gelegt, daß man den lebendigen Körper nicht als den einen Be- 
standteil für die Erklärung des Zusammenhangs von Leib und 
Geist in Anspruch nehmen dürfe. Die „organisierte” Materie ist 
kein Urbestandteil, sondern selbst etwas sehr Kompliziertes, das 
ja die innigsten Beziehungen zum Psychischen schon in der Art 
seines Wesens an sich trägt. Wenn nun nach materialistischem 
Rezept durch eine Tätigkeit der Materie das Psychische erst 
erzeugt werden soll, dann muß diese Materie ihrerseits ganz 
einfach sein. Der Körper mit dem Gehirn und den Nerven wäre 
ja selbst erst durch Wirken „bloßer”' Materie entstan- 
den. Er kann weder von den Wechselwirkungsgläubigen, noch 
von denBekennern des psychophysischen Parallelismus, noch von 
den Materialisten beansprucht werden. So, wie er ist, dürfte er 
von allen dreien nur als ein Erzeugnis des nach ihrer 
Theorie erfolgenden Wirkens der Weltbestandteile betrachtet 
werden, nicht aber selbst als wirkend. 

Wir müssen also den Materialisten die Frage nach dem 
Wesen der Materie vorlegen, durch deren Tätigkeit die ganze 
leuchtende, tönende und duftende Welt mit allen anorganischen 
und organischen Körpern entstanden sein soll. Und diese Ant- 
wort werden sie uns bis in alle Ewigkeit schuldig bleiben. Ich 
erinnere an die oben (S. 10) zitierten Sätze Verworns, die so 
anschaulich zeigen, daß nichts von den Dingen der Welt ausge- 
sagt werden kann, was nicht unsere Empfindung ist, oder mit 
anderen Worten: was nicht Beziehung zum Wahrnehmen und 
Erkennen, also zu geistigen Akten hat. Es gibt gar keine an 
sich seienden Eigenschaften der Dinge. Wenn nun aber (mate- 
rialistisch) durch Bewegung der Materie, oder (nach der Wech- 
selwirkungstheorie) durch Wechselwirkung zwischen Geist und 
Materie, oder (nach der Theorie des psychophysischen Paral- 
lelismus) durch ein Nebeneinanderwirken von Geist und Materie 
die Welt unserer Erkenntnis zustande kommt, so muß die 
Materie ganz eigenschaftslos sein, da ja, um es nochmals zu 
wiederholen, alle Eigenschaften der uns umgebenden Welt 
nur in der Beziehung zu unserem Bewußtsein diese Eigenschaf- 
ten sind, demnach erst nach der Art einer der drei Theorien ent- 
standen sein könnten. 

Wir werden also von den Materialisten unerbittlich ver- 
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langen (und müssen es auch, wie wir gesehen haben, von den 
Wechselwirkungsgläubigen und den Vertretern des psychophysi- 
schen Parallelismus), daß sie uns die eigenschaftslose Materie 
zeigen. Selbstverständlich ist dieses Verlangen unerfüllbar. 
Nicht weil es unvernünftig wäre, es zu stellen. (Ich glaube ge- 
zeigt zu haben, daß wir bei folgerichtigem Durchdenken des 
Problems zu der Forderung an die drei Systeme kommen 
müssen.) Sondern weil die eigenschaftslose Materie nicht 
auffindbar ist und überhaupt nicht existiert. Wenn wir einen be- 
liebigen Körper in noch so feine Teile zerstampfen und dadurch 
seine sämtlichen Eigenschaften beseitigen, so haben wir nun- 
mehr die Eigenschaften der feinsten Teilchen. Wir mögen den 
Haufen dieser Teilchen Materie nennen, haben damit aber nicht 
die Materie des Philosophen gefunden, die als das hinter dem 
sicht-, tast- usw. baren Körper „an sich” Vorhandene eigen- 
schaftslos sein müßte. 

Diese Materie ist eben nur eine Abstraktion. Durch ihre 
Funktion kann also das Geistesleben nicht hervorgebracht 
werden. 

Wenn wir die Unmöglichkeit der Wechselwirkungstheorie 
und des psychophysischen Parallelismus nicht schon ohnehin 
erkannt hätten, so würde ihnen mit der Feststellung der Nicht- 
existenz der „bloßen’ Materie vollends der Boden entzogen sein. 
Denn eine Wechselwirkung mit oder ein Geschehen neben 
gar nicht Vorhandenem wäre doch etwas ganz Absurdes. 

Schließlich ergibt sich aus dem Vorausgegangenen unwider- 
legbar, daß auch eine rein psychische Reihe nicht besteht. 
Nachdem wir erkannt haben, daß das Vorhandene nicht nur aus 
Psychischem besteht, daß vielmehr mit dem Psychischen immer 
das Materielle gedacht werden muß (S. 11), könnten wir eine aus 
dem Vorhandenen abtrennbare rein psychische Reihe nur dann 
anerkennen, wenn dieses mitzudenkende Materielle ebenfaHs 
als für sich bestehende Reihe aus dem Vorhandenen abgesondert 
werden könnte. Da dies nicht der Fall ist, vielmehr, wie wir 
gesehen haben, mit dem Materiellen immer das Psychische in 
entsprechender Weise gedacht werden muß, wie mit dem Psy- 
chischen das Materielle, so ist die Möglichkeit einer rein psychi- 
schen Reihe ganz ausgeschlossen. 

Sowohl die Materie als auch der Geist ist eine Abstrak- 
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tion aus dem Vorhandenen. Keinem von beiden kommt für sich 
allein reale Existenz zu. Trotzdem sind wir mit Naturnotwen- 
digkeit gezwungen, beide Begriffe zu denken. Diese Naturnot- 
wendigkeit, die im Wesen der Welt begründet ist, führte zu dem 
Jahrtausende alten Fehler, beide Begriffe zu verdinglichen. Wir 
wissen es jetzt besser: es gibt keine Wechselwirkung zwischen 
Geist und Materie, es gibt kein nebeneinander erfolgendes Wir- 
ken von Geist und Materie, und es wird auch nicht durch Tätig- 
keit der Materie der Geist erzeugt. 

Vielmehr bestehen Geist und Materie nur in unauflös- 
licher Beziehung zueinander. Mit anderen Worten: alles Vor- 
handene ist Bewußtseinsinhalt. Das ganze Sein besteht aus Be- 
wußtsein mit seinem Inhalt. Beide Faktoren, das Bewußtsein 
und sein Inhalt, sind nichts ohne einander. In der unauflös- 
lichen Beziehung zueinander haben sie ihre Existenz. Daß das 
Sein aus Bewußtsein und Inhalt besteht, ist eine Urtatsache, und 
die Frage, warum Bewußtsein besteht, fällt zusammen mit der, 
warum überhaupt etwas ist. 

Und die Antwort auf diese Frage? Nun, ich habe mich 
nicht erboten, sie zu geben. Daß ich es nicht kann, ist für mich 
kein Grund, eine der als unrichtig erkannten Theorien über den 
Zusammenhang von Leib und Seele hinzunehmen. Ebensowenig 
kann mich hierzu der Ausspruch Du Bois-Reymonds (aus 
seiner berühmten Rede „Über die Grenzen des Naturerkennens’‘) 
zwingen, daß wir selbst „mit der astronomischen Kenntnis des 
Gehirns” das Bewußtsein nicht so begreifen könnten wie die 
Dinge der Natur. Dieser Ausspruch, mit dem so mancher Unbe- 
rufene die Berechtigung seiner von der Logik nicht beschirmten 
Spekulationen über die Seele stützen zu können glaubt, ist 
zweifellos richtig. Aber er war unnötig, weil „das Bewußtsein” 
seiner Natur nach nicht auffindbar ist. Erkennen können wir 
selbstverständlich immer nur Bewußtseinsinhalt. Das ab- 
strakte Moment Bewußtsein selbst erkennen zu wollen, heißt 
ein Problem aufstellen, das niemals ein Problem sein kann. 





Wir brauchen also nicht zu fragen, wie Bewußtsein ent- 
standen ist. Das Bewußtsein ist ja nichts Konkretes, kann daher 
gar nicht entstanden sein. Es handelt sich also nur um die 
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Frage, wie bewußte Organismen entstanden sind. Da wir nun 
wissen, daß die Weltbestandteile fortwährend aufeinander wir- _ 
ken, und daß dieses Wirken der Weltbestandteile aufeinander 
gleichzeitig Empfindung, Bewußtseinsinhalt ist (wobei man sich 
nur vor dem Irrtum der Spiritualisten hüten soll, nur die Empfin- 
dung herauszugreifen und sie für das einzig Beweisbare zu halten, 
und vor dem Irrtum Ostwalds, das Wirken als „Energie" 
für das wirklich zugrunde Liegende zu erklären), so können wir 
uns damit begnügen, daß wir die Entstehung bewußter Organis- 
men auf Komplexe von zu einander in ganz unendlich vielsei- 
tigen, mannigfaltigen und zahlreichen Beziehungen stehenden 
Weltbestandteilen zurückführen. 

Die Rolle des Gehirns ist jetzt verständlich. Daß es das 
engste Verhältnis zu dem Geschehen hat, welches wir seelisch, 
geistig, Bewußtsein usw. nennen, setze ich als bekannt voraus. 
Einzelheiten dieses Verhältnisses werden noch zur Sprache kom- 
men. Aber wir wissen jetzt, daß das Gehirn nicht etwa das 
Seelenleben erzeugt. Es ist nur ein Organ, in dem es sich ordnet. 
In ihm treffen die unendlich zahlreichen und mannigfaltigen Wir- 
kungen von Weltbestandteilen zusammen, helfen es bilden und 
gestalten, ordnen sich in ihm und werden in ihm miteinander ver- 
knüpft. Aber in all dem ist die Relation zum Bewußtsein schon 
enthalten, alles dieses ist seiner Natur nach Bewußtseinsinhalt. 
Es ist nicht irgend etwas Geheimnisvolles, das erst durch das 
Gehirn oder durch eine mit dem Gehirn wie mit einem Werkzeug 
arbeitende Seele zu Bewußtseinsinhalt umgeformt würde. Die 
physikalischen Erklärungen für das Zustandekommen der Emp- 
findungen bleiben dabei zu Recht bestehen. Denn warum sollte 
man das Wirken der Weltbestandteile nicht physikalisch fassen 
können? Man schließt ja dadurch ihre, ihr Wesen bildende Re- 
lation zum Bewußtsein nicht aus. Die Ätherwellen z. B. mögen 
ein vortreffliches Mittel sein, um die mannigfaltigen Lichter- 
scheinungen verständlich zu machen. Man glaube aber nicht, 
daß sie das dem Licht eigentlich zugrunde liegende Wirkliche 
seien, das vom Gehirn oder der „Seele’ als Licht gedeutet werde. 
Wenn plötzlich alle sehenden Organismen vernichtet würden, so 
würde darum die leuchtende bunte Welt nicht in Nacht ver- 
sinken. Licht ist eben Licht, und wir haben es gar nicht nötig, 
uns den Kopf darüber zu zerbrechen, wie es wohl das Gehirn an- 
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fangen möge, Ätherwellen in die Empfindung Licht zu verwan- 
deln. Mit der bloßen Einwirkung des Lichts auf das Gehirn (ver- 
mittelst des Auges natürlich) ist für seinen Träger die Licht- 
empfindung da. Das Wesen des Organismus besteht nicht darin, 
daß er absolut da ist und nun unter anderem auch in ganz unbe- 
greiflicher Weise Ätherwellen in Licht umformen oder als Licht 
deuten kann, sondern die Lichtwirkung ist nur eine von den 
vielen Beziehungskomplexen, die in ihrer Gesamtheit das aus- 
machen, was Organismus heißt. Ganz entsprechend verhält es 
sich mit den Tast-, Gehör- usw. Empfindungen. 

Das Gehirn gehört zu den Faktoren, die für die Organismen 
die Art und den Umfang der Beziehungskomplexe (die ihrerseits 
ohne weiteres Bewußtseinsinhalte sind) bedingen, durch die der 
ihnen zukommende Welt- oder Bewußtseinsausschnitt gegeben 
ist. Damit ist die ausschlaggebende Bedeutung des Gehirns für 
die geistigen Leistungen anerkannt, ohne daß man ihm die an- 
stößige Rolle eines Erzeugers geistiger Tätigkeit zuzuschieben 
braucht. Denn es leuchtet ein, daß es von seiner und der zu ihm 
gehörenden Sinnesorgane Anlage und Ausbildung mit abhängt, 
wieviel und wie beschaffener Bewußtseinsinhalt dem einzelnen 
Individuum zukommt. 

Zum Schluß des vorliegenden Kapitels wollen wir noch 
einige Einzelheiten aus der Gehirnphysiologie und der physiolo- 
gischen Psychologie betrachten und an ihnen die Richtigkeit der 
hier vorgetragenen Anschauungen über den Zusammenhang von 
Leib und Seele prüfen. Š 

Für die höher organisierten Tiere und den Menschen ist es 
nachgewiesen, daß den verschiedenen Sinnesempfindungen be- 
stimmte Teile der aus der sogenannten grauen Substanz beste- 
henden Hirnrinde dienen. Nun, man könnte sagen, mit dieser 
Tatsache vertrage sich die Annahme eines „Seelenwesens"“ ganz 
gut, da eben die verschiedenen Teile des als Vermittlungsorgan 
dienenden Gehirns verschiedene Vermittlungsfunktionen hätten. 
Da ist es denn interessant, sich zu vergegenwärtigen, daß bei 
gewissen Erkrankungen der „Sehsphäre' ein als Seelenblindheit 
bezeichneter Zustand auftritt. Der Patient „sieht“ zwar noch — er 
folgt z. B. vorgehaltenen Gegenständen mit dem Blick — aber 
er erkennt durch das Sehen nichts mehr, selbst nicht die ver- 
trautesten Dinge. Im übrigen kann sein Geistesleben unversehrt 
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sein. Er erkennt z. B. die Dinge durch Tast-, Gehörs- usw. 
Empfindungen. Ein solches Verhalten ist schwer vereinbar mit 
der Annahme einer selbständigen Seele. Weshalb sollte diese, 
wenn ihr das Gehirn überhaupt noch Gesichtseindrücke ver- 
mittelt, wohlbekannte Dinge nicht mehr erkennen? Die Kennt- 
nis der Dinge muß doch in der „Seele, für welche das Gehirn 
nur ein Vermittlungsorgan sein soll, so fest sein, daß sie nicht 
nur hinsichtlich der tast-, hör- usw. baren Eigenschaften, sondern 
auch hinsichtlich der sichtbaren nicht verloren gehen kann. 
Wenn das geistige Leben (z. B. nach Kohler) eine „selbstän- 
dige Wesenheit” hat, wie kann denn infolge einer Erkrankung 
nur eines Teils der Sehsphäre des Gehirns aus dieser selbständi- 
gen Wesenhaftigkeit vollkommen die Erinnerung an die sichtbaren 
Eigenschaften der Dinge verschwinden? Diese Erinnerung ge- 
hört doch auch zum seelischen Leben, und wenn dieses 
selbständig ist, kann doch eine Gehirnveränderung, die nicht 
einmal das Sehen aufhebt, nicht ihr Verschwinden zur Folge 
haben! 

Ganz ungezwungen dagegen verträgt sich die Tatsache der 
Seelenblindheit mit der Anschauung, daß sich im Gehirn die 
Bewußtseinsausschnitte oder, was nach meinemStandpunktdas- 
selbe ist, die Weltausschnitte ordnen. Zu dieser Ordnung gehört 
die Unversehrtheit des Gehirns. Ist der Teil zerstört, in 
welchem die Spuren der als Gesichtsempfindungen bezeichneten 
Einwirkungen der Dinge aufbewahrt werden, so fällt aus dem 
Bewußtseinsausschnitt bezw. Weltausschnitt des Menschen die 
umfassende und unterscheidende Beurteilung dersichtbaren 
Eigenschaften der Dinge aus. Ein durch Erkrankung des Aug- 
apfels Blindgewordener hat dagegen noch Sehvorstellungen. 
Er kann z. B. einen Gegenstand sehr wohl bestimmen, den man 
ihm nur nach seinen sichtbaren Eigenschaften beschreibt. Bei 
ihm ist nämlich die Sehsphäre des Gehirns unversehrt. 

Dem Zustand der Seelenblindheit entspricht die Seelentaub- 
heit bei Erkrankung der Hörsphäre des Gehirns. Der.Kranke 
- „hört‘ noch, aber er erkennt das Gehörte nicht mehr. Während 
er noch lesen kann, vermag er gehörte Worte nicht mehr zu 
verstehen. | 

Der interessanten Schrift vonMax Verworn über die 
„Mechanik des Geisteslebens” (B. G. Teubner 1907, Aus Na- 
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tur- und Geisteswelt Bd. 200) entnehme ich folgenden von Pro- 
fessor Strümpell beschriebenen Fall zur Erläuterung des 
engen Zusammenhangs von Leib und Seele: ein junger Mann mit 
ausgedehnten Sinneslähmungen hatte sämtliche Sinneswege bis 
auf das rechte Auge und das linke Ohr verloren. An keiner 
Stelle des Körpers hatte er Berührungsempfindungen. Wurde 
ihm nun das rechte Auge geschlossen und das linke Ohr fest zu- 
gestopft, so schlief er stets in zwei bis drei Minuten ein. — Es 
wäre schwer verständlich, warum ein Geistesleben von „selb- 
ständiger Wesenheit” unter den genannten Umständen immer 
verschwinden sollte. 

Die Hirnrinde umfaßt neben den schon erwähnten Sinnes- 
sphären große Bezirke, die nicht unmittelbar mit den äußeren 
Sinnesorganen in Verbindung stehen, sondern von den Sinnes- 
sphären zahlreiche aus Nervenfasern bestehende sogenannte 
Assoziationsbahnen empfangen und sie miteinander verbinden. 
Tatsache ist, daß diese Bezirke beim Menschen erheblich größer 
sind als bei den intelligentesten Tieren, daß sie sich später ent- 
wickeln als die Sinnesspfären selbst, daß sich ihre Ausbildung 
parallel der geistigen Entwicklung vollzieht, und daß Zerstörung 
von Hirnsubstanz im Gebiet dieser Bezirke charakteristische In- 
telligenzdefekte zur Folge hat. 

Ist es wohl richtig, angesichts der so zahlreichen und man- 
nigfaltigen Beziehungen zwischen geistigem Geschehen und Ge- 
hirn sich auf den Standpunkt Kohlers zu stellen, daß man 
auf dem Gebiet des Geistigen unbekümmert um die „physiologi- 
sche Basis” spekulieren dürfe? 

Ich hoffe, daß der Leser mit mir diese Frage entschieden 
verneinen wird. Auch wir nehmen nicht an, daß das Gehirn das 
Seelenleben erzeuge. Aber trotzdem verwerfen wir jede Spe- 
kulation auf seelischem Gebiet, die da meint, sich um die siche- 
ren Ergebnisse der physiologischen Psychologie nicht kümmern 
zu brauchen. 


2. Über den Willen und das Denken. 


Das Einleitungskapitel ist lang geworden.‘ Aber es war un- 
entbehrlich. Wer in einer volkstümlichen Schrift über so kom- 
plizierte geistige Vorgänge schreiben will, wie sie unter dem 
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Begriff des Willens erfolgen, hat die Pflicht, zunächst Klarheit 
zu schaffen über die Grundlagen jenes Geschehens, von dem das 
Wollen nur ein Teil ist. Vor allem die Pflicht, sich und den 
Lesern Rechenschaft darüber zu geben, wie er die Beziehungen 
zwischen dem im Raum Vorhandenen und dem Teil des Seins 
begreift, der sich vom Räumlichen als geistiges Geschehen ab- 
hebt. Wenn er dies unterläßt, gleicht er dem Baumeister, der 
auf Sand und Geröll baut, und dessen Haus einstürzt, sobald 
der lockere Grund ins Rutschen kommt. 

Aus den Ergebnissen unserer bisherigen Untersuchung 
wollen wir vor allem festhalten, daß wir bei folgerichtigem 
Denken davon absehen müssen, das Räumliche und das unräum- 
liche Geistige als zwei Substanzen, Materie und Geist, zu ver- 
dinglichen. Wir wissen, daß es weder eine vom Geistesge- 
schehen unabhängige Materie noch eine vom räumlich Vorhan- 
denen unabhängige geistige Substanz gibt. 

Wir werden daher beim Eintritt in das Willensproblem 
von vornherein einen als geistiges „Wesen” gedachten Willen 
ablehnen. Einen solchen verdinglichten Willen kann es, wie 
wir gesehen haben, überhaupt gar nicht geben. Und ebenso- 
wenig wollen wir,nachdem wir in mühevollerGedankenarbeit das 
Bestehen einer geistigen Substanz als unmöglich erkannt haben, 
uns eine solche geistige Substanz in der Form des menschlichen 
„Ich aufnötigen lassen. Denn mein „Ich” ist, wenn ich nicht 
den ganzen Organismus darunter verstehen, sondern es nur als 
geistige Einheit fassen will, überhaupt nur etwas durch den Be- 
wußtseinsinhalt. Es besteht nur durch seinen Bewußtseinsinhalt, 
ohne den es ein inhaltsleeres Wort ist. Es ist, wie Schu p p e5) 
treffend sagt, „der formale Einheits- oder Koinzidenzpunkt in Be- 
ziehung auf seine vielen verschiedenen Bewußtseinsinhalte." 

Um die Freiheit oder Unfreiheit eines als Realität vorhan- 
denen „Willens’ oder „Ichs“” handelt es sich also nicht. 

Zu prüfen haben wir vielmehr nur, ob der Mensch in einem 
gegebenen Augenblick so oder so handeln kann. 

Zu dieser Prüfung ist zunächst eine Analyse der geistigen 
Vorgänge notwendig: Als einfachste Grundlagen unseres Gei- 


5 Schuppe, Der Zusammenhang von Leib und Seele. J. F. 
Bergmann, Wiesbaden 1902. 
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steslebens betrachten wir die Empfindungen. Aus den sinnlichen 
Empfindungen von der sogenannten Außenwelt setzen sich alle 
unsere Vorstellungen zusammen, und durch Aneinanderreihung, 
Verknüpfung, Unterscheidung und Vergleichung der Vorstel- 
lungen ist das Urteilen und Denken gegeben. Dabei dürfen wir 
aber nicht übersehen, daß das, was wir gewöhnlich Empfindung 
nennen, keineswegs ein elementarer Vorgang ist, sondern ein 
hoch zusammengesetzter. Wenn ich z. B. eine Rose sehe und 
erkenne, so kann ich allerdings sagen, daß ich die Empfindung 
Rose habe, aber ich muß wissen, daß ich hiermit einen kompli- 
zierten geistigen Akt geleistet habe. Ich habe das Objekt unter 
den umfassenden Begriff Pflanze gebracht und als eine beson-. 
dere Art von Pflanzen erkannt. Selbst wenn ich auch nur die 
Farbe der Rose als „rot“ bestimmt hätte, wäre das nicht ein 
elementarer Vorgang gewesen. Denn zu dieser Bestimmung ge- 
hört Unterscheidung von anderen Farbenempfindungen, ferner 
Beziehung der Farbenempfindung auf eine bestimmte Wortvor- 
stellung: rot. Man sieht an dem gewählten Beispiel, daß das, 
was wir erfahrenen erwachsenen Menschen als Empfindungen 
bezeichnen, sich aus einfacheren Beziehungen zwischen Dingen 
und Nervensystem zusammensetzt und erst durch Uhnterschei- 
den und Vergleichen zur inhaltsreichen „Empfindung“ wird. Die 
einfachste nicht mehr zerlegbare Empfindung ist lediglich ein 
Sinnesreiz. So beschaffen sind die Empfindungen des Neuge- 
borenen, und erst nach und nach kommt es durch Wiederholung 
der gleichen Reize und Eintritt neuer zu den Vergleichungen und 
Unterscheidungen, welche die Empfindungen inhaltsreich ma- 
chen oder, wie man auch sagen könnte, aus den Empfindungen 
Wahrnehmungen oder Urteile bilden. (Bei dieser Gelegenheit 
sei nebenbei daran erinnert, daß gleichzeitig mit der so vor sich 
gehenden Vervollkommnung der Empfindungen die früher er- 
wähnten Assoziationsbahnen im Gehirn zahlreicher und voll- 
kommener werden. S.20.) Mit weiterem Fortschreiten der Ge- 
hirnausbildung kommt es dazu, daß bei Wahrnehmung von Ob- 
jekten die Vorstellung anderer Objekte ins Bewußtsein treten 
kann. Die nächsthöhere Stufe geistiger Tätigkeit ist erreicht, 
wenn eine Vorstellung oder ganze Vorstellungsreihen nicht un- 
mittelbar an eine Sinneswahrnehmung sich anschließen, sondern 
lediglich durch andere Vorstellungen angeregt werden. Und, es 
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muß immer wieder betont werden, entsprechend dieser Entwick- 
lung des Assoziationsvermögens geht die Ausbildung der Asso- 
ziationszentren (Flechsig), jener oben erwähnten Bezirke der 
Hirnrinde, welche von den Sinnessphären die Assoziations- 
bahnen empfangen, und deren Erkrankung den regelrechten Ab- 
lauf der Vorstellungen beeinträchtigt. 

Wenn wir nun begreifen wollen, wie infolge von Empfin- 
dungen, Wahrnehmungen und Vorstellungen Handlungen ent- 
stehen, müssen wir zunächst wissen, daß alle Bewegungen von 
bestimmten sogenannten motorischen Bezirken des Gehirns aus- 
gelöst werden. Diese Bezirke sind beim Neugeborenen noch 
nicht ausgebildet. Sie vervollkommnen sich um so mehr, je 
mehr Assoziationsbahnen zu ihnen von den Sinnessphären und 
Assoziationszentren ziehen, und entsprechend dieser Ausbildung 
aller genannten Gehirnbezirke werden alle Bewegungen zweck- 
entsprechender und überlegter. Während beim Neugeborenen 
automatisch auf den Reiz die Bewegung erfolgt, wie etwa auch 
beim Erwachsenen das Zurückziehen der Hand von der ver- 
sehentlich berührten heißen Ofenplatte, schiebt sich später zwi- 
schen Reiz und Bewegung das Spiel der Vorstellungen. Und 
wenn die Vorstellung bestimmter Bewegungen besonders im Vor- 
dergrund steht, so drückt man das sprachlich durch das Wort 
„wollen“ aus. Es kommt zur Ausführung der „gewollten” Be- 
wegung, wenn die auf sie gerichtete Vorstellung und der der 
Vorstellung entsprechende Nervenvorgang besonders stark ist, 
wenn sie durch andere Vorstellungen gefördert und nicht durch 
hemmende Vorstellungen (z. B., daß die Bewegung verboten ist) 
unwirksam gemacht wird. Ein besonderes Seelenelement als 
„Willen zwischen die Vorstellungen einzuschieben, haben wir 
nicht den mindesten Grund. Durchaus mit Recht betont daher 
Ziehen, daß wir den Verfechtern der Lehre eines besonderen 
Willensvermögens das Onus probandi zuwälzen dürfen. Durch 
den Sprachgebrauch ist die Realität des Willens keineswegs 
erwiesen. Wenn wir die Handlungen des Menschen von den 
Refiexbewegungen des Neugeborenen bis zu den wohlerwogen- 
sten des Erwachsenen unter Hinblick auf das — nicht theore- 
tisch angenommene, sondern als tatsächlich erwiesene — Vor- 
handensein der Sinnessphären, der mit ihnen verbundenen Asso- 
ziationszentren und der mit beiden verbundenen motorischen 
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Regionen des Gehirns betrachten, so finden wir sie vollkommen 
genügend erklärt durch die Stärke der in der entsprechenden 
motorischen Region niedergelegten Bewegungsvorstellung, mit 
der, körperlich gedacht, ein Nervenvorgang verbunden ist, und 
die Konstellation der anderen Vorstellungen bezw. Nervenvor- 
gänge zu ihr. 

Wir sehen also, daß wir auf dem Wege der psychophysiolo- 
gischen Analyse ebenso zur Verneinung eines wesenhaften 
Willens kommen wie vorher auf erkenntnistheoretischem. Das 
braucht uns aber nicht zu hindern, sprachlich jene dem Zu- 
standekommen einer Handlung günstige Vorstellungskonstella- 
tion durch die Worte „Willen” oder „Wollen” zu bezeichnen. 
Wir bedürfen solcher kurzen sprachlichen Ausdrücke für hoch 
zusammengesetzte seelisch-körperliche Situationen auf Schritt 
und Tritt, dürfen uns aber nicht verleiten lassen, diese sprach- 
lichen Ausdrücke für die Bezeichnung einfacher Seelenelemente 
zu halten. 

Mit Recht wird der geneigte Leser an dieser Stelle darauf 
hinweisen, daß mit der Verneinung des Willens als eines beson- 
deren Seelenwesens oder eines elementaren Seelenvermögens 
doch noch nicht die am Anfang dieses Kapitels aufgeworfene 
Frage entschieden sei, ob die menschlichen Handlungen nach 
freier Entscheidung erfolgen oder nicht. Freilich, aber das 
Problem ist doch erheblich vereinfacht, wenn wir von vorn- 
herein eine metaphysische Ursache der Handlungen aus- 
schalten können. 

Zur Beantwortung unserer Frage müssen wir uns wieder des 
Ergebnisses der im vorigen Kapitel durchgeführten Untersuchung 
erinnern: Der Mensch besteht insofern als bewußter Organis- 
mus, als in seinem Gehirn die von der sicht-, fühl-, hör- usw. 
baren Welt ausgehenden Reize miteinander verknüpft werden. 
Man könnte also sagen: es denkt im Gehirn des Menschen. 
Das Denken und Wollen (letzteres wohlverstanden in dem oben 
dargelegten Sinn) muß sich stets so vollziehen, wie es durch 
die jeweils gegebenen Umstände bedingt wird. Also durch Zahl 
und Art der im gegebenen Augenblick und von früher her wirk- 
samen Reize und durch ihre Konstellation, wobei zu beachten 
ist, daß die Anlage des Gehirns für die Zahl, Art und Gestal- 


tung der Reize einen bedeutsamen ausschlaggebenden Faktor 
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bildet. Wie ein Mensch zu einer bestimmten Zeit gedacht, ge- 
wollt und gehandelt hat, bedeutet nichts anderes, als wie ein 
Weltabschnitt zu dieser Zeit sich gestaltet hat. 

Hat man das Verhältnis so völlig begriffen, kann man nicht 
umhin, die Frage nach der Freiheit des Willens oder, wenn man 
den Willen beiseite läßt, nach der freien Entscheidungsfähig- 
keit des Menschen als eine durchaus müßige abzulehnen. Wenn 
ich mich z. B. in einem bestimmten Fall, in dem ich die Wahl. 
zwischen einer für mein materielles Ergehen vorteilhaften, aber 
sittlich nicht einwandfreien Handlung und einer sittlich nicht 
zu beanstandenden habe, für die letztere entscheide, so bedeu- 
tet das, daß die Vorstellung des sittlich Guten infolge meiner 
ererbten organischen Anlage und der bei mir wirksam gewese- 
nen, unter der Bezeichnung Erziehung zusammenfaßbaren Ein- 
flüsse dominierend ist. Und ich habe die „Freiheit, entspre- 
chend zu handeln. Das heißt: die dominierende Vorstellung 
bezw. der entsprechende Nervenvorgang löst die entsprechenden 
Bewegungen aus. Ist die Vorstellung von genügender Stärke 
und wird sie genügend von anderen zu ihr in Beziehung ge- 
tretenen Vorstellungen’ gestützt, so bleibt sie auch dann noch 
ausschlaggebend, wenn etwa im übrigen durch andere Ein- 
flüsse, z. B. durch Alkoholwirkung, das Gefüge meines Gehirns 
eine solche Störung erlitten hat, daß neben ihr egoistische Vor- 
stellungen eine bedrohliche Konkurrenz machen können. In 
nichts anderem besteht die sittliche Freiheit als darin, daß die 
auf das Sittliche gerichteten Vorstellungen das Übergewicht 
haben. Diese sittliche Freiheit bedeutet aber nicht, daß ich 
willkürlich gut oder schlecht handeln kann, sondern zunächst 
nur, daß ich nicht verhindert bin, gut zu handeln. Und von dem 
Standpunkt, den wir durch unsere Untersuchung gewonnen 
haben, müssen wir sogar noch einen Schritt weiter tun und 
sagen: diese sittliche Freiheit bedeutet, daß ich sittlich handeln 
muß. 

Wenn wir noch einen Augenblick bei dem angeführten Bei- 
spiel verweilen und annehmen, ich nähme vor der Entscheidung 
noch eine größere Alkoholmenge zu mir, so könnte es, wie die 
Erfahrung lehrt, vielleicht zu einer ganz anderen Konstellation 
des in meinem Gehirn geordneten Welt- oder Bewußtseinsab- 
schnitts kommen. Durch die lähmende Wirkung des Gifts auf 
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mein Gehirn können gewisse Vorstellungen, die sich sonst dem 
egoistischen Begehren entgegenstellen, ganz oder soweit aus- 
geschaltet werden, daß die egoistischen Vorstellungen bezw. 
die ihnen entsprechenden Gehirnvorgänge das Übergewicht er- 
halten und entsprechende Handlungen zur Folge haben. Wer 
hätte, wenn er ehrlich bekennen will, nicht schon unter Alkohol- 
wirkung etwas getan, was er nachher bitter bereuen mußte. 
Wohlverstanden auch unter Alkoholwirkung nur solchen Grades, 
daß von Unzurechnungsfähigkeit im juristischen Sinne noch 
gar keine Rede sein konnte, daß also die „freie Willensbestim- 
mung” im Sinne Kohlers noch durchaus vorhanden 
war. Wo blieb denn nun diese freie Willensbestimmung, 
wenn die später bereute Tat so gar nicht dem 
ganzen Charakter des Täters entsprach? Der Verfechter 
der freien Willensbestimmung kann von seinem Stand- 
punkt nicht sagen, daß die Tat infolge des Rausches ge- 
schah. Das könnte er nur, wenn der Rausch so stark war, daß 
nach seiner Ansicht die freie Willensbestimmung ausgeschlossen 
war. Aber in Tausenden von Fällen auch leichterer Trunken- 
heit, in denen die freie Willensbestimmung nach der Ansicht 
ihrer Verfechter noch keineswegs aufgehoben ist, werden Hand- 
lungen begangen, die mit der sonstigen Willensrichtung der 
Täter gar nicht im Einklang stehen. Wie verträgt sich die Tat- 
sache mit der Willensfreiheit? 

Ich halte es wohl für möglich, daß der Indeterminist mir auf 
diese Frage eine gewundene Antwort gibt. Daß er aber eine 
befriedigende Antwort geben kann, die nicht im Widerspruch 
zu seinem Standpunkt steht, halte ich für unmöglich. 

Nehmen wir aber den Standpunkt ein, der nach unserer 
Untersuchung sich ergibt, so befremdet uns die der sonstigen 
Wesensart eines Menschen nicht entsprechende Rauschhand- 
lung nicht. Der ‘in seinem Gehirn sich ordnende Beziehungs- 
komplex von Weltbestandteilen ist eben infolge der Alkohol- 
wirkung auf das Ordnungsorgan ein anderer als in einem „nüch- 
ternen” Gehirn. Der Bewußtseinsinhalt des Menschen ist in 
jedem Augenblick nichts anderes als der im Gehirn geordnete 
Ausschnitt aus dem gesamten Sein. Zu diesem Bewußtseins- 
inhalt gehört freilich auch die Vorstellung eines Andersge- 
schehenkönnens als gerade geschieht oder beabsichtigt wird. 
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Trotzdem bleibt die Frage müßig, ob im gegebenen Augenblick 
hätte anders gehandelt werden können. So wie der Weltab- 
schnitt oder Bewußtseinsinhalt, durch den, wie wir gesehen 
haben, mein Ich gegeben ist und ohne den es überhaupt nicht 
ist, geordnet und gestaltet ist, und so wie in diesem Weltab- 
schnitt durch die Konstellation der einzelnen Faktoren (der 
Weltbestandteile selbst und der Art ihrer Verknüpfung und 
Ordnung im Gehirn) mit Notwendigkeit „gewollt"' wird, so will 
eben ich. 


Dem aufmerksamen Leser wird es nicht entgangen sein, 
daß ich in den vorausgegangenen Ausführungen wiederholt, 
wenn von der Auslösung von Bewegungen durch Vorstellungen 
die Rede war, hinzusetzte: „bezw. der entsprechende Nerven- 
vorgang.' Es geschah nicht ohne Absicht. Denn gar zu leicnt 
schleicht sich die Wechselwirkungstheorie, die wir logisch als 
unhaltbar erkannt haben, wieder ein, wenn wir nicht vor ihr auf 
der Hut sind. Und da der Sprachgebrauch sich nach der Wech- 
selwirkungstheorie geformt hat und auch ihre Gegner zwingt, 
sich zumeist seiner zu bedienen, so ist es nützlich, daß wir 
unsere von der Wechselwirkungstheorie abweichende Anschau- 
ung auch sprachlich nach Möglichkeit zum Ausdruck zu bringen 
suchen. Wir dürfen nie vergessen, daß wir, wenn wir von 
Vorstellungen sprechen, auch immer die mit ihnen verbundenen 
Nervenvorgänge im Gehirn mitmeinen. Wenn wir die in Rede 
stehenden Vorgänge von der körperlich-räumlichen Seite be- 
trachten, so können wir selbstverständlich die Bewegungen nur 
von den körperlich-räumlichen Gehirnvorgängen ausgelöst sein 
lassen, nicht von den unräumlichen Vorstellungen, die das un- 
räumlich-geistige Korrelat zu den Gehirnvorgängen sind. Als 
Folge der unräumlich-geistigen Vorstellungen können wir nur die 
Vorstellung der ausgelösten Bewegung gelten lassen, nicht 
die Bewegung selbst. Bei all dem aber bleiben wir uns bewußt, 
daß wir von unserem Standpunkt (S. 15) die Gehirnvorgänge 
und die entsprechenden Vorstellungen als etwas unverbrüch- 
lich Zusammengehörendes ansehen. Das Gehirn des Menschen 
ist ja nur dadurch zu dem geworden, was es ist, daß im Lauf 
der Zeit unendlich viele Reize von den die Relation zum Gei- 
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stigen in sich und in ihren gegenseitigen Beziehungen tragenden 
Weltbestandteilen in ihm und zu ihm verknüpft wurden. 
Bei diesen Werdensvorgängen ist die Beziehung zum Bewußt- 
sein ohne weiteres vorhanden, sie gehört zu ihrem Wesen. Nur 
gedanklich konstruieren wir aus diesen Vorgängen eine räum- 
lich-körperliche und eine unräumlich-geistige Reihe Tun wir 
dies, so müssen wir selbstverständlich folgerichtig © .` : und 
dürfen daher nicht einen Vorgang aus der einen Rø: x zur Ur- 
sache eines Vorgangs aus der andern machen. (Diezyg, Fehler 
ist ja der Grund für das Beharrungsvermögen der „,.,. > un- 
haltbaren Wechselwirkungstheorie.) In Wirklichkeit kann nur 
ein Vorgang, der beide Reihen einschließt, Ursache eines Vor- 
gangs sein, der gleichfalls beide Reihen einschließt. Von 
unserem Standpunkte erscheint die zuweilen vorgebr.chte 
Behauptung, das ganze Getriebe der Menschheit könne als ein 
Mechanismus ohne Bewußtsein gedacht werden, einfach.;:! `~- 
schmackt. Freilich kann gedanklich aus dem ganzen Ge,,, ~e 
eine rein räumliche Reihe konstruiert werden. Aber dieser 
Reihe auch wesenhafte Realität zuzugestehen, wäre ganz. ı- 
sinnig. 
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Wenden wir uns nun wieder zu der deterministisçhen , 
schauung vom Wollen des Menschen, zu der ich mich œr. 
{S. 23) bekannt habe, so erwarte ich jetzt noch einen Einw. n 
der etwa in folgender Weise vorzubringen wäre: Wenn das ge, 
stige Geschehen nicht durch eine mit dem Gehirn in Wechsel- 
wirkung stehende oder neben ihm. tätige geistige Substanz he, 
vorgebracht und auch nicht vom Gehirn erzeugt wird, anderer. 
seits aber das Gehirn für den Ablauf des geistigen Geschehens 
als ordnendes Organ eine Rolle spielt, wie kommt dann dic 
Logik des Denkens zustande? Da das Gehirn das Denken nicht 
erzeugt, kann man ihm doch auch nicht die Fähigkeit zutrauen. 
selbsttätig seine Nervenzellen und seine Nervenbahnen so zu 
gestalten, daß in ihnen sich richtiges Denken vollzieht! 
Hierauf ist zu antworten: Gewiß, das Gehirn hat diese 
Fähigkeit nicht. Wenn also seine Struktur so ist, daß die in das 
Gehirn tretenden Reize richtig verknüpft werden, so liegt das 
nur insoweit am Gehirn, als es seiner Anlage nach geeignet ist, 
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daß die auf es wirkenden „Reize' der Weltbestandteile sich so 
in ihm verbinden und ordnen können, wie es der Wirklichkeit 
entspricht. Das Gesetzliche im Denken liegt also in der Wirk- 
lichkeit seines Inhalts. Allerdings lehrt die Geschichte der 
Menscthei: und jedes einzelnen Menschen, daß bis zum „rich- 
tigen s@2%en ein langer Weg durch Irrtümer zurückzulegen 
ist. Und “5m idealen Ziel, an dem der Menschheit das ganze 
unendlir: -- All in allen seinen Einzelheiten klar und durchsich- 
tig v.. jen liegt, sind wir noch weltenweit entfernt. Aber 
es darf die Menschheit doch mit Genugtuung erfüllen, daß so 
mancher Irrtum schon überwunden ist. Wir dürfen getrost 
hoffen, daß die Wahrheit schließlich auf allen Gebieten erkannt 
wira. Nehmen wir ein Beispiel: es gab eine Zeit, in der die 
weisesten Menschen die Erde für eine Scheibe hielten. Wenn 
c’ zt als Kugel erkannt ist, so liegt das daran, daß in den 
M, ‚chengehirnen jetzt soviel Beziehungskomplexe von den 
in‘ Betracht kommenden Weltbestandteilen und derartig mit- 
eit:;nder verknüpft sind, daß durch sie die Erkenntnis der wirk- 
ucaen Gestalt der Erde gegeben ist. Die Tatsächlichkeit der 
Kı'selgestalt der Erde bewirkt es, daß sie schließlich als Kugel 
„‘“-aacht'' werden mußte. Sie kann von einem, in dessen Ge- 
- alle in Betracht kommenden Beziehungskomplexe vor- 
den sind, gar nicht anders denn als Kugel „gedacht” werden. 
Nicht ganz so anschaulich stellt sich uns das Zustandekom- 

. nen des begrifflichen Denkens dar, das nicht eine so einfache 
räumliche Tatsache wie die Kugelgestalt der Erde, sondern die 
annigfaltigsten Beziehungen der Teile des Vorhandenen zu- 
` einander zum Inhalt hat. Selbstverständlich ist es auch hierbei 
‘ nicht das Gehirn, das seine Bahnen so bildet, daß sich das Den- 
I ken in ihm entsprechend diesen Bahnen vollziehen muß. Viel- 
. mehr bildet das Denken die Bahnen im Ge- ` 
hirn. Mit anderen Worten: die von den Weltbestandteilen 
ausgehenden „Reize (man vergesse dabei nicht, daß das Aus- 
gehen von Wirkungen zum Wesen der Weltbestandteile gehört 
und daß die Beziehung zum Bewußtsein ohne weiteres in diesen 
Wirkungen enthalten ist) ordnen sich eigengesetzlich in be- 
. ‚stimmter Weise, und gemäß dieser eigengesetzlichen Ordnung 
bilden sich die Bahnen im Gehirn, auf denen sie sich bewegen. 
Diese eigengesetzliche Ordnung der Beziehungskomplexe der 
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Weltbestandteile in den Gehirnen ist das, was Kern, einer 
unserer bedeutendsten lebenden Philosophen, wenn ich ihn recht 
verstanden habe, als Denken°) bezeichnet, „als einen Ín- 
begriff geistigen Geschehens, welcher allem Inhalt unserer Er- 
kenntnis übergeordnet ist, mittels dessen alle unsere Erkenntnis 
erst zustandekommt”. Da ich trotz mancher grundsätzlichen 
Übereinstimmung mit Kern doch seiner später zu erörternden, 
für das Problem dieses Buches bedeutsamen Schlußfolgerung 
nicht beipflichten kann, ist es notwendig, uns mit seinen geist- 
vollen Ausführungen über das Denken näher bekannt zu 
machen. So sagt er sehr treffend: „Noch keine Psychologie hat 
auch mit Erfolg versucht, die Denkvorgänge des Vergleichens 
und Unterscheidens, des Urteilens und Schließens aus bloßen 
Assoziationen oder irgendwelchen anderen Vorgängen abzu- 
leiten oder zu erklären, sondern unausgesprochenerweise das 
Denken stets als die ihr selber übergeordnete Macht voraus- 
gesetzt." Ich hoffe nicht im Verdacht zu stehen, als ob ich in 
den vorausgegangenen Ausführungen die genannten Denkvor- 
gänge mit den bloßen Assoziationen zu erklären versucht 
hätte. Sollte es aber der Fall sein, so betone ich nochmals, daß 
ich mit Kern das Denken, die Herstellung „eines einheitlichen 
Zusammenhangs und einer widerspruchslosen Ordnung unseres 
gesamten Empfindungs- und Vorstellungsinhalts' für eigenge- 
setzlich halte, d. h. daß ich keine dem Denken übergeordnete 
Ursache weiß. Mit anderen Worten: ebenso wenig wie ich 
keine Antwort auf die Frage geben kann, warum überhaupt 
etwas ist, kann ich angeben, warum in dem Vorhandenen kein 
Chaos ist. Die Welträtsel zu lösen habe ich mich nicht anhei- 
schig gemacht. 

Über die Rolle des Gehirns äußert sich Kern in ähnlicher 
Weise, wie es im vorigen Kapitel dieses Buches geschah. Da 
ich aber schon an diesem Punkt nicht ganz mit ihm überein- 
stimme, halte ich es mit Rücksicht auf die spätere Auseinander- 
setzung um das für die vorliegende Schrift wichtige Schlußer- 
gebnis für nützlich, seine Ausführungen über die Rolle des Ge- 
hirns zu zitieren und auf das hinzuweisen, was mit den Resul- 


e)B. Kern, Das Wesen des menschlichen Seelen- und Geistes- 
lebens. A. Hirschwald, Berlin 1905. — Auch alle folgenden Zitate 
nach Kern sind dieser Schrift entnommen. 
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taten unserer bisherigen Untersuchung nicht völlig im Einklang 
steht. 

Kern sagt: „Ähnlich dem seelischen Bewußtsein ist das 
Gehirn lediglich ein Vereinigungsorgan, das an- und ineinander- 
reiht ohne begriffliche Verknüpfung, in welchem die nervöse 
Einheitsstrahlung zusammenschießt gleichwie in einem großen 
Knoten. In diesem Knoten finden sich keinerlei andersartigen 
Vorgänge und keinerlei selbständige Tätigkeit vor. Selbst in 
der Großhirnrinde, dem vermeintlichen Hauptsitz alles Geistes- 
lebens finde ich nichts als eine unermeßliche Zahl von End- 
punkten sensibler und von Anfangspunkten motorischer Lei- 
tungsbahnen, die ihrerseits auch untereinander wieder in enger 
leitender Verbindung stehen, Energie aufnehmend, aufstapelnd 
und ausstrahlend. In diesen doch durchaus materiellen Lei- 
tungs- und Stapelplatz, dem ich eine anatomisch und physiolo- 
gisch geregelte Vereinigungstätigkeit — in Form von allerlei 
Assoziationen der Sinnes- und Gefühlserregungen, von Bewe- 
gungskoordinationen und von automatischen Verbindungen jener 
beiden — durchaus nicht abspreche, — in ihn auch die ganz 
andersartige Tätigkeit des Denkens hineinzuflechten, ist ein 
unberechtigter Irrtum, welcher durch das eingewurzelte mate- 
rialistische Bedürfnis entstanden ist nach einem, anderswo erst 
recht nicht aufzufindenden, Denkorgan, ohne daß jemals hier- 
für irgendwelche Beweise erbracht oder auch nur angestrebt 
worden sind." 

„Dem inhaltlichen Denken liegen allerdings Empfindungen 
und auch bereits zusammengefügte Vorstellungen zugrunde, 
deren Sammlung und Vereinigung im Bewußtsein geschieht; wird 
dieses Bewußtsein in der räumlichen Form des Gehirns zerstört, 
so geht der Denktätigkeit das gewohnte Baumaterial verloren 
und sie selbst wird gegenstandslos. Nichts mehr als das be- 
weisen die feststehenden Beziehungen zwischen bestimmten Ab- 
schnitten der Hirnrinde zu bestimmten seelischen und geistigen . 
Vorgängen, der Verlust von allgemeineren Vorstellungen, von 
Selbstbewußtsein, von Urteilsfähigkeit und von höheren Willens- 
handlungen bei experimentellen Zerstörungen und krankhaften 
Veränderungen der Großhirnrinde; und ebenso beweist die 
Parallelität zwischen Ausbildungsgrad des Gehirns und zwischen 
Intelligenz nur den größeren oder geringeren Reichtum an Ar- 
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beitsstoff, mit welchem die Inhalts- und Formenfülle der Denk- 
ergebnisse naturgemäß wächst.” 

Daß das Gehirn nur ein Vereinigungsorgan sei, wurde im 
vorigen Kapitel ausführlich auseinandergesetzt. Zu Kerns 
Worten: „das an- und ineinanderreiht ohne begriffliche Ver- 
knüpfung” möchte ich aber bemerken, daß freilich das Gehirn 
nicht die begriffliche Verknüpfung erzeugend leistet, daß sie 
aber doch in ihm geschieht, wenn sie auch eigengesetzlich 
erfolgt. Deshalb halte ich es auch nicht für einen Irrtum, die 
Tätigkeit des Denkens in das Gehirn „hineinzuflechten”, wenn 
man sich nur dabei bewußt bleibt, daß man es damit nicht zur 
Ursache des Denkens macht. Der Art: des Denkens, d. h. der 
Art der begrifflichen Verknüpfung der gegebenen Vorstel- 
lungen, entspricht auch eine bestimmte Art der entsprechenden 
Nervenvorgänge, jener räumlich angeschauten Reihe des ganzen 
Vorgangs, und ich sehe nicht ein, warum ich daran Anstoß 
nehmen soll, die räumliche Reihe im Gehirn unterzubringen. 
Ich darf dabei nur nicht vergessen, daß die räumliche Reihe 
überhaupt nur gedanklich konstruiert ist und für sich allein 
keine Wesenhaftigkeit hat. (S. 28.) 

Kern verkennt übrigens die Gebundenheit des Denkens an 
das Gehirn keineswegs. Er äußert sich darüber: „Andererseits 
aber ist das Denken durchaus an das Gehirn gebunden, weil 
jenes nur am Vorstellung- und Empfindungsinhalt sich voll- 
ziehen kann. Ein reines Denken gibt es nur in der begrifflichen 
Abstraktion. In Wirklichkeit gehen deshalb mit jedem Denk- 
akt Erregungsvorgänge im Gehirn einher, seelisch ausgedrückt 
neu eintretende Empfindungen, wieder belebte frühere Empfin- 
dungen und Vorstellungen und die mannigfachsten Arten des 
Wechsels und der Veränderungen im Vorstellungsinhalt. Das 
Anstrengungs- und Ermüdungsgefühl ist der Ausdruck dieser 
stetigen Gehirnerregung bei der Denktätigkeit." 

Besonders merken wollen wir uns folgende Sätze, mit denen 
wir vollkommen einverstanden sein können: „Das Denken ist 
die äußerste Grenze, bis zu welcher unser Erkenntnisbestreben 
zu gelangen imstande ist. Ein jenseits des Denkens liegendes 
Sein als Träger desselben muß abgelehnt werden, weil ein sol- 
ches erst selbst wieder ein Denkgebilde, also vom Denken ab- 
hängig und von ihm geschaffen sein würde. Jenseits des Den- 
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kens liegt nichts, das Denken selbst ist gleichsam die geistige 
Unendlichkeit, welche den zusammengeballten Inhalt unserer 
Erkenntnis umgibt und durchdringt, aber auch noch unermeß- 
liche Möglichkeiten weiterer Erkenntnis in sich birgt.” 

— „Denken und Bewußtsein, ersteres als Form, letzteres 
(im objektiven Sinne aufgefaßt) als Inhalt aller unserer Er- 
kenntnis, sind uns Vorgänge geblieben, die, sich gegenseitig 
durchsetzend, das Grenzgebiet alles unseres Erkennens bilden, 
zugleich aber auch das Grenzgebiet alles Seins.” 


Konnten wir bis hierhin, abgesehen von geringfügigen, den 
Kern des Problems kaum berührenden Abweichungen durch- 
aus mit Kern übereinstimmen, so sind wir dazu hinsichtlich 
der von ihm gezogenen Folgerungen nicht imstande. Hören 
wir zunächst ihn selbst: „Fragwürdig bleibt nur, ob in dem ein- 
zelnen, in allen seinen Vorbedingungen bestimmt gegebenen 
Falle die reine Denktätigkeit zu verschiedenartigen Ergebnissen 
führen und die Willensentschließungen in verschiedenem Sinne 
bestimmen kann. Diese Frage muß ich notgedrungen bejahen, 
in folgerichtigem Ausbau der Stellung, welche ich ganz allge- 
mein dem Denken gegenüber den seelischen Vorgängen und 
dementsprechend auch gegenüber den körperlichen Parallelvor- 
gängen eingeräumt habe. Das Denken gestaltet hiernach den 
rohen seelischen Stoff zu einem geordneten und vereinigten Er- 
kenntnisinhalt um, mit anderen Worten, es tritt regelnd und 
gestaltend in die Verknüpfung von Empfindungen und Gefühlen 
zu Vorstellungen und zu Vorstellungsgruppen, zu Urteilen und 
zu Schlußfolgerungen und schließlich auch zu Zweckvorstel- 
lungen ein und übt in dieser Weise sowohl einen mittelbaren 
als auch einen unmittelbaren Einfluß auf die Willensentschlie- 
Bungen aus.” 

Die zitierten Sätze enthalten ein von Kern auch später 
ausdrücklich betontes Bekenntnis zum Indeterminismus. Wenn 
ich gerade zu diesem Bekenntnis ausführlich Stellung nehme, so 
geschieht es einmal, weil es aus so autoritativem Munde eines 
Philosophen kommt, der zugleich Arzt ist, und zweitens, weil 
es die Krone eines Gebäudes von kristallklar geschliffenen Ge- 
danken bildet und für die deterministische Weltanschauung ge- 
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fährlicher ist als manches die sogenannte Willensfreiheit ver- 
teidigende dickleibige Werk. 

Doch hören wir zunächst noch Kern selbst: „Seele und 
Körper als gleichbedeutend enthalten die Vorbedingungen, den 
rohen Stoff (nach Kantschem Ausdruck) für das Denken, letz- 
teres umgekehrt ordnet diesen Stoff und übt vermittelst dieser 
Ordnung und Sichtung einen bestimmenden Einfluß auf die Vor- 
stellungen, auf das Gefühlsleben und auf die Willenshand- 
lungen aus." 

„Es ist ein weittragender Schritt, welchen ich damit getan 
habe, er enthält unleugbar, wenn man die Dinge ohne Rückhalt 
mit dem richtigen Namen bezeichnet, einen Einbruch geistiger 
Vorgänge in den ursächlichen Zusammenhang des seelischen und 
damit auch des körperlichen und des Naturgeschehens.” 

In den diesem Zitat unmittelbar folgenden Ausführungen er- 
läutert Kern, wie er sich die Einwirkung des Denkens, also 
geistiger Vorgänge, auf körperliches Geschehen vorstellt, und 
läßt keinen Zweifel darüber, daß er nicht die oben (S. 6) be- 
sprochene und von uns abgelehnte Wechselwirkung meint. 

Trotzdem erscheint es mir bedenklich, von einem „Einbruch 
geistiger Vorgänge in den ursächlichen Zusammenhang des see- 
lischen und damit auch des körperlichen und des Naturgesche- 
hens” zu sprechen. Trotz aller Verwahrung kann es nicht aus- 
bleiben, daß Wechselwirkungsgläubige sich auf den Ausspruch 
stützen. Um so mehr, da auch vorausgegangene Redewen- 
dungen zu Mißverständnissen Anlaß geben könnten. Z. B. Wen- 
dungen wie: „das Denken ordnet diesen Stoff” oder „das Den- 
ken gestaltet hiernach den rohen seelischen Stoff zu einem ge- 
ordneten und vereinigten Erkenntnisinhalt um, mit anderen 
Worten, es tritt regelnd und gestaltend in die Verknüpfung von 
Empfindungen und Gefühlen zu Vorstellungen ...... ein”. 
Gar zu leicht kann solche Ausdrucksweise dahin gedeutet wer- 
den, als sei das Denken eine wesenhafte Macht, die dem Welt- 
geschehen selbständig gegenüberstehe.e Kerns Meinung ist 
das freilich nicht. Denn „ein reines Denken gibt es nur in der 
begrifflichen Abstraktion’. 

Wie ist doch der Vorgang? — Die Empfindungen und Vor- 
stellungen werden zu logischen Schlüssen und Urteilen ver- 
knüpft. Gewiß! Aber tritt wirklich eine besondere Macht, das 
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Denken, zu den Empfindungen und Vorstellungen hinzu, um sie 
zu sichten und zu ordnen? Mit nichten! Die Verknüpfung der 
Empfindungen und, Vorstellungen erfolgt, wenn das Gehirn ge- 
sund ist, nicht chaotisch, sondern in geordneter Weise. Diese 
Art des Vorgangs mag Denken genannt werden und ist 
insofern eigengesetzlich, als eben die Welt kein Chaos ist. Die 
Erde muß also als Kugel gedacht werden, weil sie eine Kugel ist. 
Ebenso „eigengesetzlich” erfolgt das zusammengesetztere Den- 
ken. Es gehört zum Wesen der dauernd aufeinander wirkenden 
Weltbestandteile, daß ihre Beziehungen zueinander kein chaoti- 
sches Durcheinander bilden, sondern sich in einer gewissen Ord- 
nung vollziehen. Die Frage, warum das so ist, fällt zusammen 
mit der, warum überhaupt etwas ist. Aber die Sache ist doch 
nicht so, daß die Welt an und für sich ein Chaos wäre, in das 
erst eine übergeordnete Maght, das Denken, hineinträte, um 
aus ihm eine geordnete Welt zu machen. 

Ich nenne das Denken eigengesetzlich, weil ich keine Ur- 
sache der Weltordnung weiß. Hier ist die Grenze, wo das 
Wissen aufhört und der Glaube einsetzt. 

Aber aus der Eigengesetzlichkeit folgere ich nicht mit 
Kern, daß „die Denktätigkeit als solche zu verschiedenarti- 
gen, ursächlich nicht erklärbaren und auch nicht berechenbaren, 
also als frei anzusehenden Ergebnissen führen kann”. 

Gewiß, berechenbar sind die Denkergebnisse häufig nicht, 
jedoch nur deshalb, weil nicht alle Faktoren bekannt sind. Aber 
ganz entschieden ist zu verneinen, daß „in dem einzelnen, in 
allen seinen Vorbedingungen bestimmt gegebenen Falle die reine 
Denktätigkeit zu verschiedenartigen Ergebnissen führen und die 
Willensentschließungen in verschiedenem Sinne bestimmen 
kann.” Solche Möglichkeit wäre nur zuzugeben, wenn die 
„reine Denktätigkeit" etwas Wesenhaftes wäre, das mit dem 
gegebenen Stoff so oder so verfahren kann. Aber nach Kern 
selbst ist die „reine Denktätigkeit"' nur eine Abstraktion. Das 
Denken bedeutet lediglich die Art der Verknüpfung der im be- 
stimmten Fall gegebenen Vorstellungen. Wir können uns aller- 
dings im bestimmt gegebenen Fall vorstellen, daß die Verknüp- 
fung auch in anderer Weise hätte vor sich gehen können als sie 
vor sich gegangen ist. Ich bleibe aber dabei, daß eine derartige 
Erwägung müßig ist (S. 25). So wie die Verknüpfung vor sich 
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gegangen ist, ging sie auf Grund aller gegebenen Vorbedingungen 
vor sich gemäß der Eigengesetzmäßigkeit, die zum Wesen der 
Beziehungen zwischen den Weltbestandteilen gehört. Man mag 
diese Eigengesetzmäßigkeit frei” nennen, weil man keine Ur- 
sache für sie weiß, möge aber nicht vergessen, daß es sich 
trotzdem um Gesetzmäßigkeit handelt, auf Grund deren 
in jedem Fall die Verknüpfung nach den gegebenen Vorbe- 
dingungen nur in einer Form vor sich gehen kann. Eigen- 
gesetzmäßigkeit meinetwegen, aber eben doch Gesetzmäßigkeit! 

Ein Wählen zwischen mehreren Verknüpfungsmöglichkeiten 
des gegebenen Stoffs setzt unabweislich das Vorhandensein 
eines außerhalb des Stoffs stehenden „Wesens" voraus. Damit 
hätten wir dann glücklich wieder die in mühevoller Arbeit als 
unmöglich erkannte geistige Substanz, die Seele, auferstehen 
lassen. Nur unter anderem Namen: als Denken. Aber Kern 
ist selbstverständlich weit davon ehtfernt, das Denken so aufzu- 
fassen, wenn es auch nach einigen hier mitgeteilten Redewen- 
dungen so scheinen könnte. Er betont immer wieder, daß das 
Denken nur ein Vorgang sei, durchaus gebunden an „die per- 
sönliche Entwickelung, Erziehung und Erfahrung, an Gefühls-, 
Stimmungs- und Gemütszustände, an den gesamten Vorstellungs- 
vorrat der entwickelten Persönlichkeit. . . .‘ Kern faßt dem- 
nach das Denken ebenso auf wie ich, als die Art der Ver- 
knüpfung, Ordnung und Sichtung der gegebenen 
Vorstellungen. Und trotzdem kann nach seiner Ansicht in einem 
nach den Vorbedingungen genau bestimmten Fall dieses Denken 
zu verschiedenen Ergebnissen führen! Hier trennen sich unsere 
Wege. Die Erfahrung lehrt, daß das Denken gesetzlich erfolgt, 
eigengesetzlich, um mit Kern zu sprechen. Nun wohl, diese 
Gesetzlichkeit bringt es mit sich, daß unter bestimmten Vorbe- 
dingungen das Denken nur zu einem Ergebnis führen kann, 
mit anderen Worten, daß im bestimmten Fall die Verknüpfung, 
Ordnung und Sichtung der Vorstellungen nur in einer, von 
den Vorbedingungen mit abhängigen Weise erfolgen kann. 
Wollten wir die Möglichkeit einer anderen Verknüpfungsart bei 
ganz gleichen Vorbedingungen zugeben, so würden wir meines 
Erachtens damit die Gesetzmäßigkeit des Denkens leugnen. 
Dann hätten wir statt der Gesetzmäßigkeit das Chaos. 

An der Gesetzmäßigkeit des Denkens wollen wir aber fest- 
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halten. Es ist nichts dagegen einzuwenden, daß sie nach Kern 
Freiheit genannt wird, insofern wir ihre Ursache nicht kennen. 
Jedoch die Gesetzmäßigkeit hindert mich, mich mit Kern zum 
Indeterminismus zu bekennen. Er selbst erläutert die „Freiheit _ 
des Denkens ganz im Sinne der Gesetzmäßigkeit. Sie ist „nicht 
aber etwa eine Art von Freiheit, wie sie dem herkömmlichen 
Begriffsinhalt der Willensfreiheit entspricht, nicht eine Freiheit 
im Sinne von grundloser Willkür, bei welcher die Würfel so oder 
so, d. h. auch anders fallen könnten, sondern eine gesetzmäßige 
Freiheit, welche ihren Spruch zwar in verschiedenem Sinne 
fällen kann, aber nur in einem — dem allein richtigen — Sinne 
fällen darf und fällen soll.” 

Nun, wenn es sich nicht um eine Freiheit im Sinne von 
grundloser Willkür handelt, sondern um „gesetzmäßige Frei- 
heit", dann kann der Spruch immer nur nach den Vorbe- 
dingungen in einem Sinne erfolgen. Erfolgt er nicht in dem 
einen, allein richtigen Sinne, in welchem er gefällt werden „darf 
und „soll“, so sind die Vorbedingungen nicht entsprechende 
gewesen. Denn sonst wäre es ja ganz unerfindlich, 
warum die „gesetzmäßige Freiheit" gelegentlich ihren 
Spruch in einem anderen als dem „allein richtigen" 
Sinne fällt. Wenn sie wirklich gesetzmäßig ist und ihren 
Spruch „nur in einem — dem allein richtigen — Sinne 
fallen darf und fällen soll", so müßte sie dies auch immer 
tun. Wird der Spruch gelegentlich im anderen Sinne gefällt, 
so gibt es nur zwei Möglichkeiten: entweder ist die Freiheit 
keine gesetzmäßige, sondern eine willkürliche, oder die Vorbe- 
dingungen waren andere. Die Gesetzmäßigkeit ist aber unbe- 
streitbar. Folglich bleibt nur der Schluß übrig, daß die Vorbe- 
dingungen andere waren. Unter keinen Umständen besteht die 
Möglichkeit, daß bei gleichen, ganz bestimmten Vorbedingungen 
die Ergebnisse eines in gesetzmäßiger „Freiheit” er- 
folgenden Denkens verschieden sind. l 

Ich verstehe, warum Kern mit einem gewissen Zagen 
mitteilt, daß sein Indeterminismus, „wenn man die Dinge ohne 
Rückhalt mit dem richtigen Namen bezeichnet", die Einwirkung 
geistiger Vorgänge auf körperliches Geschehen anerkenne. Er 
verrät durch den Bedingungssatz, daß ihm, dem geschulten und 
tiefen Denker, das Bekenntnis nicht ganz leicht geworden ist. 
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Freilich! Denn, wenn ich in einer erkenntnistheoretischen 
und philosophischen Abhandlung anerkenne, daß ein Einbruch 
geistiger Vorgänge in körperliches Geschehen stattfinden könne, 
so geschieht es nicht nach dem üblichen Sprachgebrauch, der 
- auch den in seinen Bann zwingt, der die Wechselwirkung 
ablehnt. Vielmehr kann ich unter den obwaltenden Umständen 
wirklich nur zum Ausdruck bringen wollen, daß ein rein geistiges 
Geschehen Einfluß ausübe auf körperliches. Daher also das 
Zögern Kerns, wenn mir der Ausdruck gestattet ist! Daher 
der vorherige Hinweis „auf den weittragenden Schritt!” 

Es handelt sich allerdings um einen weittragenden Schritt, 
so weittragend, daß unter ihm das zerstampft zu werden Gefahr 
läuft, was mühsam genug auf dem Weg durch Jahrtausende alte 
Irrtümer errungen ist: die Erkenntnis, daß es eine rein geistige 
Reihe des Geschehens nicht gibt, und daß unter keinen Umstän- 
den von einer Einwirkung rein geistiger Vorgänge auf materielle 
die Rede sein kann. i 

Wir lehnen es ab, den Einfluß des Denkens auf das körper- 
liche Geschehen als einen „Einbruch geistiger Vorgänge in den 
ursächlichen Zusammenhang des seelischen und damit auch des 
körperlichen und Naturgeschehens” aufzufassen. Das Denken 
halten wir (mit K er n) nur für die Bezeichnung der Art eines 
Vorgangs, nämlich des Vorgangs der Verknüpfung der Vorstel- 
lungen. Und dieser Art entspricht auch immer eine Art der 
räumlich angeschauten Reihe des Vorgangs innerhalb des Ner- 
vensystems. Wo bleibt da der Einbruch geistiger Vorgänge in 
körperliches und Naturgeschehen? 

Selbstverständlich leugne ich nicht den Einfluß des Den- 
kens auf körperliches Geschehen, wenn ich von diesem Einfluß 
nach der Weise des gewöhnlichen Sprachgebrauchs reden darf. 
Wenn ich z. B. beim Durchdenken des uns hier beschäftigenden 
Problems zu bestimmten Ergebnissen komme und sie schriftlich 
niederlege, so kann ich ja wohl sagen, daß das Denken ganz be- 
stimmte Handbewegungen zur Hervorbringung der bestimmten 
Schriftzeichen zur Folge hat, und bei einem anderen Ergebnis 
sind die Handbewegungen zur Hervorbringung- anderer Schrift- 
zeichen etwas anders, oder ich fühle mich vielleicht veranlaßt, 
einige Schritte zum Bücherschrank zu gehen, mir zur Durchsicht 
ein Buch zu nehmen usw. Kurz, je nach dem Ergebnis mreines 
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Denkens können diese oder jene Handlungen erfolgen. Ich ver- 
mag darin aber keinen Einbruch geistiger Vorgänge in körper- 
liches Geschehen im Sinne der Wechselwirkungs- 
theorie zu erblicken, die auch Kern sonst unbedingt für 
die Beziehungen zwischen Seele und Körper gestrichen wissen 
will und nur für das Denken in Anspruch nimmt. Denn entspre- 
chend meinem Denken, also der Art der Verknüpfung meiner 
Vorstellungen, vollzieht sich auch die Art der Verknüpfung der 
zu den Vorstellungen gehörenden und ohne sie überhaupt nicht 
seienden Nervenvorgänge, und die Handlungen knüpfen sich 
daran an. 

Wir werden also trotz aller sonstigen Übereinstimmung mit 
Kern uns sein Bekenntnis zum Indeterminismus, nach dem bei 
ganz bestimmten Vorbedingungen das Denken seinen Spruch in 
verschiedener Weise fällen könne, nicht zu eigen machen. 


In den bisherigen Ausführungen war wiederholt auch von 
den Gefühlen die Rede. Wir haben die Gefühle als psychische 
Elemente zu betrachten, welche unsere Empfindungen und Vor- 
stellungen begleiten können. Alle Gefühle lassen sich in letzter 
Linie auf Lust- oder Unlustgefühl zurückführen. Eine nähere 
Bestimmung der Gefühle ist nicht möglich. Von dem Stand- 
punkt, den wir zum Problem des Bewußtseins und zu den Be- 
ziehungen zwischen Geist und Körper eingenommen haben, wer- 
den wir uns über die Gefühle etwa folgendermaßen äußern: Alle 
Dinge der Welt haben Beziehung zum Bewußtsein und bestehen 
in nichts anderem als in den Beziehungen zum Bewußtsein (S. 
16), und die bewußten Organismen sind nichts als Zentralstati- 
onen für Komplexe von unendlich mannigfaltigen Beziehungen 
zwischen Weltbestandteilen. Zu diesen Beziehungskomplexen 
gehören unter Umständen Gefühle, mit anderen Worten: unter 
bestimmter Konstellation der Beziehungen zwischen den Welt- 
bestandteilen haben die bewußten Organismen Gefühle. 

Das ist freilich keine Erklärung wie die eines Uhrwerks. 
Aber ein Schelm gibt mehr, als er hat. Manchem mag es schei- 
nen, als ob wir zum Begreifen der Gefühle doch der „Seele‘ (als 
eines selbständigen Wesens) nicht entraten können. Ich meine 
aber, daß wir eine aus unabweisbaren logischen Erwägungen 
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abgelehnte Erklärung nicht deshalb wieder hervorholen dürfen, 
weil wir mit ihr etwas auf anderem Wege nicht restlos zu Be- 
greifendes zudecken können. Im übrigen bedeutet die Annahme 
der „Seele” nichts weniger als eine Erklärung, sondern nur eine 
Verschiebung. Wer die unräumliche, aus dem Vorhandenen 
nur gedanklich herausgehobene Geschehensreihe mit den Ge- 
fühlen einfach der „Seele” zuweist, hat damit weiter nichts ge- 
tan, als die brennenden Fragen nach den Beziehungen zwischen 
Geist und Körper auf ein Wort abgewälzt.e Wenn er sich 
unter dem „Seelenwesen” etwas vorstellen will, so kann er sich 
darunter nur die unstoffliche Wiederholung des Menschen vor- 
stellen, an dem ihm gerade die Verbindung von körperlichem 
und geistigem Geschehen soviel zu denken aufgibt. Er hat also 
mit der Annahme des Seelenwesens das Problem lediglich ver- 
schoben. ` 


3, Einwendungen gegen den Determinismus. 


Zu den nie von seinen Gegnern unterlassenen Einwen- 
dungen gegen den Determinismus gehört die Behauptung, daß 
er die Menschen zu vernunftlosen Maschinen erniedrige. So- 
weit dieser Vorwurf von Leuten erhoben wird, die sich mit den 
Grundfragen des Problems nie vertraut gemacht haben, 
brauchen wir ihn gar nicht zu beachten. Von den anderen 
aber kann er nur erhoben werden, wenn sie hinsichtlich der 
Grundfragen auf ganz anderem Boden stehen als wir, oder 
wenn sie den Begriff Vernunft völlig verkennen. Wer freilich 
die Vernunft für ein metaphysisches Seelenwesen hält, das 
gleichsam als Ratgeber des gleichfalls metaphysischen Seelen- 
wesens Wille wirke, muß der deterministischen Anschauung ver- 
ständnislos gegenüberstehen. Wir haben alle Seelenwesen 
über Bord geworfen und erblicken in der Vernunft nur einen 
Ausdruck für den Vorgang der ordnungsgemäßen Verknüpfung 
und Sichtung der Vorstellungen. 

Den Vorwurf, daß nach unserer Weltanschauung der 
Mensch einem aufgezogenen Uhrwerk: vergleichbar sei, weisen 
wir entschieden zurück. Der Vergleich ist schon deshalb ganz 
unhaltbar, weil das Uhrwerk ein unbewußtes Gebilde ist, das 
wohl dem menschlichen Denken entstammt, in welchem selbst 
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aber kein Denken stattfindet. Im übrigen unterscheidet sich 
die Maschine, und sei sie auch noch so kompliziert und kunst- 
voll, auch noch dadurch vom denkenden Menschen, daß sie nur 
auf einen oder ganz wenige Reize mit wenigen Bewegungen ant- 
worten kann, während die Zahl der auf den Menschen wirk- 
samen Reize und ihrer Konstellationen unendlich groß ist. Von 
. entsprechender Zahl und Mannigfaltigkeit sind die daraus her- 
vorgehenden Vorstellungen, Urteile und Handlungen. Die Welt 
ist unerschöpflich, und unerschöpflich sind die Beziehungen 
zwischen den Weltbestandteilen, die in den Menschengehirnen 
zur Vereinigung kommen und sich ordnen können. Dem Ge- 
samtdenken der Menschheit sind noch ganz unermeBliche Auf- 
gaben und Möglichkeiten geboten; an diesen hat der einzelne 
Mensch Anteil nach Maßgabe seiner Anlage und äußeren 
Lebensumstände. Und wenn wir auch behaupten, daß in jedem 
einzelnen Menschen in jedem Augenblick der Beziehungskom- 
plex von Weltbestandteilen ein bestimmt gegebener ist, oder 
mit anderen Worten: daß der einzelne Mensch in jedem Augen- 
blick so denkt, will und handelt, wie infolge seiner Gehirnan- 
lage, der auf das Gehirn wirksam gewesenen Reize (Erziehung 
und Milieu), der zurzeit wirkenden Reize und der eigenge- 
setzlichen Konstellation aller dieser Reize gedacht, ge- 
wollt und gehandelt werden muß, so kann doch von der Degra- 
dation des Menschen zum Automaten keine Rede sein. Das 
menschliche Denken und Bewußtsein ist ein Bruchstück des 
Gesamtbewußtseins, des Gesamtdenkens, der (nach Kern) 
„aulgerechneten Summe von Denk- und Bewußtseinsvorgängen’, 
die aber nicht mit denen der zurzeit lebenden Menschen er- 
schöpft sind, sondern entsprechend der unendlichen Mannig- 
faltigkeit der Beziehungen zwischen den Weltbestandteilen 
noch ganz ungeahnte Ergebnisse zutage fördern werden. „Die 
Welt des Urmenschen ist nur ein kleines Bruchstück unserer 
heutigen Welt gewesen, und unsere heutige Welt ist nur ein 
kleines Bruchstück der Welt, welche dem menschlichen Den- 
ken und Erkennen noch vorbehalten ist. Die Welt der Zukunft 
wird unvergleichlich vollkommener und inhaltsreicher sein als 
unsere heutige, aber die Arbeit des Menschengeschlechts an 
der Welterkenntnis und damit auch an der Weltschöpfung ist 
nicht vergeblich gewesen und wird auch in Zukunft nicht ver- 
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geblich sein.” — „Das Ziel aller unserer Denkarbeit bekommt 
dadurch seine ganz bestimmte Richtung vorgeschrieben: nicht 
nach oben, nicht nach einem unmöglichen Jenseits, welches über 
dem Denken liegt, sondern nach innen und nach unten in den 
niemals auszuschöpfenden Inhalt der Geisteswelt und der Na- 
tur” (Kern). 

Genügt es nicht? Reicht die Möglichkeit der Anteilmahme 
an dem niemals auszuschöpfenden Inhalt der Welt nicht aus, 
um den Menschen vor dem geschmacklosen Vergleich mit einer 
Maschine zu bewahren? Bedarf es dazu wirklich der Annahme, 
daß der dem einzelnen Menschen zukommende Anteil am Ge- 
samtdenken sich im bestimmt gegebenen Fall so oder so ge- 
stalten könne? Einer Annahme, die wir deshalb zurückge- 
wiesen haben, weil das Denken, die im Gehirn zustandekom- 
mende Verknüpfung der Beziehungen zwischen den Weltbe- 
standteilen,. sich gesetzmäßig auf Grund der gegebenen Be- 
dingungen vollzieht? 

Nein, der Mensch ist keine Maschine! Auch nicht darum, 
weil der durch sein Denken gegebene Ausschnitt aus dem eine 
unermeßliche Inhaltsfülle in sich tragenden Gesamtdenken durch 
die Gesetzlichkeit des Denkens und den gegebenen Stoff stets 
fest bestimmt ist. Wir weisen den Vergleich als im höchsten 
Grade abgeschmackt zurück. Er ist ein Schlagwort, zur Be- 
einflussung unkritischer Geister ersonnen, unwürdig als Kampf- 
mittel im Streit um die höchsten Fragen der Erkenntnis. 


Man hat die Freiheit des Willens dadurch zu retten gesucht, 
daß man sie als Sache der inneren Erfahrung bezeichnet. 
Kohler äußert sich darüber mit folgenden Sätzen: „Im übrigen 
ist die Freiheit des Willens eine- Sache derinnerenEr- 
fahrung, und zwar einer untrüglichen Erfahrung, weil sie 
ebenso auf dem innersten Gefühl der Persönlichkeit beruht, wie 
das berühmte „ich denke, darum bin ich”. Wie ich weiß, daß 
ich denke, so weiß ich, daß ich mich willkürlich entschließe, in 
einer Art, daß der Entschluß nicht von höheren Kräften geleitet 
wird, sondern eine aus meinem Inneren hervorgehende Tat der 
Einzelpersönlichkeit ist.” 

Hierauf erwidere ich zunächst, daß die „innere Erfahrung” 
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sehr trügerisch sein kann. Gar manchem erscheint etwas als 
Ergebnis innerer Erfahrung, was von anderen für Irrtum gehal- 
ten wird. Erst die Erkenntnistheorie gibt uns Aufschluß über 
die Wirklichkeit der sogenannten inneren Erfahrung. Und 
wenn ich auf erkenntnistheoretischem Wege zur Verneinung der 
Willensfreiheit gekommen bin, so kann die Berufung auf die in- 
nere Erfahrung nichts daran ändern. Daß meine Entschlüsse „von 
höheren Kräften” geleitet werden, behaupte ich auch als Deter- 
minist nicht. Die in den zitierten Kohlerschen Sätzen ange- 
wendete Art der Beweisführung richtet sich also nur gegen einen 
Teil der Deterministen. Die Vorstellung, daß ich mich 
willkürlich entschließe, habe ich auch. Ich bin aber zu der Ein- 
sicht gekommen, daß „ich” nicht etwas bin, was über allem Be- 
wußtseinsinhalt steht, sondern daß „ich nur durch den Bewußt- 
seinsinhaltbin und nichts ohne ihn. Wenn in diesem Bewußtseins- 
inhalt gewisse auf ein Ziel gerichtete Vorstellungen und Gefühls- 
töne im Vordergrund stehen, so bin „ich” doch nichts außerhalb 
dieser. „Ich”' werde also nicht von diesen Vorstellungen und 
Gefühlstönen geleitet, sondern bin für sie nur ebenso der formale 
Einheitspunkt wie für „meinen” übrigen Bewußtseinsinhalt 
(S. 21). Ich finde mich in ihnen wie in allem anderen Bewußt- 
seinsinhalt. Und obwohl es durch alle in Betracht kommenden, 
genügend oft erörterten Faktoren gegeben ist, daß jene 
Vorstellungen und Gefühlstöne gerade im Vordergrund stehen, 
habe „ich die Vorstellung der „willkürlichen” Entschließung. 
Eben deshalb, weil sie, in denen ich mich finde, im Vordergrund 
stehen. Daß sie ihrerseits so, wie sie sind, durch die Konstel- 
lation aller Faktoren gegeben sind, ist eine Erkenntnis, die ich 
erst durch logisches Denken gewonnen habe. 

So wie der Weltabschnitt oder, was dasselbe heißt, der Be- 
wußtseinsinhalt, durch den mein Ich gegeben ist, und ohne den 
es überhaupt nicht ist, geordnet und gestaltet ist, und so wie 
in diesem Weltabschnitt nach der vorhandenen Konstellation 
der einzelnen Faktoren gewisse Vorstellungen in bezug auf ein 
Ziel im Vordergrund stehen, oder mit anderen Worten: wie in 
diesem Weltabschnitt „gewollt":wird, so will eben „ich”. 

Der hier vertretene Determinismus behauptet also nicht, 
daß der Wille von „höheren Kräften" geleitet wird; und ebenso- 
wenig, daß das Gehirn wie ein Uhrwerk die Entschlüsse und 
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Handlungen des Menschen ablaufen lasse. Aber er verneint 
die Existenz eines wesenhaften Willens, der willkürlich diese 
oder jene Handlung erzeugen könne. 


Kohler bemüht sich , die Wesenhaftigkeit und Selbstän- 
digkeit des Willens durch die Behauptung darzutun, daß nicht 
der Wille durch die Beweggründe, sondern die Beweggründe 
durch den Willen beherrscht würden. Seine Beweisführung ist 
folgende: „Wäre der Wille den Motiven unrettbar preisgegeben, 
so müßten die Motive kraft derihneninnewohnen- 
den objektiven Mächtigkeit wirken. Dies ist nicht 
der Fall. Im Gegenteil gilt ein Grundsatz, welchen man seit 
Schopenhauer den Grundsatz des Primates des Willens über den 
Verstand nennt. Es-ist nämlich eine alte Beobachtung, daß die 
Motive nur sehr teilweise den Willen beherrschen, daß in noch 
viel höherem Maße der Wille sich das von den Motiven ge- 
gebene Material zurechtlegt und nach seiner Weise gestaltet, 
indem er die einwirkenden Gründe einerseits aufbläht und auf- 
schwellt, soweit sie ihm passen, und die Gegengründe, die ihm 
nicht genehm sind, einfach zurückdrängt und verflattern läßt. 
Der Wille vermag Vorstellungen, die ihm dienen, mit gesteiger- 
ter Macht zu versehen und andere Vorstellungen einfach zu- 
rückzuweisen und vollständig von sich abzuhalten: die einen 
werden zehnfach vergrößert, die anderen in eine verkleinerte 
Perspektive gebracht.” 

Hier werden an sich richtige Beobachtungen zu gunsten 
einer genehmen Weltanschauung beschrieben und gedeutet. 

Also die Motive müßten nach Kohler „kraft der ihnen 
innewohnenden objektiven Mächtigkeit"" wirken! Da erhebt 
sich die Frage, was man unter der „objektiven Mächtigkeit” zu 
verstehen hat. Ist etwa die Kenntnis der Unsittlichkeit einer 
Handlung ein Motiv von so objektiver Mächtigkeit, daß sie die 
Unterlassung der Handlung zur Folge haben muß? Gewiß, bei 
Menschen, bei denen infolge ererbter Anlage und Erziehung 
die sittlichen Vorstellungen mit ihren Gefühlstönen überwiegen, 
wird sie in der Regel infolge ihrer „objektiven Mächtigkeit” so 
wirken. Ist es aber richtig, in bezug auf einen aus unsittlicher 
Familie stammenden und in unsittlichem Milieu aufgewachsenen 
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Menschen auch von der objektiven Mächtigkeit des genannter 
Motivs zu sprechen? Ist nicht für diesen Menschen oft ein - 
egoistisches Motiv von viel größerer „objektiver Mächtigkeit", 
das eben infolge seiner Mächtigkeit zu der unsittlichen Hand- 
lung führt? 


Das Motiv, das den Ausschlag gibt, ist für die ge- 
gebene Lage immer das von der größten „objektiven' 
Mächtigkeit. Für den Offizier z. B. ist die Sitte seines Standes 
ein Motiv von ausschlaggebender „objektiver’' Mächtigkeit zur 
Ausfechtung eines Duells, während für manche strenggläubige 
Christen das 6. Gebot ebenso ausschlaggebend für die Ablehnung 
des Zweikampfes ist. 


Es ist unmöglich, ein Motiv von absoluter objektiver Mäch- 
tigkeit zu finden. Deshalb ist es verfehlt, unter Hinweis darauf, 
daß die Motive nicht immer kraft der ihnen innewohnenden 
objektiven Mächtigkeit wirken, gegen die Motive den angeblich 
‚selbständigen Willen auszuspielen. 


Ebensowenig beweisen die weiteren Ausführungen Koh- 
lers über den angeblich genehme Gründe aufblähenden und 
nicht genehme zurückweisenden Willen etwas für Wesenhaftig- 
keit und Selbständigkeit des Willens. So wie Kohler den 
Vorgang beschreibt, kann er dies nur, indem er d a s voraussetzt, 
was er durch seine Ausführungen erst beweisen helfen will. 
Also der Wille bläht Gründe auf, die ihm passen, und drängt 
solche zurück, die ihm nicht genehm sind? Aber was ist denn 
nach Kohler eigentlich der Wille? Was er da den Willen tun 
läßt, ist doch ein Tun, was der ganzen Persönlichkeit zu- 
kommt, nicht einer bestimmten seelischen Tätigkeit allein. 
Wenn wir uns auch einmal auf den. Standpunkt stellen wollen, 
daß der Wille ein bestimmtes Seelenvermögen sei, so kann es 
doch nur jenes auf ein Ziel gerichtetes seelisches Gesche- 
hen sein, das man Wollen nennt; und mag man ihn auch als 
Seelenwesen betrachten, so ist es doch nicht angängig, ihm 
allerlei Tätigkeiten zuzuschieben, wie Abwägung von Gründen 
und Gegengründen, Verstärkung der einen und Abschwächung 
der anderen usw., die nur Sinn haben vom Standpunkt einer 
Persönlichkeit und aller ihrer Beziehungen zur Umwelt, 
einer Persönlichkeit mit allen ihren seelischen Eigenschaften 
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und Fähigkeiten. Der Wille oder das Wollen ist doch nur 
ein Teil vom geistigen Geschehen! 

Es ist also verfehlt, den durch die miteinander streitenden 
Motive gegebenen Vorgang nach Kohler dahin zu deuten, daß 
der Wille die Motive bearbeite, und daraus zu folgern: Daher 
ist der Wille selbständig. Die Deutung ist vollkommen will- 
kürlich. Und wenn wir auch beiseite lassen, daß Kohler dem 
_ Willen zuschiebt, was er selbst von seinem Standpunkt nur 
der ganzen „Seele' zuweisen dürfte, so können wir ihm auch 
nicht folgen, wenn wir statt des Willens die Seele setzen. Wir 
kennen keine Seele, die außerhalb der Motive stände. Der Vor- 
gang, den Kohler im Auge hat und willkürlich als das Spiel 
des Willens mit den Motiven beschreibt, wird selbstverständlich 
nicht von uns geleugnet. Er bedeutet aber weiter nichts, als daß 
in der Konstellation der Vorstellungen gewisse besonders ge- 
fühlsbetont sind, daß deshalb entgegengesetzte in den Hinter- 
grund treten, daß verwandte und fördernde Vorstellungen sich 
stark bemerkbar machen usw. Wir haben nicht den mindesten 
Anlaß, irgendein Wesen anzunehmen, das über diesen Vor- 
stellungen steht. 

Zuletzt möchte ich nochmals betonen, daß die Beweisfüh- 
rung Kohlers vom Standpunkt der formalen Logik verfehlt 
ist. Das müßten selbst die Indeterministen zugeben. Er gibt 
von einem Vorgang eine Beschreibung, die nur Sinn hat, wenn 
der Wille ein selbständiges Wesen ist. Und nachdem er so das 
vorausgesetzt hat, was er beweisen will, schließt er: „Daraus 
ergibt sich die Selbständigkeit des Willens”. Eine derartige Be- 
weisführung muß vom Standpunkt der Logik von jedem abgelehnt 
werden, gleichviel ob er sonst auf dem Standpunkt K.ohlers 
steht oder nicht. 


Ähnlich wie mit dem zuletzt gekennzeichneten Versuch der 
Rettung des metaphysischen Willens steht es mit Kohlers 
Hinweis auf die angeblich verschiedene Willenskraft der 
Menschen, aus der sich nach seiner Ansicht die Selbständigkeit 
des Willens ergibt. Auch hier nimmt er das als gegeben 
hin, was er beweisen will. Wenn es freilich so ist, wie Kohler 
es darstellt, daß der Wille einmal mit größerer, ein anderes Mal 
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mit geringerer Hartnäckigkeit an seinem Vorhaben festhält, so 
ist der Wille allerdings ein selbständiges Wesen. Aber die Vor- 
aussetzung ist eben unrichtig. Wäre sie richtig, so ergäbe sich 
der aus ihr gezogene Schluß so von‘selbst, daß der Hinweis auf 
ihn ganz überflüssig wäre. Natürlich: wenn es einen Willen gibt, 
der das tut, was Kohler von ihm behauptet, nun so gibt es 
eben einen solchen Willen. Aber die Darstellung des Vorgangs 
geht von einer Anschauung aus, die erst durch die Darstellung 
belegt werden soll. Selbstverständlich leugne ich den Vorgang 
an sich nicht. Bei dem einen Menschen pflegen gewisse Ziel- 
vorstellungen mit größerer Beharrlichkeit sich zu behaupten als 
beim anderen. Wenn man hierbei von der Stärke der Willens- 
kraft spricht, so folgt man entweder nur dem Sprachgebrauch 
oder gibt, wenn man z. B. auf dem Kohlerschen Standpunkt 
steht, seiner Anschauung vom Wesen der Sache Ausdruck. Letz- 
teres ist natürlich jedem unbenommen. Es ist aber nicht statt- 
haft, aus der sprachlichen Ausdrucksweise erkenntnistheoreti- 
sche Beweise ableiten zu wollen. 


Während Kohler einige Seiten vorher mit großem 
Nachdruck behauptet hat, daß gegen die Willensfreiheit aus 
der Physiologie des Gehirns nichts gefolgert werden könne, 
macht er im Anschluß an seine zuletzt mitgeteilten Argumenta- 
tionen für den wesenhaften Willen in. seiner Weise einen kleinen 
Abstecher ins physiologische Gebiet. Er meint: „Es gibt nichts 
Irrigeres, als das „Willensorgan" zu leugnen und die Entschlie- 
Bungskraft als die bloße Auslösung einströmender Gefühle zu 
erklären. Neben der Gefühlswelt gibt es ein selbständiges 
Willensorgan, und dieses ist nicht etwa bloß das Sammelorgan, 
in welchem sich gewisse Gefühlswellen treffen, sondern es ist das 
Organ, in welchem die ganze Persönlichkeit als Einheit, der 
Außenwelt gegenüber, zum Ausdruck gelangt. Dieses Organ 
hängt jedenfalls auch physiologisch mit dem Organ zusammen, 
in welchem die Gesamtheit der Erinnerungen sich zum Gefühl 
der Persönlichkeit verdichtet." 

Ich will nicht mit Kohler darüber streiten, ob nicht seine 
Willensfreiheitslehre ins Wanken kommt durch die Annahme 
eines besonderen Willensorgans, für dessen Anlage der Mensch 
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doch nichts könnte. Ich will ihm auch die Frage ersparen, in wel- 
chem Verhältnis sein Wille und alle diesem angeblich eigenen 
Fähigkeiten zu dem „Willensorgan” stehen. Nur das will ich 
hier feststellen, daß die besten Kenner der Hirnphysiologie, die 
ein Menschenalter daran gearbeitet haben, weder ein besonderes 
„Willensorgan” noch jenes andere Organ gefunden haben, mit 
dem es „physiologisch” zusammenhängen soll. a 

Ich weiß mich frei von jeder Animosität gegen den ver- 
dienstvollen Rechtsgelehrten. Wenn er aber in seiner für wei- 
tere Kreise bestimmten volkstümlichen Schrift mit der Autorität 
seines berühmten Namens gegen eine Weltanschauung kämpft, 
die ich für kulturfördernd halte, und hierbei die Ansichten seiner 
wissenschaftlichen Gegner als „Plattheiten‘ und „oberflächliche 
Nichtigkeiten" bezeichnet, dann halte ich es für notwendig, auch 
auf die Schwächen seiner Beweisführung aufmerksam zu 
machen. 


4. Verantwortung und Strafe. 


Wenn wir das Ergebnis unserer bisherigen Untersuchung 
rückschauend betrachten, so können wir sagen, daß es ebenso 
falsch ist, von der Freiheit wie von der Unfreiheit des Willens 
zu reden. Nämlich schon deshalb, weil wir den Willen als 
Seelenwesen oder Seelenvermögen verworfen haben und mit 
dem Wort lediglich eine bestimmte Situation im seelisch-körper- 
lichen Geschehen bezeichnen. Aber auch bei Aufstellung der 
Frage, ob der Mensch im bestimmt gegebenen Falle so oder so 
handeln könne, ist es nicht angängig, von Freiheit oder Unfrei- 
heit zu sprechen. Freiheit würde im vorliegenden Fall die Mög- 
lichkeit eines Geschehens bedeuten, das außerhalb des Kausal- 
zusammenhangs stände; Unfreiheit hätte den Sinn einer Ab- 
hängigkeit des Geschehens von einem außerhalb der Ge- 
 schehensreihe liegenden Faktor. Beides trifft nicht zu. Die Be- 
griffe Freiheit und Unfreiheit lassen sich überhaupt nicht auf das 
uns beschäftigende Problem anwenden. Der Mensch ist kein 
Wesen, das der Welt absolut gegenübersteht. Er ist in seinem 
ganzen Sein, in seinem ganzen Tun und Lassen ein Ausschnitt 
aus dem Weltgeschehen, in welchem das Kausalgesetz durch- 
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So verstanden ist der Determinismus die einzig einwand- 
freie Grundlage des Strafrechts und der Erziehung. Aus ihm 
können wir die beruhigende Überzeugung gewinnen, daß Er- 
ziehung und Strafandrohungen für die Mehrzahl aller Menschen 
.zu den Faktoren gehören, die eine sittliche Lebensführung mit 
Sicherheit zur Folge haben, während ein „freier Wille", der 
letzten Endes über allen Einflüssen der ererbten Anlage, der 
Erziehung und der Umwelt stände, ein unberechenbarer Faktor 
bliebe. 

Die Begriffe Schuld, Verantwortung und Sühne gewinnen 
somit für uns eine ganz andere Bedeutung als für die Anhänger 
der Willensfreiheit. Für sie ist „die Strafe die Sühne dafür, daß 
der Mensch in bestimmter Weise gehandelt hat, während er 
anders hätte handeln können und sollen. Die Sühne geschieht 
durch das Mittel des Schmerzes und Leidens, denn das Leid 
entfernt die Schuldbelastung." 

Wir haben gegen diese Idee, die Kohler selbst eine meta- 
physische nennt, manches einzuwenden. Zunächst halten wir 
gerade ihren metaphysischen Charakter nicht für eine besondere 
Empfehlung angesichts des durchaus praktischen Problems, als 
welches das Strafrecht sich darstellen muß, wenn es der Mensch- 
heit nützen und nicht in erster Linie metaphysischen Ideen dienen 
soll. Und wenn Kohler von seiner Sühneidee sagt, daß sie 
nicht metaphysischer sei als „alle tiefere Wissenschaft, nicht me- 
taphysischer als überhaupt der Gedanke der Ausgleichung und 
ausgleichenden Gerechtigkeit", so kann uns das auch nicht zu 
der Ansicht bekehren, daß eine metaphysische Idee eine 
brauchbare Grundlage des Strafrechts sei. 

Das Strafrecht ist keine Einrichtung zur Übertragung meta- 
physischer Ideen in das menschliche Zusammenleben. Es soll 
vielmehr in hervorragendem Maße dazu beitragen, daß die Men- 
schen die Sittengebote beachten. Nicht um der „Gerechtigkeit” 
willen ist es da. Die Gerechtigkeit ist nicht Selbstzweck, son- 
dern nur ein Ausdruck für den Geist, der im Strafrecht herr- 
schen soll. | 

Kohler freilich sagt in konsequenter Durchführung des 
Gedankens der ausgleichenden Gerechtigkeit: „Auf diese Weise 
ist die Auffassung des Strafrechts als eines Vergeltungsrechts 
auch noch für unsere Tage die allein richtige.” 
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Er wird es aber nicht hindern können, daß seiner Auffas- 
sung viele nicht zustimmen. 

Zunächst ist sie von unserem deterministischen Standpunkt 
überhaupt unannehmbar. Was kann die Vergeltung als solche 
für einen Sinn haben vom Standpunkt der Anerkennung des 
durchgängigen Kausalzusammenhangs im Weltgeschehen? 

Aber auch abgesehen hiervon läßt sich gegen die Vergel- 
tungsidee manches sagen. Wer will sich denn anheischig 
machen, stets die „gerechte" Sühne zu finden? Bei folgerich- 
tiger Anwendung der Vergeltungstheorie muß man doch für 
jede Schuld die Sühne auferlegen, die genau dem Grad der 
Schuld entspricht! Aber wer vermag Schuld und Sühne so 
gegeneinander abzumessen? Wer vermag so alle die bei einer 
Rechtsverletzung wirksam gewesenen Einflüsse wie z. B. Not, 
Verführung, Verzweiflung usw. abzuwägen, daß er bestimmen 
kann, welcher Schuldgrad vorliegt? Die Fragen bergen Auf- 
gaben, deren exakte Lösung unmöglich ist, und die innerhalb der 
menschlichen Gesellschaft zu allen Zeiten in der verschiedensten 
Weise in Angriff genommen sind. Die folgerichtig gehandhabte 
Vergeltungstheorie führt schließlich zur Forderung: Auge um 
Auge, Zahn um Zahn. 

Wenn Kohler sagt, daß das Strafrecht ohne den Vergel- 
tungsgedanken „zu einem System polizeilicher Fürsorge, zu 
einem utilitaristischen Sicherungs- und Erziehungsgebilde” 
würde, so will ich das gar nicht bestreiten, erblicke aber nichts 
darin, was zu tadeln wäre. Das Adjektivum polizeilich macht 
mich nicht irre. Ich könnte es zurückgeben und sagen, daß das 
Vergeltungsrecht die polizeilich organisierte Rache sei. Ist diese 
vielleicht etwas Erhabeneres als dieFürsorge eines ohne denVer- 
geltungsgedanken wirkenden Strafrechts? Kann man sich wirk- 
lich auf Metaphysik und Philosophie berufen, um das Vergel- 
tungsrecht dem „utilitaristischen Sicherungs- und Erziehungsge- 
bilde” vorzuziehen? 

Ich finde in der Vergeltungsidee gar nichts Bewunderns- 
wertes. Die rohesten Naturvölker bekennen sich zu ihr. 

Bis zu welcher Weltfremdheit die Festlegung auf die Ver- 
geltungstheorie führen kann, zeigen folgende Sätze Kohlers: 
„Daß das Leiden (nämlich der Strafe) den einzelnen bessern und 
von späteren Vergehen abhalten kann (Spezialprävention), ist 
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sicher; daß es andere abschrecken kann (Generalprävention), 
ist gleichfalls sicher; aber dies sind Begleiterscheinungen, deren 
Eintritt für das Ganze wohltätig ist, die aber nicht als Grund 
und Sinn der Institution gelten können." 

Also der für die menschliche Gesellschaft so notwendige 
und wohltätige Erfolg des Strafrechts ist nur eine „Begleiter- 
scheinung”. Grund und Sinn der ganzen Institution ist die Ge- 
rechtigkeit und die Sühne, metaphysische Ideen! 

Daß nach Kohler ein ohne den Vergeltungsgedanken wir- 
kendes Strafrecht „mit der Gerechtigkeit nichts zu tun" hat, 
mag man hinnehmen. Mit dieser Gerechtigkeit, die er meint, 
zu deren Darstellung der ganze ungeheuer große Apparat des 
Strafrechts angeblich aufgebaut ist, hat freilich ein Strafrecht, 
wie ich es meine und noch näher erläutern werde, nichts zu tun. 
Wenn wir auf das Heer der Verbrecher blicken, die Eigentum 
und Leben ihrer Mitmenschen gefährden, so müssen wir uns 
sagen, daß wir ein Strafrecht brauchen, dessen Grund und 
Sinn das ist, was Kohler eine wohltätige Begleiterscheinung 
nennt, nicht aber die „ausgleichende Gerechtigkeit". Gerech- 
tigkeit freilich verlangen auch wir. Wir verstehen darunter 
die Art und Weise, in der wir die Beziehungen der Menschen 
untereinander gestaltet wissen möchten, halten es aber für ver- 
fehlt, die Gerechtigkeit zu einem Ding zu erheben, das um seiner 
selbst willen da ist und schließlich zum Idol wird. Das zu Ur- 
teilen führt, von denen es heißen muß: summum jus summa in- 
juria. Das unerbittlich auch den der entehrenden Freiheits- 
strafe ausliefert, der zum ersten Mal gestrauchelt ist und nach 
seinem ganzen Vorleben wohl Aussicht bietet, daß er fortan sich 
rechtlich verhalten werde. 

Das auf die „ausgleichende Gerechtigkeit" gestützte Straf- 
recht hat eben deshalb so vielfach versagt, weil es auf dem Ge- 
danken ruht, daß die Verhütung des Verbrechens nur eine — 
freilich wohltätige — Begleiterscheinung sei, daß es aber im 
übrigen hauptsächlich darauf ankomme, für jede Missetat die 
Schuldformel zu finden, nach der die Sühne zu bestimmen sei. 
Wenn Kohler in seiner volkstümlichen Schrift, aus der ich 
ihn zitiere, noch manche Maßnahmen bespricht, die nach seiner 
Ansicht außerhalb des Rahmens des Strafrechts gegenüber dem 
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kann aber den Hinweis darauf nicht unterdrücken, daß gerade 
„die Auffassung des Strafrechts als eines Vergeltungsrechts” es 
war, die bisher den auf die biologisch-anthropologische Auf- 
fassung des Verbrechens gestützten sozialen Maßnahmen im 
Wege gestanden hat. Im Kopf des Strafrechtslehrers der klassi- 
schen Schule war bisher zumeist wenig Platz für eine andere 
Auffassung vom Kampf gegen das Verbrechen als die Vergel- 
tungsidee. Und wenn Kohler ein so erfreuliches Verständnis 
für andere Maßnahmen hat, so zeigt er damit, daß er eigentlich 
über seine Strafrechtstheorie hinausgewachsen ist. 

Fragen wir nun, welchen Sinn von unserem deterministi- 
schen Standpunkt die Strafe hat, so kann die Antwort nur 
lauten, daß sie sichernd und vorbeugend wirken soll. Aus der 
dargelegten Anschauung vom Wesen des menschlichen Geistes- 
lebens ergibt sich, daß die Strafen zu den Faktoren gehören, 
die für die Mehrzahl der Menschen mit Notwendigkeit. 
eine ganz bestimmte Reaktion gegenüber gewissen Versu- 
chungen bedingen. Wenn von den Bekennern der Willensfrei- 
heit behauptet wird, daß ihre Verneinung die Grundlagen des 
Strafrechts erschüttere, so kann das entweder nur aus einem 
Mangel an logischem Denken geschehen oder infolge der irrigen 
‘ Meinung, der Determinismus lasse die Handlungen der Men- 
schen vom Gehirn wie von einem unbeeinflußbaren Mechanismus 
gelenkt werden. Wir haben uns aber hinreichend davon über- 
zeugt, daß sich das Geistesleben nicht wie ein Mechanismus 
vollzieht. Die Gesetzmäßigkeit der menschlichen Handlungen ist 
nicht dieselbe wie die eines Uhrwerkes und bedeutet nur den 
Anteil an der durchgängigen Gesetzmäßigkeit des Weltge- 
schehens. Der „freie Wille” aber wäre etwas, was außerhalb 
jener Gesetzmäßigkeit stände, ein unberechenbarer und — wenn 
man es mit der angeblichen Freiheit des Willens ernst meint — 
unbeeinflußbarer Faktor, der stets die letzte Entscheidung trifft. 
Auf ihn durch Strafen einwirken zu wollen, wäre ein aussichts- 
loses Beginnen, und deshalb können wir seinen Bekennern mit 
Fug und Recht entgegenhalten, daß ihr Glaube die Grundlagen 
des Strafrechts erschüttere, wenigstens eines Strafrechts, das 
mehr sein will als die Vollstreckerin der Sühne. 

Nur unsere deterministische Anschauung läßt die Bedeutung 
der Strafen als eines wichtigen Faktors der die menschlichen 
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Handlungen bestimmenden Umwelt voll erkennen. Eine Wir- 
kung läßt sich von der Strafe nur erhoffen, wenn man die so- 
genannten Willensvorgänge unter das Kausalitätsgesetz stellt 
und somit Strafen und Strafandrohungen unter die Ursachen der 
Willensvorgänge einreihen kann. 

Es gibt nichts Verkehrteres als die immer wieder dem De- 
terminismus vorgehaltene Meinung, daß man bei Leugnung des 
freien Willens eigentlich den Übeltäter nicht bestrafen dürfe. 
Allerdings betrachten wir die Strafe nicht als Vergeltungsmaß- 
nahme. Aber wir fügen dem Verbrecher das Übel der Strafe 
zu, damit die Erinnerung daran bei erneuter Versuchung dazu 
führe, daß bei ihm die hemmenden Vorstellungen das Überge- 
wicht gewinnen. Damit im übrigen die Strafandrohungen bei 
der Mehrzahl der Menschen wirksam bleiben, muß der, bei dem 
sie versagt haben, das Übel der Strafe erdulden. 

Der Begriff der Verantwortlichkeit ist für uns frei von 
jedem metaphysischen Beigeschmack. Verantwortlich ist der, 
dessen Anpassungsfähigkeit auf die Einwirkungen der Umwelt 
nicht durch Krankheit gestört ist. Wir haben oben (S. 40) den 
Vorwurf zurückgewiesen, daß der Determinismus den Menschen 
zur Maschine erniedrige, und dabei hervorgehoben, daß die Zahl 
der auf den Menschen wirksamen Reize unerschöpflich sei und 
ebenso vielseitig die Reaktion oder, was in diesem Zusammen- 
hang dasselbe bedeutet, die Anpassungsfähigkeit des Menschen 
auf die Reize. Paßt sich nun der Mensch den bestehenden Sitten- 
geboten in der Weise an, daß er sie umgeht, so muß er das 
Strafübel erdulden, auf daß die Erinnerung daran vielleicht bei 
der nächsten Versuchung als Hemmung den egoistischen Trieben 
entgegentrete, und damit andere gewarnt werden. Den Geistes- 
kranken aber, der das Gesetz verletzt, auch zu bestrafen, wäre 
sinnlos. Denn bei ihm ist das Gefüge des Geisteslebens so ver- 
ändert, daß die Anpassung an die Umwelt nicht mit der des 
Gesunden zu vergleichen ist. Einige Beispiele werden den Un- 
terschied deutlich machen: ein geistesgesunder Dieb entwendet 
einen Brillantschmuck. Zwar regt sich vor der Tat die Vor- 
stellung ihrer Ungesetzlichkeit, der Gefahr des Ertapptwerdens 
usw. Aber die Begehrlichkeit ist übermächtig. Infolge der ange- 
borenen Organisation des Gehirns und der von jeher wirksam 
sewesenen Einflüsse unsittlicher Umgebung kommt es zum Über- 
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wiegen der begehrlichen Vorstellungen. — Im anderen Fall sieht 
zufällig ein Idiot den Schmuck. Die glänzenden Steine erregen 
Lustgefühle in ihm, und mit einem Grinsen der Befriedigung 
reißt er sie an sich. Vorstellungen hemmender Art tauchen 
gar nicht auf. 

Ein geistig gesunder Mann betastet ein kleines Mädchen 
unzüchtig. Die hemmenden Vorstellungen sind zwar vorhanden, 
treten aber hinter den mächtigen Sexualtrieb zurück. Selbst- 
verständlich gebührt dem Unhold eine sehr empfindliche Strafe, 
da sie vielleicht ihn beim nächsten Mal warnt und gewiß viele 
ähnlich Veranlagte abschreckt. — Ein an seniler Demenz leiden- 
der alter Mann, der ein ehrenhaftes Leben hinter sich hat, be- 
geht die gleiche Handlung. Auf ihn könnte eine Bestrafung 
nicht den gewünschten Eindruck machen. Sein Gehirn ist so 
verändert, daß in ihm Vorstellungen von der Unsittlichkeit und 
Strafbarkeit der Tat gar nicht zum Wettbewerb mit den per- 
versen Trieben kommen können. 

So einfach wie für die Bekenner des „freien Willens” ist 
allerdings für uns die Unterscheidung der strafbaren und nicht 
strafbaren Rechtsverletzer nicht. Für sie ist eben das Vorhan- 
densein oder Fehlen der „freien Willensbestimmung“ ausschlag- 
gebend. In eine so einfache Formel vermögen wir das Unter- 
scheidende ebenso wenig zu fassen, wie wir das grundsätzliche 
Unterscheidungsmerkmal zwischen geistiger Gesundheit und 
Geisteskrankheit angeben können. So wenig Zweifel wir auch 
in vielen Fällen haben, ob ein Mensch geistig gesund oder 
geisteskrank ist, so schwierig gestaltet sich das Urteil darüber 
in manchen Grenzfällen. Eine scharfe Trennungslinie, ein für 
alle Fälle charakteristisches Unterscheidungsmerkmal besteht 
nicht. Somit können wir auch nicht mit einem einzigen Wort 
angeben, was den strafbaren Verbrecher von dem nicht straf- 
baren Verüber einer rechtswidrigen Handlung unterscheidet. 
Wir können nur in umschreibender Weise sagen, daß der nicht 
strafbar ist, desen Anpassungsvermögen an die Umwelt durch 
Krankheit gestört ist. Ich komme hierauf noch ausführlich zu- 
rück und will hier nur noch bemerken, daß die Mög- 
lichkeit, mit-einer gewissen Weltanschauung einfache Klassifi- 
zierungen zu schaffen, kein triftiger Grund zu ihrer Annahme 
ist. 
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Schuld bedeutet vom Standpunkt unseres Determinismus 
nichts anderes als sittliche Minderwertigkeit. Weshalb wir sie 
bestraft wissen wollen, wurde dargelegt. Kohlers Einwand, 
daß wir unter diesem Gesichtspunkt auch die „intellektuelle 
Wertschätzung bei der Verantwortung mit in Betracht ziehen” 
und dann zu der kulturwidrigen Verurteilung z. B. eines un- 
fähigen Heerführers zu Zuchthausstrafe kommen müßten, ist 
willkürlich. Aus welchem logischen Grunde sollten wir die Be- 
strafung des intellektuell Minderwertigen deshalb for- 
dern, weil wir triftige Gründe zur Bestrafung des sittlich 
Minderwertigen haben? Die Strafe kann die Intelligenz nicht 
heben, während sie die sittlich Minderwertigen abzuschrecken 
vermag. 

Auch die Sühne ist für uns frei von allem metaphysischen 
Beiwerk. Die beste Sühne erblicken wir inder weitestgehenden 
Wiederherstellung des durch das Verbrechen verletzten Rechts- 
guts. Daneben tritt die Strafe. Selbstverständlich soll sie ein 
Leid sein, aber aus den genannten Gründen, nicht wegen der von 
Kohler behaupteten Entfernung der Schuldbelastung durch 
das Leid (S. 3). Die Erfahrung zeigt uns solche Wirkung der 
Strafe nur selten. Es mag vorkommen, daß ein Übeltäter sich 
nach Verbüßung der Strafe in seinem Gewissen entlastet fühlt. 
In der Regel aber wird ein sittlicher Mensch, der in einer 
schwachen Stunde gestrauchelt ist, sich durch die Strafe inner- 
lich nicht entlastet fühlen, sondern auch nach ihrer Verbüßung 
noch von Reue geplagt sein. Und der moralisch Tiefstehende 
empfindet weder Schuldbelastung vor der Strafe noch Freisein 
von Schuldbelastung nach Strafverbüßung. Er fürchtet nur die 
Entdeckung seiner Tat wegen der drohenden Strafe und freut 
sich nach der Strafverbüßung, daß er die Sache hinter sich hat. 
Für das große Heer der Berufsverbrecher hat die metaphysische 
Sühneidee keine Bedeutung. 


5. Unzurechnungstähigkeit. 


Von psychiatrischer Seite ist behauptet worden, es sei ver- 
fehlt, daß zur Feststellung der Folgen einer antisozialen Hand- 
lung die Frage aufgeworfen werde, ob krankhafte Geistesstörung 
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vorliege oder nicht. Juliusburger7) äußert sich hierzu fol- 
gendermaßen: „Es wird in Zukunft lediglich zu prüfen sein: 
welche antisoziale Handlung des Individuums liegt vor? In 
welchem Grade und in welcher Richtung ist seine soziale An- 
passungsfähigkeit gestört? Ist diese Störung eine vorüber- 
gehende oder dauernde? Wo sind ihre Wurzeln zu suchen? Wie 
weit sind die vererbten Energien etwa durch Blastophthorie 
des Keimplasmas hieran beteiligt? Inwiefern ist das ganze so- 
ziale Milieu, und zwar im ganzen Umfang dieses Begriffs, zur 
Erklärung heranzuziehen? Demzufolge ist für mich das krimi- 
nelle Individuum eine antisoziale Persönlichkeit und unterliegt 
in seiner Auffassung und Beurteilung dem Biologen, Psychologen 
und Anthropologen, gleichgültig, ob er Richter oder Arzt ge- 
nannt wird. Der Begriff Krankheit ist ja ein völlig mystischer 
und ist vollständig zu ersetzen durch die klar gestellte Frage 
nach den jeweils vorliegenden Funktionsstörungen und deren 
biologisch-sozialen Ursachen.” Und Bleuler, den Julius- 
burger zitiert, spricht sich ähnlich aus: „Ist man nicht mehr 
auf den Begriff der Krankheit versessen, so wird auch klar, was 
für die fernere Zukunft zu erstreben ist. Man bemerkt, daß die 
ganze Abgrenzung von zurechnungsfähig und unzurechnungs- 
fähig eine Künstelei ist, für die die Tatsachen keine Anhalts- 
punkte geben. ... Ob einer krank ist oder nicht, ist nur inso- 
fern und in den Fällen von Bedeutung, wo man Aussicht hat, 
eine bestimmte Art Krankheit festzustellen, die uns Anhalts- 
punkte gibt, wie der Patient am besten zu behandeln ist. Man 
wird ja aus rein praktischen Gründen mit einem Paralytiker an- 
ders verfahren als mit einem „gesunden Gelegenheitsver- 
brecher. Die Feststellung der Krankheit ist dann ein Teil der 
Feststellung des psychiatrischen Tatbestandes, der die Weglei- 
tung zur Behandlung gibt. Hat man z. B. einen moralischen 
Idioten vor sich, so muß man ihn für immer unschädlich machen, 
ob dann die moralische Idiotie als Krankheit angesehen werden 
wird oder nicht.” — 

Ich bin gleichfalls dafür, daß die unsoziale Handlung biolo- 
gisch-anthropologisch geprüft und bewertet werde. Insbeson- 


7 Juliusburger, Bemerkungen zu dem Vorentwurf zu einen 
deutschen Strafgesetzbuch. Allg. Zeitschr. f. Psych. u. psych.-gerichtl 
Med. Bd. 67, Berlin. Georg Reimer. 
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dere auch dafür, daß der zukünftige Strafrichter nicht nur Jurist 
sei, der nach der Formel Recht spricht, sondern ein Mann von 
gründlicher psychologischer und biologischer Bildung (S. 87). Im 
übrigen aber mögen wir nicht vergessen, daß wir auf der Erde 
wandeln. Es geht wirklich nicht an, bei jeder Übertretung der 
Gesetze eine derartige Prüfung des Täters und aller Tatum- 
stände vorzunehmen, wie sie Juliusburger wünscht. Es 
ist auch durchaus nötig, daß Strafen und Strafandrohungen be- 
stehen, da ohne sie Anarchie herrschen würde. Wir haben uns 
davon überzeugt, daß das Wollen und Handeln des Menschen in 
jedem Augenblick sich so vollzieht, wie es durch die Umwelt 
und das Geschehen im Gehirn, das seinerseits auch von früheren 
Einwirkungen auf das Gehirn beeinflußt ist, bestimmt wird. Zu 
der Umwelt gehört die Tatsache des Bestehens der Strafen und 
Strafandrohungen. Würden wir diese Tatsache aus der Umwelt 
entfernen, so würden wir einen wichtigen Faktor aus dem den 
menschlichen Bewußtseinsinhalt bildenden Weltabschnitt besei- 
tigen. Einen Faktor, der zum sittlichen Verhalten der Mehrzahl 
der Menschen hervorragend beiträgt. An seine Stelle die „Be- 
handlung” aller Gesetzesübertreter in dem von Julius- 
burger und Bleuler angedeuteten Sinn setzen zu wollen, 
wäre praktisch undurchführbar und verfehlt. Für die im klini- 
schen Sinn gesunden Verbrecher ist die Strafe eben die beste 
Behandlung. Sie kann sehr wohl mit erzieherischen und son- 
stigen Einwirkungen verbunden werden, die der Eigenart der 
Verbrecher angepaßt sind, muß aber vor allem ein sehr zu fürch- 
tendes Übel bleiben, wenn sie ihren Zweck erfüllen soll. Wel- 
cher Art sollte übrigens wohl die „Behandlung“ sein, die z. B. 
einem rücksichtslosen Lebensmittelverfälscher zuteil werden 
muß? Glaubt jemand im Ernst, daß es gelingen könnte, durch 
irgendwelche einer ärztlichen entfernt ähnliche Behandlung 
einen solchen Menschen von seiner Sucht nach schnödem Ge- 
winn zu „heilen“? Ich nicht. Einzig und allein die Furcht vor 
recht harter Strafe kann allenfalls ein so geartetes Individuum 
von seinem Tun abhalten. Oder meint man etwa, es gäbe 
irgendeine Behandlung, durch die man auf die raffinierten intel- 
ligenten Hochstapler bessernd einwirken könne? Oder soll 
man gar nicht auch die Herrn Mörder „behandeln? Letztere 
sollen, wenn sie klinisch gesund sind, aus dem Leben scheiden. 
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Nicht um der Vergeltung willen! Das widerspräche unserer 
deterministischen Anschauung. Aber deshalb, weil sie wenig- 
stens auch ihr eigenes Leben riskieren sollen, wenn sie das 
anderer vernichten, und weil die Todesstrafe das sicherste und . 
billigste Mittel ist, die Gesellschaft vor solchen Gesellen zu 
schützen. 

Ich bin selbstverständlich der Ansicht, daß die besten Maß- 
nahmen gegen das Verbrechen solche sind, die sich gegen seine 
Ursachen (Krankheiten, Alkoholismus, Kulturrückstand, Armut 
usw.) richten. Es scheint aber, als ob die Zeit noch sehr fern sei, 
in der die Menschheit so weit gekommen sein wird, daß lediglich 
infolge sozialhygienischer Maßnahmen ihre Mitglieder in para- 
diesischer Reinheit durchs Leben wandeln. Bis dahin ist für die 
Mehrzahl der Menschen die Aussicht auf ernste Unannehmlich- 
keiten im Fall der Rechtsverletzung ein unentbehrlicher Faktor 
der Umwelt, der durch die Aussicht auf biologisch-anthropolo- 
gische Behandlung in „sozialen Heilanstalten” nicht ersetzt wer- 
den kann. Im übrigen müssen wir auch im Interesse der Sitt- 
lichkeit daran festhalten, daß unsoziale Handlungen verdammt 
und mit Strafe belegt werden. Zwar stimme ich durchaus mit 
Juliusburger überein, wenn er ausführt: „Auch die Moral 
stammt nicht aus einer phantastischen Welt des Jenseits, sie 
ist nicht abzuleiten aus einer hinter der Sinnenwelt sich ver- 
bergenden vermeintlichen Welt der Dinge an sich, sondern sie 
ist tierisch-menschlichen Ursprungs, eine gesellschaftlich erwor- 
bene und in der Sozietät sich fortentwickelnde Funktion.‘ 
Trotzdem glaube ich, daß die Reaktion der Gesellschaft auf Stö- 
rungen dieser Funktion zweckmäßig in der Verdammung der un- 
sittlichen Handlung und in der Bestrafung des Täters zu be- 
stehen hat. Ich vermag durchaus nicht einzusehen, weshalb aus 
der Ablehnung der metaphysischen Schuld- und Sühneidee die 
Ablehnung der Strafe gefolgert werden muß. Die Strafgesetze 
haben sich doch auch ganz natürlich innerhalb der mensch- 
lichen Gesellschaft entwickelt. Und wenn sie auch leider stark 
von der metaphysischen Schuld- und Sühneidee beeinflußt 
sind, so kann man doch nicht sagen, daß sie nur aus dieser Idee 
geboren sind. Man kann voll und ganz auf biologisch-anthropo- 
logischem Boden bei der Bewertung unsozialer Handlungen 
stehen und trotzdem oder gerade deshalb ihre grundsätzliche 
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Verdammung und Bestrafung für eine zweckmäßige „biolo- 
gische“ Maßnahme halten. Erzieht man doch auch das Kind 
dadurch zur Sittlichkeit, daß man seine Unarten tadelt, unter 
Umständen recht hart, und es bestraft. — Daß ich damit die Er- 
ziehung nicht für erschöpft halte, versteht sich von selbst. — 
Selbst die Naturvölker, in deren Geistesleben metaphysische 
Ideen nur eine geringe Rolle spielen, bestrafen die Verächter 
ihrer Sittengebote. Daraus ergibt sich doch wohl, daß die Strafe 
nicht als ein Ergebnis metaphysischer Verirrung, sondern als 
eine natürliche Reaktion der Gesellschaft auf die Verletzung 
ihrer Gebote anzusehen ist. Ansätze davon finden sich sogar 
schon bei den gesellschaftlich lebenden Tieren. 

Die von Juliusburger, Bleuler und anderen ge- 
wünschte, wenn auch nicht gleiche, so doch gleichartige Be- 
wertung aller unsozialen Menschen würde verwirrend auf die 
Sittlichkeitsbegriffe wirken. Auch unter Anerkennung der Tat- 
sache, daß die Moral nicht „aus einer phantastischen Welt des 
Jenseits” stammt, sondern eine „gesellschaftlich erworbene und 
in der Sozietät sich fortentwickelnde Funktion” ist, dürfen wir 
nicht verkennen, daß zum Wesen dieser Funktion die Unlust 
am Unsittlichen gehört. Ohne die Unlust an dem, was der 
Moral entgegensteht, gibt es keine Moral. Daraus ergibt sich 
die’ Notwendigkeit der Verdammung und Bestrafung des Un- 
moralischen. Wollte man aber z. B. den Paralytiker, der eine 
gesetzwidrige Handlung begeht, und den klinisch Gesunden, 
der das gleiche tut, vom gleichen Gesichtspunkt beurteilen, so 
würden die Sittlichkeitsbegriffe bald ins Warrken kommen. Ge- 
wiß sind die Handlungen beider determiniert. Es ist aber doch 
etwas anderes, ob diese Determiniertheit darin besteht, daß bei 
sonst normalem Geistesleben egoistische Vorstellungen und 
Triebe mächtiger sind als sittliche, oder darin, daß bei einem 
früher rechtlichen Menschen durch Gehirnerkrankung das Gei- 
stesleben bis zu völliger Ausschaltung sittlicher Vorstellungen 
gestört ist. 

Da wir demnach genügende Gründe haben, um trotz grund- 
sätzlicher Anerkennung der biologisch-anthropologischen Be- 
wertung des Verbrechens an der Strafe als einem aufzuerlegen- 
den Übel festzuhalten, kann die Frage nach dem Stand der gei- 
stigen Gesundheit des Täters gesetzwidriger Handlungen nicht 
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ausgeschaltet werden. Hieran ändert auch die oben (S. 54) mit- 
geteilte Tatsache nichts, daß wir nicht die haarscharfe Tren- 
nungslinie zwischen geistiger Gesundheit und Geisteskrankheit 
wissen und nicht ein für alle Fälle zutreffendes Unterschei- 
dungsmerkmal angeben können. Denn diese Tatsache besagt 
ja nur, daß es fließende Übergänge zwischen beiden Zuständen 
gibt, und wendet sich vor allem gegen die Fiktion der klassi- 
schen Strafrechtslehre, daß das Vorhanden- oder Ausgeschlos- 
sensein der „freien Willensbestimmung" die Geistesgesunden 
von den Geisteskranken grundsätzlich unterscheide. Sie schließt 
aber nicht aus, daß wir in der Mehrzahl der Fälle ein sicheres 
Urteil darüber abgeben können, ob der Täter geistig gesund 
oder geisteskrank war. Wir geben freilich damit nur ein Grad- 
urteil ab, schaffen aber die Grundlage für die Behandlung, die 
eben beim geistesgesund befundenen Gesetzverletzer in der — 
von erziehlichen usw. Maßnahmen möglichst zu unterstützenden 
— Strafe, aber immerhin Strafe, beim Geisteskranken in ärzt- 
licher Bewahrung und Behandlung zu bestehen hat. 

Es gilt also, für die Praxis eine Bestimmung zu treffen, 
welche den straflos machenden Geisteszustand. kennzeich- 
net. Sehen wir uns daraufhin den entsprechenden Paragraphen 
des geltenden deutschen Strafgesetzbuchs an. Er ($ 51) lautet: 
„Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, wenn der Täter 
zur Zeit der Begehung der Handlung sich in einem Zustand der 
Bewußtlosigkeit oder krankhafter Störung der Geistestätigkeit 
befand, durch welchen seine freie Willensbestimmung ausge- 
schlossen war.” 

Ganz abgesehen von der Ungeheuerlichkeit, daß nach dem 
Wortlaut nicht bestraft werden kann, wer als Gesunder einem 
Geisteskranken bei einer gesetzwidrigen Handlung Beihilfe 
leistet, ist er für uns wegen seiner Bezugnahme auf die „freie 
Willensbestimmung' ganz unannehmbar. 

Leider ist der Ausdruck auch in den entsprechenden Para- 
graphen des Vorentwurfs zum neuen Strafgesetzbuch aufgenom- 
men worden. Es heißt dort: „Nicht strafbar ist, wer zur Zeit 
der Handlung geisteskrank, blödsinnig oder bewußtlos war. so 
daß dadurch seine freie Willensbestimmung ausgeschlossen 
wurde.” 

Also auch hier wieder die metaphysische freie Willensbe- 
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stimmung? Das hartnäckige Festhalten daran ist schon deshalb 
befremdlich, weil die Psychiater, ohne deren sachverständige Mit- 
arbeit der die „freie Willensbestimmung'” ausschließende Zu- 
stand gar nicht festgestellt werden kann, samt und sonders von 
ihr nichts wissen wollen. Wenn sie vor Gericht die Frage beant- 
worten, ob im bestimmten Fall die freie Willensbestimmung aus- 
geschlossen war oder nicht, fügen sie sich dem nun einmal vor- 
handenen Wortlaut des Strafgesetzes. Für sie bedeutet jene 
Frage, ob Geistesstörung die Tat beeinflußt hatte oder nicht. 

Im übrigen kann den Willensfreiheitsgläubigen, welche das 
Vorhandensein der freien Willensbestimmung zum Kriterium 
der Strafbarkeit machen wollen, der Vorwurf nicht erspart wer- 
den, daß sie das Problem nicht bis zu den letzten Folgerungen 
durchdacht haben. Denn sonst würde ihnen eine Seltsamkeit 
aufgefallen sein. Wenn bei Geisteskranken die freie Willens- 
bestimmung ausgeschlossen sein soll, so frage ich, wie sich denn 
nach Ansicht der Willensfreiheitsgläubigen das Wollen der Gei- 
steskranken verhält. Wer gegen die sachverständige Meinung 
der Physiologen und Psychiater den „freien Willen” behauptet 
und ihn nur den Geisteskranken abspricht, hat entschieden die 
Pflicht und Schuldigkeit, eine klare Antwort auf meine Frage zu 
geben. Waltet etwa nach seiner Ansicht der blinde Zufall bei 
den Handlungen der Geisteskranken? Die Annahme wider- 
spräche dem Kausalitätsgesetz, dessen Gültigkeit der Willens- 
freiheitsgläubige ja im allgemeinen nicht leugnet. Auch wäre 
dann das charakteristische, im gegebenen Fall oft vorauszu- 
sagende Krankheitsbild mancher Psychosen nicht zu erklären. 
Also der blinde Zufall kann keine Rolle spielen. Kohlers 
Ausspruch über die „Seelenstörung, wo von einer Freiheit des 
Willens keine Rede mehr sein kann, sondern der Mensch, un- 
bedingt durch die wechselnden Einflüsse gelenkt, hin und her 
irrlichteliert”, sagt uns über seine Ansicht vom Willensleben 
der Geisteskranken wenig. Aber er scheint doch wenigstens 
den Zufall auszuschließen, da er den Kranken als „unbedingt 
durch die wechselnden Einflüsse gelenkt" bezeichnet. 

Ist es somit nicht der Zufall, der das Handeln der Geistes- 
kranken bestimmt, so bleibt nur die Annahme übrig, daß es 
durch Umwelt und Gehirn gegeben ist. Es verhält sich also so, 
wie nach deterministischer Ansicht das Geistesleben überhaupt. 


sr. 69: a 


Die Störung im Ablauf des geistigen Geschehens beruht auf der 
krankhaften Veränderung des Gehirns. 

Demnach bedeutet der Wortlaut des $ 51 des Strafgesetz- 
buches und der entsprechenden Bestimmung des Vorentwurfs 
nichts Geringeres, als daß es zwei grundverschiedene Menschen- 
klassen gäbe: die Geisteskranken, bei denen das Wollen und 
Handeln durch Umwelt und das — kranke — Gehirn bestimmt 
sei, und die Geistesgesunden, bei denen neben Umwelt und Ge- 
hirn noch ein wesenhafter Wille als ausschlaggebende Instanz 
wirke. Und da der Wille frei sein soll, nicht mit Notwendigkeit 
aus den vorhandenen Bedingungen wirkend, so handelt es sich 
in letzter Linie um zwei dadurch sich voneinander unterschei- 
dende Menschenklassen, daß bei der einen, den Geisteskranken, 
das Kausalitätsgesetz gilt, bei der anderen, den Gesunden, nicht. 

Ganz offen bekennt sich zu dieser Zweiteilung des Men- 
schengeschlechts der bekannte Rechtslehrer Professor Dr. 
Kahl®). Obwohl er nicht für die formale Beibehaltung des Be- 
griffs der „freien Willensbestimmung” im Strafgesetzbuch ein- 
tritt, spricht er dem Gesunden „Wahlfreiheit gegenüber den 
durch das Kausalitätsgesetz vorgelegten objektiven Möglich- 
keiten des Handelns" zu, während er sie dem „Geisteskranken, 
Blödsinnigen und Bewußtlosen” abspricht. Das heißt nichts 
anderes, als daß das Kausalitätsgesetz bei den Gesunden nur 
bis zu den durch dieses Gesetz „vorgelegten objektiven Mög- 
lichkeiten des Handelns” geht, dagegen bei den Geisteskrarr- 
ken durchgängige Geltung hat. 

Es ist mir ganz unfaßbar, wie Leute, deren Denken logisch 
geschult ist, eine solche Anschauung richtig halten kön- 
nen! Man bedenke doch: die Gesunden in letzter Instanz vom 
Kausalitätsgesetz befreit, die Geisteskranken daran gebunden! 
Nach dem geltenden Strafrecht entscheidet also der Rich- 
ter, zu welcher von beiden Klassen der Verüber einer strafbaren 
Handlung gehört. Und zwar auf Grund des Gutachtens des 
sachverständigen Psychiaters, der weltenweit von der An- 
schauung entfernt ist, daß es zwei so im innersten Wesen ver- 
schiedene Menschenklassen gäbe. Der Richter trifft diese Ent- 


S5) Sitzung der freien gerichtsärztl. Vereinigung am 22. Januar 
1910. (Bericht d. Ärztl. Sachv.-Ztg. v. 1. März 1910.) 
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scheidung nicht nur in klaren Fällen, in denen der Sachverstän- 
dige in der Lage ist, in überzeugendster Weise darzutun, daß 
der Täter bei Ausübung der Handlung gesund oder daß er gei- 
stesgestört war; nein, auch wenn der Sachverständige zweifelt, 
ob die Tat unter dem Einfluß abnormer Geistestätigkeit stand 
oder nicht, muß der Richter wohl oder übel entscheiden, ob die 
dem Kausalitätsgesetz nicht unterworfene ‚freie Willensbe- 
stimmung” vorhanden war, oder ob das Kausalitätsgesetz Gel- 
tung hatte. Und zuweilen trifft er seine Entscheidung auch 
gegen das klare Gutachten des Sachverständigen, mag dieser 
ihm auch an psychiatrischer, psychologischer und erkenntnis- 
theoretischer Schulung noch so sehr überlegen sein. 

Ich kann es verstehen, daß jemand trotz allen entgegen- 
stehenden Gründen zu der Annahme der Willensfreiheit kommt, 
wenn ich auch von meinem Standpunkt nicht zugeben kann, daß 
er das Problem von seinen ursprünglichsten Grundlagen aus in 
Angriff genommen und bis zum Ende folgerichtig durchdacht hat. 
Aber wenn er nun einmal glaubt, dem Menschen die Willensfrei- 
heit zuerkennen zu müssen, so kann er sie dem Geisteskranken 
nicht absprechen. Um das zu tun, muß er sich erst wieder auf 
einen ganz anderen Boden stellen als auf den, von dem er bei 
Bejahung der Willensfreiheit ausgegangen ist. Er hat ja an und 
für sich Recht, wenn er die Willensfreiheit des Geisteskranken 
verneint. Aber bei seiner Auffassung des ganzen Problems 
fehlt ihm eigentlich die Grundlage zu dieser Verneinung. 
Warum in aller Welt soll der wesenhafte, über den „durch das 
Kausalitätsgesetz vorgelegten objektiven Möglichkeiten des 
Handelns" stehende Wille, wenn er überhaupt vorhanden ist. 
dem Geisteskranken fehlen? Wo ist er geblieben? Ist er 
in nichts zerflossen? Auf welche von der psychologischen und 
psychiatrischen Wissenschaft gebotenen Tatsachen stützt sich 
die Annahme, daß dieser Wille auf einmal nicht mehr vor- 
handen sei? Es kann nicht einmal entgegnet werden, daß der 
Geisteskranke nicht zwischen mehreren Möglichkeiten des Han- 
delns wähle. Denn auch bei manchen Geisteskranken findet 
ein Wettbewerb der Vorstellungen statt, der im Sprachge- 
brauch als Wählen bezeichnet wird. 

Man verstehe recht: ich will jetzt nicht etwa die Willens- 
freiheit der Geisteskranken verteidigen. Nur das behaupte ich, 
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daß es eine durch nichts gerechtfertigte Willkür ist, den Ge- 
sunden einen unabhängigen, vom Kausalitätsgesetz befreiten 
Willen zuzusprechen und ihn den Geisteskranken abzuerken- 
nen. Zu solcher Auffassung fehlt die Grundlage. Die Fälle 
insbesondere von fließendem Übergang zwischen Geisteskrank- 
heit und -gesundheit sollten jedem, der Anspruch auf logisches 
Denken erhebt, die Augen darüber öffnen, daß eine derartige 
Zweiteilung der Menschheit ein Unding ist. 

Gewiß haben die Geisteskranken keinen freien Willen. 
Aber diese Erkenntnis wurzelt in dem Boden, auf dem wir zu 
unserem Determinismus gekommen sind. Der Willensfreiheits- 
gläubige, der dem Geisteskranken den freien Willen aberkennt, 
verläßt hiermit den metaphysischen Standpunkt, den er gegen- 
über dem Gesunden einnahm. Man nennt das doppelte Buch- 
führung. l 

Für uns ist das Handeln des Gesunden ebenso determiniert 
= wie das des Geisteskranken. Zu den determinierenden Fak- 
toren gehört beim Geisteskranken das kranke, beim Gesunden 
das gesunde Gehirn. Wenn wir in zweifelhaften Fällen ein 
irriges Urteil über den Stand der geistigen Gesundheit abgeben, 
so bedeutet das nur ein falsches G ra d urteil, nicht aber eine 
fundamental falsche Klassifizierung. 

Wenden wir uns nach dieser Abschweifung wieder zu der 
Aufgabe, eine Bestimmung zu finden, die den straflos machenden 
Geisteszustand kennzeichnet, so können wir mit Genugtuung 
feststellen, daß sie im „Gegenentwurf°) zum Vorentwurf eines 
deutschen Strafgesetzbuchs” in einer unserer Auffassung ge- 
recht werdenden Form enthalten ist. $ 13 des Gegenentwurfs 
bestimmt: „Eine Handlung ist straflos, wenn der Täter zur Zeit 
der Handlung wegen Bewußtseinsstörung oder krankhafter 
Störung der Geistestätigkeit nicht die Fähigkeit besaß, die Straf- 
barkeit seiner Tat einzusehen oder dieser Einsicht gemäß zu 
handeln.” Die Bestimmung tritt den Anhängern des freien Wil- 
lens nicht zu nahe und erspart den Psychiatern das Opfer des 
Intellekts, das sie zurzeit bei Beantwortung der Frage nach der 
„freien Willensbestimmung' des Angeklagten stets bringen 
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müssen. Im übrigen erleichtert sie das Einvernehmen zwischen 
dem Sachverständigen und dem Richter. Denn es ist leichter, 
sich über die „Fähigkeit, die Strafbarkeit einer Handlung ein- 
zusehen oder dieser Einsicht gemäß zu handeln” zu einigen als 
über das Vorhanden- bezw. Ausgeschlossensein der mystischen 
„freien Willensbestimmung'', worunter sich die verschiedenen 
Menschen Verschiedenes vorstellen. 


Man beachte wohl, daß in der zitierten Bestimmung von 
zwei Fähigkeiten dee Rede ist: von der Fähigkeit, die Straf- 
barkeit einer Tat einzusehen, oder der, gemäß dieser Einsicht 
zu handeln. Es ist also berücksichtigt, daß ein Geisteskranker 
zwar noch Einsicht für die Strafbarkeit einer Handlung haben 
kann, aber infolge seines krankhaften Zustandes unfähig ist, 
gemäß dieser Einsicht zu handeln. 


Sodann ist wesentlich, daß das Nichtvorhandensein jener 
Fähigkeiten durch Bewußtseinsstörung oder krankhafte Stö- 
rung der Geistestätigkeit hervorgerufen sein muß, um Straf- 
losigkeit zur Folge zu haben. Selbstverständlich' Denn wir 
haben ja gesehen, daß bei jedem Gesetzesverletzer im Augen- 
blick der Tat das Handeln ebenso determiniert ist wie jedes an- 
dere Handeln. Straflos bleiben kann aber nur die durch eine 
Störung, einen krankhaften Zustand nach der Seite des Un- 
rechts determinierte Handlung. 


6. Geistige Minderwertigkeit. 


Der Vorentwurf zu einem deutschen Strafgesetzbuch hat 
die gesonderte strafrechtliche Behandlung der sogenannten ver- 
mindert Zurechnungsfähigen in Aussicht genommen. Es heißt 
dort im Anschluß an die oben (S. 60) zitierte Bestimmung über 
den Ausschluß der freien Willensbestimmung: 

(§ 63, 2.) „War die freie Willensbestimmung durch einen 
der vorbezeichneten Zustände zwar nicht ausgeschlossen, jedoch 
in hohem Grade vermindert, so finden hinsichtlich der Be- 
strafung die Vorschriften über den Versuch ($ 76) Anwendung. 
Zustände selbstverschuldeter Trunkenheit sind hiervon ausge- 
nommen. 

Wenn von manchen Bekennern der freien Willensbestim- 
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mung dem angeführten Paragraphen der Beifall versagt wird, 
so kann ich das sehr wohl verstehen. Denn es ist in der Tat un- 
faßbar, wie man sich jenen freien, über den jeweiligen äußeren 
Umständen und den Vorgängen im Zentralnervensystem stehen- 
den Willen „in hohem Grade vermindert” denken kann. Ist er 
etwa zum Teil durch Umwelt und Beschaffenheit des Gehirns 
bestimmt und zum Teil unabhängig? — Eine derartige Auffas- 
sung widerspricht doch völlig dem Wesen jenes Willens, wie wir 
es aus den Ausführungen Kohlers kennen gelernt haben. 


Ich habe im vorigen Kapitel zu zeigen versucht, daß auch 
der Ausschluß der freien Willensbestimmung vom Standpunkt 
ihrer Bekenner eigentlich ein Widerspruch ist, und daß bei diesem 
Ausschluß Aufgabe des metaphysischen Bodens und Hinüber- 
gleiten zur biologischen Betrachtungsweise stattfindet. Ebenso 
wenig läßt sich die Annahme einer verminderten freien 
Willensbestimmung mit dem Glauben an einen freien Willen 
vereinigen. Wenigstens sofern man der Logik nicht ausweichen 
will. Ein verminderter freier Wille bedeutet eine contradictio 
in adjecto. 


Hiermit ist aber die Frage noch nicht entschieden, ob die 
strafrechtliche Berücksichtigung einer Zwischengruppe zwischen 
völlig geistesgesunden Rechtsverletzern und solchen gebaten ist. 
die wegen ihrer bei der Tat vorhandenen Geistesstörung nicht 
strafbar sind. Die Mehrzahl der zuständigen Beurteiler hat, wie 
der Vorentwurf zeigt, die Frage bejaht. Bevor wir Stellung 
dazu nehmen, wollen wir das Wesen der Menschen kennen 
lernen, die zu der in Aussicht genommenen Zwischengruppe ge- 
hören. Ich folge hierbei der Darstellung eines Kundigeren. 
des bekannten verstorbenen Psychiaters Prof. Dr. Cramer 
(Göttingen): 

Cramer faßt mit anderen Autoren die in Betracht 
kommenden Individuen unter der Bezeichnung „geistig 
Minderwertige‘ zusammen und unterscheidet unter ihnen 
mehrere Gruppen: 

Erstens Menschen mit dauernder geistiger Minderwer- 
tigkeit. Hierzu gehören die leicht Schwachsinnigen infolge 
Entwicklungshemmung des Gehirns, die in jedem Grade 
und in jedem Alter die geistige Entwicklung zum Stillstand 
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bringen kann. Ferner die chronischen Alkoholisten und 
Morphinisten im Zustand der Charakterdegeneration, 
Epileptiker mit vorgeschrittenerer Charakterdegeneration, 
Patienten mit langsam sich entwickelnder arteriosklero- 
tischer Atrophie des Gehirns, die namentlich bei Greisen 
nicht selten ist; Degenerierte, Patienten mit durch Ver- 
letzung hervorgerufener Gehirnveränderung, manche 
Hysteriker. 

Zweitens geistig Minderwertige, bei denen zwar der 
zugrundeliegende krankhafte Zustand auch dauernd ist, 
für gewöhnlich aber nicht deutlich hervortritt. Bei diesen 
Menschen wird die geistige Minderwertigkeit nur unter 
besonderen Umständen bemerkbar, z. B. nach Überan- 
strengungen; nach Alkoholgenuß, bei Frauen während der 
Menstruation usw. Die krankhaften Zustände, die die 
geistige Minderwertigkeit bedingen, sind die gleichen wie 
bei der vorigen Gruppe. Sie haben sich aber nicht soweit 
entwickelt, um einen unter allen Umständen zutage treten- 
den geistigen Mangel hervorzurufen. 

Zu einer dritten Gruppe gehören nach Cramer die 
Fälle, bei denen ganz vereinzelte krankhafte Symptome 
einer nervösen Konstitution nachweisbar sind. Bei ihnen 
können gelegentlich Überanstrengungen, Alkoholgenuß, 
überstandene akute Infektionskrankheiten, eine Ver- 
letzung usw. ganz vorübergehende Zustände geistiger 
Minderwertigkeit herbeiführen. Cramer gibt hierfür 
ein Beispiel: Ein gesunder kräftiger Mann stürzt mit dem 
Rade. Am folgenden Tage, nachdem seine durch den 
Sturz verursachten Kopfschmerzen verschwunden sind, 
nimmt er an einer Festfeier teil. Während er sonst alko- 
holische Getränke gut verträgt, gerät er jetzt schon nach 
wenigen Gläsern Wein in einen Zustand großer Erregt- 
heit, in welchem er herausfordernd und bald gewalttätig 
wird. Nach vierzehn Tagen hat er seine frühere Toleranz 
gegen Alkohol wieder. 

Als eine für sich zu betrachtende Gruppe von geistig 
Minderwertigen nimmt Cramer die Individuen heraus, 
die infolge eines krankhaft abnormen Gehirnzustandes sich 
durch moralischen Schwachsinn, durch gänzlichen Mangel 
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an Altruismus und die bei jeder Gelegenheit hervortre- 

tenden antisozialen [Instinkte unliebsam hervortun. In 

den meisten Fällen fehlen bei ihnen auch mehr oder min- 

der große Intelligenzdefekte nicht, so raffiniert sie im 

übrigen auch bei der Betätigung ihrer egoistischen gesell- 

schaftsfeindlichen Neigungen manchmal vorgehen mögen. 

Was die Art und Weise betrifft, in der sich die so- 
genannte geistige Minderwertigkeit kundgibt, so kann man 
eine allgemeine Herabsetzung der geistigen Fähigkeiten 
und eine Schwäche einzelner oder mehrerer Komponenten 
der geistigen Tätigkeit unterscheiden. So kann z. B. die 
Intelligenz im allgemeinen mangelhaft sein oder in ein- 
zelnen Zügen gut entwickelt und in den anderen herabge- 
setzt. Einzelne künstlerische Talente können hervor- 
ragend entwickelt sein, während die Intelligenz im übrigen 
und das Gefühlsleben auf tiefer Stufe stehen. In an- 
deren Fällen ist die Intelligenz ziemlich gut entwickelt, 
während Selbstzucht und Hemmung gegen egoistische 
Triebe fehlen. 

Wer sich in das Wesen der Grenzzustände vertieft, wird die 
Schwierigkeiten ermessen können, die der heute geltende $ 51 
StGB. den Psychiatern bietet. Wenn es zuweilen vorkommt, 
daß ein Gutachter einen Angeklagten noch für zurechnungs- 
fähig hält, während der andere die Anwendung des $ 51 für 
geboten erachtet, so glauben gedankenlose Laien, hieraus der 
psychiatrischen Wissenschaft im allgemeinen einen Vorwurf 
machen zu müssen. Der Einsichtsvolle weiß, daß es sich in sol- 
chen Fällen nicht um zwei so diametral entgegengesetzte Gut- 
achten handelt, wie die Fiktion des $ 51 anzudeuten scheint 
(Vorhandensein oder Ausgeschlossensein der freien Willensbe- 
stimmung), sondern nur um eine durch das Wesen des zu beur- 
teilenden Zustandes geschaffene graduelle Meinungsverschie- 
denheit. Anstatt die Psychiatrie zu schelten, daß sie noch immer 
kein unfehlbares Merkmal angegeben hat, das auch in den Grenz- 
fällen über Sein oder Nichtsein der freien Willensbestimmung 
zu entscheiden gestattet, sollten manche Bekenner der freien 
Willensbestimmung gerade an solchen Grenzfällen der Unhalt- 
barkeit ihres Glaubens inne werden. 

Fragen wir uns nun, ob es notwendig ist, in strafrechtlicher 
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Beziehung die gekennzeichnete Zwischengruppe aufzustellen, so 
müssen wir bejahend antworten. Und zwar vor allem deshalb, 
weil es die Zwischengruppe nun einmal gibt. Die Tatsache läßt 
sich nicht leugnen, daß zwischen denen, deren Anpassungs- 
fähigkeit an die Umwelt durch zweifellose Krankheit gestört ist, 
und den zweifellos Normalen Übergangszustände bestehen, 
deren Beurteilung nach dem heute geltenden § 51 StGB. selbst 
den erfahrensten Psychiatern Schwierigkeiten macht. Da ist 
es doch wirklich durchaus richtig, derartige Zustände auch dem 
Strafrichter als solche zu bezeichnen. 

In welcher Weise dies der Vorentwurf getan hat, und daß 
wir damit nicht einverstanden sein können, wurde schon er- 
örtert. Wir können (ganz abgesehen von unserem grundsätz- 
lichen Standpunkt) über den Verstoß gegen die Logik, der in 
der Aufstellung des Begriffs der verminderten freien Willens- 
bestimmung liegt, auch schon deshalb nicht hinweggehen, weil 
sich sehr bedenkliche, die Rechtssicherheit gefährdende Fol- 
gerungen aus ihm ergeben. Der Vorentwurf bestimmt, daß bei 
Verminderung der freien Willensbestimmung „hinsichtlich der 
Bestrafung die Vorschriften über den Versuch” Anwendung fin- 
den, die Strafe also milder ausfalle. Nun kann allerdings kein 
Zweifel darüber sein, daß für einen Teil der Menschen, die zu 
der in Aussicht genommenen Zwischengruppe gehören, eine 
mildere Strafe am Platze ist. Das Bedenkliche liegt darin, daß 
die Bestimmung über die mildere Bestrafung ohne Einschrän- 
kung ausgesprochen ist. Dieses Fehlen eines einschränkenden 
Zusatzes würde sich als höchst verhängnisvoll erweisen. Unter 
den Menschen, auf die der Begriff der „verminderten freien Wil- 
lensbestimmung” Anwendung finden würde, findet sich eine 
Reihe gefährlicher Verbrecher, für welche die gesetzlich ver- 
bürgte Aussicht auf mildere Strafe nicht selten geradezu eine 
Ermutigung zur Begehung von Straftaten bilden würde. Zwar 
bestimmt $ 65, 1 und 2 des Vorentwurfs: „Wird jemand auf 

Grund des $ 63 Abs. 2 zu einer milderen Strafe verurteilt, so 
hat das Gericht, wenn es die öffentliche Sicherheit erfordert, 
seine Verwahrung in einer öffentlichen Heil- oder Pflegeanstalt 
anzuordnen. — Im Fall des $ 63 Abs. 2 erfolgt die Verwahrung 
nach verbüßter Freiheitsstrafe.’ Ich glaube aber, daß auch die 
Aussicht auf Unterbringung in einer „Heil- und Pflegeanstalt” 
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auf die gefährlichen Verbrecher nicht genügend hemmend wirkt, 
zumal wenn die vorher zu verbüßende eigentliche Strafe unter 
allen Umständen zu milde sein muß. 

Wir haben also auf der einen Seite die’ Tatsache, daß aus 
gewichtigen Gründen die Aufstellung einer strafrechtlichen Zwi- 
schenstufe gefordert wird, auf der anderen die bedenklichen 
Folgerungen, die sich daraus ergeben müssen, daß die Bearbeiter 
des Vorentwurfs an der „freien Willensbestimmung” als Grund- 
lage der Strafbarkeit festhielten, sodann, um dem Verlangen 
nach der Zwischenstufe nachzukommen, eine „Verminderung 
dieser freien Willensbestimmung annahmen und hieraus die 
mildere Bestrafung ohne Einschränkung ableiteten. 

Sie konnten von ihrem Standpunkt gar nicht anders ver- 
fahren. Wenn die freie Willensbestimmung Voraussetzung für 
die Strafbarkeit ist, so muß notwendig die „verminderte‘ freie 
Willensbestimmung eine verminderte Strafe zur Folge haben. 

Wir sehen also, daß der Streit um die Willensfreiheit nicht 
nur akademisch ist, und daß die Entscheidung folgenschwere 
Bedeutung für das öffentliche Wohl hat. Wer erkannt hat, daß 
wir nicht mehr mit einem Strafrecht auskommen, das sich 
damit begnügt, jede Rechtsverletzung nach der Formel zu ahn- 
den, wird sich der Einsicht nicht verschließen, daß wir der 
Eigenart der geistig Minderwertigen nicht gerecht werden kön- 
nen, wenn wir nur die Wahl haben zwischen der gewöhnlichen 
Strafe und der Anwendung der Unzurechnungsfähigkeit. So 
wäre es doch gewiß eine unnötige Härte, wenn der von Cra- 
mer angeführte, durch Sturz mit dem Rade verletzte Mann 
(S. 67) für seine Gewalttätigkeit mit der ganzen Strenge des 
Gesetzes bestraft worden wäre. Es wäre aber auch nicht an- 
gängig gewesen, ihn straffrei zu lassen. Und wenn wir anderer- 
seits die geistig Minderwertigen betrachten, deren Unzu- 
länglichkeit vornehmlich durch ihre antisozialen Instinkte zu- 
tage tritt, so lehrt die Erfahrung, daß wir die Gesellschaft mit 
Hilfe des jetzt geltenden Strafrechts nicht genügend vor ihnen 
schützen können. 

Wenn wir uns nun der Frage zuwenden, wie die strafrecht- 
liche Behandlung der geistig Minderwertigen am zweckmäßig- 
sten gestaltet werde, so gehört an die Spitze der Satz, daß sie 
überhaupt straffähig sind. Die Forderung ist zu erheben, daß 
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der Begriff der geistigen Minderwertigkeit nur auf solche Rechts- 
verletzer angewendet werde, für die Strafen und Strafandro- 
hungen noch als ein das Handeln bestimmendes Moment in Be- 
tracht kommen können. Falls man etwa alle geistig Minder- 
wertigen straffrei lassen wollte, würde ein vielfach wirksames 
Hemmungsmittel aus dem Bereich der das Wollen dieser Men- 
schen bestimmenden Umwelt ausgestaltet, und ihre Straftaten 
würden zunehmen. Ganz anders dagegen steht es um einen 
wirklich Geisteskranken. Was hätte es z. B. für einen Sinn, den 
Kranken zu bestrafen, der im Zustand völliger Bewußtseinsstö- 
rung einen vermeintlichen Verfolger verletzt. Für ihn und ähn- 
liche Kranke gehört die Strafe überhaupt nicht zum Bereich der 
Wirkungsmöglichkeit. 

Alsoder geistig Minderwertige ist straffähig. Vom geistigNor- 
malen unterscheidet er sich jedoch so, daßsich die Notwendigkeit 
herausgestellt hat, ihn strafrechtlich besonders zu behandeln. 

Unsere Anschauung vom Wesen der menschlichen Willens- 
handlungen und von der Voraussetzung für die Straffähigkeit 
zwingt uns nun keineswegs, geistige Minderwertigkeit unter 
allen Umständen mit verminderter Zurechnungsfähigkeit gleich- 
zustellen. Die Anerkennung, daß ein Mensch geistig minder- 
wertig ist, d. h. daß seine Geistestätigkeit in gewisser Weise 
gegenüber der des normalen Menschen seines Kulturkreises 
Defekte aufweist, schließt nicht in jedem Fall die Ansicht ein, 
daß für ihn die durch die Strafen gegebenen Hemmungen ver- 
ringert werden müssen. Allerdings schließt sie die Strafmilde- 
rung auch nicht immer aus, kann vielmehr die Entscheidung von 

Fall zu Fall allen einschlägigen Erwägungen überlassen. 
| Es ist mir nicht unbekannt, daß auch einzelne Psychiater 
die obligatorische Strafmilderung für die geistig Minderwertigen 
als etwas Selbstverständliches betrachten. Folgerichtig ist sol- 
cher Standpunkt bei einem Deterministen ganz und gar nicht. 
Denn der Determinist straft nicht, um zu vergelten, sondern um 
vorzubeugen und die Gesellschaft zu schützen. Wenn er nun 
die Strafmilderung bei einem Verbrecher deshalb verlangt, weil 
dieser infolge seines Geisteszustandes der Möglichkeit zur Be- 
gehung des Verbrechens mehr ausgesetzt ist als ein Normaler, 
so hat er damit gleichsam die Vergeltung anerkannt, hat also 
metaphysische und biologisch-anthropologische Betrachtungs- 
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weise miteinander vermischt. Folgerichtig dagegen handelt er, 
wenn er bei gewissen geistig Minderwertigen, bei denen die 
Strafe als Hemmungsmittel leichter versagt als bei Normalen, 
eine Verstärkung des Hemmungsmittels, also unter Umständen 
strengere Strafe, fordert. Namentlich für die der Gruppe der 
moralisch Depravierten angehörenden geistig Minderwertigen 
ist diese Forderung am Platze. 

Auch der auf indeterministischem Boden Stehende wird, 
wenn er an die moralisch Entarteten unter den geistig Minder- 
wertigen denkt, sich ernster Bedenken gegen die mitgeteilten 
Bestimmungen des Vorentwurfs über die strafrechtliche Behand- 
lung der „gemindert Zurechnungsfähigen” nicht erwehren kön- 
nen. Es ist daher wohl der Mühe wert, über eine andere Fassung 
der Bestimmungen nachzudenken. 

Der „Gegenentwurf“ bestimmt im Anschluß an den früher 
mitgeteilten ersten Absatz des $ 13: „War diese Fähig- 
keit (nämlich: die Strafbarkeit seiner Tat einzusehen oder dieser 
Einsicht gemäß zu handeln) zur Zeit der Handlung durch einen 
der vorbezeichneten Zustände (nämlich Bewußtseinsstörung 
oder krankhafte Störung der Geistestätigkeit) zwar nicht ausge- 
schlossen, aber in erheblichem Grade herabgesetzt, so kann die 
Strafe nach den Vorschriften über den Versuch (§ 28) gemildert 
werden; an Stelle der Todes- oder lebenslänglichen Zuchthaus- 
strafe tritt stets Zuchthaus nicht unter drei Jahren. Selbstver- 
schuldete Trunkenheit schließt die Anwendung eines milderen 
Strafgesetzes aus." 

Wenn auch die zitierten Sätze eine wesentliche Verbesse- 
rung gegen den Vorentwurf bedeuten, so sind doch auch sie 
noch verbesserungsfähig. Zunächst kann man der Ansicht sein. ° 
daß es mit der Herabsetzung der Fähigkeit, die Strafbarkeit 
der Tat einzusehen oder dieser Einsicht gemäß zu handeln, ein 
eigenes Ding sei. Entweder bestehe diese Fähigkeit oder nicht. 
Beim geistig normalen Verbrecher besteht sie im Augenblick der 
Tat deshalb nicht, weil egoistische Triebe und Begierden stärker 
sind. Und beim geistig minderwertigen Verbrecher besteht 
sie zweifellos im Augenblick der Tat auch nicht, nämlich auch, 
weil die egoistischen Begierden stärker sind und infolge der 
geistigen Minderwertigkeit noch weniger mit Hemmungen zu 
kämpfen haben, als bei einem Normalen. Eine Verminde- 
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rung der Fähigkeit im Augenblick der Tat läßt sich streng 
genommen ebenso wenig aufstellen wie eine Verminderung der 
sogenannten freien Willensbestimmung. Man kann eigentlich 
nur sagen, daß die geistige Minderwertigkeit dem Nichtvorhan- 
densein jener Fähigkeit im Augenblick der Tat Vorschub ge- 
leistet habe. Vom indeterministischen Standpunkt könnte gegen 
die Fassung des „Gegenentwurfs“, daß die Strafe gemildert wer- 
der kann, eingewendet werden, daß bei Verminderung der 
Fähigkeit, das Unrecht einzusehen und demgemäß zu handeln, 
die Strafe unter allen Umständen milder sein müsse. Und so 
wenig wir den indeterministischen Standpunkt auch teilen, so 
müssen wir doch vorläufig noch mit seinem Vorhandensein 
rechnen. Deshalb sollte man im Hinblick auf die gefährlichen 
Verbrecher unter den geistig Minderwertigen bei der Fassung 
des ‘sie betreffenden Strafgesetzparagraphen alles vermeiden, 
was zu der bedenklichen obligatorischen Strafmilderung führen 
könnte. Es würde nach meiner Ansicht genügen, wenn dieser 
Paragraph deutlich und klar den eigenartigen Geisteszustand der 
geistig Minderwertigen und dessen Einfluß auf die Tat zum Aus- 
druck brächte, und ich !°) habe daher folgende Fassung vorge- 
schlagen: „War der Täter zur Zeit der Tat infolge eines krank- 
haften Zustandes geistig minderwertig, und stand die Tat unter 
dem Einfluß dieser geistigen Minderwertigkeit, so . . .” — Auch 
der Indeterminist kann mit diesem Wortlaut einverstanden sein. 
Denn er widerspricht seinem Standpunkt nicht. Im übrigen be- 
zeichnet er deutlich die zu der Zwischenstufe Gehörenden, ohne 
gleichzeitig einen Ausdruck zu enthalten, der die obligatorische 
Strafmilderung aufzwingt. Die Psychiater insbesondere könnten 
den Wortlaut billigen, da er die in betracht kommenden Indivi- 
duen so nennt, wie sie es in ihrer überwiegenden Mehrzahl 
wünschen. Mit Leppmann und anderen habe ich das 
Wort „andauernden" vor: „krankhaften Zustandes” vermieden 
{im Gegensatz zu den Wünschen anderer), weil zweifellos auch 
vorübergehende Krankheitszustände einen Zustand geistiger 
Minderwertigkeit schaffen können. Ferner habe ich gemäß 
dem Vorschlage Leppmanns nur den krankhaften Zustand 
im allgemeinen als Grundlage der geistigen Minderwertigkeit 


10) Dr. Lobedank, Die geistig Minderwertigen und ihre zu- 
künftige strafrechtliche Behandlung. Grenzboten 1911 Nr. 40 und 41. 
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gesetzt, nicht etwa einen krankhaften Geisteszustand. Lepp- 
mann macht mit Recht darauf aufmerksam; daß auch manche 
körperliche Krankheitszustände, z. B. Tuberkulose, Zuckerharn- 
ruhr usw. die Geistestätigkeit beeinträchtigen können. 

Allenfalls könnte gegen meinen Vorschlag eingewendet wer- 
den, daß in einzelnen Fällen, z. B. bei einer unter dem Einfluß 
einer vorübergehenden Beeinträchtigung des Geisteszustandes 
begangenen Gesetzverletzung, der Ausdruck „geistig minder- 
wertig‘ dem Täter einen unverdienten Makel anheften würde. 
Ich gebe zu, daß dieser Einwand nicht ganz unberechtigt wäre, 
und nehme gern eine andere Fassung an, die derartige Bedenken 
nicht entstehen läßt. Vielleicht könnte man den Worten „geistig 
minderwertig" hinzufügen: „oder geistig beeinträchtigt. Im 
übrigen ist zu sagen, daß auch die Fassung des Vorentwurfs und 
des Gegenentwurfs für die von ihr betroffenen Gesetzverletzer 
die Tatsache einschließen würde, daß ein geistiger Mangel bei 
ihnen gerichtlich festgestellt wird. 

Der Gegenentwurf sieht, wie die oben (S. 72) mitgeteilte 
Bestimmung zeigt, nicht die obligatorische, sondern im allge- 
meinen nur die fakultative Strafmilderung vor. Es heißt: „n... 
so kann die Strafe nach den Vorschriften über den Versuch 
gemildert werden.‘ Die Bestimmung ist erfreulich, und ich 
glaube, daß sie gut wirken würde, da die Mehrzahl der Richter 
kaum Neigung haben wird, die Strafmilderung auch den mora- 
lisch Entarteten unter den geistig minderwertigen Verbrechern 
zukommen zu lassen. Als weniger erfreulich und als nicht folge- 
richtig ist dagegen der Nachsatz zu bezeichnen, der anordnet, 
daß „an Stelle der Todes- oder lebenslangen Zuchthaus- 
strafe stets Zuchthaus nicht unter drei Jahren” tritt. Es ist zu 
bedauern, daß die Bearbeiter des Gegenentwurfs mit diesem 
Nachsatz den Vertretern der Vergeltungstheorie eine Konzes- 
sion gemacht haben. Wenn sie die Strafmilderung im allge- 
meinen dem Ermessen des Richters überließen, anstatt sie ihm 
aufzuerlegen, so gingen sie offenbar von der oben erörterten 
Erwägung aus, daß es unrichtig wäre, die durch Strafen und 
Strafandrohungen gegebenen Hemmungen für geistig Minderwer- 
tige unter allen Umständen zu verringern. Wenn sie dann aber 
gerade für die gefährlichsten Verbrecher unter den geistig Min- 
derwertigen (deren Verbrechen sonst mit Todes- oder lebens- 
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langer Zuchthausstrafe bedroht sind) zwar noch Zuchthausstrafe, 
aber doch eine mildere Strafe (als Todes- bezw. lebenslange 
Zuchthausstrafe) bestimmen, so kann man dazu nur sagen, daß 
sie sich gescheut haben, die letzten Folgerungen aus ihrem 
Standpunkt zu ziehen. 

Es wäre an der Zeit, daß mit dem Nebeneinander determini- 
stischer und vergeltungstheoretischer Gedankengänge, dem man 
bei Juristen und Psychiatern noch so vielfach begegnet, gründ- 
lich aufgeräumt wird. Entweder bekenne man sich zur- Ver- 
geltung und fordere für ihre Anwendung das Vorhandensein der 
„freien Willensbestimmung‘, oder man verlange unter Verzicht 
auf jede Metaphysik für jeden Rechisverletzer die Be- 
handlung, die im Interesse der allgemeinen Rechtssicherheit 
angemessen erscheint. Und wenn man von diesem Standpunkt . 
aus die Strafen noch für einen Faktor hält, der das Wollen der 
geistig Minderwertigen zu beeinflussen imstande ist, so scheue 
man sich nicht, diesen Faktor nötigenfalls auch für sie recht 
bedeutungsvoll zu gestalten. Das heißt: man verhänge recht 
hohe Strafen, wenn es gilt, die durch sie gegebene Hemmung 
besonders wirksam zu machen. Also z. B. für Verbrechen, deren 
Verhütung unter allen Umständen möglichst erstrebt werden 
muß, wie schwere Körperverletzung, Mord, Hochverrat, schwere 
Verstöße gegen die militärische Disziplin usw. Oder über In- 
dividuen, die wegen ihrer Eigenart besonders starker Hem- 
mungen bedürfen. Man hüte sich aber vor dem Rückfall in die 
Vergeltungstheorie, der schließlich, wie der Gegenentwurf zeigt, 
dazu führt, die schwersten Strafen den geistig Minderwertigen 
zu ersparen. 

Man sollte also nicht, wie der Gegenentwurf es getan hat, 
den die geistig Minderwertigen betreffenden Paragraphen mit 
einer Einschränkung hinsichtlich der Strafhöhe versehen, son- 
dern im Gegenteil mit einem Zusatz, der die fakultative Straf- 
milderung einschränkt und etwa lauten könnte: „Strafmilderung 
ist ausgeschlossen, wenn die Tat von großer Roheit zeugte, oder 
wenn die geistige Minderwertigkeit des Täters sich im wesent- 
lichen durch Betätigung gesellschaftsfeindlicher Neigungen 
kundgibt; ferner bei Verbrechen, für die Todes- oder lebens- 
längliche Zuchthausstrafe angedroht ist.” Durch einen derar- 
tigen Zusatz würde vermieden, daß solche Individuen, die gerade 
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wegen ihrer besonderen Art von geistiger Minderwertigkeit 
besonders starker Hemmungen bedürfen, durch die Aussicht auf 
gesetzlich verbürgte mildere Bestrafung noch widerstandsun- 
fähiger gegen den Anreiz zum Verbrechen würden. 

Wenn der oben mitgeteilte Wortlaut des Vorentwurfs Ge- 
setz würde, würde ein Teil der Herrn Mörder nur mit der milden 
Strafe für den Versuch belegt werden können. Denn unter ihnen 
ist gar mancher, der „geistig minderwertig" ist und gewiß, bevor 
er auf seiner Laufbahn es bis zum Mord bringt, seine „gemin- 
derte Zurechnungsfähigkeit gerichtlich abgestempelt bekommen 
hat. 

Wenn man im übrigen dafür Sorge trägt, daß die Todes- 
strafe nur für jene Bestien vorbehalten bleibt, die kaltblütig 
ihren Begierden ein Menschenleben opfern, so brauchen wir vom 
deterministischen Standpunkt keine Bedenken gegen ihre An- 
wendung auch bei geistig Minderwertigen zu hegen. Denn von 
diesem Standpunkt haben wir erkannt, daß alle Handlungen 
aus den gegebenen Bedingungen erfolgen, sowohl die der geistig 
Normalen, als auch die der Geisteskranken und der geistig Min- 
derwertigen. Und wenn bei den letzteren eben die geistige 
Minderwertigkeit zu den kausalen Bedingungen eines Mordes 
gehört, so haben wir als Deterministen, die wir nicht ängstlich 
nach dem Grade der „Schuld“ fragen, keinen Grund, die radi- 
kale Beseitigung so gesellschaftsfeindlicher Elemente zu ver- 
hindern. Daß der ihrer geistigen Minderwertigkeit zugrunde 
liegende Zustand als krankhaft im medizinisch-klinischen Sinne 
betrachtet werden kann, ändert daran nichts. Denn man muß 
diesen Krankheitszustand richtig einschätzen. Dem des wirk- 
lich Geisteskranken ist er nicht gleichzustellen. Die geistig 
Minderwertigen haben ja, wie Leppmann treffend ausführt. 
„nach mannigfacher Richtung hin genügende Hemmungen und 
Leistungsfähigkeit, sie können noch manche ihrer Lebensinter- 
essen selbständig versehen. Sie würden sehr entrüstet sein, 
wenn man sie mit den Geisteskranken bürgerlichen Rechts 
gleichstellen und ihre Zurechnungsfähigkeit generell anzweifeln 
wollte.” Denkt man sich nun so einen Menschen, der eines 
jeden moralischen Gefühls bar, immer nur die Erfüllung seiner 
egoistischen Triebe und Neigungen erstrebt und hierbei trotz 
etwa vorhandener Intelligenzdefekte sogar eine gewisse Raffi- 
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niertheit an den Tag legt, so ist wirklich nicht einzusehen, 
warum man, wenn er selbst Menschenleben nicht schont, sich 
seiner nicht auf eine Weise entledigen soll, die mit völliger 
Sicherheit die Menschheit für immer vor ihm schützt. Etwa 
deshalb nicht, weil seine Eigenart die Ursache seiner Tat war? 
Nun, auch die Tat des geistig normalen Mörders entspringt des- 
sen Eigenart. Wenn die Eigenart im ersteren Fall „krankhaft” 
war, so sollte diese „Krankheit“, die keine nach allgemeinem, 
Mitleid zollenden Gefühl, sondern nur eine vom wissenschaft- 
lichen Standpunkt ist, sofern sie sich im wesentlichen als mo- 
ralischer Schwachsinn äußert, nicht vor Todesstrafe schützen. 

„Gegen bestimmte moralische Krankheiten helfen zurzeit 
nur das Schafott, das Zuchthaus und die Irrenanstalt” sagt 
Pelmann in seinem Buch über „Psychische Grenzzustände 1!) 
wozu ich hinzufügen möchte, daß man die Irrenanstalt nur 
solchen Geisteskranken vorbehalten sollte, die nicht die: Nei- 
gung haben, unter Entfaltung großer Umsicht auszubrechen, um 
draußen wieder Verbrechen zu begehen. 

Ernste Bedenken wären gegen die Ausdehnung der Todes- 
strafe auf die oben bezeichneten moralisch Entarteten unter den 
geistig Minderwertigen nur unter dem "Gesichtspunkt zu er- 
heben, daß der Sachverständige sich in seiner Diagnose irren 
und einen wirklich Geisteskranken lediglich als geistig minder- 
wertig begutachten könnte. Nun ist aber nach dem Urteil er- 
fahrener Psychiater die Abgrenzung der „Zwischenstufen” gegen 
ausgesprochen Geisteskranke nicht überaus schwierig. Selbst- 
verständlich wären in den Fällen, in denen Todesstrafe in Be- 
tracht kommt, nur die erfahrensten Sachverständigen von aner- 
kannter Bedeutung heranzuziehen. Wer im übrigen die Voll- 
streckung der Todesstrafe an geistig Minderwertigen überhaupt 
nicht für zulässig hält, übersehe nicht, daß ja nach dem zurzeit 
noch geltenden Strafgesetz die Individuen, um deren Kopf er 
so besorgt ist, größtenteils als zurechnungsfähig betrachtet wer- 
den müssen, da wir die Zwischenstufe noch nicht haben. Heute 
legt mancher seinen Kopf unter das Beil, auf den die oben (S. 
66) mitgeteilten Merkmale der geistigen Minderwertigkeit 
passen. Ists wirklich so schlimm, daß die gefährlichsten Scheu- 
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sale auch in Zukunft vernichtet werden sollen, selbst wenn ihr 
Gehirn minderwertig ist? 

Die Aussicht auf die milde Strafe für die Versuchshandlung 
und auf die im schlimmsten Fall darauf folgende lebenslängliche 
Verwahrung in einer „Heil- und Pflegeanstalt" würde manchen 
nicht vom Mord zurückhalten; der sichs bei ernsterer Gefahr 
doch anders überlegen würde. Der Ausspruch Bindings: 
„Die großen Verbrecher müssen zum mindesten wissen, daß 
auch sie ihr Leben einsetzen. Das Leben ihrer Opfer amtlich 
geringer zu werten als ihr eigenes, wäre der denkbar größte 
Fehlgriff der Gesetzgebung‘, der so trefflich die Berechtigung 
der Todesstrafe im allgemeinen gegen unklare Köpfe verteidigt, 
muß auch für die geistig minderwertigen Mörder gelten, wenn 
anders dieser Strafe überhaupt noch genügeñde Wirksamkeit 
gesichert bleiben soll. 


Wurde bisher eingehend dargetan, daß die Schaffung der 
strafrechtlichen Zwischenstufe nicht in erster Linie erfolgen 
sollte, um gegen die zu ihr gehörenden Rechtsverletzer unter 
allen Umständen besondere Milde walten zu lassen, so ist jetzt 
noch zu erörtern, warum sie überhaupt erwünscht ist. Ein Grund 
wurde schon genannt (S. 69): er besteht in der Tatsache, daß die 
Zwischengruppe tatsächlich vorhanden ist. In einem Strafrecht, 
das die Maßnahmen gegen die Rechtsverletzer ihrer Eigenart 
anzupassen bestrebt ist, darf die Kennzeichnung solcher Men- 
schen nicht fehlen, die zwar nicht ausgesprochen geisteskrank 
sind, aber doch in mancher Beziehung vom Normaltyp ab- 
weichen. Und das Wesentliche ihrer strafrechtlichen Behand- 
lung sollte nicht in der obligatorischen Milderung der Strafe be- 
stehen, sondern darin, daß sie anders behandelt werden als 
die Normalen. Diese andere Behandlung kann allerdings 
unter Umständen in einer milderen Strafe bestehen, z. B. wenn 
kein besonders wertvolles Rechtsgut verletzt ist, wenn der Täter 
unter dem Einfluß einer vorübergehenden geistigen Beeinträch- 
tigung gehandelt und keine erhebliche Rücksichtslosigkeit an 
den Tag gelegt hat usw. In der Hauptsache aber soll die anders- 
artige Behandlung in der Art des Strafvollzugs bei Freiheits- 
strafen zum Ausdruck kommen. 
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Der Vorentwurf (§ 63, 3) bestimmtindieser Beziehung: „Frei- 
heitsstrafen sind an den nach Abs. 2 Verurteilten" (gemeint sind 
geistig Minderwertige) „unter Berücksichtigung ihres Geistes- 
zustandes und, soweit dieser es erfordert, in besonderen, für sie 
ausschließlich bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu voll- 
strecken.” — Die Fassung, der sich die entsprechende des Ge- 
genentwurfs wörtlich anschließt, hat einmütige Zustimmung ge- 
funden. Vielleicht läßt man zweckmäßig die Worte „Anstalten 
oder“ fort und begnügt sich mit „Abteilungen”, die den beste- 
henden Strafanstalten angegliedert werden. Dem ärztlichen 
Sachverständigen ist in diesen Abteilungen ein besonders weit- 
gehender Einfluß einzuräumen, soweit hierdurch der Chrakter 
der Strafe als eines zu fürchtenden Übels nicht beeinträchtigt 
wird. Ich würde die besonderen Abteilungen an bestehenden 
Strafanstalten den etwa eigens für geistig Minderwertige zu 
errichtenden Strafanstalten vorziehen, weil die letzteren in der 
öffentlichen Meinung leicht als Krankenanstalten bewertet wer- 
den könnten, so daß die Aussicht auf die dort zu verbüßende 
Strafe nicht genügende Hemmung bewirkt. Man möge nie aus 
den Augen verlieren, daß gerade die geistig Minderwertigen be- 
sonders starker Hemmungen bedürfen. 

Durchaus zu begrüßen ist ferner die Bestimmung des Vor- 
entwurfs, daß das Gericht die verurteilten geistig Minderwer- 
tigen, „wenn es die öffentliche Sicherheit erfordert‘, in einer 
Heil- und Pflegeanstalt nach verbüßter Freiheitsstrafe zwangs- 
weise unterbringen kann. Zweckmäßig würde bestimmt: „wenn 
es die öffentliche Sicherheit oder die Sicherheit einzelner Per- 
sonen erfordert.“ Der Vorschlag stammt von Leppmann, 
der darauf aufmerksam machte, daß geistig Minderwertige unter 
Umständen nur einer einzelnen Person gefährlich werden kön- 
nen. Als Beispiel führte er folgenden Fall an: Eine Frau be- 
hauptet, der Arzt habe ihr beim Untersuchen die Gebärmutter 
auf die linke Seite gerückt. Sie belästigt deshalb den Arzt fort- 
während und bereitet ihm die peinlichsten Auftritte. Schließ- 
lich zur Anzeige gebracht, wird sie zu einer Strafe verurteilt. 
Strafbar ist sie trotz ihrer Hysterie noch, da sie nur geistig min- 
derwertig und im übrigen soweit geistig leistungsfähig ist, daß 
sie als Konfektionsleiterin zwanzig bis dreißig Arbeiterinnen 
sachgemäß beaufsichtigt und ihre Berufsobliegenheiten ordentlich 
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erfüllt. Man könnte sagen, daß hier die öffentliche Si- 
cherheit nicht gefährdet ist. Der Arzt hat aber Anspruch darauf, 
vor den Belästigungen durch das rabiate Frauenzimmer ge- 
schützť zu werden, da sie ihm das Leben verbittern. Da nach 
Lage der Sache eine längere Freiheitsstrafe kaum verhängt wer- 
den kann, müßte die Frau schließlich, wenn sie auch durch eine 
wiederholte Strafe nicht von ihrem Tun abzubringen ist, in einer 
Anstalt untergebracht werden. Es mag ja sein, daß die meisten 
Richter in diesem Fall den Begriff der „öffentlichen Sicherheit” 
so auslegen würden, wie es das Interesse des Belästigten fordert. 
Besser aber ist es, ausdrücklich auch die „Sicherheit einzelner 
Personen” anzuführen. 

Wünschenswert wäre es, wenn folgende Bestimmung des 
Gegenentwurfs, die einer These des 27. Juristentags ihre Ent- 
stehung verdankt, Gesetz würde: „Personen, die in Anwendung 
des $ 13, Abs. 2 (S. 72) verurteilt worden sind, ohne daß aus 
Gründen der Rechtssicherheit ihre Verwahrung anzuordnen 
war, können, sofern es notwendig erscheint, um sie vor Be- 
gehung weiterer strafbarer Handlungen zu bewahren, nach Ver- 
büßung oder Erlaß der Strafe einer staatlichen Gesundheitsauf- 
‚sicht unterstellt werden; daneben ist die Unterbringung in eine 
Familie oder Privatanstalt oder die Stellung unter Schutzauf- 
sicht zulässig. Die Dauer einer solchen Aufsicht wird bis zum 
Höchstmaße von fünf Jahren durch das Gericht bestimmt.” — 
Kahl hat durchaus recht mit seiner Ansicht, daß ohne eine 
derartige Bestimmung die Sondervorschriften über die straf- 
rechtliche Behandlung der geistig Minderwertigen wertlos seien. 
Sie atmet einen Geist, der weit über die Vergeltungstendenz des 
jetzigen Strafrechts hinausgeht. Denn sie begnügt sich nicht mit 
der „Sühne” für das „verletzte Recht‘, sondern fordert die Be- 
handlung einer bestimmten Gruppe von Rechtsverletzern auf 
Grund der Erkenntnis ihrer eigenartigen körperlich-geistigen Be- 
schaffenheit. l 

Es ließe sich vielleicht noch manches über die strafrecht- 
liche Behandlung der geistig Minderwertigen vom Standpunkt 
des Arztes sagen, insbesondere auch noch über die von den 
beiden Vorentwürfen geplante Behandlung der Jugendlichen 
innerhalb der Zwischenstufe. Eine weitere Vertiefung in die 
Einzelheiten entspricht jedoch nicht der Absicht der vorliegen- 
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den Schrift. Dagegen möchte ich nicht verfehlen, auf einige 
Einwände einzugehen, die von einem bedeutenden Psychiater, 
Professor Dr. Stra 8B ma nn, gegen die Einführung einer straf- 
rechtlich besonders zu behandelnden Zwischenstufe überhaupt 
erhoben worden sind. Straßmann sieht darin einen Rück- 
schritt, weil er die geistig Minderwertigen als eine „Kategorie 
von Geisteskranken” betrachtet, die nicht Gegenstand straf- 
rechtlicher Verfolgung sein sollten. Er weiß nicht, „wie man 
Leute, die später eventuell einer Behandlung in einer Heil- und 
Pflegeanstalt, d. h. in einer Irrenanstalt, denn von anderen An- 
stalten ist weder im Entwurf noch in den Motiven die Rede, die 
einer solchen Anstalt also überwiesen werden können, anders 
bezeichnen soll wie als Geisteskranke.” Nach seiner Ansicht 
wird die hauptsächliche praktische Folge des in Aussicht ge- 
nommenen Gesetzes darin bestehen, „daß Geisteskranke, sagen 
wir selbst Geisteskranke leichteren Grades, die bisher als unzu- 
rechnungsfähig freigesprochen sind, nunmehr als nur vermindert 
zurechnungsfähig verurteilt und zunächst bestraft werden.” 
Denn bei der Dehnbarkeit und Deutbarkeit des Begriffs der 
freien Willensbestimmung beruhe es ja auf „reiner Willkür”, 
ob man ihren Verlust oder nur hochgradige Verminderung an- 
nehmen wolle. Die Strafanstalten würden mit „geistig schwer 
gestörten Personen" belastet werden, mit denen sie nicht fertig 
werden könnten. Und die nach der Strafverbüßung noch in 
Verwahrungsanstalten Verbrachten würden sehr erbittert wer- 
der über die verlängerte Freiheitsberaubung. Die Angehörigen 
würden überdies empört sein, daß ihnen trotz „notorischer 
Geistesstörung'' die Schande der Verurteilung ihres Verwandten 
nicht erspart sei. Schließlich sei die ganze Bestimmung über die 
Zwischenstufe unnötig, da ja nach dem Vorentwurf die wegen 
Unzurechnungsfähigkeit Freigesprochenen in Verwahrung ge- 
nommen werden könnten, somit im Interesse der Allgemeinheit 
alles Nötige geschehen würde. 

Wenn Straßmann der Ansicht ist, daß nach Einfüh- 
rung der Zwischenstufe Leute zur Bestrafung kämen, die nach 
den jetzigen Bestimmungen freizusprechen sind, so zeigt er uns 
damit, daß er selbst heute als Sachverständiger die Neigung hat, 
den $ 51 des geltenden Strafrechts auch auf solche Personen 
anzuwenden, die nicht ausgesprochen geisteskrank, sondern 
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lediglich geistig minderwertig sind. Und da er vielleicht mit 
dieser Auffassung nicht allein steht, haben wir um so mehr 
Grund, die Einführung der Zwischenstufe zu wünschen. Denn 
es ist durchaus nicht einzusehen, warum aus der das Wollen der 
oben gekennzeichneten Menschen bestimmenden Umwelt 
die Aussicht auf Strafen für Gefährdung der Gesellschaft 
entfernt werden soll. Für diese Menschen versinkt ja auch nicht 
die ganze übrige Umwelt. Sie beanspruchen ja auch ihren Teil 
an allen Rechten und Vorteilen der menschlichen Gemein- 
schaft. Warum in aller Welt sollen denn gerade sie Leben, Ge- 
sundheit und Eigentum anderer gefährden und vernichten dür- 
fen, ohne daß ihnen etwas anderes daraus erwächst als schlimm- 
stenfalls ein längerer Aufenthalt in einer Heil- und Pflegean- 
stalt? Man stelle sich doch vor, was daraus werden sollte, wenn 
alle die Menschen, die oben nach Cramer geschildert 
worden sind, keine ernste Strafe mehr für Rechtsverletzungen 
zu erwarten hätten! Wenn Straßmann Straffreiheit für sie 
verlangt, weil ihre Verbrechen Ausfluß ihrer vom normalen Ver- 
halten abweichenden psychischen Eigenart seien, müßte er 
folgerichtig die Strafen überhaupt abschaffen. Denn auch beim 
„normalen Verbrecher erfolgt die Tat aus den durch Umwelt, 
Erziehung, Anlage usw. gegebenen Faktoren, und eine Abwei- 
chung vom normalen Verhalten ist ja schließlich auch der Gei- 
steszustand des Verbrechers. Die Strafe als Vergeltung bliebe 
da zuletzt nur den vollwertigsten und bestens erzogenen Men- 
schen vorbehalten, die gelegentlich eine Rechtsverletzung be- 
gehen. Aber auch für sie wäre dann noch geltend zu machen, 
daß im Augenblick der Tat ihr Geistesleben doch abnorm ge- 
wesen wäre, da eben der Normalmensch kein Verbrechen be- 
ginge. 

Man sieht, bis zu welchen absurden Spekulationen man beim 
folgerichtigen Ausbau eines Standpunkts kommen kann, der 
sich auf vergeltungstheoretische und biologische Anschauungs- 
weise stützt oder von einem Dogma ausgeht wie dem von 
Straßmann verteidigten, daß die Strafen unter allen Um- 
ständen da auszuschalten seien, wo der Krankheitsbegriff im 
klinisch-wissenschaftlichen Sinne anfange. Wenn wir als Deter- 
ministen strafen, so sollen wir uns hinsichtlich der Abgrenzung 
der Straffähigkeit nicht von medizinischen Klassifizierungen lei- 
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ten lassen, sondern von Zweckmäßigkeitserwägungen. Die 
Strafen lassen wir demnach erst da ausfallen, wo die Aussicht 
auf sie nicht mehr als eine Vorstellung in Betracht kommt, die 
mit anderen überhaupt in Wettbewerb tritt. Das ist im allge- 
meinen nur bei den klinisch wohl umschriebenen, ausgesproche- 
nen Psychosen der Fall, während wir für die Zwischenstufe der 
geistig Minderwertigen, die sich doch auch sonst den Tatsachen 
des Seins anzupassen vermögen, im allgemeinen einen Einfluß 
der Strafandrohungen annehmen müssen und deshalb Voll- 
streckung der Drohung fordern, wo sie versagt hat. Wenn wir 
uns somit für die Abgrenzung der Straffähigkeit nicht lediglich 
an den medizinisch-wissenschaftlichen Krankheitsbegriff halten, 
so wird auch die Argumentation Straßmanns bedeutungs- 
los, daß Personen, die später in „Heil- und Pflegeanstalten, d. h. 
Irrenanstalten” kämen, als Geisteskranke nicht bestraft wér- 
den könnten. Die Mehrzahl der geistig minderwertigen Ver- 
brecher gehört eben nicht in die gewöhnlichen Heil- und Pflege- 
anstalten für Nichtkriminelle, sondern in besondere Anstalten, 
und man kann diesen sehr wohl einen besonderen Namen geben, 
der sie von den anderen ‚Irrenanstalten"” hinlänglich unter- 
scheidet. 

Die von Straßmann befürchtete Erbitterung der geistig 
Minderwertigen, die nach verbüßter Strafe in Verwahrung ge- 
nommen werden sollen, müssen wir in den Kauf nehmen, des- 
gleichen die Empörung der Angehörigen. Die Erbitterung der 
Verwahrten über die Freiheitsberaubung würde auch ohne vor- 
ausgegangene Strafe nicht gering sein und ist überdies gegen- 
über dem allgemeinen Interesse nicht von erheblicher Bedeu- 
tung. Die Mehrzahl der von der Maßnahme betroffenen Indi- 
viduen entstammt einem Milieu, in welchem die Strafe in mora- 
lischer Beziehung nicht zu tragisch genommen wird. Man kann 
sich also mit der Empörung dieser Angehörigen abfinden. Im 
übrigen sind sie auch nicht geneigt, außerhalb des Gerichtssaals 
einen Geisteszustand als krankhaft anzuerkennen, der zu den 
Grenzfällen gehört. Sie werden es also auch ertragen müssen, 
daß dieser Zustand nicht von Strafe befreit. 

Straßmanns Hinweis auf die Schwierigkeit der Ab- 
grenzung zwischen Geisteskrankheit und geistiger Minderwer- 
tigkeit könnte mit der schon (S. 77) erwähnten Tatsache be- 
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antwortet werden, daß diese Schwierigkeit nach der Ansicht 
anderer Psychiater nicht so überaus groß ist. Aber wenn er 
auch völlig zu Recht besteht, so besagt er nichts Erhebliches 
gegen die Notwendigkeit der Zwischenstufe. Denn auch heute, 
da die Zwischenstufe noch nicht strafrechtlich besteht, und der 
Sachverständige nur die Wahl zwischen völliger Zurechnungs- 
fähigkeit und Unzurechnungsfähigkeit hat, ist die Abgrenzung 
manchmal sehr schwierig, und die Entscheidung hängt schließ- 
lich von der subjektiven Auffassung des Gutachters ab. Stra B- 
mann hat uns gezeigt, daß er geneigt ist, die geistig Minder- 
wertigen zu den unter $ 5i des geltenden Strafgesetzbuches 
fallenden Geisteskranken zu rechnen, während mancher andere 
Psychiater ihnen den Schutz dieses Paragraphen nicht zubilligt. 
Gewiß wird in Zukunft mancher Verbrecher, über dessen Ver- 
hältnis zum $ 51 StGB. heute die Gutachten der Sachverstän- 
digen voneinander abweichen, unter den strafrechtlichen Be- 
griff der geistigen Minderwertigkeit fallen, und zwar zum Vor- 
teil der Allgemeinheit und der Rechtssicherheit. Es ist zu er- 
warten, daß mit der Einführung der Zwischenstufe die Zahl der 
Unstimmigkeiten zwischen verschiedenen Gutachtern sich ver- 
ringern wird. Und der Richter wird seltener als heute geneigt 
sein, entgegen dem Gutachten des Sachverständigen zu entschei- 
den, wenn ihm die.Individuen, über die heute sozusagen natur- 
- gemäß die Endurteile (hinsichtlich der Anwendung des $ 51) 
der Sachverständigen auseinander gehen müssen, einfach als das 
bezeichnet werden können, was sie sind: als geistig Minder- 
wertige. 


7. Schlußfolgerungen. 


Kohler tritt warm für Sicherungsmaßregeln gegen unver- 
besserliche Verbrecher ein: „Die Sicherungsanstalten sind nicht 
gedacht als Irrenanstalten, denn man betrachtet den Täter nicht 
als geistesgestört, ansonst man ihn nicht strafen würde: man 
betrachtet ihn als einen zurechnungsfähigen Menschen, von dem 
aber nach seinem Vorleben zu erwarten steht, daß er den freien 
Willen nicht zur Bekämpfung seiner sündhaften Triebe ver- 
wenden, sondern sich seiner bedienen wird, um weiter zu freveln 
und die Mitwelt zu bedrohen und zu bedrängen." 
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Abgesehen von unserer abweichenden Stellungnahme zum 
Willensproblem können wir als Deterministen mit den Siche- 
rungsanstalten für die Unverbesserlichen sehr wohl einverstan- 
den sein. Wenn ich Kohlers Satz an die Spitze des vor- 
liegenden Kapitels gesetzt habe, so geschah es, um darauf hin- 
zuweisen, daß er trotz seiner früher (S. 49) zitierten Auffassung 
vom Wesen des Strafrechts modernen Forderungen nicht fremd 
gegenübersteht. Das ist sehr erfreulich. Aber dieses Verständ- 
nis für praktische Notwendigkeiten ist eine persönliche Seite 
des Gelehrten. Aus seiner Strafrechtstheorie geht es nicht her- 
vor. Die zurzeit noch im Strafrecht herrschende Schuld- und 
Vergeltungstheorie ist vielmehr bis jetzt ein Hindernis für den 
Sieg des Gedankens gewesen, daß die Allgemeinheit nur durch 
nötigenfalls lebenslängliche Einsperrung gewisser Individuen 
gegen sie wirksam geschützt werden kann. Wie sollte auch in 
einem Strafrecht, das ausschließlich der Vergeltung dient, Raum 
sein für die Idee, daß bei gewissen Verbrechern nicht ihre 
gerade zur Aburteilung stehende „Schuld", sondern ihre kör- 
perlich-geistige Konstitution die gegen sie zu ergreifenden Maß- 
nahmen zu bestimmen habe. So ist es denn heute noch möglich, 
daß .manche Individuen trotz notorischer Unverbesserlichkeit 
immer wieder solange aus dem Zuchthaus oder Gefängnis ent- 
lassen werden, bis sie ein neues Verbrechen begangen haben. 
Denn die Vergeltung für ihre jeweilige „Schuld” erfordert im- 
mer nur einige Jahre der Einsperrung, und „die Auffassung des 
Strafrechts als eines Vergeltungsrechts ist (nach Kohler) auch 
noch für unsere Tage die allein richtige”. 

* Dementsprechend fordert Kohler die Sicherungsmaß- 
nahmen gegen unverbesserliche Verbrecher auch nicht in seiner 
Eigenschaft als Strafrichter, sondern als ein Mann, der trotz 
seines strafrichterlichen Standpunktes ihre Notwendigkeit 
erkannt hat. Er will sie aber vom Gebiet des Strafrechts völlig 
getrennt wissen: „Das Strafrecht ist aber nicht das einzige, was 
der Gesellschaft gegenüber der Verbrecherwelt obliegt. Dahin 
gehört auch die sittliche Hilfe und die Sicherung. Es ist Sache 
der Wissenschaft, alle diese Gebiete zu gestalten, und eine 
der Grundbedingungen ist hierbei, daß wir 
diese verschiedenen Zweige der Staatstätig- 
keit in ihrer Verschiedenheit erfassen, sie 
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nicht in das eine Gebiet des Strafrechts zu- 
sammenschweißen." 

Diese Forderung Kohlers ist zwar von seinem Stand- 
punkt folgerichtig, praktisch aber nicht leicht ausführbar. Wer 
vor allem soll denn die Sicherungsmaßnahmen anordnen? Etwa 
eine Verwaltungsbehörde? Doch wohl unter Mitwirkung oder 
nach Anhörung des Strafrichters? Wer gibt die Unterlagen zur 
Anordnung der Verwahrung? Kann dabei der Strafrichter aus- 
geschaltet werden? Oder soll der Strafrichter einmal lediglich 
Rächer des beleidigten Rechts sein (nach Kohler) und ein 
anderes Mal der. die geistige Beschaffenheit eines Individuums 
durchdringende und erkennende und hiernach Sicherungsmaß- 
regeln verhängende Verwaltungsbeamte? 

Ich meine, daß es auf keine unüberwindlichen Hindernisse 
stößt, zu erkennen, daß die von Kohler geforderte grundsätzliche 
Scheidung zwischen Straf- und Sicherungsmaßnahmen unhaltbar 
ist. Selbstverständlich verkenne ich nicht, daß die Sicherungs- 
maßnahmen nach der Strafe anders gestaltet sein dürfen als 
die Strafe selbst und keine anderen Härten zu enthalten brau- 
chen, als zur Erreichung des Sicherungszwecks nötig ist. Ich will 
nur darauf hinweisen, daß Sicherung und Strafe nicht so .ver- 
schieden voneinander sind, daß man die Trennung des einen Ge- 
biets vom anderen zum Axiom erheben müßte. Die Notwendig- 
keit, gewisse Verbrecher dauernd unschädlich zu machen, ist 
schon seit langem erkannt. Daß dieser Notwendigkeit aber noch 
keine ausreichende praktische Folge gegeben ist, liegt an der 
Herrschaft des geltenden Strafrechts, das auf dem Vergeltungs- 
gedanken fußt. Und solange die Vergeltungsidee vorherrschen 
wird, wird neben ihr kein Platz für eine Verbrecherbehandlung 
sein, die sich auf die biologische Betrachtungsweise stützen 
muß, wenn sie folgerichtig und nützlich sein soll. Die Tatsachen 
sprechen für meine Behauptung. Wenn neben der Schuld- und 
Sühnetheorie in den Köpfen der Maßgeblichen genügend Raum 
für die Notwendigkeit der dem Verbrechertum angepaßten 
Sicherungsmaßnahmen vorhanden wäre, hätten wir diese Maß- 
nahmen längst. 

Aus der deterministischen Betrachtungsweise aber er- 
geben sie sich von selbst und mit Notwendigkeit. Aus ihr er- 
schließen wir, daß es gewisse Menschen gibt, die in der Frei- 
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heit nur als Parasiten und als Bedroher der Gesellschaft leben 
können, gleichviel ob ihre Eigenart vom ärztlichen Stand- 
punkt als krankhaft betrachtet wird oder nicht. Und diese Er- 
kenntnis gibt uns das Recht, solche Menschen dauernd un- 
schädlich zu machen, wenn sie ihre verbrecherische Eigenart 
wiederholt und zweifelsfrei durch Taten erwiesen haben. Die 
meisten von ihnen mögen ja wohl zu den geistig Minderwertigen 
gehören, für deren Unschädlichmachung die neuen Strafgesetz- 
entwürfe Bestimmungen vorsehen. Es wäre aber notwendig, 
daß entsprechende Bestimmungen auch für solche unverbesser- 
liche Verbrecher eingeführt würden, die als „normal“ begutachtet 
werden. 

So rücksichtslos die deterministische Betrachtungsweise 
gegen die Unverbesserlichen sein muß, so milde ‚kann sie in an- 
deren Fällen sein. Sie ist nicht gezwungen, um der „Gerech- 
tigkeit” willen auch den hart zu bestrafen, der ein einziges Mal 
gefehlt hat, den angerichteten Schaden wieder gut machen will, 
Friedensbürgschaft leistet und im übrigen nach Abstammung, 
Anlage, Erziehung und bisheriger Führung Gewähr für ferneres 
Wohlverhalten bietet. Der Vergeltungstheoretiker dagegen 
schickt ihn zur „Sühne" ins Gefängnis und überliefert ihn damit 
nur zu oft dem Untergang. Er kann ja von seinem Standpunkt 
gar nicht anders. Denn die „Gerechtigkeit" verlangt die Rache 
für das „beleidigte Recht”. Ist der Vergeltungsgedanke das 
Wesentliche am Strafrecht, dann handelt nur der folgerichtig, 
der „ohne Ansehen der Person" in jedem Fall die Vergeltung 
fordert. Man versteht den Widerstand gegen Strafmilderung, 
Strafaussetzung, bedingte Strafvollstreckung, Straferlaß usw. 


Zum Schluß sei mir noch ein kurzer Ausblick !?) auf die zu- 
künftige berufliche Ausbildung des Strafrichters gestattet, wie 
sie erforderlich sein wird, wenn der Determinismus, wenn auch 
nicht den völligen Sieg im Strafrecht, so doch wenigstens grö- 
Beren Einfluß auf dessen Gestaltung gewonnen haben wird. Es 
wird sich dann für den Strafrichter nicht mehr (wie heute) in 
der Hauptsache neben der Feststellung des Tatbestandes darum 


12) Siehe: Dr. Lobedank, Neue Bahnen im Kampf gegen das 
Verbrechen. Polit.-anthrop. Revue VIII. Jahrg. Nr. 5. 
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handeln, die Rechtsformel zu finden, unter die er die Tat zu 
bringen hat. Er wird vielmehr auch Menschenkenner sein müs- 
sen, wenn er die Strafhöhe zweckentsprechend bemessen, et- 
waigen Straferlaß und bedingte Strafvollstreckung an richtiger 
Stelle anwenden, Zeugenaussagen nach ihrem wahren Wert ein- 
schätzen, den psychiatrischen Gutachten über Geisteskranke 
und geistig Minderwertige mit Verständnis folgen will. 

Heute besteht noch die Tatsache, über die man einst den 
Kopf schütteln wird, daß der Strafrichter nicht verpflichtet ist, 
methodisch die Wissenschaft vom Menschen zu pflegen, dessen 
Handlungen Objekt seiner Tätigkeit sind. Er braucht dienst- 
lich gar nicht zu wissen, welche inneren und äußeren Einflüsse 
manche Individuen zum Verbrecher disponieren, wie in dieser 
Beziehung Abstammung, Volkssitten, Rasse, Religion, ferner 
Alkohol und andere Genußmittel, Erziehung, gewisse physio- 
logische und krankhafte Zustände usw. wirken, welche Schlüsse 
sich aus der Abstammung und dem Lebenslauf gewisser Ver- 
brecher für deren weiteres Schicksal ziehen lassen, welche gei- 
stigen und körperlichen Eigenschaften man in besonderer Häu- 
figkeit bei Verbrechern findet usw. Von allem diesen lernt er 
im Lauf der Zeit nach dem Grad seiner Begabung und Einsicht 
mehr oder weniger kennen. Zur eigentlichen Berufsbildung ge- 
hört nichts davon. Von methodischer Schulung in diesen Dingen 
ist keine Rede. Und es ist begreiflich, daß es heute so ist. 
Unser heutiges Strafrecht ist um der metaphysischen Gerech- 
tigkeit willen da. Der Strafrichter schließt aus der inkriminierten 
Handlung auf die metaphysische Schuld, und die Beherrschung 
der Paragraphen des Strafgesetzbuches reicht dazu aus. 

Mit dem siegreichen Vordringen des Determinismus in das 
Strafrecht wird sich der Gedanke Bahn brechen, daß nicht nur 
die inkriminierte Handlung, sondern gar manchmal in erster 
Linie die Persönlichkeit des Täters die gegen ihn zu ergreifen- 
den Maßnahmen bestimmen muß. Mit der heutigen rein forma- 
listischen Ausbildung des Strafrichters wird es dann nicht mehr 
getan sein. Er wird das Objekt seiner Berufstätigkeit gründ- 
lich kennen lernen müssen. Hierzu wird es nicht genügen, d 
er Gelegenheit erhält, an der Universität kriminalpsycho- 
logische Studien zu treiben. Diese werden vielmehr Prüfungs- 
gegenstand werden, dessen Nichtbestehen von der Anstellung 
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ausschließt. Zur Aneignung des nötigen Wissens wird das Stu- 
dium gemeinverständlicher Bücher über Kriminalbiologie und 
-psychologie nicht ausreichen. Derartige Bücher gibt es schon 
jetzt. So mundgerecht sie auch zum Teil für den außerhalb der 
naturwissenschaftlichen Denkungsweise Stehenden zu sein 
scheinen, so haben sie dennoch verhältnismäßig geringe Wir- 
kung. Das liegt daran, daß der Laie sie im besten Fall doch nur 
rein intellektuell versteht, aber nicht mit dem Herzen. Er ver- 
steht sie so, wie er etwa die Schilderung einer fremden, seiner 
Wesensart durchaus fernen Kultur zur Kenntnis nimmt, für 
deren Äußerungen ihm jegliches Gefühlsinteresse fehlt. Zum 
völligen Verständnis alles dessen, was unter der Bezeichnung 
Kriminalbiologie zusammengefaßt wird, zu einem Verständnis, 
das in das Innerste des Stoffs eindringt, zu dessen Beherrschung 
führt und im gegebenen Fall zu richtigen Urteilen befähigt, ge- 
hört mehr als die Kenntnis der letzten Ergebnisse. Hierzu ge- 
hört vor allem die Fähigkeit, naturwissenschaftlich zu denken. 
Sie kann nur durch das methodische Studium der Hilfswissen- 
schaften erworben werden, ohne die überhaupt das oben ge- 
kennzeichnete Verständnis unmöglich ist. Der zukünftige Straf- 
richter wird also nicht umhin können, sich mit Anatomie, Phy- 
siologie, Psychologie und Psychiatrie ernsthaft zu beschäftigen. 
Wer solche Forderungen zu weitgehend findet, möge bedenken, 
daß Psychologie und Psychiatrie ohne anatomische und physio- 
logische Kenntnisse gar nicht begriffen werden können. Die 
Spekulationspsychologie gewisser Philosophen, die der Anato- 
mie und Physiologie entraten zu können glaubt, verdient nicht 
ernst genommen zu werden und trägt zur Kenntnis vom Men- 
schen, so wie er wirklich leibt und lebt, nichts bei. 

Wenn man einst allgemein begriffen haben wird, daß für den 
Strafrichter, den beruflich zum Kampf gegen das Verbrechen 
berufenen Beamten, eingehendes Wissen von der Menschen- 
natur unerläßlich ist, wird man nicht mehr das Gefühl haben, 
die hier für ihn geforderten Hilfswissenschaften seien eigentlich 
fremdem Gebiet entlehnt. Der Strafrichter ist dann nicht mehr 
nur Jurist, sondern er wird sozusagen eine neue Berufsklasse 
bilden, für welche die genannten Wissenschaften selbstverständ- 
liches Erfordernis sind. Es besteht kein vernünftiger Grund 
dafür, daß nur der Arzt von menschlicher Lebenskunde etwas 
verstehe. 


A. Marcus & E. Webers Verlag 


Dr. jur. Albert Ahn in Bonn 
Soeben ist erschienen: 


Lehrbuch der forensischen Psychiatrie 


Prof. Dr. A. H. HÜBNER 


Oberarzt der psychiatrischen und Nervenklinik in Bonn 
Preis brosch. M. 26,—; geb. M. 28, _ = 


AUS DEN URTEILEN DER PRESSE: 


Psychiatrisch-Neurologische Wochenschrift 1913/14, 
Nr. 34: Hübners Werk trägt den Stempel größten Fleißes und peinlichster 
Sorgfalt. Es verdient als das beste unter den neuesten Lehrbüchern der 
gerichtlichen Psychiatrie bezeichnet zu werden, und wird es voraussicht- 
lich lange bleiben. 

Schmidts Jahrbücher der gesamten Medizin: ... Zu den | 
bekannten Lehrbüchern der gerichtlichen Psychiatrie gesellt sich das 
H.sche Buch als ein modernes und eigenartiges: Werk hinzu. Es ist selbst- 
verständlich, daß die H.sche forensische Psychiatrie dem gegenwärtigen 
Stande der Psychiatrie und gerichtlichen Medizin in materieller Hinsichi 
Rechnung trägt. Was das Werk aber eigenartig macht und es vor seinen 
den gleichen Titel tragenden Genossen auszeichnet, ist die Tatsache, daß 
die rechtlichen Verhältnisse und Beziehungen, auf welche sich das medi- 
zinische Gutachten erstrecken soll, in einer erschöpfenden und — wie ich f| 
das ausdrücklich hervorheben will — in keinem anderen Werk über den 
Een Gegenstand so mustergültigen Vollkommenheit abgehandelt 
sind... . 

Das Buch ist handlich. Ein ausführliches Register erleichtert die 
Orientierung. Seine Anschaffung kann dem Gerichtsarzt ebenso wie dem 
Psychiater warm empfohlen werden. 

DeutscheRechtsanwalts-Zeitung: An Hand- und Lehrbüchen | 
der gerichtlichen Medizin im allgemeinen und der gerichtlichen Psychiatrie 
im besonderen ist nicht gerade Mangel. Nichtsdestoweniger wird man 
nicht sagen können, daß das hier vorliegende Werk überflüssig wäre. Das 
schon darum nicht, weil es, obgleich von einem Arzt geschrieben, den Be- 
dürfnissen des Juristen in ganz besonderer Weise entgegenkommt. . . 
Angenehm berührt es, daß der Verfasser nicht (wie das die medizinischen 
Sachverständigen nicht selten mehr oder weniger ausdrücklich tun) jeden 
Juristen, der sich eine von dem Urteil des Mediziners abweichende Mei- |; 
nung erlaubt, ohne weiteres für geisteskrank erklärt, und daß er auch sonst 
bei der Darlegung der Krankheitsbilder Maß hält; beim Durchlesen seiner 
speziellen Psychiatrie wird man nicht zu der Überzeugung gedrängt, daß 
es geistig gesunde Menschen überhaupt nicht gibt und daß namentlich der 
unglückliche Leser einen Symptomen-Komplex von Scheußlichkeiten dar- 
stelle. Die Übertreibung in dieser Beziehung ist es gerade, die dem Gut- 
achten der ärztlichen Sachverständigen, namentlich bei dem recht häufigen 
Widerspruch zweier gleich unfehlbarer Sachverständiger, so oft seine 
Wirkung auf Geschworene und Juristen nimmt. Bei dem Verfasser da- 
gegen hat man stets das Gefühl, daß er nicht mehr sagt, als er auch wirk- 
lich verantworten kann, und das wird seinen Gutachten im Gerichtssaal 
ebenso wie seinem Buch den verdienten Erfolg sichern. 

Das Recht: ... Das Werk ist dem Juristen zum Studium und als Nach- 
schlagewerk bestens zu empfehlen. 


Druck: Emil Wolff & Söhne, Halle (S.) 
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I. 


‚ Haben die soziologischen und prähistorischen Forschungen 
der letzten Jahre auch die Auffassung erschüttert, wenn m. E. 
auch noch nicht endgültig widerlegt, daß die Menschen jemals 
in einer nicht durch irgendwelche Schranken begrenzten Pro- 
miskuität gelebt haben,!) so besteht doch die mit ihr ver- 
wandte, aber nicht sie bedingende Meinung nach wie vor un- 
zweifelhaft zu Recht, daß die anfängliche Form der 
Sexualbeziehungen inzestuöser Natur gewesen 
und daß, was nach dieser Richtung hin heute fast allgemein ver- 
fehmt und verboten ist, in den frühen Zeiten der Menschheits- 
geschichte selbstverständlichh, nach Freud sogar „intensiv 
lustbetont” war. Bekanntlich hat schon Morgan in der 
malayischen Gruppenehe von Brüdern und Schwestern das 
altertümlichste aller Verwandtschaftssysteme erkannt, und wenn 
Winckler demgegenüber darauf hinweist, daß „Schwestern” 
und „Brüder” ursprünglich etwas ganz anderes seien als wir 
darunter verstehen, so bleibt doch unbestritten, daß diese Be- 
zeichnungen auf blutsverwandte Sprößlinge innerhalb der 
Gruppenehe sich beziehen. Wenn wir uns der biblischen Schöp- 
fungsgeschichte erinnern, so erkennen wir, daß auch nach ihr 
angesichts der Abstammung des Menschengeschlechtes von 
einem ersten Menschenpaar Brüder und Schwestern und weiter- 
hin nahe Blutsverwandte sich miteinander vermischt haben 





.— 


. 1) Während auf jeden Fall die entgegengesetzte, insbesondere 
von Westermarck vertretene Ansicht von der Ursprünglichkeit 
der Monogamie m. E. als völlig abwegig nachgewiesen ist! 
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müssen,?) und bei der Bedeutung, die Mythen, Legenden, Sagen 
u. dgl., auch für den Nicht-Freudianer, für die Erkenntnis auch 
der realen Begebenheiten zukommt, dürfen wir einen Beleg 
für die ehemals ganz allgemeine Verbreitung des Inzestes darin 
erkennen, daß in der Volksdichtung aller Kulturkreise blut- 
schänderische Vereinigungen gang und gäbe sind.) In der Tat 
sind nach Rank „die Historienbücher der Alten voll von der- 
artigen Überlieferungen”, die den Beweis dafür erbringen, daß 
„geschlechtliche Verbindungen unter Blutsverwandten nicht nur 
nicht verboten, sondern geradezu gerne eingegangen, ja mit Hin- 
weis auf göttliche Vorbilder direkt geboten wurden”. Schon hier 
sei auf die Bemerkung von Bachhofen verwiesen, daß eine 
Familie, welche sich durch stete Selbstbefruchtung fortpflanze, 
hierdurch des „Endstoffes vollkommenes Bild’ werde, der sich 
ebenfalls durch ewig fortgehende Selbstbegattung fortpflanze. 
In den beiden Geschwistern trete die Naturkraft in ihren beiden 
Potenzen auseinander, und ihre Wiedervereinigung durch Begat- 
tung sei des Stoffes Gesetz.‘) 

Eine große Reihe von Beispielen der Sitte und Verbreitung 
oder doch Freigabe des Inzestes unter den alten Kultur- und 
rezenten Naturvölkern bringen namentlich Schiller-Tietz, 
KrausundRank, die sämtlich die alte und mit großer Hart- 
näckigkeit immer wieder vertretene Ansicht von dem Wider- 
willen gegen die sogen. Blutschande als einem dem Menschen- 
geschlecht eingeborenen Instinkt als einen vollkommenen Irr- 


2) Diese „peinliche” Vorstellung sucht die mündliche Überliefe- 
rung durch die Erklärung zu beseitigen, daß die ersten Menschen 
Zwitter gewesen seien und sich ungeschlechtlich fortgepflanzt haben. 
Im übrigen vergl. Sauer, Die Parallele zwischen arischer und bibli- 
scher Mythologie. Neue Weltansch. 1913, 5; ferner v. Dalla Torre. 
Die Parthenogenesis in der Tierwelt (Einleitung). Archiv für Sexual- 
forschung (Winter, Heidelberg) Bd. 1 Nr. 1. 

3) O. Rank hat das gesamte Material unter dem Gesichtspunkt 
der Psychoanalyse durchforscht und gewürdigt. Einzelheiten s. z. B. 
bei Leonhardt, Beiträge zur Erforschung der Psychopathia 
sexualis in der ältesten deutschen Literatur und Geschichtsbeschrei- 
bung. Geschlecht und Gesellschaft Bd. 7. 

1) Auf diesem biologischen Gedanken beruht das sagenhafte Ge- 
schwistertum von Isis und Osiris, Zeus und Hera, Siegmund und Sieg- 
linde u. a. In der zeitgenössischen Literatur ist er am wirksamsten von 
Kurt Münzer im „Weg nach Zion" verwertet worden. 
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tum erweisen. Die darüber noch hinausgehende Meinung von 
seiner phylogenetischen Bedingtheit wird durch die Tatsachen 
im Geschlechts- und Liebesleben der Tiere, auf die namentlich 
R. Müller und Woltmann verweisen, vollends widerlegt. 

Die Inzestscheu ist unzweifelhaft erst innerhalb des 
Menschengeschlechtes als eine Reaktion auf böse Erfahrungen 
oder als ein Gebot äußerer Notwendigkeiten oder Zweckmäßig- 
keiten oder als ein Niederschlag volks- und völkerpsychischer 
Vorgänge entstanden, d. h. sie ist auf jeden Fall ein Kultur- 
Produkt. Es erhebt sich nur die Frage, welcher Art jene 
äußeren und inneren Einflüsse waren, die eine so weitgehende 
und anscheinend tiefwurzelnde Abneigung gegen inzestuöse Ge- 
schlechtsbeziehungen sich haben entwickeln lassen, wie sie dem 
heutigen Kulturmenschen eigen ist. 

Für uns das Nächstliegende ist es, an Beobachtungen in 
gesundheitlicher Hinsicht zu denken, ist uns doch die 
Vorstellung von der Schädlichkeit der Blutsverwandtenehe für 
die Nachkommenschaft ganz geläufig. In der Tat ist die An- 
sicht am meisten verbreitet, welche die Inzestscheu auf einen 
natürlichen Trieb zur Gesunderhaltung der Art zurückführen 
will. Das scheint aber schon darum nicht richtig zu sein, weil 
die „Art” durch den Sexualverkehr zwischen Blutsverwandten 
gar nicht notwendigerweise bedroht wird. Zunächst widerlegt 
die Geschichte nämlich das Urteil, daß der Inzest, auch der 
durch Generationen fortgesetzte, zu irgendwelchen Degenera- 
tionen führen müsse. Ich hatte schon früher einmal daran 
erinnert, daß bei den Inkas ein fürstliches Hausgesetz bestand, 
nach welchem der Inka nur die leibliche Schwester heiraten 
durfte; durch 14 Generationen soll dies fortgesetzt sein, ohne 
daß der letzte Inka die Merkmale der Entartung dargeboten 
hätte. Bemerkenswert ist, daß gerade diese Inzestzucht von 
den Berichterstattern auf züchterische Gründe zurückgeführt 
wird. Die Familie der Herrscher sollte nicht durch Blut aus 
einer minder vornehmen verschlechtert werden, — eine Auf- 
fassung, die bei den heutigen Dynastien und dem hohen Adel 
den Begriff der Ebenbürtigkeit gezeitigt hat.) In unseren 


6) Etwas abweichend meint Wulffen: „.. . So vermittelt zu 
stark ausgeprägtes Familienbewußtsein und Familienstolz durch In- 
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Herrscherfamilien sind ja die Inzestheiraten oder die solchen 
sehr nahe kommenden Ehen unter in vielfachem und nahem 
Grade Verwandten °) zu dem wohl wichtigsten Prinzip ihrer 
Hausgesetze erhoben worden.’) Auch hier lehrt die Erfahrung, 
daß die Rasse oder der Stamm usw. durch blutsverwandtschaft- 
liche Fortpflanzung an und für sich gar nicht gefährdet zu wer- 
den braucht..2) Die anthropologische Geschichtsbetrachtung 
spricht nach Koßmann im Gegenteil dafür, daß „die Sitte 
der Inzeste für den Staat sogar nützlich” ist, und die Beobach- 
tung der Experimentalbiologen und der Tierzüchter °) beweisen 
ebenfalls die Unbegründetheit der Vorstellung von den notwen- 
dig oder auch nur regelmäßig schädlichen Wirkungen des In- 
zestes auf die Konstitution der Nachkommenschaft. Anderer- 
seits steht aber fest, daß Blutsverwandtschaft der Eltern in 
Wirklichkeit oft — und zwar desto häufiger und intensiver, je 


zucht die Fürstenehe. Die Vergötterung großer Männer (Goethe. 
Byron, Mendelssohn-Bartholdy, Nietzsche) durch ihre Schwestern soll 
aus derselben Wurzel stammen." 

6) In mehreren nordamerikanischen Staaten sind Ehen zwischen 
Geschwisterkindern neuerdings für blutschänderisch und ungültig er- 
klärt worden (Dok. d. Fortsch. VII, 6/7). 


7) Die Grundlage hierfür bilden natürlich genealogische, nicht 
biologische Feststellungen. Für die Abweichungen zwischen diesen 
und jenen bildet die Untersuchung von Kekule v. Stradonitz, 
„Das heutige russische Kaiserhaus germanischen oder slawischen 
Stammes?” nur einen besonders interessanten Beleg (Ploetz’ Archiv 
1914). 

9) Die von Woltmann eingewendeten Beispiele sind für die 
degenerative |Wirkung der Inzucht als solcher auf die Dynastien 
nicht beweisend (s. weiter unten). 

°) Vergl. z. Be Chapeaurouge, „Einiges über Inzücht und 
ihre Leistungen auf verschiedenen Zuchtgebieten", insbesondere die 
Ahnentafel des Belvedere. Hamburg 1909. — Fast alle Tierzüchter 
treiben Familieninzucht zur raschen Entstehung und Befestigung ge- 
wisser Rasseneigenschaften. Für alle unsere Haustiere ergaben die 
bisherigen zahlreichen Experimente übereinstimmend in den ersten 
Generationen überhaupt keine erkennbare Wirkung; erst nach 10 
bis 20 Generationen soll Schwächung der Konstitution und Überfeine- 
rung eintreten. — Die Pflanzenwelt zur Vergleichung heranzuziehen, 
halte ich mit Fehling (Ehe und Vererbung. Stuttgart 1913) aus 
biologischen Gründen nicht für zulässig. 
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näher die Verwandtschaft der Zeugenden ist — Entartung und 
Krankheit der Kinder und Kindeskinder zur Folge hat. Wie 
für diese Tatsache, so sind auch für ihre Erklärung, wenigstens 
dem Wesentlichen nach, von allen den vielen Untersuchungen 
aus neuerer Zeit, durch die das Problem zu erhellen unternom- 
men worden ist, die ins Ganzgroße gehenden Nachforschungen 
Lundborgs der lehrreichste Beitrag. Er läßt erkennen, daß 
die degenerierten Nachkommen aus Blutsverwandten-Ehen nicht 
das Ergebnis der Konsanguinität als solcher sind, sondern daß 
es sich bei ihnen um ein schlechtes Erbmaterial handelt.) Wie 
die Folgen der Mischung und Kreuzung für die Deszendenz ein- 
ander ganz widersprechend zu sein scheinen und falsch ge- 
wertet werden, weil — worauf ich t!) in anderm Zusammenhange 
nur flüchtig und andeutungsweise hingewiesen habe, aber neuer- 
dings Steinmetz ausdrücklich und in eingehender Darstel- 
lung aufmerksam gemacht hat — vergessen wird, daß in der 
biotischen Wertigkeit der Nachkommenschaft niemals die Wir- 
kung des Mischungs- oder Kreuzungsprozesses rein, sondern 
regelmäßig durch den „persönlichen Faktor" verfälscht zum 
Ausdruck kommt, — so werden umgekehrt auch bei dem Inzest 
und der konsanguinen Vermischung diese als solche für die 
Qualität der Nachkommenschaft verantwortlich gemacht, wäh- 
rend in Wirklichkeit die individuellen Vererbungsvorgänge ent- 
scheidend mitgewirkt haben — aller Wahrscheinlichkeit nach 
in der von Gregor Mendel gefundenen Gesetzmäßigkeit.'?) 
Nach der in der Psychiatrie geltenden Anschauung werden die 
zur Eingehung einer konsanguinen Geschlechtsbeziehung Nei- 


10) Vergl. auch die neuerdings erschienene Studie von Ernst 
Müller, Caesarenporträts (Bonn 1914), soweit sie das julisch-clau- 
dische Haus betrifft. | 

11) Die christlich-jüdische Mischehe. Sexual-Probleme 1912, 10; 
ferner: Kleinere Mitteilungen in H. Groß’ Archiv 55, 373. 


12) Darum ist es auch unmöglich, das vorliegende Problem —- 
gerade wie das der Rassenmischung — mittels der Statistik zu lösen; 
nur die Kasuistik und die Ergebnisse von Familienforschungen können 
noch vorhandene Zweifel beseitigen. Statistische Erhebungen s. 
übrigens insbesondere bei Kraus. — Hier sei auch an das drasti- 
sche Wort von Romberg (zit. von Fehling a. a. O.) erinnert: in 
Familien, wo neuropathische Zustände Fideikommisse sind, soll die 
Verheiratung der Mitglieder untereinander verhütet werden. 
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genden regelmäßig psychopathisch veranlagt sein, so daß die 
Heirat zwischen Blutsverwandten nicht eine Ursache für die 
Minderwertigkeit der Nachkommen, sondern schon ein Symp- 
tom für diejenigen der Zeugenden ist. Diese Ansicht ist 
in der Psychiatrie gang und gäbe,'”) und wird daher von 
Rank zu Unrecht als eine „neue fruchtbare Auffassung des 
Problems” durch Abraham ausgegeben, der „auf Grund ge- 
sicherter Ergebnisse aus der Neurosen-Psychologie” „für die 
Fälle, in welchen Verwandte nur durch individuelle Sympathie 
zusammengeführt werden”, annimmt, „daß die Fähigkeit, die 
Liebesneigung auf fremde Personen zu übertragen, unzureichend 
ist, während die Zuneigung zu Mitgliedern der eigenen Familie 
das normale Maß übersteigt” und die Frage aufwirft, „ob das 
Vorkommen von Verwandtenehen in gewissen Familien nicht 
seinerseits eine spezifische Ursache hat, ob nicht gerade in neu- 
ropathischen Familien eine eigentümliche Veranlagung dazu 
drängt, daß die Familienglieder untereinander heiraten”. Neben 
allen diesen Feststellungen und Erwägungen bleibt unbestritten, 
daß mit dem fortgesetzten inzestuösen und konsanguinen 
Umgang allem Anschein nach noch eine spezifische Gefahr für die 
Nachkommenschaft verbunden ist. Gruber und Rüdin ver- 
treten die Ansicht, daß „bei lange fortgesetzter engster Inzucht 
auch bei tadelloser Beschaffenheit des Keimplasmas eine Ab- 
nahme der Lebenskraft und Fruchtbarkeit der Nachkommen 
eintritt" und führen als Beleg die Beobachtungen von G. H. 
Shull an gekreuzt befruchtetem, selbstbefruchtetem und 
bastardierttem Mais an. Darwin und Herbert Spencer 
hatten die Inzestgefahr damit zu erklären versucht, daß eine 
Verminderung der biologischen Energie der beiderseitigen Keim- 
plasmen durch deren Einander-ähnlichwerden erfolge. Nach 
Rohleder lassen sich die schädlichen Folgen der konsan- 
guinen Zeugung bei Gesundheit der Zeugenden auf dreierlei 
Weise erklären: a) durch Störungen und Strukturveränderungen 
der organisch-morphologischen Konstruktion in den Eiweiß- 
molekülen, b) durch Störungen chemischer Art in den Kernen 
pers. Protoplasmata desEies resp. Samenfadens, c) durch Ver- 
änderungen der elektrischen Eigenschaften der Eiweißsubstan- 


13) So z. B. Karl Birnbaum, Die psychopathischen Ver- 
brecher. Berlin 1914. S. 161, Fußnote. 
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zen. Diese Erklärungsversuche Rohleders sind rein theore- 
tisch konstruiert und nicht durch irgendwelche Tatbestände ge- 
stützt. Im übrigen übersieht er bei seiner ganzen Stellung zu 
dem Problem die Schwierigkeit, Gesundheit im Sinne der 
Vollwertigkeit des Erbmaterials festzustellen; er nimmt sie an- 
scheinend schon dort an, wo Gesundheit im klinischen Sinne 
besteht. — Aber wie alledem auch sei. Den Stämmen und 
Geschlechtern vergangener Zeiten werden gewiß Fälle be- 
kannt geworden sein, bei denen schwere Schädigungen 
im Gefolge inzestuöser Verbindungen auftraten. Dieses zwar 
nicht sehr häufig, aber gerade darum dem unbefangenen Beob- 
achter besonders auffällig. Und zu der Unterscheidung zwi- 
schen dem post und dem propter waren die Menschen jin ver- 
gangenen Zeiten in der Regel wenig befähigt.) Ganz gewiß ist 
aber damit die Erscheinung nicht erklärt, daß aus der ursprüng- 
lichen Bevorzugung, zum mindesten unbeschränkten Freigabe 
des Inzestes sich eine allgemeine Abneigung gegen ihn und seine 
Untersagung herausgebildet haben. Eleutheropulos leug- 
net irgendwelche schlechte Erfahrungen als Ursache für diesen 
Wandel überhaupt und führt den Bruch mit der Inzestsitte nur 
auf „politische' Gründe zurück. 

Ich nehme mit Westermarck an, daß die sexuelle Ab- 
neigung zwischen Nächstverwandten ontogenetisch durch die 
Gewohnheit des dauernden Zusammenlebens 
in der Kindheit und Jugend sich entwickelt und daß die Inzest- 
abneigung auch im Leben der Menschheit und der Völker min- 
destens zum Teil aus sexueller Nichtschätzung und Gleichgiltig- 
keit resultiert. Spier sieht hierin sogar das allein Wesent- 
liche und Primäre, scheint mir aber damit die ökonomische 
Gruppe von Ursachen für die Entstehung des Inzestwiderwillens 
und -verbotes arg zu unterschätzen oder gar völlig zu verkennen. 
Luther erhob die Forderung, daß die Verwandtenehen bis zum 
dritten Grade zu untersagen seien, bekanntlich nicht „um des 

14) In dem umgekehrten Sinne wie in diesem Zusammenhange 
zeigt sich das auch in der bei primitiven Völkerschaften noch heute 
anzutreffenden Unkenntnis des Zusammenhanges zwischen Kohabi- 
tation und Zeugung. (S. z. B. Spencer: Native Tribes of the Nor- 
thern Territory of Australia. London 1914). S. auch den zusammen- 


fassenden Aufsatz von Fehlinger: Unkenntnis der Zeugung bei 
wilden Völkern. Arch. f. Sexualforschung, I, 2. 
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Gewissens willen, sondern um des bösen Exempels willen unter 
den geizigen Bauern; die würden um des Guts willen auch ihre 
nächsten Blutsfreunde nehmen”. Solche ökonomischen 
Erwägungen erkennt z. B. Thomas v. Aquino mit Recht in 
den Verboten der Eheschließung naher Verwandter als treibende 
Kraft: die Untersagung inzestuöser Ehen sollte die Aufrecht- 
erhaltung und Förderung zu enger Interessengemeinschaften 
verhindern, die Ausbreitung verwandtschaftlicher Beziehungen, 
insbesondere der Verschwägerung herbeiführen.) Er weist 
ferner darauf hin, daß für die unter demselben Dache aufwach- 
senden und hausenden Individuen die Gelegenheit und damit 
die Versuchung zu einem völlig ungeordneten geschlechtlichen 
Verkehr, der das Ehe- und Familienleben gänzlich vernichten 
müßte, überaus groß, fast unwiderstehlich sein würde, wenn 
nicht Sitte und Gesetz diesen Verkehr als Frevel verdammt 
hätten. Esist klar, daß diese Art Vorstellungen erst in verhält- 
nismäßig sehr später Zeit aufgetaucht sein können und wohl nur 
die schon längst bestehenden Inzestverbote nachträglich auch 
noch vom moralischen und religiösen Standpunkte aus begrün- 
den wollen. Ist doch der Begriff der Ehe- und Familienreinheit 
und das ethische Bedürfnis nach ihrem Schutz in der Ge- 
schichte der Menschheit sehr jungen Datums. Über die Be- 
deutung, die der Gedanke der Familienreinheit für die 
modernen Strafrechtsbestimmungen hat, wird noch zu sprechen 
sein; an dieser Stelle soll nur darauf hingewiesen werden, daß 
er in der Entwicklungsgeschichte der Inzestscheu nur eine 
problematische Rolle spielen kann. Die Sexualgeschichte der 
Menschheit ist doch vor allem eine Geschichte der 
Wiftschafts- und Gesellschaftsformen, und 
erst wenn diese und mit ihnen die Formen der Sexualbe- 
ziehungen sich herausgebildet haben, werden diese durch 


15) Es ist völkerpsychologisch von Interesse, in diesem Zusam- 
menhange daran zu erinnern, daß England das Land mit dem höch- 
sten Prozentsatz von Ehen unter nahen Verwandten ist und daß ins- 
besondere in der englischen Aristokratie auf 1000 Ehen 25 Verwandt- 
schaftsheiraten (meist zwischen Vetter und Base) entfallen; es ist da- 
für ausgesprochenermaßen die Tendenz zur Vermögenskonzentration 
ausschlaggebend (PoL-Anthropol. Revue Bd. 8 S. 432). Vergi. auch 
die Familientradition des Hauses Rothschild u. ä. 
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Moral, Religion und Recht zu Forderungen erhoben. it) Die 
ersten Spuren des so begründeten Verbotes der Blutschande 
sehe ich im Totemismus, in dem sich die äußeren — poli- 
tisch-ökonomischen — und die psychischen — abergläubisch- 
religiösen — Bedingungen für die Entstehung der Inzestscheu 
begegnen. 17) Damit ist die Ansicht Westermarcks, daß 
die Raubehe in erster Reihe der Abneigung gegen den Inzest 
entstammt, gut vereinbar.:®) 


16) Vergl. darüber Max Marcuse: Aus der Sexualökonomie 
der Urzeit. Die Umschau 1909, 47, und: Geschlechtstrieb und Liebe 
des Urmenschen. Sexual-Probleme 1909, 10. 


17) Vergl. hierzu Vierkandt, Das Problem der Familien- 
und Stammesorganisation der Naturvölker. Zeitschr. f. Sozialwissen- 
schaft 1908 — und vor allem Freud: „Fast überall, wo der Totem 
gilt, besteht auch das Gesetz, daß Mitglieder desselben Totem nicht 
in geschlechtliche Beziehung zueinander treten, also auch nicht ein- 
ander heiraten dürfen. Das ist die mit dem Totem verbundene Exo- 
gamie..... Da der Totem hereditär ist und durch die Heirat 
nicht verändert wird, so lassen sich die Folgen des Verbotes etwa 
bei mütterlicher Erblichkeit leicht übersehen. Gehört der Mann z.B. 
einem Clan mit dem Totem Känguruh an und heiratet eine Frau vom 
Totem Emu, so sind die Kinder, Knaben und Mädchen, alle Emu. 
Einem Sohne dieser Ehe wird also durch die Totemregel der inzestuöse 
Verkehr mit seiner Mutter und seinen Schwestern, die Emu sind wie 
er, unmöglich gemacht. (Dem Vater, der Känguruh ist, wird aber — 
wenigstens durch dieses Verbot — der Inzest mit seinen Töchtern, 
die Emu sind, frei gelassen. . . .) Es bedarf aber nur einer Mahnung, 
um einzusehen, daß die mit dem Totem verbundene Exogamie mehr 
leistet, also mehr bezweckt, als die Verhütung des Inzestes mit Mutter 
und Schwestern. Sie macht dem Manne auch die sexuelle Vereini- 
gung mit allen Frauen seiner eigenen Sippe unmöglich, also mit einer 
Anzahl von weiblichen Personen, die ihm nicht blutsverwandt sind, 
indem sie alle diese Frauen wie Blutsverwandte behandelt... ." 


18) Im übrigen leugnet Westermarck, daß die Menschen 
jemals im Inzest oder in Inzucht gelebt haben — im Widerspruch mit 
eigenen Urteilen, z.B. Zeitschr. f. Sozialwissenschaft 1908, 9, 555. Die 
Widerlegung seiner Ansicht s. z. B. bei Eleutheropulos. — Zu 
erwähnen ist auch die Ansicht Westermarcks, der an die art- 
verderbende Wirkung des Inzestes als solchen glaubt, daß im Laufe 
der Jahrtausende diejenigen unserer Vorfahren, welche den Inzest 
vermieden, überlebten, während die anderen verfielen und zugrunde 
gingen, so daß schließlich auf dem Wege der natürlichen Auslese sich 
ein allgemeiner Widerwille gegen inzestuöse Verbindungen ent- 
wickelte. 
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Interessant ist die psychologische Auffassung Freuds 
und Ranks über die Entwicklung von der allgemeinen Inzest- 
neigung zur allgemeinen Inzestscheu im Zusammenhange mit 
Religion und Mythos. An dem Werdegang der alten 
Religion sieht man, daß vieles, worauf der Mensch als Frevel 
verzichtet hatte, dem Gotte abgetreten und noch im Namen 
des Gottes erlaubt war, so daß die Überlassung an die Gottheit 
der Weg gewesen ist, auf dem sich der Mensch von der Herr- 
schaft sozialschädlicher Triebe befreite. So ist auch der all- 
gemein gestattete und im Leben noch nicht verpönte Inzest 
das Ursprüngliche, und seine beginnende Verdrängung erfolgt 
mit Hilfe der Abtretung an die Gottheit und späterhin an den 
für göttlich gehaltenen König, dem darum auch wie ursprüng- 
lich dem pater familias alles erlaubt war. Als aber auch diese 
königlichen Vorrechte unter dem Einflusse des Kulturfort- 
schrittes beseitigt werden sollten, da beriefen sich die an der 
Erhaltung ihrer Rechte interessierten Könige auf die göttlichen 
Vorbilder. „Sie taten aber damit indirekt nichts anderes, als 
daß sie auf das allgemein Menschliche dieser Regungen hin- 
wiesen und dem Volke bedeuteten, daß es ja einst selbst solche 
Ehen gutgeheißen habe. Mit diesem neuerlichen Durchbruch 
der ehemals mühsam verdrängten Regungen war eigentlich die 
Rolle der in rechtfertigenden Projektionen von Göttern gipfeln- 
den Religionsbildungen ausgespielt und es mußte die Gesetz- 
gebung mit Verbot und Strafe die Eindämmung dieser Regungen 
unternehmen” (Rank).:) In diesem Zusammenhange ist die 
von Storfer vertretene Auffassung beachtenswert, die das 
ursprüngliche jus primae noctis dem eigenen Vater zuspricht. 
Bei den Orang-Sakai und den östlichen Molukken nehmen nach 
den Berichten von Maclay die Väter noch jetzt das jus primae 
noctis bei ihren erwachsenen Töchtern in Anspruch.22) Wo, wie 


18) Vergl. hierzu auch Winckler; ferner den Bericht von 
Kubary über einen Häuptling auf den Paulainseln, der seine leib- 
liche Tochter heiratete gegen Willen und Sitte seines Stammes; „in- 
dessen er trotzte der öffentlichen Meinung, und sittlich und gesetz- 
lich konnte er nicht belangt werden” (zit. von Bastian, Die mikro- 
nesischen Kolonien; nach Vierkandt, Führende Individuen bei 
den Naturvölkern. Zeitschr. f. Sozialwissenschaften 1908, 547). 

2) Die symbolische Defloration der Tochter durch den 
Vater erfolgt z. B. bei den Esthen [Reitzenstein, Zeitschr. í. 
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das für primitive Völkerschaften in Australien, in Südindien, 
für die Eskimos u. a. sicher dargetan ist (J. Kohler), die 
Defloration vor der Ehe durch einen Priester geschieht, der ja 
zugleich Vertreter der göttlichen und väterlichen Autorität ist, 
da wird der Entwicklungsgang, den diese ganze Erscheinung 
genommen hat, vielleicht besonders deutlich. 

Aus der vorliegenden Darlegung dürfte wohl klar hervor- 
gegangen sein, daß die Entstehung des Abscheus vor dem Inzest, 
deren Soziologie und Völkerpsychologie noch sehr problema- 
tisch und eine der „groBen Kontroversen der urgeschichtlichen 
Forschung” (Gustav Schmoller) ist. Unsere Kenntnis 
der Tatsachen ist nicht gering, aber unzureichend für ihre ein- 
deutige Inbeziehungsetzung zueinander und zu den gegenwär- 
tigen Tatbeständen. Nur die Feststellung sei als gesichert an 
dieser Stelle wiederholt: Der Begriff und die Vor- 
stellung der sogen. Blutschande ist in der 
Menschheitsgeschichte relativ jungen Da- 
tums, der Abscheu vor ihr ein Kulturprodukt 
und die gegenteilige Ansicht, daß er ein auf stammesgeschicht- 
licher Vererbung beruhender, auf das Menschengeschlecht über- 
kommener natürlicher Instinkt sei, falsch. 


II. 


Nicht minder schwierig als die Frage nach der Entstehung 
und den Ursachen der Inzestscheu in der Menschheitsgeschichte 
ist die nach ihren individuellen Wurzeln, ihrer Onto- 
genese bei den normalen Menschen der Gegenwart. Das 
Nächstliegende scheint auch hier, an einen erblich überkomme- 
nen Instinkt zu denken. Die gewonnene Einsicht, daß die Ab- 
neigung gegen den Inzest der Menschheit im ganzen 
nicht eingeboren sein könne, sondern erst von ihr hat erwor- 
ben werden müssen, würde nicht unbedingt der Vorstellung im 
Wege stehen, daß sie nun schon seit langen Zeiten dem Ein- 


Eihnologie 43, 675). Gar nichts Seltenes ist bei primitiven Völkern 
das jus primae noctis an der Schwiegertochter; s. z. B. die 
— infolge RG.-Entscheidung vom 27. Oktober 1914 (2 D. 412/14) leider 
zum weitaus größten Teil vernichteten — Werke und Beiwerke zur 
Anthrophyteia von Friedrich S. Krauß. 
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zelnen in Fleisch und Blut übergegangen sei und von ihm 
weiter vererbt wird. Freilich mit Weißmanns Lehre von 
der Kontinuität des Keimplasmas dürfte solcher Widerspruch 
nicht ohne weiteres zu vereinigen sein — aber theoretischer 
Auseinandersetzungen über diese Frage bedarf es um so weni- 
ger, als unbefangene Beobachtungen klar erkennen lassen, daß 
von einer dem Individuum eingeborenen Inzestscheu auch in 
der Menschheit von heute nicht die Rede sein kann. 

Das Kind hat keine Vorstellung von dem Unerlaubtsein 
sexueller Beziehungen zwischen Eltern und Kindern oder zwi- 
schen Geschwistern, noch weniger einen Begriff von den Grün- 
den dieses Verbotes, und die Inzestscheu muß ihm erst „aner- 
zogen” werden. Wo oder solange diese Erziehung fehlt — Er- 
ziehung nicht im Sinne bewußter pädagogischer Belehrung und 
Beispielgebung, sondern im Sinne der rationalisierenden und 
zivilisierenden Beeinflussung durch die Umwelt überhaupt —, 
scheut es vor inzestuösen Handlungen nicht zurück, kennt in 
seiner Unbefangenheit keinen Unterschied zwischen seiner 
Liebe zu den Eltern und Geschwistern einerseits und. sexueller 
Liebe andererseits und wertet geschlechtliche Handlungen — 
wenn es zu einer Wertung überhaupt schon reif genug ist, das 
Stadium der „kindlichen Unschuld” also bereits hinter sich hat 
— inzestuösen und nichtinzestuösen Charakters gleich. Die 
Entwicklung der Inzestscheu beim Kinde ist ein besonders deut- 
licher Beleg für die Ansicht von Moll, daß zwar das Scham- 
gefühl, d. h. die Fähigkeit sich zu schämen, dem Menschen an- 
geboren ist, die Objekte des Sehamgefühls aber erst durch spä- 
tere Einwirkungen bestimmt werden. Es ist z. B. etwas ganz 
Gewöhnliches, daß in Ermangelung einer Aufsicht oder bei 
üblen Wohnverhältnissen Geschwister miteinander sexuelle 
Scherze treiben, bei denen es nur von Zufälligkeiten der Situa- 
tion oder dem Grade der geschlechtlichen Reife abhängt, ob es 
zum Beischlaf oder beischlafähnlichen Handlungen kommt. Es 
handelt sich in den hier gedachten Fällen nicht etwa um 
irgendwelche Abnormitäten oder Entartungen, sondern um psy- 
chisch ganz gesunde Kinder. 

So weit hat das nichts mit Freud und seiner Lehre zu 
tun. Diese geht vielmehr über die beobachteten Tatsächlich- 
keiten und die Ansicht von der Unbefangenheit des 
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noch „unerzogenen” Individuums gegenüber dem Inzest weit 
hinaus, indem sie geradezu eine Vorliebe für den Inzest 
bei den Kindern annimmt und nicht nur die Ererbtheit und Ver- 
erbbarkeit der Inzestscheu leugnet, sondern umgekehrt die posi- 
tive Inzestneigung für einen vererbten, natürlichen Instinkt 
hält. Freud schließt das erstens aus der Analogie zwi- 
schen Phylogenese und Ontogenese,?*:) zweitens 
und vor allem aus der Seelenanalyse der Neuro- 
tiker, „die mit ihrer Unfähigkeit, die infantile Libido von den 
allernächsten Verwandten abzulösen, uns nur ein Stück archai- 
schen Liebeslebens vorführen, dessen glückliche Überwindung 
den meisten Menschen nur auf Kosten eines solchen über- 
triebenen Abscheus möglich geworden ist" (Rank). In diesem 
Sinne faßt Freud auch die starke Inzestscheu mancher wilden 
Stämme als Abwehrausdruck auf. Im übrigen wird Freuds 
Standpunkt zu der Frage nach der individuellen Wurzel und 
Entwicklung der Inzestscheu am besten durch seine eigenen 
Darlegungen erhellt. Nach ihm ist die Nahrungsaufnahme des 
Säuglings eine Sexualbefriedigung — die ursprünglichste des 
Menschen; der Zeit der Säuglingssexualität folgt die meist auto- 
erotische Latenz- oder Aufschubperiode, in der die Zeit ge- 
wonnen wird, „neben anderen Sexualhemmnissen die Inzest- 
schranke aufzurichten, jene moralischen Vorschriften in sich 
aufzunehmen, welche die geliebten Personen der Kindheit als 
Blutsverwandte ausdrücklich von der Objektwahl ausschließen. .. 
Die Objektwahl wird aber zunächst in der Vorstellung vollzogen 
und das Geschlechtsleben der eben reifenden Jugend hat kaum 
einen anderen Spielraum, als sich in Phantasien, d. h. in nicht 
zur Ausführung bestimmten Vorstellungen zu ergehen. In diesen 
Phantasien treten bei allen Menschen die infantilen Neigungen, 
nun durch den somatischen Nachdruck verstärkt, wieder auf, 
und unter ihnen in gesetzmäßiger Häufigkeit und an erster Stelle 
die meist bereits durch die Geschlechtsanziehung differenzierte 
Sexualregung des Kindes für die Eltern, des Sohnes für die 
Mutter und der Tochter für den Vater. Gleichzeitig mit der 
Überwindung und Verwertung dieser deutlich inzestuösen 


21) Vergl. hierzu L u c k a s „psychogenetisches Grundgesetz" nach 
Analogie des Haeckelschen „biogenetischen"! 


— 16 — 


Phantasien wird eine der bedeutsamsten, aber auch schmerz- 
haftesten psychischen Leistungen der Pubertätszeit vollzogen, 
die Ablösung von der Autorität der Eltern, durch welche erst 
der für den Kulturfortschritt so wichtige Gegensatz der neuen 
Generation zur alten geschaffen wird. Auf jeder der Stationen 
des Entwicklungsganges, den die Individuen durchmachen 
sollen, wird eine Anzahl derselben zurückgehalten, und so gibt 
es auch Personen, welche die Autorität der Eltern nie über- 
wunden und ihre Zärtlichkeit von denselben nicht oder nur sehr 
unvollständig zurückgezogen haben. Es sind zumeist Mädchen, 
die so zur Freude der Eltern weit über die Pubertät hinaus bei 
der vollen Kindesliebe verbleiben, und da wird es denn sehr 
lehrreich, zu finden, daß es diesen Mädchen in ihrer späteren 
Ehe an dem Vermögen gebricht, ihren Männern das Gebührende 
zu schenken. Sie werden kühle Ehefrauen und bleiben sexuell 
anästhetisch. Man lernt daraus, daß die anscheinend nicht 
sexuelle Liebe zu den Eltern und die geschlechtliche Liebe aus 
denselben Quellen gespeist werden, d. h. die erstere nur einer 
infantilen Fixierung der Libido entspricht.” ®?) Unter den in- 
zestuösen Phantasien des Kindes hat nach Freud der sogen. 
Ödipuskomplex die größte Bedeutung, denn ihm kommt 
für die spätere Objektwahl und den gesamten sexuellen Ent- 
wicklungsgang des Individuums die wichtigste Rolle zu, und er 
beherrscht nicht etwa nur den Sohn, sondern auch die Mutter. 
Sie bedenkt „das Kind selbst mit Gefühlen, die aus ihrem 
Sexualleben stammen” und nimmt es „ganz deutlich zum Er- 
satz für ein vollgültiges Sexualobjekt". Neben seiner Ansicht 
von der Existenz einer infantilen, überdies „polymorph per- 


22) J Moses, im übrigen ein Gegner der Freudschen Theorien, 
hat an den ihm zur ärztlich-psychologischen Untersuchung über- 
wiesenen Fürsorgezöglingen die Beobachtung gemacht, „daß gerade 
bei Mädchen weit über die Kinder- und Pubertätsjahre hinaus dem 
Vater gegenüber eine Zärtlichkeit beibehalten wird, die einen eroti- 
schen Einschlag hat und die Mädchen zur Liebe und Ehe ungeeignet 
macht". Ihm „ist in den Fällen jugendlicher Verwahrlosung und 
Kriminalität wiederholt aufgefallen, daß Mädchen dem Vater, selbst 
wenn sie von diesem schlecht und streng behandelt werden, mit grö- 
Berer Liebe anhängen als der sie verwöhnenden Mutter, gegen die 
Gefühle der Antipathie, die wohl nicht frei von Eifersucht waren, be- 
standen. 
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versen” Sexualität überhaupt und von der Übereinstimmung 
der anscheinend völlig asexuellen Kindesliebe zu Eltern und 
Geschwistern mit der: Geschlechtsliebe hat gerade die Gleich- 
setzung der „heiligen’’ Mutterliebe mit sexuellen Trieben und 
Betätigungen die stärkste Gegnerschaft hervorgerufen. Indes 
ist für die unbefangene Beobachtung eine weitgehende Analogie 
mit dem Verhältnis zwischen der säugenden Mutter und ihrem 
Kinde unverkennbar. Havelock Ellis verweist auf sie fol- 
gendermaßen: „Die Mutter verdankt dem Kinde die angenehme 
Entlastung ihrer gespannten Brüste, und wenn auf höherer gei- 
stiger Stufe feinere intellektuelle Momente diese Seite der 
natürlichen Ernährung in den Hintergrund drängen, ist in primi- 
tiveren Verhältnissen und bei Tieren das Bedürfnis nach dieser 
Erleichterung ein wirkliches Band zwischen der Mutter und 
ihrer Nachkommenschaft.” ®) Auch H. E. Ziegler behaup- 
tet, „daß die Liebe zwischen den Geschlechtern psychologisch 
verwandt ist mit der Liebe zwischen Eltern und Kindern und 
phyletisch aus der letzteren abgeleitet werden muß”, und auf 
Grund ungemein interessanter vergleichend-biologischer Be- 
trachtungen, denen die r e u d schen Theorien ganz fern liegen, 
anscheinend sogar fremd sind, kommt er zu dem Schluß, daß 
nicht der Begattungstrieb, sondern die Liebe in der Entwick- 
lungsgeschichte des Stammes wie des Individuums das Primäre 
ist: „Der phyletische Ursprung der wahren Liebe liegt in 
der Mutterliebe. Diese wurzelt am tiefsten und erhält sich 
unter den schwierigsten Umständen. Aus der Mutterliebe ist 
phyletisch sowohl die Vaterliebe abzuleiten als auch die gegen- 
seitige Liebe der Geschlechter. Die letztere steht zwar in 
Wechselbeziehungen zu dem Begattungstrieb, aber muß doch 
von demselben getrennt betrachtet werden, da sie phyletisch 
nicht aus ihm hervorgegangen ist.” *) Die Bedeutung seiner 


22) Der weiteren Kennzeichnung der Analogie durch Ellis, daß 
„die erektile Warze dem erektilen Penis”, „der gierige, wässernde 
Mund des Säuglings der feuchten, zuckenden Vulva, die lebensspen- 
dende albuminöse Milch dem lebenzeugenden albuminösen Sperma” 
entspreche, wird man nicht leicht folgen wollen. 


2) Über die Wesensverschiedenheit, nicht nur die entwick- 
lungsgeschichtlichen Differenzen zwischen Liebe und Begattungstrieb 
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Auffassung für die Frage nach der Individualpsychologie und 
der Ontogenese der Inzestscheu wird von Ziegler gar nicht 
beachtet, leuchtet aber im Zusammenhange mit den Lehren 
Freuds ohne weiteres ein. Ich teile aber weder des einen, 
noch des anderen Meinung Analogien bedeuten 
nicht Identitäten. Daß die Kinder- sowie die Eltern- 
liebe sexuell gefärbt ist, scheint mir z. B. schon durch die fast 
regelmäßig anzutreffende größere Hinneigung des Vaters zur 
Tochter,?%) der Mutter zum Sohne und umgekehrt wahrschein- 
lich gemacht. Daß die Stillung und Pflege des Säuglings für 
die Mutter einen teilweisen Ersatz: sexueller Betätigung dar- 
stellen kann, ist nicht zweifelhaft.?) Aber darüber hinaus allen 
diesen Beziehungen einen sexuellen Charakter zuzuerkennen, 
sie ihrem Wesen nach als sexuell aufzufassen, ist m. E. ver- 
fehlt. Richtig ist nur, daß die Liebe, also ein rein psychi- 
scher Vorgang oder Zustand, im wesentlichen sich gleich- 
bleibt, unabhängig davon, wer sie empfindet und zu wem sie 
empfunden wird;?®) und so ist die Liebe der Eltern zu den Kin- 
dern und umgekehrt, der Geschwister untereinander zunächst 
nichts anderes als die Liebe zwischen Mann und Weib, aber 
etwas sehr anderes als die körperlich-sinnliche Anziehung zwi- 
schen letzteren und als der zwischen ihnen vorhandene Trieb zu 
geschlechtlicher Vereinigung. Darum ist auch m. E. die 
Freudsche Konstruierung einer infantilen Sexualität in 


vergl. Rosenthal, Die Liebe, ihr Wesen und ihr Wert. Breslau 
1912; Lucca, Die drei Stufen der Erotik. Berlin und Leipzig 
1913; H. v. Müller, Liebe und Geschlechtstrieb. Sexual-Probleme 
1914, 12. — Dagegen: L. v. Wiese, Sociologische Betrachtungen 
über das Wesen der Askese. Arch. f. Sexualforsch., I, 1. 

24a) Hierzu vgl. auch Sadger: Die Bedeutung des Vaters für 
das Schicksal der Tochter. Archiv für Frauenkunde und Eugenik. 
Bd. I, No. 3. 

233) Wie die Schwangerschaft, so wirkt auch die Laktation indi- 
viduell außerordentlich verschieden auf die Libido und den Orgasmus 
des Weibes. Manche erkennen an dem plötzlichen Ausbleiben einer 
sonst normalen Libido mit Sicherheit eine erfolgte Konzeption. 
andere lernen die Libido und vor allem den Orgasmus erst während 
der Schwangerschaft kennen; ganz ähnlich verschiedenartige Ein- 
flüsse hat das Stillen auf das Sexualleben der Frau. 

22) Selbstverständlich nicht unabhängig von der Indi- 
dualität der Betreffenden. 
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ı seinem Sinne irrtümlich und verwirrend. ?7) Selbstredend sind 
diejenigen im Unrecht, die die Existenz des Sexuellen beim 
Kinde überhaupt leugnen, ihre Annahme als einen Frevel gegen 
die Heiligkeit und Unschuld der Kindesseele erklären und erst 
mit der Pubertät die Sexualität entstehen lassen wollen. In 
Wahrheit „erwacht" sie um diese Zeit nur, und was dann ver- 
hältnismäßig plötzlich erkennbar wird, hat sich bis dahin latent 
und sehr langsam entwickelt. Der Geschlechtstrieb ist in ovo 
angelegt. Das sind aber Zähne, Brüste, alle intellektuellen 
Fähigkeiten auch. Ihr vorzeitiges Auftreten ist nicht weniger 

 abnorm als eine infantile Sexualität im F r eu d schen Sinne. 
Somit vermag ich auch die angebliche positive Inzestneigung 
der Kinder und die Freudsche Auffassung von den indivi- 
duellen Wurzeln der Inzestscheu nicht anzuerkennen. Ihre Be- 
gründung mit den Ergebnissen der an Neurotikern unternom- 
menen Psychoanalysen ist wegen deren falscher, zum minde- 
sten als brauchbar nicht im entferntesten bewiesener Methode 
vollends hinfällig.?®) 

Ich bin der Meinung, daß das normale Kind ?°) mindestens 
bis zum achten Jahre Neigungen und Gefühle, die mit Recht als 
sexuelle zu bezeichnen wären, nicht kennt.?%%) Im Durchschnitt 

?7) Vergl. hierzu auch: L. W. Weber, Die Bedeutung der Sug- 
gestion und anderer psychischer Momente im Sexualleben. Archiv 
i. Sexualforschung Bd. I, 1. 

2) Die Unzulänglichkeit der psychoanalytischen Methode wird 
u. a. dadurch veranschaulicht, daß Alfred Adler (Über den ner- 
vösen Charakter, Wiesbaden 1912) ebenfalls auf Grund 
psychoanalytischer Erfahrungen den Ödipuskom- 
plex auf eine Fiktion, eine Erinnerungsfälschung der Patien- 
ten zurückführt, die diese zu ihrer ‚Sicherung gewählt haben. 
Sehr zutreffend äußert Adler sich dahin, daß der sogen. Inzest- 
komplex lediglich die Übertragung der kindlichen Liebesbezie- 
hungen zu Vater und Mutter in ein sexuelles Schema darstellt. 

22) Über „das Sexualleben des Kindes” siehe vor allem das Buch 
mit gleichem Titel von A. Moll, Berlin 1909. 

292) „Knaben und Mädchen haben allerdings schon sehr frühzeitig 
ein deutliches Interesse für ihre Genitalien und begucken sie sich 
gegenseitig z. B. beim Urinieren mit unverkennbarer Neugierde; auf 
der Straße kann man das beliebig oft beobachten. Dieses Interesse 
und diese Neugierde gelten aber ganz sicher den Genitalien nicht als 
Sexual-, sondern als Exkretionsorganen und sind in keiner Weisc 
sexuell betont.” Max Marcuse, Sexualphysiologie und Sexual- 
psychologie des Weibes. Sexual-Probleme 1914, 12. 
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wird man frühestens vom zehnten bis zwölften Jahre ab davon 
sprechen können. Auf die sexuell neutrale erste Lebensperiode 
folgt dann das Stadium, das Dessoir das sexuell undiffe- 
renzierte genannt hat. In ihm treten die ersten sexuellen Triebe 
auf, die gewöhnlich noch nicht auf ein bestimmtes Ziel gerich- 
tet sind, vielmehr durch allerhand äußere Zufälligkeiten sehr 
leicht sich beeinflussen lassen und nach der Richtung des ge- 
ringsten Widerstandes sich geltend machen — sei es, wie das in 
günstigen Umweltverhältnissen die Regel ist, nur in der Phan- 
tasie, sei es in Betätigungen. Den geringsten Widerstand findet 
der Geschlechtstrieb des Kindes aber meist nach der unmittel- 
baren Umgebung hin, zu seinen nächsten Angehörigen, auf die 
seine sexuellen Empfindungen zu übertragen, für das Kind das 
Nächstliegende ist. Anti-Instinkte, „natürliche” Hemmungen 
stehen dem nicht entgegen.?°) 


Wie entwickelt sich nun aber trotzdem der gegen den In- 
zest gerichtete Widerwille, der jedem einigermaßen normalen 
Menschen eigen zu sein scheint, und der allgemeine Schrecken 
vor der „Blutschande”? Es ist nach meinen Ausführungen nur 
selbstverständlich, daß ich der sogen. „Stimme des Blu- 
tes” eine irgendwie entscheidende Bedeutung für diesen 
Entwicklungsprozeß abspreche. Es ist für mich nicht zweifel- 
haft, daß gerade diejenigen in zahlreichen Märchen und Sagen 
wiederkehrenden inzestuösen Phantasien, die Bruder und 
Schwester — in früher Kindheit voneinander getrennt — im 
späteren Leben einander unerkannt sich begegnen und lieben 
lassen, wenn auch nicht nennenswert häufigen tatsächlichen 
Vorkommnissen, so doch durchaus den Möglichkeiten des realen 
Lebens entsprechen. Geschwister, die in sehr jungen Jahren 
auseinander kommen, sich erst wieder als Mann und Weib tref- 
fen, ohne zu wissen, wer sie sind, können ganz gewiß gegen- 
seitig sexuell stark angezogen werden und ohne irgendwelche 
entgegenwirkende Instinkte „Blutschande” treiben. Das gilt 
m. E. ebenso von den Beziehungen zwischen Vater und Toch- 


3) Nicht ganz unmißverständlich drückt Wulffen wohl den- 
selben Gedanken aus, wenn er sagt, daß der Sexualtrieb um diese 
Zeit sein Objekt erst noch sucht und dabei zuweilen „aus natürlichen 


Gründen fehl geht". 
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ter 31) und zwischen Mutter und Sohn. Ich bin nämlich auch 
bezüglich der letzteren anderer Ansicht als der allgemein herr- 
schenden, insbesondere auch als der oben erwähnten von H. E. 
Ziegler. Ich halte die Mutterliebe nicht für einen einge- 
borenen natürlichen Instinkt, nicht für einen elemen- 
taren Trieb, sondern für ein durch Erziehung und Bildung er- 
worbenes, durch Ernährung, Pflege und Aufzucht des Kindes 
entwickeltes Gefühl. Der sog. Mutterinstinkt ist, wie bei den Tie- 
ren auch, m. E. vor allem ein Brut- und Fürsorge-Instinkt, das Be- 
dürfnis des Weibes, ein Individuum gleichzeitig zu beherrschen und 
zu liebkosen, kurz: nach dem „Bemuttern”, dessen Betätigung den 
Empfindungskomplex allmählich sich heranbilden läßt, den wir 
Mutterliebe nennen. Die im allgemeinen zu beobachtende 
Gleichgültigkeit und Hilflosigkeit der schwangeren Frau gegen- 
über der Frucht — was die werdende Mutter dem Fötus an Ge- 
fühlen entgegenbringt, ist Freude, Hoffnung, Angst und man- 
cherlei noch, aber nicht „Mutterliebe' —, das in der Regel so- 
gar noch dem Neugeborenen gegenüber durchaus fehlende Be- 
wußtsein einer persönlichen Beziehung sprechen neben vielem 
anderen dafür, daß die Annahme eines primären mütterlichen 
Instinktes ein Irrtum ist.) Und wird das Neugeborene von der 
Mutter entfernt, so wird sich irgendein individuell objektivier- 
tes Muttergefühl nicht entwickeln können, genau so wenig wie 
ein solches Kindesgefühl. Führt dann das spätere Leben Mutter 
und Kind zusammen, so wird es — ganz wie in den Märchen und 
Mythen — erst äußerer Umstände bedürfen, um eine Erkennung 
herbeizuführen. Man denke auch an die große Mehrzahl der 
ledigen Mütter und die anderen wider Wunsch Mütter gewor- 
denen Frauen, bei denen, ohne daß hier von irgendeiner „Ent- 
artung‘ gesprochen werden dürfte, von Mutterliebe und mütter- 


31) Für diese sogar ganz besonders. Aus der Tageschronik sind 
nicht wenige Fälle eines unbewußten Inzestes von Vater und 
Tochter bekannt, die durch instinktive Objektwahl zwischen den beiden 
charakterisiert sind. S. z. B. Fälle 12 und 13 bei Rank; über die 
bewußte Liebeswahl zwischen Vater und Tochter s. Ab- 
schnitt II. 


32) Vergl. hierzu Näcke, Gering entwickeltes Muttergefühl. 
H. Groß’ Archiv Bd. 54, 367. 
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lichen Instinkten nichts zu finden ist.??2) Lehrreicher noch für das, 
was ich hier aufzuzeigen beabsichtige, nämlich die Problematik 
der „Stimme des Blutes”, ist die alltägliche Erfahrung mit den 
unehelichen Vätern, die für ihr illegitimes Kind in der Regel 
nicht die leiseste väterliche Empfindung haben, denen es viel- 
mehr immer fremd bleibt und höchstens das Gefühl einer Ver- 
pflichtung erweckt. Dieselben Männer hängen dagegen aa 
ihren ehelichen Kindern, die innerhalb eines geordneten Fami- 
lienlebens um sie aufwachsen, meist mit Liebe und Zärtlich- 
keit, mindestens mit einem als selbstverständlich geltenden Ge- 
fühl väterlicher Zuneigung und Fürsorglichkeit.e Und — was 
mir den Ring der Gründe gegen die entscheidende Bedeutung 
der Blutsgemeinschaft als solcher für die Entwicklung der indi- 
viduellen Inzestscheu zu schließen scheint, und worauf auch 
Westermarck hinweist —: zwischen Adoptiveltern und 
-kindern und zwischen Adoptivgeschwistern, die von frühester 
Zeit an beieinander sind im gemeinsamen Familienleben, ent- 
wickelt sich dasselbe „Verwandtschaftsgefühl” wie zwischen 
leiblichen Angehörigen. Es ist das Streben guter Adoptiv- 
eltern, die Kinder ganz in dem Glauben und Gefühl ihrer leib- 
lichen Kindschaft aufwachsen zu lassen, und sie dürfen sich 
häufig später rühmen, „es selbst nicht anders zu wissen”. So 
bildet sich auch zwischen Adoptivangehörigen die Scheu vor 
sexueller Vermischung bei sonst gleich intimer 
Familiengemeinschaft geradeso aus wie zwischen 
Blutsverwandten. Was anders ist und anders beurteilt wird, 
ist im wesentlichen nur durch den Gedanken bewirkt, daß ja 
Blutsverwandtschaft gar nicht vorliegt, Blutschande gar nicht 
erfolgen kann. Primäre Gefühlsdifferenzen bestehen nicht. Wo 
sie zu bestehen scheinen, hat das Wissen um den Zusammen- 
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322) Das psychische Band von der Mutter zu ihrem Kinde wird 
überHaupt erst durch das Stillen geschaffen. Nicht die Tatsache 
des Gebärerinseins. sondern das Säugegeschäft ist die psychologisch- 
biologische Bedingung für die eigentliche Mutterliebe. Man kann 
von einer solchen eher bei der Amme gegenüber ihrem Milchkinde. 
als bei der Mutter gegenüber ihrem leiblichen Kinde sprechen, wenn 
sie es nicht selbst gesäugt hat. 
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hang der Dinge die Entwicklung der Gefühle beeinträchtigt 
oder gehindert.) 

Unter diesen Umständen halte ich auch die Erklärung 
Seidels für sehr unbefriedigend, daß „die Grundlage des gan- 
zen Gefühlskomplexes offenbar die ursprüngliche 
Identität der nächsten Blutsverwandten” sei. Das Kind 
ist angeblich eins mit Vater und Mutter, nur „eine neue Aus- 
gabe” von ihnen, und Eltern und Kinder sehen ineinander sich 
selbst. „Sich selbst aber begehrt man normalerweise nicht 
geschlechtlich”, während in dieser Identität andererseits der 
Grund für die Liebe unter Blutsverwandten liegt, die nichts 
ist als Liebe zu sich selbst. All das gelte auch — mit einer ge- 
wissen graduellen Abschwächung — für Bruder und. Schwester, 
und damit sei auch begreiflich, daß sowohl der Abscheu vor 
dem Inzest wie die verwandtschaftliche Liebe um so schwächer 
wird, je entfernter die Verwandtschaft ist. 

Erfahrungen und Erwägungen bestätigen die schon im 
“sten Abschnitt ausgesprochene Ansicht, daß die sexuelle Abnei- 
sung zwischen Nächstverwandten infolge der Gewohnheit 
des dauernden Zusammenlebens entsteht, weil 
das beständige Beieinandersein von Kindheit 
an sinnliche Reize und Wünsche zueinander 
nicht aufkommen und das Sexuelle an der 
Persönlichkeit des Bruders oder der Schwe- 
ster, des Vaters oder der Mutter gar nicht 
fühlen läßt.) Erweckt es doch — freilich unter der Ein- 


3) Etwas anderes und für das vorliegende Problem unerheb- 
liches ist die Tatsache, daß Adoptivkinder selbstredend eine ganz 
andere Erbmasse in sich tragen, infolgedessen oft „aus der Art", d.h. 
in ihre eigene Art schlagen und dadurch die Fremdheit zu den Adop- 
tiveltern und -geschwistern erhalten und gefördert und nicht selten 
auch dem bis dahin Ahnungslosen bewußt wird. Die Ursache hier- 
für liegt dann freilich „im Blut”, das allen Umwelt-Einwirkungen zum 
Trotz sich durchsetzt, bedeutet aber nichts für die Vorstellung von 
dem instinktiven Erkennen der Blutsgemeinschaft. — Vergl. hierzu: 
Max Marcuse, Zur Adoption unehelicher Kinder. Soziale Medi- 
zin und Hygiene Bd. I, 1906. 

#) Vergl. auch Spier-Irving: .„.... Wer aber in der Familie 
immer die weiblichen oder männlichen Mitglieder um sich sieht, wer ihr 
Aufwachsen erlebt hat, der kommt kaum zu der Situation, wo sich in ihm 
eine sexuelleRegung bemerkbar machen könnte. Es gehen alle Eindrücke, 
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wirkung noch anderer Strebungen — in der Regel schon pein- 
liche Empfindungen, sich seine intimsten Angehörigen über- 
haupt als Geschlechtswesen vorzustellen; man wünscht oder 
fingiert sie sich gern als asexuell. In bezug auf einen selbst ist 
jedenfalls das Geschlechtliche an ihnen einfach nicht vorhan- 
den, man ist gegenseitig sexuell abgestumpft. So sehe ich die 
individuelle Wurzel der Inzestscheu nicht wie die Psychoana- 
lytiker in einer positiven Inzestneigung, sondern in der Inzest- 
gleichgültigkeit, in zweifachem Sinne. Anfänglich be- 
steht die Gleichgültigkeit darin, daß der erwachende Ge- 
schlechtstrieb sich den nächsten Verwandten gegenüber nicht 
anders verhält — wenigstens unter rein natürlichen Bedingungen 
- — wie gegenüber einem fremden Individuum; bei fortschreiten- 
der Entwicklung wird er dann gegenüber den beständig ihn um- 
gebenden Objekten gleichgültig, d. h. er wird durch sie nicht 
mehr erregt. Von hier zur Abneigung, zum Widerwillen gegen 
inzestuöse Handlungen ist der Weg nur kurz.) Erziehung und 
Vernunft kürzen ihn noch mehr und fixieren das Ziel, die 


auch die sexuellen, derart ineinander, daß sich keiner differenziert 
und zum Bewußtsein kommt. Alles geht den gewöhnlichen Gang der 
üblichen Empfindungen. Es wiederholt sich fast genau die Serie der 
täglichen Gefühle. Die Sexualität bekommt keinen Grund zu ankern.” 


s) Rohleder, der die Genese der Inzestscheu ähnlich erklärt 
wie ich, macht auf die Analogie zu der abstumpfenden Wirkung der 
dauernden monogamischen Gemeinschaft auf die Libido der Ehe- 
gatten aufmerksam, indem er schreibt: „Wie oft habe ich beobachtet, 
wenn eine Ehe aus reiner sinnlicher Zuneigung geschlossen wird, in 
sogen. Liebesheiraten, wo also gleichsam nur der sexuelle Rausch die 
treibende Kraft zur Verehelichung ist, wird doch langsam aber sicher 
durch das ständige sexuelle Zusammenleben die Libido übersättigt. 
Der polygamische Sexualtrieb ist es, der vermittels der Erziehung zur 
Abneigung gegen den Inzest führt, aber auch zur sexuellen 
Anästhesie in der Ehe". Das ist richtig, berücksichtigt aber gar 
nicht den erheblichen Unterschied, der darin liegt, daß die 
Ehegatten vor allem deshalb gegenseitig die sexuelle Anziehungskraft 
einbüßen, weil sie geschlechtlich aneinander gewöhnt sind und sich 
in dieser Hinsicht nichts Neues, d. h. Reizvolles zu bieten haben, 
während bei den Blutsverwandten ja ein geschlechtliches Kennen- 
lernen nicht stattfindet und die Abstumpfung schon durch die 
dauernde soziale Gemeinschaft erfolgt. Diese Unterschiede sind 
freilich wohl nur durch die äußeren Umstände bedingt, jedenfalls nicht 
wesentlicher Natur. i 
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strengste Beachtung der Inzestschranke, noch schärfer, und der 
normale Mensch ist sich der zurückgelegten Stadien kaum mehr 
bewußt. Wo die Erziehung fehlt, Not die Sitte bricht, die Ver- 
nunft sich nicht einstellt, die Sexualkonstitiution abnorm ist, da 
wird dann leicht das Moralgesetz übertreten, das die geschlecht- 
liche Verbindung von Blutsverwandten verbietet, und es resul- 
tieren Handlungen, „die unsere Kultur als Perversionen und 
Verbrechen qualifiziert" (Rank). 


II. 


Aus der Genese der Inzestscheu ergeben sich die meisten 
Hinweise auch für die Ursachen des Inzestes selbst. 
Sie bedürfen kaum einer besonderen Darstellung und Erläute- 
rung, soweit es sich um inzestuöse Handlungen zwischen unbe- 
aufsichtigten Kindern handelt. Sie sind, wie die sexuellen 
Handlungen des Kindesalters überhaupt, in der Regel ent- 
weder harmlose Spielereien oder nicht ganz so harmlose, aber 
nicht im entferntesten tragisch zu nehmende Unarten. Nur in 
der Minderzahl der Fälle sind sie das Zeichen einer groben Ver- 
wahrlosung, einer psychopathischen Konstitution oder gar einer 
psychischen Erkrankung. Wo Kinder den ehelichen Verkehr 
ihrer Eltern oder anderer erwachsener Angehörigen mitansehen, 
ist es beinahe selbstverständlich, daß sie es auch einmal mitein- 
ander probieren; die Gelegenheit führt dann häufig zur Ge- 
wohnheit. Schlafen heranreifende Geschwister verschiedenen 
Geschlechts — von denen gleichen Geschlechtes wird später 
noch die Rede sein — in einem Bett zusammen, so kann es kaum 
ausbleiben, daß es früher oder später zu sexuellen Manipula- 
tionen kommt; wieweit diese dann gehen, ist, wie ich schon er- 
wähnte, im wesentlichen von Zufälligkeiten abhängig. ?*) 


Diese Voraussetzungen treffen selbstredend vor allem unter 
schlechten Wohnverhältnissen zu, die überhaupt 


für die große Mehrzahl der Fälle ausschlaggebend und für die 


3) Ich will hier nur kurz an den in den Sexual-Problemen VI, 
702 ff. mitgeteilten Fall erinnern, in dem ein 7jähriger Bub mit dem 
Sjährigen Schwesterchen Inzest trieb — in aller Harmlosigkeit, nach 
dem psychiatrischen Gutachten lediglich ein Opfer des Milieus. 
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Häufigkeit des Inzestes verantwortlich sind. Ich verweise 
hier auf die von mir früher mitgeteilten Erhebungen des Landes- 
rats Schmidt, dem die Fürsorgezöglinge der Rheinprovinz unter- 
stellt sind. Für Berlin verdanken wir einen Einblick in die Zu- 
sammenhänge außer den bekannten Erhebungen der Ortskran- 
kenkasse für den Gewerbebetrieb der Kaufleute usw. nament- 
lich einem Bericht der Schulärzte an den Magistrat, nach dem 
der Prozentsatz der Gemeindeschüler, die in einem Bette allein 
schlafen, zwischen 6 und 40 schwankt. In der 8. Klasse einer 
Berliner Volksschule schliefen von 55 Kindern 16 mit 1, 2 oder 
3 Personen in einem Bett; in einer anderen Klasse hatte ein 
Kind das Bett mit 3 Geschwistern zu teilen. Die starke Be- 
teiligung der ländlichen jugendlichen Bevölkerung an dem 
Delikt ist ebenfalls auf die elenden Wohnverhältnisse für das 
Gesinde und seine Kinder zurückzuführen (Mittermaier, 
Wulffenu.a.). Nicht nur für Kinder und Halbwüchsige sind 
solche Mißstände die Ursache für Begehung des Inzestes, son- 
dern auch für de Erwachsenen. Mag bei ihnen auch, da 
die Inzestscheu auf dem Boden ethischer und intellektueller 
Vorstellungen sich aufbaut und, wie wir gesehen haben, mit der 
Entwicklung des Individuums selbst sich herausbildet und Wur- 
zel schlägt, in viel höherem Maße regelmäßig an irgendwelche 
geistigen oder sittlichen Defekte gedacht werden müssen als 
bei Kindern. Dennoch sind auch hier in einer großen Zahl von 
Fällen die elenden Wohnverhältnisse die allein Schuldigen — 
wobei man natürlich den Geschlechtstrieb als gegebenen Macht- 
faktor anzuerkennen hat und zugeben muß, daß die Sexual- 
konstitution innerhalb weiter Grenzen schwanken kann, ohne 
das Gebiet des Normalen zu überschreiten.?a) 

Aus dem mir zugänglich gewesenen Aktenmaterial einer 
großstädtischen Organisation für soziale Hilfe will ich zur Ver- 
anschaulichung des Zusammenhanges von Wohnelend und Blut- 
schande nur folgende drei Fälle mitteilen: Die Mutter schläft mit 
ihrer 12jährigen Tochter in einem, der Ehemann mit einem 
Schlafburschen im anderen Bett, in demselben einzigen Zimmer. 


3a) Über Umfang und Größe des Wohnelends und seine Bezie- 
hungen zur „Sittlichkeit” findet man eine sehr ausführliche und sorg- 
fältige Zusammenstellung in Ellis, Rassenhygiene und Volksgesund- 
heit. Würzburg 1912. Kap. X. 
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Der Mann und in dessen Abwesenheit unter Drohungen häufig 
auch der Schlafbursche verkehren geschlechtlich mit der Frau 
und dem Kinde. — Eine Witwe hat in einem großen Restaura- 
tionsbetriebe regelmäßig Nachtdienst. Sie schläft nur bei Tage 
in dem einzigen Bett, das nachts dem 20 jährigen Sohn und den. 
10- und 14 jährigen Töchtern gemeinsam dient. Der Sohn ver- 
kehrt mit beiden Mädchen, von denen das ältere schwanger 
wird und ein dem Anscheine nach gesundes Kind gebiert. — 
Eine andere Witwe bewohnt mit ihren drei Töchtern von 21, 15 
und 13 Jahren, einem Sohn von 18 Jahren und zwei unehe- 
lichen Kindern der ältesten Tochter im ganzen eine Stube und 
Küche mit zusammen zwei Betten. Der Sohn schläft mit den 
jüngsten Schwestern zusammen in der Küche und gesteht ge- 
legentlichen Verkehr mit beiden zu. Nachforschungen ergeben, 
daß er auch der Vater der beiden unehelichen Enkelkinder ist. 
— Es ist schwer verständlich, wie angesichts solcher Zustände 
von manchen die entscheidende Bedeutung des Milieus für in- 
zestuöse Vergehen geleugnet werden kann. So nimmt z. B. Roh- 
leder immer geistige oder schwere allgemein-sittliche Defekte 
in Anspruch. Sicher mit Unrecht, soweit damit nicht etwa nur 
ausgedrückt werden soll, daß unter solchen fürchterlichen äuße- 
ren Verhältnissen die Sittlichkeit überhaupt zum Teufel gehen 
muß. Sogar Krafft-Ebing gibt zu — freilich mit Wider- 
streben und in der Hoffnung, daß „zur Ehre der Menschheit” 
sich hier und da eine krankhafte Veranlagung oder psychische 
Störung verborgen hält —, daß wohl in der Mehrzahl der Fälle 
pathologische Begründungen sich nicht auffinden lassen. Ebenso 
stellt M. H. Göring fest, daß gerade bei dem Inzest geistige . 
Störungen der Täter seltener anzutreffen sind als bei anderen 
Sexualdelikten; nach ihm ist die Blutschande ein Vergehen, „zu 
dem häufig lediglich die passende Gelegenheit den Anstoß 
gibt”; 37) Trunkenheit komme allerdings oft hinzu. 

Unter dem Einfluß elender Wohnverhältnisse kommt es 


3) Es ist interessant, daß nach meinen Informationen in der 
Kriminal-Abteilung des Berliner Polizeipräsidiums das Delikt Blut- 
schande nicht einem bestimmten Dezernat, etwa dem für Sittlich- 
keitsverbrechen, zugeteilt ist, sondern als Gelegenheitsdelikt behan- 
delt und jeder Einzelfall nach seiner Sonderart von diesem oder 
jenem Kommissar bearbeitet wird. 
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außerordentlich häufig auch zu blutschänderischen Beziehungen 
zwischen Vater und Tochter, während solche zwischen Mutter 
und Sohn viel seltener sind. Dieser Unterschied aber ist den Femi- 
nistinnen ein Beweis dafür, daß die Wohnnot nicht in erheblichem 
Umfange an den inzestuðsen Vorkommnissen schuld sein kann. 
Wo gibt es, so fragte auf einem Berliner Frauenkongreß eine Red- 
„erin, die Mutter, die ihren Sohn zum Geschlechtsverkehr ver- 
leitet, trotzdem der Raum, in dem diese Beiden zusammenwoh- 
nen, nicht selten ebenso knapp und in die Versuchung führend 
ist wie der, auf den die Schuld eines blutschänderischen Um- 
ganges zwischen dem verführenden Vater und der verführten 
Tochter geschoben wird?! Nun! es gibt, wie nachdrücklich fest- 
gestellt sei, diese Mütter nicht ganz so selten, wie jene Rednerin 
und wohl auch die Allgemeinheit glaubt. Gerade bei der Blut- 
schande ist überhaupt der aktive Anteil des weiblichen Ge- 
schlechtes groß. Die Verführung geht auffallend häufig von der 
„großen Schwester”, der Tochter, namentlich auch der Stief- 
tochter, aber auch hier und da von der Mutter aus.) Auch in 
den mir bekannten, nur zum kleinsten Teil forensisch geworde- 
nen Fällen, war in annähernd der Hälfte der schuldige Teil der 
weibliche Partner. Ich komme darauf später noch einmal zu 
sprechen und greife hier nur in die Statistik von Wulffen vor, 
nach der in dem Jahrzehnt 1892—1901 von jahresdurchschnittlich 
427 — 1,2 pro Hunderttausend der gesamten strafmündigen Be- 
völkerung Deutschlands überhaupt wegen Blutschande Verur- 
teilten 162 — 0,82 weibliche Personen waren. Ganz ähnliche 


38) Vergl. z. B. den von M. R. Sen f mitgeteilten Fall: „Eine etwa 
` 50 jährige Mutter, die mit ihrem 16jährigen, etwas schwachsinnigen, 
aber körperlich außerordentlich entwickelten Sohn zusammen lebte, 
hatte diesen zum Beischlaf verführt; .. .an diesem Fall fiel die Maß- 
losigkeit der Handlungsweise und ein Zynismus auf, der in seinen 
Einzelheiten geradezu erschreckend wirkte. Als sie den Sohn in der 
Hauptverhandlung, zu der sie aus der Untersuchungshaft vorgeführt 
worden war, erblickte, geriet sie sofort wieder in eine offensichtlich 
geschlechtliche Erregung: sie verschlang ihn förmlich mit den Blicken 
und verfiel bei seinen Aussagen beständig in ein geiles Wimmer. 
Die Einzelheiten des Falles bewiesen aber, daß auf keiner Seite von 
einem tieferen Gefühl die Rede sein konnte... ... ” — S. auch die von 
Rank aus der Tageschronik gesammelten Fälle in der Int. Zeitschr. 
f. Psychoanalyse 1913, 291 ff., und namentlich den später noch zu er- 
wähnenden Fall von Bloch. 
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Verhältnisse lehrt die Zusammenstellung von Hübner für die 
Jahre 1904 bis 1908. Der große aktive Anteil der Frauen am In- 
zest ist in seiner Begründung noch nicht ganz geklärt. Man mag 
daran denken, daß die größere Primitivität des weiblichen Emp- 
findens, namentlich der weiblichen Libido eine ausschlaggebende 
Rolle spielt — womit selbstverständlich die anerzogene größere 
sexuelle Zurückhaltung „anständiger” Frauen nicht im Wider- 
spruch steht. Jedenfalls wird dem Gedanken jener Feministin- 
nen, daß das weibliche Geschlecht an dem Delikt der Blut- 
schande weniger Anteil hat und auch hier „der Mann” der eigent- 
liche „Verbrecher ist, durch Statistik und Kasuistik ad absur- 
dum geführt. Trotzdem sei dem erwähnten besonderen Hinweis 
folgendes entgegengehalten. Auch wer, wie ich, das sogenannte 
Biutband für eine recht problematische Macht hält,®) muß ihr 
auf jeden Fall einen außerordentlich stärkeren Einfluß zuerken- 
nen auf die Beziehungen zwischen Mutter und Sohn als auf die- 
jenigen zwischen Vater und Tochter. Zweitens ist ein Umgang 
zwischen Mutter und’ Sohn infolge der Altersbeziehungen zwi- 
schen der alternden Frau und dem jugendlichen Manne noch viel 
abnormer. Die hieraus resultierenden Widerstände sind über- 
dies in den von dem Wohnelend betroffenen Kreisen ganz be- 
sonders stark, weil die Frau abgearbeitet und aller weiblichen 
Reize bar zu sein pflegt. Schließlich sei auf einen Umstand hin- 
gewiesen, dessen Tatsächlichkeit im realen Leben zwar sehr 
zweifelhaft ist, der aber gerade gewissen feministischen Kreisen 
als durchschlagend erscheinen sollte. Der Mann ist es doch, der 
in der Regel als der Verführende gilt, die Frau ist ja nur die Ver- 
führte. Und die Natur hat ja ganz gewiß die Rollen auch in 
diesem Sinne verteilt. Nun hat doch aber der Gedanke, der 
Sohn sollte und könnte die Mutter verführen, etwas kaum Faß- 
bares.?°%a) Auf keinen Fall spricht das seltene Vorkommen des Ín- 
zestes zwischen Mutter und Sohn auch unter elenden Raum- und 
Schlafverhältnissen gegen ihre entscheidend ursächliche Be- 
deutung für das Delikt überhaupt. Daß mancherlei sekundäre 
Momente hinzutreten müssen, um in vielen Fällen es erst zu der 


3) Auch im Leben der Völkerl— wie die gegenwärtigen politi- 
schen Ereignisse zeigen. 

a) Dies wohl auch für die um Freud, die den „inzestiösen 
Gelüsten des Sohnes" eine so große Bedeutung und Macht zuerkennen. 
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eigentlichen Tat kommen zu lassen, habe ich schon erwähnt; 
und daß in den in sozialer Hinsicht elenden Schichten der Be- 
völkerung auch das Elend des Leibes und der Seele besonders 
verbreitet ist, braucht nicht besonders betont zu werden. So 
mag vielfach ein ganzer Komplex von Ursachen wirksam sein, 
aber auch dann kommt m. E. in der großen Mehrzahl der Fälle 
den Wohnmißständen die ausschlaggebende Bedeutung zu.*°) Ich 
stehe nicht an, dies auch für den folgenden Fall gelten zu lassen, 
trotz der Schwachsinnigkeit beider Täter. Von der Strafkammer 
zu Kaiserslautern wurde ein zurechnungsfähiger, schwachsinniger 
junger Mensch wegen Blutschande, verübt mit seiner ebenfalls 
schwachsinnigen leiblichen Schwester, zu einem Monat Gefäng- 
nis verurteilt. Er war mit seinen Eltern und seiner Schwester 
im Armenhause der Gemeinde S. untergebracht gewesen; alle 
vier Personen hatten in einem Bette schlafen müssen.*!) 


Nicht nur Wohn-, sondern auch andere wirtschaft- 
liche Nöte treiben zum Inzest. Ich erinnere hier an den von 
mir früher mitgeteilten Fall einer armen Frau, die mit ihrem 
Sohn sexuell verkehrte, weil er ihr eines Tages gesagt hatte, er 
wolle 5 Mark von seinem Lohn zurückbehalten, um zu einem 
Mädchen gehen zu können, sie selbst aber das Geld so nötig 
brauche. Sie verteidigte sich folgendermaßen: „... Denken Sie, 
5 Mark, was die für mich bedeuten. Käte sollte bald konfirmiert 
werden, jeden Pfennig mußte ich haben. Ich kämpfte erst lange 
mit mir, aber — schließlich siegte doch der Verstand über das 
dumme Gefühl... .!” Es würde falsch sein, hier auf irgendeinen 


#0) Es ist deshalb von dem alten Preußischen Landrecht ganz 
folgerichtig gewesen, wenn es vorzubeugen suchte, indem es sogar 
das Zusammenschlafen von Eltern oder Kindern oder Geschwistern 
verschiedenen Geschlechts, wenn sie über 10 Jahre alt waren, unter 
Strafe stellte. — Es sei hier auch an die „Vermeidungen” (avoidances) 
erinnert, die bei sehr vielen primitiven Völkerschaften Regel oder 
Gesetz sind, als Schutzmaßregel gegen den Inzest (s. hierüber z. B. 
Frazer, Totemism and Exogamy, 1910). 


“) Wulffen macht zu diesem Fall folgende Bemerkungen: 
„Der Verurteilte war also offenbar nur durch die unhaltbaren 
sozialen Verhältnisse zum Verbrechen verführt worden. Unwissende 
Kritiker haben gemeint, die Zustände, wie sie Gerhard Hauptmann 
in Hanneles Himmelfahrt beschreibt, seien in einem deutschen Armen- 
hause unmöglich. Seine Schilderungen werden hier überboten.” 


— 31 — 


psychopathologischen Defekt schließen zu wollen. Auch in den 
vielen Fällen, die durch die Tageschronik bekannt werden, in 
denen der Vater oder der Bruder die Tochter bezw. die Schwe- 
ster zu gelegentlichem oder dauerndem Verkehr verleiten, weil 
ihnen das Geld für zu bezahlenden Geschlechtsverkehr fehlt, ist 
das durchaus nicht ohne weiteres zulässig. 

In den mir vorgelegenen Akten von Inzestfällen veranschau- 
licht sich mitunter sehr prägnant die Naivität des Vol- 
kes unserem Sittlichkeitskodex gegenüber. Ein erheblicher 
Prozentsatz derer, die Inzest begehen, namentlich in einem 
dauernden inzestuösen Verhältnis leben, fühlt sich dadurch in 
seinem Gewissen nicht beschwert, weiß zwar, daß sein Verhalten 
gesetzlich verboten und mit schwerer Strafe bedroht ist, aber — 
„das ist die Abtreibung ja auch!”, erwiderte sehr charakteri- 
stisch eine intelligente, sehr gut beleumundete Arbeiterin, die 
seit Jahren mit ihrem verwitweten Stiefvater ohne besondere 
Heimlichkeit in intimen Beziehungen steht, sehr bescheiden, je- 
doch mit allem Ernst den Vorwurf zurückweisend, daß sie eine 
Schlechtigkeit, eine Unsittlichkeit begangen hätte. In einem 
anderen Falle, dessen Akten mir vorlagen, handelte es sich um 
eine 18 jährige Stickerin, die wegen „Bleichsucht" einen Arzt be- 
fragte; er stellte eine dreimonatige Schwangerschaft fest. Die 
Erhebungen ergaben, daß sie seit ihrem 12. Jahre mit ihrem da- 
mals 15 jährigen Bruder regelmäßig geschlechtlich verkehrte, daß 
beide sich innig liebten und nie anderweitigen Umgang gehabt 
haben. Beide waren sehr anständige Menschen, kannten das 
Unerlaubtsein ihrer Beziehungen, erklärten aber, nicht vonein- 
ander lassen zu wollen. Der Bruder erwiderte auf alle Vorwürfe 
nur, man könne von ihm, da eine Heirat ja unmöglich sei, nichts 
anderes verlangen, als daß er wie jeder andere (illegitime) Vater 
für das zu erwartende Kind sorge, und das werde er nach besten 
Kräften zeitlebens tun. Sollte der Schwester etwa bei der Ent- 
bindung „was passieren”, so würde er sich das Leben nehmen. 
Der Fall ist gerichtsärztlich sehr genau untersucht worden, und 
nichts von den Voraussetzungen ließ sich ermitteln, die nach 
Krafft-Ebing allein zum Inzest zu führen vermögen: „mäch- 
tige Sinnlichkeit und defekte rechtlich-sittliche Anschauungen". 

Ich hatte in einer früheren Abhandlung über den Inzest 
ausgeführt, daß bei ihm „namentlich ‚moralische Anästhesie’ eine 
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beachtenswerte Rolle insofern zu spielen scheint, als bei ver- 
hältnismäßig vielen Blutschändern eine völlige Verständnislosig- 
keit für das Unnatürliche und Verbrecherische ihrer Handlungs- 
weise konstatiert werden kann. Es bedarf allerdings noch des 
Nachweises, daß es sich hier wirklich um eine geistige Erkrar- 
kung oder Minderwertigkeit handelt, und daß der Mangel eines 
moralischen Werturteils nicht viel mehr darauf zurückzuführen 
ist, daß in den untersten Kreisen der Bevölkerung — und fast nur 
bei diesen findet man jene ‚Anästhesie' — der blutschänderische 
Umgang nichts übermäßig Seltenes und darum kein Gegenstand 
besonderer Empörung ist; man sieht in ihm eben nichts gar so 
Schlimmes. Was freilich nicht viel anderes bedeuten würde, als 
daß in diesen Volksschichten in gewissen Dingen eine endemische 
„moral insanity’ herrscht!” Ich habe diese Darlegungen zu be- 
richtigen. Die „Verständnislosigkeit für das Unnatürliche und 
Verbrecherische" des Inzestes, der man in weitem Umfange im 
„Volke begegnet, hat in der großen Mehrzahl der Fälle mit 
„moralischer Anästhesie” nichts zu tun, wenn man nicht etwa 
torensisch-medizinischen Grundsätzen zuwider aus der Tat selbst 
auf die geistige und sittliche Verfassung des Täters schließen will. 
Die vermeintliche Anästhesie beruht hier nämlich nicht avf 
irgendwelchen ethischen Defekten, sondern ist ein Ausdruck 
des primitiven Volksempfindens, welches das Kultürliche von 
dem Natürlichen scharf unterscheidet. Ihm wegen seiner primi- 
tiveren Struktur „moral insanity” zuzuschreiben, ist medizinisch 
wie psychologisch gleichermaßen verfehlt. Daß zahlreiche Fälle 
von Inzest auf der pathologischen Grundlage moralischer Minder- 
wertigkeit oder Stumpfheit erwachsen, wird noch dargetan 
werden. Hier aber liegt mir nur daran, festzustellen, daß das 
häufig anzutreffende Verhalten „einfacher Volkskreise dem 
Delikt gegenüber in der Regel nicht eine solche Grundlage hat 

Zu den nicht auf pathologischer Basis entstehenden Fällen 
gehören außer den durch soziale und wirtschaftliche auch die 
durch sexuelle Not verursachten.) Diese ist sehr häufig 








12) Hierher gehört in gewissem Sinne auch der Fall einer älteren 
Witwe, die mit ihrem irrsinnigen Sohne allein hauste und sich ihm 
hingab, weil ihrer Meinung nach seine Erregungszustände infolge 
seiner geschlechtlichen Abstinenz zunahmen (Groß' Archiv Bd. # 
S. 265). 
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mit jenen vergesellschaftet, und eine scharfe Trennung der einen 
von den anderen Fällen ist nicht immer möglich. Aber die selb- 
ständige Bedeutung der sexuellen Not in dem Ursachenkomplex 
wird z. B. durch die Tatsache beleuchtet, daß die Blutschande 
dort sehr oft vorkommt, wo die Menschen nicht zu nah beiein- 
ander hausen, sondern im Gegenteil die Familien unter materiell 
befriedigenden Verhältnissen einsam leben und ihre Mitglieder 
lediglich aufeinander angewiesen sind. Wir kennen diese Ein- 
samkeit als Ursache für alle Arten geschlechtlicher Per- 
versitäten, d. h. sexuell abnorme Handlungen, denen nicht ein 
abnorm gerichteter Trieb zu entsprechen braucht, namentlich 
nicht anfänglich, die vielmehr nur in Ermangelung der Möglich- 
keit einer normalen Geschlechtsbetätigung begangen werden. 
Bei manchen Indianerstämmen Zentralamerikas sollnach Bloch 
Inzest immer vorkommen, wenn die älteste Tochter den Vater 
auf einige Tage in die Berge begleitet, um ihm seinen Maiskuchen 
zu bereiten. In Gebirgsgegenden und auf einsamen ländlichen 
Gebieten leben Väter, besonders Witwer jahrelang in Blut- 
schande mit ihren Töchtern. Nach Wulffen sind solche Fälle 
namentlich aus Mittelsteiermark und von Sennhüttenbewohnern 
in der Schweiz bekannt. Aber auch mitten unter uns sind sie 
nicht selten. „Ist die Frau krank oder sonst schonungsbedürftig, 
oder soll neue Schwängerung vermieden werden, so vergreift sich 
der Vater zuweilen aus Mangel an sonstigem weiblichen Verkehr 
oder zur Ersparung von Kosten an der minderjährigen Tochter” 
(Wulffen). Ich selbst hatte den üblichen Gang der Dinge 
seinerzeit folgendermaßen beschrieben: „Der früh Witwer ge- 
wordene Vater verführt oder vergewaltigt seine Tochter bis- 
weilen schon in deren jüngstem Mädchenalter, um dann Jahre, 
ja Jahrzehnte lang ein dauerndes ‚Verhältnis’ mit ihr zu 
unterhalten, das erst mit dem Tode des einen von bei- 
den oder mit der Verheiratung der Tochter oder mit 
deren Verhaftung sein Ende erreicht. In letzteren beiden 
Fällen erfährt der Verkehr oft auch nur eine vorüber- 
gehende Unterbrechung. Die Verhaftung erfolgt gewöhnlich 
nicht infolge Bekanntwerdens des blutschänderischen Verkehrs, 
sondern zunächst nur wegen Abtreibung oder Kindesmord, deren 
das Mädchen sich schuldig oder verdächtig gemacht hat.” In 
einer Anzahl von Fällen führt die Untersuchung dann zur Fest- 
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stellung des Vaters, in sicherlich ebenso vielen aber bleibt der 
Schwängerer unbekannt oder muß ein Schułdloser zur Ablen- 
kung des Verdachtes und Erreichung anständiger Alimente 
“dienen. Neuerdings erfuhr ich von einem psychologisch 
freilich nicht explorierten Falle, in dem ein Militärbe- 
amter mit seiner Tochter von ihrem 16. Lebensjahre an In- 
zest trieb und diesen auch noch nach ihrer Verheiratung — ohne 
Wissen des Ehemannes selbstredend — fortsetzt; das in der Ehe 
geborene Kind soll ihn, seinen Großvater, zum Vater haben. Die 
Frau bezw. Mutter der Blutschänder weiß um das Verhältnis. 
Zu den Grenzfällen sozialerund sexueller Ver- 
ursachung ist z. B. die Verbreitung des Inzestes unter den 
Zigeunern zu zählen, namentlich bei den nicht hordenweise, son- 
dern in Einzelfamilien herumziehenden. „Bei geschlechtlichen 
Verbindungen wird so die Blutschande zwischen Bruder und 
Schwester fast etwas Natürliches, wie in den patriarchalischen 
Zeiten. Sie muß bei geschlechtsreifen, in engster körperlicher 
Berührung miteinander stehenden, meist nackt umherlaufenden 
verschiedengeschlechtlichen Wesen ebenso selbstverständlich 
entstehen, wie ein sich loslösender Stein zur Erde fällt. Sie ist 
bedingt durch den Mangel eines anderen Partners beim sexuellen 
Verkehr" *) (Areco). Auf ein psychologisch und pädagogisch 
ungemein wichtiges, dabei sehr häufiges Vorkommnis weist 
Wittels hin, wenn er fragt: „Es ist traurig für ein junges 
Mädchen, wenn sie unglücklich liebt, oder in der Bewahrung 
ihrer Jungfräulichkeit Schwierigkeiten findet; warum aber muß 
das der kleine Bruder büßen, den sie zu sich ins Bett nimmt, in 
der allgemein geachteten Absicht, ihm eine zärtliche Schwester 
zu sein?” 

Vielleicht sind in diesem Zusammenhange auch die Inzeste 
zu erwähnen, die nicht aus sexueller Not, sondern aus einem un- 
gezügelten Variationsbedürfnis begangen werden. Sie 
setzen in denkultivierteren Schichten der Bevölkerung einen hohen 
Grad von Demoralisierung voraus und werden in den niederen 
Schichten — nicht wegen der hier etwa größeren Sittlichkeit, 
sondern wegen der größeren Primitivität — gewiß selten sein — 


4) Man denke hier auch an das älteste biblische Beispiel von 
Inzest: Lots Töchter beschlafen ihren Vater mangels anderer Männer 
ihres Volkes. 
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ohne Anwesenheit erheblicherer psychischer Störungen. Mir 
selbst sind psychologisch derartig gekennzeichnete Fälle jeden- 
falls nicht bekannt geworden, und ich weiß auch nicht, inwieweit 
die Bemerkungen von Spier: „Die einsam lebenden kleinen 
Herrscher, die auf ihren Schlössern Muße fanden, sich allerlei 
Phantasien hinzugeben und sich der ausschweifendsten Orgien 
zu befleißigen, mußten naturgemäß letzten Endes aus Mangel der 
Reizvariation zu dem Inzest gelangen" — durch Tatsachen belegt 
werden können. An Vorkommnissen dieser Art ist freilich nicht 
zu zweifeln; sie sind anderen Perversitäten aus Übersättigung 
am Normalen gleichzusetzen. 

Gelegentlich spielt der Aberglaube eine Rolle beim In- 
zest, Amschl berichtet z. B. von einem mit Geschwüren be- 
hafteten Bauer, der mit seiner eigenen Tochter geschlechtlich 
verkehrte — aus der weitverbreiteten abergläubischen Vorstel- 
lung heraus, daß nur der Beischlaf mit einer reinen Jungfrau 
ihm von seiner Krankheit Genesung bringen könne. Solche 
Fälle stehen bereits an der Grenze der auf pathologischem Boden 
erwachsenen Inzeste. Ist der Aberglaube selbst auch an und für 
sich nicht als Zeichen psychischer Krankheit zu werten, muß 
man im Gegenteil sich davor hüten, eine nur im Aberglauben 
wurzelnde Tat, sei sie selbst noch so abscheulich, der Aberglaube 
noch so blöde, als unsittlich oder pathologisch zu betrachten, so 
lassen doch abnorme geistige Schwäche und ausgesprochene 
Geisteskrankheit abergläubische Ideen und Handlungen am leich- 
testen und häufigsten entstehen. 

Auf die große Bedeutung psychischer Störungen 
unter den Ursachen der Blutschande habe ich bereits hingewiesen. 
An erster Stelle stehen die durch den Alkohol hervorge- 
rufenen.*) Insbesondere der chronische Alkoholismus bereitet 
inzestuösen Akten den Boden: Unter den mir verfügbar gewese- 
nen Akten fand ich folgenden Fall: Mann 46 Jahr, Schlosser — 
Alkoholiker; Frau 42 Jahr, Zeitungsausträgerin — Alkoholikerin; 
7 Kinder von 2 bis 21 Jahren; das älteste — ein schwachsinniges 
Mädchen — war mit 16 Jahren vom Vater vergewaltigt und 


“) Wie der Alkoholgenuß die Inzestschranke niederreißt, zeigt 
auch Gerhart Hauptmann in „Vor Sonnenaufgang”. Im übrigen ist 
auch hier wieder an das biblische Beispiel von Lot und seinen Töch- 
tern zu denken, die ihren Vater erst mit Wein berauschen. 
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schwanger geworden, von der Entbindungsanstalt der Irren- 
anstalt überwiesen; das jüngste Kind hat den 18 jährigen Sohn — 
Trinker — zum Vater; drei Jungen von 12, 15 und 16 Jahren 
haben mit der epileptischen 14 jährigen Schwester Blutschande 
getrieben. — Ich habe noch mehrere Fälle kennen gelernt, in 
denen innerhalb einer Trinkerfamilie eine fast uneingeschränkte 
Promiskuität bestand. Forel berichtet von einer Trinkerin, 
die ihren 17 Jahre alten Sohn zum Beischlaf mit ihr verführte; 
als er selbst einmal betrunken war, erschlug er siee Wulffen 
nennt „einige Fälle”, ich habe von einer ganzen Anzahl Kenntnis, 
in denen sich Väter vor der Verbrechensverübung an ihren Töch- 
tern, meist Kindern unter 14 Jahren, erst noch Schnaps haben 
holen lassen. In besonderer Beziehung steht der Alkohol zu dem 
Inzest in dem von Wulffen mitgeteilten Falle, in dem eine 
Frau, um den rohen Beischlafsnötigungen ihres Mannes, eines 
Trinkers, zu entgehen, ihm die eigene Tochter zum sexuellen 
Mißbrauch gab. — Weiterer Beispiele bedarf es nicht. Die libido- 
steigernde, hemmunglösende, geistig und sittlich zerrüttende 
Wirkung des Alkoholismus ist bekannt genug, um es begreiflich, 
ja selbstverständlich erscheinen zu lassen, daß ihm auch die In- 
zestschranke nicht widersteht. Es ist nicht weniger einleuch- 
tend, daß auch andere, nicht durch den Alkohol bewirkte, Stö- 
rungen der Geistestätigkeit wie jede sexuelle Scheu insbeson- 
dere auch die vor der Blutschande verlieren — oder nie gekannt 
haben. Krafft-Ebing nennt vor allem angeborene und er- 
worbene geistige Schwäche zustände; selten seien als 
Ursache Epilepsie und Paranoia. Eine große Bedeu- 
tung kommt den krankhaften Steigerungen des 
Geschlechtstriebs zu, die wahllos sich jedes Objektes 
bedienen. Sie scheinen mehr als bei Männern bei Frauen eine 
Rolle zu spielen, unter denen man Nymphomanie als Ur- 
sache des Inzestes verhältnismäßig häufig findet. Besonders be- 
kannt sind durch Krafft-Ebing der Thoinotsche Fall, in 
dem eine 44 jährige Nymphomanin ihrem 23 jährigen Sohne keine 
Ruhe gelassen, ihn abgeküßt, auf ihn wiederholt Notzuchts- 
attentate verübt hat, und der von Tardieu, in dem 
eine homosexuelle Nymphomanin ihre 12 jährige Tochter stun- 
denlang, oft mitten in der Nacht in vagina et ano masturbierte. 
Ein 22 Jahre altes Mädchen versuchte im nymphomanischen An- 
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fall ihren eigenen Vater zum Beischlaf zu verführen; eine nym- 
phomanische Mutter entjungferte aus Wollust ihre 12 jährige 
Tochter digital. Auch die bei Tuberkulösen häufige sexuelle 
Hyperästhesie führt nach Wulffen gelegentlich zum Inzest. 
Oft treffen Schwachsinn und Erotismus zusammen. Schließlich. 
ist noch die Paedophilia erotica zu erwähnen, die für 
manche inzestuösen Delikte verantwortlich zu machen ist. 
Ein hierher zu rechnender Fall ist von Rohleder ver- 
öffentlicht. Einen anderen finde ich bei Bloch: Eine 
Mutter nahm ihren fünfjährigen Sohn zu sich ins Bett 
und lehrte ihn den Koitus vollziehen sowie Manipulationen 
an ihren Genitalien vorzunehmen. (Der Junge wiederholte das 
dann bei seinem 3jährigen Schwesterchen; dabei ertappt, er- 
zählte er die ganze Geschichte.) — Psychiatrisch ausreichend 
exploriert ist die Mehrzahl aller dieser Fälle nicht, und gerade 
die krassesten, z. B. einige von Krafft-Ebing beobachteten 
oder zitierten, sind ungeklärt. Ein geradezu phantastisch an- 
mutender sei hier erwähnt: Staatsanwalt Kersten berichtet 
von einem 65jährigen Manne, der mit seiner 18 jährigen Stief- 
tochter eine Tochter erzeugt hatte und mit dieser leiblichen 
Tochter, als sie 13 Jahre alt war, geschlechtlich verkehrte. 
Dagegen kommt sogar der von Weygandt mitgeteilte und 
für „ganz vereinzelt” gehaltene Fall, in dem eine 76 jährige 
Witwe mit ihrem verheirateten 46 jährigen Sohne, Vater von 
drei Kindern, in langjähriger Blutschande lebte, nicht auf. 


IV. 


In den bisher erörterten Fällen ist der innere Zu- 
sammenhang zwischen Ursache und Wirkung nicht deut- 
lich, insofern als der Inzest nicht als solcher be- 
dingt, die blutschänderische Natur des Geschlechtsver- 
kehrs vielmehr Gelegenheits- und Zufallsereignis ist, das 
Inzest-Objekt also, ohne daß ein neuartiger Psychomecha- 
nismus dadurch in Erscheinung treten würde, durch ein 
normales Sexual-Objekt ersetzt sein könnte. Das hat seinen 
Grund darin, daß es sich im wesentlichen bei ihnen um Sexual-, 
nicht um Liebesverhältnisse handelt. Sie sind durch äußere Ver- 
suchung und Verführung, durch äußere oder innere Not, oder 
schließlich durch Geistesschwäche oder -krankheit verursacht 
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und darum auch psychologisch relativ uninteressant. Sie sind, 
wenigstens zum weitaus größten Teile, Symptome oder Folge 
schwerer sozialer oder psychischer Defekte. Nicht so die Fälle 
eigentlicher inzestuöser Liebe! Freilich scheinen mir 
diejenigen unter ihnen, in denen die Liebenden ihre verwandt- 
schaftlichen Beziehungen nicht kennen oder beim Begehen des 
Inzestes nicht kannten, psychologisch auch nichts Absonderliches 
zu bedeuten, da ich ja die Existenz von normalerweise vorhan- 
denen antiinzestuösen Instinkten, einer abwehrenden Macht der 
„Stimme des Blutes” für nicht erwiesen, vielmehr für sehr unwahr- 
scheinlich halte. Um vieles interessanter sind dagegen diejenigen 
Inzeste, die wirkliche Liebesverhältnisse darstellen und gleich- 
zeitig in dem Bewußtsein, wenn nicht gar wegen des bluts- 
verwandtschaftlichen Verhältnisses begangen werden. Zwischen- 
stufen sind diejenigen blutschänderischen Beziehungen, die zwar 
ohne Kenntnis ihrer inzestuösen Natur eingegangen, aber 
mit ihr fortgeführt werden. Als Zwischenstufen würden anderer- 
seits auch diejenigen Fälle zu bezeichnen sein, die rein oder 
wesentlich grob sexuellbegannen und sich erst später 
zu einem wirklichen Liebesverhältnis um- oder ausbilden. Was 
ich jedenfalls im folgenden einer besonderen Betrachtung zu 
unterziehen für nötig erachte, ist also die blutschänderische 
Liebe. Bilutschänderisch ist sie natürlich nur, wenn sie nicht 
„platonisch” ist oder bleibt. Für das psychologische 
Problem hat aber diese Frage nichts zu bedeuten, sondern es 
bleibt dasselbe, ob die äußeren Hemmungen und die inneren 
Widerstände stärker oder schwächer sind als der Inzesttrieb. 
Dieser muß allerdings vorhanden, der geschlechtliche Charakter 
sicher oder wahrscheinlich sein, wenn die Liebe zwischen Vater 
und Tochter, Mutter und Sohn, Bruder und Schwester in diesem 
Zusammenhange von Interesse sein soll. 

Es gibt vornehmlich in den mittleren und gehobenen Kreisen 
der Bevölkerung Fälle, in denen es nicht leicht ist, zu entschei- 
den, ob die Zärtlichkeit des Vaters zu seiner heranblühenden 
Tochter wirklich eine rein väterliche, die Hingebung der Toch- 
ter an ihren Vater wirklich eine rein kindliche, das aufopfernde 
Verhältnis voller Liebkosungen zwischen Mutter und Sohn ein 
rein „natürliches”, die gegenseitige, halb stolze, halb fürsorgliche: 
oft als ideale Freundschaft imponierende Anhänglichkeit man- 
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cher Brüder und Schwestern eine rein geschwisterliche ist und 
etwa nicht, frei zwar von jeder unkeuschen Tat, doch einen in- 
zestuösen Gedanken birgt. Dieser braucht nicht bewußt zu sein, 
ist es auch in der übergroßen Mehrzahl der Fälle, an die hier zu 
denken ist, sicherlich nicht, und dennoch kann diese Liebe eine 
inzestuöse sein. Ich kenne persönlich einen Fall, in dem die 
Zärtlichkeit einer Tochter zu ihrem Vater einen Freier zuge- 
standenermaßen zurückgestoßen hat, weil dieser Grad von Liebe 
„unnatürlich” sei — und einen Fall von Geschwisterliebe, die 
wegen ihrer ungewöhnlichen Intimität zu der — den Beteiligten 
selbst sicher verborgen gebliebenen — Verdächtigung inzestuöser 
Beziehungen führte. Hier wie dort ist an irgendwelche unerlaubten 
Vorkommnisse nicht von ferne zu denken, wenigstens nicht an 
solche im realen Leben; dagegen ist mir in dem einen Falle 
bekannt, daß sie im Traume erlebt wurden. Man begegnet 
einer ganzen Reihe von Fällen, in denen die Liebe zwischen 
nahen Angehörigen, übrigens auch zwischen Mutter und Tochter 
oder Vater und Sohn, auf den unbeteiligten Beobachter wegen 
der fortgesetzten Zärtlichkeiten einen geradezu peinlichen Ein- 
druck macht; auch wer hier gar nicht auf die Idee eines In- 
zestes kommt, von dessen Vorkommen womöglich nicht einmal 
etwas weiß, hat hier doch mitunter instinktiv die Vorstellung des 
Abnormen. Mit Recht. Die hier zu beobachtenden Lieb- 
kosungen und Intimitäten sind nach unserer Erfahrung und unse- 
rem Empfinden den in geschlechtlicher Liebe Verbun- 
denen vorbehalten; in der Liebe zwischen Eltern und (erwach- 
senen) Kindern oder zwischen (erwachsenen) Geschwistern ver- 
raten sie einen erotischen, also inzestuösen Einschlag. 

Eines der überzeugendsten Symtome hier ist die Eifer- 
sucht. Zu den hochgradigsten und deutlichsten Fällen gehört 
der folgende, von Krafft-Ebing beobachtete. Z., 51 Jahre, 
Institutsvorsteher, ist seit der Pubertät seiner nunmehr 19 jäh- 
rigen Tochter in diese so verliebt, daß man sie, ein streng sitt- 
liches und von dem Benehmen ihres Vaters peinlich berührtes 
Mädchen, zu Verwandten ins Ausland schicken mußte, Er ist 
ein eigenartiger nervöser Mann,„etwas Trinker, angeblich unbe- 
lastet. Er leugnet, in seine Tochter verliebt zu sein, aber das 
Mädchen klagt, daß der Vater sich wie ein Liebhaber ihr gegen- 
über benehme. Z. ist schrecklich eifersüchtig auf jeden Mann, 
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der sich seiner Tochter nur nähert. Er droht mit Suizid, wenn 
sie je heirate und machte ihr sogar einmal den Vorschlag, ge- 
meinsam mit ihr zu sterben. Er legte es immer darauf an, mit 
seiner Tochter allein zusammen zu sein, überhäufte sie mit Ge- 
schenken und Zärtlichkeiten. Erscheinungen von Hypersexuali- 
tät bot Z. nicht. Er hatte keine Mätressen und galt als ein sehr 
anständiger Mann. — Einen ähnlichen, aber wohl mehr ausge- 
sprochen pathologischen Fall teilt Willi Schmidt mit. Es 
handelt sich um einen in die psychiatrische Klinik zu Freiburg 
eingewiesenen Mann, der seine Tochter aus Eifersucht mit Vitriol 
begoß und ihr schwere Verletzungen beider Augen beibrachte. 
Er machte über sein Verhältnis zur Tochter folgende Angaben 
Er habe zu ihr schon als kleinem Kinde eine außerordentliche 
Zuneigung verspürt, ohne daß er irgendwelches erotisches Ge- 
fühl für sie gehabt hätte. Als das Kind in die Schule kam, habe 
er sie, soweit dies sein Beruf zuließ, abgeholt und ihr alles ge- 
schenkt, was sie gewollt hätte. K. stellt auch für später jede 
erotische Neigung zu seiner Tochter in Abrede. Er wisse ganz 
genau, daß das verboten sei, und er gerät bei diesbezüglichen 
Fragen in sichtliche Entrüstung. K. erklärt alle Zärtlichkeiten 
als in dem Rahmen des normalen, väterlichen Gefühls stehend. 
Er geriet immer in maßlose Eifersucht, sobald die Tochter in 
eine noch so unverdächtige Beziehung zu irgendeinem männ- 
lichen Wesen trat. Im jüngsten Knaben wie im ältesten Greis 
witterte er sofort einen Liebhaber. Schließlich schloß er ihr die 
Kleider und Schmuckstücke weg, damit sie „niemandem gefalle”. 
Dazwischen kamen die .zärtlichsten Szenen, wobei K. seine 
Tochter küßte und streichelte. Die Tochter bekam das Verhalten 
des Vaters satt, verbat sich schließlich eines Morgens seine 
Küsserei, woraufhin der Vater wütend weglief, erst mittags wie- 
der nach Hause kam und ein Fläschchen mit den Worten zeigte: 
„Sterben soll sie nicht, aber wenn sie das hat, sieht sie keiner 
mehr an." Als die Tochter dann nachmittags von einer Besor- 
gung heim kam, goß er ihr den Vitriolinhalt ins Gesicht. 
Schmidt betont, daß bei K. das sexualethische Empfinden 
normal entwickelt, daß die Erregung über die bloße Zumutung 
sexueller Neigungen zu seiner Tochter sicherlich echt sei und 
daß er sich nur insofern irre, als er sich des erotischen Faktors 
in seinen Beziehungen nicht bewußt ist. „Was ihm als normale 
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väterliche Zärtlichkeit erscheint, muß von dem objektiven Be- 
urteiler als inzestuös angesehen werden.” — Ich will auch noch 
über zwei hierher gehörige Fälle eigener Kenntnis berichten. 
Der erste betrifft ebenfalls das unverkennbar gedanklich-unbe- 
wußt inzestuöse Verhältnis eines Vaters zu seiner Tochter. Er, 50 
Jahre alt, hing an ihr — einem 20 jährigen Mädchen — mit unge- 
wöhnlicher Zärtlichkeit, warf ihrer in einem Schaukasten ausge- 
stellten Photographie bei seinem fast täglichen, bald zufälligen, 
bald absichtlichen Vorbeigehen, Kußhände zu, verhielt sich wäh- 
rend ihrer Krankheit selbst für einen mit besonderer Liebe an 
dem Kinde hängenden Vater ganz auffallend erregt, warf sich bei 
der Trauerfeier auf den Sarg, umarmte und küßte ihn mit lautem 
Klagen und lief noch viele Tage lang bei allen Verwandten jam- 
mernd mit der Frage herum: „Warum mußte mir mein Kind 
sterben, weshalb starb nicht lieber meine Frau?” — mit der er 
übrigens glücklich und zufrieden lebte! Zu der anderen, 1/; 
Jahre älteren Tochter verhielt er sich stets vernünftig, wie ein 
liebevoller „normaler" Vater. Der zweite Fall betrifft das Ver- 
hältnis einer Frau zu ihren beiden Söhnen. Früh Witwe ge- 
worden, verzärtelte sie ihre beiden Jungen in einer ihnen selbst 
sehr bald lästig gewordenen Weise, nahm sie bis zum 12. bezw. 
14. Jahre alle Morgen zu sich ins Bett, streichelte sie, wie der 
eine der beiden Söhne, heute ein Mann von 50 Jahren, sich noch 
genau erinnert, an den Genitalien, hinderte sie, nachdem sie der 
Schule entwachsen waren, einen Beruf zu ergreifen oder eine 
Stellung anzunehmen, die sie für längere Zeit des Tages aus der 
Wohnung ferngehalten hätten. Dem einen der beiden Brüder 
wurde dieser Zustand, über den er aber gar nicht weiter nach- 
dachte, schließlich doch so lästig, daß er heimlich davonging. 
Der andere wurde desto mehr mit den mütterlichen Liebkosungen 
gepeinigt, während die Mutter alle Hebel in Bewegung setzte, 
den Aufenthalt des anderen Sohnes zu ermitteln. Als ihr das 
gelungen war, verleumdete sie den Sohn als einen Taugenichts 
in seiner neuen Umgebung, machte ihn dort unmöglich und brach 
schließlich im Laufe der Zeit bei ihren beiden Söhnen jeden 
Widerstand, so daß sie bei der Mutter verblieben und ihr fort- 
währendes Streicheln und Küssen haßerfüllt ertrugen. Sobald 
die Mutter auf die Spur kam, daß einer der Brüder mit einem 
weiblichen Individuum, wenn auch nur lose Beziehungen ange- 
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knüpft hatte, suchte sie das Mädchen und deren Angehörige auf 
und verleumdete auch dort wieder ihre Kinder, so daß sich die 
Betreffenden zurückzogen. Das wiederholte sich im Laufe der 
Zeit an die zehnmal. Als sie einmal fürchtete, daß trotz ihrer 
Hintertreibungsbemühungen ihr ältester Sohn die Beziehungen 
zu einem Mädchen fortsetzte und sie am Ende heiraten würde, 
beantragte sie mit allerhand unwahren Angaben die Überwei- 
sung des Sohnes in eine Irrenanstalt. Sie setzte das auch durch, 
erreichte damit sogleich das Auseinandergehen der Beziehungen 
zu dem Mädchen und forderte dann auch wieder sofort, daß 
der Sohn aus der Anstalt entlassen werde, indem sie selbst alle 
ihre früheren Angaben für erlogen erklärte. Der Sohn wurde 
auch als völlig geistesgesund befunden, wenn auch als willens- 
schwacher Psychopath. Nach seiner Entlassung blieb er bei 
seiner Mutter, die für ihn sämtliche persönlichen und beruflichen 
Angelegenheiten — er war Subalternbeamter in Gemeindedien- 
sten — erledigte und ihn in seiner freien Zeit kaum von ihrer 
Seite ließ. In seiner Verzweiflung offenbarte er sich schließlich 
seinem Vorgesetzten, der ihm eine Anstellung in einer anderen 
Stadt verschaffte. Dem anderen Bruder gelang es, mit einem 
Mädchen nach London zu flüchten und sich dort zu verheiraten. 
Die Mutter jammert jetzt überall, daß ihre Söhne sie „um jüngerer 
Frauen willen” verlassen haben, trotzdem sie allein für sie die 
rechte sei. Kinder, die so von ihrer Mutter geliebt werden, wie 
die ihrigen von ihr geliebt wurden, dürften gar nicht den Wunsch 
haben, ein Weib auch nur anzugucken. Sie haßt ihre Söhne 
jetzt angeblich. Diese, von denen mir nur der eine persönlich 
bekannt ist, sind sich der Erotik in der Liebe der Mutter zu 
ihnen bewußt und sprechen von ihr als einem „verrückten 
Frauenzimmer, dem der Mann zu früh gestorben ist". Ihre 
Schwiegertochter beschimpft sie brieflich fortgesetzt in der ge- 
hässigsten Weise, aus der maßlose Eifersucht ganz unverkenn- 
bar ist. *) 

Die Eifersucht der Schwiegermutter auf die Schwiegertochter 
zeigt bisweilen Formen, die restlos oder auch nur wesentlich nicht 
etwa damit zu erklären sind, daß sie Macht, Einfluß u. dgl. an 


%) Vergl. den ganz ähnlich, aber schließlich katastrophal ver- 
laufenen Fall einer 60 jährigen Mutter und ihres 40 jährigen Sohnes 
—- in der Int. Zeitschr. f. ärztl. Psychoanalyse 1913 S. 292. 
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sie hat abtreten müssen, sondern sie verraten in den Fällen, an 
die hier zu denken ist, den erotischen Charakter deutlich. Die 
Eifersucht selbst zeigt geringere Grade, ihre erotische Natur da- 
gegen ist noch klarer ausgesprochen in manchen Fällen von 
schwiegerväterlicher Eifersucht auf den Schwiegersohn. Auch 
unter Brüdern und Schwestern begegnet man gelegentlich einer 
Eifersucht, die den wahren Charakter der hier vorhandenen Ge- 
schwisterliebe verrät. Ich erinnere an den Prozeß gegen die 
Gräfin Linda Bonmartini-Murri, der vor einigen Jahren so großes 
Aufsehen erregte. Eine ähnliche Eifersucht auf den Schwager 
gehört nach Rank zu den typischen Reaktionen der Bruder- 
psychologie. Im übrigen ist die inzestuöse Geschwisterliebe eine 
ganz besonders häufige Erscheinung. Das wußte auch Goethe, 
von dem Eckermann folgende Bemerkung aufzeichnet: „Ich 
dächte, daß die Liebe von Schwester zur Schwester noch reiner 
und geschlechtsloser wäre. Wir müßten denn nicht wissen, daß 
unzählige Fälle vorgekommen sind, wo zwischen Schwester und 
Bruder, bekannter- und unbekannterweise die sinnlichste Nei- 
gung stattgefunden hat.” Und Goethes Verhältnis zu Cornelia 
ist selbst eines der prägnantesten Beispiele für die inzestuöse 
Liebe zwischen Bruder und Schwester; auch darüber hat Goethe 
sich allem Anschein nach selbst nicht im Unklaren befunden.**) 
Fast alle diese Fälle, in denen die Inzestneigungen auf die 
Gedankenwelt sich beschränken, bleiben der Allgemeinheit — 
wie wiederholt betont wurde: meist sogar auch den Beteiligten 
— in ihrer Eigenart durchaus verborgen. Nur inzestuöse Ha nd- 
lungen werden — in einem allerkleinsten Teil der Fälle — 
von Dritten entdeckt und gelangen gelegentlich, namentlich 


4) So beschreibt er z. B. in „Dichtung und Wahrheit” sein Ver- 
hältnis zur Schwester deutlich als ein erotisches: „Jenes Interesse 
der Jugend, jenes Erstaunen beim Erwachen sinnlicher Triebe, die 
sich geistig formen, geistiger Bedürfnisse, die sich in sinnliche Gestal- 
ten einkleiden, alle Betrachtungen darüber, die uns eher verdüstern 
als aufklären, wie ein Nebel das Tal, woraus er sich emporheben 
will, zudeckt und nicht erhellt, manche Irrungen und Verwirrungen, 
die daraus entspringen, teilten und bestanden die Geschwister Hand 
in Hand und wurden über ihre seltsamen Zustände um desto weniger 
aufgeklärt, als die heilige Scheu der nahen Verwandtschaft sie, in- 
dem sie sich einander mehr nähern, ins Klare treten wollten, nur 
immer gewaltiger auseinanderhielt.” 
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wenn sie forensisch werden, zur Kenntnis der Öffentlichkeit. 
Und in der Regel ist nur bei ihnen die Möglichkeit gegeben, die 
psychologische Grundlage des Inzestverhältnisses aufzudecken. 

In dem inzestuösen Verhältnis des Vaters zu seiner Toch- 
ter begegnet man verhältnismäßig oft dem Motiv der Wieder- 
erkennung des Jugendbildes der Gattin. Einen 
derartigen Fall habe ich jüngst an anderer Stelle mitgeteilt. 
Dieses Motiv spielt, wie begreiflich ist, insbesondere in Fällen 
eine Rolle, in denen der Vater seine Frau sehr geliebt und früh 
durch den Tod verloren hat. Hier ist auch der besonders innige 
Anschluß der Tochter an den Vater leicht verständlich. Eine 
gleiche Phantasie liegt bisweilen auch dem Liebesverhältnis zu- 
grunde zwischen der (verwitweten) Mutter und ihrem Sohn, in 
dem sie ihren Mann wiedererkennt und liebt. Wegen der Alters- 
verschiebung sind diese Fälle, wie schon früher einmal angedeu- 
tet wurde, seltener und weniger einleuchtend.?”) Verständlicher 
ist dieser Psychomechanismus wieder in der gar nicht selten 
sinnlich gefärbten Liebe des Großvaters zur Enkeltochter, wobei 
freilich regelmäßig auch an Erscheinungen einer Senilität zu 
denken ist, während das analoge Verhältnis zwischen Großmutter 
und Enkelsohn, soweit es überhaupt vorkommt, psychologische 
Erklärungen kaum mehr zuläßt, sondern nur pathologisch ge- 
wertet werden kann. 

Bisweilen scheint der inzestuösen Liebe der Eltern zu den 
Kindern eine Art Autoerotik zugrunde zu liegen. Tatsachen und 
Vorstellungen, die normalerweise zur Errichtung und Beachtung 
der Inzestschranke beitragen,*) dienen in diesen Fällen gerade 
dem entgegengesetzten Ziel. Es ist die eigene Jugend, die man- 
cher Vater in seiner Tochter, Großvater in seiner Enkelin liebt 

1) Es sei hier auf einen jüngst erschienenen Roman verwiesen, 
in dem die Liebe der verwitweten, vereinsamten Mutter zu ihrem 
Sohne entwickelt wird: Jokaste, die Mutter — von Curt Moreck 
(Leipzig 1912). Der Wert des Buches ist nicht ein literarischer, 
sondern liegt nur darin, daß es einen „Fall” des Ödipus- 
komplexes aus den höchsten Gesellschaftskreisen mit leben- 
diger Anschaulichkeit schildert — für das gesunde Empfinden 
peinlich und abstoßend, aber für die Einsicht in das vorliegende Pro- 
blem fördernd und interessant. — Im übrigen sei hier der psycho- 
logisch ähnlich gearteten Fälle inzestuöser Mutterliebe von Frauen 
impotenter Männer gedacht (Wittels). 

48) Vergl. die obenerwähnte Ansicht von Seidel. 
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und geschlechtlich begehrt. Ich selbst fand dies narzissische 
Motiv in einem Falle, in dem ein — von dem Gerichtsarzt als 
psychopathisch, aber geistesgesund befundener — Fabrikant 
seine 16 jährige Tochter, die ihm geradezu überraschend ähnlich 
sah, während ihres Schlafes — nach der Aussage der Ehefrau — 
„oft ganz verzückt” betrachtete und, als er eines Abends mit ihr 
allein war, sie in überschwänglicher Zärtlichkeit an sich drückte; 
dabei entblößte er seine Genitalien und masturbierte. Er gab bei 
der Verhandlung an, daß er bei dem Anblick seiner Tochter sich 
immer in seine eigene Jugend versetzt gefühlt, in ihr stets sich 
selbst gesehen habe und die Erinnerung an seine „Jugendsün- 
den” mit solcher Lebendigkeit und Wollust über ihn gekommen 
sei, daß er den leidenschaftlichen Drang hatte, die Tochter koi- 
tieren oder onanieren zu sehen. Er habe diesen Trieb mit Auf- 
wendung aller Energie zu bekämpfen gesucht, aber schließlich 
sich nicht anders helfen können, als sich selbst zu masturbieren, 
wobei er sich mit seiner Tochter „ganz als Eines’ fühlte. 

In manchen Fällen scheint die Inzestschranke als solche auf- 
reizend zu wirken. Dann entsteht der Inzest aus derLustam 
Verbotenen. Den hier vor sich gehenden psychischen Me- 
chanismus beschreibt Senf, der ihn nicht sehr glücklich als 
ideellen Fetischismus bezeichnet, folgendermaßen: „Da 

. allgemein das Bewußtsein, Hemmungen zu überwinden und 
dadurch einen gewissen, wenn auch altgewohnten psychischen 
Zwang zu brechen, dem Individuum Lust bringt, kann gerade der 
hemmende Charakter der Vorstellung der Blutsverwandtschaft 
zum Ausgang eines psychischen Prozesses werden, der zur Be- 
seitigung der Hemmung führt: zunächst wird diese als etwas 
Selbstverständliches und Gleichgültiges empfunden, bis sich aus 
irgendeinem Grunde das Individuum ihres Charakters deutlicher 
bewußt wird, dann tritt sie mehr und mehr in den Vordergrund 
seines Interesses; damit aber beginnt der Reiz sich zu ent- 
wickeln, dessen Lösung im Niederreißen der Schranke Lust ver- 
spricht. Dazu kommt, daß mit der Vernichtung der Hemmung 
eng der Gedanke einer Entweihung verbunden und das Bewußt- 
sein davon geeignet ist, als besonderes sexuelles Reizmittel 
zu dienen, infolgedessen muß zugleich die Neigung zu einer in- 
tensiven und weitgehenden Betätigung entstehen. Davon hat 
mich ein sehr instruktiver Fall meiner Praxis überzeugt: Ein Ge- 
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schwisterpaar hatte sich wegen Verbrechens gegen § 173 StGB. 
zu verantworten: ein etwa 30 jähriger Mann und ein 25 jähriges 
Mädchen; beide hatten miteinander Geschlechtsverkehr gepflo- 
gen und auch sonst in ganz unerhörter Weise Unzucht getrieben; 
dabei war die Unterhaltung bei ihren Zusammenkünften ebenso 
maßlos unzüchtig wie ihre Handlungen. Man konnte sich fragen, 
ob die Forderung des Mannes zynischer war oder die Bereit- 
willigkeit des Mädchens; klar blieb jedoch der Eindruck, daß 
beide aus ihrer Handlungsweise einen ungewöhnlichen, raffinier- 
ten und maßlosen Genuß zogen. Beide waren geistig völlig ge- 
sund, ja intelligent, waren seit Jahren aneinander vorüberge- 
gangen und hatten anderen Geschlechtsverkehr gehabt; ihr Be- 
nehmen war ganz unauffällig wie bei Menschen, die dessen sicher 
sind, daß sie jeden Augenblick den größten Genuß voneinander 
haben können. Beim Studieren dieses Falles, der in seinen Ein- 
zelheiten außerordentlich drastisch wirkt, wurde mir klar, daß 
die Täter, welche jahrelang das Bewußtsein der Blutsverwandt- 
schaft als hemmend empfunden hatten, nunmehr lediglich in dem 
Gedanken, daß sie bestand, einen besonderen Genuß und einen 
Reiz zur schrankenlosen Unzucht fanden. 

Man wird solche Fälle trotz ähnlicher psychischer Voraus- 
setzungen scharf von jenen zu unterscheiden haben, in denen 
nach Wulffen Wüstlinge die Blutschande als Nonplusultra 
der sexuellen Genüsse kultivieren. Hier herrscht anscheinend 
ein sadistisches Motiv vor, soweit nicht bloße Begierde 
etwa nach neuen Reizen sucht. Man kann in manchen Fällen 
zweifelhaft sein, ob sie als sadistische, also durch die Eigenart 
des Triebes innerlich bedingt oder doch erklärt, oder nur als Ex- 
zesse aus Reizhunger zu betrachten sind. Das beweist der Not- 
zuchtsversuch eines 20 jährigen Burschen an seiner Mutter, den 
Pollitz als ein sadistisches Verbrechen, Hans Groß) da- 
gegen als einfachen Roheitsakt auffaßt; allerdings stellt hier 
weniger der Inzestwunsch selbst als der Notzuchtsversuch als 
solcher das Problem dar. Jedenfalls kann der Blutschande all- 
gemein ein sadistisches Moment innewohnen, und wenigstens in 
dem Inzestverhältnis der Mutter zu ihrem Sohne wird man regel- 
mäßig nach einem solchen — bei dem Sohne selbst nach einem 





4) In einer Fußnote zu dem Aufsatz von Pollitz. 
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masochistischen — zu fahnden haben.) Bei der innigen Ver- 
wandtschaft, ja Wesensgleichheit®!) des Sadismus und des 
Masochismus versteht es sich nur von selbst, daß auch Er- 
scheinungen des letzteren bei dem Inzest zur Beobachtung kom- 
men. Als ein Beispiel hierfür dient Wulffen der „sonst flei- 
Bige und nüchterne Schneidergeselle", der in seine 16 Jahre alte, 
hübsche Tochter eifersüchtig verliebt war, mit ihr während einer 
Krankheit der Mutter zusammenschlief, ihr auf, die Tanzsäle 
nachging und sie erregt beobachtete, wenn sie mit Soldaten zu- 
sammentraf. Hier dürfte aber wohl, sofern es sich wirklich um 
Masochismus handelt, dieser nur eine Begleiterscheinung der In- 
zestliebe sein, nicht aber mit ihr innerlich zusammenhängen. 
Ein Fall geschlechtlicher Hörigkeit der 27 jährigen 
Tochter zu ihrem Vater kam vor einigen Jahren vor dem Berliner 
Landgericht I zur Verhandlung. Der Vater war 47 Jahre alt, 
hatte mit seiner (leiblichen) Tochter seit 15 Jahren Inzest ge- 
trieben und diesen auch fortgesetzt, als er sich zum zweiten Male 
verheiratet hatte. Das Mädchen hatte sich, wie Bloch berich- 
tet, jahrelang in einem Zustande sexueller Hörigkeit befunden, 
während der Vater eifersüchtig darüber wachte, daß sie sich mit 
keinem anderen Manne abgab. Sehr häufig ist eine einfache 
Kombination der inzestuösen Neigung mit irgendeiner Sexualtrieb- 
anomalie. Ob es sich nur um ein solches zufälliges, wenn auch 
durch die psychopathische Konstitution gemeinsam bedingtes 
Zusammentreffen handelt oder um eine innere Beziehung von 
Ursache und Wirkung, Gesamterscheinung und Teilsymptom, 
o. dgl., ist oft schwer zu entscheiden. 

Eine besondere Erörterung verdient die Bedeutung der 
Homosexualität bei dem Inzest. Daß dieser auch zwi- 
schen Angehörigen desselben Geschlechtes vorkommt, ist an- 
deutungsweise schon erwähnt worden; auch Beispiele dafür wur- 
den beiläufig genannt. Man kann zunächst wieder rein ideell 
und unbewußt bleibende Inzestneigungen zwischen Vater und 
Sohn, Mutter und Tochter, gleichgeschlechtigen Geschwistern 


s) Vergl. hierzu z. B. Eulenburg, Sadismus und Masochis- 
mus. Wiesbaden 1911. 

6&6) Dagegen: Z.B. Federn, Beiträge zur Analyse des Sadis- 
mus und Masochismus. Int. Zeitschr. f. ärztl. Psychoanalyse Bd. Il, 
1 und 2. 
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beobachten. Es sind erotische und geschlechtliche In- 
timitäten zwischen Schwestern im halberwachsenen Alter 
und jenseits dieses gar keine Seltenheit. Von diesen 
Verhältnissen erfährt die Öffentlichkeit fast niemals etwas, weil 
sie vom Strafrecht nicht berührt werden. Es handelt sich bei 
ihnen vornehmlich um Erscheinungen in den gehobeneren Kreisen, 
und sie sind, wenn sie Mädchen und in bald nach den Pubertäts- 
jahren betreffen, meist nichts anderes als Überschwenglichkeiten 
schwesterlicher Freundschaft und Liebe, dagegen bei vorge- 
rückterem Alter meist entweder einfache Ersatzgefühle und 
-handlungen infolge von Abstinenz oder schlechthin — „Schweine- 
reien". Außerordentlich häufig sind solche Vorkommnisse in 
den Schichten der Dekadenz und hier — ausgehend von irgend- 
einem Infektionsherd, meist in der Schule — mitunter geradezu 
endemisch. Führt in den niederen Schichten das gemeinsame 
Schlafen der verschiedengeschlechtigen Geschwister so häufig zu 
„natürlichen heterosexuellen Inzesten, so kommt es in den 
besser und gut gestellten Kreisen, in denen nur Schwestern oder 
nur Brüder das Schlafzimmer teilen, zu homosexuellen Intimi- 
täten. Nur daß hier nicht von Naivität in dem erörterten Sinne 
gesprochen werden kann. Unter den männlichen Geschwistern 
scheint es seltener zu inzestartißgen Handlungen zu kommen, 
offenbar wegen der Knaben und Jünglingen mehr gegebenen oder 
von ihnen genommenen Gelegenheit zu anderweitiger sexueller 
Betätigung. Immerhin ist mutuelle Onanie unter Brüdern, ins- 
besondere während und nach der Pubertätszeit, sehr häufig. 
Gegenüber allen diesen Fällen von wahrscheinlich nur p s e u d o- 
homosexuellem Geschwister-Inzest berichtet Hir sc h f£ ej d von 
einem Falle echter Homo-, zwar nicht -Sexualität, aber -Erotik 
eines Knaben zu seinem Bruder, und fügt hinzu, daß ein „durch- 
aus nicht seltenes Vorkommnis" sei, „daß die erste unbewußt 
sexuelle Neigung über die im späteren Sexualleben so bedeut- 
same Inzestschranke hinweg nahe Verwandte, wie Eltern und 
Geschwister zum Gegenstand hat". Ob und wie weit es bei 
homosexuellem Geschwister-Inzest berichtet Hirschfeld von 


lungen kommt, ist hier — nicht anders wie sonst — von der 
Stärke des Triebes, der Macht äußerer und innerer Hemmungen 
und — der Persönlichkeit des anderen abhängig. In einem 


Falle erschlug der Sohn den Vater, als dieser ihn nach schon 
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früher wiederholt abgewehrten Versuchen abermals zur Duldung 
sexuellen Verkehrs zwingen wollte. — Nun hat aber die Homo- 
sexualität anscheinend eine ganz besondere Beziehung zum In- 
zest. Darüber schreibt Rank: „Seit Freud die Röntgenisie- 
rung des Seelenlebens unternommen hat, wissen wir, daß das 
Kind an Vater und Mutter lieben lernt, im weitesten Umfang des 
Wortes genommen, und daß dieses Verhältnis zu den Eltern für 
das ganze spätere Leben des Menschen vorbildlich und bestim- 
mend ist. Wie die erotische Neigung zur Mutter in der Puber- 
tät von ihr abgelöst und auf andere Personen übertragen, nor- 
malerweise für die Wahl des Sexualobjektes und für den Typus 
des späteren Liebeslebens bestimmend wird, so kann sie anderer- 
seits bei Fixierung auf die Mutter je nachdem, ob und wie sie 
dann verdrängt wird, zu Perversion (Inzest) oder Neurose führen. 
Ähnlich ist es auch mit dem Verhältnis zum Vater, das normaler- 
weise sublimiert die Stellung zu den sozialen Obrigkeiten und 
persönlichen Vorgesetzten, Freunden, Lehrern usw. ergibt. An- 
dererseits kann auch diese Beziehung in ihren beiden extremen 
Formen als leidenschaftliche Verliebtheit zur Homosexualität 
und als eifersüchtiger, auf andere Autoritäten verschobener Haß 
zum Verbrechen führen. Geht nun logischerweise dem eifer- 
süchtigen Vaterhaß eine stärkere Neigung zur Mutter parallel, 
so hat es den Anschein, als ob anderseits die homosexuelle Nei- 
gung zum Vater nur auf Kosten einer übertriebenen Abneigung 
gegen das Weib überhaupt, dessen Urbild ja die Mutter ist, zu- 
stande käme." Das ist nun keineswegs eine schematische Kon- 
struktion, sondern das haben zwei Schüler Freuds, die prak- 
tisch die Psychoanalyse zu therapeutischen Zwecken ausüben, 
bei ihren Patienten ganz unabhängig voneinander gefunden, 
ebenso wie ich es schon vor ihren Publikationen aus meinem 
Material deduziert habe. Stekel kommt in seinem Buche 
„Nervöse Angstzustände" (Berlin 1908) auf Grund einer Reihe 
von Analysen zu dem Ergebnis, „die Homosexualität wäre nur 
eine besondere Form der neurotischen Abwehr”, nämlich „die 
gelungene Abwehr des infantilen Inzestgedankens”. Und ganz 
ähnlich heißt es bei Sadger „Zur Ätiologie der konträren 
Sexualempfindung'' (Med. Klinik 1909, 2) im Anschluß an die 
Analyse eines Falles, daß der Homosexuelle an den Folgen der 
Verdrängung nach zu starken und vorzeitigen libidinösen 
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Regungen zum Weibe leidet, gewöhnlich seiner eigenen Mutter.” 
Ich habe schon früher nachdrücklich betont, daß ich die Vor- 
aussetzungen der Fr eud schen Theorien für einen Irrtum, die 
Methodik seiner (und seiner Schüler) Beweisführung für un- 
tauglich halte. Die ganze Gewaltsamkeit dieser Erklärungsver- 
suche zeigt sich u. a. in dem Widerspruch, der darin liegt, daß 
nach Freud selbst einerseits „für den Mann die Kindererinne- 
rung an die Zärtlichkeit der Mutter und anderer weiblicher Per- 
sonen, denen er als Kind überantwortet war, energisch mithelte, 
seine Wahl auf das Weib zu lenken’ und andererseits doch ge- 
rade diese Zärtlichkeiten eine Hinlenkung der Libido des Sohnes 
an die Mutter bewirken und ihn zur „Flucht vor dem Inzest”, 
d. h. zur Homosexualität treiben soll.) Aber zweierlei ist 
Freud zuzugeben. Einmal, daß die Erziehung ausschließlich 
durch gleichgeschlechtige Personen (und in ausschließlicher Ge- 
meinschaft gleichgeschlechtiger Kameraden) die Homosexualität 
begünstigt und daß insbesondere der frühzeitige Wegfall einer 
Person des Elternpaares (durch Tod, Ehescheidung, Entfremdung), 
worauf dann die übrigbleibende die ganze Liebe des Kindes an 
sich zieht, bei manchen Psychopathen die Bedingung für das Ge- 
schlecht der später zum Sexualobjekt gewählten Person fest- 
stellt und damit auch die dauernde Inversion ermöglicht. Zwei- 
tens ist bei homosexuellen Männern fast regelmäßig eine ganz 
ungewöhnliche Liebe zu ihrer Mutter zu beobachten. In diesem 
„Mutterkomplex"” sieht Freud ja eben die Hauptursache der 
Homosexualität. Das halte ich schon deshalb für unwahrschein- 
lich, weil nach meiner Erfahrung eine Analogie bei homo- 
sexuellen Mädchen und Frauen fehlt; ich jedenfalls fand 
bei ihnen niemals eine besondere Liebe zu ihrem Vater, 
während auch bei ihnen eine auffällig starke Hinneigung 
zur Mutter häufig ist.) Gerade deshalb — es ist ihm 
selbst nicht bewußt — hat Hirschfeld recht, wenn er ent- 
gegen Freud die Meinung vertritt, daß der Homosexuelle sich 
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52) Vergl. hierzu auch Näcke: Verdrängte Inzestgedanken als 
angebliche Ursache der Homosexualität. Groß’ Archiv Bd. 41 S. 158. 
63) Vielleicht ist das ein Gegenstück zu der früher erwähnten 
Beobachtung von J. Moses an normalsexuellen, aber verwahrlosten 
oder kriminellen Mädchen, bei denen ihm die starke Hinneigung zum 
Vater auffiel. 
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nicht zum Urning entwickelt, „weil er sich schon als Kind zu der 
Mutter so stark hingezogen fühlt, sondern früher ahnend als 
wissend lehnt er sich in dem unbestimmten Gefühl seiner 
Schwäche und Sonderart an die Mutter an, die ihrerseits, eben- 
falls instinktiv, ihn oft zu ihrem Lieblingskinde macht". Das ist 
völlig zutreffend für männliche und weibliche Homo- 
sexuelle, die ab ovo homosexuell veranlagt, für die Homo- 
sexualität kaum vermeidbar bestimmt sind, muß aber einge- 
schränkt und modifiziert werden bezüglich der sehr viel zahl- 
reicheren, bei denen — bei psychopathischer Konstitution — der 
leicht beeinflußbare Geschlechtstrieb erst durch die mütterliche 
oder väterliche Erziehung und Beziehung in die homosexuelle 
Richtung gedrängt wird. Auch das bedeutet nichts für die von 
Freud angenommene infantile Inzestneigung und ihren Zusam- 
menhang mit der Homosexualität, sondern nur etwas für den 
stark mitbestimmenden Einfluß der Erziehung, Umgebung und 
Gewöhnung auf die Entwicklung der Persönlichkeit, insbesondere 
auch der sexuellen. Aus der Tochter, die von ihrem (verwit- 
weten oder geschiedenen) Vater erzogen wird, an seinen Berufs- 
geschäften teilnimmt, von ihm rauchen, reiten u. dgl. gelehrt 
wird, ihm und seinem Freundeskreis als „guter Kamerad” gilt, 
wird bei labiler Sexualkonstitution leicht ein Mannweib,’*) wäh- 
rend umgekehrt das stets verzärtelte Muttersöhnchen bei un- 
zulänglich ausgeprägtem und widerstandsfähigem Charakter ver- . 
weibischt — samt seinem Geschlechtstrieb. — Damit ist m. E., 
was an Tatsächlichem hinsichtlich des Zusammen- 
hanges von Inzest und Homosexualität zur Beobachtung kommt 
und eine besondere Stellung einzunehmen scheint gegenüber 
den Beziehungen zwischen Inzest und anderen Perversionen, 
erklärt, ohne Zuhilfenahme Freudscher Theorien. 


Bezüglich derpsychonosologischenBedeutung 
des Inzestes überhaupt sei noch einmal an die herrschende 
Auffassung in der Psychiatrie erinnert, nach der sexuelle Hin- 
neigung zu nahen Blutsverwandten als Zeichen psychopathischer 
Konstitution an und für sich gilt. Sie kann sich dabei auf die all- 





s) Vergl. auch hier wieder den schon zit. Aufsatz von Sadger 
im Archiv f. Frauenkunde und Eugenik I, 3, über die Bedeutung des 
Vaters für das Schicksal der Tochter. 
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gemeine Vorstellung stützen, daß die Sexualliebe triebstarker 
und -gesunder Individuen sich auf Personen zu richten pflegt, 
die der eigenen Art unähnlich sind. Bernhardin de St. Pierre 
sagt: „Liebe entsteht aus Gegensätzen, und je größer diese sind, 
desto mehr Kraft hat sie.” Und Schopenhauer führt diesen Ge- 
danken bis in die Einzelheiten durch. Auch wenn man nicht mit 
Weininger oder Fließ das Gesetz der sexuellen Anziehung auf 
eine mathematische Formel bringen mag, ist es doch kaum 
zweifelhaft, daß derjenige Mann und dasjenige Weib „fürein- 
ander geschaffen” erscheinen, die zwar nicht so grundverschie- 
den voneinander sind, daß eine „Aneinanderpassung” nicht 
möglich ist, die aber doch tiefgreifende Differenzen aufweisen und 
einander zu einem harmonischen Menschenpaar ergänzen. Darum 
z. B. sind „Liebesheiraten" so oft Mischheiraten in religiös-kon- 
fessionellem oder in national-anthropologischem Sinne. Umge- 
kehrt wird es auf ein ungesundes, psychopathisches Triebleben 
hinweisen, wenn man sich zu einem Individuum sexuell hinge- 
zogen fühlt, das einem besonders wesensähnlich oder gar wesens- 
gleich ist. Das trifft naturgemäß bei Blutsverwandten häufig zu, 
um so öfter und um so ausgesprochener, je näher die Blutsver- 
wandtschaft ist. Insofern kann also die Inzestliebe als eine 
Sexualperversion erscheinen als Ausdruck einer psy- 
chopathischen Konstitution oder, wenn es richtig ist, daß „nicht 
.die Willen, sondern die Zellen sich anziehen”, als Folge einer 
abnormen Beschaffenheit der Keim-, insbesondere der Puber- 
tätsdrüsen (Steinach). Durchschlagender als diese im wesent- 
lichen theoretischen Vorstellungen, denen die beiläufig bereits 
erwähnte Idee Bachofens widerspricht, ist anschei- 
nend die Erfahrung, daß der Inzest in einer großen Zahl der 
forensisch werdenden Fälle von oder an Individuen begangen 
wird, die psychisch krank oder abnorm befunden werden. Wir 
haben gesehen, daß Alkoholismus und Schwachsinn ‘in dieser 
Hinsicht von größter Bedeutung sind. Aber wenn man diese 
Tatsache richtig einschätzen will, so ist folgendes zu beachten. 
Erstens, daß bei sehr vielen, sicher der Mehrzahl der Blutschän- 
der geistige Störungen nicht nachzuweisen sind. Zweitens: 
Forensisch werden selbstverständlich nur diejenigen Fälle, in 
denen es zu inzestuösen Handlungen kommt. Zu solchen von 
Sitte und Recht und mit gewisser Einschränkung auch von der 
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Moral so streng verpönten und verfehmten Taten sich treiben 
zu lassen, setzt bei Angehörigen von intellektuell und kulturell 
gehobeneren Schichten regelmäßig einen außerordentlichen 
Mangel an normalen Hemmungen oder einen abnorm starken 
Trieb voraus — beides Zeichen einer krankhaften oder kranken 
Psyche. Sie braucht deswegen aber nicht auch durch die 
Qualität des Triebes, d h. durch die Inzestliebe als 
solche bedingt zu werden. Die inzestuöse Neigung selbst würde 
damit noch nicht als eine psychopathische erwiesen sein, selbst 
dann nicht, wenn in jenen Fällen regelmäßig eine innere Not- 
wendigkeit zwischen der geistigen Anomalie und dem Inzestakt be- 
stünde; wir konnten aber feststellen, daß diese Voraussetzung für 
die meisten zur Kenntnis gelangenden Fälle von Blutschande 
nicht zutrifft, da es sich bei ihnen um Perversitäten, nicht um 
Perversionen handelt. Inzestuöse Perversionen aber wird 
man, da wir unserem Urteil über Krankheit überhaupt und über 
psychische insbesondere den gegenwärtigen Kulturmenschen als 
Norm zugrunde legen, nicht aber historische und geneologische 
Betrachtungen, für eine der schwersten pathologischen Störungen 
des sexuellen Trieblebens erachten müssen. Aus ihnen grund- 
sätzlich auf eine allgemeine psychische Erkrankung zu 
schließen, ist nicht begründet und nach forensisch-medizinischen 
Grundsätzen nicht erlaubt. Ganz zu schweigen von der Frage 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit. Soweit die Delikte 
andererseits nur Perversitäten darstellen, würde es nach 
den früheren Darlegungen vollends verfehlt sein, sie regelmäßig 
als Ausdruck oder Beweis psychischer Entartung oder Krank- 
heit zu betrachten. Auch auf eine allgemeine sittliche Ent- 
artung aus ihnen zu schließen, ist selbst in den Fällen verboten, 
in denen das Delikt aus Unsittlichkeit heraus begangen worden 
ist und nicht etwa aus Naivität. Denn wir wissen und erfahren 
es immer von neuem, daß namentlich bei Jugendlichen sexuelle 
Verwahrlosung für sich allein bestehen kann, bei sonst sittlicher 
Tüchtigkeit; solche einseitige sexuelle Verwahrlosung ist medi- 
zinisch und sozial heilbar.°) Schließlich ist bei der psycholo- 
gisch-psychiatrischen Würdigung der Inzesttreibenden noch der 


5) Vergl. hierzu J. F. Landsberg, Sexuelle Verwahrlosung 
der Jugend und ihre Behandlung. Arch. f. Sexualforschung Bd. I Nr. 2. 
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Möglichkeit zu gedenken, daß das Verhältnis von Ursache und 
Wirkung oft unklar ist und leicht falsch gedeutet werden kann. 
Bei Kindern und Jugendlichen wenigstens:hat man sich der Aus- 
führungen Disselhoffs zu erinnern, die er auf der VI. Konfe- 
‚ renz von Leitern und Vorständen der deutschen evangelischen 
Asyle usw. 1904 machte: „Ich möchte hier die Bemerkung ein- 
schalten, daß wir ganz allgemein bei den Zöglingen, die schon in 
früher Jugend, etwa vor dem 14. Lebensjahre, in sexuelle Aus- 
schreitungen hineingezogen, namentlich aber das Opfer des In- 
zestes geworden sind, eine deutlich merkbare Schädigung ihres 
psychischen Lebens wahrgenommen haben, die nur sehr lang- 
sam auszugleichen ist. Besonders aufgefallen ist mir die Tat- 
sache, daß die in Inzest Verwickelten lange ihrem Verderber 
eine oft glühende Leidenschaft bewahren. Dies wird von den 
Zöglingen selbst, wenn sie zum Bewußtsein dessen kommen, 
was ihnen angetan ist, zuweilen als etwas Schmachvolles emp- 
funden, tritt aber manchmal mit krankhafter Gewalt wieder auf.” 
Ich hatte schon oben auf die Fälle hingedeutet, die als grob 
sexuelle — nicht selten: erzwungene — Verhältnisse begannen, 
dann aber zu wirklichen Liebesbeziehungen führten. Die Fälle, 
auf die von Disselhoff hier verwiesen wird, gehören in diese 
Gruppe, wobei man freilich bezweifeln darf, ob von ihm immer 
Ursache und Wirkung zutreffend unterschieden worden ist. 
Seine — an weiblichen Personen gemachten — Erfahrungen 
stimmen aber mit der allgemeinen überein, daß „das Weib inner- 
lich schwer von der Person loskommt, an die sich das sexuelle 
Erlebnis knüpft. Wir erleben es beim erwachsenen Weibe, aber 
auch schon beim jungen Mädchen, daß sie ihrem Verführer fort- 
dauernde Anhänglichkeit bewahren” (J. Moses); andererseits 
beleuchten sie in interessanter Weise die Freudschen Deu- 
tungen. Im übrigen wird man, wo die Inzestverführung sekundär 
zu dauernden psychischen Schädigungen führt, regelmäßig 
vermuten dürfen, daß es sich um psychopathische Persönlich- 
keiten handelt,°®) da gesunde Konstitutionen in der Regel auch 
damit schließlich fertig werden dürften. 

Ich will diesen Abschnitt nicht schließen, ohne einer 


5) Vergl. hierzu Karl Birnbaum, Psychopathische Persön- 
lichkeiten. Wiesbaden 1909. 
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Sonderform der Geschlechtsbeziehungen zu gedenken, die ich 
früher als „mittelbaren Inzest” bezeichnet habe. Ich 
meinte damit den Sexualverkehr eines Mannes mit Mutter und 
Tochter oder einer Frau mit Vater und Sohn. Rohleder hat 
es mir zum Vorwurf gemacht, daß ich diese Art von Geschlechts- 
beziehungen überhaupt mit dem Inzest in Zusammenhang ge- 
bracht habe, da bei ihnen von einer „Blutschändung” doch nicht 
die Rede sei. Sein Einwand ist schon deshalb nicht begründet, 
weil dieser „mittelbare Inzest” in beschränktem Umfange sogar 
von Sitte und Moral, in sehr weitem Umfange aber vom Gesetz 
als Inzest betrachtet und geahndet wird. Denn der als inzestuös 
geltende Geschlechtsverkehr zwischen Schwieger- oder Stief- 
eltern mit den Schwieger- oder Stiefkindern und umgekehrt ist 
eben der von mir sogen. „mittelbare Inzest". Ich spreche über 
ihn noch in dem der juristischen Seite des Problems gewidmeten 
Abschnitt und will hier nur beiläufig an Schillers „Don Carlos” 
erinnern, als dessen tragisches Motiv die „blutschänderische” 
Liebe des Infanten zum Weibe seines Vaters erscheint. 57) 
Auch sei schon hier der — wie ich Bloch entnehme 
— von Martial d’Estoc mitgeteilte Fall erwähnt, in dem 
ein junger Mann geschlechtlichen Verkehr mit einer Frau und 
ihren beiden Töchtern hatte und außerdem dem Vater dieser 
Familie als passiver Päderast diente! Die schwiegerelterliche 
sinnlich gefärbte Liebe zu dem (andersgeschlechtigen) Schwie- 
gerkinde, also des Schwiegervaters zur Schwiegertochter und 
vor allem der Schwiegermutter zum Schwiegersohn ist psycho- 
logisch von ganz besonderem Interesse. Man sagt, die Eltern 
bleiben jung mit ihren Kindern; es ist dies in der Tat in sehr 
vielen Fällen einer der wertvollsten seelischen Gewinste, den 
Eltern aus ihren Kindern ziehen (wenn auch in vielen anderen 
umgekehrt das Fehlen von Kindern, die die Eltern in die ältere 
und alternde Generation hineindrängen, sie besonders lange jung 
erhält). In der Regel aber entfällt im Falle der Kinderlosigkeit 
eine der besten Möglichkeiten, die für die eigene Ehe erforder- 
liche Resignation zu ertragen. Diese „Einfühlung” des Vaters 
in den Sohn und mehr noch der Mutter in die Tochter geht nun 





57) „Weltgebräuche, die Ordnung der Natur und Roms Gesetze 
verdammen diese Leidenschaft." 
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leicht so weit, daß sie sich in die von ihnen geliebten Personen 
mitverlieben. Eine Tendenz zu solcher Verliebtheit ist nach 
Freud bei der Schwiegermutter jedenfalls sehr häufig, und 


„entweder diese selbst oder die ihr entgegenarbeitende Strebung ' 
schließen sich dem Gewühle der miteinander ringenden Kräfte 


in der Seele der Schwiegermutter an.” 57a) 


V, 


Über Vorkommen und Verbreitung des In- 
zestes sind im Vorstehenden bereits mehrfach Einzelangaben und 
-hinweise gebracht worden. Indessen scheint mir ein zusammen- 
hängender, wenn auch nur ganz flüchtiger Überblick wünschens- 
wert zu sein. Ich will aber nicht von dem Inzest bei den Natur- 
völkern sprechen, auch nicht von seiner Sitte und Übung im 
Altertum und der vorgeschichtlichen Zeit. In dieser Hinsicht 
mag im wesentlichen genügen, was ich darüber bereits 
beiläufig ausgeführt habe. In den zitierten kulturhistori- 
schen, ethnologischen und volkskundlichen Werken findet 
sich eine Fülle hierhergehörigen Materials gesammelt und 
verstreut. Aber vor allem auf zwei Erscheinungen aus 
der Geschichte des Inzestes will ich doch die be- 
sondere Aufmerksamkeit lenken, weil sie für seine Pathologie 
und Soziologie von Interesse und wenig gekannt sind. Auf die 
eine weist Stoll im Zusammenhang mit der erotischen 
Nuptik der christlichen Sekten mit der Bemer- 
kung hin, daß „innerhalb der ersten christlichen Welt schon 
frühzeitig Richtungen auftraten, die nicht nur die Nacktheit für 
ihre Mitglieder beiderlei Geschlechts als ‚Nationaltracht' ein- 
setzten, sondern auch unter Aufhebung der durch die natür- 
lichen Verwandtschaftsgrade gegebenen Schranken betrieben 
haben sollen”. Die zweite ist insbesondere von Bloch betont 
worden, indem er die Neigung zu blutschänderischen Verbin- 
dungen in bestimmten Zeitepochen feststellt, z. B. 
im französischen Rokoko, „wo sie durch Massensuggestion 
hervorgerufen in erschreckender Häufigkeit sich zeigte". 


674) Von Rabbi Josue ben Levi stammt die Mahnung: „Hüte dich 
vor deiner Frau in bezug auf ihren ersten Schwiegersohn” (Dück, 
Das Weib im morgenländischen Spruchschatz. Sexual-Probl. IX, 11}. 


| 
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Einer Volkssitte sei hier noch Erwăhnung getan, die ent- 
gegen dem bereits vermerkten Einwande von Rohleder in 
eine Betrachtung über den Inzest gehört, obwohl es sich bei ihr 
nicht um Blutschande im engeren Sinne handelt. Ich denke 
an den unter den Russen weit verbreiteten Brauch des 
Snochatschestwo, des Beischlafes des Schwiegervaters 
bei der Schwiegertochter, über den B. Stern eingehend be- 
richtet. Schon im Rußland des Großfürsten Jaroslaw war das 
Zusammenleben von Schwiegervater und Schwiegertochter ein 
ganz bekanntes Verhältnis, das in den Dokumenten der Zeit 
regelmäßig erwähnt wird. Sicher bei den Osseten in Kaukasien, 
anscheinend auch bei den Wotjäken und in mancher russischen 
Gegend sonst ist es auch heute noch Brauch — also nicht Unsitt- 
lichkeit und Verbrechen in den Augen derer, die ihn üben. Auch in 
Serbien ist er hier und dort anzutreffen, z. B. bei den Gur- 
beten noch in voller Geltung. Unter den Chrowoten gilt es als 
selbstverständlich, daß der Schwiegervater und alle seine Söhne 
der neuen Schwiegertochter beischlafen.®) — Bei dieser Ge- 
legenheit sei noch an eine andere Sitte erinnert, nämlich an die 
fraternale Poyandrie in Indien, bei der mehrere Brüder 
(oder Vettern) gemeinsam eine Gattin haben (Fehlinger] 

In dem Zeitraum von 1895 bis 1906 wurden wegen Blut- 
schande im Deutschen Reich verurteilt pro Jahr von 381 — 1,0 
bis 534 — 1,3 auf 100 000 strafmündige Zivilpersonen. Betrach- 
ten wir die letzten fünf Jahre in dem genannten Intervall auf 
den Anteil hin, den die verschiedenen strafrechtsverantwort- 
lichen Lebensalter an dem Delikt haben, so ergibt sich (nach 
Wulffen) folgende Tabelle: Es wurden 


a) verurteilt, 
b) wegen mangelnder Strafbarkeitseinsicht freigesprochen, 


c) also insgesamt verurteilt oder trotz begangener Straf- 
tat aus dem Grunde zu b freigesprochen: 


5) Hierüber s. namentl. die Beiträge in F. S. Krauß’ Anthro- 
pophyteia. 
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im Alter von 


im Jahre 





Zur Vergleichung diene die Statistik aus dem Jahre 1911, 
in der sich die starke Zunahme des Prozentsatzes der wegen 
Blutschande verurteilten Jugendlichen gegenüber den auf Grund 
des § 56 freigesprochenen und namentlich gegenüber den ver- 
urteilten Erwachsenen zeigt. Es waren nämlich — nach Ro- 


bert Bloch — 


Verurteilte |  Nach§56 
Jugendliche | Erwachsene Freigesprochene 


48 491 | 7 


Diese Stichprobe hat allgemeine Geltung und zeigt nur, daß 
der sozial-kriminalistische Prozeß noch dauernd seinen Fort- 
gang nimmt, der sehr weit zurückzuverfolgen ist, wie sich aus 
folgender Zusammenstellung ergibt: Es betrugen die wegen Blut- 
schande verurteilten Jugendlichen (12 bis 18 Jahre): 


Im Durchschnitt der Jahre 1882 bis 1891: 12; 1892 bis 1901: 
21; d. h. auf je 100 000 der jugendlichen Strafmündigen 
1882 bis 1891: 0,2; 1892 bis 1901: 0,32. 


Von der verhältnismäßig starken Beteiligung des weiblichen 
Geschlechts an dem Delikt war schon die Rede, so daß es hier 
nur der Erinnerung daran bedarf. Dagegen verdient eine aus- 
drückliche Darstellung das Verhältnis des Berufes und Familien- 
standes zum Inzest. Es wurden z. B. im Jahre 1906 von deut- 
schen Gerichten wegen Blutschande verurteilt: 
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Bezüglich der örtlichen Verbreitung des Inzestes — alle Daten 
in diesem Abschnitt sind der Kriminalstatistik entnom- 
men, also ausschließlich für die Würdigung der forensisch 
gewordenen Fälle verwertbar — verzichte ich auf Einzelan- 
gaben, sondern begnüge mich mit der Wiedergabe folgender 
Zusammenfassung von Wulffen: „Häufig ist die Blutschande 
in Baden und einzelnen Teilen von Bayern, wobei der Alkohol- 
faktor sicher mit wirksam wird; selten dagegen in den Provinzen 
Pommern, Schleswig und Hannover, auch in Mecklenburg- 
Schwerin, im Herzogtum Oldenburg, in Lübeck und Ham- 
burg, also meist an der Wasserkante, ferner auch in Berlin. 
Wenn der Osten trotz tiefstehender Bildung und trotz Alkohol- 
genuß (Branntwein) auch von Blutschande verhältnismäßig frei 
bleibt, so kann das seine Ursache in einem ausgebildeten außer- 
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ehelichen Geschlechtsverkehr, in Reinhaltung der Familie oder 
in der duldsamen Verschwiegenheit der mißbrauchten Familien- 


angehörigen liegen." 


Noch eine kurze Bemerkung über den Anteil, richtiger 
Nichtanteil der Juden an dem Inzestdelikt! In sämtlichen mir 
zugänglich gewesenen Kriminalstatistiken mit Berücksichtigung 
des religiösen Bekenntnisses der Delinquenten fand ich unter 
den Blutschändern nicht ein einziges Mal einen Juden. 
Ich hebe das hier hervor nicht zur Charakteristik der Juden, 
sondern des Inzestdeliktes, dessen soziologische, psychologische 
und kriminologische Bedingtheiten durch diese Tatsache scharf 
beleuchtet werden. Auf das Vorkommen oder Nichtvorkommen 
von Inzestneigungen, inzestuösen Ideen und Trieben unter den 
Juden läßt der negative statistische Befund selbstredend 
Schlüsse gar nicht zu; ich habe keinen Zweifel, daß die Juden 
nicht im entferntesten etwa dagegen gefeit seien; sie befinden 
sich mehrfach auch unter den von mir mitgeteilten Fällen 
ideeller Inzeste. Ich weiß auch von ihrem Anteil an tatsäch- 
lichen Inzesthandlungen — freilich nur zwischen Geschwistern 
—, aber unter äußeren Verhältnissen, die ein Forensischwerden 
unwahrscheinlich zu machen und das Delikt somit dem Erfaßt- 
werden durch die Statistik zu entziehen pflegen. 


Zum Schluß dieser Betrachtung möchte ich mit Nachdruck 
betonen, daß sie keinem anderen Zwecke dienen solle, als die 
voraufgegangenen Darlegungen noch von einer anderen Seite 
zu veranschaulichen und zu belegen. Irgendein sonstiger Wert 
kommt ihr schon wegen der Knappheit der gebrachten Ziffern, 
des Herausgreifens einzelner Jahre und des Fehlens jeder In- 
beziehungsetzung zur Kriminalität überhaupt und zur Sexual- 
kriminalität insbesondere nicht im geringsten zu. Für eine sta- 
tistische Auseinandersetzung, die diese Mängel nicht hat, fehlt mir 
indes die materielle Unterlage und die Kompetenz, scheint 
mir aber auch in dem Rahmen der vorliegenden Arbeit eine Not- 
wendigkeit nicht zu bestehen. Im übrigen — das sei mit be- 
sonderem Nachdruck von neuem wiederholt — könnte auch die 
an Material und Verarbeitung vollkommenste Statistik weder 
über die Häufigkeit noch das Wesentliche des Deliktes auch nur 
annähernde Vorstellungen geben. Es ist durch seine Eigenart 
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bedingt, daß für seine Erforschung nur die Kasuistik ent- 


scheidende Aufschlüsse zu bringen vermag. 


VI. 


Über die Geschichte der strafrechtlichen Be- 
handlung des Inzestes entnehme ich Wulff en zunächst fol- 
gende Notizen. Das römische Recht strafte nicht den Geschlechts- 
verkehr zwischen Verwandten als solchen, sondern nur den Ab- 
schluß einer Ehe zwischen ihnen. Es unterschied zwischen in- 
cestus juris gentium, Ehe zwischen Verwandten auf- und abstei- 
gender Linie, und incestus juris civilis. Ähnlich unterschied das 
kanonische Recht, welches den Begriff stark erweiterte (cogna- 
tio spiritualis zwischen Taufpaten und Täufling!), zwischen in- 
cestus juris divini und Blutschande nach Menschensatzung. Die 
Rechte des deutschen Mittelalters nahmen die kanonische Auf- 
fassung an und straften mit Verbannung und Vermögensverlust, 
in schwersten Fällen mit dem Tode. Die Bambergensis drohte 
den Tod durch das Schwert, unter Umständen mit Schärfung. 
Die PGO. schreibt wegen der Strafe Anfrage bei den Rechts- 
verständigen vor, was zu vielen Streitfragen Anlaß gab. Die 
sächsischen Konstitutionen straften Verwandte an- und auf- 
steigender Linie mit dem Schwert; Seitenverwandte mit Stau- 
penschlägen und ewiger Landesverweisung. Andere Gesetz- 
gebungen schlossen sich an; einzelne drohten sogar den Feuer- 
tod. — 

In den modernen zivilisierten Staaten wird 
der Begriff der Blutschande strafrechtlich sehr ver- 
schieden definiert, und noch verschiedener sind die Strafandro- 
hungen. Straflos ist der Inzest z. B. in Belgien und Portugal. 
Frankreich straft (seit 1863) das Attentat der Aszendenten gegen 
ihre minderjährigen Deszendenten als Mißbrauch eines Ab- 
hängigkeitsverhältnisses; Spanien den estupro oder abuso mit 
der Deszendentin oder Schwester; Holland die Unzucht der 
Eltern mit ihren unmündigen Kindern; Italien und Neuenburg 
strafen den Inzest nur bei öffentlichem Skandal, In England ist 
der Inzest nur vor den geistlichen Gerichten strafbar; anders in 
Schottland und in den Kolonien und nach dem amerikanischen 
Statutarrecht. 

Das StGB. Rußlands, dessen Zugehörigkeit zu den .„moder- 
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nen zivilisierten Staaten” freilich bezweifelt werden kann, bringt 
in seinen §§ 2087 bis 2090 Bestimmungen in betreff des „Gesetz- 
widrigen Geschlechtsumganges zwischen Anverwandten": Die 
zwischen Verwandten in auf- und absteigender Linie verübte 
Blutschande wird bestraft mit zehnjährigem einsamen Gefängnis 
in der Verbannung in entfernteren Gegenden Sibiriens; nach 
Ablauf dieser Frist werden die Verbannten zu schwerer Arbeit 
verwendet. Überdies müssen sie sich, falls sie den christlichen 
Glauben bekennen, einer Kirchenbuße unterziehen. Die Blut- 
schande zwischen Seitenverwandten und Verschwägerten wird 
an Mitgliedern der rechtgläubigen Kirche folgendermaßen be- 
straft: Stehen die Schuldigen miteinander im zweiten Grade der 
Blutsverwandtschaft, so erleiden sie die Strafe der Verbannung 
in minder entfernte Gegenden Sibiriens, jedoch mit der Abände- 
rung, daß sie in Sibirien fünf Jahre im Gefängnis gehalten und 
dann für die übrige Lebenszeit in ein Kloster abgegeben und 
dort zu schwerer Arbeit verwendet werden. Stehen sie mitein- 
ander im dritten Grade der Blutsverwandtschaft oder im ersten 
Grade der Schwägerschaft, so trifft sie zwei- bis dreijährige Ver- 
bannung nach Tomsk oder Tobolsk usw. (B. Stern). 

Es ist keineswegs die große Mehrheit der Gesetzgebungen, 
in denen sich der Tatbestand findet; und wo dieses der Fall ist, 
fehlt, wie schon angedeutet, ein einheitlicher Gesichtspunkt 
durchaus. Aszendenten und Deszendenten sowie Geschwister 
sind — ich folge bei diesen Angaben Mittermaier — 
nach sämtlichen Gesetzgebungen, die den Tatbestand haben, 
strafbar. Verschwägerte auf- und absteigender Linie schei- 
den in Ungarn und dem größten Teil der Schweiz aus. 
Verschwägerte der Seitenlinie nennen nur Österreich, Finn- 
land und Dänemark. In Rußland sind Abkömmlinge bis zu 
14 Jahren straffrei; in Ungarn, wo die Strafverfolgung einen 
Strafantrag der Eltern oder des Kurators voraussetzt, und in 
Norwegen bis zu 18 Jahren; im letzteren und in Zürich Ge- 
schwister bis zu 16, in Neuenburg bis zu 18 Jahren. Für die- 
jenigen Fälle, in denen der Inzest zwischen unehelich Verwand- 
ten stattgefunden hat, bestimmen manche Gesetzgebungen eine 
mildere Strafe. Mit der höchsten Strafe belegt ihn China, das 
zugleich auch die Grenze des Tatbestandes am weitesten zieht: 
noch Geschlechtsverkehr mit dem Großoheim, dem leiblichen 
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Vetter des Vaters, dem Bruder oder dem Neffen wird mit dem 
Tode bestraft (Westermarck). 

Daß die Ehe zwischen Personen, deren Sexualverkehr das 
Strafgesetz als inzestuös betrachtet und ahndet, von dem 
Bürgerlichen Recht verboten wird, versteht sich von 
selbst. Bemerkenswert aber ist, daß die Gesetzgebung aller 
Kulturstaaten das Eheverbot noch über jene Verwandtschaften 
und Verschwägerungen hinaus erstrecken — nicht so in Däne- 
mark —, wobei die Grenze, die nach dieser Richtung hin von 
den verschiedenen Ländern gezogen wird, außerordentlich vari- 
iert. Als Extrem nenne ich auch hier China, das schon die 
Heirat mit einer Person desselben Zunamens, auch wenn von 
Verwandtschaft nicht die Rede ist, verfehmt.°°) 


Das deutsche BGB. verbietet in seinem $ 1310 die Ehe 
zwischen Verwandten in gerader Linie, zwischen vollbürtigen 
und halbbürtigen Geschwistern, sowie zwischen Verschwäger- 
ten in gerader Linie. Auch darf eine Ehe nicht geschlossen 
werden zwischen Personen, von denen die eine mit Eltern, Vor- 
eltern oder Abkömmlingen der anderen Geschlechtsgemein- 
schaft gepflogen hat. Das strafrechtliche Gegenstück dazu stellt 
der $ 173 StGB. dar, der folgendermaßen lautet: „Der Beischlaf 
zwischen Verwandten auf- und absteigender Linie wird an den 
ersteren mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren, an den letz- 
teren mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft. Der 
Beischlaf zwischen Verschwägerten auf- und absteigender 
Linie, sowie zwischen Geschwistern wird mit Gefängnis 
bis zu zwei Jahren bestraft. Neben der Gefängnisstrafe 
kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 
Verwandte und Verschwägerte absteigender Linie bleiben straf- 
los, wenn sie das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben." 
Wulffen gibt hierzu folgenden Kommentar: „Strafbar ist 
hierbei nur der Beischlaf, nicht die bloße Vornahme unzüchtiger 
Handlung, nicht die Pädikation der Tochter durch den Vater, 
der Schwester durch den Bruder; es muß zur Vereinigung der 
beiderseitigen Geschlechtsteile gekommen sein, gleichviel, ob 
emissio oder immissio seminis stattgefunden hat. Verwandte 


5) Vergl. z. B. bei Rank die psychoanalytische Deutung dieser 
„besonders weitgegangenen Verdrängung” bei den Chinesen. 
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auf- und absteigender Linie sind solche, deren einer von der 
anderen leiblich abstammt, also Großeltern, Eltern, Kinder 
bezw. Enkel. Es ist gleichgültig, ob diese Abstammung auf ehe- 
licher oder außerehelicher Geburt beruht. Verschwägerte auf- 
und absteigender Linie (Schwägerschaft ist das Verhältnis des 
einen Ehegatten zu den Verwandten des anderen Ehegatten) 
sind Schwiegereltern und Kinder, sowie Stiefeltern und Kinder 
(die von der Ehefrau in die Ehe eingebrachte Stieftochter). 
Nicht gehören natürlich hierher Adoptiv- bezw. Pflegeeltern und 
-kinder. Es ist ohne Bedeutung, ob die Schwägerschaft auf ehe- 
licher oder unehelicher Geburt beruht,®) und ob die Ehe, 
welche die Schwägerschaft begründete, noch besteht. Ver- 
schwägerte in der Seitenlinie (Schwager, Schwägerin) sind nicht 
einbezogen. Geschwister sind sowohl die vollbürtigen als die 
halbbürtigen, also auch die Stiefgeschwister, die nur einen 
Elternteil gemeinsam haben. Der Täter muß das Verwandt- 
schaftsverhältnis im Augenblicke der Tat kennen. Die blut- 
schänderische Handlung kann mit Ehebruch, Unzucht unter Be- 
nutzung eines Abhängigkeitsverhältnisses (Stiefvater zugleich 
Vormund oder Pflegevater), Kinderschändung, Verführung nach 
§ 182 und Notzucht zusammentreffen. Geschwister unter 18 
Jahren sind nach Absatz 4 nicht straflos.” %1) 


Bei einer Vergleichung der beiden Bestim- 
mungen im Zivil- und im Strafrecht fällt bei letz- 
terem auf, daß der Sexualverkehr zwischen zwei Personen, deren 
eine mit dem Aszendenten oder Deszendenten der anderen 
(illegitimen) Umgang gepflogen hat, nicht verboten wird, ob- 
wohl die Ehe zwischen ihnen untersagt ist. Daß das Ehever- 


°) Ebenso erläutert Goebel, Das Strafgesetzbuch für das 
Deutsche Reich nebst dem Einführungsgesetz (Leipzig 1913): „§ 173 
ist anzuwenden, auch wenn das . . . Schwägerschaftsverhältnis auf 
außerehelicher Geburt beruht (RGR. 5 S. 613; E. 20 S. 239). ...” Im 
Gegensatz dazu meint Mittermaier: „Uneheliche Schwäger- 
schaft wohl sicher nur da, wo das ausdrücklich gesagt ist” (z. B. 
Dänemark; auch das Preußische Obertribunal zog uneheliche Schwä- 
gerschaft unter das Gesetz). 

61) Das österreichische StGB. ($ 131, $ 501) sieht weit mildere 
Strafen vor, bedroht aber auch die Verschwägerten der Seitenlinie 
und zieht auch „Unzucht” in die Strafbestimmung ein. 
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bot überhaupt auf die in gerader Linie, sei es legitim, sei es 
außerehelich Verschwägerten ®) erstreckt wird, beweist, daß 
den Gesetzgeber nicht nur die Rücksicht auf die Nachkommen- 
schaft geleitet haben kann; er wollte offenbar die Familienreinheit 
schützen und rein moralischen Erwägungen Rechnung tragen. 
Freilich könnte man für das Verbot der „indirekt” inzestuösen 
Ehe doch noch einen biologischen Grund durch den Hinweis 
auf die sogen. Telegonie anführen, d. h. die Fernzeugung, deren 
Existenz aber noch sehr zweifelhaft ist und an die jedenfalls 
der Gesetzgeber ganz bestimmt nicht gedacht hat.®). Daß 
diesem Eheverbot nicht auch eine Strafandrohung im $ 173 ent- 
spricht, ist sehr verständlich. Ich habe schon darauf hingewiesen, 
daß fast ausnahmslos das Bürgerliche Recht die Grenzen der er- 
laubten ‚Eheschließung enger zieht als das Strafrecht die des 
freigegebenen außerehelichen Geschlechtsverkehrs — offenbar 
wegen der grundsätzlich verschiedenen Beurteilung legitimer 
und illegitimer Sexualbeziehungen und ihrer „Folgen”. So 
könnten im vorliegenden Falle die familienrechtlichen und 
-moralischen Gesichtspunkte für das bürgerliche Gesetz maß- 
gebend gewesen sein, während dem Strafrecht solche oder an- 
dere Gründe zum Eingreifen fehlen. Das ist hier auch sicher 
der Fall, denn die Sexualbeziehungen an sich, bei deren Vor- 
handensein durch $ 1310 Abs. 2 des BGB. die Ehe untersagt ist, 
machen, wenn sie legitimer Art sind, ja auch den Ge- 
schlechtsverkehr nach § 173, 2 strafbar; nur wenn jene illegi- 
timerweise bestanden haben, werden sie von dem Strafrecht 
nicht berücksichtigt. Die Personengruppe ist also hier und dort 


“) Sonst setzt im Sinne des BGB. Schwägerschaft stets eine legi- 
time Ehe voraus (Planck, BGB. nebst Einführungsgesetz erläutert. 
Berlin 1911). 


63) Dieser Grund käme überdies nur für das Eheverbot gegen 
männliche Aszendenten und Deszendenten mit derselben Frau, nicht 
aber für weibliche mit demselben Mann in Betracht. Im übrigen sei 
hier angemerkt, daß die Hypothese von der Telegonie neuerdings eine 
interessante Beleuchtung erhalten hat durch die Tierexperimente von 
Waldstein und Ekler (Wiener kl. Wochenschr. 1913, 26), die 
mittels der Abderhaldenschen Reaktion resorbiertes Sperma 
im weiblichen Organismus und damit die materielle Beeinflussung 
dieses durch jenes unabhängig von etwa erfolgender Befruchtung 
nachweisen zu können glauben. 
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dieselbe, aber während die Ehe zwischen ihnen auf jeden Fall 
verboten ist, ist der Beischlaf zwischen ihnen nur strafbar, wenn 
ihre „Schwägerschaft” ehelich begründet ist. Wie weit psycho- 
logisch in diesen Fällen eines „mittelbaren” Inzestes wirklich 
von letzterem gesprochen werden darf oder muß, ist noch zu 
untersuchen. Im übrigen weist Bruno Meyer darauf hin, daß 
die Scheu vor dem Verkehr mit zwei Generationen (beiläufig, 
entsprechend 3. Mose 18, 17, vorzugsweise zwei Generationen 
weiblichen Geschlechtes) alt und allgemein ist.*) Sehr inter- 
essant für diese Zusammenhänge ist auch die Erklärung, welche 
die englische Geistlichkeit für das dortige Verbot der Schwager- 
ehe gibt: Durch die Ehe werden Mann und Frau zu „einem 
Fleisch und Blut"; somit stehe die Schwägerin zu dem Manne 
in einem näheren Verwandtschaftsverhältnis als dessen leibliche 
Schwester, und er begehe Inzest, wenn er sie heiratet. Die 
Konsequenz dieser Auffassung würde sein, daß auch zwei Brü- 
der nicht zwei Schwestern heiraten können. 

Alle diese Erwägungen führen zur Prüfung der Frage, ob 
denn überhaupt die Auswahl der Personen, zwischen 
denen geschlechtlicher Verkehr als inzestuös gebrandmarkt 
(oder die Ehe verboten) wird, sinngemäß und folgerichtig statt- 
gefunden hat. Sollte dem Gesetz — $ 1310 BGB. und § 173 
StGB. — vornehmlich oder gar ausschließlich die Vorstellung 
von der „Blutschande"” und die Tendenz, diese zu verhüten, zu- 
grunde liegen, — ganz gewiß nicht. Zum Beispiell Die Bluts- 
verwandtschaft zwischen Großeltern und Enkelkindern ist, 
physiologisch betrachtet, weniger nahe als die zwischen Oheim 
und Nichte oder Tante und Neffe; und doch ist zwischen diesen 
Ehe sowie Sexualverkehr freigegeben, zwischen jenen unter- 
sagt. Man könnte freilich diesen Widerspruch damit zu be- 
gründen versuchen, daß im ersteren Falle die Blutsverwandt- 
schaft eine direkte, im letzteren nur eine mittelbare ist. Auch 
könnten diejenigen, die nicht auf dem Boden der Weismann- 
schen Lehre von der Kontinuität des Keimplasmas stehen, die 
Richtigkeit jener physiologischen Voraussetzung bestreiten und 


“) Meyer erinnert hier an Goethes Wilhelm Meister und an 
die Bedenken, die Rousseau abhielten, der Einladung seiner intimen 
Freundin Frau v. Larnage in die gefährliche Nähe ihrer aufblühenden 


Tochter zu folgen. 
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die Identität der Chromosomen von Bruder und Schwester, 
folglich auch die nähere Verwandtschaft von Onkel und Tante 
zu ihren Geschwisterkindern im Verhältnis zur Verwandtschaft 
von Aszendenten und Deszendenten leugnen. Aber alles dieses 
trifft m. E. gar nicht den Kern der Frage, weil derartige biologi- 
sche Gesichtspunkte für den Gesetzgeber überhaupt nicht maß- 
geblich gewesen sein können. Darüber wird bei der Erörte- 
rung der Strafwürdigkeit des Inzestes überhaupt noch zu spre- 
chen sein. Zunächst seien die Strafabmessungen des $ 173 kurz 
geprüft. 

Da fällt auf, daß zwar bei den Verwandten — und zwar 
außerordentlich tiefgreifend —, nicht aber bei den Verschwäger- 
ten zwischen dem Grade der Strafbarkeit der Aszendenten und 
demjenigen der Deszendenten unterschieden wird. Verschwä- 
gerte auf- und absteigender Linie werden mit derselben Strafe 
bedroht wie deszendente Verwandte, während für die ver- 
wandten Aszendenten bei weitem härtere Strafen — nicht Ge- 
fängnis, sondern Zuchthaus; nicht bis zu 2 Jahren, sondern bis 
zu 5 Jahren — bestimmt sind. Den Gesetzgeber hat dabei 
augenscheinlich der Umstand geleitet, daß die Tat des Verwand- 
ten das „natürliche”' Empfinden viel mehr beleidigt, die Moral 
der Familie viel mehr gefährdet als die gleiche — ja gar nicht 
„blutschändende” — Tat des nur Verschwägerten. Überdies 
liegt der unterschiedlichen Behandlung offenbar der Gedanke 
zugrunde, daß von dem Verwandten aufsteigender Linie in der 
Regel die Autorität gemißbraucht sein dürfte und daß er die 
besonderen Pflichten guter Beispielgebung und Erziehung auf 
das gröblichste verletzt hat. Diesen Gedanken heben manche 
Gesetzgebungen auch ausdrücklich hervor.) Die erwähnten 
Momente können nun freilich unter Umständen auch für das 
Verhältnis des Verschwägerten auf- zu dem absteigender Linie 
Geltung haben, und hier wie dort hat der Gesetzgeber den 
jugendlichen Deszendenten bis 18 Jahren wohl als den regel- 
mäßig Verführten, der Autorität oder einer anderen durch das 
Familienverhältnis bedingten Suggestion Erlegenen betrachtet; 
denn er läßt ihn auf jeden Fall straflos. Das aber hat m. E. doch 
Bedenken, bezüglich deren ich im wesentlichen die Ansicht von 


s) Vergl. Mittermaier. 
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Meyer teile, wenn er darauf hinweist, daß die Gelegenheits- 
macherei und Provokation mehr oder weniger bewußt und aus- 
drücklich nicht selten von dem Deszendenten ausgeht, oft in 
der naivsten Weise, wenigstens ohne das geringste Bewußtsein 
von der spezifischen Strafbarkeit; „und jedenfalls kann 
doch wohl bei den jüngeren Personen auch schon lange vor dem 
vollendeten 18. Lebensjahr solche Einsicht in die sittlichen und 
gesetzlichen Verhältnisse erwartet und gefordert werden, daß 
sie nicht einfach, wie es jetzt im StGB. geschieht, als die un- 
schuldigen Lämmer behandelt werden, die gar nicht wissen, was 
mit ihnen geschieht und deshalb straffrei bleiben müssen. 
Geradezu lächerlich wird diese Weichherzigkeit des Strafge- 
setzes, wenn man bedenkt, daß es sich bei den Vertretern der 
absteigenden Linie beinah ausnahmslos um das weibliche Ge- 
schlecht handelt, das gesetzlich schon mit dem vollendeten 16. 
Lebensjahre ohne weiteres, mit Dispens sogar noch früher für 
die Ehe reif erklärt worden ist!... Und wie leicht können da- 
bei doch sogar schon verheiratete Personen in Frage kommen 
(bei den Verschwägerten ja immer)!" In der Tat scheint mir 
hier wieder ein Anlaß gegeben zu sein, gegen die im Gesetz und 
mehr noch in der Rechtsprechung vielfach zu oft sehr fatalem 
Ausdruck gelangende Verkennung der Tatsache Einspruch zu 
erheben, daß sexuelle Verführung jeglicher Art ungeheuer oft 
von dem jüngeren, und da namentlich von dem weiblichen 
Teil ausgeht.) Nicht zutreffend jedoch scheint mir Meyers 
Kritik insofern zu sein, als er sie hauptsächlich an die Bestim- 
mung der Altersgrenze legt. Diese war aber an und für sich 
gar nicht ausschlaggebend für den Gesetzgeber, denn sonst hätte 
er auch die gleich jugendlichen Geschwister straffrei gelassen. 
Das ist nicht der Fall,°”) und so kommt es zu dem für Meyer 
unverständlichen Zustand, daß eine Person unter 18 Jahren sich 
strafbar macht, wenn sie mit Bruder oder Schwester, nicht aber, 
wenn sie mit einem anderen Blutsverwandten Inzest begeht.*) 


6) Verg. Max Marcuse, „Männer als Opfer von Kindern’, 
Bd. 57 von Groß’ Archiv. 

6) In Neuenburg doch! In Zürich und Norwegen sind Ge- 
schwister bis 16 Jahren straflos. 

e8) Das ist für viele Fälle sehr hart insofern als „im Volke” ge- 
rade der Geschwister-Verkehr wesentlich milder beurteilt wird als 
der Verkehr mit Aszendenten (und Deszendenten). | 
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Das hat seinen guten Grund darin, daß der Gesetzgeber nicht 
etwa — wie es nach Meyers Kritik den Anschein haben muß 
— den Jugendlichen ohne weiteres Unschuld und Nichtverant- 
wortlichkeit zuerkennen, sondern nur ihr äußeres und psychi- 
sches Abhängigkeitsverhältnis von den Aszendenten würdigen 
wollte. Daß ich diese Würdigung für eine viel zuweitgehende 
erachte, geht aus meinen Darlegungen hervor, und so sehe ich 
ia dem Vorschlage des VE. zum deutschen StGB., die Bestra- 
fung deszendenter Verwandter und Verschwägerter auch unter 
18 Jahren wenigstens im Einzelfalle zu ermöglichen, eine ver- 
ständige Berücksichtigung tatsächlicher Verhältnisse *) — im 
Gegensatz zu Wulffen, der diese Ausdehnung für „zum min- 
desten zu entbehren” hält. Umgekehrt kann aus denselben 
Gründen, aus denen die unbedingte Straffreiheit der jugend- 
lichen Deszendenten — und die grundsätzlich den Deszendenten 
überhaupt zugebilligte Milde — sich als keineswegs immer be- 
rechtigt erweist, die Zuchthausstrafe, die das Gesetz bei Ver- 
wandten aufsteigender Linie allein als Strafe gelten läßt, eine 
viel zu harte sein. Mit Recht tritt Alsberg dafür ein, daß der 
Richter in die Lage versetzt werde, „der Individualität des 
Einzelfalles gerecht zu werden und den konkreten Fall des- 
halb milder zu beurteilen, weil Wohnungselend, möglicherweise 
in Verbindung mit Alkoholmißbrauch, zur Blutschande geführt 
hat oder weil die Persönlichkeit des Täters” — nicht nur des 
Aszendenten, an den Alsberg hier denkt, sondern auch des 
Deszendenten! — „die Verfehlung in einem milderen Lichte er- 
scheinen 1äßt'.7°) 

Daß im $ 173 StGB. — wie auch im $ 249 des VE. — nur 
der Beischlaf, nicht auch die Unzucht — wie im österreichischen 
Recht — mit Strafe bedroht wird, hält Rohleder für einen 
erheblichen Mangel, da das Unzuchttreiben mit Verwandten 


e) Der VE. zum österreichischen StGB. will die noch nicht 16- 
jährige Person straffrei lassen, wenn sie zum Inzest verführt wurde. 
Mittermaier fordert die Straffreiheit aller Minderjährigen unter 
18 Jahren oder der einer Verführung Mehrjähriger Unterlegenen (so 
im Schweizer Entwurf § 133). Nach den Beschlüssen der Strafrechts- 
kommission ($ 297) sollen ebenfalls Verwandte und Verschwägerte 
unter 18 Jahren straflos bleiben. 

7) Der österreichische VE. droht Gefängnis von 4 Wochen bis 
zu 3 Jahren. Gr 
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sehr oft die Vorstufe einerseits zum eigentlichen Inzest, an- 
dererseits zur schweren Kuppelei darstellt und jedenfalls oft 
„demselben perversen Triebleben entspringt”. Der allgemeine 
Unzuchtparagraph ($ 176, 3 StGB. bezw. $ 244, 4 VE.) genügt 
ihm nicht, weil seinem „Rechtsgefühl nach diese Handlungen an 
Blutsverwandten eine derartige scheußliche Gemeinheit und 
sittliche Verkommenheit sind, daß ihnen eine stärkere Bestra- 
fung zukommen müßte, als den unzüchtigen Handlungen an 
Kindern unter $ 176, 3 schlechthin, und sie besonders geahndet 
werden müßten”. Rohleder verwechselt hier ganz charak- 
teristisch „Rechts’gefühl mit „Moral"gefühl und gibt ein drasti- 
sches Beispiel dafür, wie Strafgesetze nicht begründet wer- 
den dürfen. Und doch unbewußt oft begründet sind! Das 
gilt auch für den ganzen $ 173, und damit kommen wir zu der 
prinzipiellen Frage — deren Bejahung im Sinne des Gesetzgebers 
für die vorstehenden Darlegungen vorausgesetzt wurde, aber 
nicht anerkannt sein sollte —, ob denn der sogen. Inzest über- 
haupt und insbesondere im Sinne des $ 173 als strafwürdig be- 
trachtet werden darf und seine Sonderbehandlung im Strafge- 
setzbuch berechtigt ist. 

Diese Frage wird nicht zum ersten Male erhoben. Schon 
die Revision des preußischen StGB. von 1845 hat gegen die Be- 
strafung „grundsätzliche Bedenken und will sie nur bei öffent- 
lichem Ärgernis und Verletzung der Rechte Dritter zulassen” 
(Mittermaier). Daß in vielen Staaten die Gesetzbücher 
den Tatbestand nicht kennen und der ganz offensichtliche 
Mangel an Einheitlichkeit der Motive in unserem $ 173 und den 
entsprechenden Gesetzesbestimmungen anderer Länder zeigen, 
daß die Strafwürdigkeit des Inzestes doch zum mindesten sehr 
problematisch sein muß. Aus Anlaß der bevorstehenden Straf- 
rechtsreform ist dieses Problem denn auch schon mehrfach er- 
örtert worden, wohl am gründlichsten von Mittermaier; 
dieser will „in erster Linie den Tatbestand ganz streichen, da 
er nur eine Unmoral und keine besondere Gefahr darstellt, und 
da die schwereren Fälle in anderen Tatbeständen wieder- 
kehren”. Der hiermit implizite ausgesprochene Grundsatz, daß 
bloße „Unmoral”, sei sie auch — um mit Rohleder zu 
sprechen — von noch so scheußlicher Gemeinheit und sittlicher 
Verkommenheit, nicht Gegenstand des Strafrechtes sein kann 
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und darf, versteht sich für uns von selbst. Fragt sich allein, ob 
es sich bei den vom $ 173 betroffenen Tatbeständen wirklich 
nur um Unmoral handelt und durch sie nicht doch fremde Inter- 
essen, vor allem die des Staates verletzt werden. 

Es wäre da zunächst an die Gefährdungder Nach- 
kommenschaft und damit der Volksgesundheit und des 
Volksvermögens zu denken. Wenn wir auch gesehen haben, 
daß die Vorstellung von der biotischen Schädlichkeit der In- 
zucht an und für sich und des Inzestes insbesondere nicht be- 
gründet ist, so war doch andererseits anzuerkennen, daß im 
realen Leben im Gefolge inzestuöser Fortpflanzung solche 
Schädlichkeiten als Ausdruck der (hier oft vorhandenen) 
schweren erblichen Belastung häufig beobachtet werden. 
Im Hinblick auf diese Schädlichkeiten, richtiger: ihre Möglich- 
keiten von einem „eminenten Staatsinteresse, den Inzest unter 
Strafe zu stellen”, zu sprechen — wie u. a. Adolf Gra- 
bowski es tut —, bedeutet freilich eine ganz außerordentliche 
Übertreibung. Ich meine im Gegenteil, daß ein Staatsinteresse 
an strafgesetzlichen Eingriffen nur dort gegeben ist, wo aus 
einer‘ Handlung unmittelbar ernstliche Gefahren drohen, nicht 
aber, wenn diese, wie hier, doch recht fern liegen, nur mittelbar 
bedingt und so selten sind. Die Inkonsequenz ist um so größer, 
als das Gesetz nicht Strafen vorsieht für den Geschlechtsver- 
kehr offenkundlich oder wissentlich Tuberkulöser, Syphilitiker, 
Alkoholiker, Diabetiker — von ausgesprochen Geisteskranken 
nicht zu reden —, dessen Gefahren für die Nachkommenschaft 
sehr viel größere und näher liegende sind. Immerhin könnte 
wenigstens der Gedanke Billigung finden, die Volksgesund- 
heit vor einer auch nur entfernt möglichen Gefährdung durch 
inzestuösen Verkehr strafrechtlich schützen zu wollen. Daß der 
8173 wirklich auch diesem Gedanken dienen soll, dafür spricht 
seine Beschränkung auf den Beischlaf und der Verzicht auf Ahn- 
dung auch bloßer Unzucht. Hiller freilich meint, daß dann auch 
nicht einmal der -Beischlaf, sondern erst die Konzeption bestraft 
werden dürfe, übersieht jedoch dabei, daß die „Gefährdung” 
der Nachkommenschaft, wenn überhaupt, unzweifelhaft bereits 
mit dem Beischlaf eintritt und daß dem StGB. ja der Begriff 
solches Gefährdungsdeliktes nicht unbekannt ist.”) So will 


7) S. hierzu u. a. E. v. Liszt, Die Gefährdung im Strafrecht. 
H. Groß' Archiv Bd. 51, 3 u. 4. 
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z. B. § 221 nicht erst die Beschädigung, sondern bereits die Ge- 
fährdung der ausgesetzten Person abwehren, und daß anderer- 
seits erst die Verletzung, nicht schon die Gefährdung mit ge- 
schlechtlicher Infektion strafrechtlich zu belangen ist, wird all- 
gemein als ein verhängnisvoller Mangel empfunden, dem aller- 
dings kaum abgeholfen werden kann; wahrscheinlich überhaupt 
nicht,« zum mindesten nicht, ohne größere Mißstände dagegen 
einzutauschen.””) Wenn Hiller ferner eine Inkonsequenz darin 
sieht, daß die Bestrafung auch bei ausdrücklicher Verhinderung 
der Konzeption erfolgt, so ist dem entgegenzuhalten, daß eine 
solche Verhinderung mit der völligen Gewißheit des Erfolges 
nicht möglich, jedenfalls nicht nachweisbar ist;?*) dagegen würde 
allerdings der Inzest mit einer unbedingt sterilen Person an dem- 
jenigen, der um diese Tatsache im Voraus mit solcher Bestimmt- 
heit wußte, daß selbst ein dolus eventualis ihm nicht zum Vor- 
wurf gemacht werden kann, nicht geahndet werden können, 
falls die Handlung nur als ein Gefährdungsdelikt in dem er- 
örterten Sinne getroffen werden soll.) Daß diese Vorausset- 
zung aber nicht zutrifft, ergibt sich, wie schon früher vermerkt, 
aus der Einbeziehung des Geschlechtsverkehrs auch zwischen 


733) Vergl. z. B. Laupheimer, Der strafrechtliche Schutz 
gegen geschlechtliche Infektion. Berlin 1914. 


74) Vergl. den noch immer häufigen Versuch des als unehelichen 
Vater in Anspruch Genommenen, die „Beschuldigung' der Vaterschaft 
durch Überreichung der regelmäßig benutzten Präservative an den 
Richter zu widerlegen und von einer Alimentationspflicht freige- 
sprochen zu werden. 


75) Andererseits müßte, wenn der $ 173 fortpflanzungshygienische 
Ziele verfolgt, dafür gesorgt sein, daß der $ 218 StGB. zum mindesten 
durch Blutschande gezeugte Früchte aus seinen Strafbestimmungen 
ausnimmt und ihre „Abtreibung” freigibt; das ist nicht der Fall — 
Hieran knüpft sich auch die interessante von R. Wassermann (im 
Archiv für Sexualforschung, I, 2) aufgeworfene Frage, ob bei der vom 
Arzte vorgenommenen künstlichen Befruchtung einer Frau mit dem 
Samen ihres Bruders oder Vaters etwa eine der beteiligten Personen 
sich der Blutschande schuldig macht. Selbstredend kann davon nicht 
die Rede sein, aber die Vertreter der fortpflanzungshygienischen Deu- 
tung und Rechtfertigung des $ 173 müßten hier eine durch den Fort- 
schritt der Wissenschaft verursachte Lücke im Gesetz erkennen. 
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Verschwägerten und zwischen Stiefverwandten.”) Ihre Be- 
strafung ist mit irgendeinem biologischen Grunde nicht zu er- 
klären, muß daher auf ein anderes Motiv zurückgeführt 
werden. 

Dieses ist ursprünglich gewiß in dem Verlangen nach 
Schutz des Familienlebens zu suchen, wie u. a. aus 
der Straflosigkeit oder Strafmilderung hervorgeht, die manche 
älteren Strafgesetzbücher nach Aufhebung der die Verhältnisse 
begründenden Ehe eintreten lassen.””) Diese Einschränkung fehlt 
aber dem $ 173, wodurch der Sinn, den die Bestrafung dieser 
Personen sonst noch allenfalls haben könnte, verloren geht. Ich 
sage „allenfalls, denn sehr problematisch würde ihre Berechti- 
gung auch ohnedies sein. Daß die Familienreinheit ein Rechts- 
gut des Staates ist, wird man unbedenklich zugeben können, 
und daß sie durch den Inzest, insbesondere durch die eigent- 
liche Blutschande in hohem Maße geschädigt wird und über- 
haupt zerstört werden kann, ist unzweifelhaft.) Aber die 
Familienreinheit durch Strafen aufrecht erhalten zu wollen, ist 
ein erfolgloses und unvernünftiges Beginnen. Man braucht nur 
die Gerichtsakten einschlägiger Fälle durchzusehen, um zu erken- 
nen, wie bei solchen Verhandlungen notwendigerweise das, was 
an Familienreinheit trotz des begangenen Inzestes noch übrig 
geblieben, wenn überhaupt je vorhanden war, rücksichts- und 
restlos vernichtet wird. Diese Strafverfolgungen stellen oft erst 
den gewaltsamsten Eingriff in einen ungestörten Familienfrieden 
dar und vergiften nicht selten durch ihre unvermeidlich inquisi- 
torische Methodik eine nur naive, aber nicht im entferntesten 
verderbte Psyche und führen somit nicht zu einer Erhaltung, 
sondern Bedrohung berechtigter Interessen des Staates.”) Und 


7) Lippmann (zit. von Göring) weist darauf hin, daß in- 
timer Verkehr zwischen Stiefvater und Stieftochter beim Volk über- 
haupt nicht als verboten gilt. 

77) Schaffhausen, Norwegen, Baden, Braunschweig, Thüringen, 
[Mittermaier). 

78) Der schweizerische VE. reiht die Blutschande unter die Ver- 
brechen gegen die Familie ein (Art. 137). 

7) Ich will an dieser Stelle nur über eine von vielen mir be- 
kannt gewordenen Verhandlungen berichten, um das Gewaltsame und 
Unbesonnene der Gesetzesbestimmung und der durch sie erzwungenen 
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es ist außerordentlich interessant, daß hauptsächlich gerade 
diese Schädigungen durch den Strafprozeß in den Motiven zum 


Strafverfolgung zu veranschaulichen. Ein 17 jähriger Techniker und 
seine 13jährige Schwester hatten sich vor einem Großberliner 
Jugendgericht wegen Blutschande zu verantworten. Ein 50 jähriger 
Rentenempfänger behauptete, die Beiden in einem Hain hinter einem 
Gebüsch miteinander koitieren gesehen zu haben und hatte sie durch 
einen Gendarm feststellen lassen. Die Beweisaufnahme ergab be- 
züglich der Persönlichkeiten der Angeklagten folgendes: Er ist ein 
sehr anständiger und fleißiger Mensch, der weder auf der Schule 
noch nachher sich das Geringste hat zuschulden kommen lassen; 
sexuellen Verkehr hat er bisher nicht gehabt; sie ist seit Beginn des 
Schulbesuches regelmäßig die Klassenerste und durch lobenswertes 
Betragen ausgezeichnet. Beide leben bei ihrer Mutter, einer sehr 
ordentlichen Portierfrau, die über die Beschuldigung gegen ihre Kinder 
entsetzt ist. Der Vater war Alkoholiker und ist früh gestorben. Als 
Tatbestand ergab sich: das Mädchen lag der Länge nach mit dem Leib 
auf der Erde mit aufgehobenen Kleidern und entblößtem Gesäß, er 
lag über ihr und machte rhythmische Auf- und Niederbewegungen. 
Die Beschuldigten erklärten diese Situation damit, daß die Schwester 
sich zu einem „großen Geschäft” niedergehockt hätte und der Bru- 
der sie aus Spaß hingestoßen habe und im Fall von ihr mitgerissen 
worden sei und sie nun weiter, über ihr liegend, im Spaß durchgebalgt 
habe. Beide Geschwister stimmten in diesen Angaben überein, fan- 
den bei dem Gericht aber keinen Glauben, erstens, weil sie beim Er- 
scheinen des Gendarmen Anstalten gemacht hatten, fortzurennen — 
was für ihr Schuldbewußtsein spreche, zweitens und vor allem aber, 
weil das Mädchen, wenn sie aus hockender Stellung hingestoßen 
worden wäre, nicht vornüber, sondern hintenüber gefallen wäre, 
jedenfalls nicht der Länge nach bauchwärts hätte zu liegen kommen 
und auch nicht das Gesäß hätte entblößt bleiben können. Über dieses 
Situationsproblem wurde nun mit der größten Ausführlichkeit ver- 
handelt und wurden die Beschuldigten immer wieder kreuz und quer 
gefragt. Insbesondere erstreckten sich die Erhebungen, und zwar mit 
einer bis ins einzelne gehenden Gründlichkeit, auch auf die Frage, ob 
denn ein Beischlaf, d. h. „eine Vereinigung der Geschlechtsteile" statt- 
gefunden haben könne. Das Urteil ging dahin, daß zwar nicht die 
Vollziehung des Beischlafes, somit auch nicht der Tatbestand des 
§ 173, wohl aber Unzucht zwischen den Beschuldigten erfolgt sei 
Dem Mädchen wurde aber die erforderliche Einsicht abgesprochen, 
der Bruder zu drei Monaten verurteilt unter Zubilligung mildernder 
Umstände, weil „es sich um eine der Geilheit des eben geschlechts- 
reif gewordenen Angeklagten entsprungene, unbesonnene Tat ban- 
delt". Die Mutter beging unmittelbar nach der Urteilsverkündigung 
einen Suizidversuch, die Angeklagten beteuerten nach wie vor ihre 
Unschuld. 
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Code pénal als Grund der N i c ħi tbestrafung angeführt werden. 
E. Wilhelm sieht hier einen charakteristischen Gegensatz 
zwischen der französischen und der deutschen strafrechtlichen 
Beurteilung einer und derselben Handlung:°) in Deutschland 
Strafe wegen angeblicher Gefährdung allgemeiner Interessen; 
in Frankreich Straflosigkeit, um die Gefährdung allgemeiner 
Interessen, zu verhüten. Wenn nun auch das Beispiel fremder 
Staaten und die abweichende Stellung ihres Strafrechts nicht 
im geringsten unsere Gesetzgebung zu bestimmen haben und 
Grabowski darin beigepflichtet werden muß, daß bei der 
internationalen Staatenkonkurrenz es uns oft nur recht sein 
kann, wenn andere Länder allgemeine Interessen strafrechtlich 
schlechter schützen als wir, so scheint mir doch in diesem Falle 
das Beispiel der romanischen Staaten nachahmenswert, weil es 
vernünftig ist — gescheit in seiner Begründung und zweckmäßig 
‘in seinen Erfolgen. Man muß das anerkennen, auch wenn man 
sich von der Neigung E. Wilhelms frei weiß, die öffentliche 
und familiäre sexuelle Sittlichkeit Frankreichs im Zusammen- 
hang mit der Eigenart seines Strafrechtes über die deutsche zu 
stellen.°°a) 

Findet der $ 173 weder als Schutzmaßnahme für eine ge- 
sunde Nachkommenschaft noch für die Reinheit des Familien- 
lebens eine hinreichende Begründung, so lehrt die Einreihung 
des Inzestes unter die Vergehen und Verbrechen wider die Sitt- 
lichkeit (Abschnitt XIII StGB.), daß der Gesetzgeber hier vor 
allem zum Schutze der vermeintlich bedrohten 
Sittlichkeit einzugreifen für nötig befand. Grabowski 
allerdings meint, daß wohl nur die schlechte Systematik unseres 
StGB. diese Rubrizierung verursacht habe und daß „man sich 
deshalb bei dem Delikt der Blutschande gar nicht damit abzu-. 
quälen braucht, ob dabei gegen die Sittlichkeit verfehlt wird”. 


%) Außer beim Inzest namentlich auch noch bezüglich Homo- 
sexualität und Kuppelei. Im übrigen hat schon Theodor Mundt 
in seinen Pariser Kaiserskizzen (Berlin 1867, I) darauf tringewiesen, 
daß allem Anschein nach das französische Naturell nicht so stark wie 
das germanische Vermischungen innerhalb desselben Blutes verab- 
scheue. 

æa) Über die nationalen Unterschiede in der strafrechtlichen Be- 
handlung sexueller Handlungen s. namentl. H. Ellis, Rassehygiene 
und Volksgesundheit, Kap. IX. 
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Mir scheint schon damit das Eingeständnis gemacht, daß eine 
solche Verfehlung sich auch mit der größten Mühe nicht kon- 
struieren läßt. Der heftige Abscheu in unserem Volke vor dem 
Delikt aus $ 173, den Grabowski betont, um es doch wenig- 
stens als eine Art Sittlichkeitsvergehens zu erweisen, würde 
auch dann zu einem solchen Beweismittel ganz und gar untaug- 
lich sein, wenn er sich nicht nur auf die Blutschande #n engeren 
Sinne bezöge, und selbst nicht hierbei noch gerade „im Volke” 
mancherlei Einschränkung erführe. Ich bin nicht der Ansicht 
von Bruno Meyer, daß der ganze XIII. Abschnitt des StGB. 
prinzipiell zu verwerfen, — nicht der Meinung von Hiller, 
daß das „Moralische” aus allen praktischen Normationen, also 
auch aus dem Recht auszuschalten, — nicht der Auffassung von 
Karl Kraus, daß auf dem Gebiete der Sexualbetätigung bloß 
die Unmündigkeit, die freie Selbstbestimmung und die Gesund- 
heit als Rechtsgüter in Betracht kommen, nie und nimmer aber 
die Sittlichkeit als solche, sondern vertrete vielmehr den 
Standpunkt, daß auch die Sittlichkeit — d. i. in diesem Zusam- 
menhange immer die geschlechtliche Sittlichkeit — als eine Be- 
dingung für die soziale Ordnung rechtsschutzbedürftig und -würdig 
ist. An der Sittlichkeit als Regulator des Sexuallebens hat die 
Gesamtheit ein besonderes Interesse, das zu schützen das Recht, 
auch das Strafrecht berufen ist. Zu schützen natürlich nur dort, 
wo es bedroht wird — d. h. das besondere Interesse der Gesamt- 
heit. Das schließt nicht aus, sondern ein, daß Moral und Recht 
prinzipiell ganz verschiedene Begriffe und Kräfte sind, daß das 
Strafrecht insbesondere sich auf einen engeren Kreis zu be- 
schränken hat, daß z. B. der bloße „Abscheu” des Volkes oder 
gar des Gesetzgebers unter keinen Umständen ein Rechtsgut 
. darstellt und eine nur unmoralische Handlung nicht im entiern- 
testen ein strafwürdiges Delikt bedeutet. Es würde den Rahmen 
dieser Darlegungen überschreiten, wollte ich die zahlreichen Ge- 
danken und Probleme, die sich an die Beziehungen zwischen 
Recht und Moral knüpfen, eingehend erörtern. Hier fragt sich 
nur, ob der Inzest in dem angedeuteten Sinne in der Tat ein Ver- 
brechen oder Vergehen wider die Sittlichkeit ist. Diese Frage 
ist zuverneinen. Es ist nicht erfindlich, wie die allgemeine 
Sittlichkeit durch den Geschlechtsverkehr von zwei miteinander 
verwandten oder verschwägerten Menschen an und für sich ge- 


a T ve 
schädigt werden soll. Wo von einem Inzest eine derartige Ge- 
fahr droht, da ist sie durch Begleitumstände bedingt, wie Ge- 
walt oder Ausbeutung, öffentliche Ärgerniserregung oder Miß- 
brauch eines Treuverhältnisses u. a. m. Was von dem Inzest als 
solchem verletzt wird, sind „lediglich ein allgemeines Moral- 
gefühl, sowie überlebte religiöse Ideen”, und „man straft hier 
ganz prinziplos eine reine Unmoral” (Mittermaier). Inner- 
halb dieser Prinzipwidrigkeit auch noch ohne Konsequenz, denn 
sonst müßten außer dem Beischlaf auch schon noch andere un- 
züchtige Handlungen zwischen Verwandten oder Verschwäger- 
ten bestraft werden. Daran aber hat nach Mittermaier 
den Gesetzgeber denn doch wohl die Scheu gehindert, gar zu 
tief in die Intimitäten des Familienlebens einzudringen. 
Überdenkt man die Geschichte des juristischen Inzestver- 
botes, betrachtet man seine Fassung in den verschiedenen 
Staaten und treibt dabei zugleich vergleichende Völkerpsycho- 
logie, prüft man vor allem auch die Gerichtsurteile und ihre 
Begründungen, die in den vielen mir aktenmäßig zur Kenntnis 
gelangten Fällen nur ganz vereinzelt darauf verzichteten, die — 
aus der Tat selbst erschlossene! — „moralische Verkommenheit" 
des Täters, die „niedrige Sinnlichkeit", der die Handlung zur 
Befriedigung dienen sollte, u. ä. als Grund für die Strafe oder 
das Strafmaß mit Ausdrücken sittlicher Empörung anzuführen, 
so muß man E. Wilhelm — zunächst für das vorliegende De- 
likt — beistimmen, wenn er schreibt: „Der Deutsche verquickt 
bei der Beurteilung dieser Handlungen noch Moral und Straf- 
recht, in ihm steckt noch die Empfindung, daß schon die morali- 
sche Verpönung die strafrechtliche Repression rechtfertige. Die 
Stärke dieser moralischen Empörung leitet sich hier zum Teil 
aus alten religiösen Vorstellungen, nach welchen geschlechtliche 
Verfehlungen und insbesondere die den Grundtrieben der Majori- 
tät widersprechenden Handlungen, wie . . . Inzest, derartige 
fluchwürdige Versündigungen gegen Natur und Gott darstellten, 
daß der rächende Arm des Strafrichters gegen solche schmach- 
vollen Greuel eingreifen muß. In den letzten Jahren allerdings 
fängt man in Deutschland an, wenigstens in wissenschaftlichen 
Kreisen, die Bestrafung dieser Handlungen — soweit man eine 
Strafe überhaupt noch billigt — aus anderen Gründen, aus staat- 
lichem Interesse zu rechtfertigen; geht man aber der Sache tiefer 
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nach, so kann man sich des Eindrucks nicht erwehren, daß 
hinter allen diesen Rechtfertigungsversuchen aus staatlichen 
Gründen doch nur die moralisierende Tendenz, die strafrecht- 
liche Bevormundung des einzelnen in geschlechtlichen Dingen 
sich versteckt, und daß insbesondere, was . . . . Inzest anbe- 
langt, die in strafrechtliche Reaktion sich entladenden Ekel- 
und Abwehrgefühle die Triebfeder für die Strafandrohung ab- 
geben." 

Gegen die Strafandrohungen bezüglich des Inzestes sprechen 
auch die praktischen Erfahrungen, daß die Strafverfolgung, wie 
aus früheren Hinweisen erinnerlich ist, nur in einem ver- 
schwindenden Prozentsatz der Fälle eintreten kann 
und auch hier wieder nur zum kleinsten Teile die Überführung 
der Täter gelingt. In der Regel sind nur zwei Beteiligte und 
Wissende — die Zeugen vermögen meist nur fremden Klatsch 
oder eigene Phantasien zu berichten. Die Beteiligten selbst aber 
leugnen natürlich. Oft allerdings ist einer von ihnen sogar der 
Anzeigeerstatter — dies so gut wie immer aus irgendeinem 
Rachemotiv, das aber bis zur Hauptverhandlung längst nicht 
mehr vorhanden ist, so daß in ihr die Denunzianten (und Zeugen) 
meist „umfallen”. Vielfach auch aus Angst — die Tochter vor 
dem Vater, die Schwester vor dem Bruder — widerrufen sie ihr 
Geständnis und geben es für erlogen aus. Alles das ist nicht 
verwunderlich, wenn man sich erinnert, um welches Milieu und 
welche Persönlichkeiten es sich in fast allen diesen Fällen, in 
denen es überhaupt zu einer Anzeige kommt, handelt. Dazu 
denke man an die häufig wissentlich falschen oder auf wahn- 
hafter Einbildung sich stützenden Anzeigen eifersüchtiger oder 
rachsüchtiger Frauen, die ihre Männer des Geschlechtsverkehrs 
mit der Tochter — oft seiner Stieftochter, ihrer leiblichen Toch- 
ter — beschuldigen, an diejenigen von abgewiesenen Liebhabern, 
die das Mädchen wegen Inzest mit dem Vater oder Bruder an- 
zeigen u. dgl. m.) Auch solche Fälle sind zu meiner Kenntnis 


81) Aus der großen Zahl solcher Fälle gebe ich zur Veranschau- 
lichung folgenden wieder, den Rank in der Internat. Zeitschr. f. 
ärztl. Psychoanalyse 1913, 293 mitteilt: Die 20 jährige Handarbeiterin 
A. M. erstattete bei der Polizei die Anzeige, daß sie seit 10 Jahren 
mit ihrem eigenen Bruder ein intimes Verhältnis unterhalte; ihr Bru- 
der hätte ihr derart mit seinen Liebesanträgen zugesetzt, daß jeder 


— 79 — 


gekommen, in denen Großmütter, die aus Liebe zu ihrer Enkelin, 
um diese zu sich zu bekommen, den (verwitweten) Schwieger- 
sohn wider besseres Wissen denunzierten, er treibe mit seiner 
Tochter Unsittlichkeiten, und andere, in denen übereifrige Nach- 
barn, nicht in böser Absicht, aber in leichtfertiger Gedanken- 
losigkeit Anzeige erstatteten oder doch das Gerücht aufbrach- 
ten, daß der allein mit seiner Tochter wirtschaftende Vater mit 
ihr „wie Mann und Frau” lebe, und sich nachträglich auch nicht 
der Schatten eines Beweises dafür erbringen ließ. Immer aber 
muß den Anzeigen nachgegangen werden, und die dabei er- 
forderlichen Inquisitionen und Schnüffeleien sind geradezu 
skandalös. Über diesen Punkt ist ja schon gesprochen worden. 
Aber es sei doch ausdrücklich betont, daß die im Vor- und 
Hauptverfahren notwendigen abscheulichen Nachforschungen 
und Erhebungen eine besondere Bedeutung durch die Tatsache 
erhalten, daß z. B. im Jahre 1911 im Deutschen Reich auf Grund 
des 8 173 StGB. neben 491 Erwachsenen 48 Jugendliche (d. h. 
12- bis 18 jährige) verurteilt, an letzteren außerdem 7 wegen 
mangelnder Strafbarkeitseinsicht, also trotz nachgewiesenen 
Deliktes, freigesprochen wurden (R. Bloch). Alle diese muß- 


Widerstand zwecklos gewesen wäre. Obwohl der Bruder die Beschul- 
digung seiner Schwester als gänzlich aus der Luft gegriffen bezeich- 
nete, wurde, weil die Schwester bei ihren Angaben beharrte, eine 
Untersuchung eingeleitet. Auch vor dem Untersuchungsrichter 
hielt die A. M. ihre Beschuldigungen gegen den Bruder aufrecht, wo- 
bei sie die Einzelheiten des widernatürlichen 
Verhältnisses genau schilderte. Die Anklage wurde 
gegen beide Geschwister erhoben. In der Verhandlung beteuerte der 
Angeklagte, daß er nie mit seiner Schwester etwas zutun gehabt habe 
und daß die Anzeige nur ein Racheakt der Schwester sei, die ihr 
Liebhaber aufgehetzt habe. Der Richter hielt dem Angeklagten vor, 
daß die Schwester sich ja selbst durch die Anzeige eines unge- 
heuerlichen Vergehens beschuldigt und daß sie konstant die Beschul- 
digung unverändert aufrecht erhalten habe. Die Angeklagte wurde 
vom Richter erneut nachdrücklichst ermahnt, die Wahrheit zu sagen, 
und schließlich gestand sie, daß zwischen ihr und dem Bruder tat- 
sächlich nie irgendwelche Beziehungen bestanden hätten und daß 
alle ihre bisherigen Angaben rein erfunden waren. Richter: 
Wie kamen Sie dazu, gegen ihren eigenen Bruder eine so ungeheuer- 
liche Beschuldigung zu erheben und sich selbst auch zu belasten? 
Angeklagte (kleinlaut);: Mein Geliebter hat nach einem Streit 
mit meinem Bruder mir geraten, die Anzeige zu machen. 
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ten die Verhandlung über sich ergehen lassen. Auch diejenigen 
natürlich, die freigesprochen wurden, weil ein Beweis für die 
Tat nicht erbracht oder gar die Unschuld der Angeklagten er- 
wiesen werden konnte. Das trifft nach der Statistik durch- 
schnittlich in einem Viertel der zur Verhandlung kommenden 
Fälle zu! Im Hinblick auf das Mißverhältnis zwischen dem 
außerordentlichen Aufgebot des Polizei- und Gerichtsapparates 
zu der Nachweislichkeit der Tat und wegen der Verleitung zu 
den widerlichsten Denunziationen verdient der $ 173 kurzerhand 
ausgemerzt zu werden. Der Staat soll nur mit Strafe bedrohen, 
was er wenigstens in der großen Mehrzahl der Fälle ermitteln 
und nachweisen kann, nicht aber, was schon durch die Natur 
des „Deliktes’’ der Kontrolle und Feststellung durch seine Or- 
gane in der Regel entzogen ist. Im anderen Falle leidet sein und 
seines Strafrechts Ansehen Schaden! 

Von diesen praktischen Erwägungen aber abgesehen: ich 
glaube die prinzipielle Nichtberechtigung des Paragraphen 
nachgewiesen zu haben. Er ist, bei Licht besehen, nichts anderes 
als — wie Mittermaier sagt — „ein unberechtigter Nach- 
komme des früheren Gedankens, daß die Übertretung kirchlicher 
Eheverbote strafbar ist". Aber das braucht nicht zu bedeuten, 
daß Staat und Gesellschaft diese Dinge gehen lassen sollen, wie 
sie sind und mögen. Da sie sich fast regelmäßig um amoralische 
Unreife, jugendliche Verwahrlosung, Alkoholismus, Geistes- 
krankheit, Not und Elend gruppieren, ist, wenn irgendwo, so 
hier der Platz — nicht für Strafen, sondern für soziale Für- 
sorge und für „sichernde Maßnahmen'".%) Hier- 
für ist ein Fall von Oberholzer ein besonders krasser Be- 
weis. Ein 24jähriger schwachsinniger Bruder hatte seine 
Schwester, eine 20 jährige, der Sprache kaum mächtige Idiotin 
geschwängert. Sie gebar ein Kind, das bald nach der Geburt 
an Lebensschwäche zugrunde ging. Ende des Jahres hatte der 
Schwachsinnige bereits seine zweitälteste Schwester ge- 
schwängert. Diese Schwester war auch bis zu einem gewissen 
Grade schwachsinnig, der das volle Begreifen der Tragweite und 
Strafbarkeit der Handlung ausschloß. Sie wurde aber dennoch 


#2) Vergl. über die Beziehungen zwischen „Strafen und sichernde 
Maßnahmen" u. v. a. z.B. Hoberg, Monatsschr. für Krim.-Psych. 
11. Jahrgang Nr. 4. 
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zu 4 Monaten Gefängnis verurteilt. Der Schwängerer wurde 
auf freiem Fuße gelassen und kann somit seine heranwachsenden 
Schwestern sukzessive schwängern. Derartige Fälle führen J. 
R. Spinner zu der Forderung der Anerkennung des Rechts 
auf künstlichen Abort einer Inzestfrucht. Er stellt ganz allge- 
mein den Satz auf: „Die im Verbrechen geschwängerte Frau hat 
ein Recht auf Befreiung von dem kriminellen Zeugungsprodukt, 
und beansprucht für ihn ganz besonders Geltung für den Inzest, 
der „wohl in der Mehrzahl der Fälle einen oder beide geistig 
anormale Teile betrifft und dadurch rassenverderbend wirkt". 
Darum setzt Spinner sich auch für die Sterilisierung der 
geistig abnormen Blutschänder ein. Die damit berührten Fragen 
der Eugenik zu erörtern, ist hier nicht der Ort; es genüge, 
auf ihre Beziehungen zum Inzest hinzuweisen. Im übrigen sei 
nur noch eines Falles aus meiner eigenen Erfahrung gedacht, 
der als Beispiel für die Unzulänglichkeit der bisher geübten 
sozialen Versorgung gegenüber den Inzestdelinquenten dienen 
mag. Einem verwitweten Vater (Arbeiter) von 5 Kindern, 2 
Knaben von 2 und 6 Jahren und 3 Mädchen von 7, 9 und 11 
Jahren wurde wegen fortgesetzter Unzuchthandlungen mit dem 
ältesten Mädchen das Erziehungsrecht auf dieses genommen, 
auf die anderen Kinder dagegen auf seine Beschwerde hin be- 
lassen. 

So notwendig also der Ausbau unseres sozialen Für- und 
Vorsorgesystems und der sogenannten sichernden Maßnahmen 
gegenüber dem Inzest sich erweist, so unbegründet und 
‚nutzlos sind strafgesetzliiche Maßnahmen gegen ihn. Wo 
aber mit dem Inzest Notzucht, Mißbrauch eines Treueverhält- 
nisses, Verführung u. dgl. zusammentreffen, da ist für ange- 
messene Ahndung dieser Delikte durch andere Paragraphen 
des StGB. hinreichend gesorgt. 
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I. 


Als Leiter einer psychiatrischen Beobachtungsstation habe 
ich Gelegenheit gehabt, im Laufe des Jahres 1916/17 im ganzen 
158 Soldaten, gegen die ein kriegsgerichtliches Verfahren 
schwebte, zu begutachten. 

Der Grund der Strafverfolgung war in der Mehrzahl der 
Fälle gegeben durch die beiden Hauptstraftaten aller Soldaten, 
nämlich die Verstöße gegen das Ausharren im Dienst (Fahnen- 
flucht und unerlaubte Entfernung) und gegen die Unterordnung 
im Dienst (Gehorsamsverweigerung, tätlicher Angriff). Eine 
dritte Gruppe bilden die Eigentumsvergehen. Sie. stehen zum 
Teil in engster Beziehung zur Fahnenflucht. So die Fälschung 
eines Fahrscheins, der Diebstahl eines Zivilanzug. Wesent- 
licher aber als das äußere Motiv ist auch hier die innere Dis- 
position, die in dem Überwiegen der Eigentumsvergehen bei den 
Schwachsinnigen (Diebstahl, Einbruch) und den Hysterikern (Be- 
trug und Unterschlagung) deutlich zum Ausdruck kommt. 

Im ganzen zählt meine Tabelle 94 Vergehen gegen das Aus- 
harren im Dienst, 65 gegen die Unterordnung im Dienst und 31 
Eigentumsvergehen auf. Das Verhältnis 3:2:1 tritt also deut- 
lich zutage. Ä | 

Das Menschenmaterial war ein sehr bunt zusammengesetz- 
tes. Vom Achtzehnjährigen aufwärts bis zum Achtundvierzig- : 
jährigen waren alle Altersstufen vertreten. Der sozialen Stel- 
lung nach überwog natürlich die unterste Schicht. Aber es 
fehlen auch nicht „die Söhne aus gutem Haus”, Kaufleute, selb- 
ständige Handwerker und mittlere Beamte. Die Zahl derer, die 
schon früher mit dem Strafgesetz in Konflikt geraten waren, muß 
als eine sehr hohe bezeichnet werden. Es waren das von der 
Gesamtzahl von 158 nicht weniger als 86, also beinahe 55 v. H. 
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Darunter viele Leute mit 10, bis 15, ja einzelne mit 19, 23 und 
25 gerichtlichen Vorstrafen. 

Nach der psychiatrischen Beurteilung habe ich die Fälle 
in acht Gruppen zusammengefaßt, die zunächst rein zahlenmäßig 
einen Überblick darüber gestatten, welche militärforensische Be- 
deutung in der Kriegszeit bestimmten Formen der Seelenstörung 
zukommt. In erster Linie steht da der Schwachsinn. Auf ihn 
entfällt mehr als zwei Fünftel des ganzen Materials (68 Fälle). 
Dann kommen mit 30 Fällen die Psychopathen, weiter die Hyste- 
riker mit 21 Fällen, die Neurastheniker mit 13, die Epileptiker 
und Poriomanen mit 12 und die an Dementia präcox Erkrankten 
mit 11 Fällen, während die Paralyse mit 3 Fällen den Schluß 
macht. Als Anhang habe ich noch 22 Fälle zusammengestellt, 
in denen akute Rauschzustände Anlaß zu strafbaren Hand- 
lungen gegeben haben. i 


Die Schwachsinnigen. 

Aus der Gesamtzahl der Schwachsinnigen habe ich zu- 
nächst diejenigen ausgesondert, die durch ihre stumpfe Gemüts- 
verfassung imstande sind, sich einfachen sozialen Verhältnissen 
einzuordnen. Sie versagen aber unter fremden Verhältnissen 
und bei erhöhten Anforderungen. Vom Militär laufen sie zu- 
meist einfach weg. Schon aus diesem planlosen Weglaufen 
lassen sich also vielfach Rückschlüsse auf die seelische Ver- 
fassung ziehen. 

Während derjenige, welcher sich an bendem Eigentum ver- 
greift, oder der, welcher sich durch unberechtigte Krankmeidung 
oder Selbstverstümmelung seiner Dienstpflicht zu entziehen 
sucht, immer in der Hoffnung handelt, unentdeckt zu bleiben 
und vor der Welt seine Ehre und seine bürgerliche Existenz 
wahren zu können, gibt der Fahnenflüchtige von vornherein all 
das auf. Man wird also erwarten dürfen, daß, abgesehen von 
den an Dämmerzuständen oder Depressionen Leidenden nur 
solche Leute die Truppe eigenmächtig verlassen, die entweder 
zu den ganz entwurzelten Existenzen gehören oder die die Trag- 
weite ihres Entschlusses nicht übersehen. Das sind eben die 
Schwachsinnigen. Für sie ist die unerlaubte Entfernung das 
militärische Delictum specificum. 


Deswegen sind auch die Erfolge des Strafaufschubs bei der 
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unerlaubten Entfernung so überaus schlechte. Die Leute wer- 
den fast alle rückfällig, während umgekehrt bei dem zunächst 
viel gröblicher erscheinenden Verbrechen der Selbstverstümme- 
lung die Erfolge des Strafaufschubs ganz vorzügliche sind. 

Neben den stumpfen, gutmütigen Schwachsinnigen steht nun 
aber eine weit zahlreichere Gruppe von solchen Schwachsin- 
nigen, bei denen außerordentlich lebhafte Triebe oder Affekte | 
das Handeln bestimmen. Zum großen Teil fallen sie schon in 
der Kinderzeit durch ihren Hang zum Lügen, Stehlen und Um- 
hertreiben auf, kommen dann in Fürsorgeerziehung und rücken 
später in die Reihen der Landstreicher und der Gewohnheits- 
verbrecher ein. Der Heerespflicht und noch mehr dem Kriegs- 
dienst suchen sie sich auf jede Weise zu entziehen und be- 
streiten. dann ihren Unterhalt durch Diebstahl und Einbruch, 
letzten Endes durch Raub und Mord. Die Disziplin des Heeres 
und die bürgerliche Rechtsordnung werden. durch sie aufs 
schwerste gefährdet. l 

Unter Nr. 60 meiner Tabelle ist ein Mann aufgeführt, der 
14 mal wegen Körperverletzung, Widerstand usw. und 9 mal 
wegen Diebstahls und Betrugs im ganzen 23 mal vorbestraft ist 
und über 6 Jahre in Gefängnissen verbracht hat. Dieser Mann 
ist trotzdem noch im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte, trägt 
als Soldat beide Kokarden und steht in Reih und Glied mit den 
besten Söhnen unseres Volkes. Er ist, wie die weitere Durch- 
sicht meiner Tabelle zeigt, nur ein Beispiel für viele seiner Art. 


Die Psychopathen. 


Die Abgrenzung der Entarteten als einer besonderen Krank- 
heitsgruppe stützt sich auf folgende Merkmale: Erstens das 
Hervortreten psychopathischer Züge schon in der Kindheit, fer- 
ner die Neigung zu Stimmungsschwankungen besonders im 
Sinne der Depression oder auch jäher Affektausbrüche, endlich 
die Zerfahrenheit und Unausgeglichenheit im Denken und Han- 
deln. Kombination mit Schwachsinn und hysterischen Sym- 
ptomen sowie sexuelle Perversionen sind häufig, schwere erb- 
liche Belastung ist in den meisten Fällen nachweisbar. Ein 
Teil der Fälle wächst später sicherlich in das Bild bestimmter 
Psychosen (vor allem manisch-depressives Irresein und Para- 
noia) hinein. 
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Eine bestimmte forensische Prädisposition wie beim Schwach- 
sinn, bei der Hysterie und Epilepsie besteht nicht {abgesehen 
vielleicht vom $ 175 und 176 Ziffer 3 RStGB.), wohl aber sind- 
die meisten Psychopathen wegen ihrer Unstetigkeit und Reiz- 
barkeit zum Heeresdienst und viel mehr noch zum Kriegsdienst 
ungeeignet. 


Die Hysteriker. 


Die Hysteriker, die vor das Kriegsgericht kommen, sind in 
der Mehrzahl nicht Kriegshysteriker. Und diejenigen Fälle, die 
der letzteren Art angehören, sind wiederum nicht zurückzu- 
führen auf irgendein bestimmtes, überwältigendes Fronterlebnis 
(Typus der Schrecklähmung), sondern es sind Opfer der allge- 
meinen Einwirkung der Kriegserlebnisse auf eine überempfäng- 
liche Phantasie. 

Sie sind demgemäß zunächst nur psychisch verändert. Viel- 
fach im Sinne des Heldenwahns. Sie tragen also hohe Orden 
und Rangabzeichen, erzählen romanhafte Kriegsabenteuer und 
neigen entsprechend dieser Stimmungslage und diesem Vorstel- 
lungskreis vor allem zu Hochstapeleien (s. Gutachten Nr. 1). 
Erst wenn der ganze Schwindel entlarvt ist, wenn sie in Unter- 
suchungshaft oder gar auf einer Neurosenabteilung sich befinden, 
kommen Krämpfe u. dgl. Symptome zum Vorschein. Auch 
Gansersche und stuporöse Zustände sind verhältnismäßig häufig. 

Die Friedenshysteriker wiederum, die vor dem Kriegsgericht 
erscheinen, gehören zumeist nicht zur Klasse der hypochondren 
Rentenhysteriker, sondern es sind überwiegend Leute, deren 
Krankheitsbild ohne besondere äußere Einwirkung einfach auf 
dem Boden einer schweren degenerativen Anlage erwachsen ist. 
In den Worten: Dieb und Betrüger läßt sich ihr soziales Verhal- 
ten kurz charakterisieren. 

Allen Formen der Hysterie gemeinsam ist die erhöhte Sug- 
gestibilität und damit der Wechsel der Symptome entsprechend 
dem Auftreten neuer äußerer und innerer Erlebnisse. 

Das läßt sich nun gerade an den gerichtlichen Fällen beson- 
ders schön beobachten. Ein Mann, der als Fahnenflüchtiger 
irgendwo gearbeitet hat und dort niemandem irgendwie aufge- 
fallen ist, bekommt in der Untersuchungshaft einen schweren 
Ganserschen Verwirrtheitszustand, oder er wird stuporös, oder 
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aphonisch oder gelähmt. Dieser Zustand hält an, solange das 
Damoklesschwert einer Verurteilung über ihm hängt und er 
schwindet ohne Therapie, sobald das gerichtliche Verfahren ein- 
gestellt ist (s. Gutachten II und III). 

Der Verdacht der Simulation liegt hier natürlich außer- 
ordentlich nahe. Er ist aber unbegründet. Es handelt sich 
um wirkliche, nicht um vorgetäuschte Symptome. Das Merk- 
würdige ist eben, daß beim Hysteriker die Krankheitszeichen 
wie Schutzorgane zum Vorschein kommen, sobald ihm von 
irgendeiner Seite Gefahr droht, oder Zumutungen an ihn ge- 
stellt werden, denen er seinem Wesen nach widerstrebt. Solche 
Zumutungen, die den Hysteriker sofort in Abwehrstellung brin- 
gen, sind die Pflichten der Unterordnung im Dienst, eine Renten- 
entziehung und schließlich mit stärksten Impulsen eine drohende 
strafrechtliche Verurteilung. 

Ich hebe das besonders hervor, weil ea die 
Haftpsychosen der Hysteriker den Gutachter oft verleiten, das 
post hoc für ein propter hoc zu nehmen und so den Geisteszu- 
stand des Beschuldigten zur Zeit der Tat falsch zu beurteilen. 


° Die Neurastheniker. 


Unter den Neurasthenikern sind von besonderem Interesse 
jene ängstlich erregten Leute, die, wie man draußen sagt, immer 
das Kanonenfieber haben und deshalb für feige gelten. 

Das eine ist ein Werturteil, das andere eine wissenschaft- 
liche Erklärung. 

Den Truppenführer geht die letztere nichts an. Er kann 
nicht, wenn ein Mann im Moment der Gefahr versagt, Erörte- 
rungen über schwache und starke Nerven anstellen; ihm gilt 
nur der Wert oder Unwert des Einzelnen für die Sache und die 
Wirkung, die vom Handeln nach solchen Maßstäben auf den 
Geist der ganzen Truppe ausgeht. 

Kommen dergleichen Fälle nach Monaten vor die Gerichte 
des Heimatgebietes, so gewinnen sie ein anderes Gesicht. Man 
wird dann unterscheiden zwischen vorbedachten Handlungen 
und solchen, die unter den unmittelbaren Einwirkungen der Ge- 
fahr, gleichsam besinnungslos, ausgeführt werden (s. Gutachten 
Nr. IV und V). Man wird ferner berücksichtigen, daß sich unter 
den Eindrücken langer und schwerer Kämpfe ein Zustand der 
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Überreizung entwickeln kann, der auch von Haus aus gesunde 
tapfere Männer schließlich willenlos macht. 

Neben der ängstlichen Erregung kann auch die hypochondre 
Willensschwäche besonders als Urlaubsüberschreitung und der 
neurasthenische Ärger als Verstoß gegen die Unterordnung im 
Dienst zur Ursache einer strafbaren Handlung werden. 


Die Epileptiker und Poriomanen. 


Die Epileptiker und Poriomanen neigen natürlich auch in 
erster Linie zum Fortlaufen. Daneben gibt die epileptische 
Reizbarkeit häufig Anlaß zu strafbaren Handlungen. Die ge- 
fährlichsten Neigungen dieser Kranken: Brandstiftung, Sittlich- 
keitsverbrechen und jähe Gewalttat treten militärforensisch 
weniger hervor, wie überhaupt in der Kriegspsychiatrie die Epi- 
lepsie eine auffallend geringe Rolle spielt. 


Die an Dementia praecox Erkrankten. 


Die Fälle von Dementia praecox bieten nur insofern Inter- 
esse, als sie wieder zeigen, wie spät vielfach erst die richtige 
Diagnose gestellt wird. Jahrelang plagt ein solcher Kranker die 
Menschheit mit Einbruch, Körperverletzung und anderen Ver- 
brechen (s. in der Tabelle die Nr. 150 und 155 mit 10 und 19 Vor- 
strafen), oder er gerät als durchschnittlich 22 jähriger in eine 
Arbeiterabteilung, wo er sich durch immer erneute Gehorsams- 
vertweigerungen Disziplinarstraflisten von 40 bis 50 Nummern zu- 
zieht und aus dem Circulus vitiosus — Festungsgefängnis, Ar- 
beiterabteilung — manchmal auf ein Jahrzehnt nicht heraus- 
kommt. 

Die Erklärung hierfür liegt einfach darin, daß die Erkran 
kung vielfach auf der Stufe eines mäßigen Defektes stehen bleibt 
und nur durch die Häufung der Straftaten oder das Auftreten 
eines neuen Krankheitsschubes schließlich vor den Psychiater 
kommt. 





| Die Paralytiker. 
Über die Paralysefälle ist nichts Besonderes zu sagen. 
Die akuten Rauschzustände, 


Von außerordentlicher Bedeutung sind aber wieder die 
akuten Rauschzustände. Nach dem geltenden Militärstrafgesetz- 
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buch ist nur strafbar die Trunkenheit im Dienst oder die Trun- 
kenheit, die, fahrlässig oder absichtlich herbeigeführt, den Be- 
treffenden zur Ausübung eines militärischen Dienstes untauglich 
macht ($ 85 Abs. 2, § 141 und $ 151 MStGB.). 

Die Trunkenheit außer Dienst kann nur disziplinarisch be- -~ 
straft werden. 

Es muß also ein Soldat, der im Zustande außerdienstlicher 
Trunkenheit einen Vorgesetzten auf offener Straße schwer miß- 
handelt, freigesprochen werden, wenn ihm der Schutz des $ 51 
zuzubilligen ist. Das Verschulden, das darin liegt, daß er sich, 
wie zumeist, fahrlässig in einen solchen gemeingefährlichen Zu- 
stand versetzt hat, kann nur disziplinarisch, also nicht entfernt 
in dem der Schwere der Straftat entsprechenden Verhältnisse ge- 
ahndet werden. Wenn dasselbe Vergehen aber von einem ange- 
trunkenen Soldaten verübt wird, dem das Gericht den Schutz 
des $ 51 versagt, so trifft den Täter die volle Härte des Gesetzes. 

Das eine ist so unbefriedigend wie das andere. 

‚Den richtigen Ausweg aus diesem Dilemma hat das öster- 
reichische Militärstrafgesetz gefunden. Dort wird dem Psy- 
chiater nicht wie bei uns die Frage vorgelegt, ob die Trunken- 
heit als krankhafte Störung der Geistestätigkeit bezw. als Be- 
wußtlagigkeit bezeichnet werden kann, sondern nur, ob sie als 
eine ohne Absicht auf das Verbrechen zugezogene volle Be- 
rauschung zu betrachten ist. ‘Wird diese Frage bejaht, dann 
können die in diesem Zustand der völligen Berauschung ver- 
übten Verbrechen und Vergehen nicht mehr als solche bestraft 
werden. Verantwortlich jedoch bleibt der Täter für die Tat- 
sache der Betrunkenheit, und diese Trunkenheit kann nun, wenn 
sie zur Verübung eines Vergehens oder Verbrechens geführt hat, 
an sich als ein Vergehen bestraft werden, und zwar mit Arrest 
von einem bis zu drei Monaten. Ja die Strafe kann noch erhöht 
werden bis auf sechs Monate strengen Arrests, wenn aus der in 
der Trunkenheit begangenen Handlung oder Unterlassung wich- 
tige Nachteile hervorgegangen sind, oder wenn dem Betrunke- 
nen aus Erfahrung bewußt war, daß er in der Berauschung hef- 
tigen Gemütsbewegungen ausgesetzt ist.!) | 

Daß diese Bestimmungen dem Rechtsempfinden weit besser 


1) Zitiert nach Stier, Die akute Trunkenheit. Jena, G. Fischer. 
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entsprechen als die unsrigen, steht außer Zweifel. Bekanntlich 
weist unser Reichsstrafrecht dieselbe Lücke auf wie das Militär- 
strafrecht. Sie soll aber nach dem Entwurf zum neuen Reichs- 
strafgesetzbuch beseitigt werden. Im Falle des $ 51 resp. 63 des 
Entwurfs soll an Stelle des in der Trunkenheit begangenen 
Delikts ebenfalls die selbstverschuldete Herbeiführung des Tran- 


kenheitszustandes bestraft werden. 


8 51. 


Die richterliche Fragestellung lautete bis auf einen Fal 
stets: trifft $ 51 RStGB. zu oder nicht. | 

Bemerkenswert scheint mir nun zunächst die Tatsache, daß 
unter all den Leuten, die mir zur Begutachtung überwiesen wor- 
den sird, kaum einer war, den ich ohne jede Einschränkung als 
normal hätte bezeichnen können. Andererseits war auch die 
Zahl derjenigen, die ohne weiteres als nicht verantwortlich im _ 
Sinne des $ 51 bezeichnet werden konnten, gering. In der Mehr- | 
zahl handelte es sich um zweifelhafte, zum Teil sehr schwierig 
zu beurteilende Geisteszustände. Das läßt sich aus dem Über- | 
wiegen der leicht Schwachsinnigen, der Psychopathen und ` 
Hysteriker ja unmittelbar ablesen. 

Simulationsversuche habe ich nur bei einigen Gewohnheits- 
verbrechern gesehen, die den von ihrem Standpunkt aus be- 
greiflichen Wunsch hatten, nun endlich auch 51 er zu werden. 
Die Beurteilung machte keine Schwierigkeiten. ° | 

Sehr schwer ist dagegen die Bewertung falscher Angaben 
bei einzelnen Hysterikern. Es ist mir vorgekommen, daß 
solche Leute während der ganzen über Wochen und Mo- 
nate .sich erstreckenden Voruntersuchung konsequent jede 
Erinnerung an die Zeitspanne, in der sie Diebstähle, Be- 
trügereien und dergleichen verübt hatten, leugneten und 
dann auf einmal — in der Hauptverhandlung oder nachher in 
einer Berufungsschrift — eine bis ins einzelne gehende Darstel- 
lung des Sachverhalts gaben. Man wird hier nicht nur mit einem 
Wechsel der Taktik, sondern zweifellos auch mit der Möglich- 
keit alternierender Bewußtseinszustände zu rechnen haben. 

Das Hauptinteresse beanspruchen natürlich die Fälle, wo 
eine krankhafte Störung der Geistestätigkeit vorliegt, wo aber 
zweifelhaft bleibt, ob dadurch die freie Willensbestimmung aus- 
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geschlossen war, was man wohl so ins Deterministische über- 
setzen kann, daß man sagt, wo es zweifelhaft bleibt, ob das Han- 
deln des Betreffenden durch krankhafte Impulse ausschlaggebend 
bestimmt war. Ä | 

Der Relativnachsatz des $ 51 hat also einen einschränken- 
den Sinn. Der Gesetzgeber hat nicht jedem, bei dem irgendeine 
krankhafte Störung der Geistestätigkeit festgestellt ist, Straf- 
freiheit gewähren wollen, und er hat dieser Einschränkung so 
hohe Bedeutung beigelegt, daß er die Entscheidung über die 
Aufhebung der freien Willensbestimmung ursprünglich dem 
Richter allein vorbehalten wollte. Das darf der Sachverstän- 
dige, wenn ihm der § 51 in toto zur Beantwortung vorgelegt 
wird, nicht vergessen. Er handelt sonst dem Sinne des Gesetzes 
zuwider und gefährdet die Rechtspflege. 

Über die Wirkung, welche die Anwendung des $ 51 hat, 
habe ich ein Bild zu gewinnen versucht, indem ich all meinen 
Patienten eine Prognose für ihr künftiges soziales Verhalten ge- 
stellt habe. Dabei bin ich zu dem Ergebnis gekommen, daß von 
den 158 Leuten nicht weniger wie 103 als sozial bedenklich oder 
geradezu als gemeingefährlich bezeichnet werden mußten. Von 
diesen konnten nur 14 zunächst in Anstaltsverwahrung gebracht 
werden, 51 sind bestraft worden, 38 mußten unter dem Schutz 
des $ 51 unmittelbar auf freien Fuß gesetzt werden. | 

Wohin das führt, dafür nur ein Beispiel. Ein Fähnrich, 
der vom hiesigen Kriegsgericht als schwer mindenwertig nach 
§ 51 exkulpiert und deshalb vom Regiment entlassen worden 
war, erschien später vor demselben Kriegsgericht wieder als 
Zeuge, und zwar jetzt als Fähnrich in einem andern Regiment. 

Wie wenig Sicherheit übrigens auch die Überweisung an 
eine Irrenanstalt gewährt, lehrt der Fall Nr. 138. P. war im 
Jahre 1898 der vorsätzlichen Brandstiftung angeklagt. Das Ver- 
fahren wurde eingestellt, weil P. nach ärztlichem Gutachten in 
einem epileptischen Dämmerzustand gehandelt habe. Die 
Staatsanwaltschaft holte darauf ein zweites Gutachten darüber 
ein, ob P. als gemeingefährlich zu betrachten sei. Das wurde 
bejaht. P. wurde daraufhin einer öffentlichen Irrenanstalt über- 
geben und von dort drei Wochen später „ordnungsmäßig" wie- 
der entlassen. Später wiederholte Verurteilung wegen Unter- 
schlagung. Im Kriege Fahnenflucht. 
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Das kommende Strairecht. 

Das kommende Strafrecht will den Mangel, daß die An- 
wendung des § 51 bzw. 63 für den Freigesprochenen gar keine 
Folgen hat, abstellen, indem es das Gericht ermächtigt, wenn 
es die öffentliche Sicherheit erfordert, die Verwahrung des Ex- 
kulpierten in einer öffentlichen Heil- und Pflegeanstalt anzu- 
ordnen. 

Ich halte auch diese Sicherung noch für ungenügend. Denn 
tatsächlich paßt ein großer Teil der Exkulpierten weder in 
öffentliche Irrenanstalten noch in sonstige Verwahrungsanstalten 
hinein. Ein großer Teil dieser Leute wird also doch wieder frei 
herumlaufen, obgleich sie nicht immer und in jeder Lage die | 
Fähigkeit haben, dem allgemeinen Rechtsbewußtsein gemäß zu 
handeln. 

Dann dürfen sie aber auch nicht im Voll- 
besitz ihrer staatsbürgerlichen Rechte blei- 
ben. 

Nun bestimmt zwar der § 104 Abs. 2 BGB.: „Geschäftsn- 
fähig ist, wer sich in einem die freie Willensbestimmung aus- 
schließenden Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit 
befindet." Gleichwohl führt aber die Anwendung des $ 51 StGB. 
nicht zu den Konsequenzen des $ 104 Abs. 2 BGB., weil auf 
Grund des § 51 StGB. der betreffende Zustand nur für die Zeit 
der Tat festgestellt wird, die Anwendung des $ 104 Abs. 2 BGB. 
aber zur Vorausselzung hat, daß der betreffende Zustand ein 
dauernder ist. 

Tatsächlich betreffen aber die Freisprechungen auf Grund | 
des $ 51 StGB. ganz überwiegend Leute, die dauernd psychisch 
verändert sind. Das trifft auch dort zu, wo auf den ersten Blick 
nur eine vorübergehende Störung vorzuliegen scheint, nämlich 
bei den Straftaten im Rauschzustand. Denn der Rausch der 
geistig Gesunden führt eben nicht zù jenen merkwürdigen Dän- 
merzuständen mit Wahnvorstellungen und jähen Affektaus- 
brüchen, in denen schwere Straftaten begangen werden, sondern 
nur der Rausch jener Leute, die auch im nüchternen Zustand 
seelisch abnorm, also als Gesamtpersönlichkeit nicht vollwertig 
sind. Noch mehr gilt das natürlich von denen, die wegen hyste- 
rischer oder epileptischer Dämmerzustände, wegen krankhafter 
Depression oder Erregung exkulpiert werden. 
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Bei all diesen Leuten sollte deshalb ge- 
prüft werden, wie weit sie im bürgerlich- 
rechtlichen Sinne noch geschäftsfähig resp. 
fähig sind, ihre eigenen Angelegenheiten zu 
besorgen. 

Noch einen Schritt weiter sollte man be- 
züglich der Öffentlichen Angelegenheiten 
(sog. bürgerlichen Ehrenrechte) gehen. Ein- 
mal, weil ihre Aufhebung einen viel gerin- 
geren Eingriff in die Existenzbedingungen 
des einzelnen darstellt, und zum andern, 
weil ihre Ausübung die volle geistige und 
sittliche Reife zur unbedingten Vorausset- 


zung hat. 
Diese Voraussetzung fehlt aber — von ver- 
schwindenden Ausnahmen abgesehen — den 


nach § 51 Freigesprochenen, und es sollte des-- 
halb die Aberkennung zum mindesten eines 
bestimmten Teiles der die öfffentlichen An- 
gelegenheiten betreffenden Rechte?) unlös- 
lich mit der Zubilligung des $ 51 resp. 63 ver- 
knüpft und im Falle der Annahme verminder- 
ter Zurechnungsfähigkeit jedenfalls die Mög- 
lichkeitder Aberkennung vorgesehen werden. 

Man muß sich nur, um diesen Vorschlag objektiv prüfen zu 
können, dazu aufraffen, die Dinge einmal unbeeinflußt von dem 
falschen Gesichtswinkel zu sehen, in den sie durch die Bezeich- 
nung bürgerliche „Ehren"rechte gerückt sind. Es sind nämlich 
diese Rcehte von anderen durchaus nicht wesensverschie- 
den und niemand ist „ehrlos”, wenn er infolge von Geisteskrank- 
heit unfähig zu ihrer Ausübung wird. 

2) Als solche öffentliche Rechte kommen in Betracht: 
2 S Verlust der aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen 

echte. 
. Die Unfähigkeit, während der im Urteil bestimmten Zeit öffent- 

liche Amter, Würden, Titel, Orden und Ehrenzeichen zu erlangen; 

in öffentlichen Angelegenheiten zu stimmen, zu wählen oder ge- 
wählt zu werden oder andere politische Rechte auszuüben; 

Zeuge bei Aufnahme von Urkunden zu sein; 

Vormund, Gegenvormund, Pfleger, Beistand der Mutter, Mitglied 
eines Familienrats oder Kurator zu sein, (§§ 33 und 34 Teil I RStGB.) 
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Endlich muß man sich immer vor Augen halten, daß der 
gegenwärtige unbefriedigende Zustand doch eben daher rührt, 
daß aus dem richterlichen Urteil, daß der Beschuldigte geistes- 
krank sei, die selbstverständlichen rechtlichen und- sicherheits- 
polizeilichen Folgerungen nicht gezogen worden sind. 

Der Krieg hat nun zwar die Aussichten auf das Inkrafttreten 
eines neuen Reichs- und Militärstrafgesetzbuches weit hinausge- 
schoben. Er hat uns aber dafür in den Kriegserfahrungen wei- 
teres wertvolles Material für die kommende Neuordnung in die 
Hand gegeben. Das wird ganz besonders der Reform des Mili- 


tärstrafrechts zugute kommen. 
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Gutachten. 


L Hysterischer ne 
Tabelle Nr. 110. Po., 22 Jahre alt, Bergmann. 

Vorgeschichte: Po. ist der unerlaubten Entfernung und 
des Diebstahls (Mitnahme einer fremden Extrahose) beschuldigt. 

In der Vernehmung vom 24. November 1916 hat er angegeben: 
„Mein Vater ist Rittergutsbesitzer. Er ist Anfang dieses Monats als 
Rittmeister im Osten gefallen. Meine Mutter ist am 12. d. M. ge- 
storben. Zwei Brüder von mir sind gefallen, ein dritter, Fahnenjunker 
im Regiment 51, liegt zurzeit schwer verwundet im Lazarett Barmen. 
Meine erste Verwundung — Revolverschuß quer durch den Kopf und 
Degenhieb über den Kopf — erlitt ich bei Erstürmung eines Lütticher 
Forts unter Lt. von zur Linden, die anderen Verwundungen im Osten. 
Ich habe mich von der Truppe entfernt, da ich trotz meiner Bitten 
nicht kv. geschrieben wurde; ich wollte mich zu meinem alten Regi- 
ment im Westen begeben. Als Auskunftsperson nenne ich meine 
Onkel, den Bankier von Orlowski in Hohensalza.” 

Nach dem von der Truppe ausgefertigten Stammrollenauszug is! 
Po. Unteroffizier, Inhaber des Eisernen Kreuzes Il, und L Klasse, so- 
wie der silbernen und goldenen österreichischen Tapferkeitsmedaill. 
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Die Führung wird als „sehr gut” bezeichnet. Es werden unter ge- 
nauer Angabe der nachfolgenden Lazarettbehandlung folgende Ver- 
wundungen angegeben: 

6. August 1914 Kopfschuß und Degenhieb über den Kopf. 

20. November 1914 Granatsplitterverletzung beider Beine. 

14. Februar 1915 Bauchschuß, Maschinengewahrverletzung beider 
Arme. 
26. März 1916 Minenverschüttung. 


Ermittelungen: Die Eltern leben noch. Sie sind arme 
Bergleute in Oberschlesien. Po. hat keine Geschwister beim Heere. 
Einen Bankier von Orlowski gibt es in H. nicht. Po. ist im Oktober 
1914 als Ersatzrekrut eingestellt. Er ist im Dezember 1914 wegen 
Frostbeulen, im Februar 1915 wegen zweier kleiner Hautwunden am 
Arın und schließlich im März 1916 wegen Herzbeschwerden und Bron- 
chialkatarrhs in Lazarettbehandlung gewesen. Die in der Stamm- 
rolle aufgeführten Verwundungen haben nie stattgefunden. Sie sind 
zuerst erwähnt in der Vorgeschichte des Krankenblatts vom März 
1916. Die erwähnten Ordensauszeichnungen trägt Po. zu Unrecht. Er 
hat sich im Sommer 1916 auf Grund eines gefälschten Besitzzeugnisses 
über das Eiserne Kreuz L Kl. um die Prämie von 1000 M beworben. 
Als die Ermittelungen darüber eine für ihn bedenkliche Wendung 
nahmen, entfernte er sich im Oktober 1916 heimlich von seiner Truppe 
und ließ sich bei einem Infanterie-Regiment in Münster als „über- 
wiesen” einstellen. 

Befund: Schlanker, frisch aussehender junger Mensch mit 
elastischen Bewegungen. Die inneren Organe gesund. Von Krank- 
heitszeichen finden sich: Aufhebung des Würgreflexes, Aufhebung der 
Schmerzempfindlichkeit an großen, zeitig wechselnden Bezirken des 
Körpers, Beschleunigung der Herztätigkeit. Anfangs tageweise eigen- 
tümliche Wackelbewegungen des Kopfes, später jeden zweiten Tag 
hysterische Krämpfe. 

Seelisch völlig klar. Fähnrichsmanieren. Bringt seine Phanta- 
sielügen mit der größten Überzeugungstreue vor, gibt aber auf Vor- 
halt zu, die Unwahrheit gesagt zu haben, und erfindet im nächsten 
Moment schon wieder neue Romangeschichten. Er sagt selbst, er 
könne der Versuchung zu solchen Schwindeleien nicht widerstehen. 
Das Gefühl der Beschämung oder wirklicher Krankheitseinsicht fehlt 


vollkommen. 


Gutachten: Po. leidet an Hysterie. Seine krankhaft erregte 
Phantasie zaubert ihm allerlei Heldenromane vor. Obgleich er bei 
eindringlichen Gegenvorstellungen die Unwahrheit seiner Berichte 
momentan einsieht, verwischt sich ihm im nächsten Augenblick wie- 
der die Grenze zwischen Wahrheit und Dichtung und er wird so zum 
„pathologischen Schwindler”. 

Da es sich hier um eine fast völlige Aufhebung aller Hemmungen 
handelt, wird man einen Zustand, wie ihn der $ 51 StBG. vorsieht an- 
nehmen dürfen. Po. ist zu jedem Heeresdienst untauglich. 
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IL Hysterische Abwehrsymptome. 
Tabelle Nr. 101. Bro., 38 Jahre alt; Arbeiter. 


Vorgeschichte: Bro. ist im April 1915 als Armierungs- 
soldat eingestellt. Er hat sich bereits Anfang Juni 1915 krank ge- 
meldet und war bis Dezember 1915 wegen Magenbeschwerden in 
Lazarettbehandlung. Anfang Jannar 1916 kam er zum Bataillon zu- 
rück. Als dieses kurz darauf nach Rußland abrücken sollte, entwich 
er unter Benutzung des Kompagnie-Fahrrades und quartierte sich auf 
dem Lande bei einem Bauern ein, dem er vorredete, er sei Offiziers- 
bursche und es würden für ihn täglich 2 M Quartiergeld gezahlt wer- 
den. Bro. war in dieser Zeit nach Auskunft des Bauern frisch und 
munter, machte Ausflüge, vertrug alle Speisen und vertilgte reichlich 
Fleisch, Eier, Butter, Bier und Grog. Im Februar Festnahme. Im März 
Verurteilung zu drei Jahren Gefängnis und Versetzung in die zweite 
Klasse des Soldatenstandes. 

Bald darauf erkrankte Bro. Er klagte über Magenschmerzen, 
erbrach alle Speisen, sogar jedes Probefrühstück. Es fiel den Ärzten 
bald auf, daß Bro. das Erbrechen willkürlich hervorrufen konnte. Eine 
Operation — es war Gastroenterostomie vorgeschlagen — wurde ab- 
gelehnt. Bald stellten sich auch Gehstörungen ein. Zur Beurteilung 
der Strafvollzugsfähigkeit wird Bro. dann nach hier überwiesen. 

Ermittelungen: Familiengeschichte unbekannt. Bro. war 
bis zu seinem 25. Lebensjahre angeblich gesund. Damals, im Jahre 
1904, wurde er zum zwölften Mal gerichtlich bestraft, und zwar wegen 
Rückfalldiebstahl und Betrugs mit einem Jähr und vier Monaten Ge- 
fängnis und fünf Jahren Ehrverlust. Bald darauf erkrankte er, so daß 
die Strafe nicht verbüßt werden konnte. Das Leiden bestand nach 
den Akten der Versicherungsgesellschaft in: Lähmung der Beine, her- 
rührend von Rückenmarkserkrankung, und chronischem Magenge- 
schwür. Bro. bezog daraufhin von 1906 ab Invalidenrente. 

Befund: Magerer, blasser Mann mit tiefgefurchtem Gesicht. 
Zunge nicht belegt, Leib weich, Stuhlgang normal. Pat. erbricht oft, 
besonders während der ärztlichen Visite. Er entleert dann ohne 
Würgen in einem Schwung die ganze vorher genossene Mahlzeit. Pat. 
ist weiterhin völlig außerstande zu gehen. Er sinkt beim Versuch, 
ihn auf die Beine zu stellen, einfach in sich zusammen. Passive Be- 
wegungen der Beine werden durch starke Muskelspasmen gehemmt. 
Alle Haut- und Sehnenreflexe sind in normaler Weise auslösbar, 
Babinski fehlt. Die Schmerzempfindlichkeit der Haut ist an weiten 
Bezirken aufgehoben, der Würgreflex fehlt. 

Bro. gibt zwar ziemlich beredte Auskunft über seine Leiden, 
weiß aber von seiner jetzigen Strafsache und seinen Vorstrafen an- 
geblich gar nichts. j 

Gutachten: Bro. leidet an Hysterie. Er ist zurzeit nicht 
strafvollzugsfähig und es läßt sich nicht absehen, ob er es jemals 
werden wird. Nach Einstellung des Strafverfahrens würde er voraus- 
sichtlich bald wieder gesund (symptomenfrei) sein. 


a I 


II. Fortgesetzte Selbstbeschădigungen, Fahnenilucht, 
Haftpsychose bei einem Hysterischen. 


Tabelle Nr. 116. Th., 23 Jahre alt, Landwirt, 


Vorgeschichte: Th. ist im Oktober 1912 als Dreijährig- 
Freiwilliger bei einem Kavallerie-Regiment eingetreten. Seine Füh- 
rung wird als „schlecht” bezeichnet. Er ist durch kriegsgerichtliches 
Urteil vom März 1916 wegen unerlaubter Entfernung zu neun Monaten 
Gefängnis verurteilt. Anfang Juni 1916 hat sich Th. wieder unerlaubt 
von der Truppe entfernt. Am 9. Juli wurde er festgenommen. Er 
war im Besitz einer großen Menge gefälschter Ausweispapiere und 
nannte sich Ad. Becker. In der Vernehmung vom 14. Juli hat Th. an- 
gegeben, er sei wegen schlechter Behandlung fahnenflüchtig gewor- 
den. Die Papiere habe er gefälscht. Am 25. Juli sollte er wieder ver- 
nommen werden, eine Verständigung war aber nicht möglich. Th. 
sagte: „Ich weiß nicht, ich. habe doch keinen ermordet, mir soll es 
egal sein und wenn ich 1000 Jahre kriege, was wollen Sie eigentlich 
von mir.” Darauf wurde er der Beobachtungsstation überwiesen. 

‚Ermittelungen: Keine nachweisbare erbliche Belastung. 
Der Vater macht folgende Angaben: „Mein Sohn war bis zu seinem 
18. Lebensjahre (Dienstantritt) gesund. Nur im Alter von neun Jahren 
hatte er einmal einen Fehler an der Hüfte und konnte lange Zeit nicht 
gehen. Er war als Kind sehr fleißig und folgsam, als Jüngling 
schwärmte er nur für den Soldatenstand und ließ im Fleiß etwas nach. 
Sein Charakter war sehr ruhig, fast verschlossen." 

Über die Erkrankungen des Th. während der Kriegszeit geben 
die Krankenblätter folgende Auskunft: 

3. bis 30. November 1914, Lazarett B., Verletzung des linken 
Zeigefingers. | 

24. bis 29. Dezember 1914, Lazarett A., Gewehrschuß linker 
Zeigefinger. 

4, bis 10. Februar 1915, Lazarett M., Bißverletzung linker Zeige- 
finger. | Ä 

15. bis 21. Februar 1915, Lazarett E., Quetschwunde nker Zeige- 

finger. i l 
22. bis 31. März 1915, Lazarett O., Pferdebiß linker Zeigefinger. 

4. bis 26. Oktober 1915, Lazarett E., Eiterung linker Ringfinger. 

2. bis 9. November 1915, Lazarett O., Streifschuß linker Ring- 
finger. | 

15. bis 24. November 1915, Lazarett A., Scheuerwunde linker 
Ringfinger. 

Dazwischen und nachher kommen noch mehrfache Lazarettbe- 
handlungen mit den Diagnosen: Nervenschwäche, Herzstiche, Schwin- 
delanfälle, kein Krankheitsbefund. 

Befund: Th. ist ein großer, kräftiger Mensch. Die Körper- 
haltung ist schlaff, der Gesichtsausdruck stumpf, der Blick trübe. Es 
besteht dauerndes Lidflimmern. Die Hände sind tiefblau und kalt. 


2 


— 18 — 





An den Fingerbeeren des zweiten und vierten Fingers linker Hand 
finden sich Narben. Die inneren Organe sind gesund. Der Würg- 
reflex fehlt, die Haut- und Sehnenreflexe sind lebhaft, die Schmerz- 
empfindlichkeit ist am ganzen Körper aufgehoben. 

Th. war hier von Anfang an apathisch. Er saß von morgens 
bis abends auf einem Fleck, stützte den Kopf in die Hand und sprach 
mit niemand. Die Nahrungsaufnahme war ungestört. Anfangs sagte 
er auf die Frage: „Weswegen sind Sie Arrestant?” „Ich soll einen 
ermordet haben. Später gab er, wenn auch wenige und zögernde, so 
doch sachgemäße Antworten. Nach der Entstehung der merkwürdigen 
Fingerverletzungen gefragt, sagte er stets: „Weiß nicht.” 

Gutachten: Th. leidet an Hysterie. Wahrscheinlich ist die 
Gehstörung, von der der Vater berichtet, die erste Krankheitsäuße- 
rung gewesen. Die Schwärmerei fürs Militär hat gegenüber den An- 
forderungen des Dienstes nicht standgehalten. Im Kriege hat er nach 
wenigen Monaten gänzlich versagt und ist vom November 1914 bis 
zum Frühjahr 1916 mit geringen Unterbrechungen immer lazarettkrank 
oder schonungsbedürftig gewesen. Darunter nicht weniger als achtmal 
wegen Fingerverletzungen, die er sich, wie man rückschauend mit 
Sicherheit sagen kann, selbst erzeugt und dann als Pferdebiß, Streif- 
schuß, Quetschwunde u. dgl. ausgegeben hat. Schließlich ist er von 
den kleinen Mitteln zu großen übergegangen und zweimal fahnenflüch- 
tig geworden. In der Haft ist dann bei ihm ein schwerer Hemmungs- 
zustand zum Ausbruch gekommen, der zurzeit noch andauert und 
dessen Ende sich noch nicht absehen läßt. 

Für die Beurteilung der Zurechnungsfähigkeit zur Zeit der Tat 
kann indes der jetzige Zustand, der als hysterische Haftpsychose aul- 
zufassen ist, nicht ausschlaggebend sein. Die ganze Entwicklung der 
Straftaten, ihre Motivierung (schlechte Behandlung) wie auch die Fest- 
stellungen über das Verhalten des Th. während der Zeit seiner un- 
erlaubten Entfernung und in den ersten Tagen nach der Verhaftung 
führen zu dem Schluß, daß Th. damals nicht in einem die freie 
Willensbestimmung ausschließenden Zustand krankhafter Störung der 
Geistestätigkeit sich befunden hat. 

Nachgeschichte: Da der stuporöse Zustand anhielt, wurde 
später die Einstellung des Verfahrens verfügt und die Dienstentlassung 
eingeleitet. Anfang Dezember sah ich den Th. wieder. Er war frisch 
und munter und eben im Begriff, in die Heimat abzureisen. Eine be- 
sondere Behandlung hatte in der Zwischenzeit nicht stattgefunden. 


IV. Feuer-Verängstigung. 
Tabelle Nr. 120. Dz., 21 Jahre alt, Arbeiter. 


Vorgeschichte: Dz. ist im August 1914 eingestellt, hat 
als Infanterist den Feldzug im Osten und vom 19. April bis 3. Juni 1916 
die Kämpfe vor Verdun mitgemacht. Seine Führung wird als „got 
bezeichnet, bestraft ist er nicht, 

Es wird ihm jetzt zur Last gelegt: am 4. Juni 1916 im Felde auf 
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dem Vormarsch zum Gefecht aus Feigheit heimlich von seiner Truppe , 
zurückgeblieben zu sein und sich während des Gefechtes bis zum 
10. Juni in einem Keller versteckt gehalten zu haben. 

Dz. hat angegeben: beim Vormarsch sei sein Zug in starkes 
Artilleriefeuer geraten. Da habe ihn eine sinnlose Angst gepackt 
und er sei nach D. zurückgelaufen und habe dort in einem Keller 
Schutz gesucht. „Ich fühlte mich sehr elend, empfand Übelkeit und 
Kopfschmerz und war gänzlich unfähig, den Entschluß zu fassen, aus 
dem Keller wieder herauszugehen." Als die Kompagnie am 10. Juni 

in Ruhestellung kam, fand sich Dz. wieder ein. 

' Befund: Keine familiäre Belastung. Großer, kräftiger Mensch, 
intelligent, von gleichmäßig ruhiger Stimmungslage. Die inneren Or- 
gane sind gesund. Sehnen- und Hautreflexe sehr lebhaft, man findet 
deutliches Nachröten, Sensibilitäts- und Gleichgewichtsstörungen feh- 
len. Am 6. August 1915 ist Dz. durch Gewehrschuß am linken Ohr 
verwundet worden. Einschuß vor dem Ohr, Ausschuß am Warzenfort- 
satz. Spezialärztliche Untersuchung ergab: Keine Gehörgangsfissur 
oder Trommelfellruptur, kein spontaanystagmus, keine Labyrinthschä- 
digung. Hörfähigkeit normal. 

Gutachten: Bei Dz. finden sich Anzeichen gesteigerter Er- 
regbarkeit, die eine Folge der früheren Kopfverletzung sein können, 
aber keine Anzeichen weiterer seelischer Störung. Seine Angaben, 
daß er durch die Wirkung des schweren Artilleriefeuers wie benom- 
men gewesen sei, sind glaubhaft. Diese Benommenheit, die als un- 
mittelbare Schreckwirkung aufzufassen ist, kann wohl seine Flucht 
erklären, aber nicht sein fünftägiges Verweilen im Keller von Dam- 
loup, wo er mit andern die Rückkehr der Truppe aus dem Gefecht ab- 
gewartet hat. Dz. hätte sich, wenn er sich während der ganzen Zeit 
krank fühlte, im selben Orte beim Truppenarzt krank melden können. 
Ein Zustand, wie ihn der $ 51 StGB. vorsieht, kann deshalb nur 
für die Vorgänge am 4. Juni angenommen werden. 

Nachgeschichte; Dz, ist daraufhin nicht nach § 85 Zif. 1, 
sondern nach $ 66 bestraft worden (sechs Monate Gefängnis). 


vV. Feuer-Verängstigung. Selbstverstümmelung. 
Tabelle Nr. 121. Gr., 34 Jahre alt, Tischler. 


Vorgeschichte: Gr. ist im April 1915 als Landsturm- 
Rekrut eingestellt worden. Er war im ganzen sechs Monate im Felde. 
Seine Führung wird als „gut" bezeichnet, bestraft ist er nicht. Im 
Juli 1915 ist er durch Minenexplosion an beiden Beinen verwundet 
worden. 

Am Morgen des 18. Juni 1916 sollte der Zug, dem Gr. angehörte, 
zum Fort Vaux in die Linie einrücken. Unterwegs bekam die Truppe, 
Artilleriefeuer. Gr. sprang aus dem Gliede, lief eine kleine Strecke 
seitab und schoß sich vor allen Leuten den Ringfinger linker Hand 
ab, Er warf dann das Gewehr weg und lief schreiend davon. Die 
Zeugen (Feldwebel und Unteroffizier) hatten in Übereinstimmung mit 
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andern Leuten des Zugs den Eindruck, daß Gr. bei der Tat nicht 


ganz normal gewesen sei. 


Gr. selbst hat angegeben, er habe anfangs das Artilleriefeuer 
ganz gut aushalten können, aber schon in der Champagneschlacht 
(September 1915) sei er zeitweise so verängstigt gewesen, daß er alle 
Haltung verloren habe. Noch schlimmer sei es geworden, nachdem 
am 8. Mai 1916 sein Schützengraben eingetrommelt worden sei. Er 
müsse wohl auch an jenem Morgen ohne Selbstbesinnung gehandelt 
haben. Er sei erst wieder recht zu sich gekommen, als er im Revier 
verbunden wurde. 


Befund: Gr. stammt aus gesunder Familie. Er war als Kind 
nicht krank, hat in der Schule gut gelernt. Er ist verheiratet, hat 
drei gesunde Kinder und lebt in geordneten Verhältnissen. Tabak- 
und Alkoholmißbrauch werden in Abrede gestell. Von bürgerlichen 
Gerichten ist Gr. noch nicht bestraft. Etwas nervös — im Sinne von 
leicht erregbar — sei er schon vor dem Kriege gewesen. 


Gr. ist ein mittelkräftiger Mann. Die Herztätigkeit ist nicht 
ganz regelmäßig. Die Herzgrenzen sind nicht verbreitert, die Töne 
rein. Der Puls hat 85 bis 90 Schläge bei Körperruhe. Die Schilddrüse 
ist nicht vergrößert. Im Urin sind reichlich Phosphate, kein Eiweiß. 
. Die Haut- und Sehnenreflexe sind sehr lebhaft, Hautstriche röten stark 
nach, die Sensibilität ist ungestört, kein Romberg, keine Pupillen- 
störungen. ` 


Gr. ist ein intelligenter Mensch. Bewußtseinstrübungen oder 
Stimmungsschwankungen sind bei ihm nicht beobachtet worden, wohl 
aber trat eine erhöhte seelische Erregbarkeit in der Unterhaltung 
deutlich zutage. 


Gutachten: Bei Gr. hat sich unter den Einwirkungen schwe- 
rer Kämpfe allmählich ein Zustand nervöser Überreizung entwickelt, 
der sich schließlich bis zu Verwirrtheitszuständen gesteigert hat. Nur 
so ist es zu erklären, daß Gr. vor den Augen der ganzen Kompagnie 
sich in die Hand schießt und wegläuft. Den Eindruck eines Verwirtt- 
heitszustandes haben denn auch die Augenzeugen gehabt. Man darf 
wohl annehmen, daß Gr. schon seit längerer Zeit mit dem Gedanken 
der Selbstverstümmelung umgegangen ist und daß sich dann die Aus- 
führung unter den Einwirkungen der Erwartungsangst und des ein- 
setzenden Artilleriefeuers plötzlich und ohne alle Überlegung voll- 
zogen hat. 


Man wird in einem solchen : schweren Angstaffekt einen Zu- 
stand erblicken müssen, wie ihn der $ 51 StGB vorsieht. 
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TABELLE. 
Erklärung 
In nachstehender Tabelle bedeutet: 
a) Erblichkeit f) Militärische Straftaten 
b) Syphilis g) Psychiatrische Beurteilung 
c) Fürsorgeerziehung h) Gerichtsärztliche Beurteilung 
d) Arbeitssoldat | § 51 
e) Vorstrafen i) Soziale Prognose 


Schwachsinnige mit der Fähigkeit, sich einfachen sozialen 
Verhältnissen einzuordnen. 


1. Ar., 23 Jahre, Landarbeiter: a) Uneheliches Kind. b) — c) — 
d) — e) — f£) Unerlaubte Entfernung. g) Schwachsinn leich- 
teren Grades, h) Nein. i) —. 

2, Br., 36 Jahre, Kaufmann: a) — b) Ja c) — d)— e) — 
Í) Unerlaubte Entfernung. g) Schwachsinn leichteren Grades. h) Nein. 
ij —. ; 
3. Bü, 21 Jahre, Kutscher: a) Uneheliches Kind. b)— c) Hilfs- 
schüler. d) — e) — f£) Beihilfe zum Diebstahl. g) Schwachsinn 
leichteren Grades. h) Nein. i) —. 

4. Dlu, 27 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c) — d) Ja. e) — 
i) Gehorsamsverweigerung. g) Schwachsinn leichteren Grades. h) 
Ja i) —. 

5. He., 47 Jahre, Arbeiter: a) —. b) — c) — d\)— e) — 
9 Urlaubsüberschreitung. 8] Schwachsinn leichteren Grades. h) Nein. 
ij —. 

6. Hü., 24 Jahre, Schneidergeselle.. a) — b) — c) — d) — 
e) — f) Unerlaubte Entfernung. g) Schwachsinn leichteren Grades. 
h) Nein. i) —. 

7. Jau., 28 Jahre, Schlächtergeselle: a) — b) — c) — d) — 
e) — f) Unzucht, hieß sich zu homosexuellen Handlungen mißbrauchen. 
£) Schwachsinn leichteren Grades. h) Nein. i) —. 

8. KI, 40 Jahre, Händler: a) — b) — c) — d) — e) — 
il Unerlaubte Entfernung. g) Schwachsinn leichteren Grades. h) 

ein. ji) —. 

9, Mau., 38 Jahre, Landwirt: a) — b) — c) — d) — e) — 
f) Wachtvergehen, Schlafen auf Posten. g) Schwachsinn. h) Ja. i) —. 

10. Mi., 48 Jahre, Landarbeiter: a) — b) — c)— d)— e) — 
f) Achtungsverletzung, Bedrohung. g) Schwachsinn leichteren Gra- 
des. h) Nein. i) —. 

11. Pal., 42 Jahre, Landwirt: a) — b) — c) — d)— e) — 
f) Gehorsamsverweigerung. g) Schwachsinn mit hypochondrischen 
Vorstellungen. h) Ja. i) —. 

12. Pau., 46 Jahre, Landarbeiter. a) — b) — c)— d)— e) — 
f) Unerlaubte Entfernung. g) Schwachsinn. h) Ja. i) —. 

13. Pch., 22 Jahre, Müllergeselle: a) Beide Eitern an Phthise 





gestorben. b) — c) — d) — e) — f} Wiederholte unerlaubte Ent- 
fernung g) Schwachsinn leichteren Grades. h) Nein. i) —. 

14. Pees., 43 Jahre, Gelegenheitsarbeiter: a) Vater Trinker. 
b) Ja. c) — d) — e) Einmal, Betrug. f) Wiederholte unerlaubte 
Entfernung g) Schwachsinn leichteren Grades, Trinker. h) Nein. 
i) — 

15. Sa., 29 Jahre, Landwirt: a) — b) — c) — d\)— e)— 
f) Tätlicher Angriff im Rauschzustand. g) Schwachsinn leichteren 
Grades. h) Ja. i) —. 

16. Sall., 32 Jahre, Landarbeiter: a) — b)— c)— d)— e)— 
f}-Achtungsverletzung, Bedrohung im Rauschzustand. g) Schwachsinn 
leichteren Grades. h) Ja. i) —. 

17. Schu., 24 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c)— d)— e)— 
f) Unerlaubte Entfernung. g) Schwachsinn leichteren Grades. h) Nein. 
i) —. 

18. We., 32 Jahre, Arbeiter. a) — b) — c)— d)— e) Ein- 
mal, .Diebstah]l. f) Wiederholte unerlaubte Entfernung. g) Schwach- 
sinn. h) Ja. i) —. 

19. Unt., 32 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c) — d) — e)— 
f) Gehorsamsverweigerung. g) Schwachsinn mit hypochondrischen 
` Vorstellungen. h) Ja. i) —. 


Schwachsinnige mit unsozialem Verhalten. 


20. Be., 25 Jahre, Schweizer: a) — b)— c) — d)— e) Zwei- 
mal; Brandstiftung, gefährliche Körperverletzung. f) Wiederholte un- 
erlaubte Entfernung, tätlicher Angriff, scHoß aus dem Hinterhalte auf 
seinen Kompagnieführer. g) Moralisch und intellektuell minderwertig. 
h) Nein. i) Bedenklich. Ze 

21. BI, 29 Jahre, Arbeiter: a) — b)— c) — d) — e) Zehn- 
mal; Körperverletzung, Hausfriedensbruch usw. f) Unerlaubte Ent- 
fernung, Gehorsamsverweigerung, Widerstand. g) Moralisch und in- 
tellektuell minderwertig. h) Nein. i) Gemeingefährlich. 

~ 22. Br., 31 Jahre, Arbeiter: a) — b) Ja. c) — d) Ja, früher. 
e) Dreimal; Diebstahl. f) Fahnenflucht, Einbruchsdiebstähle. g) Mora- 
lisch und intellektuell minderwertig, Gewohnheitsverbrecher. h) Nein. 
i) Gemeingefährlich. 

23. Ca., 37 Jahre, Gelegenheitsarbeiter: a) — b) Ja. c) — 
d) — e) Zweimal; Diebstahl, Widerstand. f£) Tätlicher Angriff im 
Rauschzustand. g) Moralisch und intelektuell minderwertig, Trinker. 
h) Ja. i) Bedenklich. 

24. Cor., 38 Jahre, Gelegenheitsarbeiter: a) — b) Ja. c) — 
d) Ja. e) 25mal; Körperverletzung, Diebstahl, Raub. f) Gehorsams- 
verweigerung. g) Moralisch und intellektuell minderwertig, Gewohn- 
heitsverbrecher. h) Nein. i) Gemeingefährlich. 

25. Da., 19 Jahre, Kaufmann: a) — b) Ja c) — d) — e) Zwei- 
mal; Unterschlagung. f) Unerlaubte Entfernung, Betrügereien. £ 
Moralisch minderwertig. h) Nein. i) Bedenklich. 
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26. Di., 29 Jahre, Landarbeiter: a) Vater Trinker, ein Bruder un- 
sozial. b) — c) Ja. d) — e) Dreimal; Körperverletzung. f) Gehor- 
samsverweigerung. g) Moralisch und intellekt minderwertig. h) Nein. 
i) Bedenklich. : 

e 27. Dir., 29 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c)— d) — e) Ein- 
mal; Hausfriedensbruch. f) Fahnenflucht, große Diebstähle und Be- 
trügereien, g) Moralisch minderwertig, h) Nein. i) Bedenklich. ' 

28. Eh., 26 Jahre, Bürobeamter: a) — b) Ja. c) — d — 
e) Einmal; Unterschlagung. f) Fahnenflucht, Unterschlagungen großen 
Stils. \ g) Moralisch minderwertig. h) Nein. i) Gemeingefährlich. 

29. Ey., 21 Jahre: a) Vater Trinker und Syphilitiker. b) — c) Ja. 
d) Vielfache Diebstähle als Jugendlicher. f) Wiederholte unerlaubte 
Entfernung. g) Schwachsinniger ohne alle Hemmungen. h) Ja. i) Ge- _ 
meingefährlich. 

30. Fa., 20 Jahre: a) Vater Trinker und Verbrecher. b) — c) Ja. 
d) — e) Vielfache' Diebstähle als Jugendlicher. f) Unerlaubte Entfer- 
nung. g) Schwachsinniger ohne alle Hemmungen. h) Ja. i) Gemein- 
gefährlich. 

31. Fe., 47 Jahre, Gelegenheitsarbeiter: a) Vater Trinker und 
Selbstmörder. b) Ja. c) — d) — e) 14mal; Diebstahl, Unterschla- 
gung, Hausfriedensbruch. f) Fahnenflucht. g) Moralisch und intellek- 
tuell minderwertig, Trinker. g) Nein. i) Gemeingefährlich. 

32. Fie., 27 Jahre, Arbeiter: a) Vater geisteskrank. b) Ja. c) Ja. 
d) — e) Zweimal; Diebstahl. f) Fahnenflucht, vielfache Einbruchs- 
diebstähle. g) Moralisch und intellektuell minderwertig, Gewohnheits- 
verbrecher. h) Nein. i) Gemeingefährlich. 

33. Fin., 18 Jahre: a) Vater Trinker und Verbrecher. b) — cœ). 
Ja. d) — e) Vielfache Diebstähle als Jugendlicher. f) Unerlaubte 
Entfernung, vielfache Diebstähle. g) Schwachsinniger ohne alle Hem- 
mungen. h) Ja. i) Gemeingefährlich. 

34. Ge., 27 Jahre, Gelegenheitsarbeiter: a) — b) — c) — d — 
e) 14 mal; Diebstahl, Körperverletzung. f) Wiederholte unerlaubte 
Entfernung, Widerstand. g) Moralisch und intellektuell minderwertig, 
Gewohnheitsverbrecher. h) Nein. i) Gemeingefährlich. 

35. Hei., 31 Jahre, Kaufmann: a) — b) Ja c) — d) — eœ 
Zweimal; Diebstahl, Einbruchsdiebstahl. f) Fahnenflucht, etwa 50 
Einbruchsdiebstähle. g) Moralisch minderwertig. h) Nein. i) Ge- 
meingefährlich. 

36. Hol., 24 Jahre: a) Trinker. b) — c) Ja. d) — e) Vielfache 
Diebstähle als Jugendlicher. f) Unerlaubte Entfernung g) Schwach- 
sinniger ohne alle Hemmungen. h) Ja. i) Bedenklich. 

37. IL, 32 Jahre, Schweizer: a) Vater Trinker. b)— c) — d) Ja 
früher. e) Achtmal; Diebstahl, Unterschlagung, Hausfriedensbruch. 
f) Unerlaubte Entfernung g) Moralisch und intellektuell minder- 
wertig, Trinker. h) Nein. i) Gemeingefährlich. 

38. Ka., 30 Jahre, Gelegenheitsarbeiter: a) Vater Trinker. b) 
Ja. c) — d) — e) Unbekannt, war zumeist im Ausland. f) Fahnen- 


flucht. g) Moralisch und intellektuell minderwertig. h) Nein. i) Be- 
denklich. 

39, Kl., 41 Jahre, Gelegenheitsarbeiter: a) — b) — c) — d- 
e) Sechsmal; Körperverletzung,‘ Bettelei, 1 Jahr Arbeitshaus. f) Un- 
erlaubte Entfernung. g) Moralisch und intellektuell minderwerfg, 
Trinker. h) Nein. i) Bedenklich. 

40. Kle.,,32 Jahre, Arbeiter: a) Vater Trinker. b) — c) — d)—- 
e) Zweimal; Mißhandlung, Betrug und Unterschlagung. f) Gefährliche 
Körperverletzung g) Moralisch und intellektuell minderwertig b) 
Nein. i) Bedenklich. 

41. Ko., 31 Jahre, Zubälter: a) — b) Ja c) — d) — e) Drei- 
mal; Zuhälterei, Betrug, zwei Jahre Arbeitshaus. f) Wachtvergehen. 
tätlicher Angriff im Rauschzustand. g) Moralisch und intellektuell 
minderwertig. h) Ja. i) Gemeingefährlich. 

42. Kohl., 19 Jahre: a) — b) — c)— d)— e) — f) Fahner- 
flucht, g) Schwachsinniger ohne alle Hemmungen. h) Ja. i) Bedenk- 
lich. í l 

43. Kn., 32 Jahre, Handelsmann: a) — b) Ja. c) — d) — e) Drei- 
mal; Körperverletzung, Unterschlagung. f) Tätlicher Angriff im 
Rauschzustand. g) Moralisch und intellektuell minderwertig, Trinker. 
h) Ja. i) Bedenklich. 

44. Ku., 29 Jahre, Landarbeiter: a) Vater Trinker. b) — c) — 
d) Ja früher. e) Fünfmal; Diebstahl, Betrug, Bettelei. f) Mehrfach 
unerlaubte Entfernung. g) Moralisch und intellektuell minderwertig. 
h) Nein. i) Bedenklich. 

45, Lä., 42 Jahre, Gelegenheitsarbeiter: a) Mutter Schnapstrinke- 
rin. b) Ja. c) — d) — e) 13 mal; Diebstahl, Körperverletzung. 
Bettelei. f) Achtungsverletzung im Rauschzustand. g) Moralisch und 
intellektuell minderwertig, Trinker. h) Ja. i) Gemeingefährlich. 

46. Li., 34 Jahre, Kaufmann: a) — b) Ja. c) — d) — e) Zwei- 
mal; Betrug und Unterschlagung. 4) Urkundenfälschung, unbefugtes 
Tragen des E. K. I. Kl. g) Moralisch minderwertig, Hochstapler. 
h) Nein. i) Bedenklich. 

47. Mr., 34 Jahre, Arbeiter: a) Vater Trinker. b) Ja. c)- 
d) — e) Viermal; Diebstahl, Unterschlagung. £f) Unerlaubte Entfer- 
nung g) Moralisch minderwertig. h) Nein. i) Bedenklich. 

48. No., 27 Jahre, Kellner: a) — b) Ja. c)— d)— e) Viermal: 
Untreue, Unterschlagung. f) Achtungsverletzung, tätlicher Angrifl 
g) Moralisch minderwertig. h) Nein. i) Bedenklich. 

49, Pa., 24 Jahre, Arbeiter: a) Vater und Mutter Trinker, zwei 
Brüder geisteskrank. b) — c) — d) — e) Zweimal; Diebstahl. 
Urkundenfälschung. f) Unerlaubte Entfernung, Betrug g) Moralisch 
und intellektuell minderwertig h) Nein. i) Bedenklich. 

50, Pei., 27 Jahre, Arbeiter: a) Vater Trinker. b)— c)— å- 
e) Neunmal; Betrug, Unterschlagung, Diebstahl f) Mehrfach uner- 
laubte Entfernung, Betrug und Diebstahl. g) Moralisch und intellek- 
tuell minderwertig, Gewohnheitsverbrecher. h) Nein. i) Gemeinge- 
fährlich. 
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51. Pio., 31 Jahre, Arbeiter: a) Vater und Bruder Trinker. b) 
Ja. c) — d) — e) Fünfmal; a her f) Tät- 
licher Angriff im Rauschzustand. g) Moralisch intellektuell min- 
derwertig, Trinker. h) Ja. i) Gemeingefährlich. 

52. Qu., 37 Jahre, Maler: a) — b) — c) — d)— e) Dreimal; 
Körperverletzung. f) Gehorsamsverweigerung im Rauschzustand. g) 
Moralisch und intellektuell minderwertig, Trinker. h) Ja. i) Bedenk- 
lich. 

53. Sa., 27 Jahre, Kaufmann: a) — b) Ja. c) — d) — e) Vier- 
mal; Diebstahl, Hehlerei, Erpressung. f) Unerlaubte Entfernung, Ur- 
kundenfälschung. g) Moralisch minderwertig. h) Nein. i) Bedenklich. 

54. Sche., 28 Jahre, Zuhälter: a) Vater Trinker. b) Ja. c) — 
d) — e) Unbekannt. f) Mehrfach unerlaubte Entfernung. g) Mora- 
lisch und intellektuell minderwertig. h) Nein. i) Bedenklich. 

55, Schw., 23 Jahre, Schneidergeselle: a) Vater Trinker. b) — 
c) Ja. d) — e) Vielfache Diebstähle als Jugendlicher. f) Wieder- 
holte unerlaubte Entfernung, Unterschlagung. g) Moralisch und in- 
tellektuell minderwertig. h) Nein. i) Gemeingefährlich. f 

56. Schw., 36 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c)— d) — e) Vier- 
mal; Hausfriedensbruch, Bettelei. f) Dienstverweigerung, unerlaubte 
Entfernung. g) Moralisch und intellektuell minderwertig. h) Nein. i) 
Bedenklich. 

57. Sonj., 33 Jahre, Gelegenheitsarbeiter: a) — b) Ja. c) — 
d) — e) Achtmal; Diebstahl, Betrug, Körperverletzung. f) Wieder- 
holte unerlaubte Entfernung, g) Moralisch und intellektuell minder- 
wertig, Trinker. h) Nein. i) Gemeingefährlich. 

58. Tau., 41 Jahre, Roßschlächter: a) — b) Ja c) — d — 
e) 13 mal; Sittlichkeitsverbrechen, Körperverletzung, Tierquälerei, 
Betrug. f) Selbstverstümmelung. g) Moralisch und intellektuell min- 
derwertig, Trinker. h) Nein. i) Gemeingefährlich. 

59, Te., 28 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c)— d)— e) Dreimal; 
Diebstahl. f) Mißbrauch der Dienstwaffe, Widerstand. g) Moralisch 
minderwertig. h) Nein. i) Bedenklich. 

60. Tie., 35 Jahre, Arbeiter: a — b)— c)— d)— e) 23 mal; 
Körperverletzung usw. 14 mal, Diebstahl, Betrug 9 mal. f) Gehorsams- 
verweigerung im Rauschzustand. g) Moralisch und intellektuell min- 
derwertig, Gewohnheitsverbrecher. h) Ja. i) Gemeingefährlich. 

61. Tr., 30 Jahre, Landstreicher: a) Vater Trinker. b) — c) — 
d) — e) Achtmal; Diebstahl, Hausfriedensbruch, Bettelei, 6 Monate 
Arbeitshaus, f) Gehorsamsverweigerung. g) Schwachsinniger ohne 
alle Hemmungen. h) Ja. i) Gemeingefährlich. 

62. Tri., 22 Jahre: a) Vater Trinker und Syphilitiker. b) — c) Ja. 
d) — e) Vielfache Diebstähle, Brandstiftung als Jugendlicher. f) Un- 
erlaubte Entfernung. g) Schwachsinniger ohne alle Hemmungen. h) 
Ja. i) Gemeingefährlich. 

63. Tö., 30 Jahre, Landarbeiter: a) — b) — c) — d) — e) Vier- 
mal; Diebstahl, Betrug, Körperverletzung, Zuhälterei. f) Unerlaubte 
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Entfernung, Diebstahl, Unterschlagung. g) Moralisch und intellektuel! 
minderwertig. h) Nein. i) Gemeingefährlich. 

64. Vo., 31 Jahre, Händler: a) Vater Selbstmörder. b) Ja. c)— 
d) — œe) Siebenmal; Diebstahl und Hehlerei. f) Unerlaubte Ent- 
fernung. g) Moralisch und intellektuell minderwertig. h) Nein. i) Ge- 
meingefährlich. 

65. Vi, 31 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c) — d) — e) Unbe- 
kannt. f) Tätlicher Angriff im Rauschzustand. g) Moralisch und in- 
tellektuell minderwertig, Trinker. h) Ja. i) Bedenklich. 

66. Wi, 20 Jahre, Arbeiter: a) Vater Trinker. b) — c) Ja. 
d) — e) Einmal; Diebstahl, als Jugendlicher vielfache Diebstähle und 
Roheitsverbrechen. f) Achtungsverletzung, tätlicher Angriff. g) Mo- 
ralisch und intellektuell minderwertig, h) Nein. i) Gemeingefährlich. 

67. Wo., 24 Jahre, Schauspieler: aa — b) Ja c) — d) - 
e) Zweimal; Diebstahl und Betrug, f) Mehrfach unerlaubte Entfernung, 
vielfache Betrügereien. g) Moralisch und intellektuell minderwertig, 
Hochstapler. h) Nein, i) Gemeingefährlich. 

68. Zie., 38 Jahre, Arbeiter: a) Vater Trinker und Landstreicher. 
b) — c) — d) — e) Neunmal; Körperverletzung, Widerstand usw. 
f) Tätlicher Angriff im Rauschzustand. g) Moralisch und intellektuell 
minderwertig, Trinker. h) Ja. i) Gemeingefährlich. 


Psychopathen. 


69. Bou., 39 Jahre, Arbeiter: a) Vater Trinker. b) — c) — 
d) -- e) Zweimal; Bettelei. f) Achtungsverletzung, Ungehorsam. £) 
Psychopath mit Affektkrisen. h) Ja. i) —. 

70. Bar., 29 Jahre, Metallschleifer: a) Vater Paranoiker. b) — 
c) — d) — e) Viermal; Diebstahl und Unterschlagung. f) Achtungs- 
verletzung, tätlicher Angriff. g) Psychopath mit Affektkrisen. h) Nein. 
i) Gemeingefährlich. 

71. Cza., 26 Jahre, Pferdehändler: a) Vaters Bruder geistes- 
krank. b)— c) — d) Ja, früher. e) Einmal; Betrug und Urkunden- 
fälschung. f) Gehorsamsverweigerung. g) Psychopath mit Zeichen 
von Schwachsinn. h) Ja. i) Bedenklich. 

72. Ep., 27 Jahre, Kaufmann: a) Vaters Bruder geisteskrank. 
b)— c)— d)— e) Vielfache Betrügereien als Jugendlicher. f) Un- 
erlaubte Entfernung, Urkundenfälschungen. g) Psychopath mit ein- 
zelnen hysterischen Zügen. h) Nein. i) Bedenklich. 

73 Fa., 28 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c) Ja d) — e)Drei- 
mal; Diebstahl. f) Vielfache unerlaubte Entfernung, vielfache Gebor- 
samsverweigerung. g) Psychopath mit Affektkrisen und Dämmerzu- 
ständen. h) Ja. i) Gemeingefährlich. 

14. Fr., 34 Jahre, Arbeiter: a) Uneheliches Kind. b) — c) - 
d) — e) — f) Wiederholte unerlaubte Entfernung, Gehorsamsverwei- 
gerung. g) Psychopath mit Affektkrisen, leicht schwachsinnig. b) 
Ja. i) —. 

75. Hart., 28 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c)— d— e- 
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i) Wiederholte unerlaubte Entfernung. g) Psycnopath mit Stimmungs- 
schwankungen. h) Nein, i) —. 

76. Hof., 28 Jahre, Arbeiter: a) — b) — cœ) Ja d) — e) Viel- 
fache Diebstähle als Jugendlicher, später Rückfalldiebstahl. f) Viel- 
fache unerlaubte’ Entfernung, Einbruchsdiebstähle. g) Psychopath, 
schwere Haftpsychose. h) Ja. i) Gemeingefährlich. 

; 77. Hü., 22 Jahre, Nadelschlucker und Schlangenmensch: a) Vater 
und Mutter Trinker und Verbrecher; alle drei Kinder schwer minder- 
wertig. b) — c) Ja. d) — e) Fünfmal; Diebstähle, Hausfriedens- 
bruch. f) Achtungsverletzung, Gehorsamsverweigerung. g) Psycho- 
path mit hysterischen Zügen, erheblicher Schwachsinn. h) Ja. i) Ge- 
meingefährlich. 

78. Ho.; 28 Jahre, Arbeiter: a) Vater Paralytiker, Brüder gei- 
steskrank. b) — c)— d) — e) — f) Gehorsamsverweigerung, tät- 
licher Angriff. g) Psychopath mit Affektkrisen. h) Ja. i) Bedenklich. 

719. KL, 34 Jahre, Arbeiter: a) Vater und Großvater Paranoiker. 
b) — c)— d)— e) — £) Unerlaubte Entfernung. g) Psychopath 
mit Stimmungsschwankungen. h) Ja. i) —. 

80. Koss., 36 Jahre, Schachtmeister: a) — b) — c) — d — 
e) 14 mal; Diebstahl, Betrug, Körperverletzung. f) Umfangreiche Be- 
trügereien. g) Psychopath mit hypomanischen Symptomen. h) Nein. 
i) Gemeingefährlich. 

81. Kr., 23 Jahre, Pferdehändler: a) Vaters Bruder geisteskrank. 
.b) Ja. c) — d) — e) — £) Unerlaubte Entfernung, Gehorsamsver- 
weigerung. g) Psychopath mit Affektkrisen. h) Ja. i) Gemeinge- 
fährlich. 

82. La., 25 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c) — d\)— e) — ff) 
Mehrfache unerlaubte Entfernung. g) Psychopath mit Zeichen von 
Schwachsinn. h) Nein. i) Bedenklich. 

83. Leo., 28 Jahre, Kaufmann: a) — b) — c)— d) — e) — 
f) Unerlaubte Entfernung. g) Psychopath mit Stimmungsschwankun- 
gen. h) Nein. i) —. 

84. Lu., 24 Jahre, Arbeiter: a) Vater Trinker. b) — c) Ja. d) — 
e) Einmal; Körperverletzung. f) Unerlaubte Entfernung, Gehorsams- 
verweigerung. g) Psychopath mit Affektkrisen. h) Ja. i) Bedenklich. 

85. Mei., 32 Jahre, Kaufmann: a) Mutter geisteskrank. b) — 
c) — d) — e) — f) Unerlaubte Entfernung. g) Psychopath mit De- 
pressionszuständen. h) Ja. i) —. 

86. Mü., 39 Jahre, Zollaufseher: a) — b)— c) — d)— e) — 
f) Mord, g) Psychopath mit pathologischen Rauschzuständen. h) Ja. 
i) Bedenklich. 

87. Na., 32 Jahre, Arbeiter: a) — b) Ja. c)— d)— e) 13 mal; 
Körperverletzung, Diebstahl, Unterschlagung. f) Achtungsverletzung, 
tätlicher Angriff im Rauschzustand. g) Psychopath mit Affektkriesen. 
h) Ja. i) Gemeingefährlich. 

88. Pocz., 28 Jahre, Meiereibesitzer: a) — b) — c) — d — 
e) Geldstrafen. f) Aufschlitzen von Federbetten. g) Psychopath mit 
perversem Sexualempfinden. h) Ja. i) —. 
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89. Poll, 39 Jahre, Maler: a) — b) — c) — d) — e) — 
f) Tätlicher Angriff im Rauschzustand. g) Psychopath mit perversem 
Sexualempfinden. h) Ja. i) Bedenklich. 

90. Pro., 29 Jahre, Arbeiter: a) Vater Trinker. b) — c)— d) — 
e) — Sf) Tätlicher Angriff. g) Psychopath mit Altfektkrisen. h) Nein. 
) —. 

9. Rob., 35 Jahre, Händler: a) Mutter nervenkrank b) Ja 
c) — d) — e) Viermal; Betrug, Unterschlagung. f) Fahnenflucht, 
große Betrügereien. g) Psychopath mit hysterischen Symptomen. h) 
Nein. i) Bedenklich. 

92. Ros., 24 Jahre, Missionar: a) Ein Bruder geisteskrank. b) Ja 
c) — d)— e) — f) Führung falscher Titel, „cand. theol". g) Psy- 
chopath mit verstiegenen religiösen Ideen. h) Nein. i) —. 

93, Sch., 28 Jahre, Schuster: a) Ein Bruder ’schwachsinnig b) — 
c) — d) — e) Einmal wegen Raubes. f) Wiederholte unerlaubte Ent- 
fernung. g) Psychopath mit Affektkrisen, leicht schwachsinnig, h) 
Nein. i) Gemeingefährlich. 

94. Schw., 32 Jahre, Arbeiter: a) — b) Ja. c) — d) Ja. e) — 
f) 1907 wegen Gehorsamsverweigerung; jetzt: Gehorsamsverweigerung. 
g) Psychopath mit paranoischer Einstellung. h) Ja. i) —. 

95. Se., 25 Jahre, Arbeiter: a) Vater Trinker, zwei Schwestern 
geisteskrank, Dem. praec. b) — c) — d) Ja. e) — f) 1912 wegen 
Gehorsamsverweigerung; jetzt: Achtungsverletzung. g) Psychopath 
mit manischen Zügen. h) Ja. i) Bedenklich. 

96. Stei., 32 Jahre, Landarbeiter: a) Vater Trinker, zwei Schwe- 
stern Dem. praec., ein Bruder schwermütig. b) — c) — d — 
e) — f) Gehorsamsverweigerung. g) Psychopath mit pathologischen 
Rauschzuständen. h) Ja. i) —. | 

97. Stu., 28 Jahre, Arbeiter: a) Vater Trinker. b) — c) Ja. 
d) Ja. e) Vielfache Diebstähle als Jugendlicher. f) Gehorsamsver- 
weigerung. g) Psychopath mit Affektkrisen. h) Nein. i) Gemeinge- 
fährlich, 

98. Weiss., 29 Jahre, Gärtner: a) Vater Paranoiker. b) Ja. c) — 
d) — e) — f) Unerlaubte Entfernung. g) Psychopath mit Stimmungs- 
schwankungen. h) Nein. i) —. 


Hysteriker. 


9, An., 20 Jahre, Schuhmacher: a) — b) — c) — d)— e) 
Dreimal; Sittlichkeitsverbrechen, Betrug, Diebstahl. f) Unerlaubte 
Entfernung, unerlaubtes Tragen von Rangabzeichen und Orden. g) 
Hysterischer Schwindler. h) Nein. i) Bedenklich. 

100. Br., 29 Jahre, Bergmann: a) — b) — c) — J) Ja, früher. 
e) Sechsmal; Betrug, Unterschlagung, Diebstahl. f) Unerlaubte Ent- 
fernung, Betrügereien und Diebstähle. g) Hysterischer Dieb und Be- 
trüger. h) Nein. i) Gemeingefährlich. 

101. Bro., 38 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c) — d) — e) Zwölt- 
mal; Betrug, Unterschlagung, Diebstahl. f) Unerlaubte Entfernung, 
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Betrügereien. g) Hysterischer Dieb und Betrüger. h) Frage nach 
Haftfähigkeit. i) Gemeingefährlich. 

102. Chl, 29 Jahre, Kutscher: a) Vater Trinker. b) — c) — 
d) — e) Dreimal; Widerstand, Sachbeschädigung, Beleidigung. f) 
Achtungsverletzung, Ungehorsam, Bedrohung. g) Hysterische Ver- 
stocktheit. h) Nein. i) Bedenklich. 

103. Co., 25 Jahre, Landarbeiter: a) Uneheliches Kind. b) — 
c) — d)— e) Unbekagant. f) Unerlaubtes Tragen von Rangabzeichen 
und Orden, Einbruchsdiebstähle und Betrügereien. g) Traumatische 
Aysterie, Hirnverletzter. h) Ja. i) Bedenklich. 

104. Gu., 22 Jahre, Maler: a) — b) Ja. c)— d)— e) Einmal; 
Bettelei. f) Achtungsverletzung, Bedrohung. g) Hysterische Ver- 
stocktheit. h) Nein. i) —. 

105. Hö., 29 Jahre, Zeichner: a) Ein Bruder geisteskrank. b) — 
c) — d)— e) — f) Fahnenflucht, große Betrügereien. g) Hysterie, 
Haftpsychose: Ganserscher Verwirrtheitszustand.. h) Nein. i) Be- 
denklich. l 

106. Ka., 22 Jahre, Schweizer: a) Eltern geschieden. b) — c) — 
d) — e) — f) Gehorsamsverweigerung, Diebstahl. g) Hysterie mit 
Zeichen von Schwachsinn. h) Ja. i) Bedenklich. | 

107. Kon., 30 Jahre, Kaufmann: a) Vater Trinker. b) — c) — 
d) — e) — f) Tätlicher Angriff im Rauschzustand. g) Hysterie, 
pathologischer Rauschzustand. h) Ja. i) —. 

108. Kor., 25 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c) — d — e) — 
f) Ungehorsam, Achtungsverletzung. g) Traumatische Hysterie, Hirn- 
verletzter. h) Ja. i) —. 

109. Mi., 42 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c) — d)— e)— 
f} Wiederholte unerlaubte Entfernung. g) Hysterie mit Dämmerzu- 
ständen. h) Ja. i) —. 

110. Po., 22 Jahre, Bergmann: a) — b) — c)— d)— e) — 
f) Unerlaubte Entfernung, unerlaubtes Tragen von Rangabzeichen und 
Orden, Diebstahl. g) Hysterischer Heldenwahn. h) Ja. i) Bedenklich. 

111. Schl, 37 Jahre, Zirkuskünstler: a) Vater Trinker. b) Ja. 
c} — d)— e) Dreimal; Diebstahl, Betrug. f) Unerlaubte Entfernung. 

g) Hysterie mit Dämmerzuständen. h) Ja. i) Bedenklich. 
112. Schn., 31 Jahre, Friseur: a) — b)— c)— d)— e)Drei- 
mal; Sittlichkeitsverbrechen, Widerstand, Bettelei. f) Achtungsverlet- 
zung, Gehorsamsverweigerung, Trunkenheit im Dienst. g) Hysterie, 
pathologischer Rauschzustand. h) Ja. i) Bedenklich. 

113. Sk., 21 Jahre, Schweizer: a) Uneheliches Kind. b) — c) — 
d) — e) Einmal; Diebstahl und Hehlerei. g) Unerlaubte Entfernung, 
Gehorsamsverweigerung g) Hysterische Verstocktheit. h) Nein. i) 
Bedenklich. i 

114, Sm., 31 Jahre, aktiver Feldwebel: a) Vater Trinker, Vaters 
Bruder geisteskrank. b) Ja. c)— d)— e) — f) Tätlicher Angriff. 
g) Hysterie, pathologischer Rauschzustand. h) Ja. i) Bedenklich. 

115. Str., 30 Jahre, Gelegenheitsarbeiter: a) Vater Trinker. b) — 

c) — d) — e) Zehnmal: Diebstahl, Betrug, Unterschlagung, Bettelei. 
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f) Unerlaubte Entfernung, große Betrügereien, Verleumdung. g) Hy- 


sterischer Dieb und Betrüger. h) Nein. i) Gemeingefährlich. 

116. Ph., 23 Jahre, Landwirt: a) — b) — c) — d) — e - 
f) Fahnenflucht, Urkundenfälschung, Selbstbeschädigungen. g) Hy- 
sterie mit Haftpsychose: Stupor. h) Nein. i) Bedenklich. 

117. We., 36 Jahre, Gelegenheitsarbeiter: a) Vater Trinker. b) — 
c) — d ) Ja, früher. e) Zehnmal; Diebstahl, Unterschlagung. f) Un- 
erlaubte Entfernung, Diebstähle, Betrügereien’ g) Hysterischer Dieb 
und Betrüger, Trinker. h) Nein. i) Gemeingefährlich. 

118. We., 36 Jahre, Milchhändler: a) Vater Trinker. b) — c)-—- 
d) — e) — f£) Tätlicher Angriff. g) Hysterie, pathologischer Rausch- 
zustand. h) Ja. i) —. 

116. Th., 23 Jahre, Landwirt: a) — b) — c) — d) — e- 
Diebstahl, Unterschlagung, Körperverletzung. f) Gehorsamsverweige- 
rung, g) Hysterie, Haftpsychose: Ganserscher Verwirrtheitszustand 
h) Nein. i) Gemeingefährlich. 


Neurastheniker. 


120. Dz., 21 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c) — d) — e) - 
f) Entweichen aus der Feuerstellung. g) Feuerverängstigung. h) Teil- 
weise.!) i) —. - , 

121. Gr., 34 Jahre, Tischler: aa — b) — c)— d)— e)- 
f) Selbstverstümmelung beim Vormarsch zum Gefecht. g) Feuerrer- 
ängstigung. h) Ja. i) —. 

122, Hi., 32 Jahre, Hausmann: a) — b) — c)— d)— e- 
f) Entweichen aus der Feuerstellung. g) Feuerverängstigung. h) Teil- 
weise.!) i) —. 

- 123. Ko., 28 Jahre, Landwirt: a) — b) — c)— d) — e- 

f) Entweichen aus der Feuerstellung. g) Feuerverängstigung. h) Teil- 
weise.!) i) —. \ 

124, Mö., 25 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c) — d) — œe- 
f) Tätlicher Angriff. g) Neurasthenische Ärgerentladung. h) Nein. 
i) —. 7 
125. Og., 39 Jahre, Bergmann: a) — b)— c)— d)— e)- 
f) Tätlicher Angriff, g) Neurasthenische Ärgerentladung, Kopfverletz- 
ter. h) Ja. i) —. 

126. Str., 34 Jahre, Maschinist: a) Vater Trinker. b) — c) - 
d) — e)— f) Tätlicher Angriff. g) Neurasthenische Ärgerentladunt 
h) Nein. i) —. 

127. Wei., 37 Jahre, Handlungsgehilfe: a) — b)— c)— d i 
e) Einmal; Hausfriedensbruch. f) Ungehorsam, Achtungsverletzuns 
g) Neurasthenische Ärgerentladung. h) Nein. i) —. 

128. Lü, 34 Jahre, Kaufmann: a) Vater Trinker. b) Ja c) - 
d) —` e) — f) Unerlaubte Entfernung. g) Neurasthenische Willens- 
schwäche. h) Nein. i) — 


1) Teilweise Bestrafung ist dort erfolgt, wo die Betreffender. 
nachdem sie der Feuerwirkung entrückt waren, nicht zur Truppe ?" 
rückgekehrt sind. 
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129. Ru., 26 Jahre, Kaufmann: a) — b)— c) — d)— e) — 
f Unerlaubte Entfernung. g) Neurasthenische Willensschwäche. h) 
ein. i) —. 
130. Sa., 26 Jahre, Kellner: a) — b) — c) — d) — e) — 
f) Urlaubsüberschreitung. g) Neurasthenische Willensschwäche. h) 
Nein. i) —. 
131. Wet., 29 Jahre, Artist: a) Vater Trinker. b) Ja. c) — 
d) — e) Einmal; Betrug. f) Unerlaubte PRUSTREM. g) Neurastheni- 
sche Willensschwäche, h) Nein. i) —. } 
“132, Jur., 39 Jahre, Maschinist: a) — b) — c)— d)— e) — 
f) Dienstverweigerung wegen angeblicher Krankheit. g) Hypochon- 
drie. h) Nein. i) —. 


Epileptiker, Poriomanen und Dipsomanen. 


133, Ch., 26 Jahre, Ofensetzer: a) — b) — c) — dy— e) — 
f) Mißbrauch der Dienstwaffe, Verlassen des Postens. g) Epileptische 
Äquivalente. h) Ja. i) —. 

134. Dr., 36 Jahre, Schriftsetzer: a) — b)— c) — d)— e) — 
f) Unerlaubte Entfernung. g) Poriomane, Trinker. h) Ja. i) —. 

135. He., 31 Jahre, Maler: a) Vater Trinker. b) — c) — d) — 
e) Elfmal; Diebstahl, Unterschlagung, Betrug. f) Wiederholte uner- 
laubte Entfernung. g) Poriomane. h) Teilweise.!).i) Gemeingefährlich. 

136. Kr., 42 Jahre, Kaufmann: a) Beide Großväter Trinker, 
Eltern normal, zwei Brüder abnorm. b) — c) — d)— e) — f) Wie- 
derholte unerlaubte Entfernung. g) Epileptische Äquivalente, Trin- 
ker. h) Ja. i) —. 

137. Kn., 44 Jahre, Landarbeiter: a) — b)— c) — d)— e) — 
f) Wiederholte unerlaubte Entfernung. g) Poriomane, Trinker. h) 
Ja. i) —. 

138. Pe., 44 Jahre, Hausmann: a) Eltern syphilitisch. b) Erb- 
syphilis. c) — d) — e) Viermal; Brandstiftung, Unterschlagung drei- 
mal. f) Unerlaubte Entfernung. g) Epileptische Äquivalente. h) Teil- 
weise. 3 i) Gemeingefährlich. 

139. Pi., 42 Jahre, Maler: a) Vater Trinker, taubstumm. b) — 
c) — d) — e) Vielfach wegen Bettelns und Landfriedensbruch, ein 
Jahr Arbeitshaus. f) Tätlicher Angriff. g) Epileptische Äquivalente. 
h) Ja. i) Bedenklich. 

140. Rei, 45 Jahre, Landstreicher: a) — b) — c) — d) — 
e) 14 mal; Sittlichkeitsverbrechen, Betrug, Diebstahl, Bettelei g) Wie- 
derholte unerlaubte Entfernung, g) Poriomane. h) Teilweise.) i) Ge- 
meingefährlich. 

141. Ri., 3t Jahre, Gelegenheitsarbeiter: a) Vater Trinker. b) Ja. 
c) — d) — e) Siebenmal; Zuhälterei, Unterschlagung, Diebstahl. f) 
Unerlaubte Entfernung. g) Poriomane. h) Ja. i) Gemeingefährlich. 


1) Teilweise Bestrafung ist dort erfolgt, wo die Betreffenden 
nach dem Abklingen des Dämmerzustandes nicht zur Truppe zurück- 
gekehrt sind, sondern sich dauernd verborgen gehalten haben, 


or 


e 
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142, Sa., 37 Jahre, Uhrmacher: a) Zwei Schwestern geisteskrank. 
b) — c) — d) — e) — f) Unerlaubte Entfernung. g) Epileptische 
Äquivalente, Trinker. h) Ja. i) —. 

143. Schw., 34 Jahre, Landarbeiter: a) — b) — c) — d) — 
e) Einmal; Diebstahl. f) Wiederholte unerlaubte Entfernung. g) Epi- 
lepsie, Anfälle und Äquivalente. h) Ja. i) —. 

144, Wei., 26 Jahre, mittlerer Beamter: a) Vater Trinker. b) — 
c) — d) — e) Einmal; Unterschlagung, f) Wiederholte unerlaubte 
Entfernung, Unterschlagung von Kompagniegeldern. g) Dipsomane. 
h) Ja. i) Bedenklich. 


Dementia praecox. 


145. Ad., 37 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c)— d) — e) — 
f) Unerlaubte Entfernung. g) Dementia praecox, katatone Form. h) 
Ja. i) Pflegebedürftig, seit 1904 entmündigt! 

146. Ba., 22 Jahre, Bürobeamter: a) Vater geisteskrank. b) Ja. 
c) — d) — e) Zweimal; Versuch deutsche Heerespflichtige für die 
Fremdenlegion anzuwerben, Hehlerei. f) Fahnenflucht, Unterschla- 
gungen und Hochstapeleien großen Stils. g) Dementia praecox, hebe- 
phrene Form. h) Ja. i) Pflegebedürftig. 

147. BL, 20 Jahre, Tischler: a) Vater Trinker. b) — c) Ja d) — 
e) — 9 Gehorsamsverweigerung, g) Dementia praecox, katatone 
Form. h) Ja. i) Pflegebedürftig. 

148. Fr., 29 Jahre: a) — b) — c)— d) Ja. e) — f) Meuterei, 
unerlaubte Entfernung. g) Dementia praecox, katatone Form. h) Ja. 
i) Pflegebedürttig. 

149. Go., 31 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c) — d) — e) Zwei- 
mal; Unterschlagung, Diebstahl. f) Mehrfache unerlaubte Entfernung. 
g) Halluzinatorischer Verwirrtheitszustand, Dementia praecox? h) 
Ja. i) Pflegebedürftig. 

150. KI., 35 Jahre, Arbeiter: a) Vater Trinker. b) — c)— d) Ja, 
früher. e) Zehnmal; Diebstahl, Betrug, Unterschlagung, ein Jahr Ar- 
beitshaus. f) Gehorsamsverweigerung. g) Alte abgelaufene Dementia 
praecox, wahnhafte Einfälle, falsche Selbstbezichtigungen, geringer 
Defekt. h) Ja. i) Pflegebedürftig. | 

151. Ko., 31 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c) — d)' — e) — 
f) Unerlaubte Entfernung, Gehorsamsverweigerung, tätlicher Angrift. 
g) Dementia praecox, katatone Form. h) Ja. i) Pfilegebedürftig. 

152, La., 20 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c) — d.— e) — 
f) Anklage wegen Krankheits-Simulation. g) Dementia praecox, 
katatone Form. h) Ja. i) Pflegebedürftig. 

153. Ma., 27 Jahre, Arbeiter: a) Vater Trinker. b) Ja c) — 
d) — e) — f£) Mißbrauch der Dienstgewalt. g) Halluzinatorischer 
Verwirrtheitszustand, Dementia praecox? h) Ja. i) Pflegebedürttig. 

154, Re., 33 Jahre, Landarbeiter: a) — b)— c)— d)— e)— 
f) Tätlicher Angriff. g) Dementia praecox, katatone Form. h) Ja. 
i) Pflegebedürftig. 
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155. St., 28 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c)— d)— e)19mal; 
Diebstahl, Unterschlagung, Körperverletzung. f) Unerlaubte Entfer- 
nung, Diebstahl. g) Dementia praecox, katatone Form. h) Ja. i) 


Pflegebedürftig. 
Paralytiker. 


156. Bo., 40 Jahre, Schneidermeister: a) — b) Ja, 1899. c) — 
d) — e)— f) Beharren im Ungehorsam. g) Vorgeschrittene paralyti- 
sche Demenz. h) Ja. i) Pflegebedürftig. 

157. Ko., 32 Jahre, Arbeiter: a) — b) Ja, 1908. c) — d) — 
e) — f£) Tätlicher Angriff. g) Manischer Erregungszustand. h) Ja. 
i) Pflegebedürftig. 

158. Schr., 34 Jahre, Arbeiter: a) — b) Ja, 1903. c) — d) — 
e) Achtmal; Diebstahl und Unterschlagung. f) Unerlaubte Entfernung. 
g) Vorgeschrittene paralytische Demenz. h) Ja. i) Pflegebedürftig. 


Rauschzustände. 


1. Be., 25 Jahre, Schweizer: a) — b) — c)— d)— e) Zwei- 
mal; Brandstiftung, gefährliche Körperverletzung. f) Tätlicher An- 
griff. f) Moralisch und intellektuell minderwertig. h) Nein. i) Be- 
denklich. 

2. Ca., 37 Jahre, Gelegenheitsarbeiter: a) — b) Ja. c) — d) — 
e) Zweimal; Diebstahl, Widerstand. f) Tätlicher Angriff. g) Moralisch 
und intellektuell minderwertig, Trinker. h) Ja. i) Bedenklich. 

3. Kn., 32 Jahre, Handelsmann: a) — b) Ja c)— d)— eœ) 
Dreimal; Körperverletzung, Unterschlagung. £) Tätlicher Angriff. g) 
Moralisch und intellektuell minderwertig, Trinker. h) Ja. i) Be- 
denklich. 

4. Ko., 31 Jahre, Zuhälter: a) — b) Ja. c) — d) — e) Drei- 
mal; Zuhälterei, Betrug, zwei Jahre Arbeitshaus. f) Tätlicher An- 
griff. g) Moralisch und intellektuell minderwertig. h) Ja. i) Gemein- 
gefährlich. 

5. Kpn., 30 Jahre, Kaufmann: a) Vater Trinker. b) — c) — 
d) — e) — Sf) Tätlicher Angriff. g) Hysterie, pathologischer Rausch- 
zustand. h) Ja. i) —. 

6. Lä., 42 Jahre, Gelegenheitsarbeiter: a) Mutter Schnapstrin- 
kerin. b) Ja. c) — d) — e) 13mal; Diebstahl, Körperverletzung, 
Bettelei. f) Achtungsverletzung. g) Pathologischer Rauschzustand 
eines alten Trinkers. h) Ja. i) Gemeingefährlich. 

7. Ma., 27 Jahre, Arbeiter: a) Vater Trinker. b) Ja. c) — d) 
— e) — f£) Mißbrauch der Dienstgewalt. g) Pathologischer Rausch- 
zustand bei Dementia praecox. h) Ja. i) Pflegebedürftig. 

8. Mü., 39 Jahre, Zollaufseher: a) — b) — c)— d)— e) — 
f) Mord. g) Pathologischer Rauschzustand eines Psychopathen. h) 
Ja. i) Bedenklich. 

9, Na., 32 Jahre, Arbeiter: a) — b) Ja. c) — d)— e)13 mal; 
Körperverletzung, Diebstahl, Unterschlagung. f) Achtungsverletzung, 


3 


Ei. BA as 


tstlicher Angriff. g) Pathologischer Rauschzustand eines Psycho- 
pathen. h) Ja. i) Gemeingefährlich. 

10. Pio., 31 Jahre, Arbeiter: a) Vater und Bruder Trinker. b) Ja. 
c) — d) — e) Fünfmal; Körperverletzung, Widerstand. f) Tätlicher 
Angriff. g) Zustand: sinnloser Trunkenheit. h) Ja. i) Gemeinge- 
fährlich. 

11. Poll, 39 Jahre, Maler: a) — b) — c)— d)— e)— f 
Tätlicher Angriff. g) Pathologischer Rauschzustand eines Psycho- 
pathen. h) Ja. i) Bedenklich. 

12. Om., 37 Jahre, Maler: a) — b)— c)— d)— e) Dreimal; 
Körperverletzung. f) Gehorsamsverweigerung. g) Zustand sinnloser 
Trunkenheit. h) Ja. i) Bedenklich. 

13. Sa., 29 Jahre, Landwirt: a) — b) — c) — d) — e) — 
f) Tätlicher Angriff. g) Pathologischer Rauschzustand eines Alkoholin- 
toleranten. h) Ja. i) —. 

14. Sall., 32 Jahre, Landarbeiter: a) — b)— c)— d)— e)— 
f) Achtungsverletzung, Bedrohung. g) a Rauschzustang 
eines Alkoholintoleranten. h) Ja. i) —. 

15. Schn., 24 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c) — d) —e) — 

f) Unerlaubte Entfernung. g) Zustand leichter Trunkenheit. h) Nein. 
i) —. 

16. Schn., 31 Jahre, Friseur: a) — b) — c)— d)— e) Drei- 
mal; Sittlichkeitsverbrechen, Widerstand, Bettelei. f) Achtungsver- 
letzung, Gehorsamsverweigerung, Trunkenheit im Dienst.. g) Patholo- 
gischer Rauschzustand bei Hysterie. h) Ja, verurteilt nach § 151 
MStGB. i) Bedenklich. 

17. Sm., 31 Jahre, aktiver Feldwebel: a) Vater Trinker, Vaters 
Bruder Heisteskränk. b) Ja. c) — d)— e) — f) Tätlicher Angriff. 
g) Pathologischer Rauschzustand bei Hysterie. h) Ja. i) Bedenklich. 

18. Te., 28 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c) — d) — e) Drei- 
mal; Diebstahl. f) Mißbrauch der Dienstwaffe, Widerstand. g) Zu- 
stand leichter Trunkenheit. h) Nein. i) Bedenklich. 

19. Tie., 35 Jahre, Arbeiter: a) — b) — c)— d)— e) 23 mal; 
Körperverletzung usw. 14 mal, Diebstahl, Betrug 9 mal. f) Gehorsams- 
verweigerung. g) Zustand sinnloser Trunkenheit. h) Ja. i) Gemein- 
gefährlich. 

20. Vi., 31 Jahre, Arbeiter: aa — b) — c)— d) — e) Unbe- 
kannt. f) Tätlicher Angriff. g) Pathologischer Rauschzustand eines 
Alkchol-Intoleranten. h) Ja. i) Bedenklich. 

21. Wes., 36 Jahre, Milchhändler: a) Vater Trinker. b) — c) - 
d) — e)— f) Tätlicher Angriff. g) Pathologischer Rauschzustand bei 
Hysterie. h) Ja. i) —. 

22. Zie., 38 Jahre, Arbeiter: a) Vater Trinker und Landstreicher. 
b) — c) — d) — e) Neunmal; Körperverletzung, Widerstand usw. 
f) Tätlicher Angriff. g) Pathologischer Rauschzustand eines Alkohol- 
Intoleranten, h) Ja. i) Gemeingefährlich. 


Druck: Emil Wolff & Söhne. Halle. 
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Juristisch-psychiatrische 
Grenzfragen. 


Zwanglose Abhandlungen. 
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Sanitätsrat Dr. med. Joh. Bresler, 
Lüben i. Schl. 


X. Band, Heit 6. 


Man wird Prof. O. Naegeli, früher Tübingen, jetzt 
Zürich, zustimmen dürfen, wenn er in der Einleitung zu 
seiner Arbeit: Unfall- und Begehrungsvorstellungen (Neue 
deutsche Chirurgie 1917 Bd. 22) meint, die Fortdauer der 
maßlos übertriebenen Einschätzung leichter nervöser Er- 
scheinungen, wie sie noch vor wenigen Jahren allgemein 
in der Begutachtung üblich, könnte geradezu katastro- 
phale Folgen nach sich ziehen, nicht nur für die Finanzen des 
Staates, sondern vor allem für Gesundwerden und Zufriedenheit 
der Bürger, 'wenn sich die unheilvollen pessimistischen Auschau- 
ungen, die so lange über das Schicksal der Unfallneurotiker ge- 
herrscht, auf die Kriegsneurosen übertrügen. Eine durch- 
greifende Wandlung in den Auffassungen über Wesen, Bedeu- 
tung und Heilaussicht dieser Zustände hat sich erst vollzogen, 
seitdem bei sorgfältigen Nachforschungen über das Endschicksal 
der früher Begutachteten unter dem System der einmaligen 
Kapitalabfindung sich die volle Arbeitsfähigkeit und Hei- 
lung so gut wie aller früher Kranken herausgestellt hat. Hier- 
über hatte Naegeli bei der in der Schweiz eingeführten Kapi- 
talabfindung Erfahrungen zu sammeln Gelegenheit. 

Naegeli geht nicht, wie es die übliche Darstellungsweise 
der Unfallneurose tut, von den Erkrankungen her an das Thema, 
sondern von der Seelenkunde des Alltagslebens und von den- 
jenigen traumatischen Neurosen, bei denen es sich überhaupt 
nicht um Unfall handelt, und das ist sehr wertvoll. 

Bei Kindern — wir folgen hier und im weiteren obigem Autor 
— treten wohl gelegentlich nach Verletzungen Hysterien auf, die 
aber fast ausnahmslos in kurzem schwinden, höchst selten, so 
gut wie nie, sich zu jahrelanger, progressiver Krankheit ent- 
wickeln. Solche Hysterien sind nicht durch die traumatische 
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Art der Entstehung in ihren Zügen irgendwie von der gewöhn- 
lichen Hysterie der Kinder verschieden. Die mißmutige, ver- 
bitterte, querulierende Stimmung fehlt. Selbst wenn Kinder nach 
schwersten Schädelverletzungen von den Eltern zur Erlangung 
einer Geldentschädigung verhetzt und in die Neurose hineinge- 
trieben werden, findet man zwar hysterische Züge, und daneben 
höchstens Verängstigung, Verschüchterung, Depression und 
Apathie, aber nicht Verbitterung, Rechthaberei, Querulieren; 
letzteres dagegen in Reinkultur bei den Eltern. Auch bei 
geistig schwachen Leuten kommt echte traumatische Neurose 
‘mit Begehrungsvorstellungen trotz berechtigter Ansprüche aus 
der Unfallversicherung nicht zur Entwicklung. Ein solcher Mann 
simulierte Geistesstörung, weil ihn seine Mitarbeiter verlachten, 
daß er aus dem Unfall nichts zu machen verstehe. Er konnte die 
Simulation aber auf die Dauer nicht durchführen und gestand sie 
ein. Er war in der Tat geistig beschränkt; er hat nachher bei 
gleichem Lohn weitergearbeitet wie vor dem Unfall und keine 
Krankheitszeichen geboten. — Döllken fand nach 700 Stu- 
dentenmensuren 25 typische Neurosen mit Kopfweh, Überemp- 
findlichkeit besonders des Kopfes, Reizbarkeit und Arbeitsun- 
lust; alle waren aber in wenigen Wochen geheilt. Ähnliche Er- 
fahrungen hat man bei Verletzungen von Offizieren, besonders 
Sturz und Schädelbruch, gesammelt, und bei Verletzungen von 
Sportsleuten. Auch nach den Erdbebenkatastrophen in Messina 
und Kalabrien und nach dem Erdbeben in Württemberg im 
Jahre 1911 hat man die schwersten Neurosen nach Wochen 
oder einigen Monaten schwinden sehen, aus dem Grunde, weil 
Entschädigungsforderungen nicht möglich waren. 


Nach dem Eisenbahnunglück bei Mülheim an der Ruhr wur- 
den bei den 500 Soldaten, welche demselben ausgesetzt waren, 
wovon 22 gestorben sind, fünf Fälle von Hysterie und vier von 
Neurasthenie festgestellt; Becker, der darüber berichtet, führt 
dies darauf zurück, daß es den Leuten bekannt war, daß die 
Zechen keinen anstellen, der wegen Nervenleiden entlassen 
wurde, und daß die Zechen hohen Lohn im Gegensatz zu der 
540 M jährlich betragenden Militärrente bezahlen. Der größte 
Teil jener neun Fälle genas bald. Dagegen erkrankten an Neu- 
rose im gleichen Jahr bei dem Eisenbahnunglück von Müllheim 
in Baden 52 von 99 Verletzten; es waren Schnellzugsreisende 
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aus ganz anderer Volksschicht. Schlechte Aussicht auf Rente 
kann nicht nur Begehrungsneurose unterdrücken, sondern unter 
Umständen zu Dissimulation von Neurose führen. — Bei dem 
Unglück der Metropolitanbahn in Paris 1903 wurde unter den 
Tausenden Betroffenen nur ein Fall von Neurose beobachtet, 
weil keine Entschädigungspflicht bestand. — Bei Kriegsgefange- 
nen, von denen viele Tausende Verletzungen und Erschütterun- 
gen erlitten, fehlt Neurose 'fast gänzlich. — Nach Kirchweih- 
prügeleien kommt nie traumatische Neurose vor. — Neurosen 
nach Operationen und Geburtsneurosen heilen sehr schnell. 

Andererseits kommen ganz gleiche Neurosen, wie die trau- 
matische, ohne jeden Unfall vor. Naegeli zählt auf: Invalidi- 
tätswunschneurosen, Krankenversicherungsneurose, die Kurier- 
sucht der Beamten, wovon er selbst Fälle erlebt hat, die „zu den 
ekelhaftesten Auswüchsen des Mißbrauchs” gehören, Kriegs- 
neurosen, Abtreibungswunschneurosen, Rachewunschneurosen, 
Haftneurosen. Durch krasse Beispiele werden sie veranschau- 
licht. 

N a e g eli unterscheidet a) Kommotionsneurosen nach Schä- 
delverletzungen, b) Hysteriephasen nach Unfällen aller Art, 
c) Schreckneurosen, d) die „eigentlichen Unfallneurosen”. 
Gruppe a enthält die Fälle mit eigentlichen Verletzungen des 
Gehirns, die jedoch meist nicht so lokalisiert und ausgedehnt 
sind, daß der organische Charakter des Leidens ohne weiteres 
klar ist, mit Gedächtnisschwäche, Kopfschmerzen und Schwin- 
del, Abnahme der geistigen Leistungsfähigkeit; diese Abnahme 
ist eine wirkliche, nicht bloß von psychischer Ablenkung durch 
die Beschäftigung mit der Krankheit oder durch Krankheitsbe- 
schwerden vorgetäuscht. Die Krankheit und ihre Beschwerden 
sind unmittelbar nach dem Unfall am deutlichsten, nehmen nach- 
her ab oder bleiben sich gleich; bei manchen kommt durch Be- 
gehrungsvorstellungen die eigentliche Unfallneurose hinzu. 
Gruppe b umfaßt, vorübergehende, meist auf Disposition be- 
ruhende hysterische Zustände nach Trauma, oft im Mißverhält- 
nis zur Schwere des letzteren stehend; nur bei schweren Un- 
fällen treten sie auch ohne Disposition auf. Sehr rasch nach 
dem Unfall zeigen sich enorme Suggestibilität, besonders gegen- 
über Affekten, hysterische Lähmungen und psychogene Kontrak- 
turen, hysterische Anfälle und Dämmerzustände, Vorbringen 
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zahlloser, immer wieder neuer Klagen. Mit der Zeit ist Ab- 
lauf der Symptome zu erwarten; Begehrungsvorstellungen kön- 
nen ihn verzögern. c) Fälle, in denen der heftige Affekt mit den 
damit zusammenhängenden Vorstellungen nicht zur Ruhe kommt 
und auch die körperlichen Wirkungen des Schrecks fortdauern; 


nach der einen Seite “grenzt diese Gruppe an die normale 
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Schreckwirkung, nach der anderen an die hysterischen Reak- 
tionen. Hinzutreten von Begehrvorstellungen verschärft die 
Krankheitszüge unter Abnahme des ursprünglichen Affekts. 
d) Diese Gruppe ist gekennzeichnet dadurch, daß nach meist 
geringfügiger Verletzung erst später die vorhandenen klei- 
nen Beschwerden unter dem Einfluß von Begehrvorstellungen 
stärker zum Ausdruck gebracht werden oder sich wirklich ver- 
schlimmern und dabei sich der Charakter des Betroffenen ändert, 


. Mißtrauen, Gereiztheit, Querulanz, rechtliche Unbelehrbarkeit, 


Unzugänglichkeit für die ärztliche Beeinflussung und Behand- 
lung. Im Mittelpunkt des Denkens und Strebens steht die Ge- 
winnung von Rente oder höherer Rente. Es sind Artefakte auf 
dem Boden einer unzweckmäßigen Gesetzgebung. 

Die Frage, ob es vor dem Inkrafttreten der Unfallversiche- 
rung traumatische Neurosen gegeben hat, wird von Naegeli 
verneint, zunächst auf Grund persönlicher Erkundigungen bei 
maßgebenden älteren Ärzten. Kommotionsneurosen, d. h. orga- 
nische Affektionen, hat es natürlich auch früher gegeben, nicht 
aber die Kombination Kommotionsneurose +4 eigentliche Ua- 
fallneurose (— Begehrneurose). Auch Hysteriephasen und 
Schreckneurosen hat es schon immer gegeben, aber sie ver- 
liefen bei Fehlen von Entschädigungsansprüchen in der weitaus 
überwiegenden Mehrzahl der Fälle gutartig und heilten rasch 
(Erdbeben- und andere Katastrophen), wenn nicht frühere Neu- 
rose oder Psychopathie vorlag. Höchstens wenn die Möglichkeit 
zu Einwirkung auf Mitleid und Unterstützung bei den Mitmer- 
schen gegeben war, konnten sich Begehrneurosen entwickel. 
Dies erschien aber früheren Zeiten nicht als krankhaft’ oder als 
Neurose. 

Dann aber läßt sich aus der Literatur vor der Zeit der Ver- 
sicherungsgesetze erschließen, daß früher keine Unfallneurosen 
existierten. In dem bekannten Buch von Beard über die 
Neurasthenie steht nichts davon und Charcot will vor 18% 
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nie eine traumatische Neurose gesehen haben. Braun hat 
ausgerechnet, daß in Österreich vor der Gesetzgebung im Jahr- 
zehnt vor 1895 0,26 v. H. der Verletzten erwerbsunfähig, 1,58 
halbinvalide blieben, in zehn Jahren kein einziger Fall wegen 
nervõser. Erscheinungen, in den zehn Jahren nach 1895 aber 6,6 
v. H. der Verletzten erwerbsunfähig, 2,4 halbinvalide, und zwar 
in der Mehrzahl der Erkrankungen nur wegen nervöser Zu- 
stände, nur 1,25 v. H. blieben durch körperliche Krankheiten er- 
werbsunfähig; die Zunahme ist also eine etwa 26fache. Ähn- 
liche Verhältnisse werden aus Italien, Frankreich, Griechen- 
land angeführt. Manche haben daher”geradezu von Unfall g e- 
s etz neurosen gesprochen. Hinsichtlich der in der Literatur 
niedergelegten Fälle von Unfallneurose bei nicht Rentenberech- 
tigten bzw. bei Fehlen von Entschädigungsansprüchen zeigt 
Naegeli, daß es sich dabei zum Teil um schwere organische 
Hirnverletzungen neben der Neurose gehandelt hat, Fälle, die 
also aus der Betrachtung ausscheiden, im übrigen um Schreck- 
hysterien mit plötzlichen Lähmungen, die schnell heilten, wo 
nicht von Haus aus Hysterie schon vorlag, und die nicht den 
Charakter der Unfallneurose mit dem Mangel an Willen zur Ge- 
nesung hatten, oder um Neurosen, bei denen der Unfall willkür- 
lich nach Jahren als Ursache angesprochen wurde, in Wirklich- 
keit aber überhaupt keine Rolle gespielt hat. 

So steht heute die Mehrzahl der mit Begutachtung von Un- 
fällen befaßten Ärzte auf dem Standpunkt, daß die Unfallneurose 
durch das Gesetz geschaffen worden ist (Hoche), die Reak- 
tion auf die Unfallgesetzgebung (Friedmann) usw., die Aus- 
sicht auf Entschädigung die eigentliche Quelle der psychischen 
Störung bei traumatischen Neurosen (Kraepelin). 

Wesentlich für die Wandlung der Anschauung über die 
traumatische Neurose ist auch, daß eine Reihe der einst für das 
‚Leiden als charakteristisch gehaltenen Symptome als bedeu- 
tungslos erkannt worden sind. So die Störungen der Empfin- 
dung, die leicht suggeriert werden können, die konzentrische 
Gesichtsfeldeinschränkung, von der die angesehensten Augen- 
und Nervenärzte bei Unfallneurose nichts mehr wissen wollen, 
Abschwächung oder Steigerung der Reflexe, die auch bei Ge- 
sunden vorkommen, der verminderte elektrische Leitungswider- 
stand, die traumatische Reaktion von Rumpf, die Pupillen- 
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erweiterung auf der Seite der Schmerzen, Herzunregelmäßig- 
keiten, Herzgeräusche, Schweiße, Kühle und Bläue und An- 
schwellung gelähmter Gliedmaßen, Zeichen, die von RuhigsteAlung 
und Herabhängen des Gliedes herrühren, Hautnachröten, Puls- 
und Blutdruckschwankungen, Asthma, Fieber (nervöses) usw. 
Empfindungsstörungen kommen auch bei Gesunden nicht selten 
vor. 
Hinsichtlich der Heilaussicht zeigt Naegeli den funda- 
mentalen Unterschied zwischen der Wirkung der Kapitalabfin- 
dung und der fortlaufenden Rente. Er hat unter 138 wahllos 
herausgegriffenen Fällen, die als traumatische Neurose begut- 
achtet und die mit Kapital abgefunden waren, nicht in einem 
einzigen bleibende, durch die Neurose bedingte Erwerbs- 
einbuße festgestellt. In allen Fällen, wo der Lohn in Zukunft 
geringer ausfiel, lag entweder verkannte organische Affektion 
vor oder so schwere Verletzung, daß die Erwerbsschädigung 
reine chirurgische Folge war. Dagegen verdienten viele (115), 
die als traumatische Neurose zu 30 bis 50 bis 80 v. H. bleibend 
erwerbsunfähig taxiert waren, schon nach ganz kurzer Zeit nach 
Erledigung der Ansprüche 'wieder voll, teilweise sogar mehr als 
vorher. Auf ähnliche Erfahrungen in anderen Ländern und bei 
anderen Ärzten wird Bezug genommen. Andererseits weist 
Naegeli nach, daß in Deutschland die Heilungen, die auf dem 
Wege der langsamen Rentenkürzung zustande .kommen, wenn 
sie gegen Angabe und Wille des Kranken geschieht, Zwangs- 
heilungen sind. 

Naegeli will aus seiner Erfahrung „Hunderte” von Fällen 
„ohne Mühe sofort” herbeischaffen können, wo die Sache im 
allgemeinen so liegt: „Eine von Haus hysterische Person hat 
einen Unfall erlitten, der oft minimal war. Erst nach einiger 
Zeit wird der Arzt gerufen, und jetzt wachsen. die Klagen von 
Tag zu Tag. Heilung wird in 13 Wochen nicht erreicht. Jetzt 
kommt die Frage der Invalidität. Gewöhnlich wird die rein 
neufrotische Natur des Leidens vom Arzt zuerst völlig verkannt 
oder doch die Neurose nur als Nebenbefund erklärt. Die Dia- 
gnosen gehen auf Hirnerschütterung, Rückenmarksverletzung, 
organisches Herz-, Lungen-, Darmleiden, Ischias, schwere Ge- 
lenkaffektionen. Erste Taxation 80 bis 60 v. H. Erwerbseinbuße. 
In den folgenden Jahren gibt der Patient bei den Nachunter- 
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suchungen in den Akten zwar nie Besserung, nur Verschlimme- 
rung an, aber der Arzt erklärt, diese oder jene Stelle erscheine 
ihm heute weniger druckempfindlich, die Sehnenreflexe seien 
nicht mehr so stark gesteigert [! ich bewundere das Gedächt- 
nis %)], die Anästhesie sei geringer, die Dermographie nicht mehr 
ganz so ausgeprägt, das Aussehen weniger schlecht, die Hände 
immerhin etwas verarbeitet, und auf diesem, an sich jeder 
Wissenschaft Hohn sprechenden Beweiswege wird alle paar 
Jahre die Rente um 10 bis 20 v. H. gedrückt und die Berufung 
der Patienten vom Schiedsgericht und Reichsversicherungsamt 
abgewiesen mit der Begründung, der Arzt habe sichere und ob- 
jektive Zeichen der Besserung festgestellt. Mit der Zeit erklärt 
nun der Arzt nach einigen Jahren kurz und scharf in den Akten, 
N. N. ist einfach hysterisch und seinen Angaben kein Glauben 
beizulegen, und die Rente wird weiter gedrückt und in 5 bis 
10 bis 20 Jahren schließlich gestrichen und die letzte Berufung 
verworfen. Das sind die „Heilungen” unter dem Gesetz der 
Rentenentschädigung.” 


Zur Simulation bemerkt Naegeli, daß sie, selbst 
wenn man nur bewußte in Betracht zieht, außerordentlich häufig 
ist. „Wenn man bedenkt, wie der Alkoholiker, der Luetiker, der 
Gonorrhoiker, der Raucher dem Arzt gegenüber bewußt lügt, 
selbst wenn es sich um „Ehrenmänner” handelt, wenn man sieht, 
daß selbst nicht selten ganz Unbeteiligte für die Ansprüche ihrer 
Nachbarn oder Bekannten Meineide schwören oder sogar die 
Gemeindebehörden im Interesse ihrer Bürger völlig gefälschte 
Auskunft abgeben, so ist es einfach lächerlich anzunehmen, daß 
der Unfallsmann mit seinen ausgesprochenen Begehrungen nie 
simuliere." „In welch ungeheurer Häufigkeit gerade die Er- 
werbseinbuße bewußt vorgelogen wird, kann man am besten 
daraus ersehen, daß unter den Millionen Rentengenössigen so- 
zusagen niemals einer von sich aus eine Reduktion der Rente 
beantragt oder dem Entscheid des Arztes in dieser Hinsicht ohne 
Protest und Berufung zustimmt." 

Bei Feststellung von Simulation kommt es darauf an, Hy- 
sterie und Suggestivwirkungen, die noch in die Breite der Norm 
fallen, auszuschließen. Hysterie selbst kann aber oft nur durch 


1) Im Original Naegelis eingeschaltet. 


Ausschließung erkannt werden, da es eine befriedigende Be- 
griffsbestimmung der Hysterie nicht gibt. Die Annahme einer 
Simulation ist subjektive Sache des Arztes, Sache des Ein- 
drucks aus Augenblickssituationen, der sich in Krankenge- 
schichten schwer schildern und durch solche schwer beweisen 
läßt, Sache des kritischen psychologischen Erfassens. 
Dieses muß ergänzt werden durch Nachforschung über das Ver- 
halten außerhalb des ärztlichen Untersuchungskreises. Es gibt 
Ärzte, die auf ihrem Gebiete Großes leisten, aber kein psycho- 
logisches Verständnis besitzen, um Simulanten zu entdecken, 
Ärzte des Massenbetriebes der Krankenkassen aber haben dazu 
"keine Zeit, auch müssen sie im allgemeinen für ihre Patienten 
eintreten und sind daher befangen. Dann gibt es Ärzte, welchen 
belanglose nervöse Symptome schon zur Diagnse einer Neurose 
genügen und die daher nie Simulation finden. Wer überall Sym- 
ptome sucht, wird sie finden, besonders wenn der interessierte 
Kranke dem Arzt darin entgegenkommt; manche Symptome wer- 
den geradezu durch die ungeschickte ärztliche Untersuchung 
dem Kranken eingeredet. Dann gibt es auch unter den Ärzten 
Menschen, die nirgends etwas Böses vermuten und daher nie 
Simulanten sehen. In zweifelhaften Fällen empfiehlt Naegeli, 
das ganze Urteil nur auf die Erwerbsfähigkeit abzugeben, da 
eine Unmenge von nervösen Beschwerden dieselbe nicht beein- 
trächtigt, und zu erklären, daß die Beschwerden zwar möglich, 
aber objektiv nicht nachweisbar sind, und daß sie keine bzw. 
nur sehr unerhebliche Erwerbseinbuße bedingen. Die Frage der 
Simulation kann dann oft unerörtert bleiben. Es ist ein Irr- 
tum, von Simulation erst dann zu reden, wenn an den Beschwer- 
den des „Patienten absolut nichts Wahres ist. Der richtige 
Simulant wartet vielmehr gewöhnlich ein Ereignis ab, auf Grund 
dessen er Aussicht auf Erreichung seines Ziels hat. Nicht selten 
führt er einen Unfall direkt absichtlich herbei. Er schafft sich 
den richtigen Hintergrund. Einzelne Beschwerden können vor- 
handen sein, aber die behauptete Erwerbsseinbuße ist Simula- 
tion. Naegeli bemängelt es, daß manche meinen, solche 
Leute, die einige Beschwerden haben, im übrigen übertreiben und 
Erwerbseinbuße vorgeben, seien keine reinen” Simulanten. 
und vergleicht solche Begriffsfassung der Reinheit der Simula- 


tion mit manchen sogenannten reinen Versuchen der Wissen- 
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schaft, bei denen oft derartig unnatürliche Bedingungen wegen 
der gewünschten Reinheit der Versuche geschaffen werden, daß 
die Ergebnisse von vornherein nicht auf normale Verhältnisse 
übertragbar sind; er erklärt es für „dummes Gerede”, wenn be- 
hauptet wird, es gebe kaum einen Simulanten, bei dem nicht 
` irgend etwas vorläge. Es gibt auch keinen Gesunden, bei dem 
man bei hochnotpeinlicher Untersuchung nicht auch irgend etwas 
findet. Entscheidend ist die Erwerbseinbuße. 


Köstlich ist der Simulant, den Strümpell, einer der 
Erfahrensten auf dem Gebiet der Unfallneurosen, entlarvte, — 
nicht bei seiner Untersuchung in der Klinik, denn nach deren 
Ergebnis schien der Mann entschieden krank, sondern bald da- 
nach auf dem Bahnhof, wo der Mann — bei der Untersuchung 
durch Strümpell leidend, schmerzerfüllt, humpelnd, zitternd 
— frisch, vergnügt und behende, die Zigarre im Munde, herum- 
spazierte! So hatte es dieser Mann länger als sechs Jahre 
getrieben. 


Von Simulation ist zu unterscheiden: Die irrtümliche, nicht 
böswillige ursächliche Beziehung eines Unfalls auf die Beschwer- 
den seitens des Kranken, zumal das post hoc ergo propter hoc 
auch in der wissenschaftlichen Medizin seine Rolle spielt. — Bei 
Hirnerschütterung ist größte Zurückhaltung mit der Annahme 
von Simulation geboten; auch bei Arterienverkalkung, besonders 
aber wenn beides zusammentrifft; ferner bei Syphilis, bei viel- 
fachen Quetschungen von Muskeln und Gelenken ohne äußeren 
Befund. Zur Annahme von Simulation dürfen auch nicht ohne 
weiteres verleiten Ängstlichkeit, Begriffsstutzigkeit, schlechte 
Auffassung bei ärztlichen Untersuchungen, die normale Suggesti- 
bilität, Wehleidigkeit, die bei manchen übliche a von 
Superlativen und starken Ausdrücken. 


Dissimulation, bewußte Verheimlichung von vor dem 
. infall schon vorhanden gewesenen Krankheitsbeschwerden, 
findet zuweilen statt, um alles dem Unfall zuzuschieben. In 
Ländern mit Kapitalabfindungen wird manchmal bei neuen Un- 
fällen die frühere Kapitalabfindung, die wegen totaler bleiben- 
der Erwerbseinbuße geleistet wurde, verheimlicht; aber auch zu 
dem Ziweck, wieder in eine gute Stelle und in die Versicherung 
hineinzukommen, wird dissimuliert. 
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Für die Unterscheidung von Simulation und Hysterie gibt 
Naegeli ganz vorzügliche Fingerzeige; im ganzen läuft sie 
darauf hinaus, daß der Hysterische bei Untersuchung und Be- 
handlung guten Willen und Unbefangenheit zeigt, der Simulant 
eigensinnig, rechthaberisch und widerstrebend ist und in seinen 
Beschwerden stereotyp, da er sein Krankheitsbild auf einen be- 
stimmten Plan aufgebaut hat. Schwierigkeit erwächst erst da, 
wo Hysterie und Simulation oder diese und Psychopathie ver- 
knüpft sind, 

Simulation wurde früher in Deutschland eine Zeitlang für 
ein seltenes Vorkommnis gehalten und es wurde sogar von maß- 
geblicher Seite ausgesprochen, daß die Zahl der Simulanten, 
welche ein Arzt festgestellt haben will, im umgekehrten Ver- 
hältnis zu seinem ärztlich-psychologischen Wissen steht. Anders 
in England, Amerika, Italien, wo man sich bei der Beurteilung 
nicht so sehr vom Mitgefühl leiten ließ. Naegeli selbst hat 
1910 (Nachuntersuchungen bei traumatischen Neurosen, Korre- 
spondenzbl. f. Schweizer Ärzte 1910 Nr. 2) eine ganze Anzahl 
von Fällen entdeckt, die mindestens in bezug auf volle Simula- 
tion der Erwerbsunfähigkeit völlig klar lagen, aber von hervor- 
ragendsten Vertretern der Nervenheilkunde als zu 80 bis 100 
v. H. dauernd erwerbsunfähig beurteilt worden twaren. Er führt 
eine Reihe von Fällen an, wo bei ganz leichter Erkrankung 
sehr lange enorm hohe Renten ausgezahlt wurden, z. B. 100 v. H. 
in einem Falle 16 Jahre lang, während welcher der Rentner nie 
bei einem Arzte war. Horn berichtet von einem Kaufmann 
mit Arterienverhärtung und Schreckneurose, der wegen lebens- 
länglicher völliger Erwerbseinbuße 120 000 M zugesprochen er- 
hielt, aber bereits nach einem Jahre wieder ein großzügiges 
Unternehmen mit glänzendem Erfolge leitete. Ein Fabrikdirek- 
tor, der bei zwei deutschen und einer schweizerischen Versiche- 
rung zu 340 000 M für Invalidität versichert war, verunglückte 
August 1907 in Belgien im Schlafwagen eines D-Zuges ohne 
körperliche Verletzung, aber unter gehörigem Schreck. Es 
wurde Unfallhysterie mit Lähmungen festgestellt. Zwölf Ärzte, 
die bekanntesten deutschen und österreichischen Autoritäten 
auf dem Gebiet der Nervenheilkunde, erklärten ihn überein- 
stimmend für einen körperlich und geistig völlig gebrochenen 
Mann. Der eine schrieb: „Ich stehe nicht an zu erklären, daß 





ich, der ich alljährlich Hunderte von Unfallverletzten als Ober- 
gutachter zu beurteilen habe, kaum je eine so schwerwiegende 
Erschütterung des Nervensystems konstatieren konnte wie hier, 
wo ein in der Vollkraft der Jahre stehender arbeitsfähiger 
Mensch zur Ruine wurde.” Die Versicherungen wurden mit ihren 
Einwänden in den gerichtlichen Entscheiden abgewiesen. Der 
Versicherte erwarb bis 1909 an Tagegeldern 22333 M und an 
Invaliditätsentschädigungen 195944 M, dazu vom belgischen 
Eisenbahnfiskus 240 000 M, zusammen 485 277 M. Schon Okto- 
ber 1915 erfolgte die einwandfreie Feststellung, daß sämtliche 
nervösen Beschwerden und hysterischen Lähmungen seit einer 
Reihe von Jahren restlos geschwunden waren laut Eingeständnis 
des Versicherten. 


Auf Grund der Feststellungen Na e g elis über den Verlauf 
von Unfallneurosen wurde in der Schweiz Kapitalabfin- 
dung eingeführt, und zwar unter Annahme einer temporären 
Erwerbseinbuße und höchstens für ein bis drei Jahre, und nur 
für Unfallneurösen (sonst besteht dort Rentensystem). Dieses 
Verfahren beugt Entstehung und ungünstigem Verlauf der Un- 
fall- und Begehrneurosen in ausgezeichneter Weise vor, so daß 
die Versicherungsgesellschaft „Zürich” unterm 14. Juni 1916 an 
Hoche schreiben konnte: „In der Schweiz drohten vor Jahren 
die Unfallneurosen in gleicher Weise zu einer sozialen Gefahr 
zu werden wie in Deutschland. Es fingen aber, gestützt durch 
‘die Ergebnisse der bekannten a e g eli schen Arbeit, die Begut- 
achter in Erkenntnis der sozialen Gefahr und der wahren Ent- 
stehungsgründe der Neurosen an, konsequent nur noch eine pro- 
gressiv abnehmende Arbeitsunfähigkeit für längstens ein bis 
anderthalb Jahre zu attestieren. Die Gerichte billigten diese 
Auffassung durch entsprechend geringe Kapitalabfindung. Da- 
durch sind in der Schweiz im Arbeiterhaftpflichtrecht die Neu- 
rosen bis auf ganz vereinzelte Fäfe verschwunden! Versuche 
werden nur noch von Ausländern durchzufechten versucht, in 
deren Staaten durch die Begutachtungspraxis und Recht- 
sprechung die Anschauung ausgebreitet worden ist, eine Unfall- 
neurose gebe Ansprüche auf Entschädigung für dauernde und 
hochgradige Erwerbsunfähigkeit." 


Gesetzliche Kapitalabfindung ist eingeführt in England, 
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Dänemark, Italien, Spanien, Ungarn, Belgien, Australien, Ka- 
nada. 

Von Genesungsprämien (Horn) verspricht sich Na egeli 
nichts. 

Von Psychotherapie, Hydro-, Elektro-, medikomechanischer 
und medikamentöser Therapie bei Unfall- und Begehrneu- 
rosen ist nach Naegeli und nach einer großen Zahl von 
Autoren in der Rundfrage der Ärztlichen Sachverständigenzei- 
tung nichts zu erwarten, weil in der Regel böser Wille und Geld- 
gier jeden Erfolg verhindert. 

Naegeli stellt zur Verhütung von Unfalineurosen folgende 
Forderungen auf: 

1. Die gesetzliche Forderung auf Annahme eines Schieds- 
gerichts (drei Ärzte) oder einer Autorität als Begutachter, wobei 
die Anerkennung des Ergebnisses für beide Teile verbindlich ist. 

2. Abweisung aller Entschädigungsansprüche, die nicht im 
ersten Jahr nach dem Unfall erhoben werden. 

3. Beschränkung der Höhe der Forderung ähnlich dem deut- 
schen Automobilgesetz (Maximumrente 3000 M im Jahr). 

4. Rasche Rechtsprechung. Daß ein entscheidendes Urteil 
noch im ersten Jahre möglich ist, hat Dänemark durch seine 
Gesetzgebung gezeigt. . i 

5. Verminderung der juristischen Instanzen. 

6. Verminderung der Berufungen. Dafür Überweisung an 
Schiedsgericht oder an eine Autorität, deren Urteil von vorn- 
herein als verbindlich erklärt wird. 

7. Starke Abzüge bei Simulation oder böswilliger Prozeß- 
sucht, 

8. Abweisung aller eigentlichen Rentenkampfneurosen, ent- 
sprechend Auffassung des Reichsversicherungsamts seit 1902. 

9. Ausbau der sozialen Versicherung nach prophylakti- 
schen Grundsätzen, unter Vermeidung von Anordnungen, die zu 
Begehren Veranlassung geben. Daher keine 100 v. H. Entschä- 
digung bei Unfall und Krankheit, dafür aber alljährliche Er- 
holungsferien für jeden?) Arbeiter aus dem nicht ganz ausbe- 
zahlten Tagesgeld und frühzeitige Alterszulagen. 


2) Diesem Vorschlag braucht wohl nicht ausdrücklich entgegen- 
getreten zu werden. Gesetzliches Recht auf Ferien gibt es, abgesehen 
von den Schulen, nirgends und für niemanden; sie beruhen auf Brauch, 


Für die Schätzung der Erwerbseinbuße gibt Naegeli fol- 
gende Grundsätze: 

1. Leichte Unfallneurosen sind ganz abzuweisen oder mit 
einer sehr kleinen, einmal auszuzahlenden Schonungsrente zu 
erledigen. | 

2. Sogenannte lokale traumatische Neurosen sind zum Teil 
ganz abzuweisen oder doch ebenfalls sehr niedrig zu entschä- 
digen. Die Zeiten, in denen für Seitenstechen 100 v. H. Rente 
über viele Jahre gezahlt worden sind, müssen vorbei sein. 

3. Auch für Unfallshysterien mit Schütteltremor oder Mono- 
plegien muß die Kapitalabfindung durchgeführt werden, z. B. 
auf der Basis von zwei Jahren Erwerbseinbuße, im ersten Jahr 
50 v. H., im zweiten 30 v. HL 

4. Schwere depressive Formen der Hysterie allgemeiner Art 
dürfen nicht anders erledigt werden als unter der Annahme einer 
Erwerbsschädigung von höchstens zwei bis drei Jahren, z. B. 
70 bis 50 bis 30 v. EL 

5. Unfallhysterien, die sich ganz vorwiegend auf dem Gebiet 
der inneren Medizin zeigen, wie Magen-, Darm-, Herzneurosen, 
sind nicht hoch zu bewerten. Selbst ein Puls von 120 bei der 
Untersuchung darf keinerlei Gegenargument sein. Mit zahl- 
reichen Endschicksalen kann es Naegeli belegen, daß solche 
Leute nach kurzer Zeit wieder voll erwerbsfähig sind, freilich 
unter der Voraussetzung definitiver Erledigung. Mehr als 20 bis 
30 v. H. für ein bis zwei Jahre sollte jedenfalls nur unter be- 
sonderer Begründung und nur in Ausnahmefällen hier taxiert 
werden. 

6. Typische Begehrungsneurosen, unsere „eigentlichen trau- 
matischen Neurosen”, die sich erst im Lauf der Zeit und des 
Kampfes entwickelt haben, sind ‘entweder ganz abzuweisen 
oder doch mit sehr kleiner Taxation abzufinden. 

7. Ausgesprochene Querulanten, fast stets Alkoholiker und 


oder vielmehr Mißbrauch. Die Sonntage, wenn sie gesund- 
heitlich richtig benutzt werden, sind genug Zeit des Ausruhens, 
im Jahre zusammen über sieben Wochen! Die nationale Arbeit würde 
durch Ausführung dieses Vorschlags ernstlich leiden; man wird auch 
bei den Beamten den jährlichen Urlaub nur auf die Fälle dringend- 
ster Notwendigkeit beschränken müssen und nicht weiter wie bisher 
als etwas Selbstverständliches gelten lassen dürfen. 
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Degenerierte, sind ganz abzuweisen. (Entscheidungen des 
Reichsversicherungsamts entsprechend.) 


Bei bereits vor dem Unfalle vorhanden gewesener Hy- 
sterie oder Nervosität müssen von der Taxation Abzüge ge- 
macht ' werden, ebenso auch bei allen akut auf Unfälle ausbre- 
chenden Hysterien, da man hier die endogene Ursache stark 
betonen darf. Dies ist besonders bei Haftpflichtfällen nötig, um 
den Haftpflichtigen selbst nicht in Not und Elend geraten zu 
lassen, wo doch die endogene Sache Den Unfälligen alley, der 
Unfall im Grunde nichts war. 


“ 

Es muß Naegeli entschieden als verdienstlich angerech- 
net werden, daß er die Frage der Unfallneurosen von der seeli- 
schen und sozialen Seite her so deutlich beleuchtet hat, nur 
muß man sagen, daß er zu schiwarz sieht und im Ausdruck zu 
weit geht, wenn er von einer „wahren Volksseuche" 
spricht, „die seit der Schaffung der sozialen Gesetzgebung und 
dem Bestehen der Versicherungen als etwas Neues aufgetaucht 
ist" (S. 55). Wenn im Jahre 1911 in Deutschland über 170 000 
Prozesse allein in Unfallsachen geführt wurden, so läBt sich von 
vornherein ohne große Verwunderung annehmen, daß es unter so 
vielen Prozeßführern auch eine große Zahl unlauterer, selbst- 
süchtiger, querulierender Menschen gibt, jedenfalls ebensoviel 
und nicht mehr als bei 170000 Prozessanten, deren Streit sich 
um irgendwelches anderes Objekt dreht, und nicht mehr als 
es überhaupt unter 170000 Menschen unehrliche gibt. Warum 
sollte sich gerade bei jenen 170000 Unfallprozessen, in deren 
Hintergrund doch meist mehr minder erhebliche Schädigung des 
Nervensystems des Betroffenen steht, eine Auslese seelisch und 
moralisch intakter Menschen zusammenfinden? Grund zu Ver- 
wunderung wird man ferner nicht finden, wenn man nicht Wesen 
und Unfehlbarkeit der Rechtsformen überschätzt, wenn man 
nicht mehr von ihnen verlangt, als sie, als menschliche, ver- 
gängliche, veränderliche Schöpfung, leisten können. Die zahl- 
reichen Kommentare und die sich in Begriffsbestimmungen und 
Denkoperationen quälenden, bogenlangen Entscheidungen der 
obersten Gerichtshöfe sind selbst der beste Beweis für diese 
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Unvollkommenheit; wenn man sich vergegenwärtigt, daß selbst 
bei der besten Rechtsordnung es noch immer Menschen mög- 
lich gewesen war, im Tempel des Rechts ebenso elegant und 
formgerecht wie brutal und niederträchtig himmelschreiendem 
` Unrecht zum Siege zu verhelfen (man denke nur an die Halsab- 
schneider) in einer Weise, vor der den Richter ekelt. Wundern 
wird sich nicht, wer die Unvollkommenheit der Menschen sich in 
ihrer ganzen Breite und Tiefe vor Augen hält, und bedenkt, daß 
ein Teil der Menschen seine Existenz von den Schwächen der an- 
deren hat. Man lese Mandevilles Satire: „Die Bienen- 
fabel, oder der Nutzen der Privatlaster für das öffentliche Wohl" 
aus dem Jahre 1723 (Mandeville war Arzt in London). Es würde 
zu weit führen, hier auf die philosophisch-ethischen Systeme 
einzugehen, z. B. Spinozas Vollkommenheitsgrade, Leib- 
niz' Theodicee, Kants Schrift „vom radikalen Bösen”, oder 
auf die diesbezüglichen Standpunkte der Glaubenssysteme,- oder 
auf die Kriminalstatistik. Und letztere kann nicht einmal 
die große Schar der stillen („latenten”) Verbrecher und vor- 
nehmen Lumpe erfassen. Wie katastrophal würde es auf die 
Alkoholindustrie wirken, wenn es eines Tags plötzlich unter 
denen, die überhaupt geistige Getränke genießen, nur noch wirk- 
lich Mäßige gäbe! 

Nicht wundern wird sich und nicht von „Volksseuche” 
sprechen, wer sich gegenwärtig hält, daß Verstellung im Leben 
von Tieren zur normalen Schutzmaßnahme gehört, also eine 
von der Natur, deren Gesetzen wir Menschen ja auch unter- 
stehen, geschaffene Einrichtung ist, denen sich solche Tiere, wenn 
sie überhaupt fähig wären, den Instinkt zu unterdrücken, gar 
nicht entziehen können, ohne zugrunde zu gehen; wer sich gegen- 
wärtig hält, wie das ganze Leben der Menschen von Verstellung 
durchflochten ist, von mancher als Tugend gepriesenen Selbst- 
beherrschung, die ganz unnatürliche, widersinnige Motive 
haben und eher Verleugnung sein kann, bis zu jenem Abgrund, 
vor dem: der Zweck heiligt die Mittel — steht, aus dem der 
Dunst der Verstellung emporbrodelt wie unter dem Dreifuß der 
Pythia; wie Verstellung zur Kunst des Diplomaten gehört, wie 
konventionelle Lügen das Gesellschaftsleben, man könnte bei- 
nahe sagen, regulieren, ‘wie Verstellung von großen Männern in 
der Geschichte geübt, wie sie zum Gegenstand der dramatischen 
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Kunst gemacht worden ist?) — kurz man könnte eine ganze 
Bibliothek darüber zusammenstellen, und würde doch nur die 
Existenz dessen beweisen, was ohne Harm selbst Kinder tun, 
nur nicht tiefstehende lidoten. Gerade von der Seelenkunde des 
Alltagslebens aus, auf die sich Naegelis Ansicht glaubt zu 
stützen, ist es also nicht richtig, von „Volksseuche” zu sprechen. 

\ So schlimm steht es mit der deutschen Rasse nicht, die sich 
seit nun vier Jahren erfolgreich, ruhmvoll und wie ein Volk yon 
Helden gegen eine Welt von Feinden verteidigt! Die Unfallge- 
setzneurose ist als Neurose nichts seuchenhaft und fremd- 
artig im Volke Aufgetauchtes, sondern liegt in natür- 
lichen allgemeinmenschlichen Verhältnissen begründet, und als 
G es etz neurose ist sie nichts als eine der so häufigen und ge- 
läufigen Erscheinungen im Kampf ums Recht, des Querulierens. 


+ + 
+ 








Selbstverständlich bin ich nicht der Meinung, daß man die 
Unvollkommenheit der Menschen als Gegebenes, Unabänder- 
liches gelassen und untätig hinnehmen soll. Mir ist sehr wohl 
bekannt, welche enormen Leistungen bei gutem Willen, oder in 
Not, und vor allem, 'wenn beides vorhanden, selbst unter den 
ungünstigsten gesundheitlichen Verhältnissen möglich, nicht zu 
gedenken dessen, was seelisch und körperlich, wie selbst der 
Tod einer Überzeugung zuliebe, selbst eingebildeten, übersinn- 
lichen Dingen zuliebe, ertragen wird. Das sind ja alles bekannte 
Sachen. | 

Mir ist z. B. von einem an der I. chirurgischen Universitäts- 
klinik (v. Eiselsberg) in Wien operierten österreichischen Offi- 
zier bekannt, der nach Herznaht wieder Frontdienst tut. 

Aber ich meine, wenn man gerade bei Unfallneurotikern 
glaubt ungewöhnlich viel Betrug und Täuschung zu finden, so 
könnte jemand auf den Gedanken kommen, daß den Ärzten 
gegenüber Lug und Trug besonders leicht ist — und das wird 
man doch nicht zugeben dürfen. 


% * 
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3) Vergi. Simulation von Geistesstörung und Epilepsie. Von Joh. 
Bresler, Halle, Carl Marhold Verlagsbuchhandlung. 
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Übertreibung und Vortäuschung wurde in der 
Berliner Gesellschaft für Psychiatrie und Nervenkrankheiten am 
9. Juli 1917 zum Gegenstand der Aussprache gemacht. Prof. 
Henneberg hielt einen Vortrag darüber. ‘ Unter ande- 
rem begutachtete er einen Mann, der wegen Schwach- 
sinns und Schwäche seines Arms sei acht Jahren Voll- 
rente bezog; er gab die Simulation zu: Bei einem Kranken 
wurde eine schriftliche Anleitung zur Simula- 
tion epileptischer Anfälle gefunden, die im gan- 
zen durchaus zweckentsprechend war. Wenn Hirschfeld 
in der Diskussion dazu bemerkte, daß er unter 600 Hysterischen 
nur dreimal, und zwar bei Beschränkten, Simulation „einwand- 
frei” nachgewiesen habe, so sei das gerade genug. Peritz 
konnte feststellen, daß in einem Krankensaal eine ganze Seite 
plötzlich zu fiebern begann; ein Kranker, der blutfreie Kost er- 
halten sollte, um festzustellen, ob okkulte Darmblutungen vorhan- 
den seien, wußte sich heimlich Blutwurst zu verschaffen; ein 
anderer täuschte Nierenblutung dadurch vor, daß er Blut in den 
Urin tat, und später Nierenentzündung dadurch, daß er Hühner- 
eiweiß dem Urin zusetzte. Singer (ebenda) hat in drei Fällen 
Simulation von Taubstummheit nachgewiesen und weiß zu be- 
richten, daß in Frankreich allie hysterischen 
Taubstummen für Simulanten erklärt werden. 
Nach Peritz und Möller wird auf anderen Stationen 
mehr simuliert als auf Nervenstationen. Nach Moeli gibt 
es für die allgemeine und wichtige Frage, ob ein Vorwiegen 
pathologischer Züge bei Simulanten vergleichsweise festzustellen 
ist; keinen Bescheid. Bonhöffer fand bei Durchsicht von 
35 Fällen von Scheinblödsinn, daß es sich, entsprechend bis- 
heriger Erfahrung, um geistig Beschränkte, Unstete, Epileptoide 
und hypochondrisch Weichmütige handelte, die mit solchen 
Zuständen zu reagieren geneigt sind, Leute mit ethischem 
Defekt. Hirschfeld entlarvte einen Simulanten, der eine 
Gehstörung vortäuschte, und einen anderen, der auf Grund 
vorgetäuschter Ischias unter der Diagnose: „Schwere Hysterie 
mit Zwangshaltung” 75 v. H. Rente bezog. Er hatte nicht nur in 
fünf verschiedenen Krankenhäusern sämtliche Ärzte vollkommen 
getäuscht, sondern sich mit dem vorgetäuschten Leiden erneut 
in Behandlung gegeben. Hirschfeld ist der Ansicht, daß 
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bewußte. Simulation sehr viel häufiger vorkommt, als sich im 
allgemeinen nachweisen läßt. Zwei der von ihm Entlarvten 
„produzierten auf Wunsch nach ihrer Ent- 
larvung das Krankheitsbild vor Zuschauern": 

His sagt in seinem Bericht über Medizinisches aus der 
Türkei: Das Heer von Neurosen mit Zittern und nervösen Herz- 
und Magenkranken gibt es in der Türkei nicht, weil es dort 
keine Versorgungsansprüche gibt. 

Wie Reichsgerichtsrat Dr. Ebermayer in Leipzig in 
„Rechtsfragen aus der ärztlichen Praxis” (Deutsch. med. Wochen- 
schrift 1917 S. 1300) mitteilt, hat ein Amtsgericht einem Arzt, 
der einen Unfallverletzten als Simulanten be- 
zeichnet hatte, den Schutz des $ 193 StGB. zugebilligt. „So- 
wohl im Interesse des Kranken selbst als in demjenigen der Ver- 
sicherung handelt der Arzt, indem er, seiner Überzeugung von 
der Richtigkeit der von ihm behaupteten Tatsache folgend, dem 
Kranken Simulation vorwarf. . Wenn jemand auch nicht ohne 
weiteres zur Wahrnehmung fremder berechtigter Interessen be- 
fugt ist, so war doch hier das Verhältnis des Arztes zur Versiche- 
rung ein solches, daß deren Interessen als den Arzt nahe an- 
gehend erachtet werden konnten. Da sich auch aus Form und 
Umständen das Vorhandensein einer Beleidigung 
nicht ergab, blieb der Arzt mit Recht straflos." 

Fr. Schuitze, Bonn (Neurol. Zentralbl. 1916 Nr. 15), der 
schon vor fast 30 Jahren, als die Lehre von der traumatischen 
Neurose durch Oppenheim geschaffen wurde, Möglichkeit 
und Häufigkeit der Simulation betonte gegenüber überfeinerter 
Symptomenfindung, verweist jetzt wieder auf die praktische 
Psychologie des gewöhnlichen Lebens, die über der theoreti- 
schen psychologischen Untersuchung über die Hysterie nicht 
ganz vergessen werden dürfe nicht nur bei leichten Unfällen, 
sondern auch bei manchen anscheinend schweren. „Diese prak- 
tische Psychologie lehrt doch wahrlich besonders auch in diesem 
Kriege, wie traurig verbreitet auch im deutschen Volke die- 
jenigen „Begehrungsvorstellungen” sind, die wir gemeinhin als 
Habsucht und Wuchergeist bezeichnea. Und solche Menschen 
sollten nicht, wenn ihnen eine Rente oder ein Kapital winkt, im- 
stande sein, z. B. die bekannten Zwillingssymptome Kopfweh und 
Schwindel anzugeben, wenn sie einmal einen mäßigen oder leich- 
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ten Stoß gegen den Kopf bekommen haben? Sie sollten nicht, 


wenn sie einmal etwas Rückenweh oder auch stärkere trauma- 
tische Ischias gehabt haben, diese Klagen auch beibehalten kön- 
nen, wenn die Schmerzen längst geschwunden sind? Da soll 
stets eine Hysterie im Spiele sein, die bis vor wenigen Dezennien 
noch kaum von den erfahrensten Ärzten bei deutschen Männern 
gefunden wurde?” Die Bezeichnung Hysterie wurde allmählich 
über. alle Maßen beliebt. „Sie wird bei manchen Autoren fast 
identisch mit der gewöhnlichen nervösen Überempfindlichkeit, 
mit der Nervosität. Wenn ein gewaltiger Kraftmensch bei ganz 
gewaltigen Gemütserregungen einmal einen Weinkrampf be- 
kommt, so ist das hysterisch, obwohl man es kaum überhaupt 
als pathologisch bezeichnen kann. Denn es kann sehr wohl als 
eine vollkommen adäquate Reaktion auf die gewaltige Erregung 
angesehen werden. Eines Riesen riesiger Zorn schlägt anders 
um sich als eines Schwächlings kraftloses Fäustchen, und eine 
gewaltige Gemütsbewegung tobt sich bei ihm auch einmal im 
Weinen stärker aus als gewöhnlich. — Besonders üblich ist es 
auch geworden, von Rentenhysterie zu sprechen, wo oft genug 
Rechthaberei, Querulantentum oder durch Gemütsbewegungen 
erzeugte einfache Nervosität oder Neurasthenie eine Rolle 
spielen.” 


Die Schädlichkeit der Prozeßverschlep- 
pung beleuchtet Rumpf (Hysterie und Unfall; Deutsche 
Zeitschr. f. Nervenheilkunde 1916 Bd. 55) an drastischen Fällen. 
In dem einen dauerte der Prozeß zehn Jahre, in zwei anderen 
sieben und acht Jahre! Nicht nur wird durch die ProzeßBauf- 
regungen die Heilung verzögert, sondern sogar das Leiden ver- 
schlimmert. In den mitgeteilten 14 Fällen ließen sich bei sieben 
deutliche Erscheinungen von Simulation nachweisen, bei zwei 
Übertreibung. Dabei war zu beobachten, daß bei der ersten 
Untersuchung Simulation häufig vermißt oder nur in geringerem 
Grad gefunden wird, während sie bei den späteren, nachdem 
Besserung eingetreten, aber der Kampf um Entschädigung fort- 
geführt wird, sicher betrieben wurde. Selbst Patienten mit 
schweren Unfallfolgen simulieren gelegentlich hochgradig, so in 
einem Fall von doppelseitiger Sehnervenentzündung nach Schä- 
delgrundbruch. Rumpf betont die Wichtigkeit, daß alle Ärzte, 
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welche vor dem Unfall den Betroffenen behandelt haben, ver- 


nommen werden. 


Wenn die Schwierigkeiten bei der Uiteilgsschknsurse zu- 
gegeben sind, so gilt dies natürlich auch in der Richtung, daß sie 
irrtümlich von Sachverständigen angenommen wird, wo mehr 
weniger ernstes Hirn- oder Nervenleiden vorliegt. 

Ich möchte hier beiläufig auf einen noch immer nicht 
genug beachteten Punkt aufmerksam machen. In Veröffent- 
lichungen von ärztlichen Gutachten findet man häufig an den 
Schluß die Bemerkung gesetzt: Das Gericht trat dem Gutachten 
bei —, oder so ähnlich. Dadurch wird der Eindruck erweckt, 
als glaubt der veröffentlichende Sachverständige die Richtigkeit 
seines Gutachtens durch dessen Annahme seitens des Gerichts 
in den Augen der ärztlichen Fachleute zu stützen, ganz beson- 
ders dann, wenn in dem Gutachten gegen frühere Sachverstän- 
dige Stellung genommen wird. Es muß aber grundsätzlich daran 
festgehalten werden: Für die wissenschaftliche Richtigkeit eines 
Gutachtens kann es niemals ausschlaggebend oder beweisend 
sein, ob sich Richter und Gerichtshof davon überzeugt fühlen 
oder nicht. Die Sache beruht selbstverständlich auf Gegenseitig- 
keit, wenn ich so sagen darf; denn der wissenschaftlich denkende 
Nichtmediziner, in diesem Falle der Jurist, kennt die Schwächen 
der selbst exakten Wissenschaft, wieviel mehr derjenigen Wis- 
senschaft, die so oft mit Wahrscheinlichkeiten und Möglichkeiten 
arbeiten muß wie die Medizin. 


Gänzlichen Mangel an Kritik freilich und an Erfahrung und 
Wissenschaftlichkeit — oder Renommiersucht — oder beides 
zugleich verrät es selbst dem Laienauge, wenn jemand auf einem 
noch umstrittenen und schwierigen Gebiet im Handumdrehen 
Dutzende von Fällen bereit haben will, mit denen er die gegneri- 
sche Ansicht widerlegen könne, wo es doch bei Publikationen 
darauf ankäme, daß sich auch der Gegner zu jedem einzelnen 
Fall äußert. 

In der Literatur sind nun auch Fehldiagnosen in obiger Rich- 
tung mitgeteilt; es ist verständlich, daß im allgemeinen zu Mit- 
teilung solcher Fehler keine große Neigung bestehen wird, auch 
nicht der von anderen begangenen. 


Zangger (Zur Frage der traumatischen Neurose, Zentral- 


blatt f£. Gewerbehygiene 1916, Jan. u. Febr.) berichtet über vier 
solcher Fälle. Einer sei hier wiedergegeben: 


Fall eines Kopftraumas, welches Krankheitszustände zur Folge 
hatte, die als traumatische Neurose betrachtet und nicht entschädigt 
wurden, welche jedoch, wie die Sektion zeigte, an Hirn und Hirn- 
häuten in Form von organischen Veränderungen in ausgedehnter Weise 
bestanden und mit größter Wahrscheinlichkeit einen psychischen Zu- 
stand und Defekte schufen, welche dann in kompliziertem, aber direk- 
tem Kausalzusammenhang 11 Monate nach dem Trauma den Tod des 
Verunglückten zur Folge hatten. Eine Entschädigungspflicht dieser 
traumatischen, als „traumatische Neurose” diagnostizierten Erkran- 
kung wurde von der Versicherung unmittelbar nach dem Erscheinen 
der Nägelischen Statistik abgewiesen. Die Versicherungspolice 
wurde gekündigt und der Betreffende wurde, ebenfalls auf Grund die- 
ser neueren Erfahrungen über traumatische Neurose, von einer zwei- 
ten Unfallversicherung, trotzdem alle Angaben richtig gemacht wur- 
den, aufgenommen. 

B., 35 Jahre alt, sehr kräftig, gesund, vier gesunde Kinder, 
stürzte Februar 1911 zirka 3 m hoch auf den Kopf; Quetschung in 
der linken Scheitelbeingegend, längere Bewußtlosigkeit. Nach zirka 
sechs Wochen begann er wieder, sich in seinem Geschäft zu betätigen, . 
fühlte sich aber krank, müde, klagte über Kopfschmerzen und konnte 
keinen Hut ertragen, schlief schlecht, war im Gegensatz zu früher sehr 
labiler Stimmung; so war ihm alles Grund zu Sorgen. Die rohe Kör- 
perkraft war rechts etwas reduziert, aber nicht wesentlich. Er ver- 
trat sein Geschäft (Bauspenglerei) nach außen, ging auch etwa den 
Bauten selbst nach, vermied aber Gerüste, machte zu Hause allge- 
meine Angaben und traf Anordnungen (hatte gute Mitarbeiter). 

Der (erste Unfall) Sturz erfolgte beim Umbauen seines Hauses 
und der Werkstatt. Er baute nun nach eigenen und ganz selbstän- 
digen Angaben eine Zentralheizung in dieses Haus ein. Diese Zentral- 
heizung hatte Fehler; er prüfte sie selbst nicht und unterließ auch die 
Anmeldung bzw. die Einholung einer Erlaubnis, die Zentralheizung 
in Betrieb zu setzen. In den ersten Tagen nach Inbetriebsetzung 
dieser Zentralheizung erkrankte B. schwer unter den Zeichen einer 
rechtsseitigen Lähmung, die sich bei der Sektion und der Analyse der 
Umstände als eine Kohlenoxydvergiftung durch die von ihm erstellte, 
von ihm nicht angemeldete Heizung erwies. (Es waren auch eine 
Reihe von weitern Erkrankungen im Haus vorgekommen.) 

Ein Kausalzusammenhang des ersten Unfalles mit dem Todes- 
eintritt war zweifellos gegeben nach folgenden Überlegungen: 

1. Die Sektion zeigte eine organische Läsion am Schädel, Ver- 
wachsungen der Hirnhäute mit dem Gehirn und dem Schädeldach usw., 
hauptsächlich in der linken Scheitelgegend und der linken Rolandi- 
schen Furche. Diese vom Sturz herrührende Läsion war entschieden, 
wie sich aus der kolossalen Hyperämie gerade in dieser Gegend bei 
der Sektion ergab, der Hauptgrund des hervorstechendsten Symptoms, 
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sie war damit Ursache für die falsche Diagnose [Spätblutung). die 
ihrerseits Grund war, daß die richtige Diagnose nicht gestellt wurde. 
Auf Grund dieser falschen Diagnose wurde der Betreffende ruhig in 
dem Zimmer behalten, in welches zeitweise das Kohlenoxyd der Zen- 
tralheizung eintrat, bis zu seinem Tod (an Kohlenoxyd). 


2. Andererseits waren die Nachlässigkeiten in der Erstellung, 
der Mangel der Anmeldung mit größter Wahrscheinlichkeit eine Folge 
der psychischen Veränderung durch den Fall: allgemeine Müdigkeit, 
Mangel an Initiative (Gedächtnisstörung bzw. Mangel an Konse- 
quenz?). ` 


Für die Beurteilung von Erschütterungen des Zentral- 
nervensystems scheint recht bedeutungsvoll, was der Chirurg 
Schlößmann (Der Nervenschußschmerz, Zeitschr. f. d. ges. 
Neurol, u. Psych. 1917 Bd. 35 H. 5) von der Erschütterung der 
peripheren Nerven durch Fernwirkung mitteilt, 
die sich im Nerv unter geeigneten Umständen ganz außerordent- 
lich weit auf- und abwärts fortpflanzen und ihn für kürzere 
oder längere Zeit in ganzer Länge leitunfähig machen kann, und 
von dem schmerzfreien Zwischenstadium zwischen Verletzung 
und Auftreten des Schmerzes. Der erschütterte periphere Nerv 
braucht zu seiner Erholung bis 48 Stunden, ähnlich wie das 
Gehirn nach Erschütterung. Dann erst tritt manchmal der Ner- 
venschußschmerz auf. Man hat diesen Zustand des schmerz- 
freien Zwischenstadiums latenten Nervenchok genannt 
Diese Nervenschußschmerzen sind manchmal so heftig, daß sie 
den Kranken zwingen, jede Bewegung zu vermeiden, und ihn bei 
längerer Dauer unausbleiblich seelisch zermürben, einsilbig, 
. weinerlich und teilnahmslos oder reizbar, mißtrauisch und nervös 
machen, so daß der Nervenarzt in die Versuchung kommt, von 
Hysterie zu sprechen, — „eine Diagnose, die an dem unglück- 
lichen Kranken dann für Monate hängen bleiben und jede ratio- 
nelle Lokalbehandlung, die hier vielleicht einzig noch helfen 
könnte, ein für allemal ausschalten kann.” Und dabei handelte 
es sich in der Mehrzahl von Schlößmanns Fällen nicht um 
von Haus aus hysterisch veranlagte Personen, sondern umge- 
kehrt die Dauerwirkung der Schmerzen auf das Nervensystem 
erzeugte jenen Seelenzustand, der sich nach Beseitigung der 
Schmerzen wieder verliert. Zwei solche Fälle werden von 
Schlößmann eingehend geschildert; Leute, die über andert- 
halb. Jahre als einfache Hysteriker von Lazarett zu Lazarett 


wanderten bzw. auf dem Wege dazu waren, wurden durch die 
Operation mit einem Schlage von heute auf morgen von den 
Schmerzen geheilt und zu völlig normalen, nervengesunden Men- 
schen. Berücksichtigt man nach die Feststellung Schlöß- 
manns, daß die durch Fernwirkung entstandenen Nerven- 
schädigungen besonders stark zu Reiz- und Schmerzbildung dis- 
poniert sind, die den Nerv vollkommen durchtrennenden dagegen 
sehr wenig, so tritt die Parallele zu den Erschütterungen des 
Zentralnervensystems noch deutlicher hervor, und 
es ergibt sich Mahnung zu Vorsicht in Beurteilung der Folge- 
zustände bei letzteren. 


Man müßte Bände schreiben, wollte man zusammentragen, 
was über Hysterie, Theorie und Beobachtung, veröffentlicht 
worden ist. Über die in mannigfachsten Abarten wiederkehrende 
Formel — regelwidrigen — Einflusses von Seelischem auf Kör- 
perliches ist man nicht hinausgekommen. Ich greife heraus: 
Strümpell, Über Wesen und Entstehung der hysterischen 
Krankheitserscheinungen (Deutsche Zeitschr. f£. Nervenheilkunde 
1916 Bd. 55). Hoffnungslos wird man gestimmt, wenn ein Ge- 
lehrter wie Strümpell, der sich mit Hysterie und besonders 
mit Hysterie und Nervenkrankheiten im Verhältnis zu Unfall 


wohl am eingehendsten beschäftigt hat, gleich am Anfang sagt, . 


daß „es sich hier vielfach um Fragen handelt, deren vollständige 
Beantwortung bei dem jetzigen Stande unserer allgemeinen phy- 
siologischen ` und pathologischen Kenntnisse überhaupt. nicht 
möglich ist”. Aber man darf es gegenüber den vielen überge- 
lehrten Erörterungen des Hysterieproblems als Trost empfinden, 
wenn er hinzusetzt: „Je weniger Sicheres man aber 
über eine Sache weiß, um so mehr und leich- 
ter läßt sich darüber streit en.” Wenn mir etwas 
Vertrauen zu einem Fachkollegen eingeflößt hat, so ist es. diese 
Erkenntnis, und darin hat er meiner Meinung nach den 
Nagel auf den Kopf getroffen, wenn er gegenüber den Dutzenden 
von unbewiesenen psychologischen Theorien über Hysterie sagt: 
„Durch eine solche Scheinwissenschaftlich- 
keit wird oft auch dasEinfache nur unklarer 
und verworrener... . Zurzeit kann überhaupt niemand 
über alle einschlägigen Fragen aus dem Gebiet der Hysterie und 


der verwandten Neurosen eine völlig feste, allseitig abgeschlos- 
sene Meinung haben.” 

Nun aber die Fassung, welche, als am meisten den tatsäch- 
lichen Verhältnissen entsprechend, Strümpell selbst gibt: 
„Als ‚hysterisch’ sind diejenigen klinischen Erscheinungen einer 
abnorm gesteigerten oder abnorm veränderten Nervenfunktion 
zu bezeichnen, bei denen diese Erscheinungen auf einer Störung 
der normal geregelten Beziehungen zwischen den Vorgängen des 
Bewußtseins und den organischen Funktionen beruhen.” 

Dieser Begriff ist wohl zu umfassend und allgemein ge- 
halten. Er bringt kaum weiter als die Definition von 
Möbius, daß hysterisch alle diejenigen krankhaften Ver- 
änderungen des Körpers sind, die durch Vorstellungen 
verursacht sind. Der Kreis der vom Willen abhängigen 
körperlichen Zustände kann sich — ob nur bei besonderer 
Veranlagung? — so erweitern, daß Hysterische „lernen, 
willkürlich zu erbrechen, oder durch Luftschlucken u. dgl. 
die Därme aufzutreiben, Muskelfasern, die durch anatomischen 
Bau sich schon.von den willkürlich beweglichen unterscheiden, 
zur Tätigkeit zu bringen. Anderes wieder hat sich als plumper 
Schwindel herausgestellt, wie hysterisches Fieber, hysterische 
Anschwellungen usw. Danach ist also Verdacht auf Simulation 
immer bei Hysterischen angebracht. 

In der Ärztlichen Gesellschaft für Sexualwissenschaft und 
Eugenik in Berlin wurde am 15. Juni 1917 ein Muskelkünstler 
vorgestellt, der nicht nur virtuose Beherrschung willkürlicher 
Muskeln, auch in isolierter Form zeigte, sondern auch imstande 
ist, an einzelnen unwillkürlichen Muskeln durch psychische Be- 
'einflussung interessante Abweichungen zu erzielen, z. B. iso- 
lierte Pupillenbewegung, Erweiterung der Pupille trotz starker 
Belichtung, Verlagerung des Herzens und Verlangsamung des 
Herzschlags bis zur Pulslosigkeit.*) 

1) Eine meisterhafte und durchaus überzeugende Art der Ab- 
leitung der. Hysterie aus normalem seelischem Geschehen findet sich 
in E. Stranskys eben erschienenem Aufsatz: Hysterie und 
Hysteriefähigkeitin der Festschrift zu Geh. Rat 
G. Antons 60, Geburtstag (Halle 1918, Carl Marhold Verlags- 


buchhandlung. Stranskys Arbeit halte ich für das beste, was 
hierüber in den letzten Jahren geschrieben wurde. 
e & 
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A. Ho ch e (Notwendige Reformen der Unfallversicherungs- 
gesetze, Halle 1907, Carl Marhold Verlagsbuchhandlung) hat 
schon Bedenken geäußert gegenüber der Auffassung in Entschei- 
dungen des RVA. 1903 S. 70: „Zu einem Kampf um die Rente 
war der Kläger also keineswegs gezwungen; dieser Kampf war, 
wenn der Kläger ihn trotzdem aufnahm, ein ganz unberechtigter. 
Die damit verknüpften Aufregungen, welche schließlich zur 
geistigen Erkrankung des Klägers führten, waren deshalb nicht 
eine Folge des Unfalls, sondern sie waren lediglich durch die 
unbegründeten und übermäßigen Begehrungsvorstellungen des 
Klägers in bezug auf die zu erlangende Rente verursacht. Für 
solche, mit dem Unfall nicht zusammenhängende Verschlimme- 
rungen des Zustands des Verletzten hat die Beklagte nicht ein- 
zustehen.” Denn, wie er ausführt, das „Kämpfen” um die Rente 
kann schon Symptom sein, und niemand ist imstande zu ent- 
scheiden, wo beim Nachdenken über einen Unfall das Ver- 
schulden beginnt. Es kann kaum je bewiesen werden, daß 
der Kläger in der Lage sein mußte, die subjektive Nichtberechti- 
gung der Ansprüche zu erkennen und von vornherein dadurch 
zum Verzicht auf alle Bemühungen um Rente geführt werden 
mußte. Es ist unerlaubt, in den psychologischen Zusammenhän- 
gen eine Scheidung in schuldhafte und erlaubte Gedankengänge 
vorzunehmen; man gelangt dann dazu, im Zweifelfall das Urteil 
zuungunsten des Verletzten zu fällen, was nicht im Sinne des 
Gesetzes liegt. 

Hoche hat schon damals einige Reformvorschläge ge- 
macht: Abkürzung des gesamten Verfahrens, Reduktion der Zahl 
der Untersuchungen, möglichst frühe Übernahme der Behandlung 
Unfallverletzter durch besonders geschulte Ärzte, Vermeiden 
schikanöser und verletzender Kontrolle, Vermeiden schlechter 
Behandlung durch subalterne Personen bei den Berufsgenossen- 
schaften, Verlängerung der Fristen, binnen deren Anfechtung der 
Rente nicht möglich ist, Einführung eines Pauschquantums für 
Arzt und Apotheke, Abschaffung der Kostenlosigkeit der Be- 
rufungen, und zwar sollen sie dann, wenn sie zugunsten des 
Klägers erledigt werden, kostenlos sein, bei Ablehnung der Be- 
rufung soll der Kläger wenigstens zu einem Teil der Kosten 
herangezogen werden. 

Ferner Regelung der Erziehung Unfaliverletzter zur Arbeit. 
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Bei gutem Willen oder bei Ausübung eines Druckes auf die 
Arbeitgeber könnte in der Einstellung von Teilinvaliden sehr viel 
mehr geschehen; nur in vereinzelten Betrieben geschieht es, und 
mit gutem Erfolg. Einrichtung von Arbeitsnachweisen; Ausdeh- 
nung der einmaligen Kapitalabfindung, die bisher nur in ver- 
schwindendem Umfange angewendet wird. Übrigens bemerkt 
Hoche: „Daß es nicht das Kapital an sich ist, 
welches die Leute gesund macht, sondern die definitive 
Erledigung der schwebenden Sache mit den psycholo- 
gischen Folgen, zeigt der günstige Verlauf einzelner mit ge- 
richtlicher Abiweisung-der Klage. erledigter Fälle. Es kommen 
natürlich auch Fälle mit verdächtig rascher Heilung nach Kapi- 
talabfindung vor; aber trotzdem wird sie von den Privatversiche- 
rungsgesellschaften bevorzugt, offenbar weil sie dabei immer 
noch gut fahren. Die staatliche Versicherung brauchte sich nicht 


zu scheuen, einen solchen finanziellen Vorteil ebenfalls zu er- 


streben. Der Möglichkeit der unzweckmäßigen Verwendung der 
Abfindungssumme könnte man durch Festlegung des Kapitals 
begegnen.” 

Auch Hoche ist der Ansicht, daß ein großer Teil der 
Fälle von traumatischer Neurose durch die Unfallversicherungs- 
gesetze erzeugt wird und daß diese Fälle unter deren Bestim- 
mungen größtenteils nicht heilen, aber grundsätzlich heilbar sind. 

Zu dem vom Reichstag angenommenen Kapitalabfindungs- 
gesetz bemerkt neuerdings H o c he (Arch. f. Psych. Bd. 57 H.1, 
41. Wanderversamml. d. Südwestdeutsch. Nervenärzte am 3. Juni 
1916), daß es nach allen Richtungen für das von den Nerven- 
ärzten zu erstrebende Ziel unwirksam ist; es bezieht sich aur 
auf Fälle mit stabilem Befund und kapitalisiert in schematischer 
Weise nur einen Teil der Bezüge. 

L. Laquer (Die Heilbarkeit nervöser Unfallfolgen. Dau- 
ernde Rente oder einmalige Kapitalabfindung? Klinische und 
sozialhygienische Studien. Halle a. S. 1912, Carl Marhold Ver- 
lagsbuchhandlung) tritt Egger darin bei, daß viele Menschen 
mit den gleichen neurasthenischen Erscheinungen, wie sie nach 
Unfällen auftreten, jahrelang ihren Beruf ohne Unterbrechung, 
ohne daß sie sich eine größere Ausspannung gönnen, fortsetzen, 
und Laquer selbst erklärt eine ganze Reihe von nervösen 
Unfallfolgen für nichts anderes als jene Nervosität, welche die 
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Alltagsneuros:e ausmacht, wo von den Verstimmungen 
des gewöhnlichen Lebens, der gelegentlichen Schlaflosigkeit, 
Ermüdung, Verbitterung, bis zur Nervosität als krankhaftem Zu- 
stand der Übergang fließend ist. Erfährt jemand einen Unfall, 
so braucht er sich nur jener Alltagsbeschwerden zu erinnern, 
um den Weg in die Unfallneurose zu finden. Die Folgen früheren 
Alkohol- und Tabakmißbrauchs, frühe Aderverhärtung, Fett- 
sucht usw. erleichtern dies. In seiner 27 Fälle umfassenden 
Kasuistik teilt Laquer typische solche Fälle mit. Manche 
Leute, die viel unterwegs sein müssen und die Eisenbahn be- 
nutzen, leben vielfach in dem Sinne, daß sie auf dem Wege der 
Übertreibung der Beschwerden ihre Geschäftsunkosten durch 
eine einträgliche Unfallneurose wieder herausbekommen könn- . 
ten und dürften. Ein mit 15000 Mark Rente abgefun- 
dener Reisender, bei dem die Herzneurose zur Rentenquelle 
wurde, erwiderte auf den Vorschlag Laquers, er solle doch 
zu reisen versuchen, allen Ernstes: Er möchte gern wieder zu 
reisen versuchen, „aber die Eisenbahn erlaube es ihm nicht”! 
Bekannt ist der Fall Hartmanns (bei Laquer, S. 98): Ein 
Herr, dem eine Eisenplatte auf den Kopf gefallen war, hatte 
seitdem fast unerträgliche Kopfschmerzen. Sie hielten solange 
an und machten ihn arbeitsunfähig, bis er sich mit seiner Unfall- 
versicherung auf eine Abfindung von 100000 Mark geeinigt 
hatte. Von dem Augenblick an war er wieder erwerbsfähig, 
spielte eine große Rolle im öffentlichen Leben, ganz speziell im 
— Versicherungswesen! 


Sehr bemerkenswert ist auch, was Prof. Quensel, Chef- 
arzt der Unfall-Nervenheilanstalt „Bergmannswohl” der Knapp- 
schafts-Berufsgenossenschaft in Schkeuditz (Bezirk Halle a. S.) 
im Jahresbericht 1916 S. 8 mitteilt: 


„Bei dem Bedarf an Arbeitskräften in der Industrie und den 
hohen Löhnen, die verdient werden, drängen die Leute und ihre 
Arbeitgeber meist auf möglichst schnelle Entlassung, ein Wunsch, 
dem natürlich nach Kräften nachgegeben wird. Es ist kein Zweifel, 
daß auch die Arbeitsfreudigkeit durch diese wirtschaftlichen Aus- 
sichten einerseits, durch den Zwang, Subsistenzmittel zu schaffen, 
andererseits mächtig gefördert wird. Wir sehen ganz unerwartete 
Leistungen und Verdienste selbst bei Verletzten, die lange Zeit nichts, 
oder nur wenig gearbeitet und verdient haben. Es bietet sich jetzt 
auch minderen Kräften mehr und bessere Arbeitsgelegenheit und 
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höherer Lohn, es zeigt sich aber dabei sicherlich auch ihre Leistungs- 
fähigkeit in einem oft unerwartet günstigen Lichte. Für die Beurtei- 
lung ist das bei aller notwendigen Vorsicht von hohem Werte.” 

Über das Verhältnis von Begehrvorstellun- 
gen zu den Unfallneurosen haben Festsetzungen in 
Entscheidungen der obersten Gerichtshöfe 
wiederholt stattgefunden. So im Urteil des Reichsgerichtes vom 
4. Dezember 1913 (VI. 370. 1913): Der Unfall hatte bei E. R. 
nur leichte vorübergehende Störungen, keine dauernde Gesund- 
heitsbeschädigung bewirkt, dagegen Rentenbegehrvorstellungen 
hervorgerufen, aus denen sich auf dem Grund nervöser Veran- 
lagung die überwertige Idee entwickelte, eine schwere Gesund- 
heitsschädigung erlitten zu haben, und aus dem Überwertigwer- 
den dieser Idee die vorliegende Krankheit und schließlich Dienst- 
unfähigkeit. Der Zusammenhang zwischen dem Unfall und der 
nachfolgenden Erkrankung und Pensionierung wurde daher ver- 
neint. Schon in dem Urteil RG. 75, 19 hat der erkennende 
Senat ‚ausgeführt, daß die nervösen Krankheitserscheinungen, 
die unmittelbar in den Aufregungen des Prozesses zur Erkämp- 
fung des Schadensersatzes ihre Ursache haben, als Wirkung der 
Körperverletzung nur dann angesehen werden können, wenn die 
letztere gerade eine nervöse Erkrankung, wenn auch nur im 
Keime, hervorgerufen oder eine vorhandene nervöse Reizung 
verschlimmert hat. Der Mangel an Widerstandskraft bei der 
Person des E. R. gegenüber jenen Begehrvorstellungen stand in 
keinem ursächlichen Zusammenhang mit dem Unfall; letzterer 
müßte, um als ursächlich angesehen werden zu können, wenig- 
stens mitverantwortlich gemacht werden können dafür, daß 
E. R. gegenüber ihrem Begehren keine Selbstbeherrschung hatte. 

Ferner Reichsgericht vom 5. Februar 1914 (VI. 549. 1913): 
Es bestand bei Kläger H. schon vor der Mißhandlung nervöse 
Krankheitsanlage. Die Folgen der Mißhandlung wurden voll- 
' ständig behoben (Augenentzündung und nervöse Sehstörungen). 
Aus einer neuen, mit der Mißhandlung gar nicht sich berührenden 
Ursache entwickelte sich die zweite Augenentzündung und mit 
ihr auf der Grundlage der schon vor der Mißhandlung vorhan- 
den gewesenen nervösen Anlage die nervöse Erkrankung; die 
Mißhandlung spielt hier nur dadurch in die neue Krankheitsge- 
schichte hinein, daß der Kläger in seinem krankhaften nervösen 
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Zustand den ursächlichen Zusammenhang der Mißhandlung zu 
der zweiten Erkrankung sich fälschlich einbildete und 
daß diese Einbildung nicht möglich gewesen wäre, wenn sich nicht 
vorher die Mißhandlung ereignet hätte. Diese Beziehung ist 
aber im Rechtssinn kein ursächlicher Zusammenhang; denn die- 
ser fordert eine tatsächliche Folge. | 

In gleichem Sinne lautet die Entscheidung des Reichsver- 
sicherungsamtes vom 17. Juni 1902, 20. Oktober 1902 und 23. 
März 1903. Wenn der Kläger unberechtigt einen Kampf auf- 
nimmt, so ist er für die damit verknüpften Aufregungen und 
deren Folgen selbst verantwortlich. Jedoch darf nach der Ent- 
scheidung des Reichsversicherungsamtes vom 27. Februar 1905 
die Tatsache, daß die Unfallfolgen durch den Kampf um die 
Rente verschlimmert worden sind, in den Fällen nicht zu einer 
für den Verletzten ungünstigen Entscheidung führen, in denen 
die Erwerbsunfähigkeit in erheblichem Grade auch durch 
die unmittelbaren Unfallfolgen selbst verursacht ist. 

Noch einmal ist der Grundsatz des Reichsversicherungsamts 
ausgesprochen in der Entscheidung vom 20. Januar 1909. 


„Wenn der Gutachter anscheinend davon ausgeht, daß eine Neu- 
rose nur dann als entschädigungspflichtige Folge des Betriebsunfalles 
anerkannt werden könne, wenn der Unfall selbst mit einer erheblichen 
psychischen Chokwirkung verbunden war, so faßt er den Begriff der 
Unfallneurose offenbar zu eng auf. Als mittelbare Unfallfolgen müssen 
nervöse Störungen vielmehr auch dann entschädigt werden, wenn fest- 
steht, daß die unmittelbaren Folgen des Unfalls schädigend auf das Ner- 
vensystem eingewirkt haben, wie dies beispielsweise infolge lang andau- 
ernder, von den äußeren Verletzungsfolgen ausgehenden Schmerzen, 
Eiterungen usw. der Fall zu sein scheint. Selbst dann wird unter Um- 
ständen ein zur Entschädigung verpflichtender ursächlicher Zusam- 
menhang zwischen Unfall und Nervenleiden nicht geleugnet werden 
können, wenn dies sich auf Grund der psychischen Erregungen ent- 
wickelt hat, wie sie mit der Geltendmachung und der Verfolgung des 
Entschädigungsanspruches, beispielsweise infolge langer Verzögerung 
der Entscheidung über die zu gewährende Entschädigung bei gleich- 
zeitig bestehender wirtschaftlicher Notlage des Verletzten verbunden 
gewesen sind, vorausgesetzt immer, daß für die Annahme eines solchen 
Zusammenhanges ein genügender tatsächlicher Anhalt vorliegt, und 
ferner, daß der Einfluß des Unfalles auf das Nervensystem für die 
Entstehung oder Verschlimmerung des Nervenleidens von wesentlicher 
Bedeutung gewesen ist. Rechtlich verschieden sind hiervon die 
Fälle zu beurteilen, in denen die Geltendmachung der Entschädigungs- 
ansprüche nur deshalb auf den Seelen- und Geisteszustand des Ver- 
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letzten einen nachteiligen Einfluß ausübt, weil der Rentenbewerber 
unter dem Eindruck von unberechtigten Begehrungsvorstellungen von 
der irrigen Ansicht ausgeht, er müsse ohne Rücksicht auf das Vor- 
handensein oder den Grad einer durch den Unfall verursachten Be- 
einträchtigung der Erwerbsfähigkeit eine ihm nicht oder nicht mehr 
gebührende Entschädigung erhalten oder behalten. Hier kann für 
das Nervenleiden der Unfall auch nicht mittelbar verantwortlich ge- 
macht, sondern allein die Verkehrtheit der subjektiven Auffassung 
des Verletzten als Ursache der Schädigung des Nervensystems an- 
erkannt werden.” 


Daß Rentner mit teilweiser Erwerbsfähigkeit verpflichtet 
sind, dieselben auszunutzen, ist durch wiederholte Rechtssprüche 
ausgedrückt worden, ganz im Sinne einstimmiger ärztlicher Er- 
fahrung. So Oberlandesgericht Düsseldorf im Urteil vom 18. De- 
zember 1914 (8 U 343/13): 


„Wenn aber seine geschäftlichen Bela zu den Lieferan- 
ten wie zur Kundschaft vollständig verloren gegangen sein sollten und 
eine Wiederaufnahme und Fortführung seines Geschäftes überhaupt 
nicht stattfand, dann ist das nur damit zu erklären, daß der Kläger 
seiner Wehleidigkeit und Energielosigkeit, von der die ärztlichen Gut- 
achten sprechen, widerstandslos nachgab und vielleicht auch in der 
. Erwartung der vom Beklagten zu leistenden Entschädigung die Hände 
in den Schoß legte. Er war aber verpflichtet, alles, was in seinen 
Kräften stand, zu tun, um den Schaden zu mindern und namentlich 
vom 1. Oktober 1911 ab, als er wieder eine Arbeitsfähigkeit von 
60 v. H. gewann, diese voll und ganz auszunutzen. Hätte er das ge- 
tan, dann wäre seine Existenz unmöglich vollständig zugrunde ge- 
gangen, wie er behauptet. Wenn auch die Zeugen die in ihr Wissen 
gestellten Tatsachen bekunden sollten, dann wäre damit nur be- 
wiesen, daß die Leistungsfähigkeit des Klägers heute noch versagt. 
Das mag richtig sein, ist dann aber nur eine Folge eigenen schuld- 
haften Verhaltens des Klägers und der Prozeßneurose, die hier, wie 
schon erwähnt, nicht auf Rechnung des Beklagten gesetzt werden 
darf.” Auch das oben erwähnte Urteil des Kgl. Oberlandesgerichts 
Düsseldorf vom 10. Dezember 1913 (8 U. 33/1350) sagt bezüglich der 
Mitwirkung des Patienten am Wiedereintritt der Erwerbsfähigkeit: 
„Dies wird allerdings nur dann eintreffen, wenn der Kläger, wozu er 
verpflichtet ist, seine Energie und den Drang nach eigener Tätigkeit 
aufrecht erhält.” 


So auch Oberlandesgerichtt Hamm vom 16. Januar 1912 
(8 U 358/11) und Oberlandesgericht Düsseldorf vom 10. Dezem- 
ber 1913 (8 U 33/1350). 

Auf die obige Reichsgerichtsentscheidung vom 5. Februar 
1914 (VI. 549. 1913) wird Bezug genommen in der Revision, die 


der Reichsgerichtsentscheidung in Sachen J. c. M. vom 27. Ok- 
tober 1914 (304/14) 5) zugrunde lag. In der der Klägerin ver- 
abreichten Eisportion haben sich, was das Gericht für erwiesen 
erachtete, Glassplitter befunden, es wurde nicht für erwiesen 
erachtet, daß sie solche verschluckt habe. Das Berufungsge- 
richt nahm einen ursächlichen Zusammenhang der Erkrankung 
der Klägerin — allgemeine Nervenschwäche mit nervösen Be- 
schwerden der Verdauungsorgane — an mit der Tatsache, daß 
die Klägerin Eis mit Glassplittern vorgesetzt erhalten hat. Ge- 
richtlich war erwiesen, daß sie nervös und hysterisch veranlagt 
ist. Das Gericht nahm an, daß sich auf Grund dieser Ver- 
anlagung bei ihr der Glaube festsetzte, sie habe Glas- 
splitter verschluckt und daß dieser Glaube das jetzige Leiden 
zum Teil mitverursacht habe; infolge dieses Glaubens habe sie 
einen Nervenchok erlitten; dieser habe die schon vorhandene 
Nervenschwäche gesteigert und damit wenigstens zum Teil das 
jetzige Krankheitsbild mit den nervösen Verdauungsbeschwerden 
geschaffen. Es wurde für festgestellt erachtet, daß die Klägerin 
einen Glassplitter im Munde gehabt, aber sofort herausgenom- 
men hat (aus dem in der Veröffentlichung zur Verfügung stehen- 
den Text der Entscheidung ist leider nicht ersichtlich, auf welche 
Weise die Splitter in das Eis kamen) und daß sie von Anfang an, 
wegen der Möglichkeit einen Glassplitter verschluckt zu haben, 
ängstlich und aufgeregt war. Da zugleich — in Wirklichkeit 
unabhängig von dem Vorfall — sich ein Magenleiden bei ihr ein- 
stellte, glaubte sie durch einen verschluckten Glassplitter magen- 
leidend geworden zu sein. Das Reichsgericht hält die Erkran- 
kung für eine adäquate Folge des Vorsetzens von glassplitter- 
haltigem Eis. Denn es lag eine wirkliche Gefahr vor. An der 
begründeten Vorstellung dieser Gefahr ist die Klägerin wirklich 
erkrankt. 


Bezüglich Zuerkennung einer zeitlich begrenzten fallenden 
Rente an Stelle von Dauerrente kann auf das Urteil des Reichs- 
gerichts vom 27. September 1909 (6. Zivilsenat, VI. 401/08) ver- 
wiesen werden, worin es als Irrtum erklärt wird, daß die Rente 








8) Siehe: Wichtige Entscheidungen aus dem Gebiet der gerichtl. 
Psychiatrie XIV. Folge. Zusammengestellt von J. Bresler. Halle, 
Carl Marhold Verlagsbuchhandlung. 
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auf Lebenszeit zugesprochen werden müsse, solange die Hei- 
lung nicht in sicherer Aussicht steht. „Der künftige Verlauf 
einer Krankheit läßt sich niemals mit völliger Sicherheit im 
voraus feststellen, wohl aber das, was nach der allgemeinen Er- 
fahrung einzutreten pflegt. Die daraus gewonnene Überzeugung, 
daß der Kläger nur einen zeitlich begrenzten Schaden erleidet, 
ist das Gericht nach $ 287 Zivilprozeßordnung zu berücksichtigen 
gehalten.” Ähnlich derselbe Zivilsenat im Urteil vom 27. No- 
vember 1911 (VI. 387/11) und vom 14. Dezember 1912 (VI. 
413/1912). Das Oberlandesgericht Düsseldorf (Urteil vom 10. De- 
zember 1913 (8 U 33/1350) hat sogar zum Ausdruck gebracht, 
daß in dem betreffenden Falle (Schreckneurose eines 33 Jahre 
alten, bis dahin gesunden, kräftigen Mannes) das nervöse Lei- 
den nach dem gewöhnlichen Verlauf der Dinge nach einiger Zeit 
zu schwinden pflegt, wenn der Kläger nicht durch fortdauernde 
Rente der Sorge um den Lebensunterhalt enthoben ist, sondern 
sich wieder der Arbeit zuwenden muß; die letztere sei nach 
Ansicht der Gutachter das beste Heilmittel gegen 
einnichtorganisches Nervenleiden, wieesdie 
Schreckneurose sei. 

Kapitalabfindung kann nach $ 843, 3 BGB. auch 
dann stattfinden, wenn das in diesem Paragraphen geforderte 
„Vorliegen eines wichtigen Grundes” in dem voraussichtlich gün- 
stigen Einfluß der Abfindung auf Heilung und Gesundheit ge- 
geben ist (Reichsgerichtsentscheidungen Bd. 73 S. 418). Doch 
kann die Abfindung nur auf Antrag des Klägers (nicht des Ge- 
richts und seitens des Haftpflichtigen nur durch Vergleich) ge- 
schehen. 

Wie aber auch bei der Begutachtung von nervösen Krank- 
heitszuständen für die Grundlage von Abfindung Gutachter in 
der Bewertung von Komplikationen mit organischen Leiden 
irren können, zeigt der von Horn (Über die neuere Rechtspre- 
chung bei Unfallneurosen usw., Ärztl. Sachverständigen-Zeitg. 
1915 Nr. 4 und 5) mitgeteilte Fall: Vor dem Eisenbahnunfall mit 
ausschließlicher Schreckwirkung bestand bereits Arterienverhär- 
tung bei voller Erwerbsfähigkeit. Später festgestellte „Herz- 
-vergrößerung und Aortenerweiterung” wurde als Verschlimme- 
rung der Arterienverhärtung durch den Unfall aufgefaßt, einer 
alten Syphilis keine wesentliche Bedeutung beigemessen, und 


der Patient von allen Gutachtern für dauernd vollkommen er- 
werbsunfähig erachtet und von zeitlich begrenzter Rente und 
Abfindung abgeraten. Auf Drängen des Patienten kam gleich- 
wohl eine Abfindung auf 120000 M zustande, ein Kapital, das 
Patient zur Gründung eines Geschäfts benutzte; er selbst wurde 
wieder voll arbeitsfähig! 

Beachtenswert ist folgende Bemerkung aus der Entschei- 
dung des Reichsgerichts vom 7. Oktober 1915 (176/15 VI). Für 
die Frage des ursächlichen Zusammenhangs ist zunächst ohne 
Bedeutung die weitere Frage, ob der Verletzte in die Zwangs- 
lage versetzt war, seinen Schadensersatzanspruch im Rechtsweg 
zu verfolgen, oder ob er selbst die Aufregungen des Prozesses 
schuldhaft durch Eigensinn oder durch Überspannung 'seiner 
Forderungen herbeigeführt hat. Erst wenn es tatsächlich fest- 
gestellt ist, daß der Unfall und die von ihm bewirkte Körperver- 
letzung auch nervöse Krankheitserscheinungen herbeigerufen 
hat, aus denen sich möglicherweise die „Prozeßneurose” ent- 
wickeln konnte, kommt als weiteres Mittelglied die Zwangs- 
lage der Rechtsverfolgung in Betracht, um tatsächlich den 
Zusammenhang herzustellen. Und dann erst ist auch für den 
Einwand des mitwirkenden eigenen Verschuldens des Verletzten 
nach $ 254 BGB. durch Erhebung übertriebener Ansprüche 
Raum (Reichsgerichtsentscheidungen 75, 23). Im gegebenen 
Falle ist jene Möglichkeit in tatsächlicher Würdigung verneint 
worden und die letztere stellte sich als unanfechtbar dar; mit- 
hin kam es auf Richtigkeit und prozeßgerechte oder -widrige 
Feststellung der Umstände nicht weiter an, ob Zwangslage für 
den Kläger bestand oder ob er schuldhaft ganz oder zum Teil 
sich selbst das Nervenleiden zuzuschreiben hat. — In diesem 
Falle hat der Unfällige die vor Beginn des Prozesses vergleichs- 
weise angebotene Abfindung, die zum mindesten (geeignete 
Grundlage für weitere ersprießliche Verhandlungen geboten 
hatte, abgelehnt und statt dessen hochgespannten Entschädi- 
gungsgedanken nachgehangen. 

Zur Frage der Entschädigung iraumetisckot 
Neurosen im Kriege hat der Verein für Psy- 
chiatrie und Neurologie in Wien unter Formulie- 
rung eines Beschlusses Stellung genommen, aus dem fol- 
gendes an dieser Stelle von Belang. ist. 
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Die sogenannte „traumatische Neurose” ist weder nach Ur- 
sprung noch nach Krankheitszeichen eine einheitliche Krankheitsform, 
da die gleichen Bilder auch infolge von Erschöpfung nach akuten In- 
fektionskrankheiten und anderen, ja selbst bei Individuen vorkom- 
men, die niemals im Felde gewesen sind. Der Ausdruck „traumatische 
Neurose” ist daher möglichst zu vermeiden, schon deswegen, weil mit 
ihm vielfach ganz irrige Vorstellungen über die Schwere, selbst Un- 
heilbarkeit des Leidens verknüpft werden. Statt dessen sind, wenn 
irgend möglich, die Krankheitsbilder nach ihren Symptomen als solche 
zu bezeichnen. 


Für das Entstehen dieser nervösen Symptome kommen in erster 
Linie psychische Momente in Betracht, speziell für die hysterischen 
Formen; es handelt sich vornehmlich um sogenannte psychogene 
(sensugene, Hartmann) Krankheiten. Vielfach spielt auch eine 
nervöse Disposition mit; viele der Erkrankten sind schon vor dem 
Kriege nervös oder mindestens dazu veranlagt gewesen. Auch die 
vorausgegangenen Strapazen, schwächliche Konstitution und anderes 
sind oft von Bedeutung. Letzteres gilt besonders für die neurastheni- 
schen Bilder. (Kriegsmüdigkeit der Betroffenen fixiert mitunter die 
Erscheinungen der Neurose.) 


Die Vorhersage dieser Fälle muß prinzipiell als eine gute be- 
zeichnet werden. 

Die Behandlung muß entsprechend dem Zustandekommen der 
Symptome in erster Linie eine psychische sein; erst in zweiter Linie 
stehen alle sonst in der Behandlung nervös und psychisch Erkrankter 
bewährten Heilmethoden. 

Bei der Versorgung bislang ungeheilter Fälle 
müssen die ausgedehnten Erfahrungen aus der 
zivilen Unfallpraxis herangezogen werden. Es 
kommen hierfür nur jene nervösen Kriegsbeschädigungen in Betracht, 
wo die Krankheitssymptome durch den Krieg selbst bedingt oder 
mindestens verschlechtert wurden und eine die Erwerbsfähigkeit wirk- 
lich beeinträchtigende Höhe erreichen. 

Fortlaufende Renten bis zur Heilung mit periodisch stattfinden- 
den ärztlichen Untersuchungen sind prinzipiell zu verwerfen. Erfak- 
rungsgemäß bewirken sie sehr oft, daß die Krankheitszustände sich 
stabilisieren und die Rückkehr zur Arbeitsfähigkeit erschwert wird. 
Die vielfach empfohlene einmalige Kapitalsabfindung birgt die Gefahr 
unzweckmäßiger Verwendung der zugesprochenen Geldsummen in sich 
und setzt dadurch den Empfänger der Not aus. Am meisten empfiehlt 
sich die Zuerkennung einer zeitlich begrenzten, automa- 
tisch endigenden Rente, während welcher der Kranke sich 
an die Arbeit zu gewöhnen hat: „Gewöhnungsrente". 


Für die Entscheidung in diesen für die Allgemeinheit wie für die 
Betreffenden gleich wichtigen Fragen sollen in erster Linie die Leiter 
der Nervenstationen herangezogen werden, die in zweifelhaften Fällen 
eine Beobachtung in der Station für notwendig erklären können. 
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Für schwierige Fälle soll in jedem Militärkommandobereich ein 
ärztliches Schiedsgericht bestellt werden, das aus einem höheren Mili- 
tärarzt und zwei Fachärzten bestehen soll und dessen Entscheidung 
inappellabel ist. Um ein gleichmäßiges Vorgehen zu ermöglichen, 
empfiehlt es sich, bestimmte Richtlinien für die Beurteilung der Fälle 
den ärztlichen Leitern und Kommissionen an die Hand zu geben. 

In der Kriegstagung des Deutschen Vereins für 
Psychiatrie in München am 21. September 1916 schlug 
A. Hoche, Freiburg i. Br., im Anschluß an seinen Vortrag 
Kapitalabfindung von Kriegsneurosen im Sinne 
seiner früheren Veröffentlichung „Über Wesen und Tragweite 
der Dienstbeschädigung bei nervös und psychisch erkrankten 
‚ Feldzugsteilnehmern” (Monatsschr. f. Psych. u. Neur. 1916 H. 6) 
folgende Resolution vor: 


„Es ist mit Sicherheit zu erwarten, daß unter den gesundheit- 
lichen Nachwirkungen des Krieges, welche den Feldzugteilnehmern 
den Anspruch auf eine Entschädigung gewähren, Störungen nervöser 
Art eine zahlenmäßig sehr bedeutende und in ihrem Einfluß auf die 
Volksgesundheit und die nationale Arbeitskraft verderbliche Rolle 
spielen werden. 

Die tatsächlichen nervösen Kriegsschhädigungen werden, wie 
wir das aus tausendfacher Berührung mit nervösen Unfallsfolgen im 
Frieden ableiten können, in ihrer Tragweite vervielfacht werden durch 
die Verquickung mit den an Einwirkungen des Entschädigungs- 
verfahrens. 

Insbesondere werden wir mit einer großen Anzahl von Neurose- 
fällen zu rechnen haben, bei denen durch die Form der Entschädigung 
in einer fortlaufenden Rente (die nach den Militär-Pensionsgesetzen 
ausschließlich in Frage kommt), eine Wiederkehr der Arbeitsfähigkeit 
verzögert oder gänzlich verhindert wird („traumatische Neurosen”, 
„Rentenneurosen” usw.). 

Für Erkrankungen dieser Art ist im Interesse der einzelnen Ge- 
schädigten wie der gesamten Volksarbeitskraft die endgültige Erledi- 
gung der Entschädigungsansprüche in Form der Kapitalabfindung als 
das wirksamste Heilmittel zu erstreben. 

Es ist ein dringendes Erfordernis, daß durch gesetzliche Rege- 

lung die Möglichkeit der Kapitalsabfindung für diejenigen Fälle ner- 
vöser und psychischer Kriegsschädigung geschaffen wird, deren Hei- 
lungsaussichten auf diesem Wege besser sind, als auf dem des fort- 
laufenden Rentenbezuges.” 


Diese Resolution wurde ohne Diskussion von der Versamm- 
lung angenommen. 


Das deutsche Gesetz über Te 
anStellevonKriegsversorgung (Kapitalabfindungs- 





gesetz) vom 3. Juli 1916 (Reichsgesetzbl, 1916 S. 680) führt als 
dritte Voraussetzung an, daß nach Art des Versorgungsgrundes 
ein späterer Wegfall der Kriegsversorgung nicht zu erwarten ist. 
Von den vier Bedingungen ist diese die auf dem Gebiet ärztlicher 
Begutachtung liegende; die anderen drei sind formaler, recht- 
licher und sozialer Natur (Alter, Anerkennung des Anspruchs, 
Gewähr nützlicher Verwendung des Geldes). Die Kapitali- 
sierung bezieht sich nicht auf die Rente, die 
nebenher weiter gewährt wird, sondern nur auf 
Kriegszulage, Verstümmelungszulage, Tropenzulage, Witwenbe- 
züge. Die Kapitalabfindung kann — übrigens auf Antrag —, 
aber muß nicht in jedem Falle, bewilligt werden. 

Der wesentliche und vorteilhafte Unterschied gegenüber der 
Kapitalabfindung der Unfallgesetze besteht darin, daß die 
oberste Militärverwaltungsbehörde auf Einspruch des Antrag- 
stellers über den Antrag endgültig entscheidet ($ 1 Abs. 3), ein 
Prozeßstreit daher ausgeschlossen und der Ent- 
stehung von Rentenkampfneurose vorgebeugt ist. Oberstabsarzt 
Martineck [Das Gesetz über die Kapitalabfindung (Kapital- 
abfindungsgesetz) in sozial-medizinischer Beleuchtung. Jena 
1916, G. Fischer] führt mit Recht als weiteren Vorteil an 
„Dazu kommt, daß die Gerichte naturgemäß jeweils verschie- 
dene Gutachter zuziehen, so daß auch eine einheitliche 
Begutachtung nur schwer zu erreichen sein würde. Diese Ein- 
heitlichkeit ist besser gewährleistet, wenn die oberste Militär- 
verwaltungsbehörde nach bestimmten erfahrungsgemäß festzu- 
legenden Gesichtspunkten entscheidet; und daß sie dabei in 
wohlwollendster Weise verfahren wird, dafür bürgt schon der 
Versorgungscharakter des Gesetzes und ihre anerkannte Tradi- 
tion weitesten Entgegenkommens in Militärversorgungsfragen 
gegenüber Leuten, die ihre Gesundheit im Dienst fürs Vaterland 
geopfert haben.” Wer die ganze Misere des Rentenkampfes in 
den bürgerlichen Fürsorgegesetzen, wie sie, oben geschildert 
wurde, sich vergegenwärtigt, wird zugeben müssen, daß, wie 
Martineck sagt, der Ausschluß des Rechtsweges eher als 
eine Fürsorgemaßnahme und nicht etwa nur als eine Rechtsbe- 
nachteiligung angesprochen werden muß. Die Fürsorglichkeit 
spricht auch aus den im Gesetz vorgesehenen Sicherungen be- 
stimmungsmäßiger Verwendung des Kapitals ($ 6 u. ff.) und die 
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Möglichkeit bei Vorliegen wichtiger Gründe (z. B. auch bei Ver- 
schlimmerung des Leidens), auf Antrag die Kapitalabfindung in 
laufende Versorgung umzuwandeln. 

Für die Beurteilung von als Kriegsdienstbeschädigung anzu- 
erkennenden funktionellen Erkrankungen‘ des Nervensystems 
gibt Martineck folgende allgemeine Anhaltspunkte mit dem 
durch die Lage des Einzelfalles gebotenen Vorbehalt: 


1. Bei Fällen, wo aus voller Gesundheit heraus durch Kriegs- 
schädigungen Psychoneurosen entstanden sind, wird in der 
Regel, wenn organische Veränderungen mit Sicherheit ausge- 
schlossen werden können, bleibende Erwerbsunfähigkeit 
von mindestens 10 v. H. nicht anzunehmen sein. Das gilt 
namentlich für Hysterie. 


2. Sind die Erkrankten en veranlagte Leute, 
die schon vor dem Kriege nervös minderwertig oder nerven- 
leidend waren, so wird — immer Annahme von Kriegsdienstbe- 
schädigung vorausgesetzt — wohl seltener mit einem Hinunter- 


gehen der Erwerbsunfähigkeit unter 10 v. H. zu rechnen sein. 


3. Bei Psychoneurosen mit nicht eindeutigen Entstehungs- 
bedingungen (ursächliches Zusammenwirken verschiedenartiger 
Schädigungen), die schwere Störungen der Bewegung (Motilität) 
aufweisen und bei denen die Annahme organischer Ver- 
änderungen mit Sicherheit nicht ausgeschlossen werden kann, 
wird bleibende Erwerbsunfähigkeit von mindestens 10 v. H. 
nicht selten sein. 


4. Bei Epilepsie wird ebenfalls für einen Bruchteil der 
Fälle bleibende Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit von min- 
destens 10 v. H. zu erwarten sein. 


Die militärische Kapitalabfindung erstreckt sich also auf 
Fälle, bei denen völlige Heilung und ein Rückgang der Erwerbs- 
unfähigkeit unter 10 v. H. nicht zu erwarten steht, während die 
Kapitalabfindung in der Unfallversicherung ($ 616 RVO.) bei 
heilbaren und minderschweren Leiden auf die möglichst baldige 
WiederhersteHlung und auf Vermeidung der Schädigung durch 
Rentenprozeß gerichtet ist und daher nur den Rentenbezügen 
von wenigen Jahren entspricht. Dort wird nur der Betrag der 
Kriegszulage bzw. Verstümmelungszulage zugrunde ‚gelegt, nicht 
die Rente, hier dagegen die volle Rente einiger Jahre und hier 


Ze 40 is 


hat der Abgefundene bei etwaiger späterer Verschlimmerung 
keinen Anspruch mehr auf Rente. 

/ Da die militärische Kapitalabfindung nach § 1 des Gesetzes 
nur „zum Erwerb oder zur wirtschaftlichen Stärkung eigenen 
Grundbesitzes” geschieht, hat das Gesetz auch eine große 
volksgesundheitliche und -wirtschaftliche 
Bedeutung. 

Geh. Hofrat Prof. Dr. Hoche [Über Wesen und Tragweite 
der „Dienstbeschädigung” bei nervös und psychisch erkrankten 
Feldzugteilnehmern. Referat, erstattet im Reichsausschuß der 
Kriegsbeschädigtenfürsorge. Monatsschr. f. Psych. u. Neurolog. 
1916 Bd. 39 H.6) hat sich seinerzeit zu diesen Fragen eingehend 
geäußert. | 

Nach Hoche müssen wir damit rechnen, daß die heute 
noch nicht entferntest übersehbare Belastung des Staatsbeutels 
mit Militärrenten usw. „ungeheuerliche”' Dimensionen annehmen 
wird; daher die selbstverständliche Verpflichtung aller beteilig- 
ten Instanzen, jede erdenkliche Sorgfalt bei allen Erwägungen 
und Handlungen aufzuwenden, die mit der Invalidenfürsorge im 
Zusammenhang stehen. 

In großer Anzahl werden auch solche Ansprüche auf Kriegs- 
entschädigung zur Anmeldung kommen, die ohne innerliche Be- 
rechtigung gutgläubigerweise oder aus unlauteren Motiven her- 
aus von der Teilnahme am Kriege abgeleitet werden sollen. 

Für das Großherzogtum Baden ergibt sich für das letzte 
Friedensjahr und das erste Kriegsjahr, daß die Zahl der geistes- 
kranken Frauen, die anstaltsbedürftig wurden, entgegen den 
psychologischen Laienerwartungen, im Kriege nicht gewachsen 
ist.) Für die Männer ist die Zahl der Geisteskranken aus der 
Zivilbevölkerung um ein Drittel geringer als im Frieden. Wenn, 
wie Hoche aus privaten Feststellungen schließt, in Baden min- 
destens jeder 6. Einwohner, also jeder 3. Mann in irgendeiner 
Form im Felde steht, so würde in auffallender Übereinstimmung 
genau derjenige Bruchteil von Erkrankungen ausgefallen sein, 
der prozentual auf die im Felde stehende Mannschaft zu rech- 
nen ist. 


6) Vergl. hierzu das gleiche Ergebnis meiner Umfrage über die 
angebliche Zunahme der Geistesstörungen in der Zivilbevölkerung beim 
Kriegsausbruch. Psychiatr.-neurolog. Wochenschr. Jahrg. XVII, 1915. 
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Durch Umfrage bei einer großen Anzahl von Aufnahme- 
anstalten in Deutschland hat H. festgestellt, daß im Durchschnitt 
ein Drittel der männlichen Aufnahmen aus der Zivilbevölkerung 
ausgeblieben ist, bei starken lokal bedingten Schwankungen. 

Auf dem Wege der Schätzung kommt Hoche zu dem Ergeb- 
nis, daß, wenn wir Frieden behalten hätten, von der Gesamtzahl 
der jetzt im Felde stehenden Männer monatlich etwa 1000 wegen 
Geisteskrankheit in eine Irrenanstalt aufgenommen worden 
wären. 

Eine sehr große Anzahl von Fällen von Psychosen entfällt 
also schicksalsmäßig auf die Summe der Angehörigen 
des Feldheeres, ganz gleichgültig, ob Frieden oder Krieg sein 
mag, und eine sehr große Anzahl im Kriege entstandener Gei- 
stesstörungen ist nicht auf den Einfluß des Krieges zu beziehen. 

Bei Erkrankung eines gemeinen Soldaten an einer länger 
dauernden, als Dienstbeschädigung anerkannten Psychose würde 
diesem Geschädigten neben der bürgerlichen Invalidenrente zu- 
. stehen: 1. die allgemeine Militärrente von jährlich 540 M, 2. die 
Kriegszulage von 180 M und 3. im Falle der Anstaltsbedlirftig- 
keit die einfache, eventuell die doppelte Verstümmelungszulage 
im Betrage von 648 M, jährlich zusammen also die Summe von 
1044 oder bis zu 1368 M. Nehmen wir, sehr knapp gerechnet, 
nur 10000 Fälle dieser Art, so würden wir schon auf einen 
Jahresaufwand von 10 bis 13 Millionen Mark allein auf diese 
relativ kleine Kategorie von Kriegsbeschädigten kommen, oder 
je nach der Art der Erledigung dieser Kategorie von Entschädi- 
gungsansprüchen auf einen Bruchteil dieser Summe. 

Bei allzu bereitwilliger Anerkennung der Dienstbeschädi- 
gung bei Geisteskrankheiten, abgesehen von dem erhöhten Auf- 
wande für den einzelnen Fall, würde eine innerlich nicht berech- 
tigte Verschiebung der Belastung von Gemeinden, Provinzen 
usw. auf den Reichsmilitärfiskus stattfinden. 

Ein Zusammenhang ist nicht schon dann anzunehmen, wenn 
man ihn nur soweit statuieren kann, daß.das Gegenteil nicht be- 
weisbar ist. Die Denkmöglichkeit eines Zusammenhanges darf 
nicht genügen. Es muß ein erhöhtes Maß von Wahrscheinlich- 
keit vorhanden sein. 

Bezüglich der im Kriege entstandenen funktionellen trauma- 


tischen Nervenerkrankungen bestehe aller Anlaß zu der Sorge, 


daß die Militärpensionsgesetze auf bestimmte Arten von Kriegs- 
teilnehmern dieselben üblen, finanziell und sozial weittragenden 
Einflüsse ausüben werden, wie das Unfallversicherungsgesetz auf 
‚die bürgerliche arbeitende Bevölkerung, durch welches eine bis 
dahin wenig bekannte und seltene Erkrankungsform nervöser 
Art zw einem häufigen Vorkommnis gemacht, „geradezu ge- 
züchtet” wurde. 

Unter dem Sammelnamen der traumatischen Neurose faßt 
'man nach Hoche auch eine besondere Gruppe von Nervèn- 
stõrungen zusammen, die sich an Unfälle anschließen, keinerlei 
anatomische Veränderungen des Nervensystems zur Grundlage 
haben, grundsätzlich heilbar sind, aber nicht zur Heilung ge- 
langen, weil und solange „das Gesetz eine Prämie auf das Krank- 
sein verleiht", die Rentenneurose, Rentenhysterie 
usw. 

Reine Simulation ist verhältnismäßig selten, am meisten 
noch kommt vor Simulation des ursächlichen Zusammenhanges, 
d. h. fälschlicher Zurückbeziehung irgendeines Krankheitszustan- | 
des auf irgendeinen damit nicht in Verbindung stehenden Unfall. 

Das häufige Vorkommen von Übertreibung der Beschwerden 
sollte nicht Anlaß zu einer allzu heftigen Entrüstung sein, da 
das durchschnittliche menschliche Verpflichtungsgefühl gegen- 
über unpersönlichen Instanzen gering zu sein pflegt (Verschwei- | 
gung zollpflichtiger Dinge an der Grenze, falsche Steuerdeklara- 
tion usw.). Entschädigungsberechtigte kommen leicht dahin, zu 
ihren Beschwerden soviel hinzuzuaddieren, als sie annehmen, dab 
die Gegenseite abziehen wird. ' 

Bei der Entstehung der traumatischen Neurose entwickeln 
sich auch ohne bewußte Absicht des Entschädigungsberechtigten 
selbständig aus den eigenen Voraussetzungen der Sache heraus 
krankhafte chronische Zustände, die nach Lage der heutigen 
Gesetzgebung zweifellos entschädigungspflichtig sind, größten- 
teils aber, wenn das Gesetz nicht wäre, oder wenn sie keine 
Entschädigung erhielten, ausheilen würden. 

Es besteht nach Hoche „dringende Gefahr", daß wir alle 
diese dem Neurologen aus dem Frieden wohlbekannten schlim- 
men Erscheinungen als eine Wirkung der Militärpensionsgesetze 
in größtem Maßstab erleben werden. | 

Es gehe nicht an, mit etwaigen Abhilfeversuchen zu warten. 
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bis das Übel für jedermann greifbar geworden sei. Was ge- 
schehen soll, müsse geschehen, „ehe mit dem Moment der Heim- 
kehr der Feldzugsteilnehmer die große Woge der Entschädi- 
gungsansprüche über die zuständigen Instanzen hereinbricht". 
Auch müsse man „in jedem Falle” nach der Heimkehr der Krie- 
ger mit einer vielleicht regionär verschiedenen, aber „im ganzen 
doch bedenklichen Arbeitslosigkeit" rechnen. Auf diesem Boden 
wird der Gedanke an die Möglichkeit einer Militärrente ver- 
lockende Gestalt annehmen. 

Die draußen durch Gefahr und Gemeinsamkeitserlebnisse 
erzeugte „gehobene Stimmungslage” werde in der zunächst grau 
erscheinenden Friedensarbeit nicht vorhalten; nach der relativen 
„Ungebundenheit des Lebens im Freien” werde die Tätigkeit in 
Bureau und Werkstätte an sich schon geeignet sein, nervöse Miß- 
empfindungen zu erzeugen. 

Es sei zu erwarten, daß „fast jeder”, der aus einem so langen 
Kriege, namentlich aus den Winterfeldzügen, heimkehrt, tatsäch- 
lich mindestens kleinere reelle Beschwerden mit nach Hause 
bringen wird. 

Man könne sich den Umfang der Wirkungen dieser Kategorie 
von Entschädigungsansprüchen bei leichteren oder mittelschwe- 
ren Störungen „gar nicht hoch genug” vorstellen. Wenn von 
8 Millionen Feldsoldäten nur jeder 20. derartige in sich zweifel- 
hafte, aber nach Lage der Gesetzgebung berechtigte Ansprüche 
erhebe, so würde man auf 400 000 Gesuchsteller kommen. Wenn 
man jeden mit einer mittleren Rente (einschließlich Kriegszulage) 
von 400 bis 500 M jährlich entschädige, so käme man schon auf 
eing Jahresrentensumme von 160 bis 200 Millionen Mark. 

Es sei für die Finanzlage in Deutschland nicht gleichgültig, 
ob wir einen solchen Posten „vermeidbarer Luxusausgaben” all- 
jährlich aufzubringen haben oder nicht. 

Außerdem findet ein großer Teil dieses Typus von Renten- 
empfängern den Weg zur regelmäßigen Arbeit nicht wieder. 

Das schließliche subjektive Schicksal der nervösen Unfall- 
verletzten wird meist von dem ersten Attest, von der ersten Be- 
gutachtung bestimmend beeinflußt. 

Man solle den Anspruch auf Entschädigung erst bei 20 v. H. 
Erwerbsunfähigkeit eintreten lassen, was aber nicht zeitge- 
mäß sei. 
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Möglich sei Abhilfe nur durch eine besondere Schärfung 
des ärztlichen Verantwortlichkeitsgefühls gegenüber der Allge- 
meinheit. l 

Für die wirksamste Maßregel — die Kapitalabfindung — ist 
eine gesetzliche Regelung notwendig. Das Kapitalabfindungs- 
gesetz berücksichtigt allerdings in der bisherigen Fassung die 
zu erstrebende Form der Kapitalabfindung nervöser Geschädig- 
ter nicht. i 

„Der Gesetzentwurf bezieht sich nur auf solche stabile Fälle. 
bei denen „nach Art des Versorgungsgrundes ein späterer Wegfall der 
Kriegsversorgung nicht zu erwarten ist"; wir brauchen die Kapitalab- 
findung gerade für solche Fälle, die bald heilbar sind; der Entwurf 
kapitalisiert nur die verschiedenen Zulagen, nicht die eigentliche 
Rente; wir brauchen eine endgültige Erledigung mit Vermeidung der 
aus der fortlaufenden Rente erwachsenden seelischen Schädlichkeiten: 
der Gesetzentwurf bewertet die Rente schematisch durch Multiplika- 
tion des jährlichen Betrages der Bezüge um das 7- bis 16 fache, je 
nach dem Lebensalter; wir erstreben eine dem Bedürfnis des Einzel- 
falles angepaßte, viel niedriger zu greifende Kapitalisierung; nach dem 
Entwurf kann Kapital auf Antrag gegeben werden; für die Fälle von 
traumatischer Neurose sollte der Wunsch des Geschädigten selbst 
nicht bestimmend sein für die Wahl zwischen Rente oder Abfindung; 
der Entwurf gibt das Kapital zu einem bestimmten Zweck: Erwerb 
oder Festigung eigenen Grundbesitzes; die Kapitalabfindung Ner- 
vöser sollte ohne Zweckbindung, rein um die zur Heilung notwendige 
seelische Ruhe zu schaffen, gegeben werden." 


Die Gruppe des Reichsausschusses, in der dieses Referat er- 
stattet wurde, nahm nach längerer Diskussion, an der sich neben 
Venwaltungsbeamten, den Vertretern der Medizinalabteilung des 
Kriegsministeriums und des Marineamtes und dem Referenten 
die Nervenärzte Bonhoeffer, Gaupp, Kraepelin, 
Moeli, Nonne, Stier, Willmanns und Zinn be- 
teiligten, folgende Beschlüsse an: | 


„1. Der Sonderausschuß für Heilbehandlung hält es im Interesse 
der einzelnen Kriegsbeschädigten und der allgemeinen Volksgesund- 
heit für dringend notwendig, die Möglichkeit schleunißster endgültiger 
Erledigung der Entschädigungsansprüche für solche Fälle nervös be- 
dingter Dienstbeschädigung zu schaffen, bei denen diese Erledigung 
die Heilung herbeizuführen oder zu beschleunigen geeignet ist. Der 
hierbei neben einer besonders angepaßten Gestalt der Rentenversor- 
gung wirksamste Faktor ist in der Kapitalabfindung zu erblicken. 

2. Der Sonderausschuß für Heilbehandlung hält es für erforder- 
lich, daß für die Beurteilung der Frage der Dienstbeschädigung bei 
Geisteskrankheiten den begutachtenden Instanzen bindende Richt- 


linien gegeben werden, welche die Erfahrung berücksichtigen, daß ein 
sehr erheblicher Teil dieser Erkrankungen aus inneren Ursachen und 
in weitgehendem Maße unabhängig von äußeren Schädigungen sich 
entwickelt. Das trifft insbesondere zu für die periodischen Geistes- 
krankheiten, die dem manisch-depressiven Irresein und der soge- 
nannten Dementia praecox zugehörigen Erkrankungen. Auch bei der 
auf dem Boden der Lues erwachsenen progressiven Paralyse hat sich 
eine solche Unabhängigkeit von andersartigen äußeren Schädigungen 
gezeigt. Der Nachweis vorausgegangener durchschnittlicher Kriegs- 
schädigungen kann bei diesen Erkrankungen nicht ohne weiteres als 
ausreichend zur Begründung eines Entschädigungsanspruches betrach- 
tet werden. Eine Dienstbeschädigung wird vielmehr erst dann anzu- 
nehmen sein, wenn die besonderen Umstände des Falles nach Schwere 
der Schädigungen und nach dem zeitlichen Verhalten des Ausbruchs 
der Erscheinungen mit einem hohen Grad von Wahrscheinlichkeit für 
den ursächlichen Zusammenhang sprechen. 

Bei Beurteilung der Frage der Verschlimmerung einer bestehen- 
den Geisteskrankheit ist zu beachten, daß die dem natürlichen Ver- 
laufe entsprechende fortschreitende Tendenz einer geistigen Erkran- 
kung den Tatbestand der Verschlimmerung nicht erfüllt. Erst der 
Nachweis besonderer Verlaufsverhältnisse und ihrer Abhängigkeit von 
Kriegsschädigungen recatertigt die Annahme einer Verschlimmerung 
durch den Krieg.” 


W. Poppelreuter (Herabsetzung der körperlichen 
Leistungsfähigkeit und des Arbeitswillens durch Hirnverletzung 
im Vergleich zu Normalen und Psychogenen. Leipzig 1918, 
L. Voß. S. 208) hält es für dringend nötig, beiderRenten- 
höhe den Arbeitswillen zu berücksichtigen, 
wenn es auch gesetzlich nicht festgelegt ist, die moralischen 
Qualitäten der zu Begutachtenden einzubeziehen. „Es geht doch 
auf die Dauer nicht an, daß eine ihrer Tendenz nach so hoch- 
stehende soziale Einrichtung, wie es der Rentenschutz ist, durch 
die Gleichmacherei zu einem Faktor des Verderbs der Arbeits- 
moral wird.” Er hält es für bedauerlich, daß bei unserer Ren- 
tensachlage das konsequente Nichtarbeiten, welches über eine 
organische Grundlage verfügt, bei der Rente besser bewertet 
wird als eine mittelschwere Leistungsschädigung mit kompensie- 
rendem guten Arbeitswillen. Man muß einem Mann mit festem 
Arbeitswillen, der bei schwerer Einbuße noch ein beträchtliches 
Leistungsquantum erzielt, mehr Rente zubilligen als dem Mann 
mit schlechtem Arbeitswillen, dessen Leistungsquantum gering 
bleibt. 

R. Heinze (Über die Behandlung und Beurteilung der 
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Kriegsneurosen. Inaug.-Diss.. Breslau 1917) meint: Da wegen 
günstiger Heilerfolge von Erwerbsbeschränkung keine Rede mehr 
sein könne, soll man Kriegsneurotiker solange in Behandlung be- 
halten, bis sie die im Kriege erworbenen, die Erwerbsfähigkeit 
beeinträchtigenden Symptome verloren haben, und dann fällt 
auch die Voraussetzung der Kapitalabfindung weg. 

Prof. E. Bleule r, Zürich (Die psychologische Richtung in 
der Psychiatrie. Schweiz. Arch. f. Neurol. und Psych. 1918, 
II, H. 2 S. 197), meint, die Überzeugung, daß die ganze Unfall- 
neurose nichts ist als ein meist unbewußtes Mittel, Entschädi- 
gung zu bekommen oder nicht in den Schützengraben zurück- 


kehren zu müssen und dergleichen, sei gerade zur rechten Zeit | 


durchgedrungen, um, wenn sie in richtiger Weise verwertet 
werde, nach dem Kriege Hunderte von Millionen zu sparen, und, 
was noch wichtiger, Hunderttausende von seelischen Krüppeln 
im Entstehen oder nachträglich zu heilen. Wenn man Prämien 
geben will, so sollte man sie lieber denen geben, die sich keine 
Krankheit anschaffen, als denen, die die Arbeit fliehen.” 

Wie aber durch sachkundige ärztliche Behandlung 
Abhilfe geschaffen werden kann, zeigte Prof. A. Fried- 
länder, Hohe Mark (Grundlinien der psychischen Behand- 
lung, Vortrag im Kaiserin-Friedrich-Haus in Berlin am 12. 3. 
1918). Bei 55 Rentenempfängern besserte sich inner- 
halb 9 Wochen das Leiden so weitgehend, daß die Rente 
von 18819 M jährlich auf 3924 M herabgesetzt werden konn- 
te, — eine Ersparnis von 14895 M an Renten, von 4500 M 
an Kriegszulagen, gleich 19395 M jährlich, die aber 
selbstverständlich an Bedeutung übertroffen wird durch den 


Vorteil, welcher aus der Ertüchtigung der Rentner zu völliger 


oder weitgehender Erwerbsfähigkeit erwächst. 


Druck: Emil Wolff &- Söhne, Halle. 
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Deutsche Heil- und Pflegeanstalten für Psychischkranke in Wori 
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papier. Mit 1263 Abbildungen, Grundrissen und Plänen. Preis 
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Vorwort. 


Dem Facharzt drängt sich immer mehr die Überzeugung auf, 
daß, von der — volkstümlich Gehirnerweichung genannten — 
fortschreitenden ‚Paralyse der Irren vielleicht abgesehen, das 
Jugendirresein, nach Kraepelin die Dementia praecox oder, 
wie wir sie mit Bleuler nennen wollen, die Schizophrenie, 
die wichtigste und verbreitetste Form psychischer Erkrankung 
ist. Die Kriegserfahrungen haben diese Beobachtung nur noch 
mehr gestützt, denn unter den geistig erkrankten Kriegsteil- 
nehmern findet sich eine verhältnismäßig große Anzahl von 
Schizophrenen. Wenn dies noch nicht allgemein bekannt sein 
sollte, dann liegt es an dem Umstande, daß die Schizophrenie 
‘häufig verkannt wird und in vielen Krankenblättern als Hysterie, 
Neurasthenie, Neuropsychose oder einfach mit der Verlegenheits- 
diagnose und mit dem unverbindlichen Ausdruck „Nervenleiden” 
bezeichnet wird. 

Die ärztlichen Berichte und Krankheitsbezeichnungen der 
in die Fachabteilungen der Lazarette eingelieferten Kranken 
beweisen, daß den Militärärzten das Krankheitsbild der Schizo- 
phrenie noch wenig vertraut ist. Die Andeutungen und weniger 
markanten Züge werden leicht verkannt und nicht immer nach 
Gebühr gewürdigt. Die gröberen Züge werden, soweit sie nicht: 
deutlich den Stempel geistiger Störung tragen, meist der Hysterie 
zugerechnet und nicht selten als Simulation beargwöhnt. 

Durch wiederholte derartige Feststellungen auf meiner psy- 
chiatrischen Abteilung des Reservelazaretts Erfurt bewogen, ent- 
schloß ich mich, dem ehrenvollen Auftrag, vor den Erfurter 
Militärärzten einen Vortrag zu halten, nachkommend, das 
Thema „Schizophrenie” zu wählen. — Diesen am 24. Januar 
1918 nach einer flüchtigen Skizze gehaltenen Vortrag lege ich 
nunmehr einem weiteren Leserkreise vor mit der Bitte um 





Fre B 
Nachsicht gegen die Ausarbeitung, welche in den wenigen Stun- 
den der Sammlung, über die ein Militärarzt verfügt, und unter 
dem Druck eines verantwortungsvollen Dienstes nur langsam 
vorrücken und mangelhaft gedeihen wollte. 
= Als Literatur benutzte ich 
1. Kraepelin, Psychiatrie, 8. Auflage, bei Joh. Ambr. Barth, 
Leipzig, und | 
2. Bleuler, Dementia praecox oder Gruppe der Schizophre- 
mien, bei Franz Deuticke, Leipzig und Wien. 

Diesen Werken entnehme ich einen großen Teil der Ka- 
suistik. Beiden führenden Psychiatern bin ich zu großem Dank 
verpflichtet, denn während Kraepelin mir ‚eine höchst will- 
kommene psychologische Anregung bot, wurde mir Bleulers 
gründliche und sehr ausführliche Darstellung ein Wegweiser auf 
dem von mir beschrittenen Pfade, die Schizophrenie zu studieren 
und zu deuten. ` 

Meine Auffassung dieser für den Arzt wie für jeden psy- 
chologisch denkenden Menschen ebenso interessanten, wie für 
das praktische Leben wichtigen Erkrankung empfehle ich einer 
wohlwollenden Beurteilung der Fachgenossen, sine ira et studio. 

Die Drucklegung sollte im Herbst 1918 erfolgen. Sie wurde 
durch die Umwälzung Deutschlands verzögert. Die aktuellen 
Verhältnisse haben nunmehr einige Änderungen und Ergänzungen 
nötig gemacht. 


Friedrichroda, im April 1919. 


Der Verfasser. 


Einleitung. 


Kraepelins grundiegendes Werk, wie es seinen Haupt- 
ausdruck findet in der vierbändigen achten Auflage seiner 
„Psychiatrie, hat einen gewissen Ruhepunkt geschaffen in 
dem geschäftigen Bestreben, immer neue Einteilungen der Gei- 
steskrankheiten aufzustellen. Kraepelins Systematik hat 
sich nicht nur in Deutschland eingebürgert, sie ist auch im Aus- 
lande bekannt und anerkannt und jeder wird zu ihr Stellung 
nehmen müssen. So nennt auch Bleuler eines seiner Werke 
„Dementia praecox” und schildert in diesem Werk die „Schizo- 
phrenie”. — Bleuler weist mit Recht darauf hin, daß in vielen 
Fällen weder von einer bemerkenswerten Demenz, noch immer 
von frühzeitiger Demenz die Rede sein kann; daß vielmehr die 
Hauptmerkmale jener Erkrankung auf eine Bewußtseinsspal- 
tung schließen lassen. Man wird nun mit Recht fragen, an 
welchen Merkmalen diese Bewußtseinsspaltung zu erkennen 
ist und welche Eigenschaften oder welche charakteristischen 
Züge uns dazu berechtigen, an Bewußtseinsspaltung zu denken. 
Damit der Leser von vornherein weiß, welche Eigenschaften 
und Charakterzüge in Betracht kommen, will ich eine Reihe 
der ärztlich wichtigen hier aufzählen. Von den auffälligen 
Eigenschaften, welche sich bei dem hier zu besprechenden 
Krankheitsbild zeigen können, nenne ich: 

Gereiztheit, Launenhaftigkeit, Wankelmütigkeit, Empfind- 
lichkeit, Energielosigkeit, Unstetigkeit, Planlosigkeit, Verschro- 
benheit, Jähzorn, Unzuverlässigkeit. 

Hieran reihen sich folgende auffällige Züge: unsicheres Auf- 
treten, rätselhaftes Benehmen, wetterwendisches Wesen, Nei- 
gung zur Zurückgezogenheit und sonstige Auffälligkeiten. Fer- 
ner krankhafte Hemmungen, krankhafte Antriebe, Zwangs- 
handlungen, Angstzustände. Endlich noch sogenannte proble- 


matische Naturen, Doppelnaturen, Menschen, welche „schwer 
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zu behandeln sind”, Sonderlinge, Streber, Müßiggänger, Pedan- 
ten, Eigenbrötler, Phantasten, Fanatiker, Pechvögel, Pläne- 
macher, Erfinder, „Genies”, Anarchisten, „geborene Verbrecher”, 
Vagabunden, Bettler, Trinker, Prostituierte und viele andere 
Menschen mit auffälligen, unsozialen Zügen. Sehr oft werden 
mir Frauen von ihren Ehemännern zur Behandlung überwiesen 
mit der Bemerkung: „Ich kann mit meiner Frau nicht mehr 
fertig werden, sie ist seit einiger Zeit im höchsten Grade un- 
verträglich." — Andererseits sagen die Frauen von ihrem einer 
fachärztlichen Behandlung bedürftigen Mann in nicht eben sel- 
tenen Fällen: „Mein Mann gefällt mir nicht mehr, er ist in 
seinem ganzen Wesen verändert, er nimmt alles übel und regt 
sich über jede Kleinigkeit auf.” — Junge Mädchen wurden mir 
sehr oft mit der Begründung in Behandlung gegeben: „Wir kön- 
nen es mit unserer Tochter nicht mehr aushalten, es gibt alle 
Tage Krach"; während bei Knaben oder jungen Männern eine 
analytische Behandlung am häufigsten sich nötig macht infolge 
eines plötzlichen Versagens in der Schule oder — später — in- 
folge eines früher nicht bemerkten Maigels an Interesse für 
alles, was ihnen sonst lieb und wert war, also Studium, Beruf, 
Venwandte und Bekannte. Bei allen diesen gegen früher „ver- 
änderten” Menschen handelt es sich um Bewußtseinsspaltung, 
von der des näheren die Rede sein wird. — 

Bei Schülern kommen als besondere Eigenschaften, welche 
auf krankhafte Veranlagung oder Veränderung schließen lassen, 
‚folgende vor: periodisch auftretende Trägheit oder Unfähigkeit 
zur Kopfarbeit, Unaufmerksamkeit, Zerstreutheit, Gedanken- 
losigkeit, Fahrigkeit, läppisches Wesen, Schüchternheit, Be- 
fangenheit, plötzliches Erröten, krankhafte Frechheit, Trotz, 
„üble Angewohnheiten” und viele der schon genannten allge- 
meinen auffälligen Züge und Eigenschaften. 

Alle diese auffälligen, unliebsamen und das Zusammenleben 
recht oft störenden Eigenschaften und Charakterzüge sind, wie 
ich zeigen werde, auf eine Bewußtseinsspaltung zurückzuführen 
und durch Behebung dieser Spaltung zu beseitigen oder doch 
zu mildern. 

Von der Erkenntnis ausgehend, daß es sich hier um eine 
Spaltung des Bewußtseins in bewußte und unbewußte Vor- 
stellungen, Wünsche, Strebungen usw. handelt, wählte 
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Bleuler in Ermangelung eines besseren Ausdrucks die Be- 
zeichnung Schizophrenie (von oyiLw, ich trenne, spalte, und 
porjv, Geist, Sinn, Verstand), Bresler hat für das in Rede 
stehende Krankheitsbild den Ausdruck Zwiesinn vorgeschlagen, 
der nach seinen Worten „in der Silbe ‚Zwie’ den Kern des psy- 
chologischen Prozesses, in ‚Sinn‘ das Gebiet der Erkrankung 
enthält, insofern der Sinn des Lebens dem Kranken unverständ: 
lich, gespalten wird, d. h. subjektiv verstanden, der Sinn ihres 
innerlichen geistigen Zusammenhangs, also im phrenischen und 
thymischen Sinn, bezüglich Intellekt und Gefühl.” (Siehe meine 
weiteren Ausführungen auf S. 20 und 57.) Diese Auffassung 
deckt sich völlig mit der meinigen und mit derjenigen Bleu- 
lers. Breslers „Zwiesinn” erscheint mir als der dasselbe 
bedeutende Ausdruck wie Bleulers „Schizophrenie". 

Das Wesentliche der Schizophrenie ist neben der Bewußt- 
seinsspaltung eine eigenartige Veränderung der Affektabilität, 
d. h. der Art, auf Gemütserregungen zu reagieren. 

Wir können unterscheiden: 

1. eine positive Richtung der Schizophrenie; führt zur Ge- 

nese (Entstehung) des Künstlers; | 

2. eine negative Richtung; entwickelt sich zur Neurose bzw. 

Psychose (Schizophrenie im engern, im psychiatrischen 
Sinne). | 

Im weitern Sinne sind wir alle schizophren. Jeder Kultur- 
mensch ist es. Hochzüchtung und Schizophrenie (im weitern | 
Sinn) gehen Hand in Hand. l 

Der Einzelne wird es,‘ sobald er anfängt, zu verdrängen, 
d. h. sich und andern gegenüber Heimlichkeiten zu haben, und 
die haben wir alle, auch vor uns selbst. Wer im Verkehr mit 
Menschen immer sagen wollte, was er denkt, könnte sicher sein, 
daß sich alsbald der Psychiater oder der Staatsanwalt für ihn 
interessieren würde. 

Nicht schizophren sind nur die Primitiven, die Menschen 
im Urzustande und die Kinder. Die letzteren werden es durch 
Erziehung da, wo sie zur Verziehung wird: wenn das Kind zum 
ersten Mal nascht und auf die mit erhobenem Zeigefinger streng 
gestellte Frage: „hast du genascht?” zitternd „nein' antwortet, 
dann wird es mit dieser ersten Lüge schizophren. 
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In dem Augenblick, als Adam und Eva vom Baum der Er- 
kenntnis gegessen hatten, waren sie schizophren. 

Schizophren werden dazu veranlagte Menschen, wenn sie 
mit irgendwem in ein Verhältnis kommen, in welchem sie glau- 
ben, dem andern gegenüber etwas verbergen zu sollen. Also 


‚der Untergebene seinem rigorosen Vorgesetzten gegenüber; der 


Schüler seinem Lehrer gegenüber, der ihn „auf dem Strich hat". 
Und wenn Goethe im Faust an den trocknen Schleicher Wagner 
die Worte richtet: 
| Du bist dir nur des einen Triebs bewußt. 

O lerne nie den andern kennen! 

Zwei Seelen wohnen, ach! in meiner Brust, 

Die eine will sich von der andern trennen, 
dann zeigen uns diese Worte, daß Goethe sehr wohl den Zu- 
stand kannte, den wir schizophren nennen. 

Wenn man die Menschen flieht, d. h. sich selbst gegen- 
über schizophren wird, dann gibt es zwei Richtungen, in denen 
sich der schizophrene Zustand entwickeln kann: entweder wird 
man, unzufrieden mit der Welt und mit dem, was sie uns ge- 
währt, zum Künstler oder zum — Verbrecher. 

Wer zu beiden nicht das Zeug hat, entwickelt sich in der 
Richtung auf die Neurose oder Psychose. Derartige psycho- 
pathische Naturen nennt man wohl auch - Komplexmenschen. 
weil ihr krankhafter Zustand sich auf einem ganz oder zum 
größten Teil unbewußten Komplex von Vorstellungen entwik- 
kelt. Diese Komplexmenschen begegnen uns nicht nur in Roma- 
nen, sondern viel häufiger noch im wirklichen Leben. 

Der Künstler rettet sich, unzufrieden mit der Welt, aus 


der schalen Wirklichkeit in das Reich der Ideale, in das Land 


seiner Träume, wo er eine ihm adäquate (zusagende) Befriedi- 
gung findet. 

Der Verbrecher, ebenfalls unzufrieden mit der Welt, ver- 
drängt nicht, sondern er erklärt, seinen Willen rücksichtslos 
durchsetzend, der menschlichen Gesellschaft den Krieg, wie er 
u. a., dem Historiker von jeher schon als solcher bekannt, in der 
unverhüllten Brutalität des modernen Engländers sich während 
des Weltkriegs in der Rolle des John Baralong gefiel. 

Der neurotisch veranlagte Mensch, unzufrieden wie alle 
Komplexmenschen, verdrängt und erklärt sich selbst den Krieg. 
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Da gibt es nun zwei Möglichkeiten: entweder greift er zu 
Betäubungsmitteln, zum Sorgenbrecher Alkohol, zum Mor- 
phium u. dgl. oder aber er verzichtet auf diese mehr als proble- 
matischen Mittel und wird zum Neurotiker. 

Die Auffassung der Trinker und Morphinisten als Komplex- 
menschen sollte mehr und mehr dahin führen, daß man keine 
Entziehungskur ohne gleichzeitige oder alsbald folgende Ana- 
lyse machte. Meine Erfahrungen der letzten 15 Jahre bestä- 
tigen die Annahme, daß wir die Trinker, die Morphinisten und 
die mit irgendeiner andern Sucht behafteten Kranken — von 
besonderen Fällen abgesehen — als Komplexmenschen zu be- 
trachten haben. | 

Wir halten weder den Künstler noch den Verbrecher für 
krank. ‘Die deutsche Schule hat Lombrosos Auffassung im 
allgemeinen abgelehnt. Von der Künstlernatur jedoch, ebenso 
wie vom Verbrechertypus aus, sind die Übergänge zum Patho- 
logischen fließend. r 

Schizophrenie als Krankheit nehmen wir nur da an, wo einem 
seelisch leidenden Menschen mit deutlicher Bewußtseinsspaltung 
dauernd oder vorübergehend die Krankheitseinsicht fehlt. Es han- 
delt sich bei der Schizophrenie als Krankheit immer um Menschen, 
welche sich durch Verdrängen von unbequemen Vorstellungen, un- 
erlaubten Wünschen u. dgl. ein differentes Unterbewußtsein ge- 
schaffen haben. Freilich ist die Schizophrenie keine rein psy- 
chische Erkrankung, denn man findet bei ihr Gehirnverände- 
rungen: in akuten Fällen Ganglienzellveränderungen verschie- 
dener Art; in alten Fällen ist die Gehirnmasse verringert, wäh- 
rend die Gliazellen vermehrt sind. Das Abderhaldensche 
Verfahren lehrt, daß Eierstöcke und Eileiter bzw. die Hoden 
abgebaut werden. Jedoch ist die Abbaureaktion noch nicht 
reif zur Verwertung im Dienste der Differentialdiagnose. Alle 
anatomischen Veränderungen lasse ich jedoch unberücksichtigt. 
Ich beschränke mich auf eine Schilderung der psychischen 
Eigentümlichkeiten, welche die schizophrene Veränderung in 
reichem Maß darbietet. 
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I. Hauptgruppen. 





Jeder Fall von Schizophrenie kann wechseln, kann nach- 
einander verschiedene Gruppen von Symptomen, Syndrome 
genannt, vorstellen, oder auch vorübergehend Symptome eines 
andern Syndroms zeigen. 


Erste Gruppe: Das Paranoid: Schizophrenie mit Wahn- 
vorstellungen. 


Hierher gehören die meisten typischen Fälle der alten 
„Paranoia”. Man beobachtet Wahnideen aller Art, also auch 
Größenwahnideen. Die letzteren sind, im Gegensatz zur Para- 
lyse, wo sie gigantischer zu sein pflegen, bei der Schizophrenie 
romantischer; nicht selten werden sie bizarr. Die Wahnideen 
können gleichsam im embryonalen Zustand verharren und äußern 
sich dann lediglich in mehr oder weniger stark hervortretendem 
Beziehungs- und Beeinträchtigungswahn. Die Kranken be- 
ziehen jedes in ihrer Umgebung, jedes auf der Straße im Vor- 
beigehen aufgefangene Wort auf sich selbst. Zeitungsanzeigen 
haben eine geheimnisvolle Beziehung zu ihrem Tun und Lassen, 
ebenso das Vorüberlaufen einer Katze, eines Hasen, das Vor- 
überfliegen eines Vogels. In allem was geschieht oder unter- 
bleibt, sehen sie eine Spitze gegen ihre Person. Sie wähnen 
sich durch das Treiben der Menschen beeinträchtigt. Wenn 
zwei miteinander sprechen, dann ist von ihnen die Rede. Wir 
sehen also, der alte Dichter Ovid hat gut beobachtet, wenn er 
sagt: conscius-ipse sibi de se putat omnia dici, wer ein böses 
Gewissen hat, argwöhnt überall, man spreche von ihm. Auch 
in unseren Fällen handelt es sich immer um Menschen, welche 
ihre peinlichen Vorstellungen oder Wünsche zwar aus ihrem 
bewußten Gedankenkreis herausgedrängt hatten, bei denen aber 
durch Auslösung einer entsprechenden Gedankenverbindung 
diese verdrängten oder „vergessenen” Vorstellungen wieder in 
den Lichtkreis des bewußten, wenn auch noch nicht des klaren 
Denkens rücken: das „böse Gewissen” regt sich, durch Aus- 
lösung irgendeiner Gedankenverbindung wach geworden, und 
erzeugt in den Kranken den Wahn, das, was da geschieht, müsse 
eine Beziehung haben auf sie selbst. In der Regel verfällt der 
Kranke diesem Wahn um so stärker, je mehr ihm im Augenblick 
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die klare Einsicht fehlt in den- Zusammenhang seines krank- 
haften Komplexes, d. h. je weniger klar und deutlich er die 
assoziativ zusammengehörige Gruppe von Vorstellungen, welche . 
seine krankhafte Einstellung bedingen, im einzelnen übersieht, 
also kritisieren kann. Was ich nicht klar und deutlich durch- 
schaue, erregt oder beunruhigt mich. Mein inneres Gleichge- 
wicht kehrt in demselben Maß zurück, wie ich eine klare Ein- 
sicht gewinne in das, was mich in den unangenehmen Affekt 
versetzt hat. Denn durch die Kenntnis der Ursache meiner 
Erregung ist mir Gelegenheit geboten, mich in irgendeiner 
Weise mit dieser Ursache abzufinden. Nur so lange ich über 
dieselbe im unklaren bin, kann ich nichts gegen sie tun, also 
mich auch nicht ihrem Einfluß entziehen, d. h. .so lange ich die 
den unangenehmen Affekt verunsachenden Vorstellungen nicht 
klar überschaue, bleibe ich eine Beute eben dieser mir unbe- 
quemen Gemütserregung sowie der aus ihr sich ergebenden 
Folgen. - 

Die Kranken, von denen hier in erster Linie de Rede ist, 
also die Schizophrenen mit Wahnvorstellungen, kommen mit 
niemand aus, gelten als böse Drachen, Hauskreuz, Prozeßkrämer. 
Sie bringen es zu keinem Beruf, werden Hausierer, Gelegenheits- 
arbeiter, Vagabunden. Auch unter den Querulanten findet man 
schizophren veränderte Menschen. 

Neben der paranoiden (= mit Wahnvorstellungen einhergehen- 
den) Symptomenreihe findet man allmähliche Verblödung. „Der 
Prinz und König hilft bei landwirtschaftlichen Arbeiten und die 
Braut Christi wäscht das Bettzeug ihrer Nebenpatientinnen und 
ist glücklich über ein geschenktes Bonbon” (Bleuler). Die 
Verblödung spricht für Schizophrenie. Dies ist wichtig für die 


Differenzialdiagnose der Paranoia gegenüber. 


Zweite Gruppe: Die Katatonie. 


Die Katatonie zeigt sich in den sogenannten katatonen 
Symptomen in Verbindung mit Erregung (siehe weiter unten)). 
Das auffälligste Symptom ist die Katalepsie oder Flexibilitas 
cerea — wächserne Biegsamkeit. Der katatone Stupor ent- 
spricht dem alten Krankheitsbegriff der Melancholia attonita. 

Die Katatonie verrät sich in allerlei Auffälligkeiten im Be- 
nehmen und Sonderbarkeiten des Handelns. Übertriebener 
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Ordnungssinn, kleinliche Pedanterie sind oft die einleitenden 
Akkorde der chronischen Katatonie, nicht selten in Verbindung 
mit hypochondrischen Vorstellungen. Die Erregung kann an- 
fallsweise auftreten und gibt dann leicht Verwechslung mit epi- 
leptischen Wutanfällen. 


Dritte Gruppe: Die Hebephrenie. 
Hier steht die Verblödung im Vordergrunde. Die Kranken 


werden nachlässig und rücksichtslos, machen Dummbheiten, ver- 
lieren ihre Leistungsfähigkeit. Viele werden lange Zeit für 
Neurastheniker und Hysteriker gehalten. 


Vierte Gruppe: Die einfache, unkomplizierte Schizophrenie. 


Diese Gruppe, von Kraepelin der Hebephrenie zuge- 
zählt, ist „draußen” die häufigste Form. Clouston sagt von 
diesen Kranken: sie „werden einfach affektiv und intellektuell 
schwächer, der Wille verliert die Kraft; die Fähigkeit, ihre Ar- 
beit zu tun, für sich zu sorgen, nimmt ab; sie erscheinen dumm 
und zeigen schließlich das Bild einer ausgesprochenen Demenz” 
(Verdummung). Auch diese Kranken begegnen uns als Hausie- 
rer, Tagelöhner, Bettler, Trinker, Schuldenmacher und Prostitu- 
ierte.. Bestenfalls vegetieren solche Kranke in ganz untergeordne- 
ten Stellungen. „In den sog. besseren Ständen spielt der häufige 
Typus des unverträglichen, beständig keifenden, nur Ansprüche 
machenden, aber keine Pflichten kennenden Weibes eine un- 
glückselige Rolle. Die Familie denkt lange Jahre nicht an Krank- 
heit, erträgt eine Hölle voll Qualen von der „boshaften” Frau 
und verdeckt mit allen Mitteln das Verhältnis vor der Außen- 
welt. Geheimhalten der Anomalie ist um so leichter möglich, 
als viele dieser Kranken sich in der Gesellschaft noch ganz un- 
auffällig benehmen können. Oft ist man geradezu gezwungen, 
vor der Welt die Anomalie zu verschweigen, da. viele Leute 
geneigt sind, für die Patientinnen einzutreten, die so gut die 
verfolgte Unschuld spielen können” (Bleuler) Man wird 
geneigt sein, dies Krankheitsbild der Hysterie zuzurechnen. 
Man sieht aber wohl ein, daß der Krankheitsbereich der Hysterie 
durch die zunehmende Kenntnis von der Schizophrenie eine 
Einschränkung erfahren muß. 

Viele einfache Schizophrene finden sich auch unter den 
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verschrobenen Köpfen aller Art, die als Weltverbesserer, Philo- 
sophen, Schriftsteller, sezessionistische und futuristische Künst- 
ler oder als Übermenschen auffallen. Die leichtern Fälle gelten 
als Nervöse. Viele dieser Gruppe können auch Entartete sein. 

Bleuler nimmt auch eine latente (—versteckte) Schizo- 
phrenie an. Sie ist nach ihm die häufigste Form und zeigt alle 
Symptome in schwacher, noch nicht krankhafter Ausprägung: 
reizbare, sonderbare, launenhafte, einsame, übertrieben pünkt- 
liche und ordnungsliebende Leute erregen den Verdacht, schizo- 
phren zu sein, berühren sich aber andererseits auch wieder mit 
den Vertretern der einfachen Affekt- oder Zwangsneurose, was 


von Wichtigkeit ist für die Aussicht auf Heilung. 


Fünite Gruppe: Periodische Formen. 


Die fünfte Gruppe umfaßt die periodischen Formen der 
Katatonia alternans, bei der Stupor abwechselt mit Verbigerie- 
ren (= .ständiges Wiederholen sinnloser Worte), und die mit 
deutlicher Periodiziät einhergehenden Fälle. Bei diesen letz- 
teren Fällen will Bleuler unterscheiden diejenigen Fälle, 
derenPeriodizität „von innen herauskommt” und die „scharf zu 
trennen sind von den andern, die nur unter psychischen Ein- 
flüssen bald Aufregungen, bald Ruhe haben”. Es dürfte jedoch 
kaum möglich sein, diese Fälle streng auseinanderzuhalten. 
Gerade die schizophrene Geistesverfassung, deren Psychologie 
wir weiter unten noch näher kennen lernen werden, bringt es 
mit sich, daß wir nicht immer und vielleicht nur selten imstande 
sind, die Frage zu beantworten, ob die im Augenblick beste- 
hende Einstellung eines Kranken „von innen heraus” entstanden 
oder aber durch den psychischen Einfluß eines assoziativen Vor- 
ganges, d. h. durch Gedankenverbindung, zustande gekommen 
ist, die, den Komplex des Kranken reizend, sich unserer Auf- 
merksamkeit entzog. 


IL. Verlauf. 
1. Der Krankheitsbeginn 


ist meist schleichend und meldet sich oft an durch langsames 
oder auch plötzliches Nachlassen in den Leistungen. Neigung 
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zur Zurückgezogenheit, unsicheres Auftreten, Unbeständigkeit 
und Reizbarkeit gehen den ernsten Symptomen nicht selten 
jahrelang voraus. Schüler führen oft lange Zeit einen verzwei- 
felten Kampf mit ihrer Krankheit: sie fühlen sich unfähig zu 
anhaltender geistiger Arbeit, klagen über Kopfschmerzen, Herz- 
stiche, Herzklopfen, aufregende Träume. Um ihre Arbeitsfähig- 
keit zu erzwingen, suchen sie sich anzuregen, durch allerlei Mit- 
tel: Turnen, Spaziergänge, Sport, kalte Duschen; endlich auch 
durch Tee, Kaffee, Tabak. Daß alle diese Mittel sehr oft uner- 
wünschte Folgen zeitigen und durch ihre Dauerwirkung die Lei- 
stungsfähigkeit der Schüler immer mehr verringern, liegt auf der 
Hand. Derartige Kranke werden leicht zu Anhängern der Na- 
turheilmethode und deshalb finden wir unter den Fanatikern die- 
ses Schlages' viele Schizophrene. 

Von den Verwandten der Kranken werden die genannten 
Symptome oft verkannt, kaum weniger häufig durch den Haus- 
arzt, | j 

Auch nach der Pubertät auftretende Charakteranomalien 
können sich durch den weiteren Verlauf als Anzeichen erweisen. 
welche die Krankheit einleiten. i 

Wenn es sich im allgemeinen auch um eine Dementia 
praecox handelt, d. h. um eine vorzeitige Verdummung, im 
Gegensatz zu dem im höheren Alter auftretenden Schwachsinn. 
so ist doch ein Beginn der Erkrankung in den 40er und 50er 
Jahren und später nicht allzu selten. In jedem Fall einer spät 
einsetzenden Verdummung (— Dementia praecox tarda) wird 
jedoch die sorgfältige Aufnahme der Krankengeschichte immer 
schon frühe schizophrene Erscheinungen nachweisen können. 
was im übrigen in seiner Weise von jeder Psychoneurose gilt. 


2. Verlauisarten. 


Viele Schizophrenien werden mit einer akuten Erregung 
offenbar. Einen ungewöhnlichen Verlauf gibt es nicht, da alle 
Verlaufsarten vorkommen, mit aHen nur denkbaren Variationen. 
Die akuten Episoden können wenige Stunden bis zu einigen 
Jahren dauern. Das Paranoid und die einfache Schizophrenie 
haben eine Vorliebe für chronischen Verlauf. Bei allen Ver- 
laufsarten kommen zu jeder Zeit Remissionen (Nachlassen) und 
Exazerbationen (Verschlimmerungen) vor. Nach jedem Schub 
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wird die Verdummung ausgesprochener. Nach oft weitgehenden 
Remissionen können Rückfälle auftreten. In akuten Fällen sind 
ganz plötzliche Remissionen nicht selten. Das gilt mehr als bei 
den andern für die paranoide und für die katatone Form. 

Der Ausgang eines Anfalls, einer Episode ist nicht gleich- 
bedeutend mit dem Ausgang der Krankheit. Vorübergehende, 
auch dauernde Besserungen kommen bei akuten Zuständen teils 
spontan vor, teils im Anschluß an eine psychische Einwirkung. 
Anlaß dazu kann gėben eine Versetzung in andere Umgebung, 
die, Entlassung in die eigene Häuslichkeit, ein Besuch der Ange- 
hörigen. Auch nach einfachen therapeutischen Maßnahmen 
beobachtet man gelegentlich eine überraschende Besserung. 
z. B. nach einem Wickel oder nach einer Chloroformnarkose 
(nach Näcke und Steinitz). 

Die chronisch aufgeregten Fälle werden analog der Para- 
noia in der Regel mit den Jahren ruhiger. Verschlimmerungen 
zeigen sich oft durch (chronische) katatone Symptome an. 


3. Ausgang. 


Der Ausgang der Schizophrenie kann wie bei vielen Psy- 
chosen ein verschiedener sein. Zunächst beobachtet man ein- 
fache Verblödung. In anderen Fällen tritt Heilung ein und 
außerdem kommt Heilung mit Defekt vor. Die letztere Form 
des Ausgangs ist psychologisch die bemerkenswerteste und 
praktisch die wichtigste. Es ist gut, wenn der Arzt Bescheid 
weiß über das Verhalten der mit Defekt geheilten Fälle: die 
Kranken haben das Niveau ihrer Leistungen und ihrer An- 
sprüche an die Welt herabgesetzt: der Oberlehrer vegetiert in 
einer Privatschule, der Jurist schreibt in irgendeinem Bureau, 
der Techniker, der Student werden Handlanger oder Gärtner- 
gehilfen, der Mechaniker hilft seiner Frau beim Nähen. Die 
ehemalige Kronprinzessin von Sachsen wurde die Geliebte des 
Hauslehrers ihrer Kinder ‚und später die Frau eines Musik- 
lehrers. 


4. Vererbbarkeit. 
Die bisherigen, noch unzureichenden Untersuchungen haben 
ergeben, daß etwa 10 v. H. der Kinder von Schizophrenen mit 
geistigen oder nervösen Krankheiten behaftet sind. 





— 22 — 


Il. Für den Praktiker wichtige Symptome. 
1. Die Alfektivität — Gemütserregbarkeit. 

Die eigenartige, der Umgebung schwer verständliche, weil 
widerspruchsvolle und oft schnell wechselnde Affektivität ist 
eine wichtige und charakteristische Veränderung, welche die 
schizophrene Geistesverfassung mit sich bringt. Sie beruht 
auf einer Spaltung des Bewußtseins. 

Was heißt das? 

‘ Die Spaltung des Bewußtseins in bewußte und unbewußte 
Vorstellungen, Wünsche usw. ist ein Zustand, von dem sich, 
wie die Erfahrung lehrt, nicht alle Menschen eine zureichende 
Vorstellung machen können. Es soll auch nicht verschwiegen 
werden, daß es sogar Psychologen gibt, welche Möglichkeit und 
Vorhandensein einer unbewußten Seelentätigkeit rundweg ab- 
streiten. Gleichwohl aber muß man aus theoretischen wie aus 
praktischen Gründen die Annahme einer solchen fordern. Denn 
nicht nur mannigfaltige Erwägungen zwingen dazu, sondern 
auch — an ihren Früchten sollt ihr sie erkennen! — die Er- 
folge, welche die auf der Annahme eines unbewußten Seelen- 
lebens sich gründende analysierende psychische Behandlung 
zeitigt, ja, in nicht wenigen Fällen erst ermöglicht. Eben diese 
Erfolge, welche nicht selten nach jahrelanger vergeblicher an- 
derweitiger Behandlung schließlich durch das analytische Ver- 
fahren erzielt werden, haben das Vorhandensein eines unbe- 
wußten Seelenlebens zur notwendigen Voraussetzung. Es ist 
aber in der Wissenschaft von jeher üblich gewesen, eine Hypo- 
these so lange und in dem Grade für wahrscheinlich zu halten, 
als mit ihrer Hilfe gewisse objektive bzw. reale Vorgänge sich 
erklären oder deuten ließen. Ich hoffe, meine Ausführumgen 
werden zur Klärung des Begriffs vom unbewußten Seelenleben 
wirksam beitragen. 

Die Spaltung des Bewußtseins kommt dadurch zustande, 
daß ein Mensch absichtlich oder auch nur unwillkürlich, also 
triebhaft, ihm unbequeme Wünsche oder Vorstellungen vom be- 
wußten Denken abdrängt und, wie man sagt, vergißt. Es ist 
dies der Zustand, in welchem wir uns befinden, wenn wir sagen: 
„ich weiß es ganz bestimmt, ich kann mich aber im Augenblick 
nicht darauf besinnen” oder „mir schwebt das Wort auf der 
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Zunge, ich kann es aber nicht gleich aussprechen”. In allen 
diesen Fällen handelt es sich um das, was die Psychologie un- 
bewußte Seelentätigkeit nennt. Unbewußt ist alles, was wir 
„nicht gleich aussprechen können” oder auf das wir uns „im 
Augenblick nicht besinnen können”, wenn uns z. B. eine Haus- 
nummer, ein Name „nicht gleich einfällt"; wenn wir „vergessen” 
haben, ‚wo wir den gut versteckten Schlüssel verborgen haben. 
Alles Unbewußte kann durch Zufall, wie man sagt, bewußt wer- 
den, es „fällt uns wieder ein". Die analysierende, also die 
lösende, erlösende, ärztliche Behandlung hat das Wiederbewußt- 
machen der unbewußten — „vergessenen Vorstellungen zum 
Ziel: es hat. sich gezeigt, daß gewisse Störungen alsbald ver- 
schwinden, wenn man die unbewußten Vorstellungen, in wel- 
chen diese Störungen ihre Wurzel haben, wieder bewußt macht: 
nur bewußten Vorstellungen gegenüber ist Kritik und Korrektur 
anwendbar und wirksam; nur einen Feind, den wir kennen, ver- 
mögen wir mit Erfolg zu bekämpfen und unschädlich zu machen. 

Die klinischen Erfahrungen lehren nämlich, daß Vorstellun- 
gen, welche wir einmal gehabt haben, vor allem solche, welche 
mit peinlichem Affekt erlebt wurden, nicht spurlos verschwin- 
den können. Sie werden nicht „vergessen”, sondern sie geraten, 
bildlich gesprochen, unter die Schwelle des Bewußtseins, sie 
werden „unterbewußt" oder, wie man jetzt allgemein sagt, „un- 
bewußt”, und plagen uns fortan als böses Gewissen, als ge- 
heimer Kummer oder als Frau Sorge. 


Die Sorge nistet gleich im tiefen Herzen, 
Dort wirket sie geheime Schmerzen; 
Unruhig wiegt sie sich und störet Lust und Ruh‘, 
Sie deckt sich stets mit neuen Masken zu. 
Sie mag als Haus und Hof, als Weib und Kind erscheinen, 
Als Feuer, Wasser, Dolch und Gift: 
Du bebst vor allem, was nicht trifft, 
Und was du nie verlierst, das mußt du stets beweinen. 
Faust I, „Nacht”, Fausts Schlußmonolog. 


Es hat sich nun gezeigt, daß unbewußt gewordene Denk- 
vorgänge unser Affektleben und damit unser Tun und Lassen 
gleichwohl weiter beeinflussen und bestimmen, ob sie nun als 
Kummer und Sorge auftreten oder als böses Gewissen, uner- 
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klärliche Ab- und Zuneigung oder als „schmerzlich Lassen, wid- 
rig Wollen” (Faust Il, „Mitternacht'') u. dgl. 

Es wird oft genug der Fall eintreten, daß eine bewußte 
Vorstellung uns in einer bestimmten Richtung beeinflußt, wäh- 
rend eine unbewußte, also unserm bewußten Denken nicht zu- 
gängliche Vorstellung uns in einer andern, vielleicht gerade in 
der entgegengesetzten Richtung treibt. Dies führt zu, einem 
Konflikt: wir kennen nur die bewußte Vorstellung und deren 
Ziel, sind aber gleichwohl unfrei in unserm Handeln und wissen 
nicht, wie wir uns entscheiden sollen, da wir die unbewußte 
Vorstellung, eben die, welche uns in entgegengesetzter Rich- 
tung beeinflußt, nicht kennen und im günstigsten Fall nur ahnen. 
Diese gleichzeitige Abhängigkeit von entgegengesetzten An- 
trieben und Vorstellungen, von denen immer die eine bewußt 
ist, während die andere unbewußt bleibt, ist die Wurzel einer 
Unzahl von Störungen des Vorstellungs- und Gemütslebens. Da- 
hin sind zu zählen: Hemmungen aller Art, krankhafte Antriebe. 
Angst- und Zwangszustände. Die allen diesen krankhaften oder 
doch anormalen Zuständen zugrunde liegende Geistesverfassung 
nennen wir Spaltung des Bewußtseins. Auf diesen Begriff geht 
im Grunde auch der Begriff Schizophrenie zurück (cyit, ich 
trenne, spalte). Nur bei einem in sich völlig harmonischen Men- 
schen besteht zwischen bewußtem und unbewußtem Seelenleben 
(mit Schopenhauer kann man auch sagen: zwischen bewußten 
und unbewußtem — triebhaftem Wollen) kein Unterschied oder 
aber ein so geringer, daß er keine krankhaften oder anormalen 
Lebensäußerungen zeitigt. | 

Das Gebundensein unseres jeweiligen Bewußtseinszustandes 
durch unsere Affektivität, d. h. durch die augenblicklich herr- 
schenden, keineswegs nur durch bewußte, sondern oft noch mehr 
durch unbewußte seelische Vorgänge bedingten Affekte äußer! 
sich im Alltagsleben in einem recht bunt schillernden Bilde und 
stellt eben die schizophrene Geistesverfassung dar, welche an 
sich noch nicht als Krankheit gelten kann. 

Im Beginn der im eigentlichen Sinn krankhaften Schizo- 
phrenie bemerken wir nicht selten eine Überempfindlichkeit 
gegen wirkliche und eingebildete Benachteiligungen. In ande- 
ren Fällen wieder tritt uns größte Wurstigkeit entgegen, manch- 
mal in Verbindung mit einer bewundernswerten Nonchalance- 
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Neben einer völligen Gleichgültigkeit beruflichen und sozialen 
Interessen gegenüber beobachten wir eine gesteigerte Reizbar- 
keit, gelegentlich bis zu Zorn- und Wutanfällen. Wie für diese, 
so entzieht sich auch der wahre Grund für die Wandelbarkeit 
der Gemütsstimmung unserer unmittelbaren Beobachtung und: 
ist auch dem Kranken in der Regel nicht bewußt oder nicht klar 
bewußt. Ebensowenig würde ein Kranker den Grund für seine 
„Launen" anzugeben wissen. Wir sehen also und werden noch 
weiter sehen, daß uns im alltäglichen Leben auf Schritt und Tritt 
schizophrene Züge begegnen. So entspricht es auch nur den all- 
gemeinen Vorstellungen von der Schizophrenie als Krankheit, 
wenn wir an der Stelle des ernsten Interesses oft nur banale 
Neugierde finden. Das Affektleben fehlt also bei diesen Kran- 
ken nicht, sondern es erscheint in seiner Eigenart und Äußerung 
bedingt (konstelliert) durch die schizophrene Veränderung. Ein 
Hinweis dafür, daß die Affektivität diesen Kranken nicht abgeht, 
liegt in dem Umstande, daß bei ihnen gewisse Züge hervortreten, 
welche uns bei „dementen” Kranken befremden müßten. Es 
handelt sich dabei in erster Linie um Gemütserregungen und 
durch sie bedingte Äußerungen: Entrüstung über Freiheitsbe- 
raubung; Heimweh (findet sich außer bei der Schizophrenie nur 
noch annähernd so stark bei der Epilepsie); Elternliebe, nach 
Bleuler oft die einzige affektive Äußerung dieser Kranken 
(wohl als Regression zu deuten, d. h. als ein Zurückgehen auf 
die kindliche Phase der Entwicklung, was ja zum Teil auch die 
„Demenz’, Verdummung, unserm Verständnis näher bringt);, 
Mitgefühl; künstlerisches Hineinfühlen in andere, oft mit über- 
trieben religiösem Anstrich; oder auch übereilte Begeisterung 
für Neuerungen. Alle diese Erscheinungen sind psychologisch 
undenkbar ohne einen gewissen Grad von „Demenz", und in 
der Tat läßt diese sich auch stets nachweisen, findet aber, 
wenigstens teilweise, ihre Erklärung in dem eben festgelegten 
Begriff der Regression. Wir würden es demnach, soweit Re- 
$ression in Betracht kommt, mit einer Pseudodemenz, d. h. mit 
einer scheinbaren Verdummung, mit einem Anachronismus zu 
tun haben. 

Die schizophrene Affektivität gibt sich ferner kund in einer 
sehr bemerkenswerten Form (Maske), welche im alltäglichen 
Leben nicht selten besonders unangenehm auffällt und auch den 
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Kranken selbst in Zeiten ruhigen Denkens äußerst peinlich ist. 
Es ist dies die Parathymie, Affektwidrigkeit, wenn man will. 
welche sich in deplazierten (übel angebrachten) Affektaus- 
brüchen äußert: lautes Herauslachen bei unpassenden Gelegen- 
heiten, bei Begräbnissen, in der Kirche während der Amtshand- 
lung des Geistlichen, bei Kindern während einer Strafpredigt 
u. dgl. Verwandt mit der Parathymie ist ein anderer echt schizo- 
phrener Zug: die Paramimie (sinnwidriges Mienenspiel): die 
Mimik zeigt das Gegenteil von der eigentlichen Affektlage. 

Endlich ist hier auch das gleichzeitige Bestehen entgegen- 
 gesetzter Gefühlsbetonungen, die „Ambivalenz der Affekte” zu 
erwähnen, welche eine affektive Doppeleinstellung bewirkt und 
uns z. B. in die Zwangslage bringt, eine Tätigkeit, einen Gegen- 
stand, eine Person zugleich zu hassen und zu lieben, uns danach 
zu sehnen oder davor zu fürchten — eine alltägliche und sehr 
häufig verkannte Veranlassung von Familienzwisten. Man liebt 
dabei in der Regel bewußt infolge herkömmlicher Hinneigung 
oder Erziehung, und haßt gleichwohl, dazu angetrieben durch 
unbewußte Vorstellungen, über die man sich im Augenblick 
keine Rechenschaft geben kann. | 

Die Ambivalenz der Affekte führt notwendigerweise zur 
Ambitendenz, d. h. zu einer doppelten Zielrichtung des Wollens 
und des Handelns, also des ganzen Verhaltens. Um eine intel- 
lektuelle Ambivalenz handelt es sich, wenn ein philosophisch 
gebildeter Katatoniker sich äußert: „Wenn ich einen Gedanken 
ausspreche, sehe ich immer einen Gegengedanken. Das ver- 
stärkt sich nun und geht so schnell, daß ich wieder nicht weiß, 
welcher Gedanke der erste war" (Bleuler). Ein derartiger 
Zustand intellektueller Ambivalenz erinnert an die der Zwangs- 
neurose eigentümliche Zweifelsucht. : Beide Zustände sind psy- 
chologisch ähnlich, wenn nicht identisch. 


2. Die Katatonie., 


Der Krankheitsbegriff Katatonie im Rahmen der Schizo- 
phrenie stammt von Kraepelin, der im wesentlichen das 
Syndrom darstellt, wie es vor ihm Kahlbaum in seiner Kata- 
tonie verstanden wissen wollte: eigenartige Motilitätszustände, 
Stupor (Starrheit) und Mutismus (andauerndes Nichtsprechen). 
Dazu kommen noch Stereotypie, Manieren, Negativismus, Be- 
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fehlsautomatie, spontane Automatismen und Impulsivität (Er- 
klärung dieser Ausdrücke folgt). Wegen ihrer großen prak- 
tischen Wichtigkeit verdienen diese Erscheinungen eine nähere 
Betrachtung. 

a) Katalepsie. 

Unter den der Katatonie eigenen Motilitätszuständen be- 
ansprucht unser größtes Interesse die Katalepsie (wäch- 
serne Biegsamkeit). Sie geht einher mit einer auffallenden Mus- 
kelsteifheit, welche sich in Widerständen bei passiven Bewegun- 
gen zeigt‘ und bewirkt, daß die Kranken ein steifes, masken- 
artiges Gesicht zeigen. Die Muskelsteifigkeit führt auch zu 
den der Katatonie eigenen gezwungenen Körperhaltungen und 
Stellungen, deren bekannteste Erscheinung die wächserng Bieg- 
samkeit ist, welche bereits im Zeitalter des Hypnotismus studiert 
werden konnte und bekanntlich bei geeigneten „Medien‘' in der 
Hypnose spontan auftrat oder vom Hypnotiseur „suggeriert" 
wurde. Die Ermüdungsgefühle scheinen, wie bei der Hypnose, 
so auch bei der schizophrenen Katalepsie zu fehlen. Ebenso 
vermißt man bei ausgesprochener Katalepsie die spontanen Be- 
wegungen. Die stärkste Katalepsie ist durch innere oder äußere 
psychische Einflüsse augenblicklich lösbar. Ein Beweis. dafür, 
daß die Katalepsie aufzufassen ist als affektive Sperrung oder 
als der stärkste Grad affektiver Hemmung, d. h. durch unbe- 
wußte Vorstellungen begründeter Hemmung: wird durch Zufall 
oder mit ärztlicher Absicht die absperrende Vorstellung wieder 
bewußt, dann tritt, durch Fortfall der Sperrung, die normale 
Beweglichkeit wieder auf. Manche Kranke werden katalep- 
tisch, wenn sie untersucht werden sollen oder auch, wenn sie 
den Arzt nur in ihrer Nähe wissen. 

Katalepsie kann von Erregungszuständen unterbrochen 
werden, in denen die Kranken um sich hauen oder beißen oder 
Gegenstände zerschlagen, um nach Minuten oder auch Sekunden 
wieder starr zu sein. Das letztere ist wichtig für die Beurteilung 
solcher „Tobsuchtsanfälle” und für die Differentialdiagnose 
Schizophrenie oder Epilepsie, geistige Minderwertigkeit, Para- 
lyse. 

b) Stupor (Starrheit). 

Viele Katatoniker machen einen stuporösen Eindruck. Es 

handelt sich auch hier im wesentlichen um eine affektive Sper- ` 
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können. Auch darf nicht vergessen werden, daß es sich nicht 
immer um krankhafte' Schizophrenie handelt. 

Eine besondere Erwähnung verdienen gewisse stereotype 
Redewendungen und Flickwörter, welche meist dazu dienen, 
Verlegenheitspausen im Vortrag oder in der Unterhaltung aus- 
zufüllen, und in denen die schizophrene Geistesverfassung (je- 
doch ohne immer krankhaft zu sein) sich als Halbbildung und 
Gedankenlosigkeit alle Tage kundgibt. Dieser Redewendungen 
und Flickwörter sind Legion. Ich nenne nur die folgenden: 
wissen Se, nich?, sage ich, gewiß gewiß, also, nämlich, natür- 
lich, bitt' schön usw. Ein Kranker flocht jedesmal nach drei 
bis acht Worten die Silben ratze, retze oder ritze ein. Ein 
Kranker flocht überall „plumps” ein. Reuter hat es großartig 
verstanden, seinen Landsleuten ihre Eigenheiten und dergleichen 
Gedankenersatz abzulauschen. Möllers Kutscher Friedrich (Ut 
de Franzosentid) geht in seiner Abneigung gegen überflüssiges 
Denken jeder Antwort aus dem Wege mit seinem stereotypen 
„O, ick mein man’, während der würdige Amtshauptmann Weber 
bei jeder Gelegenheit mit dem ihm eigenen Nachdruck sagt: 
„das ist dann eine besondere Sache". 

Auch die Schrift der Schizophrenen zeigt einen großen 
Reichtum an stereotypen Zügen: allerlei Variationen, Wieder- 
holungen, Punkte, Striche, Figuren, Schnörkel, Übereinander- 
schreiben, Dazwischenschreiben, Querschreiben usw. Dabei oft 


das Bestreben, kein Eckchen frei zu lassen. Schizophrenen ge- 


lingen dann und wann photographisch getreue Nachbildungen 
von Schriftstücken. 

Die Haltungsstereotypien der Schizophrenie sind etwas bei 
keiner anderen Geisteskrankheit Wiederkehrendes. Die Kran- 
ken stehen, sitzen, liegen stunden-, tage- und wochenlang in 
derselben Stellung, meist in einer für die Erkrankung charakte- 
ristischen Haltung und zeigen eine solche Ausdauer, daß es nicht 
allzu selten zu Kontrakturen und Dekubitus kommt. 


e) Manieren. 


Unter Manieren versteht Bleuler „auffallende Abände- 
rungen von gewöhnlichen Handlungen”. Die Kranken „mimen 
in Haltung, Miene, Kleidung, Sprache, Schrift, beim Waschen, 


Ankleiden, Essen etwas Besonderes’. Ein Kranker Bleulers 
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ging immer erst dreimal um den Nachtstuhl herum, ehe er ihn 
benutzte. Ein Maurer „machte über jeden Ziegelstein, den er 
legte, eine wehende Bewegung mit beiden Händen”. Diese letz- 
tere Form von Manieren kommt auch als „Zeremoniell" bei 
Zwangsneurotikern zur Beobachtung. Es versteht sich von 
selbst, daß viele Manieren, nach Bleuler fast immer, in 
Karikaturen ausarten. Hier wäre auch die manierierte Anwen- 
dung falscher, dem eigentlichen ähnlicher, Fremdwörter zu nen- 
nen, mit denen sich Halbgebildete gern einen gelehrten Anstrich 
geben. Damit ist nicht der unabsichtliche Mißbrauch von Fremd- 
wörtern gemeint, der meist ja nur belustigend wirkt, wie z. B. 
Fourrage und Aurora für Furore. Manieriert dagegen ist es, 
wenn wir vom slawischen „Typhus” (— Typus) reden hören, 
oder wenn sich ein Wichtigtuer mit den Worten zur Verfügung 
stellt: „ich stehe zu Ihrer Disproportion”. Hierher gehört auch 
das zu oft gehörte „Schreifritz" für „Freischütz". 

Grimassen sind mimische Manieren. In Grimassen und son- 
stigen Manieren ahmen Subalterne ihre Vorgesetzten — oft ganz 
unwillkürlich — nach in Haltung, Sprache, Schrift, wie im gan- 
zen Auftreten. Diese Vorgänge wurzeln in den tiefen psycho- 
logischen Beziehungen des Sohnes zum Vater. Viele Menschen 
verhalten sich so wie eben angedeutet, nicht weil sie in sub- 
alterner Stellung sind, sondern sie verpaßten die Loslösung vom 
Gängelband der Eltern, blieben unselbständig und, verfielen so 
dem Schicksal, dauernd subalterne Naturen bleiben zu müssen, 
wenn sie nicht zu schweren Neurotikern oder Gewaltmenschen 
wurden. 

Manierierte Bewegungen, wie Zungen-, Lippen- und Finger- 
spielereien können choreatischen und tetanieartigen Bewegun- 


gen ähnlich werden. 
f) Negativismus. 


Die oben besprochene Ambivalenz schafft alle Übergänge 
zum Negativismus, namentlich in Form der Ambitendenz, d. h. 
der Neigung, etwas zugleich tun und nicht tun zu wollen. Nega- 
tivismus faßt eine Anzahl von Symptomen zusammen, welche 
- alle das Gemeinsame haben, daß „eine Reaktion, welche im 
positiven Sinn zu erwarten war, negativ abläuft". Man spricht 
von passivem Negativismus, wenn die Kranken das, was man 
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von ihnen verlangt, nicht tun können oder nicht tun wollen. 
Eine stärkere Ausprägung der Ambitendenz ist es, wenn die 
Kranken etwas anderes oder gar das Gegenteil tun von dem, 
was man von ihnen verlangt. Diese Form nennt man aktiven, 
auch konträren Negativismus. Er kann sich steigern.zum eigent- ` 
lichen Befehlsnegativismus: die Kranken tun grundsätzlich das 
Gegenteil von dem, was sie zu tun aufgefordert werden. Dies 
kann in manchen Fällen praktisch ausgenutzt werden, indem 
man von ihnen das Gegenteil von dem verlangt, was man eigent- 
lich will. Der Befehlsnegativismus spielt in nicht wenigen ambi- 
valenten Ehen eine bemerkenswerte Rolle und stempelt man- 
chen ambitendenten Haushalt zum Schauplatz einer lebensläng- 
lichen Tragikomödie. Der Kranke fühlt eine ihm selbst schmerz- 
liche Lust, immer eine „Z'widerwurzen” zu sein. Selbstver- 
ständliche Kleinigkeiten, die man von ihm verlangt, bringen ihn 
in maßlose Wut. Auf jeder Reise, bei längerem Aufenthalt in 
Wartesälen, kann man entsprechende Beobachtungen machen. 
In Thüringen ruft man solchem Störenfried zu: „nur nicht gran- 
tig sein!” Nicht nur im Verkehr zwischen Verwandten, auch 
zwischen Vorgesetzten und Untergebenen artet Negativismus 
mitunter geradezu in Schikanose aus. 

Es würde sich lohnen, gewisse markante Züge und Erschei- 
nungen, die in der langen Kriegsdauer begründet sind, \einmal 
unter die psychologische Lupe zu nehmen. Während z. B. im 
Verkehr zwischen Behörden oder sagen wir lieber zwischen Be- 
amten und Bevölkerung jetzt nicht eben selten eine Schikanose 
unverkennbar ist, sehen wir in der „Hamsterpsychose''/ zwar 
keine eigentliche Geisteskrankheit, wohl aber einen negativisti- 
schen Zug, welcher sich aus der durch den Krieg uns allen mehr 
oder weniger aufgezwungenen schizophrenen Geistesverfassung 
mit einer gewissen Selbstverständlichkeit ergab. Ebenso wur- 
zelt der Kriegswucher zwar in einer egoistisch-negativistischen 
Einstellung, konnte aber doch nur zusammen mit einem be- 
dauerlichen Mangel an vaterländischem Gefühl in die Erschei- 
nung treten. Dasselbe gilt auch für die offenkundige Zunahme 
der Eigentumsvergehen. Endlich müssen wir auch in den nicht 
selten mit Raffinement herbeigeführten Selbstverstümmelungen 
und sonstigen Vornahmen, welche eine Dienstunbrauchbar- 
machung zum Zweck hatten, negativistische Akte erkennen. 
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Daß diese Strafhandlungen mit der Dauer des Krieges zunah- 
men, ergibt sich aus den Verhältnissen ganz von selbst. 

Als „inneren Negativismus” bezeichnet Bleuler die 
starke Übertreibung der Erscheinung, daß man immer das, was 
man erreicht oder getan hat, für das ÜUnrichtige hält. Dieser 
Zug findet sich auch bei der Zwangsneurose und kann in typi- 
sche Zweifelsucht, folie du douter, ausarten. Der innere Nega- 
tivismus .kann sich auch im Handeln äußern. Kraepelin 
spricht in solchen Fällen von einem „Gegenwillen”. Der Kranke 
tut nicht das, was er bewußt will, sondern er wird durch einen 
unbewußten Willensantrieb abgelenkt und so resultiert eine ganz 
andere Handlung: er kämmt sich nicht die Haare, sondern fährt 
mit dem Kamm über den Rock. Hierin spricht sich ein rein 
psychisch bedingter Verlust des Verständnisses für den Ge- 
brauch der Dinge (Apraxie) aus. 

Der innere Negativismus kann sich auf die „Stimmen über- 
tragen. Ein Techniker sprach von „Plus- und Minus-Stimmen”". 

Als intellektueller Negativismus wird eine falsche Auffas- 
sung der Umgebung beschrieben. Z. B. nach bis dahin richtiger 
Orientierung eine falsche Auffassung der Himmelsrichtungen. 

Eine besondere Erscheinung oder Begleiterscheinung des 
Negativismus ist das andauernde Nichtsprechen, der sogenannte 
Mutismus, welcher, wie viele schizophrene Züge oder Sym- 
ptome, in den Krankengeschichten meist als hysterischer Mutis- 
mus abgetan wird und eine rein psychisch und zwar Attektiy 
bedingte Sprachhemmung bedeutet. 

Ein negativistischer Akt ist nach Schopenhauer der Selbst- 
mord: die Gattung im Individuum will leben. Das Individuum 
stirbt, weil die Gattung in ihm nicht so leben kann, wie sie will. 


g) Befehlsautomatie. 


Im äußeren Gegensatz zum Negativismus steht die Befehls- 
automatie, d. h. das „automatisch-prompte Befolgen von kurzen. 
sicher gegebenen Befehlen". Hier sind auch die Echopraxie und 
die Echolalie zu nennen: die Kranken wiederholen alles, was 
man vor ihnen tut oder spricht. Im letztern Fall wiederholen sie 
ganze Sätze oder nur die letzten Worte. „Sind Sie heute schon 
ausgewesen?” — „Ausgewesen." In schwächeren Graden der 
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Echolalie beobachtet man nur abortive Sprechbewegungen (Be- 
wegungen der Lippen ohne Intonation). 
h) Automatismen. 

Ein großer Teil der Bewegungs-Stereotypien verläuft auto- 
matisch. Man beobachtet automatisches Zerreißen, Scheiben- 
einschlagen, Schreien, Tierstimmennachmachen und automati- 
sche Selbstbeschädigungen, deren Würdigung als eine in „foren- 
sischer Bewußtlosigkeit'' (Hoche) begangene Handlung Hee- 
resangehörigen gegenüber von besonderer Bedeutung ist. Auch 
unbegründetes Lachen oder Weinen, d. h. Lachen und Weinen, 
für welches kein ersichtlicher, kein bewußter Grund vorliegt, 
kann automatisch erfolgen. Die automatisch handelnden Kran- 
ken erscheinen oft „verzaubert oder „besessen; Christus oder 
der Teufel handelt oder spricht durch sie. Von diesen Erschei- 
nungen schizophren-automatischer Handlungen ausgehend fin- 
den sich Übergänge zu Zwangsantrieben und Zwangshandlungen. 
In diesen Fällen fühlen die Kranken mehr oder weniger deutlich 
den Zwang. | 


i) Impulsivität (plötzliches Handeln im Sinne 
einer „Entladung''). 

Eine automatische Handlung wird zur impulsiven Hand- 
lung, wenn sie als Affekthandlung auftritt. Derartigen impul- 
siven Handlungen begegnen wir im Verkehr mit Menschen auf 
Schritt und Tritt. Schon das maßlose Schimpfen ist hierher zu 
rechnen, das man auf der Straße und in den Häusern gelegent- 
lich hören kann. Von solchen unschädlichen Wutausbrüchen - 
ist jedoch nur ein Schritt bis zu tätlichen Angriffen, die im Zivil- 
leben, zumal auf dem Lande, ja auch noch nicht tragisch genom- 
men werden gemäß dem Spruch: Pack schlägt sich, Pack ver- 
trägt sich. Anders ist die Bewertung, wenn ein tätlicher Angriff 
auf einen Vorgesetzten erfolg. Wenn auch die Beurteilung 
eines solchen Falles „im Felde" strenger ist und sein muß, so 
muß doch mit aller Entschiedenheit darauf hingewiesen werden, 
daß die Psyche des Durchschnittsmenschen infolge der verschie- 
denartigsten Einwirkungen, welche die lange Kriegsdauer mit 
sich brachte, mehr und mehr einem höheren Druck, einer er- 
höhten Spannung standhalten mußte. Aus diesen durchaus ver- 
änderten Verhältnissen ergab sich mit der Notwendigkeit eines 
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Naturgesetzes eine gesteigerte Reizbarkeit. Gerechtigkeit und 
Menschlichkeit fordern, daß man diesen grundsätzlich veränder- 
ten Verhältnissen bei der Aburteilung jener bedauerlichen Fälle 
Rechnung trägt. Dasselbe gilt für die in diesem Zusammenhange 
gleichfalls zu nennende „unerlaubte Entfernung”, welche im 
Zivilleben als planloses Verlassen einer Stelle ein alltägliches | 
Vorkommnis ist und sich bei sorgfältiger Prüfung entweder als | 
epileptische Erscheinung (Äquivalent) entpuppt oder aber als 
schizophrene Handlung. | 

Zu den impulsiven schizophrenen Handlungen müssen auch 
manche Fälle von Dipsomanie gerechnet werden, also jene 
merkwürdigen Fälle, in denen sonst nüchterne Menschen an- | 
fallsartig sich herumtreiben und sich bis zur Sinnlosigkeit be- 
trinken. 

3. Akute Syndrome. 

Während der Verlauf der Schizophrenie im allgemeinen ein 
chronischer ist, wird dieser Verlauf einerseits von oft weitgehen- 
den Remissionen (Nachlassen) unterbrochen, andererseits von 
vorübergehenden Exazerbationen (Verschlimmerungen). Diese 
akuten Syndrome faßt man meist als selbständige Psychosen auf. 
Hierher gehören Delirien verschiedenster Art, viele Fälle von 
„Amentia” (akute Verwirrtheit) und wohl die meisten Fälle der 
„Brautpsychose”. Auch vorübergehende Erregungs- und Däm- 
merzustände verschiedener Art sind hier zu nennen. Von den 
praktisch wichtigen akuten Syndromen wollen wir folgende einer 
näheren Besprechung unterziehen. 


a) Melancholische Zustände. 


Viele Fälle der „einfachen und wohl alle Fä te der „hypo- 
chondrischen Melancholie” müssen als schizophre Syndrome 
aufgefaßt werden. Wir begegnen hier Hemmunge erschieden- 
ster Art. Ganz besonders fällt meist eine starke -nkhemmung 
auf, die gelegentlich zu extremem Monoideismus fein Nichtlos- 
kommenkönnen von einer meist krankhaften Vorstellung) f*}. 
ren kann. Nahrungsverweigerung und Selbstbe cht gibt es 
kommen, wie bei allen Depressionen, auch hier vo’ 
sich um dienstpflichtige Personen, dann wird imm« apean 
erörtern sein, ob die Selbstbeschädigung als Vei , sich der 
Dienstpflicht zu entziehen, gedeutet werden muß. .ann Schizo- 
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phrenie nachgewiesen werden, dann gilt auch für Militärperso- 
nen der $ 51 StGB. welcher solchen Kranken Straffreiheit 
sichert. 


b) Manische Zustände (Zustände mit krankhaft 
gehobener Stimmung). 


Die Stimmung der manisch erregten Schizophrenen ist nicht 
eigentlich gehoben, sondern meist mutwillig und läppisch. Ihr 
Benehmen gleicht dem eines übermütigen Kindes. Die Demenz 
spricht sich deutlich aus in dummen Witzen, im Erzählen von 
Witzen mit verfehlter Pointe und in der — auch manchen 
Stammtischen eigenen Vorliebe für Zweideutigkeiten und Zoten. 

Viele Schizophrene zeigen während einer manischen Phase die 
Neigung sich zurückzuziehen; andere wieder können mutistisch 
sein. Die in der manischen Erregung zutage tretenden Wahn- 
ideen sind meist Größen- und Verfolgungsideen. 


c) Katatonie. 
Auch akute katatone Zustände kommen vor. Eine nähere 
Besprechung derselben erübrigt sich an dieser Stelle. 


dA Wahnsinn. 


Die schizophrene Wahnsinnsform, von einzelnen als „akute 
Paranoia” fedeutef, stellt die häufigste Form der akuten Ver- 
wirrtheit, der sogenannten Amentia dar. Die Sinnestäuschungen 
stehen im Vordergrunde und lassen den Kranken verwirrt er- 
scheinen. Die meisten Visionen der Erleuchteten und Heiligen 
gehören hierher. Daß man aus schizophrener Stimmung heraus 
eine deutliche. Vision haben kann, ohne zugleich schizophren 
krank zu sein, beweist Goethes Vision, die er nach der Trennung 
von Friede .. auf seinem einsamen nächtlichen Ritt nach Dru- 
senheim ha. Aus meinem Leben, II. Teil 11. Buch am Schluß). 
Durch die t. Bedeutung dieses Abschieds sowie durch seine 
näheren Ums: .nde war die Konstellation für eine schizophrene 
Stimmung geschaffen, aus der heraus die Vision durchaus: ver- 
Ban Tags 4 soweit bei Goethes Erzählung nicht die Mög- 
Dämmerzust. “ückläufigen Erinnerungstäuschung in Betracht ge- 
oat e -ten enti nuß. 
ie „~, „ stäuschungen werden von den Kranken selbst 


meist in zy Gruppen unterschieden: Stimmen, die, ganz wie 
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natürliche, wirkliche, von außen kommen, und innere Stimmen, 
welche, in den eigenen Körper projiziert, fast ohne sinnliche 
Komponente sich bemerkbar machen. 

Die Dauer der Wahnideen schwankt außerordentlich. Als 
pathologische Einfälle dauern sie Sekunden; als fixe Ideen 
können sie ein ganzes Leben lang bestehen. Eine leicht Kranke, 
die sich bis nach den "Wechseljahren draußen halten konnte, 
hatte im zwanzigsten Lebensjahr die VerBeißung gehört, wenn 
sie noch dreißig Jahre Jungfrau bleibe, so bekomme sie 20 000 
Mark, Nach Ablauf der dreißig Jahre ging sie auf eine Bank, 
um das Geld in Empfang zu nehmen (Bleuler). 

Die Wahnideen können vergessen werden. Es handelt sich 
aber da, wo sie nicht von andern Vorstellungen überlagert sind, 
immer um absichtliches Vergessen, also um Verdrängen. In 
manchen Fällen werden die Wahnideen auch nur: unklar oder 
sie blassen ab. Immer aber bestehen sie im Unterbewußtsein 
unter voller Erhaltung ihres Affektbereiches weiter. Dies wird 
bewiesen durch die Beobachtung, daß unklare bzw. unbewußte 
Vorstellungen einen höheren Grad von Bewußtheit erlangen, 
unter Umständen bewußt werden, wenn der Vorstellungskom- 
plex, dem sie angehören, assoziativ irgendwie gereizt wird. 
Komme ich an einen Ort, an welchem ich einst eine glückliche 
Zeit verlebt habe, den ich aber viele Jahre nicht besuchte, dann 
erwacht in mir, angeregt durch vielleicht nur einen einzigen 
sinnlichen Eindruck, eine Fülle von aftektbetonten Erinnerun- 
gen aus der längst vergangenen Zeit. 

` Gelegentlich hat man es mit einem bunten Durcheinander 
von Wahnideen zu tun, die sich sogar widersprechen können. 
Schuele spricht von einem Wahnchaos. : Eine Kranke hielt 
ihre Wärterin zugleich für ihren Bruder, für ihre Schwester und 
noch eine dritte Person. Ein Kranker sprach von sich als von 
der Mutter seines Kindes. Der Widerspruch dieser verschie- 
denen Wahnvorstellungen löst sich auf, wenn wir annehmen, 
daß die einzelnen Wahnvorstellungen verschiedenen Bewußt- 
seinsschichten angehören. Innerhalb derselben Schicht gibt es 
keine Widersprüche. | 


e) Dämmerzustände, 
Die durch den Krieg sehr in Aufnahme gekommenen Däm- 
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merzustände sind nach Bleuler im wesentlichen die Reak- ` 
tion einer leicht schizophrenen Persönlichkeit auf: ein psychi- 
sches Trauma (Verletzung). Es handelt sich in den Dämmer- 
zuständen, genau wie bei der Hysterie, um Wachträume, in 
denen Wünsche, Hoffnungen und Befürchtungen eine mittel- 
bare oder symbolische Erfüllung finden. Der Dämmerzustand 
ist ein Wahnzustand, in welchem die Umgebung verkannt wird. 

Eine besondere Stellung nehmen die ekstatischen Dämmer- 
zustände ein, welche, auf religiösen Komplexen entstanden, 
leicht zu Visionen führen, mit starrer Haltung in verehrender ° 
Stellung, mit verzückten Mienen, meist mit vollständiger, echt 
schizophrener Absperrung von der Außenwelt, die sich in voller 
Aufhebung der Schmerzempfindlichkeit aussprechen kann. 

Das Benehmen der Dämmerigen ist sehr verschieden. Meist 
besteht im wachen Zustande völlige oder doch teilweise Erinne- 
rungslosigkeit für das im Dämmer Erlebte. Im Dämmer. selbst 
beobachten wir ein reziprokes Verhalten für die Erlebnisse im 
Wachzustand. Es handelt sich auch hier um die Trennung in 
bewußtes und unbewußtes Seelenleben und, den möglichen ver- 
schiedenen Schichten des Bewußtseins entsprechend, kann es 
vorkommen, daß ein dazu Disponierter in einen einer ganz 
bestimmten Schicht zugehörenden Dämmerzustand verfällt (oder 
auch flüchtet). In dem Dämmerzustand, der einer bestimmten 
Bewußtseinsschicht entspricht, besteht im allgemeinen Erinne- 
rungslosigkeit für den Vorstellungsbereich der übrigen Schichten. 
Jedoch sind die einzelnen Bewußtseinsschichten in dieser Hin- 
sicht keineswegs hermetisch gegeneinander abgeschlossen. Oft 
genug beobachtet man eine doppelte Registrierung der äußeren 
Vorkommnisse im Sinn des Traumes und zugleich im Sinn der 
Wirklichkeit. 

Die Dauer der Dämmerzustände beschränkt sich in man- 
chen Fällen auf Minuten, kann sich aber auf Monate und Jahre 
erstrecken. Dämmerzustände von langer Dauer sind nicht sel- 
ten von lichten (luziden) Phasen unterbrochen, welche Minuten 
bis zu Tagen dauern können. Dabei kann auch die Tiefe des 
Dämmerzustandes wechseln, den verschiedenen Bewußtseins- 
schichten entsprechend, welche sich im Dämmer ablösen kön- 
nen. . Auch vermißt man nicht selten die scharfe Grenze zwi- 
schen Dämmerzustand und wachem, das heißt hier bewußtem 
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Verhalten. Es kann vorkommen, daß der dämmerige Kranke 
einen wachen Eindruck macht, daß also der — unbewußte — 
Dämmerzustand vorübergehend ganz dem Verhalten entspricht, 
wie wir es beim bewußten Seelenleben voraussetzen. Diese 
Beobachtungen sind bereits seit dem Studium des praktischen 
Hypnotismus bekannt. Die den Beobachtungen zugrunde lie- 
genden Zustände kommen bei krankhaft veränderten Persön- 
‚lichkeiten oft genug vor. Sie sind ein dankbares Objekt für die 
ärztliche (analytische) Behandlung, welche ihr Ziel dadurch zu 
erreichen sucht und in geduldig durchgeführten Fällen auch er- 
reicht, daß sie die Gegensätze der verschiedenen Bewußtseins- 
schichten ausgleicht und dadurch die Harmonie des Bewußt- 
seins wieder herstellt und den Kranken wieder leistungs- und 
genußfähig macht. | 

Jene Fälle, in denen es, wie man leicht einsieht, Schwierig- 
keiten 'macht zu entscheiden, ob ein Mensch im Augenblick 
bewußt oder unbewußt handelt, kommen in der Tat vor. Ich 
lernte einen Akademiker kennen, der als Leipziger Student 
eines Tags auf Pariser Pflaster „erwachte”. Er hatte die Reise 
mit Überlegung vorbereitet und zu Ende gebracht, wie sich fest- 
stellen ließ, hat also offenbar einen klar bewußten Eindruck 
gemacht. Gleichwohl „erwachte" er in Paris, d. h. sein Däm- 
merzustand ging in Paris zu Ende, Einen weiteren Dämmerzu- 
stand erlebte derselbe Herr bald darauf als Einjährig-Freiwilli- 
ger einer mitteldeutschen Garnison. Er wurde eines Tages, noch 
im Dämmer, in München aufgegriffen und „kam dann erst zu 
sich". Das automatisch folgende kriegsgerichtliche Verfahren 
wurde nach Bekanntwerden der Vorgänge eingestellt und der 
Betreffende aus dem Heeresdienst entlassen. 

Solche Fälle sind häufiger als in Laienkreisen angenommen 
wird. Dem nicht psychologisch vorgebildeten Arzt können sie 
diagnostische Schwierigkeiten machen, von den therapeutischen 
ganz abgesehen. Die belletristische Literatur schildert gern 
solche Fälle, oft mit mehr Behagen als Sachverständnis. 

Der Dämmerzustand geht, wie bereits erwähnt, meist mit 
vollkommener Erinnerungslosigkeit. einher. Diese braucht je- 
doch nicht stabil zu sein. Sie kann durch eine zufällige bzw. 
vom Arzt gewollte Assoziation (Gedankenverbindung) aufge- 


hoben werden. Das letztere ist in geeigneten Fällen das Ziel 
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der ärztlichen Behandlung: man sucht den Dämmerzustand in 
Hypnose überzuführen und tritt dadurch mit dem Kranken „in 
Rapport". Sobald dies gelingt, hat man es verhältnismäßig 
leicht, den Kranken zu „wecken" und damit den Dämmerzustand 
zu beenden. 

Es ist bekannt, daß die Kenntnis von den Dämmerzuständen 
durch Kranke und Nichtkranke weidlich ausgenützt wird. Bei 
der Schwierigkeit der Beurteilung der vielfach noch nicht genü- 
gend bekannten Psychologie der Dämmerzustände ist die Auf- 
gabe des Arztes nicht immer leicht und es leuchtet ein, daß es 
in forensischen Fällen auch dem Richter die allergrößten Schwie- 
rigkeiten machen kann, den in manchen Fällen recht diffizilen 
Gedankengängen des ärztlichen Sachverständigen zu folgen und 
beizupflichten. j 


f Zornanfälle. 


Unter den akuten Syndromen sind auch Zorn- und Schimpf- 
anfälle zu nennen. Sie können schon durch einen Gruß oder 
mitten im normalen Gespräch ausgelöst werden und müssen 
als überwertige Reaktion auf äußere, und zwar oft an sich harm- 
lose Reize angesprochen werden. Die dem Laien oft rätsel- 
hafte Auslösung solcher Zornanfälle durch nichtige Anlässe muß 
so verstanden werden, daß durch ein Wort, eine Bewegung. 
einen Gegenstand oder einen beliebigen Vorgang der „Kom- 
plex” des Kranken gereizt wird, d. h. daß auf assoziativem Wege 
(d h. durch Gedankenverbindung) sein „schwacher Punkt” ge- 
troffen wird. Der Kranke ist „geladen” und eine geringfügige 
absichtliche oder nicht beabsichtigte Anspielung auf seinen „Doll- 
punkt” (Berliner Ausdruck) hat dieselbe Wirkung wie der un- 
scheinbare Funke, der ins Pulverfaß springt. Jeder Beamte 
weiß, welche Worte oder Vorgänge er in Gegenwart eines zorn- 
mütigen Vorgesetzten nicht erwähnen darf. Dem verstorbenen 
Bürgermeister Langerhans durfte man den Namen des „Haupt- 
manns von Köpenick” nicht nennen. Er „litt unter dem Fluch 
einer lächerlichen Erinnerung”, schrieb eine Tageszeitung. 
Mehr oder weniger hat jeder Mensch seinen „Dollpunkt'. 


g) Wanderzustände. 


Vorübergehende Erregungszustände können auch die Form 
von Fugues annehmen, d. h. jener Form von triebartigem Wan- 
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dern oder Reisen, welche wir am häufigsten als epileptisches 
Äquivalent beobachten können. Eine sorgfältige Analyse er- 
gibt regelmäßig, daß die Kranken durch ernstliche Verstim- 
mung, durch Angst, durch halluzinierte Befehle oder Ratschläge 
dazu getrieben, sich aus dem Staub gemacht haben; eine Tat- 
sache, welche man im Auge behalten muß den vom dritten 
Kriegsjahr ab sich häufenden Fällen von „unerlaubter Entfer- 
nung” gegenüber. Das Benehmen der triebhaft wandernden 
oder reisenden Kranken ist außerordentlich verschieden. Sie 
befinden sich in einem mehr oder weniger tiefen Dämmerzu- 
stand, können dabei aber als ganz gesund imponieren, während 
sie in der Anstalt oder daheim vielleicht im höchsten Grade 
auffällig und unsozial waren. 

Eine ähnliche günstige Veränderung benei man nebenbei 
häufig nach Verlegungen von einer Anstalt in eine andere. 
Infolge der Versetzung in eine ganz neue Umgebung ist das Ver- 
halten des Kranken meist ein ganz verändertes, in der Regel 
ein im günstigen Sinn verändertes. Ein Ortswechsel ist ja auch 
für viele reizbare und in physiologischen Grenzen zornmütige 
Menschen heilsam. Erklären läßt sich dieser Vorgang bei den 
Schizophrenen ‘nur aus dem schnell wechselnden Helligkeits- 
grade ihres komplexen Bewußtseins. Die Kranken bewegen 
sich auf und ab in den verschiedenen Schichten ihres Bewußt- 
seins. Je nach affektiver Beeinflussung durch die Umgebung, 
für welche diese Kranken viel empfänglicher sind als die Ge- 
sunden, wechselt ihre Einstellung der Außenwelt gegenüber. 


IV. Beobachtungen aus dem Alltagsleben. 
1. Autismus, — 2. Abulie. 


Vom Kinde, das in einer Zimmerecke stundenlang spielt 
und für welches diese Ecke, nach seiner Phantasie ausgestattet, 
die Welt bedeutet, bis zu einem schwer schizophrenen Kranken 
ist eine lange Reihe. Aber allen einzelnen Vertretern dieser 
Reihe, vom harmlos spielenden Kinde bis zu dem von der Außen- 
welt sich abschließenden Schizophrenen, ist eine. Loslösung von 
der Wirklichkeit eigen mit Überwiegen des Innenlebens. Bleu- 
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ler nennt diesen Zustand Autismus. Der Autismus macht den 
Menschen unfähig, mit der Wirklichkeit zu rechnen; er erzeugt 
Neigung zur Zurückgezogenheit, bei gleichzeitig bestehender 
Reizbarkeit. Autismus führt einerseits — nicht selten mit voll- 
ständigem Abschluß gegen die Außenwelt — zur Beschäftigung 
mit den höchsten Fragen, d. h. solchen Fragen, die man nicht 
entscheiden kann, bei denen die Realität nicht mitspricht 
(Bleuler), andererseits zur Abulie, d. h. zur Willenlosigkeit, 
und dadurch nicht selten zum Konflikt mit der Umgebung. 
Wahrnehmungen des alltäglichen Lebens können gelegentlich 
ein Ausdruck oder auch mal. das erste Zeichen krankhafter 
Schizophrenie sein: Willensschwäche, Teilnahmlosigkeit, ableh- 
nendes Verhalten, Eigensinn und Trotz werden häufig für Un- 
gezogenheit oder Mangel an Bildung gehalten, was sie ja in 
manchen Fällen auch sind. Man darf aber doch nicht übersehen, 
daß alle diese unsozialen Anwandlungen gelegentlich als krank- 
hafter Autismus gedeutet werden müssen und als Frühsymptom 
der Schizophrenie zu bewerten sind. Dasselbe gilt von den in 
der Kinderstube und in der Schule gleich häufigen Willenssper- 
rungen, bei denen es sich natürlich oft genug um wirkliche Träg- 
heit handelt. Dieser Punkt verdient jedoch eine hellere Be- 
leuchtung. Nicht alles ist Trägheit, was auf den ersten Blick 
so aussieht und dem strengen Herrn Magister je nach Tempera- 
ment Bewunderung oder Entrüstung abzwingt. In vielen Fällen 
handelt es sich um ein Nachlassen der Aufmerksamkeit und der 
geistigen Spannkraft infolge natürlicher Erschöpfuf& des unfer- 
tigen, also noch nicht voll leistungsfähigen Gehirns. In der 
solchermaßen entstandenen Unaufmerksamkeit oder „Trägheit” 
haben wir eine Schutz- und Abwehreinrichtung der Natur gegen 
übermäßige, also schädliche geistige Inanspruchnahme zu er- 
blicken. Andern Fällen von „Trägheit" liegt eine anhaltende 
Ablenkung der Aufmerksamkeit zugrunde, welche verschiedene 
Ursachen haben kann, die aber alle auf den wesentlichen Um- 
stand zurückzuführen sind, daß dem unreifen Gehirn die dem 
normalen Erwachsenen eigene Konzentrationsfähigkeit abgeht. 
Von der hier zur Rede stehenden Ablenkung, unter der zurzeit 
auch die meisten Erwachsenen leiden, werden die Lehrer in 
an aufregenden Erlebnissen reichen Zeiten ein Lied zu singen 
wissen. Aber auch von aktuellen Umständen abgesehen, wird 
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der Lehrer gut tun, bei überraschender „Trägheit” eines bis 
dahin eifrigen Schülers auf die veranlassende Ursache zu fahn- 
den. Er wird für die „Trägbeit” dann oft genug einen zurei- 
chenden, also entschuldbaren Grund finden. Seien es Familien 
trauer oder -not, Krankheit der Verwandten, aufregende häus- 
liche Erlebnisse, übermäßiges Heranziehen der Kinder zu häus- 
lichen Arbeiten, in Friedenszeit auch zu ‘späten Vergnügungen, 
cder ein anderer Umstand. Sind alle genannten Entschuldigungs- 
gründe für entschuldbare „Trägheit"' erschöpft, dann kann es 
sich — wieder bei bis dahin fleißigen Schülern — um eine 
schizophrene Willenssperrung krankhafter Art handeln. (Die 
Ablenkung der Aufmerksamkeit durch das Gemütsleben der 
Kinder beschäftigende Erlebnisse führt lediglich zu einer nor- 
malen Spaltung des Bewußtseins, welcher auch der Gesunde 
zugänglich ist.) Solche Kranke können infolge ihrer Spaltung 
in der Schule gelegentlich in einem Fach gänzlich versagen, da- 
bei aber in einem andern sich auszeichnen. Dieser Umstand 
kann in den höheren Schulen, wo jeder Lehrer sein Lehrfach 
für „das” Hauptfach hält, dem Schüler leicht verhängnisvoll 
werden. | ` S 

Der stärkste Grad von Willenssperrung offenbart sich im 
katatonen Stupor, d. h. in jenem eigenartigen Zustande, in wel- 
chem die Kranken wie die unbeweglichen indischen Säulen- 
heiligen tage- und wochenlang umher sitzen, liegen, stehen, 
unter völligem Abschluß von der Außenwelt. Die schwächern 
Grade eine®derartigen erstarrten Lebens begegnen uns im täg- 
lichen Verkehr auf Schritt und Tritt. Langsames Antworten, 
zögerndes Ausführen von Bewegungen und Handlungen, z. B. 
fünf Stunden dauerndes Anziehen des Morgens, wie ich es bei 
einer Kranken beobachtet habe, sind gar nicht so selten die 
Frühsymptome einer ernsteren schizophrenen Erkrankung. Be- 
sonders die Erscheinungen des verlangsamten Entschließens und 
Handelns, welche oft eine starke Belastungsprobe für die Ge- 
duld der Umgebung darstellen, werden von den Ärzten nicht 
selten für Erschöpfung gehalten und dementsprechend falsch 
behandelt. Von den Verwandten der Kranken werden diese 
Hemmungserscheinungen und Willenssperrungen meist als Un- 
gezogenheit, Trotz und sträfliche Faulheit ausgelegt und geben 
demgemäß leicht zu Familienzwisten Anlaß. Viele „Müßig- 
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gänger” sind, wenn auch nicht im eigentlichen Sinne schizophren 
krank, so doch Komplexmenschen, d. h. Menschen mit in be- 
wußtes und unbewußtes Denken und Streben getrenntem Be- 
wußtsein und leisten im inneren Kampf mit ihren widerstreiten- 
den Gefühlen und Strebungen eine immense Arbeit, nicht selten, 
ohne daß man ihnen das geringste anmerkt. 

Manchmal paart sich die Abulie mit Zerfahrenheit. Es 
gibt, im kleinen wie im großen Leben, keine Dummheit, welche 
aus solcher Konstellation heraus nicht gemacht werden könnte. 
Man darf das nicht außer acht lassen, um viele bizarre Hand- 
lungen, wie sie uns jederzeit im alltäglichen Leben entgegen- 
treten können, zu verstehen. 

Verwandt mit solchen Zuständen ist die Pedanterie, welche 
also auch in enger Beziehung zur Schizophrenie steht und als 
Resultante zwischen aktivem Negativismus und Abulie gelten 
Schizophren im Singe des katatonen Stupors muß auch 
häufig ein plötzliches Versagen in der Berufstätigkeit gedeutet 
werden. Auch diese Erscheinung wird dem Kranken nicht 
selten zum Verhängnis. Da es sich meist um eine schleichende 
Erkrankung handelt, werden die Fälle eines allmählichen oder 
auch plötzlichen Versagens regelmäßig falsch beurteilt. Ein 
bis dahin lebensfroher Student wurde, noch in den Fuchs- 
semestern, „aus Mangel an Interesse” aus einem Bonner Korps 
ausgestoßen, weil er bis Mittag zu Bett lag, sein Äußeres ver- 
nachlässigte und gleichgültig wurde gegen das Treiben seiner 
Kommilitonen. Alle Vorstellungen und Ermahnungen der letz- 
teren vermochten nicht, ihn aus seiner Teilnahmlosigkeit und 
Gleichgültigkeit aufzurütteln. Ein schizophren erkrankter 
Praktikant verschrieb plötzlich in der Charité ganz unmögliche 
Rezepte, was erst zu unangenehmen Weiterungen führte, ehe 
die Erkrankung erkannt wurde. Beide Kranke mußten einer 
Anstalt zugeführt werden; bei beiden machte die Demenz 
schnelle Fortschritte. 

Ein. für die Umgebung rätselhaftes Benehmen kann auch 
` entstehen, wenn ein Mensch tausenderlei unternimmt und nichts 
zu Ende führt, wenn er seine Entschließungen fortdauernd än- 
dert und plan- und ziellos vielerlei gleichzeitig und durchein- 
ander treibt. Diese im beruflichen Verkehr sehr störende Un- 
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Redensarten), soweit letztere nicht der Zwangsneurose zuge- 
rechnet werden muß. 

Eine Begleiterscheinung der schizophrenen Abulie ist die 
Herabsetzung oder Sperrung der höheren Interessen. Nimmt 
man eine derartige Veränderung an einem bis dahin hochstre- 
benden Menschen wahr, dann wird man stets, wenn nicht an 
allgemeine progressive Paralyse, an schizophrene Sperrung den- 
ken müssen. In dieser Weise krankhaft veränderte Menschen 
fallen, nicht selten unvermittelt, durch ungeniertes Verhalten 
oder durch „In-den-Tag-hineinreden” auf. Man gehe an solchen 
Erscheinungen nicht achtlos vorüber und hüte sich vor über- 
cilter und ungerechter Beurteilung, sowie vor den sich daraus 
ergebenden praktischen Folgen. Nirgends mehr als bei den ver- 
schiedenen Formen und vor allem bei den ersten Anzeichen 
der schizophrenen Abulie ist das Wort zu beherzigen: Alles 
nen heißt alles verzeihen. 


3. Hyperbulie (krankhait gesteigerte Willenstätigkeit) 

Die. eingehende Schilderung der durch affektive Konstella-. 
tion bedingten Willenlosigkeit, Abulie, läßt es ohne weiteres 
verständlich erscheinen, daß auch eine Beeinflußbarkeit der 
Willenstätigkeit in positiver Richtung möglich ist. In der Tat 
bemerken wir eine Reihe schizophrener Züge, in denen sich eine 
mehr oder weniger stark ausgeprägte Steigerung der Willens- 
tätigkeit, also eine Hyperbulie, ausspricht. Sie kommt dadurch 
zustande, daß bewußte und ynbewußte Antriebe in derselben 
Richtung wirken, sich addieren, während die verschiedenartigen 
Antriebe bei der Abulie sich gegenseitig schwächen oder, wie 
beim Stupor, sich aufheben. 

Im alltäglichen Leben begegnet uns die Hyperbulie als 
flüchtiges Denken und eilfertiges, unüberlegtes Handeln. Ein 
vorschnelles Fertigwerden mit Überlegungen kann ebenso auf 
. schizophrene Erkrankung hinweisen, wie ein scheinbar unver- 
mitteltes Auftauchen neuer Ideen. Sind die letzteren deutlich 
als krankhaft gestempelt, dann reden wir von pathologischen 
Einfällen. Menschen mit solchen Einfällen gelten gemeinhin 
als Phantasten, Plänemacher und Erfinder. Diese Plänemacher 
und Erfinder bringen nicht selten ihr Vermögen den krank- 
haften Schrullen zum Opfer und stürzen sich und ihre Familie 
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ins Unglück. Zum Glück sind solche Menschen meist unver- 
heiratet. Daß man immerhin vorsichtig sein muß in der Beur- 
teilung solcher Typen, zeigt das Beispiel Zeppelins, der ja auch 
seinen Ideen einen großen Teil seines Vermögens opferte und 
in den 80er und 90er Jahren als Narr galt und mitleidig be- 
dauert wurde. 

Es kann als Regel gelten, daß jede neue Bewegung Schizo- 
phrene in ihren Bann zieht. Schizophrene Naturen, ob im 
eigentlichen Sinne krank oder nicht, sind das feinste Reagens 
auf den spiritus loci, auf den Orts- wie auf den Zeitgeist. Schizo- 
phrene Naturen sind es auch oft, die mit staunenswerter Energie 
durchführen, was sie sich in den Kopf gesetzt haben, sei es nun 
etwas Vernünftiges oder etwas Törichtes. Auch der blödsin- 
nigste schizophrene Insasse einer Pflegeanstalt kann gelegentlich 
zur größten Überraschung der Umgebung plötzlich eine recht 
hohe Leistung produzieren, z. B. einen raffinierten Fluchtver- 
such, Der — vorgeschrittene — Schizophrene ist nicht blöd- 
sinnig schlechthin, er ist es nur in bezug auf gewisse Zeiten. 
gewisse Einstellungen seines Denkens (Konstellationen) and ge- 
wisse Vorstellungskomplexe. 

In anderen Fällen kann Hyperbulie, gepaart mit Einschrän- 
kung der Interessen und oft auch der geistigen Kräfte, Schizo- 
phrene zu regelmäßig gehenden und zuverlässigen Arbeitsma- 
schinen machen, deren Leben wie ein Uhrwerk gleich abläuft 
und die jahrzehntelang als „getreue Mitarbeiter” in untergeord- 
neten Stellen aushalten und damif ein genügsames Leben fristen. 
Anerkennung und Wertschätzung finden. Leicht schizophrene 
Dienstmädchen halten oft jahre- und jahrzehntelang in einer 
Stelle aus. Selbstverständlich kann man in solchen Fällen nur 
von schizophrener Veranlagung reden. Es wird niemand ein- 
fallen, einen im Dienst ergrauten, uralt gewordenen Buchhalter 
für krank zu halten, nur weil er so lange Jahre getreulich aus- 
gehalten hat in seinem Dienst. Unter solchen Persönlichkeiten 
findet man jedoch viele Pedanten, Bureaukraten und andere 
Sonderlinge. 

Wenn man sich im Leben umschaut, begegnen einem schizo- 
phrene Naturen verschiedenster Färbung und Schattierung auf 
Schritt und Tritt: „Von den leicht erregbaren Persönlichkeiten. 
welche mit Begeisterung, aber ohne Nachhaltigkeit, alles Neue 
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“ergreifen, aber nichts zu Ende führen, gibt es viele Übergänge 
zur echten schizophrenen Unstetigkeit und Planlosigkeit" 
(Kraepelin). | 


V. Simulation. 


Aus dem Vorstehenden ergibt sich, daß die Schizophrenie 
Schwierigkeiten genug bietet, um die Diagnose verfehlen oder 
das Pathologische zunächst ganz übersehen zü lassen. Ich gehe 
nun auf das ebenso verlockende wie schwierige Thema Schizo- 
phrenie und Simulation etwas näher ein. Die Simulation ist, 
wie jeder Arzt weiß, ein heikles, viel umstrittenes' Gebiet. Der 
Chirurg Franz König (Göttingen, später Charite, Berlin) wollte 
den Begriff der Simulation überhaupt nicht gelten lassen. Ähn- 
lich denken viele Ärzte von reicher Erfahrung. Nach maßgeb- 
lichem Urteil ist die Simulation seltener als allgemein ange- 
nommen wird. Auch bei der Schizophrenie handelt es sich, so- 
weit bei vorhandenem Schwachsinn eine Simulation überhaupt 
in Betracht kommen kann, wohl nur ausnahmsweise um Simula- 
tion im eigentlichen Sinn. Was dagegen hier sehr häufig fest- 
gestellt werden kann, ist das, was man die „Flucht in die Krank- 
heit” nennt. Bei dieser Erscheinung beobachten wir, wie ich 
schon an anderer Stelle gesagt habe, eine dem Kranken nicht 
klar bewußte Simulation, die demnach in Wahrheit keine ist, 
welche vielmehr angesprochen werden muß als nicht bewußte 

„Vortäuschung von Krankheitserscheinungen auf Grund von un- 
bewußten, also dem bewußten Denken im Augenblick nicht zu- 
gänglichen Beweggründen.!) Auf Grund dieser Feststellung 
sind wir berechtigt zu sagen: Simulation ist ein schizophrener 
Zug. Wir müssen aber, wenn wir bei schizophren veränderten 
Menschen die Frage der Simulation zu erörtern haben, nicht ` 
nur an eine Flucht in die Krankheit denken, sondern müssen 
noch darauf Rücksicht nehmen, daß wir es bei schizophrenen 
Naturen stets mit einer affektiv bedingten, oft blitzschnell 


1) Vergl. meinen Vortrag: „Hystero-Epilepsie”, gehalten auf der 
Februarversammlung der Militärärzte Erfurts (26. Februar 1917), er- 
schienen in Nr. 5/6 der Korrespondenzblätter des Allgemeinen ärzt- 
lichen Vereins von Thüringen, 1917. 
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wechselnden Konstellation und daneben mit einer dauernd ambi- 
valenten Einstellung der Umgebung gegenüber zu tun haben. 
Verlieren wir nie den Satz aus dem Auge: Die Schizophrenie 
ist die Krankheit der Überraschungen. Selbst dem geübten 
Psychiater gelingt es zuweilen, eine Fehldiagnose zu stellen. 
Kraepelin äußert sich folgendermaßen: „Die Kranken 
machen neben spärlichen richtigen immer eine ganz ungewöhn- 
lich große Anzahl von völlig falschen Angaben, ein Zeichen da- 
für, daß die Neigung zu willkürlichem Vorbringen beliebiger sich 
. darbietender Vorstellungen gesteigert ist.” 

Es handelt sich aber, wie wir uns leicht überzeugen können, 
nicht. nur um „Angaben", welche den Arzt aufs Glatteis führen 
können, sondern um das gesamte positive und negative Sich- 
geben der Kranken, und im folgenden habe ich mir die Aufgabe 
gestellt, auf die großen und vielerlei Schwierigkeiten hinzu- 
weisen, welche sich bei der Untersuchung und Beurteilung des 
einzelnen Falles aufdrängen. Bei schizophrenen Kranken oder 
' auch bei nur schizophren veränderten Menschen wird man stets 
mit widersprechenden Angaben und widerspruchsvollem Ge- 
bahren zu rechnen haben. Nichts ist natürlicher als daß der 
Arzt, zumal der Militärarzt, an Verstellung denkt, wenn der 
zu Untersuchende sich in Widersprüche verwickelt. Wenn ein 
Arzt bei der Untersuchung oder im Lauf der Beobachtung neben 
geistig abnormen Zügen plötzlich geistige Klarheit und korrekte 
Haltung erblickt, dann wird er geneigt sein, Simulation anzu- 
nehmen. Und doch lehrt die Erfahrung, daß man bei der 
Schizophrenie besonders wichtige Gründe hat, mit dem Urteil 
„Simulation” zurückhaltend zu sein. 

Die Schwierigkeiten können bereits bei der ersten Unter- 
suchung beginnen, wenn z. B., was nicht allzu selten vorkommt, 
die Kranken bei der Untersuchung verwirrt erscheinen oder „im 
‘ Dämmer" sind, um gleich darauf im Verkehr mit den übrigen 
Kranken sich normal zu verhalten. Dies widerspruchsvolle Ver- 
halten findet seine zureichende Erklärung in der schnell wech- 
selnden Konstellation des Kranken. Das soll heißen: je nach- 
dem im Augenblick bewußte oder unbewußte Seelentätigkeit 
die affektive Einstellung des Kranken seiner Umgebung gegen- 
über bedingt, wird er so oder anders, vielleicht gerade entgegen- 


gesetzt antworten oder handeln, wird er im Sinne des täglichen 
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Lebens richtig oder falsch antworten. Daß sich dabei Wider- 
sprüche ergaben müssen, liegt auf der Hand. Das Rätsel löst 
sich aber sofort, wenn man an die überaus leicht und ebenso 
schnell wandelbare Konstellation denkt. Die sein Handeln be- 
stimmenden Denkvorgänge sind in zahlreichen Fällen dem Kran- 
ken nicht bewußt; sie sind unbewußt. Nur in wenigen Fällen 
sind sie mehr oder weniger klar bewußt. Die Schärfe, der Grad 
des Bewußtseins kann dabei wechseln. Klar bewußte, dunkel- 
bewußte und unbewußte Elemente können dabei — je nach 
Beeinflussung durch die Außenwelt, oder auch durch eigenes 
Denken — die Rolle gegenseitig vertauschen. Die Einstellung 
der Kranken einem Gegenstand, einer Person gegenüber kann 
deshalb eine mehrfache sein, im Einzelnen bestimmt durch die 
verschiedenen Schichten entstammenden Bewußtseinselemente. 
Man hat von einer „doppelten Buchführung” gesprochen. Die 
Kranken hassen und lieben z. B. gleichzeitig dieselbe Person, 
sie kennen ebenso gut die richtigen Verhältnisse wie die ver- 
fälschten, d. h. gleichsam mit dem unbewußten Auge geschauten 
Verhältnisse.. Sie antworten gemäß ihrer Konstellation im Sinne 
der im Augenblick bewußten oder unbewußten Orientierung, 
oder gar im Sinne beider zugleich. Dies letztere besonders oft 
bei Personenverkennung. Eine „doppelte Orientierung” liegt 
in der Antwort auf die Frage: Waren Sie schon in einer Anstalt? 
„Nein, aber unschuldig.” Die Kranken antworten zu Zeiten 
richtig, zu Zeiten falsch, und es liegt auf der Hand, daß diese 
Tatsache für die ärztliche und noch mehr für die forensische 
Beurteilung eines Falles die allergrößten Schwierigkeiten bieten 
kann. Je nach Umständen wissen die Kranken die gleiche Sache 
oder haben sie „vengessen” (verdrängt); können rechnen oder 
nicht; können bei Sehproben auf dieselbe Entfernung das eine 
Mal lesen, das andere Mal wieder nicht; an einem Tage können 
sie etwas auswendig Gelerntes vortragen oder eine Aufgabe 
lösen, an einem andern Tage sind sie durch ihr Innenleben 
abgelenkt und versagen (dies, wie vieles von dem hier Be- 
sprochenen sei den Pädagogen zur Berücksichtigung bei ihrer 
Tätigkeit empfohlen). Manche Kranken arbeiten zeitweise eif- ` 
rig und mit Erfolg, zu andern Zeiten sind sie gehemmt und 
leisten gar nichts; von ganz kurzen Aufträgen oder Mitteilungen 
hören sie nur einen Teil; gegen den andern sind sie gesperrt. 
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Ein hebephrener Student hörte zeitweise den Vortrag 
nicht. Man hat wohl von einer geistigen Macula lutea (der 
„blinde Fleck” im Auge) gesprochen. Die Kranken sind in 
Gegenwart anderer und im allgemeinen vergnügt und beweglich, 
und werden stumm und kataleptisch, sobald sie sich beobachtet 
wissen, sobald man von ihnen etwas verlangt oder auch, wenn 
sie befragt, untersucht werden sollen. Kataleptische Kranke 
kommen, meist ohne äußerlich erkennbaren Grund, plötzlich 
in Bewegung oder fangen an, vernünftig zu plaudern oder sich 
mit ihren Halluzinationen (Sinnestäuschungen) zu unterhalten. 
In andern Fällen können Kranke, die bis dahin als pflichtgetreue 
und zuverlässige Beamte galten, plötzlich davonlaufen. So 
offenbart sich das triebartige Wandern und Reisen, welches 
in zahlreichen Fällen als krankhafte Erscheinung der ärztlichen 
Begutachtung unterliegt. Handelt es sich um Militärpersonen, 
dann kann, wie die Erfahrungen des Krieges gezeigt haben, das 
planlose Davonlaufen leicht verhängnisvoll werden. In seltenen 
Fällen kommen diese Wanderer nach einiger Zeit zurück; meist 
werden sie aufgegriffen. Hierher sind ohne Zweifel auch viele 
Fälle der „Feigheit vor dem Feinde” zu zählen. Man sollte 
jedoch, wenn ein sonst gewissenhafter und zuverlässiger Mann 
mitten im Kugelregen — also bei höchster affektiver Inanspruch- 
nahme — oder, einem plötzlichen übermächtigen Einfall folgend 
aus dem Schützengraben heraus, ohne sich weiter zu bedenken, 
seinen Posten verläßt, zum Gesetz machen, „Feigheit vor dem 
Feinde” nur dann anzunehmen, wenn das Vorleben des Mannes, 
insonderheit sein Verhalten und seine Leistungen in der jüngsten 
Vergangenheit mit der ihm zur Last gelegten Straftat nicht im 
Widerspruch stehen. Es wäre bei der Nachforschung auf die 
Vorgänge, auf andauernde Erregungen, wie sie der Stellungs- 
krieg bot, auf Entbehrungen, Unterernährung und selbstver- 
ständlich auf Überanstrengung zu fahnden gewesen. Die Unreife 
jugendlicher Mitkämpfer körperlichen Anstrengungen und noch 
mehr Gemütserschütterungen gegenüber wäre dabei noch beson- 
ders und mehr zu berücksichtigen, als es bisher geschehen. Nur 
'wenn die Tat als Bestätigung und gleichsam als Gipfelpunkt 
für das ganze Vorleben auftrat, hätte man die Möglichkeit des 
folgenschweren Vergehens der Feigheit vor dem Feinde in Er- 
wägung ziehen sollen. Man muß immer an katatone Willens- 
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sperrung bzw. an schizophrene Impulsivität denken, wenn ein 
als zuverlässig und pflichtgetreu bekannter Mensch plötzlich 
versagt und eine Handlung begeht, die seiner Charakteranlage 
widerspricht. Verurteilungen sollten nicht, wie es geschehen 
ist, ohne vorherige Beobachtung der Beschuldigten auf einer 
psychiatrischen Abteilung stattfinden! 

Zu den überraschenden Handlungen oder Zuständen, durch 
die ein Mensch sich in Widerspruch setzen kann zu seinem son- 
stigen Verhalten, zählen auch die Fälle von krankhafter Angst, 
wie sie im alltäglichen Leben vorkommen und sich darin äußern, 
daß ein bis dahin gesunder Mensch plötzlich nicht über die 
Straße, über einen freien Platz, über eine Brücke gehen kann. 
Diese Fälle sind dem ärztlichen Praktiker genugsam bekannt. 

Die wohl seltenen Fälle, daß kataleptische oder andere 
schizophrene Symptome als Wirkung hypnotischer Suggestion 
auftreten, will ich nur erwähnen. Man kann den hypnotischen 
Zustand auffassen als suggestiv erzeugte und lediglich funktio- 
nelle Katatonie. 

In anderen Fällen ist es eine gewisse Zerfahrenheit, welche 
uns an den Kranken auffällt. Sie beginnen etwa einen Brief 
mit „liebe Eltern” und schließen mit „Gruß von deiner Schwe- 
ster''. Oder sie reden von sich als von einer dritten und vierten 
Person. Auch kommt es vor, daß sie zeitweise ausweichende 
Antworten geben oder „in den Tag hinein reden”. Die in sol- 
chen Fällen gegebenen Antworten unterscheiden sich wesent- 
lich von den Antworten des einfachen Schwachsinns, denn, wo 
die Analyse gelingt, läßt sich für jede noch so befremdende 
Antwort eine sinnvolle Auslegung finden, was bei einfachem 
Schwachsinn in der Regel nicht der Fall ist. Auf die Frage: 
„Warum schütteln Sie die Hände?” erfolgte die echt schizo- 
phrene Antwort: „Weil ich keinen Studenten essen kann” 
(Bleuler). Auf die Frage: „Weshalb gehen Sie nicht spa- 
zieren?” lautete die schnell gegebene schizophrene Antwort: 
„Weil morgen Montag ist.‘ Ein Paralytiker antwortete auf die- 
selbe Frage: „Ich gehen? ich fahre nur in meinem goldenen 
Überkraftwagen spazieren.” Der einfache Schwachsinn ant- 
wortet umständlich und unsinnig: „Weil, indem, daß ich keine 
Zeit habe.” Er gibt also keine eigentliche Antwort. Eine solche 
müßte den Grund enthalten, weshalb er „keine Zeit” hat, die 
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Die Schizophrenie schließt eine nicht bewußte Krankheits- 
simulation nicht aus, wähernd eine nur auf bewußten Gründen 
fußende Absicht zu täuschen bei diesen Kranken, schon aus psy- 
chologischen Erwägungen, schwerlich anzunehmen sein dürfte. 

Dagegen ist nach meiner Erfahrung, auch während der 
Kriegszeit, eine bewußte Dissimulation, d. h. Verheimlichung 
von Krankheitserscheinungen nicht allzu selten. Sie geht meist, 
wenn nicht immer, mit Klagen über andere, vielleicht belang- 
lose, wirkliche oder eingebildete, Beschwerden einher und wird, 
aus letzterem Grunde, von Vorgesetzten und Ärzten leicht als 
strafwürdige Simulation aufgefaßt. Was die Annahme der letz- 
tern in solch heiklen Fällen begünstigt, ist der Umstand, daß 
viele Kranke mit Beschwerden, welche sie aus leicht verständ- 
licher Scheu ungern zugestehen, allerlei andere nebensächliche 
oder auch begründen sollende (rationalisierende) Klagen vor- 
bringen — man spricht von Deckklagen im gleichen Sinne, wie 
man von Deckvorstellungen spricht —, für die sich vielleicht gar 
keine objektive Grundlage findet. Die sich immer wiederholende 
ärztliche Beobachtung zeigt, daß die Kranken, welche durch 
peinliche, quälende oder bloßstellende Zwangsgedanken geplagt 
sind, diese Beschwerden nur in seltenen Fällen und höchst un- 
gern preisgeben. Sie handeln dabei triebartig und nicht immer 
klar bewußt. Den Vorgang können wir als eine Art Schutz- 
färbung (Mimikry) auffassen. Der Arzt muß durch liebevolles 
Entgegenkommen und oft erst lange Zeit um das Vertrauen der 
Kranken werben, ehe diese sich dazu verstehen, ihn in ihre 
songsam gehüteten Heimlichkeiten einzuweihen, und schwerlich 
wird ein solcher Kranker andern Menschen von seiner inneren 
Not erzählen, meist nicht einmal seinen allernächsten Verwand- 
ten. Ich habe sehr oft feststellen können, daß Eltern oder Ehe- 
gatten von der Seelenqual der Kranken keine Ahnung hatten. 
Der Grund für die Verheimlichung der Beschwerden liegt ein- 
mal in der meist recht peinlichen Natur der Zwangsgedanken, 
gründet sich ebenso oft aber auch auf die krankhafte Empfind- 
lichkeit und auf die nie fehlende Zweifelsucht dieser Kranken. 
In zahlreichen Fällen bleibt dem Arzt, der wirksame Hilfe 
schaffen will, nichts übrig als in oft wochenlanger mühevoller 
vorbereitender Arbeit dem Kranken behilflich zu sein, alle in- 
neren Widerstände zu überwinden und ihm allmählich die Über- 
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zeugung beizubringen, daß der Arzt es mit ihm gut meint. Erst 
wenn der Kranke Vertrauen gewonnen hat, zu der Art der 
Behandlung und zu der Person des Arztes, kann und wird er 
sich allmählich entschließen, offen und rückhaltlos über alles 
zu reden, Es ist erstaunlich, was dann oft zutage kommt bei 
Patienten, welche von ihren Ärzten vorher für eingebildete 
Kranke oder Simulanten gehalten wurden und deren Stellung 
ihren Verwandten oder ihren Vorgesetzten gegenüber deshalb 
oft eine recht schwierige geworden war. Ich könnte hier zahl- 
reiche Beispiele anführen. Ich beschränke mich auf die Wieder- 
gabe des folgenden typischen und außerordentlich lehrreichen 
Falles: Ein 18jähriger Musketier F. wurde mit einem Bericht 
des. Truppenteils „zur Beobachtung auf Nerven” überwiesen. 
Er habe sich in den letzten Wochen achtmal krank gemeldet, 
sei aber vom Truppenarzt jedesmal dienstfähig befugllen wor- 
den. Seine „angeblichen Leiden” wären Rücken- und Seiten- 
schmerzen sowie Schweißfüße. Vom Kompanieführer mit Strafe 
bedroht, falls er sich noch mal krank melde und dann dienst- 
fähig befunden würde, hätte er sich „anscheinend aus Ärger" 
wiederum krank gemeldet, „und zwar diesmal wegen seiner Ner- 
ven". Er mache den Eindruck eines gesunden Menschen, sei 
aber ein wenig brauchbarer Soldat, der es nur dayauf absehe, 
seinen Vorgesetzten Schwierigkeiten zu machen. Die Kom- 
panie nehme Simulation an. 

Die körperliche Untersuchung des Meines ergab in der Tat. 
was auch der Truppenarzt wiederholt festgestellt hatte, einen 
regelrechten körperlichen Befund. Dieser Umstand schließt je- 
doch das Bestehen einer Neurose nicht aus. Nach seinen Be- 
schwerden gefragt, nannte F. — wie das diese Kranken aus- 
nahmslos machen — zunächst nur eine Reihe körperlicher Be- 
schwerden. Man zögert eben, so lange es geht, mit der Preis- 
gabe peinlicher Dinge und möchte durch Zuwarten erst den Arzt 
studieren, ob er mit Geduld und Verständnis weitere, intimere 
Mitteilungen hören mag und sachlich aufnehmen wird. Diese 
Patienten haben alle eine äußerst feine Witterung, ob ein Arzt 
fähig ist, ihre Klagen zu verstehen oder ob er die letzteren mit 
ein paar nichtssagenden Redewendungen abtun zu können 
glaubt und sich darauf beschränkt, dem Kranken zu suggerieren, 
daß das alles ja gar nicht so schlimm sei; man müsse nur ernst- 


SE BI aa 


lich wollen, dann käme man über derlei Dummheiten hinweg 
und was dergleichen billige Ratschläge mehr sind. Bei dem in 
Rede stehenden Kranken war mir nur aufgefallen, daß er sehr 
langsam und leise sprach und lich auf alle Fragen des Arztes im- 
mer erst langebesann. Nach dernotwendigen eingehenden körper- 
lichen Untersuchung aufgefordert, seine „nervösen” Beschwer- 
den, welche nach seinen Angaben in den letzten Wochen zuge- 
nommen hatten, genauer zu schildern, kam er auf allerlei pein- 
liche Zwangsgedanken zu sprechen, welche ihrer Natur nach 
seinen Verkehr mit den Kameraden sowie sein Verhalten den 
Vorgesetzten gegenüber sehr erschwert haben mußten. Dies 
gab er denn auch, nachdem ihm der Mund einmal geöffnet war, 
unumwunden zu und schloß mit den Worten: „Der Dienst fällt 
mir furchtbar schwer". Daß er mit diesen Worten die Wahr- 
heit gesagt hatte, darf aus Analogie zahlreicher ähnlicher Fälle 
mit Bestimmtheit angenommen werden. Wir sehen also: Wider- 
sprüche lassen sich bei oberflächlicher Untersuchung bzw. Be- 
urteilung in den Aussagen und im Verhalten dieser Kranken 
ohne Mühe feststellen. Sie halten aber der strengen Kritik 
nicht stand. 

Waren die erwähnten Beispiele schon überraschend genug, 
dann erstaunen wir noch mehr, wenn wir verwirrte Kranke 
plötzlich überlegt handeln, ihren Haushalt musterhaft führen, 
in der Öffentlichkeit auftreten oder vielleicht auch mit größter 
Genauigkeit eine schwierige Arbeit vollbringen sehen, wenn wir 
beobachten, daß sie plötzlich meisterhaft Schach spielen oder 
sich als Rechenkünstler produzieren. Solche Kranke bringen 
es gelegentlich fertig, eine Predigt wörtlich zu wiederholen oder 
andere überraschende Proben eines scharfen Gedächtnisses ab- 
zulegen. Von verwickelten Vorgängen wissen sie oft mehr Ein- 
zelheiten anzugeben als ein Normaler. Mit einer staunenswer- 
ten Schärfung des Gedächtnisses (Hypermnesie), die man mit 
Masselon als eine „Stereotypie des Gedächtnisses" auffassen 
kann, wissen .sie ihre Erlebnisse zu schildern, so daß sie bei 
Tatbestandsuntersuchungen gelegentlich vorzügliche Dienste tun 
können. 

Mit peinlicher Gewissenhaftigkeit sind sie zuzeiten im- 
stande, Überlegung, Geist und Kombinationskraft erfordernde 
Aufgaben zu lösen oder einen Vorgang kinematographisch exakt 
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zu schildern. Auch kommt es vor, daß sie Pläne zu einem 
glücklichen Ende führen, die ein normaler Mensch für undurch- 
führbar halten würde, daß sie in ihrer Hyperbulie mit großer 
Energie durchführen, was sie sich einmal in den Kopf gesetzt 
haben. Hieraus finden u. a. manche raffinierte Fluchtversuche 
ihre Erklärung. Eine Katatonika, welche in der Anstalt gegen 
sich und andere gewalttätig war, sich unsauber hielt, die Nah- 
rung venweigerte und von ihrem Vater im Zustand größter Er- 
regung aus der Anstalt genommen wurde, führte diesem vom 
ersten Tage ihrer Rückkehr an den Haushalt und redigierte seine 
Memoiren (Bleuler). Hiermit stimmen die Beobachtungen 
überein, daß die Kranken oft günstig beeinflußt werden durch 
Reisen, Versetzung in eine andere Umgebung, ja oft schon 
durch eine elektrische Sitzung, eine Chloroformnarkose und 
dergleichen. Einer meiner Lazarettkranken legte sich mehrmals 
selbst am „verwundeten” Arm eine Mitella an und war dann 
befriedigt und sichtlich beruhigt. Das Wesentliche dürfte bei 
allen diesen eine günstige Wendung herbeiführenden Maßnah- 
men wiederum die bei Schizophrenie so wichtige Einwirkung 
auf das Affektleben des Kranken sein, welche durch eine Art von 
Chokwirkung — nach Analogie des Einrenkens bei Luxationen 
— eine Art Reposition erfährt. Manche Wunderheilung der 
„aktiven” Behandlung der Kriegsneurotiker findet so vielleicht 
ihre Erklärung. Die übrigen Heilungen der „Zitterer" dürften 
zum Teil als „Flucht in die Gesundheit" einzuschätzen sein. 

Immer wieder also treten uns im Verhalten der Schizo- 
phrenen Widersprüche entgegen, Widersprüche, die sich freilich 
auflösen, wenn wir den unbewußten Gedankengängen der Kran- 
ken nachgehen. Die Schwierigkeiten der richtigen Deutung eines 
Krankheitssymptoms oder eines krankhaften Zustandes ergeben 
sich nicht allein hinsichtlich der Diagnose, sondern auch in Be- 
ziehung auf die Frage der Simulation, und in forensischen Fällen 
kann von einer rechtzeitigen und richtigen Erkenntnis des 
krankhaften Zustandes unter Umständen das Schicksal des 
Kranken abhängen. Schon bei den Angaben des Kranken muß 
mnan, wie wir gesehen haben, immer an die Möglichkeit von 
Paramnesien (— Erinnerungsfälschungen) denken. Dasselbe gilt 
bekanntlich auch für viele Hysterische, von denen sicher manche 
eher der Schizophrenie zuzurechnen sind. Bei Hysterie und noch 
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mehr bei Schizophrenie muß man immer gewärtig sein, Inkonse- 
quenzen der Erinnerung zu begegnen. | 

Man hat von einem Mangel an Realitätsgefühl bei unsern 
Kranken gesprochen. Wir können zusammenfassend den kom- 
plexen Begriff der Schizophrenie noch präziser charakterisieren, 
wenn wir sagen: die Schizophrenie führt zu einem Verlust der 
drei Kantschen Kategorien. Diese sind bekanntlich die nach 
Kant angeborenen Vorstellungen von Zeit, Raum und Kausali- 
tät. Das Wesen der schizophrenen Veränderung besteht dem- 
nach in einer durch innere Gebundenheit bedingten Einschrän- 
kung des komplexen Vermögens, aufzufassen, zu denken, zu 
fühlen und zu kombinieren, welches Vermögen in freier Wil- 
lensentfaltung im eigentlichen Sinn den Menschen zum Men- 
schen macht. Sehen wir uns das Verhalten der Schizophrenen 
vom Gesichtspunkt der Kantschen Kategorien etwas näher an. 

1. Der Verlust des Zeitsinns ist eine häufige, in vorge- 
schrittenen Fällen eine regelmäßige Erscheinung bei den Kran- 
ken. Sie wissen, auch wenn die Demenz noch nicht sehr aus- 
gesprochen ist, meist nicht, wie lange sie in der Anstalt sind. 
Ein Kranker gab folgende Antworten: Wann geboren? „1878. 
Wann geheiratet? ,„1878.” Wann in die Anstalt gekommen? 
„1871.” Es kommt nicht selten vor, daß Kranke fortfahren, an 
die alte Adresse ihrer Verwandten zu schreiben, obwohl sie 
nachweislich deren neue Anschrift kennen. Sie verwechseln 
die Tageszeiten, wissen die Reihenfolge der großen kirchlichen 
Feste nicht anzugeben, halten den Arzt für Jesus in Person. 

2. Der Verlust des Orts- und Raumssinnes ist ebenso häufig. 
Die Kranken verlieren jeglichen Orientierungssinn, fassen zeit- 
weise die Himmelsrichtungen falsch auf, finden ihre Wohnung, 
ihre Zimmertür nicht wieder. Sie lesen, essen in allen Stellun- 
gen unter Nichtbeachtung des Gegensatzes von oben und unten 
sowie des Gesetzes der Schwere. Bei zeitiweise leidlicher Orien- 
tierung wird das Briefdatum nicht selten zeitlich und örtlich 
falsch angegeben. Die „Stimmen" werden abwechselnd in die 
Umgebung und in das eigene Innere verlegt. 

3. Der Verlust des Kausalitiätsbedürfnisses kann in vorge- 
schrittenen Fällen immer festgestellt werden und verbindet sich 
stetsmiteiner Einschränkung des „Gefübls" dieses vornehmlichen 
menschlichen Attributes. Widersprüche bestehenfürdenKranken 
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nicht, soweit sie nicht lediglich durch. seine Konstellation be- 
dingt sind. Die Kranken kümmern sich nicht darum, woher die 
„Stimmen” kommen; viele von ihnen können lange in der An- 
stalt untergebracht sein, ohne nach einem Grunde zu fragen. 
Bei Wahnideen macht sich ein Schizophrener selten klare Vor- 
stellungen, wie seine Feinde alles bewerkstelligen, um ihn zu 
verfolgen. Sein Gefühlsleben erscheint wie tot; es ist jedoch 
~ eher gesteigert und erscheint durch innere Vorgänge abgelenkt, 
gebunden. Der Kranke zeigt deshalb in der Regel nicht das min- 
deste Verlangen nach einer Begründung der ihn von außen be- 
drängenden oder erregenden Geschehnisse. „Es ist eben so”, 
damit gibt er sich zufrieden, oder er redet von Zauberei, Ge- 
heimdeuterei, von Verbrecherbann oder vom Generalstab der 
Feinde. In diesem Verhalten spricht sich einmal eine unver- 
kennbare Herabsetzung der Urteils- und Kritikfähigkeit aus; 
zum andern gibt sich in ihnen eine deutliche Einbuße an Kausali- 
tätsbedürfnis kund. Beides beobachtet man zwar auch bei der 
einfachen schizophrenen Veranlagung, in höherem Grade je- 
doch bei der eigentlichen schizophrenen Erkrankung, bei wel- 
cher eben diese Erscheinungen und Pingchrinkangen die „De- 
menz” bedingen. 

Nicht nur die „Ritter von der Gemütlichkeit", wie wir früher 
gesungen haben, sind also erhaben ob Raum Ga Zeit, und wir 
dürfen hinzufügen, auch über das Gesetz der Kausalität, auch der 
schizophren veränderte Mensch ist es. Der Schizophrene ist der 
Vertreter des Autismus xat’ &oyijv, des auf den höchsten Grad 
gesteigerten Innenlebens. Wir behalten aber dabei den wich- 
tigen Satz im Auge: Der Schizophrene ist nicht gehemmt, ge- 
. sperrt, verstimmt an sich und ebenso auch nicht schlechthin 
losgelöst von Zeit, Raum und Kausalität, sowie nicht blödsinnig 
an sich, er ist alles das, von den extremen Endzuständen abge- 
sehen, nur in Beziehung auf gewisse Konstellationen und ge- 
wisse Komplexe. 


VI Ursachen und Krankheitsbegrift. 
1. Allgemeines. 
Die Frage nach den Ursachen der Schizophrenie ist noch 
nicht befriedigend gelöst worden. Ja, es muß gesagt werden, 
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daß man bisher in völlig inkommensurabler Weise an diese 
wichtige Frage herangetreten ist, und daß eine befriedigende 
Lösung derselben überhaupt nicht zu erwarten ist, wenn wir nicht 
neue Wege zum Ziel finden und einsehen, daß die Fragestellung 
eine doppelte sein muß. Vor allem ist es unerläßlich, daß wir 
unterscheiden zwischen der Krankheit Schizophrenie, wie sie 
in den Lehrbüchern der Psychiatrie dargestellt wird, und de- 
schizophrenen Geistesverfassung, welche gleichfalls in den Lehr- 
büchern geschildert wird, ohne jedoch nach Gebühr behandelt 
und gewürdigt zu werden. Dieser schizophrene Zustand hat 
seinen Angelpunkt in einer bemerkenswerten Veränderung des 
seelischen und Gemütslebens, bedeutet aber an sich noch keine 
Geisteskrankheit, ja, er darf in seinen leichtesten Zügen wohl 
kaum als Krankheit bezeichnet werden. Vielmehr drängen die 
Beobachtungen je länger, je mehr dahin, anzunehmen, daß der 
schizophrenen Geistesverfassung die meisten Menschen und viel- 
leicht alle Kulturmenschen in höherem oder geringerem Grade 
und zwar, wie wir bereits in der Einleitung gesehen haben, im 
positiven oder im negativen Sinne zugänglich sind, daß diese 
seelische Veränderung aber nur in solchen Fällen die Form einer 
geistigen Erkrankung anzunehmen vermag, wo sie sich nach oder 
zugleich mit einer Gehirnveränderung entwickelt, welche in der 
Einleitung gekennzeichnet wurde, die jedoch für die Erklärung 
des nichts weniger als einheitlichen Krankheitsbildes nicht aus- 
reicht. Somit haben wir zu unterscheiden: 

1. die schizophrene Veränderung der Persönlichkeit, welche 
an sich noch nicht Geisteskrankheit bedeutet, welche vielmehr, 
jedoch nur in schweren Fällen, eine neurotische Erkrankung 
darstellt und sich bei im übrigen gesundem Gehirn zeigt, und 

2. die eigentliche, bisher so benannte Schizophrenie, welche 
wir als Krankheit gelten lassen müssen und die als Geistes- 
krankheit nur denkbar ist in Verbindung mit einer spezifischen 
krankhaften Veränderung der Gehirnmasse selbst. 

Die beiden genannten Zustände müssen, wie meine Aus- 
führungen ergeben, streng auseinander gehalten werden. Um 
nicht in jedem einzelnen Fall auf die notwendige Trennung der 
beiden Begriffe hinweisen zu müssen, schlage ich vor, die Be- 
zeichnung Schizophrenie (Bleuler) fortan nur für die eigent- 
liche Geisteskrankheit zu verwenden. Die schizophrene Ver- 
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änderung, der schizophrene Geisteszustand wird im Einklang 
mit dem bisher Gesagten am besten mit Schizothymie bezeich- 
net, von | 

vuós = Herz, Seele, Mut, Gemüt = Affektleben, 
dagegen: | 
ponv = Geist, Geistesleben, Sinn, Verstand = Verstandesleben. 

Ich verstehe demnach unter Schizothymen die in der Weise, 
wie ich sie geschildert habe, veränderten Menschen, deren Ab- 
weichung vom normalen Verhalten nur im äußersten Fall oder 
unter bestimmten Voraussetzungen als Krankheit und zwar als 
(Psycho-)Neurose gelten kann. Schizophren hingegen wird ein 
bis dahin gesunder Mensch nur dann, wenn sein Gehirn sich in 
der dazu notwendigen oder in der dazu disponierenden Weise 
verändert und er nun, unabhängig von dieser somatischen Ver- 
änderung, Gelegenheit hat, schizothym zu werden. Vielleicht 
darf man auch annehmen, daß die für die Entwicklung der 
Schizophrenie notwendige Gehirnerkrankung die nachträgliche 
schizothyme Veränderung erleichtert. Nur wenn wir bei der 
Fragestellung nach den Ursachen die Schizothymie und die 
Schizophrenie gesondert betrachten, werden wir die zu stellende 
Aufgabe in befriedigender Weise lösen können. 

Wir beginnen zweckmäßig mit der Frage nach den Ursachen 
der Schizophrenie. Allem Anschein nach handelt es sich bei 
dieser Erkrankung um Menschen, bei deren Verwandten oder 
Vorfahren auch andere Geistes- oder Nervenkrankheiten vor- 
gekommen sind, und wenn nicht alles täuscht, so darf man an- 
nehmen, daß eine gewisse angeborene, an sich vielleicht un- 
bedeutende Abweichung in der Beschaffenheit des Gehirns zu 
leichten schizothymen Zügen disponieren und erst in schärferer 
Ausprägung zu schizophrener Erkrankung führen kann, aber 
doch nur, wenn zu der notwendigen Gehirnveränderung die Ver- 
anlassung hinzutritt, schizothyme Züge zu erwerben. Die Ur- 
sachen und die Art der zu fordernden Gehirnerkrankung müssen 
noch weiter untersucht und geprüft werden. Denn was bisher 
davon als feststehend betrachtet werden kann, ist recht wenig. 
Wenn man erbliche Belastung, Alkoholismus, Geisteskrankheiten 
oder Nervenkrankheiten der Eltern, rheumatische und skrofu- 
löse Veranlagung und anderes mehr als Zustände betrachtet, 
welche die Erkrankung an Schizophrenie vorbereiten, dann ver- 
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rät das im Grunde mehr Verlegenheit als Wissen und will nicht 
viel besagen, denn es ist bekannt, daß Geisteskrankheiten über- 
haupt leichter auf einem derartig vorbereiteten Boden gedeihen 
als bei Abkömmlingen völlig gesunder Familien. Die Frage nach 
den Ursachen der für die Entwicklung der Schizophrenie not- 
wendigen Gehirnerkrankung ist somit noch nicht genügend zu 
beantworten, scheint auch recht schwierig zu sein, und es muß 
einer kommenden Zeit vorbehalten bleiben, auf diesem dunkeln 
Gebiet Klarheit zu schaffen. 

Als der weitaus wichtigere Teil der Frage adent mir 
zurzeit die Erkundung der Ursachen für die Entwicklung der 
Schizothymie. Mit dieser Frage müssen wir uns etwas ein- 
gehender beschäftigen. Daß wir dazu imstande sind, verdanken 
wir den Ergebnissen eines eingehenden Studiums der Affekt- 
psychologie, der eigentlichen klinischen oder ärztlichen Psycho- 
logie. Die Notwendigkeit, das hier in Betracht Kommende 
ausführlich zu besprechen, wird im Hinblick auf die recht große 
praktische Wichtigkeit des Gegenstandes ohne weiteres ein- 
- leuchten. In vielen Punkten wird es genügen, auf bereits Ge- 
sagtes hinzuweisen. 

Bleuler sagt (279): „Ob es eine individuelle Disposition 
gibt, ist fraglich. Unzweifelhaft sind viele der späteren Schizo- 
phrenen schon in der Jugend „eigen, zurückgezogen, autistisch. 
Es läßt sich aber zurzeit nicht entscheiden, ob dies Verhalten 
‚Äußerung einer Disposition oder der schleichend beginnenden 
Krankheit selbst ist.” Was Bleuler hier sagt, bezieht er 
auf seinen Begriff der Schizophrenie. Da er psychisch abnorme 
Züge in seine Betrachtungen mit hineinzieht, so müssen wir, da 
diese der Schizothymie zuzurechnen sind, zu Bleulers Wor- 
ten Stellung nehmen, denn die „individuelle Disposition”, von 
der Bleuler spricht, bezieht sich auch nach seiner Auffassung 
nicht nur auf die Schizophrenie, sondern auch auf die Schizo- 
thymie. Vieles, was Bleuler erwähnt, müssen wir lediglich 
für die letztere gelten lassen. Bleuler sagt a. a. O. (279): 
„Die Intelligenz ist jedenfalls nicht mit der Disposition in Zu- 
sammenhang.” Dieser Satz kann die von mir vertretene An- 
schauung, daß es sich bei der Schizothymie lediglich um Äuße- 
rungen des Affektlebens und in ihnen bedingte Erscheinungen 
handelt, nur stützen, denn mit meiner Auffassung stimmt es gut 
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überein, wenn Bleuler sagt (279): „Elmiger und Lugaro 
haben geradezu auffallend viel gute Anlagen konstatiert, wäh- 
rend wir selbst wenigstens ein Überwiegen minderwertiger Intel- 
ligenzen ausschließen können.” 

Je mehr man schizophrene Kranke und schizothyme Per- 
sönlichkeiten zu studieren Gelegenheit hat, desto mehr drängt 
sich die Überzeugung auf, daß man es ausnahmslos mit sensib- 
len, erregbaren, verstimmbaren, leidenschaftlichen oder auch 
mit peinlich gewissenhaften Naturen zu tun hat. Nicht selten 
begegnen einem auch „Doppelnaturen”. Fast immer wissen 
diese Kranken über sich selbst recht gut Bescheid. Aber es geht 
ihnen nicht so glimpflich wie Münchhausen, sie können sich nicht 
aus eigener Kraft, nicht am eigenen Zopf aus dem Sumpf heraus- 
ziehen. Höhere Intelligenz steht bei diesen Menschen der Ent- 
"wicklung der Schizothymie nicht im Wege, scheint sie im Gegen- 
teil eher fördern zu können. Die Entwicklung der Schizophrenie 
ist jedoch, wie wir auf Grund der bisherigen Erfahrungen an- 
nehmen müssen, bei ausgeglichenen Menschen mit intaktem Ge- 
hirn unmöglich. 

Die in der Einleitung und im Hauptteil meiner Arbeit ge- 
gebenen Bemerkungen über schizothyme Veränderung ergänze 
ich jetzt durch eine freilich nicht lückenlose Zusammenstellung 
der Eigentümlichkeiten, welche als schizothym gelten müssen. 
Diese sind ihrer größten Mehrzahl nach nicht eigentlich krank- 
haft, müssen aber in ihren leisesten Andeutungen als Vorboten 
der anormalen schizothymen Geistesverfassung, wenn nicht der 
schizophrenen Erkrankung gedeutet werden. Sie verdienen des- 
halb bei der Suche nach den Ursachen der Schizothymie die 
größte Beachtung, denn ihnen gegenüber kann ein vorbauendes 
Verhalten oft großen Nutzen stiften, oft Schlimmeres abwenden. 
In vielen Fällen ist es erforderlich, mit diesen Zügen vertraut 
zu sein, damit man nicht Gefahr läuft, die Träger leicht schizo- 
thymer Züge ungerecht zu beurteilen oder gar durch unver- 
diente Strafe zu schädigen. 

Die leichtesten schizothymen Züge sind es naturgemäß, die 
uns am häufigsten begegnen, und — sie werden fast immer über- 
sehen. Die „Eigentümlichkeiten”” müssen schon einen hohen 
Grad erreichen, wenn sie auffallen wollen, und im Gewähren- 
lassen der Sonderlinge und Eigenbrötler ist man erstaunlich 
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weitherzig. Menschen, welche gottergeben und ohne zu murren 
ihr schweres Schicksal tragen, wird niemand für anormal hal- 
ten, und doch sind sie schizothym. Sie schleppen oft eine Last 
mit sich herum, welche: für ihre Schultern zu schwer ist. Es 
. blieb ihnen ein Erdenrest zu tragen peinlich... Nicht selten 
leiden solche Menschen dauernd unter einer Sehnsucht, über 
die sie in den meisten Fällen sich selbst keine Rechenschaft 
zu geben wüßten. Im Gegensatz zu diesen quietistischen Dul- 
dern müssen wir auch jene aktiven Naturen als schizothym an- 
erkennen, welche ihr Leben genießen oder stürmisch abarbeiten 
nach dem Grundsatz: ich hab’ mein’ Sach’ auf nichts gestellt. 
“ Sie werden dabei von dem Bestreben geleitet, sich zu zerstreuen 
oder zu betäuben, einem Bestreben, welches sie meist weder 
andern noch sich selbst eingestehen mögen. In unvergleichlicher 
Weise hat Goethe diesen Typus geschildert: 


Ich bin nur durch die Welt gerannt; 

Ein jed’ Gelüst ergriff ich bei den Haaren, 

Was nicht genügte, ließ ich fahren, 

Was mir entwischte, ließ ich ziehn. 

Ich habe nur begehrt und nur vollbracht, 

Und abermals gewünscht, und so mit Macht 

Mein Leben durchgestürmt; erst groß und mächtig, 
Nun aber geht es weise, geht bedächtig. 


Dann fügt Goethe eine seiner unerschöpflichen goldenen 
Lebensregeln an, welche in der Mahnung, nüchtern zu denken 
und bedächtig zu handeln, gipfelt, und schließt die herrliche 
Stelle, indem er dem Faustischen Menschen seine Lebensmög- 
lichkeiten in den wie Keulenschläge wirkenden, knappen Wor- 
ten umgrenzt: 


Im Weiterschreiten find’ er Qual und Glück, 
Er, unbefriedigt jeden Augenblick! 

„Qual und Glück!” — in diesen Worten prägt sich das 
Schicksal dieser Faustnaturen aus. In deren Hinundhergestoßen- 
werden zwischen Qual und Glück und in ihrer ewigen Unzu- 
friedenheit erkennen wir ihre Schizothymie. 

Schizothym sind ferner die Menschen, welche „schwer zu 
behandeln sind”; die sich bei jeder Gelegenheit persönlich ge- 
troffen fühlen; die von sich selbst sagen: „ich weiß nicht, was 
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mit mir ist"; die ein „Doppelleben” führen oder von sich klagen: 
„zwei Seelen wohnen, ach! in meiner Brust ... ." Desgleichen 
sind alle die zahlreichen Menschen schizothym, welche eine 
Liebhaberei oder ein Steckenpferd, eine Leidenschaft oder „Ge- 
wohnheiten” haben, deren es unzählige gibt, unschuldige und 
weniger harmlose. 

Von anderen Gruppen schizothymer Menschen seien hier 
genannt die „Naturmenschen”, die Vegetarianer, Kneippianer 
und Sektierer aller Schattierungen. Jedoch macht erst der 
Fanatismus diese Naturen schizothym. | 

Schizothym wird man auch, wenn man, der Schule ent- 
wachsen, sich auf sich selbst gestellt sieht und unter dem Ein- 
fluß von Büchern, Zeitungen und gesellschaftlichem Verkehr 
den herkömmlichen Lehren der Religion gegenüber zum Zweifler 
wird und, wie sich solche Menschen gern ausdrücken — nicht 
mehr fähig ist, an einen persönlichen Gott zu glauben. Man 
hat damit eine Phase der Entwicklung erreicht, welche der 
große, aber noch nicht hinreichend bekannte Deutschen-Erzieher 
Lagarde im Auge hat, wenn er ausruft: „immerfort die Kin- 
derlehren, das soll doch nicht mich bekehren?!” Weit mehr, 
als der Laie denken wird, spielen religiöse Zweifel hinein in das 
Lebensglück, in das Wohlbefinden und in die Gesundheit vieler 
Menschen. Und was hört man, wenn man der Sache auf den 
Grund geht? Klagen über die Lässigkeit der Lehrer, über die 
Unzulänglichkeit des Religionsunterrichts. Unser Volk ist reli- 
giöser, als viele annehmen, es ist aber in breiten Schichten nicht 
mehr kindlich gläubig. Wer an dem Kreuzweg angelangt ist, 
an welchem die Straße des Glaubens endet, hat, falls er nicht 
so geartet ist, daß ihm die Kinderlehren für sein ganzes Leben 
:` genügen, sich zu entscheiden, ob er reif ist für eine philosophi- 
sche Weltanschauung, oder ob er dem Atheismus verfällt; ob 
er sich einen Frieden erarbeitet, der höher ist denn alle Ver- 
nunft, oder ob er — mit oder ohne Einsicht in sein Geschick — 
unglücklich wird. Die Ungewißheit und Unsicherheit, welche 
der in Glaubenssachen mündig gewordene Mensch den religiösen 
Fragen gegenüber fühlt, überträgt sich auch auf andere Fragen 
und schließlich auf sein gesamtes Tun und Lassen, auf sein 
Leben. Sind sie so weit gekommen, dann 'sind diese Zweifler 
meist gezwungen, ärztliche Hilfe in Anspruch zu nehmen. Da 
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aber überall in der ärztlichen Kunst die Vorbeuge die vor- 
nehmste Pflicht ist, so ergibt sich auch hier die Frage: welche 
Aufgaben engeben sich aus alledem für unser Erziehungswesen? 
Nicht mehr und nicht weniger als die unabweisliche Forderung, 
daß die Belehrung unserer heranwachsenden Jugend in reli- 
giösen Dingen Schritt halten muß mit dem Fortschritt auf allen 
andern Gebieten. Was dem menschlichen Verstande und. Ge- 
müte vor Jahrhunderten noch wohl anstand und angepaßt war, 
braucht es formell heute nicht mehr zu sein. Kein Kriegsminister 
würde in unsern Zeiten den Vorschlag gemacht haben, die 
deutsche Armee mit Armbrüsten auszurüsten und gegen den 
Feind zu schicken, sagt Lagarde. So verstehe man sich 
endlich dazu, durch eine weitere, freiere Auslegung der Offen- 
barungsschriften den Glauben des Denkfähigen allmählich in 
philosophische Bahnen zu leiten; den Glauben des nur zum 
Glauben Fähigen vor dem Atheismus zu bewahren. Nur so 
wird man im Zusammenhang mit diesen Fragen eine große 
Anzahl von Menschen davor behüten können, unglücklich und 
schizothym zu werden, nur so auch wird man dem immer mehr 
um sich greifenden, verhängnisvollen religiösen Nihilismus einen 
Damm entgagensetzen. 

Es bleiben noch ein paar wichtige Gruppen schizothymer 
Menschen zu besprechen übrig. Schizothym ist oder wird der 
Streber, der Gelehrte, der — allzu ehrgeizig — vergeblich auf 
Anerkennung wartet. Dasselbe gilt für den Beamten, der 
dauernd „im Druck” lebt und wohl oder übel, teils bewußt, 
teils nicht bewußt, nach unten weiter drückt, vielfach gegen 
sein eigenes Naturell. Schizothym wird der Geschäftsmann, 
der Künstler, dem der lange ersehnte Erfolg versagt bleibt; der 
Schüler, dessen Fleiß vom Lehrer nicht anerkannt oder geflis- 
sentlich übersehen wird; der Mensch, der sich aus einer andern 
Schicht oder aus einer gering geachteten Klasse durch Beruf, 
Heirat oder sonstiges Schicksal in eine andere, „höhere' Schicht 
oder Klasse versetzt sieht und in der neuartigen Umgebung sich 
fremd fühlt, sich nicht eingewöhnen kann; ebenso wer aus 
kleinen Verhältnissen, aus einer Kleinstadt oder vom Lande 
sich in das geschäftliche und gesellschaftliche Treiben der Groß- 
stadt versetzt sieht, wer die Sehnsucht nicht überwinden kann 
nach Heimat und Kindheit. Schizothym sind wir in dem Augen- 
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blick, wo wir uns versprechen oder verschreiben, denn wenn 
wir der Sache auf den Grund gehen, entdecken wir, daß wir 
beim Sprechen oder Schreiben mit unsern Gedanken „ganz wo 
anders” waren. Mit den Gedanken „ganz wo anders” sein, das 
ist das Wesentliche bei allem schizothymen Handeln. Schizo- 
thym ist der Mensch, der vor Aufgaben gestellt wird, denen er 
nicht gewachsen ist oder denen gegenüber er nur vermeint, 
nicht hinreichend vorbereitet zu sein; z. B. ein Student, wel- 
chen plötzlich die Minderwertigkeitsvorstellung überfällt, dem 
Studum nicht gewachsen zu sein, eine besonders auf dem 
Gebiet des Kunststudiums nicht gerade seltene Erschei- 
nung. Der wahre Grund für diese Hemmungen liegt immer 
auf ganz anderm Gebiet als demjenigen, dem gegenüber sie 
sich äußern. Dem Gehemmten ist dieser Umstand aber nicht 
bewußt. Ihm den wahren Grund, die „psychologische Wurzel“ 
seiner Hemmung bewußt zu machen, ist Aufgabe des Seelen- 
arztes und vermag die Hemmung zu beseitigen. Schizothym ist 
der rigorose Vorgesetzte nicht minder als der eingeschüchterte, 
ängstliche und deshalb vom Mißgeschick verfolgte Untergebene, 
der alles verkehrt macht, weil er seinen gestrengen Chef in der 
Nähe weiß. Pechvögel sind subalterne Naturen. Zum Pech- 
vogel wird man, wenn man ein schizothymer Mensch ist. „Wie 
man's macht, so macht man's verkehrt." 

Schizothym sind. ferner auch die Trinker und Spieler. Eben- 
so die Menschen, welche mit ihrem Beruf unzufrieden sind, 
welche in nichts ihr Genüge finden und ewig nörgeln; welche 
durch ihr Verhalten immer neue Überraschungen, meist keine 
angenehmen, bieten, die Planemacher, Erfinder, „Genies". Auch 
jene bemoosten Häupter, welche immer, wenn man sie fragt, 
demnächst ins Examen steigen wollen, sich aber nicht ernstlich 
vorbereiten und nie dazu kommen, sich wirklich einmal zur 
Prüfung zu stellen, und als ewige Studenten am Biertisch 
eine traurige Rolle spielen. | 

Schizothym sind, wie erwähnt, nicht nur die Trinker, Mor- 
phinisten usw., sondern auch die „leidenschaftlichen” Raucher. 
Der Fortfall so vieler anderer Reiz-, Genuß- und Betäubungs- 
mittel ist wohl mit ein Grund für die allgemeine ungeheure Zu- 
nahme des Rauchens. Der schizothyme Mensch sucht Ver- 
gessen, sucht Betäubung. 
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Schizothym waren nicht im Anfang des Krieges, sind aber 
während der langen Dauer desselben zahllose Menschen ge- 
worden, welche ihrem eigentlichen Beruf, ihrem Geschäft, ihrem 
Wirkungskreis fern und getrennt von ihrer Familie, sich in Sehn- 
sucht und Sorge verzehrten nach allem, was sie verlassen hatten. 
Kam noch hinzu, daß die Ehefrau unbedachtsame Briefe an den 
Mann ins Feld schrieb, dann stieg die Gefahr für den letzteren, 
daß er psychisch erkrankte, schizothym wurde und Handlungen 
beging, deren Tragweite er in seiner Erregung nicht zu über- 
sehen vermochte, und für die er gemäß § 51 StGB. nicht zur 
Rechenschaft gezogen werden: konnte. 

Für den an Leib und Seele starken und widerstandsfähigen 
Menschen ist es eine selbstverständliche Forderung, als Soldat 
nur seine Pflicht ins Auge zu fassen und sich — bis zu einem 
gewissen Grade auch innerlich — von der Familie, vom Beruf 
loszureißen. Er weiß, die abgerissenen Fäden können jederzeit 
wieder angeknüpft werden. Wer jedoch zu schizothymer Ver- 
änderung neigt, für den ist das alles durchaus nicht gleichgültig, 
und man wird kaum erwarten können, daß er sich in die Tren- 
nung glatt hineinfindet. Er wird in dauernder Sorge leben um 
sein Eigentum, um die vor dem Krieg angeknüpften Beziehungen 
und Verbindungen, um sein Amt oder um seine Arbeitsstelle. 
Er wird dauernd darum bangen, sein Geschäft könnte zurück- 
gehen, sein Hab und Gut könnte ihm geraubt werden. Die 
schwerste Sorge aber bereitet einem solchen „nervösen” Men- 
schen mit verminderter Widerstandsfähigkeit die Trennung von 
der Familie: die Kinder könnten erkranken, die Frau könnte 
ihm untreu werden u. dgl. m. Alle diese Sorgen wirken läh- 
mend und hemmend auf seine Entschließungen und erschweren 
es ihm ungeheuer, seine Dienstobliegenheiten pünktlich zu er- 
füllen und seine ganze Kraft rücksichtslos dem allgemeinen 
Interesse zu widmen. 

Diese Dinge scheinen auf den ersten Blick und für die All- 
gemeinheit ohne Bedeutung zu sein. Ihre enorme Wichtigkeit 
leuchtet aber sofort ein, wenn wir uns das Schicksal einzelner 
vergegenwärtigen. Man muß die aus dem eben Gesagten zu 
abstrahierende Psychologie der Kriegsteilnehmer verstehen, 
wenn man als Vorgesetzter, als Richter oder als Arzt über die 
nicht eben seltenen impulsiven Handlungen zu befinden hat, 
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welche sich aus der durch den Krieg verstärkten bzw. zur Ent- 
wicklung gekommenen Schizothymie ergeben. Eben im Him- 
blick auf diese werden wir oft genug uns bewogen fühlen, Mil- 
derungsgründe geltend zu machen, wenn übereilte Handlungen 
im übrigen diensteifriger und pflichtgetreuer Soldaten zum 
Gegenstand einer Strafverfolgung gemacht werden. Das gilt 
vor allem bei der Beurteilung von Vergehen gegen die Disziplin, 
bei eigenmächtiger Entfernung und bei den zahlreichen mit der 
Dauer des Krieges sich häufenden Affekthandlungen.t) 


Endlich können wir sagen: Schizothym geworden ist im Ver- 
lauf des Krieges nahezu unser ganzes Volk. Ich meine damit 
nicht nur die jedem bekannten, wenig sympathischen Erschei- 
nungen des Kriegswuchers, der Hamsterpsychose und der ver- 
mehrten Eigentumsvergehen; nicht nur die zunehmende Ver- 
rohung der Jugendlichen und deren täglich wachsende Auf- 
lehnung gegen Zucht und Sitte. Dahin zu zählen ist auch der 
Rückgang der vornehmen Ruhe und Würde im täglichen Handel 
und Wandel, der Höflichkeit im Verkehr mit Kaufleuten, Hand- 
werkern und Beamten, wie man es bei Einkäufen, Neubestellun- 
gen, erbetenen Ausbesserungen, an den Postschaltern, auf der 
elektrischen Straßenbahn und auf der Reise täglich am eigenen 
Leib erfahren kann. Hier zu erwähnen ist schließlich auch die 
allgemeine Einbuße an Wahrheit und Aufrichtigkeit. Mehr noch 
als früher ermangeln wir jetzt der Aufrichtigkeit gegen uns 
selbst; zahlreichen Dingen und Pflichten gegenüber fehlt uns der 
Mut zur Wahrheit. Dazu kommt häufig eine Kleinmütigkeit. 
Engherzigkeit und Verzagtheit, oft an einem Platz, wo man sie 
nimmer vermuten sollte. Alle jene Züge von Mangel an Gleich- 
mut, kaltem Egoismus, übermäßiger Empfindlichkeit, grübelnder 














!) Ich lasse dies, und das Folgende stehen, obwohl sich die Ver- 
hältnisse inzwischen von Grund aus geändert haben. — Wollen wir 
aber auf unsere Stimme'im Rate der Völker nicht für immer verzichten: 
wollen wir uns selbst getreu bleiben und uns der Vorfahren vor 
hundert Jahren nicht schämen, dann werden wir uns wieder herauf- 
arbeiten müssen. Dies wird aber ohne ein starkes Heer, ohne Zucht 
und Ordnung niemals geschehen können. Man wird jedoch andere 
Mittel und Wege finden müssen zur Aufrechterhaltung der Disziplin. 
Die bisher beliebten „militaristischen“ Mittel gehören in die Rumpel- 
kammer. — 





se, 6f 


Gefühlsduselei, von kindlichem Aberglauben oder unaufrichtiger 
Frömmelei, wie sie auch nach andern Kriegen, u. a. vor hundert 
Jahren, beobachtet wurden, sollten zu denken geben. 

Man kann allen diesen schizothymen Zügen mit Nachdruck 
nur begegnen, wenn man das Übel offen anerkennt, durch keine 
irgendwie geartete Zensur — stets vergeblich — zù vertuschen 
sucht und alles daran setzt, die weit verbreitete schizothyme 
Veränderung in ihren einzelnen Zügen bis in die letzten psycho- 
logischen Wurzeln verstehen’ zu lernen und das Volk darüber 
aufzuklären, vor allem auch die Jugend daraufhin zu erziehen, 
daß sie nicht schizothym wird. Das geschieht im wesentlichen. 
durch das ‚höchst einfache Verfahren, daß man die Kinder zur 
Wahrheit erzieht, was aber nur der vermag, der selbst immer 
wahr ist und spricht. Tritt die notwendige Aufklärung nicht 
beizeiten ein, dann mag der Himmel wissen, welchen Konflikten 
der einzelnen Menschen wie auch ganzer Menschenklassen wir 
entgegengehen!!) Daß im übrigen überall da, wo die Vorbe- 
dingungen zur eigentlichen Schizophrenie vorhanden sind, eine 
starke schizothyme Veränderung diese Gefahr wesentlich er- 
höht, liegt auf der Hand. Das ist ein weiterer d, die schizo- 
thyme Veränderung nicht zu unterschätzen und} soweit es irgend 
geht, zu verhindern oder einzudämmen. Auf diese Dinge die 
Aufmerksamkeit der Ärzte zu lenken, ist um so notwendiger, 
da mit- der Wiederkehr des Friedens die Gefahr schizothymer 
Veränderung keineswegs als beseitigt gelten kann. Vielmehr 
wird diese Gefahr nach Beendigung des äußern Krieges vor- 
aussichtlich noch eine Steigerung erfahren, und zwar in ver- 
schiedenster Hinsicht. Mit der Aufklärung allein ist es aber 
nicht getan, denn diese wendet sich an den Verstand und läßt 
die Wünsche des Herzens unberücksichtigt. Töricht wäre es, 

e Stimme des Herzens zu überhören, denn aller Menschen 
Herz sehnt sich in dunklem Drange jetzt mehr denn je nach 
Wahrem, Gutem und Schönem. Seien wir aufrichtig! Vieles, 
sehr vieles, was wir jetzt erleben, was sich uns in Handel und 
Wandel, im beruflichen wie im gesellschaftlichen Leben bietet, 
ist weder wahr, noch gut, noch schön. Ich spreche damit kein 
Geheimnis aus. Jedermann sollte sich dies alles offen einge- 


!) Geschrieben im Februar 4918. 
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stehen und nach seinen Kräften dazu beitragen, daß wir wieder 
wahr werden gegen uns selbst. 


Und eins vor allem: bleib dir selbst getreu! 
Und daraus folgt, so wie die Nacht dem Tage, 
Du kannst nicht falsch sein gegen irgendwen. 


(Hamlet, Polonius an seinen Sohn.) 


Die Sehnsucht nach edlen Genüssen beseelt uns alle und 
führt bei Unerfahrenen nicht selten zu merkwürdigen Verirrun- 
gen der Genußsucht. Auch der Soldat trägt eine Sehnsucht in 
der Brust, ohne sie näher benennen zu können. Schweigsam 
waren sie alle geworden. Aber ihr Herz ist nicht tot. Es sehnt 
sich, ohne dies in klare Begriffe fassen zu können, nach Be- 
freiung und Erlösung, es dürstet nach Liebe und Güte. „Der 
gemeine Mann hungert nach Gutem,"” hörte ich im März 1918 
einen Frontoffizier sagen. 


Wie dankbar ist der Soldat für alles, was Menschenliebe 
ihm entgegenbringt; Menschenliebe, die ihm niemand so voll- 
kommen angedeihen lassen kann wie die eigene Mutter. „Mut- 
ter!" Dies Zauberwort aus der Kindheit, es steht wieder in 
hoher, in heiliger Wertung. „Mutter! Mutter!” erklang draußen 
so mancher letzter Seufzer. Und mit dem jubelnden Ausruf 
„Mutter!" wirft sich der bleich und siech heimkehrende Sohn 
in die Arme seiner Mutter. Verkennen wir dies Symbol nicht! 
Alle, die da draußen verhärtet sind, verhärtet schienen, sie 
sehnten sich, oft ohne daß sie es wußten oder aussprechen konn- 
ten, nach Lösung und Trost. Sie finden in dunkler Erinnerung 
an das nie ganz schwindende Glück der ersten Kindheit, da der 
Mutterliebe zarte Sorge ihren jungen Morgen bewachte ... 
den ersten Ausgleich daheim bei der Mutter. Sie gibt ihnen 
Wärme und Liebe und Verstehen. Und wer Augen hat zu sehen. 
weiß, daß die elementare Sehnsucht nach der Mutter viel mehr 
in sich birgt, als es auf den ersten Blick scheint: sie umfaßt 
des Menschen ganzes Hoffen und Sehnen nach reinem Glück, 
nach wahrem, nach höherem Menschentum, und diese unbeirr- 
bare Sehnsucht nach dem verlorenen Paradies beweist uns. 
daß deutsche Art nicht vergehen kann trotz der uns aufge- 
zwungenen, jahrelangen harten Kriegsarbeit. Freuen wir uns 
dessen und halten wir die Mütter hoch! Wir wissen: das ewis 
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Weibliche zieht uns hinan. Der wahre Sinn von Goethes 
Worten, der sich im übrigen auch in dem schönen und bedeu- 
tungsvollen Mythus von der „Mutter Gottes spiegelt, geht uns 
erst auf, wenn wir das allumfassende Symbol Mutter”, zugleich . 
den Inbegriff wahrster Weiblichkeit, mit frommem Schauder be- 
greifen lernen... „Die Mütter, Mütter! — 's klingt so wunder- 
- lich!" | 

Ich füge hier an folgenden charakteristischen, tief ergrei- 
fenden Hilfeschrei aus dem Tagebuch eines neunzehnjährigen, 
schwer schizothymen Schülers: 

„Mutter, Mutter, nur du kannst mich durch deine Milde be- 
sänftigen. Ich komme! š 

Ich will dir dann hilfreich zur Seite stehn! 

O Zeit voll Trauer, o schrecklicher Gott, warum läßt du 
alle deine Wut auf mich fallen, warum, warum? 

Ich bete an des Teufels Macht, weil er gegen dich, Herr, 
das Werk vollbracht! 

Wie ist das Herz mir schwer! 

O, Erlösung, o, Tod, komme!! 

Mutter, ja Mutter, ich werde kommen! 

Mein zermarterter Geist, mein krankes Herz schreit nach 
Liebe. Du allein mit deiner Allmacht kannst mich heiten Ich 
glaube an deine Treue, deine felsenfeste Liebe. 

Ich komme, komme zu dir!!" \ 

Nach Wahrheit, nach Liebe und Güte dürstet jedermann, 
um so mehr, je schwerer er an des Krieges Bürde getragen hat. 
Halten wir die Wahrheit und die Liebe hoch. Nur Wahrheit, 
Liebe und Güte werden uns, wenn die Waffen ruhen, dem Ziel 
unserer Friedensarbeit näher bringen, zum Wohl der ganzen 


Menschheit. 
2. Besonderes. 


War bisher von den allgemeinen Ursachen die Rede, welche 
im gesellschaftlichen oder beruflichen Verkehr zur Schizothymie 
führen können, dann will ich im folgenden noch auf einige be- 
sondere, im engern Zusammenleben der Familie begründete, 
Ursachen der Schizothymie aufmerksam machen. 


a) Schizothyme Ehen. 
Ein Wort zunächst über schizothyme Ehen, wie ich solche 
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Ehen kurz nennen will, in denen infolge des engen ehelichen 
Zusammenlebens durch das Nichtineinanderaufgehen der beiden 
Gatten der eine Teil oder beide schizothym werden und fortan 
nach außen hin vielleicht den Schein des korrekten Zusammen- 
lebens wahren, dabei aber um so weiter voneinander abrücken, 
je näher sie sich sind. 

Die Vorbedingungen und Gefahren, welche zu einer schizo- 
thymen Ehe führen können, sind verschiedenartig und zahlreich. 
Einer der häufigsten Gründe für die Entstehung einer solchen 
Ehe liegt in der grundsätzlichen Verschiedenheit der männlichen 
und der weiblichen Veranlagung, der Lebensinteressen, sowie 
der allgemeinen und besonderen Bestrebungen. Während die 
Frau in allen Einzeldingen nur das Einzelne sieht, immer nur 
den einzelnen Fall überdenkt und zur Grundlage ihres Handelns 
macht, sich durch jeden einzelnen Vorgang bestimmen läßt und 
damit nicht selten zu voreiliger Beurteilung oder gar zu un- 
überlegten Handlungen sich hinreißen läßt, entspricht es des 
Mannes Natur, alles Einzelne einem Allgemeinen einzuord- 
nen, in jedem einzelnen Fall den Abglanz eines größeren, alle 
Einzelbegriffe umfassenden Ganzen zu sehen, jeden Vorgang von 
einem höheren, weiteren Gesichtspunkt, in höchster Vollendung 
eub specie aeternitatis, zu betrachten und ihn nur so weit zu 
werten, wie er sich den „ewigen, ehernen, großen Gesetzen” 
einordnen läßt. Auch ist es Mannesart, durch Einzeldinge sich 
nicht bestimmen zu lassen, da er, meist in harter Schule, ge- 
lernt hat, die einzelnen Vorgänge als die notwendigen Äußerun- 
gen oder Ergebnisse gewisser Zustände oder Entwicklungen an- 
zusehen, die man nicht beeinflussen oder abstellen kann, weil 
sie eben als unvermeidliche oder unabwendbare Begleiterschei- 
nungen dieser, nach Leibniz zwar bestmöglichen, aber denn- 
noch recht unvollkommenen Welt hingenommen werden müs- 
sen, da sie eben ein integrierender Bestandteil des Weltgetriebes 
sind. Die Verschiedenheit der Anlage bedingt aber, wie sich 
leicht einsehen läßt, für beide Geschlechter 'gewisse Schwierig- 
keiten, einander restlos zu verstehen. Die weiblichste Frau 
wird in vielen Dingen kein Verständnis haben für die Anschau- 
ungen, Handlungen und Bedürfnisse ihres Mannes, zumal, wenn 
es sich um einen in besonderer Weise ausgeprägten männlichen 
Typus handelt. 
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Die Frauen sind vorwiegend. Affektwesen, d. h. sie lassen 
sich im wesentlichen durch die „Stimme des Herzens”, also durch 
Gemüts- und Gefühlseindrücke leiten, ihre Psyche steht hierin 
der kindlichen Psyche nahe. Der Mann ist in der Regel mehr 
Verstandeswesen und hat gelernt, seine Gemüts- und Gefühls- 
regungen den oft bitteren Forderungen des nüchternen Ver- 
standes unterzuordnen. | | 

Die Frau läßt sich bei all ihrem Handeln, ihrer Veranlagung 
gemäß gern durch persönliche Rücksichtnahme leiten und wird 

` nicht so leicht die Stimme des Herzens überhören. Der rechte 

Mann ist keineswegs aller Gefühle bar, aber er weiß — eine 
dira necessitas hat ihn dazu erzogen —, daß in vielen Dingen 
jede weiche Gefühlsregung unterbleiben muß, daß man den 
Kampf ums Dasein nur bestehen kann, wenn man von aller 
persönlichen Rücksichtnahme absieht und sich einzig und allein 
von seinem klaren Verstande leiten läßt, wo es gilt, seine Pflicht 
zu tun. Die Art, Welt und Menschen zu nehmen und handelnd 
einzugreifen, ist also bei Mann und Frau recht verschieden und 
ergibt, wenn Einsicht nicht zur Nachgiebigkeit mahnt, leicht 
Anlaß zu ehelichen Zwisten. Das Weib geht auf in seiner Liebe 
und läßt sich überall von ihr leiten. Der Mann denkt und han- 
delt mit nüchternem Verstande und findet nur in den Mußestun- 
den Zeit, seinen Gefühlsregungen Raum zu geben. „Die Liebe 
des Weibes Leben ist, doch nur eine Episode im Leben des 
Mannes.” Gerade die männlichsten, tüchtigsten Männer sind 
es häufig, die ihre Frauen nicht „verstehen”, sie durch ihre 
Männlichkeit mitunter geradezu erdrücken. Die Gefahr einer 
schizothymen Ehe zieht überall da herauf, wo die Lebensan- 
schauungen der beiden Ehegatten und ihre Gewohnheiten, nicht 
zum mindesten auch hinsichtlich der verschiedenen Art zu ge- 
nießen, sehr verschieden sind, wenn nicht auseinandergehen. 
Falls nicht beide Teile fähig sind und den guten Willen haben, 
einander entgegenzukommen, wenn sie nicht beide das Be- 
streben haben, sich ineinander einzuleben — die Liebe über- 
windet ja alles —, dann wird es sich kaum verhindern lassen, 
daß die Ehe schizothym wird. Schon das bloße und aufrichtige 
Entgegenkommen wollen kann bei drohender Gefahr zum 
Segen werden und den andern Teil versöhnlich stimmen, ihn 
zum Nachgeben oder Anpassen bewegen. 
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Freilich die Dichter und das wirkliche Leben wissen genug 
von schizothymen Ehen zu singen und zu sagen. 

Eine schizothyme Ehe kann ferner da entstehen, wo eine 
zweifellos tüchtige, in ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit aufgehende 
Frau sich einem Manne gesellt, der, ganz durch seinen Beruf 
in Anspruch genommen, weder Muße noch Neigung hat, häus- 
lichen Fragen seine Aufmerksamkeit zu widmen, was manche 
Frau für selbstverständlich hält und für einen billigen Wunsch 
ansieht. Es braucht nicht immer ein Gelehrter oder ein Künst- 
ler zu sein, dessen Interesse und Verständnis naturgemäß weit 
abliegt von den kleineren Pflichten der Frau. Es gibt in allen 
Berufen Männer, denen die kleinen häuslichen Geschäfte „nicht 
liegen." 

Eine weitere Gefahr, die zur Entstehung einer schizothy- 
men Ehe führen kann, bedeutet es, um von den vielen Möglich- 
keiten nur ein paar zu nennen, wenn der Mann im Beruf Ärger, 
Verdruß oder Enttäuschungen hat und daheim keinen Ausgleich. 
keinen Ruhepunkt findet; wenn er, durch Anlage und Beruf 
großzügig, zu Hause kleine Sorgen und Bekümmernisse ertra- 
gen muß; wenn Mann und Frau in der Beurteilung wichtiger 
Fragen des täglichen Lebens auseinandergehen. Reichen in 
allen solchen Fällen Liebe und Klugheit der Frau nicht aus, 
ihr einzugeben, kleine Fragen und Klagen von dem Mann fern 
zu halten, oder sich seinen wohlüberlegten Entscheidungen un- 
terzuordnen, dann wird leicht der Mann ein Polterer, ein Tyrann. 
und der häusliche Frieden ist gefährdet. In andern Fällen flüch- 
tet sich der Mann, unfruchtbarem Streit aus dem Wege gehend, 
in den Klub oder an den Stammtisch und die Frau sitzt zu 
Haus und grämt sich. In beiden Fällen ist die schizothyme Ehe 
Iertig. 

Aber auch, wenn der Mann, ganz in Anspruch genommen 
durch seinen Beruf, keine Zeit, oder wenn er keine Neigung hat 
für „höhere Dinge", während die Frau, daheim einsam und mit 
Treue ihren Hausfrauenpflichten obliegend, durch diese jedoch 
nicht voll befriedigt, ähnlich dem einsam spielenden Kinde. 
inren Träumereien nachhängt und sich das Idealbild eines Man- 
nes formt, der sie beraten, der sie belehren und weiter bilden 
könnte, ist ein Riß von der Ehe kaum abzuwenden. „Das 
Weib lernt nur von dem Manne, den es liebt", sagt Lagarde. 
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Wehe, wenn die Frau nicht den Mann findet, der sie ergänzt, 
“den ihre Seele sucht, der sie belehren, der sie bilden könnte! 
Ist sie gezwungen, als unverstandene Frau sich heimlich zu 
sehnen und zu sehren, dann bleibt in den meisten Fällen der 
wohlanständigen Frau nur der Ausweg in die Schizothymie. Für 
gewöhnlich spricht man von „Hysterie', für die man oft genug 
nur ein mitleidiges Achselzucken übrig hat. Welches Verhäng- 
nis alle diese Dinge vielen Menschen bedeuten, weiß allein der 
Seelenarzt. | | 


Wir sehen also, daß es, von andern Gefahren der modernen 
Ehe ganz zu schweigen, im Zusammenleben von Mann und Frau 
der Reibungsflächen genug gibt, welche in zahlreichen Fällen zu 
einer schizothymen Ehe führen, mit Sicherheit dann, wenn nicht 
beide Parteien den natürlichen Unterschied der Geschlechter 
auf geistigem Gebiet und die daraus sich ergebende Verschieden- 
artigkeit der beiderseitigen Ansprüche an das Lebem kennen und 
und anerkennen; wenn sie nicht beide bestrebt sind, sich gegen- 
seitig immer besser verstehen zu lernen und etwaige Gegensätze 
auszugleichen oder zu überbrücken. Somit heißt es auch hier, 
erzieherisch aufklärend wirken. 


b) Schizothymie im Kindesalter. 

Die Gefahr, daß die einer schizothymen Ehe entstammenden 
Kinder selbst schizothym werden, ist immer groß. Es handelt 
sich hier weniger um erbliche Belastung als vielmehr um psy- 
chische Beeinflussung durch tägliche und nahe Berührung mit 
den „nervösen” Eltern. Schizothyme Ehen sind die 
Pflanzstätten für die Schizothymie der Kin- 
der! Wenn wir einer schizothymen Veränderung der Ehe ent- 
gegenarbeiten, dann sorgen wir demnach auch schon für das 
Wohl der Kinder. Von diesem besonderen, aber auch vom all- 
gemeinen Gesichtspunkt aus lohnt es sich, noch auf die Schizo- 
thymie im Kindesalter einzugehen und die Frage aufzuwerfen, 
wie ihr zu begegnen sei und wie man schizothym gewordene 
Kinder zu behandeln habe, um verhängnisvolle Veränderungen 
zu Termeiden und unter Umständen eine spätere schizophrene 
Erkrankung zu verhüten oder dach möglichst milde zu gestalten. 
Die Schizothymie spielt schon im Kindesalter eine außerordent- 
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lich wichtige Rolle. Ihre Vernachlässigung kann sich also 
schwer rächen. 

Die Eltern und Erzieher sind viel zu wenig unterrichtet 
über die Züge und Eigenarten der Kinder, welche entweder 
schon schizothym sind oder bei unzweckmäßiger Behandlung 
sich zu schizothymen Zügen herausbilden können. Die Kinder 
sind in noch höherem Grade als die Frauen Aftektwesen. Sie 
werden beherrscht von den Eindrücken des Augenblicks und 
diese sind bedingt durch die jeweilige affektive Inanspruch- 
nahme, das soll heißen, das Kind steht und handelt unter dem 
Einfluß seiner jeweiligen Stimmung. Es reflektiert nicht, es 
denkt nicht nach, es erwägt nicht und vermag eine Situation 
nicht in zureichender Weise mit früheren zu vergleichen. Es 
handelt in jedem Augenblick, wie seine Stimmung es ihm ein- 
gibt, und da die kindliche Stimmung jederzeit schnell wechseln 
kann, so ergibt sich eine Wandelbarkeit, Unsicherheit und Un- 
zuverlässigkeit der Kinder, welche sehr leicht zu ungeeigneten 
erzieherischen Maßnahmen verleitet, in der Familie vielleicht 
noch mehr als in der Schule. 

Wir haben schon oben gesehen, daß die Unaufmerksamkeit 
und Vergeßlichkeit der Kinder sehr oft darauf zurückzuführen 
sind, daß sie durch ihr Gemüt: gewaltig in Anspruch nehmende 
Vorgänge abgelenkt werden. Auch ein Erwachsener ist in sol- 
cher Verfassung kaum imstande, seine Aufmerksamkeit zu kon- 
zentrieren. Durch Gemütseindrücke in Anspruch genommene 
Kinder hören nicht, was man ihnen sagt; sie „vergessen kleine 
Aufträge, weil sie dieselben, auch wenn sie „in Gedanken” „ja" 
antworteten, vielleicht gar nicht in sich aufgenommen haben, 
oder weil sie „mit ihren Gedanken ganz wo anders waren”; sie 
sind gedankenlos, sind flüchtig bei der Arbeit und nachlässig in 
Haltung und Benehmen. Alles das beruht in den weitaus meisten 
Fällen darauf, daß die Kinder unter dem Eindruck einer Ge- 
mütsstimmung oder -verstimmung stehen und deshalb eben „mit 
ihren Gedanken wo anders sind”, wie der Volksinstinkt ganz 
richtig urteilt. 

Wodurch können nun die Kinder abgelenkt werden? Es 
gibt mancherlei ablenkende Anlässe, bei denen sich die Eltern 
und Erzieher gemeiniglich gar nichts denken. Die Grundsätze 
der Psychagogik, d. h. der von affekt-psychologischen Erwä- 
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gungen geleiteten pädagogischen Tätigkeit sind noch viel zu 
wenig bekannt. Einer der wichtigsten psychagogischen Grund- 
sätze lautet: man sei gegen die Kinder stets wahr und beständig. 
Man trage auch Zwistigkeiten nicht vor ihren Augen und Ohren 
aus; man sorge dafür, daß der Spieltrieb nicht verkümmert, denn 
es darf nicht vergessen werden, daß die Kinder eben Kinder 
sind und deshalb auch ungestraft kindliche Streiche verüben 
dürfen. Duckmäuser können nie Vollmenschen werden. . 

Man trage bei der Erziehung Sorge, daß die Kinder immer 
in Liebe und Anhänglichkeit an ihre Eltern denken können; man 
vermeide alles, was den Kindern Furcht einflößen könnte vor 
Eltern und Erziehern. 

In mancherlei Erziehungsfehlern liegen für Kinder beiderlei 
Geschlechts die Hauptwurzeln für schwere, oft viele Jahre an- 
haltende schizothyme Veränderung, welche nicht selten mit 
peinlichen, im beruflichen wie im Gesellschaftsleben hinder- 
lichen Angst- und Zwangsvorstellungen einhergeht.') In Verbin- 
dung mit andern ungünstig wirkenden Einflüssen und Umstän- 
den können übertriebene Strenge oder auch sonst falsche er- 
zieherische Maßnahmen zu dem auf Seite 28 ff. bereits geschil- 
derten Negativismus führen, welchen wir in vielen Fällen als auf 
einer bis in die frühe Kindheit zurückreichenden und als solcher 
nachweisbaren anormalen Einstellung zum Vater (negativer 
Vaterkomplex) beruhend feststellen können. Eine Ursache für 
diese sehr häufig sich geltend machende, freilich in manchen 
Fällen nur angedeutete schizothyme Einstellung haben wir, 
wie ich ausgeführt habe, zu suchen in den Eindrücken, welche 
das. Kind durch die bewußten und unbewußten übertrieben 
strengen Erziehungsmaßnahmen der Eltern empfangen hat. 
Übermäßige Härte und Ungerechtigkeit des Vaters, für welche 
das Kind in der Regel ein viel feineres und tieferes Empfinden 
hat, als die meisten Eltern annehmen wollen, wird in zahlreichen 
Fällen zunächst eine mehr oder weniger stark ausgeprägte Trotz- 
einstellung beim Kinde hervorrufen. Nun gibt es ja einen sehr 
nützlichen und im Kampf ums Dasein unentbehrlichen Trotz, und 


I) Auch krankhafte Hemmungen sind hier zu nennen, die sich 
in Verlegenheit, Erröten und in Stottern äußern können. Ein sol- 
ches Stottern ist ein dankbarer Gegenstand für die psychische 
(analysierende) Behandlung. 





. es wäre deshalb ganz verfehlt, wollten wir uns die Aufgabe 
stellen, den Eigenwillen des Kindes um jeden Preis zu morden. 
Jedoch muß man immerhin vorsichtig sein in der Veranlassung 
wiederholter Trotzeinstellung und in der übermäßigen Heraus- 
forderung des kindlichen Eigenwillens. 

Je nach Eigenart des Kindes und Hand in Hand gehend mit 
seinem weitern Lebensschicksal können sich im spätern Leben 
unerquickliche Eindrücke der Kinderjahre verwischen oder aber 
noch verstärken. So wird sich bei oft wiederholter übertnie- 
bener Reizung des Eigenwillens langsam, aber sicher im heran- 
wachsenden Menschen die Neigung bilden zu widersprechen. 
sich dem höheren Willen zu widersetzen und das Gegenteil von 
dem zu tun, was die Eltern oder andere erzieherische Personen 
- erwarten. Auf diese Weise entsteht infolge andauernder Ent- 
täuschung, Einschüchterung und Reizung der Kinder, besonder: 
durch den ungeduldigen oder „nervösen” Vater und später durch 
ungeschickte, ihren Mangel an Klugheit durch Strenge über- 
bietende Lehrer eine oft bis ins Alter hinein sich geltend 
machende unüberwindliche Scheu vor Respektspersonen, welche 
von den in dieser Weise belasteten Menschen, meist ohne daß 
diese sich des Zusammenhangs klar bewußt sind, mit dem stren- 
gen und gefürchteten Vater identifiziert werden. Kommen noch 
andere schädliche Einflüsse dazu, dann bildet sich bei solchen 
Individuen leicht eine negativistische Einstellung gegen alles 
was Autorität heißt, welche Einstellung sich auf dem Gebiet der 
Politik unter Umständen zum Nihilismus und Anarchismus stei- 
gern kann. 

Negativismus ist es, der den modernen Spartakus in mab- 
loser Weise sinnlos gegen Autorität, Ordnung und Gesetz: wüten 
läßt. ` Negativismus war es auch, der den genial veranlagten. 
durch frühe Kindheitseindrücke jedoch enttäuschten und auf 
Abwege geführten Liebknecht in scharfen Gegensatz brachte zu 
Ordnung, Sitte und Recht. Eine durch die Verhältnisse ihm 
aufgezwungene anormale Einstellung zum Vater, mit einem Wort 
ein pathologischer Vaterkomplex, machten diesen bedauerns- 
werten Schwärmer zum Feinde aller Autorität, selbst der höch- 
sten, und besiegelten schließlich sein Schicksal, welches nur 
durch eine gründliche Seelenanalyse zu einem harmonischen. 
soziale Werte schaffenden hätte gestaltet werden können. 
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Kehren wir nunmehr zu unserem Thema zurück! 

Bisher war nur von den Klippen der häuslichen Erziehung 
die Rede. Von den Gefahren, welche die Schulerziehung in 
Hinsicht auf die harmonische Entwicklung des Menschen bietet, 
kann ich nicht alle nennen. Man stelle nicht zu hohe Anforde- 
rungen an die Kinder und gebe ihnen nicht zu schwierige Auf- 
gaben, sonst bringt man sie leicht in eine Zwangslage: sollen sie 
die Aufgabe mangelhaft lösen, Tadel und Strafe gewärtigen und 
das Ziel der Klasse vielleicht nicht erreichen? oder sollen sie, 
wie viele ihrer Mitschüler, von andern abschreiben oder sich 
anderer unerlaubter Hilfsmittel bedienen? Schon solche Er- 
wägungen werden ein gewissenhaftes Kind unglücklich und 
schizothym machen können. 

Für Haus und Schule gleichermaßen gilt es, de Kinder in 
Gegenwart anderer nicht zu beschämen, sie nicht in ihrer Ehre 
zu kränken. Ebenso tadle und strafe man, wo es nötig ist, un- 
ter strenger Vermeidung jeglicher Kränkung. Man spende aber 
auch Lob, wo es angebracht ist. Jeder erfahrene Pädagoge 
weiß: ein wohlverdientes Lob kann ungeheuren Nutzen bringen. 

Das Leben in manchen Familien ist für die Kinder fast das- 
selbe wie in den strengen mittelalterlichen Klöstern. Zu wel- 
chen unausbleiblichen Ausschreitungen jedoch die allzu streng 
gehandhabte Abschließung der Menschen von der Welt und von 
dem Ausleben der natürlichen Triebe geführt hat, kann man in 
jedem Werk über Kulturgeschichte des Mittelalters lesen. Viel 
gesünder und naturgemäßer war die Erziehung im Altertum. 
Man lebte freier, wuchs, nicht eingeengt durch philiströse Be- 
denken und Vorschriften, heran und blieb ein freier, sinnlich 
gesund empfindender Mensch, der sich, körperlich und geistig 
mit Können und Wissen wohl ausgerüstet, ernstheiter und 
pflichtgetreu durchs Leben schlug, ohne die für höchstes 
menschliches Können notwendige Genußfähigkeit zu verlieren, 
welche im Gegenteil durch eine klug berechnende Erziehung 
aufs höchste gefördert wurde. Über gewisse Mängel im Zusam- 
menleben der Menschen setzte man sich ohne Bedenken hin- 
weg und schämte sich keiner Freude, „wo die keusch errötende 
Kamöne, wo die Grazie gebot". Man trieb nicht Verschleie- 
rungspolitik, wie das menschlichen und gesellschaftlichen Miß- 
ständen gegenüber jetzt üblich ist. Man besprach diese Miß- 
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stände offen, machte sie zum Gegenstande gelehrter Unterhal- 
tungen und Abhandlungen, und dank dieser Aufrichtigkeit, 
Offenheit und Ungeniertheit durfte jeder von sich frei bekennen: 
„ich bin ein Mensch und scheue vor nichts Menschlichem zu- 
rück”. So blieb man gesund an Leib und Seele, schaffensfreudig 
und genußfähig bis ins hohe Alter und machte weder sich noch 
andere schizothym. 

In schwerer Weise kann sich.-die falsche Erziehungsmethode 
im späteren Leben rächen, wenn die Eltern bestrebt sind, die 
Erörterung geschlechtlicher Dinge mit den Kindern in guter Ab- 
sicht sorgfältig zu verhüten (was ihnen im übrigen nie gelingt!). 
Dies erzieherische Bestreben nimmt nicht selten ganz über- 
triebene Formen an, so daß es zu dem führt, was die Wissen- 
schaft „Sexualverdrängung‘ nennt. Das bedeutet: die Kinder 
lernen alles, was mit dem Geschlechtsleben zusammenhängt, 
obwohl es doch das natürlichste ist von der Welt, als etwas 
häßliches, unfeines, unanständiges betrachten, von dem man 
in Gegenwart anderer nicht reden, ja, an das ein keusches Herz 
nicht denken darf. Nach diesem Grundsatz erzogene Kinder: 
werden unausweichlich schizothym. Man bedenke doch: nie 
wird man die Kinder vor einer unerwünschten, weil völlig un- 
zureichenden Aufklärung durch andere Kinder oder durch ge- 
wissenlose Erwachsene bewahren können, und alle Geheimnisse, 
welche man behüten möchte, üben ja gerade um so mehr Reiz 
aus auf die kindliche Phantasie. Spätestens erfahren die Kin- 
der von den Geschlechtsunterschieden und allem Drum und 
Dran, wenn sie auf die Straße oder in die Schule kommen. Gar 
zu leicht wird ihr Innenleben dann in falsche und verhängnis- 
volle Bahnen gelenkt. Dem modernen Kinde tut in Hinsicht 
auf die gänzlich unvermeidliche Aufklärung durch andere Kin- 
der not eine dem kindlichen Verständnis parallel gehende. 
mit den Jahren ausführlicher werdende und begründende Be- 
lehrung über die Geschlechtsvorgänge. Nur so kann man au‘ 
diesem Gebiet in unsern Tagen die Kinder auf die Dauer vor 
körperlichen und seelischen Schädigungen behüten; nur so kann 
man sie davor bewahren, schizothym zu werden, was sicher dann 


geschehen wird, und häufig genug geschieht, wenn die Eltern 








grundsätzlich vermeiden, über geschlechtliche Dinge zu reden 
und selbst ältern Kindern das Wissen um dieselben vorenthalten, 


während die Kinder schon lange über alles Bescheid wissen, 
in manchen Fällen besser als die altväterischen Eltern. Das ab- 
sichtliche und andauernde Schweigen von seiten der Eltern 
über geschlechtliche Dinge kann zur Folge haben, daß die Kin- 
der bei entsprechender Veranlagung in späteren Jahren untaug- 
lich werden fürs Leben, für Gesellschaft und Beruf und zudem 
noch ihren Erziehern berechtigte Vorwürfe machen ob ihrer 
Kurzsichtigkeit, Rückständigkeit und Engherzigkeit, wodurch 
schon manches Menschenleben in die Brüche ging, manches 
Familienglück zerstört wurde. Unvergeßlich ist mir aus der 
ärztlichen Sprechstunde der Wutausbruch einer 50 jährigen un- 
verheirateten Patientin aus vornehmster Familie: „Ich kann es 
meiner Mutter noch jetzt nicht verzeihen, daß sie mich über so 
wichtige Dinge dumm gehalten hat, selbst als ich schon er- 
wachsen war.” Ähnliche Klagen habe ich öfter hören müssen. 

Zum Schluß noch ein paar Worte über das Bestreben, die 
Kinder in törichter Verblendung vom Verkehr mit Gleichalte- 
rigen abhalten zu wollen, zu denen sie sich in natürlicher Weise 
hingezogen fühlen. Ein Bestreben, welches in manchen Fällen so 
weit geht, daß man die Kinder, anstatt in die gemeinsame Schule 
zu schicken, schon in, rein pädagogisch verwerflicher Weise 
jahrelang zu Haus allein unterrichten läßt. Dies Bestreben er- 
weist sich in seinen Folgen und Wirkungen kaum weniger ver- 
hängnisvoll als die spießbürgerliche Dauerquarantäne der Kinder 
gegen alles, was mit dem Geschlechtsleben irgendwie in Be- 
ziehung steht. Durch die klösterliche gewaltsame Abschließung 
der Kinder von den Altersgenossen, welche meist damit be- 
gründet wird: „das ist kein passender Umgang für euch”, erzieht 
man weltfremde Kinder, welche im spätern Leben nicht fähig 
sind, sich in der menschlichen Gesellschaft zurechtzufinden, 
welche keine Freundschaften schließen können und welche die 
Eltern hassen. Wie oft habe ich in der ärztlichen Sprech- 
stunde schwere schizothyme Veränderungen Erwachsener auf 
diese von den Eltern geübte Kurzsichtigkeit und Engherzigkeit 
als auf ihre psychologische Wurzel zurückführen können. 

Ich darf dies Kapitel nicht schließen, ohne noch auf einen all- 
täglichen Grund schizothymer Veränderung, besonders der Kin- 
der, hingewiesen zu haben, der in seiner allgemeinen Bedeutung 
von ungeheurer Wichtigkeit ist. Dieser wichtige Grund ist zu 
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finden in dem natürlichen Gegensatz zwischen Jung und Alt, 
wie er vor allem in dem Verhältnis zwischen Kindern und El- 
tern zum Ausdruck kommt. Wie oft der Friede und das Glück 
einer Familie untergraben wird durch nichts anderes als durch 
ein Mißverstehen zwischen Alter und Jugend, zwischen Ver- 
gangenheit und Gegenwart, das weiß allein der Nervenarzt, der 
auch als Seelenarzt tätig ist, denn zu ihm kommen letzten Endes 
alle die Mühseligen und mit schwerem Seelendruck Beladenen, 
denen das Dasein eine Last ist, der Tod erwünscht und das 
Leben verhaßt. Man sagt kaum zu viel: alle jene bedauerns- 
werten Menschen mit Hemmungen, Angst und Zwang kommen, 
oft erst nach jahrelanger Pein, zum Arzt, weil ihnen ihr Leben 
verleidet ist, und es ist ihnen verleidet, weil es gemischt ist 
aus Liebe und Haß. Beide Gefühlsregungen aber richten sich 
in unglückseliger Verquickung gegen die nächsten Angehörigen. 
gegen die eigene Person, gegen alle Welt. Alle anderen Stö- 
rungen und Affektäußerungen lassen sich auf die Formel „Haß 
und Liebe” zurückführen, die wir geradezu als chemische For- 
mel auffassen dürfen. Denn wie im Chlornatrium (— Kochsalz) 
weder das starke Gift Chlor, noch das Alkalimetall Natrium er- 
kennbar ist, so weiß der von Widersprüchen des eigenen Inne- 
ren gepeitschte Kranke oft nicht anzugeben, ob er aus Liebe 
oder aus Haß handelt. Sein Tun und Lassen ist ein unübersicht- 
liches Gewirr von triebartigen, sich durchdringenden Regungen 
des Hasses und der Liebe. ` 

Die Aufgabe des Arztes läuft in vielen Fällen lediglich dar- 
auf hinaus, die Kranken psychologisch aufzuklären über die 
Wurzel ihres Hasses, ihnen zu ermöglichen, einen Kompromil 
zu schließen zwischen Liebe und Haß, zwischen der positiven 
und negativen Richtung ihres Seins, ihres Handelns. Dazu ist 
erforderlich, daß der Arzt den in Eltern und Kindern verkörper- 
ten Familienanachronismus beseitigt, in dem er das Alter auf die 
berechtigten Forderungen der Jugend hinweist und die letztere 
über die in einem langen Leben gereifte, Achtung und Gebhor- 
sam heischende Erfahrung des Alters belehrt. Natürliche Be- 
scheidenheit und Unterordnung, Dankbarkeit und Überlegung 
machen es den Kindern zur Pflicht, dem elterlichen Willen sich 
zu fügen. Aber auch die Eltern sollten sich den Kindern geger- 
über unter keinen Umständen verhärten. Eine kluge Erziehung 
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wird immer das Ziel im Auge behalten, zu erstreben, daß die 
Kinder die Eltern lieben und nicht fürchten. Es ist ja nicht nur 
der natürliche Trieb der Kinder, Liebe zu geben und zu nehmen. 
Es wird doch auch von früh auf bei jeder Gelegenheit den Kin- 
dern gepredigt, die Eltern zu lieben. Durch lieblose Erziehung 
in eine Haßeinstellung gegen die Eltern getrieben zu werden, 
ist deshalb an sich schon für viele zart empfindende und ge- 
wissenhafte Kinder ein Verhängnis, welches nicht selten über 
ihr Lebensschicksal entscheidet. Beherzigen wir doch Goethes 


Worte, wenn er mahnt, gegen die Kinder nicht ungerecht zu sein: 


Denn wir können die Kinder nach unserem Sinne nicht formen: 
So wie Gott sie uns gab, so muß man sie haben und lieben, 
Sie erziehen aufs beste und jeglichen lassen gewähren. 
Denn der eine hat die, die anderen andere Gaben; 
Jeder braucht sie, und jederist doch nur auf eigene 
Weise gut und glücklich. 
(Hermann und Dorothea, III, 47 bis 51.) 


Aus dem bisher Gesagten ergibt sich die dringende Not- 
wendigkeit, früh genug die Gefahren zu erkennen, welche eine 
unbeachtete schizothyme Veränderung auch leichten Grades 
in sich birgt. Nur wer es versteht, diese frühen Anzeichen auf 
ihre wahre Bedeutung hin einzuschätzen, ist imstande, Vor- 
sicht zu üben und Maßnahmen zu treffen, daß nicht eine an sich 
vielleicht belanglose schizothyme Veränderung eine Richtung 
oder einen Grad annimmt, welche dem Träger verhängnisvoll 
werden können und dann unter Umständen über eine ganze 
Familie Unglück und mancherlei Gefahren bringen. 

Neben einer zielbewußten häuslichen Erziehung kann auch 
die Schulbildung, und nicht nur die höhere, manches Gute stif- 
ten. Deshalb ist es mit Freuden zu begrüßen, daß man den Er- 
gebnissen eines eingehenden Studiums der Psychologie jetzt 
auch von seiten der Schulbehörde mehr und mehr seine Auf- 
merksamkeit zuwendet. Die Aufgabe der Schule soll nicht nur 
sein, die'heranreifenden Menschen mit Wissen und Können aus- 
zustatten. Dieser Aufgabe genügt ja das deutsche Schulwesen 
aufs allerbeste und in vorbildlicher Weise. Das Ziel des Jugend- 
unterrichts muß es sein, was jetzt immer mehr anerkannt wird, 
ganze, in sich harmonische, jeder Situation gewachsene Men- 
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schen heranzubilden. Nicht zerspaltene, zerrissene Halbheiten 
sind Deutschlands Hoffnung, sondern zielbewußte und willens- 
starke geschlossene Persönlichkeiten, welche allen Erschütte- 
rungen des Herzens sowie allen unvermeidbaren Erregungen des 
Lebens zum Trotz ihren Weg durchs Leben machen: zufrieden 
im Herzen, glücklich in der Familie und deshalb stark und tüch- 
tig im Beruf. 


VII. Vorbeuge und Behandlung. 


Beim Lesen der vorstehenden Ausführungen mag wohl man- 
chem die Frage auf den Lippen geschwebt haben, weshalb ich 
das alles in solcher Breite behandele. Meine Antwort lautet: 
weil es noch niemals unternommen wurde, in diesem Zusam- 
menhange auf diese Dinge in zureichender und begründender 
Weise die allgemeine Aufmerksamkeit zu lenken, weil es außer- 
dem für die Erziehung der Menschen, für die Beurteilung ihrer 
Eigenheiten, sowie für das enge Zusammenleben in Familie, Be- 
ruf und Staat notwendig ist, daß alle diese Dinge bekannt 
sind, und weil endlich eine wissenschaftliche und zureichende 
Vorbeuge und Behandlung ohne Mithilfe, somit ohne vorher- 
gehende psychologische Unterweisung und Aufklärung der Er- 
zieher nicht denkbar ist. Denn es unterliegt nicht dem gering- 
sten Zweifel: viele „nervöse” oder „hysterische” Erkrankungen 
würden unterbleiben, wenn im gegenseitigen Verstehen und Ver- 
halten, nicht zum mindesten zwischen Eltern und Kindern, aber 
u. a. auch zwischen Lehrern und Schülern, nicht so viele Fehler 
gemacht würden aus keinem andern Grunde, als weil man gar 
zu häufig die verschiedenartigsten, oft widerspruchsvollen und 
deshalb rätselhaft erscheinenden seelischen Regungen des Mit- 
menschen verkennt, mißdeutet und also falsch behandelt. Als 
Entschuldigung für derlei Mißverständnisse und Irrungen mag 
gelten, daß es für Eltern, Erzieher und selbst für Ärzte nichts 
weniger als einfach und leicht ist, die hier waltenden Zusam- 
menhänge zu deuten. Es bedarf von seiten des Arztes erst 
langer Zeit und großer Mühewaltung, das notwendige Vertrauen 
der Kranken zu gewinnen, welches ihnen erst ermöglicht, den 
ärztlichen Berater und Freund auf den Grund ihrer Seele 
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schauen zu lassen, vor ihm sich gründlich auszusprechen und so 
sich selbst zu befreien. 

Der Laie nun erst tappt, soweit es sich um die Beurteilung 
psychisch abnormer Züge handelt, noch völlig im Dunkeln. Die 
meisten Menschen haben einen unbezwingbaren, entwicklungs- 
geschichtlich begründeten Widerwillen, sich mit psychisch anor- 
malen Menschen abzugeben. So kommt es, daß sogar der so- 
genannte Gebildete die allermeisten der vom Alltäglichen ab- 
weichenden, bei weitem noch nicht krankhaften Züge nicht zu 
deuten vermag. Noch weniger weiß er, wie er sich ihnen gegen- 
über verhalten soll; wie er die Menschen mit solchen Zügen 
behandeln muß, um mit ihnen auszukommen; wie er als Lehrer, 
als Arzt oder als Richter verfahren muß, um nicht unbillig, brutal 
und ungerecht zu erscheinen. Erst wenn die allgemeine Auf- 
merksamkeit der Ärzte auf diese Dinge gerichtet sein wird, erst 
wenn durch den ärztlichen Berater die Laien, in erster Linie 
die Eltern und alle erzieherisch tätigen Personen hinreichend 
aufgeklärt sein werden, erst dann wird das allgemeine Verständ- 
nis für die zahlreichen Vorbedingungen und Gründe der Schizo- 
thymie sich entwickeln können; erst dann werden wir dahin 
kommen zu begreifen, wie sich viele der störenden und pein- 
lichen schizothymen Veränderungen vermeiden lassen und wie 
wir auch da, wo die sonstigen Vorbedingungen gegeben sind 
(spezifische Gehirnveränderung), wenn auch nicht die Schizo- 
phrenie verhindern, so doch durch Fernhaltung der psychischen 
Komponente eindämmen und ihre störenden psychischen Er- 
scheinungen nach Möglichkeit einschränken können. . Die in 
dieser Hinsicht in einzelnen Fällen gewonnenen günstigen Re- 
sultate lassen die Hoffnung als berechtigt erscheinen, daß durch 
früh genug einsetzende, ärztlich geleitete psychagogische Be- 
einflussung der schizothym Veranlagten sowohl wie ihrer Um- 
gebung sich manches Krankheitsbild mindestens mildern läßt. 

Von diesen allgemeinen Betrachtungen ausgehend und 
fußend auf der Erfahrung, daß es in vielen Fällen gelingt, 
schwere schizothyme Veränderungen zu verhüten, haben wir 
nun noch die Aufgabe, kurz darauf hinzuweisen, was zur Vor- 
beuge und Behandlung der besprochenen Veränderungen ge- 
schehen kann. Wie bei der Besprechung der Ätiologie müssen 
wir auch hier unterscheiden zwischen Schizothymie und Schizo- 
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phrenie. Da wir die Ursachen der zur Schizophrenie führen- 
den Gehirnveränderung noch nicht kennen, ist über die Schizo- 
phrenie hier wenig zu sagen. Die Krankheit tritt oft in Schü- 
ben auf. Es ist deshalb nach einem solchen Schub dringend not- 
wendig, den Kranken vor Erregungen und Überanstrengungen 
zu schützen, denn diese würden — durch schädliche Beeinflus- 
sung der schizothymen Züge — auch auf die eigentliche Schizo- 
phrenie ungünstig wirken. Die Befürchtung, daß dem ersten 
kein weiterer Schub folgen wird, wird mit der Länge der Remis- 
sion immer geringer. Eine eigentliche Behandlung der Schizo- 
phrenie — außer der symptomatischen — kennen wir nicht. 
Man muß sich, wie bei vielen Geisteskrankheiten, darauf be- 
schränken, den Kranken mit möglichst günstigen Lebensbe- 
dingungen zu umgeben, Schädlichkeiten von ihm fernhalten 
und ihn anweisen, mit seinen Körper- und Geisteskräften ökono- 
misch umzugehen und Gemütserregungen nach Möglichkeit zu 
vermeiden. 

Sind die Aussichten ärztlicher Hilfeleistung der eigentlichen 
Schizophrenie gegenüber demnach recht bescheiden, dann läßt 
sich ein wenig mehr und besseres in Beziehung auf die Vorbeuge 
und Behandlung der Schizothymie sagen. Die Prognose ist in 
den Anfangsstadien gut, und zwar um so besser, je früher man 
die leicht schizothymen Züge als solche erkennt und berück- 
sichtigt. Bei ernsteren Erscheinungen, also bei krankhaften 
schizothymen Veränderungen, als welche die meisten Hem- 
mungs-, Angst- und Zwangszustände, wie auch viele sonstige 
schwere „nervöse” oder „hysterische”' Erscheinungen gelten 
müssen, hat sich dank der ärztlich immer mehr anerkannten und 
immer besser nutzbar gemachten Affekt-Psychologie die Aus- 
sicht auf Heilung oder doch weitgehende Besserung erheblich 
vergrößert. Von allergrößter Wichtigkeit ist es, daß die Eltern 
und Erzieher eine genügende Kenntnis haben von der schizo- 
thymen Veränderung und deren Ursachen: nur so läßt sich man- 
ches Übel im Keim ersticken, nur so in zahlreichen Fällen 
Schlimmes verhüten, nur so kann die ärztliche Behandlung ihren 
vollen Nutzen entfalten und den gewonnenen Erfolgen Bestand 
verleihen. Den Eltern und Erziehern gelten in dem eben er- 
wähnten Sinne meine obigen Ausführungen. Näher auf die 
eigentliche Behandlung einzugehen, erübrigt sich hier. Nur das 
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eine mag gesagt sein: es handelt sich in allen Fällen, wo eine 
ärztliche Kur notwendig wird, um eine langwierige, für Arzt und 
Patient keineswegs leichte Arbeit, welche zudem von beiden 
Seiten große Geduld und vom Kranken Verständnis und Fähig- 
keit für psychologisches Denken, sowie bedingungsloses Ver- 
trauen in die Art der Behandlung heischt und den ernsten Willen 
gesund zu werden voraussetzt. 

Das Verständnis für diese eigenartigen, bisher von den Ärz- 
ten nicht gebührend gewürdigten Zustände, welche gleichwohl 
den Kranken, oft ohne daß er es der Umgebung zeigt, in pein- 
lichster Weise quälen und nicht selten gesellschafts- wie be- 
rufsunfähig machen, hat erfreulicherweise bei Ärzten und Laien 
in den letzten Jahren zugenommen. Die Zeit ist da, wo die Ge- 
bildeten einzusehen beginnen, daß es sich bei diesen Störungen 
um krankhafte Zustände von oft weittragender Bedeutung 
handelt, denen mit den üblichen Methoden der elektrischen, 
physikalischen oder naturgemäßen Behandlung nicht beizukom- 
men ist, bei denen auch die herkömmlichen Maßnahmen der 
Psychotherapie — hypnotische Behandlung, Willensgymnastik 
und wie dergleichen Behelfe alle heißen — niemals eine durch- 
greifende und dauernde Besserung erzielen können. Auch 
Strenge und brüskes Befehlen des Arztes, der Patient möge nur 
seine „Schuldigkeit” tun und „guten Willen" zeigen, dann würde 
er seine „Schwäche” überwinden können, steigert in den mei- 
sten Fällen nur die Hemmung und vergrößert die Qual. Ebenso 
falsch ist es und zugleich grausam, wenn der Arzt, wie ich es 
mir von Patienten wiederholt habe erzählen lassen, ihren Ver- 
wandten anempfahl, nur recht streng mit den Kranken zu sein 
und derlei „dumme Angewohnheiten” einfach nicht zu dulden. 

In den allermeisten der genannten Fälle wird keine andere 
Behandlungsart so tief und so schnell wirken und dadurch nicht 
nur zur Besserung, sondern zur dauernden Heilung führen kön- 
nen, wie die auf die unbewußten Wurzeln der seelischen Stö- 
rungen eingehende Psychanalyse oder, wie sie auch genannt wird. 
die Widerstandsanalyse. 

Unter den zahlreichen Formen der hier in Betracht kom- 
menden Störungen nenne ich nur die folgenden: 

I. Seelische Hemmungen jeglicher Art: plötzlich oder 
unter gewissen Umständen nicht sprechen können, stottern, 
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nicht stehen, nicht gehen, nicht allein ausgehen können, nicht 
fahren können, nicht allein bleiben können, eine Treppe, eine 
Brücke nicht betreten können, nicht Eisenbahn fahren können, 
den gewohnten, bisher lieben Beruf nicht mehr ausüben können, 
die Verwandten, den Ehegenossen, die Kinder, die Eltern nicht 
mehr lieben können usw. 

I. Angstgefühle und Angstzustände verschie- 
denster Art: Schüchternheit, Befangenheit, Lampenfieber, Prü- 
fungsangst, Angst, einen Vortrag nicht halten zu können, Angst, 
stecken zu bleiben, Platzangst, Brückenangst, Treppen-, Zim- 
mer- und Eisenbahnangst, Errötungsangst; Furcht vor Erkran- 
kung, vor Ansteckung, vor Vergiftung, Furcht, den Verstand 
zu verlieren, Furcht vor harmlosen Tieren, Berührungsfurcht, 
Wasserscheu usw. 

H. Zwangsgefühle, Zwangsvorstellungen 
und Zwangshandlungen: Zweifelsucht, Grübelsucht, 
Waschzwang und andere triebartige Handlungen, krankhafte 
Stehlsucht (Kleptomanie), Zwangszählen, Zwangsbeten, Zwangs- 
lachen, Zwangsweinen, Zwangsgähnen usw. Hier sind auch die 
zahlreichen, im Berufs- wie auch im Familien- und Gesellschafts- 
leben gleichermaßen störenden Fälle zu nennen, in denen ein 
Mensch gewisse Handlungen nur unter Wahrung eines strengen 
Zeremoniells ausführen kann, also die zahllosen sogenannten 
„schlechten Angewohnheiten", welche wir nicht nur bei Kindern, 
sondern auch bei Erwachsenen beobachten. 

Die Psychanalyse kommt jedoch nicht allein bei krankhaften 
Störungen zur Anwendung. Ihr Wirkungsgebiet ist erheblich 
weiter und allgemeiner und ihre volle Würdigung und Ausnut- 
zung bleibt der Zukunft vorbehalten. 

Ich beschränke mich heute darauf, nur eine Richtung an- 
zudeuten, in welcher die Psychanalyse berufen erscheint, Groß- 
artiges zu leisten und ein Wohltäter allerersten Ranges für die 
Menschheit zu werden. 

Es wird eine Zeit kommen, in welcher jeder Mensch, ehe 
er in das tätige Leben eintritt, gut tun wird, sich einer Analyse 
zu unterziehen. Vielleicht werden unsere einsichtsvolleren 
Nachfahren für jeden Staatsbürger etwa im Einsegnungsalter — 
also bei Beginn der Geschlechtsreife — diese psychologische 
Durchforschung des Einzelnen, diese genaueste Feststellung 
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seiner allgemeinen und besonderen Neigungen und Anlagen zur 
allgemeinen Staatspflicht erheben. Es würde damit auch eine 
wichtige Arbeit im Sinne der Vorbeuge der schizothymen Ver- 
änderung geleistet werden. In der Hauptsache würde aber diese 
pflichtgemäße psychologische Durchforschung jedem Einzelnen 
dazu verhelfen, daß er erst mal sich selbst kennen lernt und der 
Staat würde an einer solchen streng wissenschaftlichen Analyse 
insofern ein Interesse haben, als eben durch die psychologische 
Erforschung des Einzelnen dessen Fähigkeiten im allgemeinen 
und im besonderen nachgeiwiesen werden könnten. 

Jeder Bürger ist dem Staate von um so größerm Nutzen, 
je mehr Werte er ihm durch seine Arbeit schafft. Für die Ver- 
wendung des Einzelnen im gemeinsamen Interesse wäre es des- 
halb von größtem Vorteil, von vornherein zu wissen, auf welchem 
Gebiet die stärkste oder auch nur eine gute Leistungsfähigkeit 
des Einzelnen liegt und — was ebenso wichtig ist — für welche 
Berufe der Einzelne etwa vermöge seiner Eigenart nicht ge- 
‚eignet ist. Zeit und Geld wird gespart, wenn jemand in einem 
Berufe, für den er keine Veranlagung mitbringt, schon gar nicht 
anfängt, sich ausbilden zu lassen. Es sind also bei der Wahl 
manches Berufes, wenn auch nicht aller, eine Reihe Fragen zu 
erörtern. Die entscheidende und zuverlässige Antwort erteilt 
die rechtzeitig vorgenommene Analyse, durch welche sich fest- 
stellen läßt: l | 

1. zu welchem Beruf jeder Einzelne sich auf Grund seiner 

geistigen und seelischen Eigenart nicht eignet; 

2. zu welchem Beruf er sich im allgemeinen eignet und 

3. zu welchem Beruf sich einzelne Individuen in hervor- 

ragender Weise eignen; in welchem Beruf sie also außer- 
gewöhnliche Leistungen mit einer gewissen Sicherheit 
versprechen, vorausgesetzt, daß man ihnen Gelegenheit 
gibt, ihre Begabung in dem für sie in besonderer Weise 
oder ausschließlich in Betracht kommenden Beruf auf 
höchstmögliche Vollkommenheit zu bringen. 

In diesem Sinne werden bei Schulkindern schon jetzt hier 
und da Untersuchungen vorgenommen, bei denen man sich aller- 
dings bisher auf Versuche nach den Grundsätzen der experimen- 
tellen Psychologie beschränkte. Man wird gut tun, neben dieser 
gewiß sehr nützlichen Methode recht bald noch das psychanaly- 
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tische Verfahren heranzuziehen. Nur mit Hilfe dieser Tiefen- 
psychologie wird man imstande sein, in jedem gewünschten Fall 
eine absolut erschöpfende Seelenanalyse zu geben, auf Grund 
welcher der.Untersuchte in der Lage sein wird, einen Beruf zu 
wählen, in welchem er einen möglichst hohen Grad von Meister- 
schaft, aber auch von Befriedigung erreichen kann. Nicht nur 
sein eigenes Glücksgefühl wird dadurch gehoben werden, son- 
dern sein Lebenswerk wird auch für die Allgemeinheit zu einem 
wertvolleren gestaltet werden können, was bei dem Tiefstand 
unseres wirtschaftlichen Lebens und im Angesicht der unaus- 
weichlichen Notwendigkeit, uns wieder emporzuarbeiten, unter 
allen Umständen angestrebt werden muß. Für sich selbst wird 
jeder in dieser Weise Analysierte noch allerlei besondere Vor- 
teile haben: er wird wissen, was er zu meiden hat, um psychi- 
schen Hemmungen oder störenden `Affektausbrüchen aus dem 
Wege zu gehen; er wird sich vor allen Dingen so durch und 
durch kennen gelernt haben, wie dies überhaupt möglich ist: 
welch genaueste Kenntnis seiner selbst ohne Psychanalyse 
schlechterdings nicht möglich ist. Im Zeitalter des Schlagwor- 
tes: „Freie Bahn dem Tüchtigen!” wird es jedem einleuchten. 
daß mit einer auf wissenschaftlicher Grundlage erfolgten Be- 
rufswahl unberechenbarer Nutzen für den Einzelnen und nicht 
minder für den Staat geschaffen werden kann. Es gilt, Nietz- 
sches Wort zu beherzigen: „Nicht nur fort sollst du dich pflan- 
zen, sondern hinauf! 


Eine besondere, noch nicht völlig geklärte Stellung nehmen 
die „Zitterer" ein, die so recht eine Schöpfung des Krieges sind 
und deren Zugehörigkeit zu der großen Gruppe der Schizothy- 
men noch viel zu wenig berücksichtigt wird. Sie sind, wie jeder 
weiß, eine Plage für die Ärzte, jedoch aus keinem andern Grunde. 
als weil ihre Behandlung und die ganze Art mit ihnen umzu- 
gehen eine unzulängliche ist. In der „Sonderabteilung” oder 
im Lazarett, wo die „Kriegsneurotiker" mit der neuen Wunder- 
kur der einen „epochalen Fortschritt" bedeutenden „aktiven 
Behandlung” strenger oder milder Observanz behandelt werden. 
geht es gut, mitunter vorzüglich. Diese neue, vielgepriesene 
und noch mehr gefürchtete „aktive Behandlung” ist im Grunde 
weiter nichts als die militärisch eingekleidete undmilitaristisch 
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übertriebene, altbewährte, aber immer noch nur in bestimmten 
Grenzen und bei gewissen Voraussetzungen wirksame Sugge- 
stivbehandlung, welche von jeher mit einfacher, hypnotischer 
oder larvierter Suggestion arbeitet. 

Sobald die im höchsten Grade schizothym veränderten 
„Zitterer” oder „Kriegsneurotiker"” aus der Behandlung ent- 
lassen und naturgemäß wieder militärisch angefaßt wurden, löste 
mitunter schon ein Wort, eine Geste den krankhaften Mechanis- 
mus wieder aus und das mit so vieler Mühe bekämpfte, nicht 
im eigentlichen Sinn beseitigte, sondern nur zurückgedrängte, 
eingedämmte Leiden brach beim ersten Anlaß mit voller Macht 
wieder hervor. Dieser Mißerfolg kann, das gilt auch jetzt noch, 
nur verhindert werden, wenn die ‚Weiterbehandlung der „Ge- 
heilten”' von Grund aus geändert wird. Die in prägnanter Weise 
schizothym veränderten Menschen eigneten sich für lange Zeit 
nicht mehr zum strengen, eine bedingungslose Einordnung for- 
dernden Militärdienst. Diese Anschauung brach sich glück- 
licherweise schon während des Krieges immer mehr Bahn. 
Dankenswert war schon die Verfügung, daß diese Kranken vom 
Lazarett aus unmittelbar nach Hause entlassen werden sollten. 

Gründliche Abhilfe läßt sich der noch nicht ganz erlosche- 
nen Zittererpest gegenüber nur dadurch schaffen, daß man sich 
in seinem ganzen Verhalten ihnen gegenüber von einer gewissen 
Großzügigkeit leiten läßt. Daß eine reichliche Portion rein 
menschlichen Wohlwollens, für welches der Kriegsneurotiker 
ein äußerst feines Reagens ist, nicht fehlen darf, ist selbstver- 
ständliche Voraussetzung. Sobald diese Kranken den höchst- 
möglichen Grad von Erwerbsfähigkeit erreicht haben, müssen 
sie mit angemessener Rente auf mehrere — nach der Schwere 
des Falles auf zwei bis drei — Jahre aus dem Heeresdienst 
entlassen und vor allen Berührungen mit dem Militarismus 
sichergestellt werden. Man muß ihnen deshalb die volle Ge- 
währ geben, daß sie während der ganzen Zeit ihrer Entlassung 
bzw. Beurlaubung niemals durch irgendwelche Inanspruchnahme 
von seiten der Militärbehörden, des Truppenteils oder des Be- 
zirkskommandos, nie durch irgendwelche militärische Rück- 
fragen, durch mündliche Besprechungen, Stammrollenanerken- 
nen, durch Unterschriftenleisten und dergleichen aus ihrer müh- 
sam erreichten Ruhe aufgescheucht werden können. Der 
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kleinste derartige Anlaß würde dem Kranken peinliche Er- 
regungen bringen, würde die „Kriegsneurose” im Nu in voller 
Stärke von neuem hervorbrechen lassen und die Kranken wie- 
der reif machen für eine nochmalige „Sonderbehandlung”, wenn 
sie es, durch die Erfahrungen gewitzigt, nicht vorziehen, noch 
rechtzeitig die Flucht in die Gesundheit zu vollziehen (vgl. An- 
merkung auf S. 66). 

Zum Glück für alle Beteiligten scheint sich jetzt ein besseres 
Verständnis für alle diese Dinge anzubahnen. Es sei noch be- 
sonders darauf hingewiesen, daß die Rente unter wohlwollender 
Erwägung in angemessener Höhe festgesetzt werden muß und 
längere Zeit weder gekürzt noch gar entzogen werden darf, 
wenn man nicht Gefahr laufen will, alles bis dahin unter gro- 
Bem Aufwand von Zeit und Mühe Erreichte mit einem Mal 
wieder zu verlieren. Einen gleichen unangenehmen Rückschlag 
müßte jede neue Musterung und viel mehr noch jede versuchs- 
weise erfolgende Wiedereinstellung bewirken. Dasselbe gilt 
kaum weniger für eine zu früh angeordnete erneute ärztliche 
Untersuchung, Rentennachuntersuchung. Der für diese stets 
sehr reizbaren und meist auch um ihre Zukunft ängstlich be- 
sorgten Kranken peinliche Erwartungsaffekt würde völlig ge- 
nügen, die kaum Genesenen am Tage der Stellung zur Muste- 
rung, Untersuchung usw. oder zur Einstellung wieder gänzlich 
dienstunfähig erscheinen zu lassen. Bleuler erwähnt einen 
als normal geltenden Mann, der bei Anlaß des Militärdienstes 
viermal an leichten Wahnideen erkrankte. 

Es soll nicht geleugnet werden, daß häufig ungeheure 
Schwierigkeiten zu überwinden waren, wenn es sich darum 
handelte, die Dienstfähigkeit eines zu Musternden festzustellen 
oder eines wieder Einzustellenden neu zu prüfen. Die „ner- 
vösen” Beschwerden, welche auch im Zivilleben oft genug mit 
einem skeptischen Lächeln abgetan oder gar verhöhnt wurden, 
waren in vielen Fällen im Augenblick objektiv nicht nachweis- 
bar und es bedurfte von seiten des Arztes sowohl, wie von seiten 
des militärischen Vorgesetzten einer großen längjährigen Übung 
und Erfahrung, um in den unter den Verhältnissen des Welt- 
krieges nicht gerade seltener gewordenen zweifelhaften Fällen 
ein unvoreingenommenes Urteil abgeben zu können. Dies ge- 
staltete sich um so schwieriger, da gerade die hier in Frage 
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stehenden Kranken infolge ihrer Ängstlichkeit und Tapprig- 
keit vor dem Arzt oder gar vor einer militärisch-ärztlichen 
Kommission sich in ihren Aussagen und in ihrem Verhalten ohne 
böse Absicht häufig in Widersprüche verwickelten und den nur 
militärisch denkenden Mitgliedern der Kommission dadurch 
natürlich leicht Anlaß gaben zur Annahme einer absichtlichen 
und strafbaren Verstellung. 

Handelte es sich um die Aburteilung eines der zahlreichen 
militärischen Vergehen, deren wachsende Häufigkeit bei der 
Länge des Krieges unausbleiblich und psychologisch verständlich 
war, zumal im Hinblick auf die aus den verschiedensten Grün- 
den allgemein zunehmende „Nervosität, dann waren die Schwie- 
rigkeiten für eine einwandfreie Beurteilung, die unter Umständen 
eidlich vertreten werden mußte, nicht geringer. Niemand kann 
daran zweifeln, daß die Aufrechterhaltung der Disziplin eine 
Grundbedingung ist für die Zukunft der Armee. Ebenso offen- 
kundig aber ist es auch, daß im Dienstverkehr zwischen Mann- 
schaften und Vorgesetzten, insonderheit Unteroffizieren, hier 
und da ein allzu üppiger Gebrauch gemacht wurde von ge- 
flügelten Worten, welche den Untergebenen reizten, unnötig 
verletzten und bei steter Wiederholung leicht zu impulsiven 
Handlungen, zu Verzweiflungsakten trieben. Dies um so mehr, 
da es ja doch kein Geheimnis ist, daß Mannschaften wie Offi- 
ziere aus zahlreichen Gründen gegen Ende des Krieges viel reiz- 
barer waren, als es dem deutschen Soldaten von Haus aus 
eignet. Man übe doch diesen Dingen gegenüber nicht unaufhör- 
lich die Vogelstraußpolitikl Wegzuleugnen sind sie nicht. Jeder, 
der den bunten oder feldgrauen Rock getragen hat, kennt sie 
sehr genau. Einer gewissen Presse boten sie fortgesetzt will- 
kommenen Stoff, um so mehr, je strenger die Zensur waltete. 
Die Disziplin ist, um es zu wiederholen, auch für die Zukunft 
allererste und unerläßliche Forderung, aber es müssen und wer- 
den sich Mittel und Wege finden lassen, sie auch ohne den 
leidigen Kasernenton, vor allem ohne das Verletzende darin, 
aufrecht zu erhalten. Das ist eine unerbittliche Forderung für 
das deutsche Heer . Denn, wie wir allen Fortschritten auf dem 
Gebiet der Technik vollauf Rechnung tragen, was jeder selbst- 
verständlich findet, so haben wir auch die unabweisliche Pflicht, 
aus früheren Zeiten übernommene urkräftige Gepflogenheiten 
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und gewisse Mißbräuche auf dem Gebiet der militärischen Er- 
ziehung im Angesicht einer verfeinerten Kultur und in Rück- 
sicht auf die mit der Zeit empfindlicher gewordene, d. h. feiner 
differenzierte menschliche Psyche fallen zu lassen und durch 
zeitgemäße Methoden zu ersetzen. Ohne ein wohldiszipliniertes 
Heer würden wir uns aber selbst unser Grab graben. 


VIIL Erwerbs- und Militärdienstfähigkeit. 


Die Erwerbs- und Militärdienstfähigkeit. ist bei leichter 
Schizothymie nicht gestört. Die etwa bestehenden leichten 
Hemmungen werden von den Kranken ohne Mühe überwunden. 
falls diese nur den guten Willen zur Arbeit haben. In mittel- 
schweren Fällen werden die Kranken ihren beruflichen und ge- 
sellschaftlichen Pflichten gegenüber leicht gleichgültig und las- 
sen meist in ihrer Erwerbsfähigkeit nach. Anders liegen die 
Verhältnisse für eine Gruppe von Kranken mit mittelschwerer 
Veränderung, sobald die Betreffenden zum Heeresdienst heran- 
gezogen werden. Es sind nicht wenige Fälle bekannt geworden. 
wo sich zum Erstaunen der Kranken selbst und nicht minder 
ihrer Umgebung eine unverkennbare Besserung einstellte, ja, wo 
die bis dahin vielleicht schwer Gehemmten oder die an Angst- 
und Zwangszuständen leidenden Kranken einen ganz gesunden 
Eindruck machten, hier und da sogar hervorragende Leistungen 
vollbrachten. Die Erklärung für diese auf den ersten Blick be- 
fremdende Erscheinung ist nicht schwer. Wir haben gesehen. 
daß es sich stets um eine krankhaft gesteigerte Inanspruchnahme 
des Innenlebens handelt, welche die Kranken hemmt oder nach 
außen absperrt und deshalb leistungsunfähig macht. Gar nicht 
so selten wirkte in solchen Fällen die Einziehung zum Heeres- 
dienst wie eine willkommene Ablenkung und wohltuende Ent- 
lastung, nämlich dann, wenn der von außen an die Kranken 
herantretende Affekt stärker war als derjenige, welcher sie bis- 
her in seinen Bann zog. So erklären sich jene nicht gerade sel- 
tenen Fälle, in denen Kranke, welche im Zivilleben durch ihre 
Unbeständigkeit und ihr reizbares, sprunghaftes Wesen versag- 
ten, im Felde plötzlich leistungsfähig wurden und sich gesund 
fühlten. Mir sind verschiedene solche Persönlichkeiten von frü- 
her her bekannt, die sich vor dem Feinde besonders ausgezeich- 
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net haben, die hervorragenden Mut und schnelle, sichere Ent- 
schlußfähigkeit bewiesen. Es handelte sich in solchen Fällen um 
Erscheinungen von Hyperbulie, wie sie oben geschildert wurde. 

Auf einen Umstand sei noch hingewiesen, welcher auf den 
ersten Blick fast paradox erscheinen mag: eine Gruppe dieser 
hyperbulischen Kranken eignet sich wohl für den Felddienst, 
weniger aber oder gar nicht für den Garnisondienst. Dies hat 
seinen Grund darin, daß eben nur der Felddienst das Affekt- 
leben der Kranken genügend in Anspruch nimmt, um es von den 
Vorgängen des krankhaft gesteigerten Innenlebens abzulenken, 
daß hingegen der Garnisondienst mit seinen gleichmäßigen, täg- 
lich nur in geringem Grade sich wandelnden, in schablonenhafter 
Weise sich wiederholenden und deshalb ermüdenden Anforde- 
rungen diese Kranken dem Dienst gegenüber allmählich gleich- 
gültig macht und gegen die täglich wiederkehrenden Erlebnisse 
abstumpft, so daß nach einem vielleicht Glück verheißenden An- 
fang das krankhaft veränderte Innenleben wieder ihr volles 
Interesse in Anspruch nehmen kann und von neuem hemmend '’ 
und in mannigfaltigster Weise störend eingreift in ihr Denken 
und Handeln, was dann leicht zu Pflichtversäumnis und Dis- 
ziplinwidrigkeiten Anlaß geben kann. 

Bei schweren Fällen von Schizothymie endlich liegen die 
Verhältnisse genau so wie bei der eigentlichen Schizophrenie. 
Beide Erkrankungen müssen hinsichtlich der Dienst- und Er- 
werbsfähigkeit als Psychosen gewertet werden. Diese Kranken 
scheiden also im allgemeinen für den Heeres- und Kriegsdienst 
aus. Im Zivilleben fristen sie als Drohnen oder im günstigsten 
Fall als untergeordnete Arbeitskräfte ein bescheidenes und 
bemitleidenswertes Dasein. Wird ihr Zustand zu spät als krank- 
haft erkannt, dann können sie gelegentlich, in ähnlicher Weise 
wie noch nicht als solche erkannte Paralytiker, unbequem und 
gefährlich werden; letzteres in dem Grade mehr, je höher ihre 
soziale oder berufliche Stellung ist. 

Da man auch bei schweren Fällen mit Remissionen rechnen 
darf, so kann es nicht überraschen, wenn ein Kranker, wenn 
auch nur vorübergehend, wieder erwerbs- oder dienstfähig wird. 
Freilich dürfen wir nicht vergessen, daß während einer Remis- 
sion jederzeit ein Rückfall oder ein neuer Schub einsetzen kann. 


Viele impulsive Taten und triebartige Handlungen, wie sie bei 
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der langen Dauer des Krieges nicht nur im Felde, sondern auch 
im Lande sich häuften, mußten, fachärztlich begutachtet, als 
Affekthandlungen, u. zw. als schizothyme oder als schizophrene 
Handlungen festgestellt werden. Hier sind die für den Täter 
leicht tragisch verlaufenden Fälle von plötzlicher Fahnenflucht, 
besonders im Wiederholungsfall, zu nennen. Auch alle Vor- 
kommnisse, in denen bis dahin pflichtgetreue Soldaten der 
Achtungsverletzung, des Ungehorsams oder gar des tätlichen 
Angriffs auf Vorgesetzte und ähnlicher Vergehen sich schuldig 
gemacht haben, bedurften einer sorgfältigen, im militärischen 
Getriebe nicht immer leichten fachärztlichen Untersuchung, wo- 
bei auch der wichtige Umstand in Erwägung gezogen werden 
mußte, daß‘ bei der langen Dauer des Krieges einerseits sehr 
viele jugendliche, also unfertige Menschen, andererseits viele 
ältere und schwächliche, ja auch organisch kranke und leicht 
schwachsinnige Leute eingezogen und im Dienst’ behalten wer- 
den mußten, so daß also in Anbetracht der verringerten Wider- 
standskraft der Leute die allgemeine Krankheitsdisposition 
vergrößert und erweitert erschien. Hinsichtlich der Schwach- 
sinnigen sei noch darauf hingewiesen, daß diese Kranken häufig 
nur auf einem Gebiet schwachsinnig erscheinen und daß 
sie ausnahmslos reizbar und zornmütig sind, und nicht 
selten bösartig werden können, wodurch es leicht zu 
„Tobsuchtsanfällen kommt mit allerlei Gefahren für die 
Umgebung, für Gegenstände nicht minder als für Personen. 
Gerade die scohwachsinnigen Kranken werden nicht immer gleich 
als psychisch minderwertig erkannt und bieten der Beurteilung 
sowie der etwaigen gerichtlichen Aburteilung oft die größten 
Schwierigkeiten dar. 

Endlich darf in diesem Zusammenhang der Umstand nicht 
unerwähnt bleiben, daß wir i. J. 1918 im gesellschaftlichen, beruf- 
lichen und dienstlichen Verkehr, im Felde und daheim, mit einer 
von Grund aus veränderten Psyche unserer Mitmenschen zu rech- 
nen hatten. Diese Veränderungwar wesentlichbedingtdurchdie 
Kriegserlebnisse, an denen jeder handelnd oder leidend teil- 
nahm und welche auf uns wie ein ständiger Druck wirkten, so 
daß wir mehr oder weniger alle dauernd mit Affekt geladen 
waren und gleichsam auf eine Gelegenheit warteten, zu explo- 
dieren. 
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IX. Dienstbeschädigung (= D.-B.). 


Wo nicht besonders hervorgehoben, ist im folgenden die 
D.-B.-Frage immer mit Einschluß der Kriegs-D.-B.-Frage zu 
verstehen. 

Über die D.-B.-Frage geben die einschlägigen Abschnitte 
der DAMd£. ') hinreichend Bescheid (Ziff. 96 ff.). Zur Förderung 
der wissenschaftlichen Erörterung der D.-B.-Frage sind zu Be- 
ginn des Jahres 1918 auf Grund von Beratungen des Wissen- 
schaftlichen Senats der Kaiser-Wilhelms-Akademie „Anhalts- 
punkte” erschienen „für die militärärztliche Beurteilung der 
Frage der Dienstbeschädigung oder Kriegsdienstbeschädigung 
bei den häufigsten psychischen und nervösen Erkrankungen der 
Heeresangehörigen". 

Wie zu erwarten war, nimmt in diesen „Anhaltspunkten” 
die Erörterung der D.-B. bei der Schizophrenie weitaus den 
größten Platz ein. Diese Erörterung würde aber noch ausführ- 
licher ausgefallen sein, wenn man außer den psychischen und 
nervösen auch die psychisch-nervösen Erkrankungen nach Ge- 
bühr berücksichtigt haben würde, wire die deutsche Psychiatrie 
sich vor 20 Jahren geeinigt hat, alle die Grenzfälle zu bezeich- 
nen zwischen eigentlicher Psychose und einfacher „Nervositiät'. 
Als psychisch-nervöse Erkrankung in diesem Sinne können wir 
die schweren Fälle der Schizothymie betrachten. Dahin rechne 
ich alle Hemmungszustände, auch die sogenannten hysterischen 
Sprachhemmungen und Sehstörungen, die neuropathischen 
Angst- und Zwangszustände und endlich die „Zitterer” und die 
„hysterischen Krampfanfälle.. Ob man einen Teil dieser Er- 
scheinungen lieber der Hysterie zurechnen will, ist eine aka- 
demische Frage und für Beurteilung, Prognose und Behand- 
lung ganz ohne Bedeutung, solange nur das Krankheitsbild der 
Schizothymie besteht und nicht das der Schizophrenie. 

Wer im Kriege schizothym wurde, von dem ist in der 
Regel anzunehmen, daß er es in geringem Grade schon vor 
seiner Einstellung war oder daß er mindestens die Veranlagung 
dazu besaß. So ist zu erwarten, daß hier D.-B. in den meisten 
Fällen nur im Sinne der Verschlimmerung eines bestehenden 
oder schlummernden Leidens anerkannt werden konnte, falls 





I} = Dienstanweisung zur Beurteilung der Militärdienstfähigkeit. 
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die dem Militärdienst eigentümlichen Verhältnisse dies beding- 
ten. In Betracht kommen hier weniger die körperlichen An- 
strengungen (obwohl sie nicht ganz ausgeschlossen werden dür- 
fen), als vielmehr die der Art, der Häufigkeit und der Intensität 
nach ungewohnten Gemütserregungen, welche der Felddienst. 
insonderheit der Frontdienst, und in geringerem Grade, für schon 
leicht schizothyme Individuen, auch der Garnisondienst bot. Die 
Kürze der Dienstzeit schließt bekanntlich D.-B. nicht aus. Je- 
doch dürfte es sich,. wo diese anerkannt wird, wohl vorwiegend 
um längere Zeit einwirkende Gemütserschütterungen handeln, 
abgesehen vielleicht von einigen ganz besonders schweren aku- 
ten Erregungen, wie sie durch Verschüttung, durch Trommel- 
feuer, Fliegerbomben u. dgl. Schockwirkungen zustande kamen. 
Mit einem Wort: alles, was „Nervosität hervorrufen oder be- 
stehende Nervosität zu eigentlicher Erkrankung steigern kann, 
wird gelegentlich auch‘ schwere Schizothymie erzeugen und 
dann als Kriegs-D.-B. anzuerkennen sein... Einfache D.-B. kommt 
wohl nur in Ausnahmefällen bei besonders empfänglichen Indi- 
viduen zustande. Hier sind es die andauernden Erregungen und 
täglichen Schikanen des Dienstes, welche bereits vorhandene 
leichte schizothyme Züge schließlich soweit steigern konnten, 
daß eine Behandlung bzw. Beobachtung „auf Nerven" notwendig 
wurde zwecks Feststellung der Dienstfähigkeit. Mit der Aul- 
lösung des Heeres haben sich diese Dinge grundsätzlich ge- 
ändert. 

Die „Anhaltspunkte' sprechen nur von der Schizophrenie. 
Meine Ausführungen hinsichtlich der D.-B.-Frage bei der 
Schizothymie gelten im Sinne meiner Abhandlung auch für die 
Schizophrenie, denn diese letztere fasse ich auf als eine Schizo- 
thymie, welche sich auf der Grundlage eines spezifisch veränder- 
ten Gehirns entwickelt. Da wir die eigentliche Ursache der 
Schizophrenie nicht kennen, so ist in dieser Hinsicht mit der 
Erörterung der D.-B.-Frage nicht viel anzufangen. Alles wesent- 
liche enthalten die „Anhaltspunkte”. Jedoch ist zu bemerken. 
daß die Schizophrenie zwar auf eine angeborene oder erworbene 
Anlage zurückgeführt werden darf, daß jedoch mindestens die 
Schwere der Erkrankung in manchen Fällen auch mit auf von 
außen wirkende Einflüsse zurückzuführen ist, d. h. auf alle 
jene bereits aufgezählten Einwirkungen, welche zur Schizo- 
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thymie führen. Ich glaube dies mit Sicherheit daraus schließen 
zu können, daß durch eine analysierende Behandlung in ge- 
eigneten Fällen eine Besserung der Schizothymie erreicht wurde 
und daß es wohl nicht zweifelhaft sein kann, daß die Besse- 
rung oder das Nachlassen der rein psychischen Krankheits- 
erscheinungen auch auf das Gesamtkrankheitsbild einen gün- 
stigen Einfluß ausübt und bei der Neigung zu Remissionen, wie 
sie vielen Fällen der Schizophrenie eigen ist, das Eintreten 
einer Remission fördern, und eine bestehende Remis- 
sion bei vorhandenen günstigen Umständen vertiefen 
und verlängern kann. Vergessen wir auch nicht, Schizo- 
phrenie ist spezifische Gehirnveränderung + Schizothymie. Es 
unterliegt keinem Zweifel, daß eine ungünstige rein schizothyme 
Einwirkung gelegentlich auch auf den Verlauf der Gehirnver- 
änderung einen ungünstigen Einfluß ausüben kann. Diese von 
außen wirkenden Einflüsse kommen also unter Umständen sehr 
mit in Betracht und sind sehr wohl imstande, die Krankheit zu 
verschlimmern und vielleicht auch mal auszulösen. Im Gegen- 
satz zur Schizothymie dürfte bei der Entwickelung der zur 
Schizophrenie führenden Anlage den rein körperlichen Überan- 
strengungen eine größere Wichtigkeit zuzumessen sein als dies 
der Schizothymie gegenüber möglich ist; natürlich nur im Sinne 
der Verschlimmerung und wohl kaum im Sinne der primären 
Auslösung. Zur Feststellung der D.-B. ist, wie die „Anhalts- 
punkte” fordern, eine genaue Erhebung der Lebens- und Krank- 
heitsgeschichte erforderlich und sehr richtig wird auf früh beob- 
achtete Eigenheiten in der Lebensführung hingewiesen. Meine 
Ausführungen haben gezeigt, daß leicht schizothyme Verände- 
rungen bereits in den Kinderjahren beobachtet werden. 

Wenn in den „Anhaltspunkten" gesagt wird, daß die Kriegs- 
erfahrungen in Bestätigung der Friedenserfahrungen nicht da- 
für sprechen, daß allgemeinen, dem aktiven Militärdienst bzw. ’ 
Kriegsdienst eigentümlichen Verhältnissen an sich, oder daß 
körperlichen Anstrengungen und gemütlichen Erregungen eine 
wesentliche krankheitsauslösende oder -verschlimmernde Be- 
deutung zukommt, so kann ich das nur mit Einschränkung auf 
die eine Schizophrenie ermöglichende spezifische Gehirnver- 
änderung gelten lassen, nicht aber für die Entstehung einer 
schweren Schizothymie bzw. für die Steigerung leichter schizo- 
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thymer Veränderung zu störender Erkrankung, denn mindestens 
für empfängliche Individuen bedeuten die andauernden Er- 
regungen und die häufigen plötzlichen Gemütserschütterungen 
eine schwere, von außen wirkende, durch die dem Militär- bzw. 
Kriegsdienst eigentümlichen Verhältnisse bedingte Schädigung 
ihrer Psyche, und die allgemeinen Bestimmungen müssen auch 
hier eine sinngemäße und wohlwollende Anwendung finden, 
wenn die Frage der D.-B. zur Erörterung steht. Etwas häufiger 
wohl als die „Anhaltspunkte” glauben annehmen zu dürfen. 
würde bei dem komplexen Begriff der Schizophrenie, im Sinne 
der „Anhaltspunkte” also mit Einschluß schwerer Schizothymie 
für Kriegs-D.-B., in einzelnen Fällen sicher auch für einfache 
D.-B. zu plädieren sein, aber — auch im Sinne der „Anhalts- 
punkte” — für die eigentliche Schizophrenie kaum jemals anders 
denn im Sinne der Verschlimmerung eines bestehenden oder 
mindestens schlummernden (latenten) Leidens. Die DAM4f. 
hat auch solche Fälle vorgesehen ($ 150 bis 154). Nach $ 150 
liegt Kriegsdienstbeschädigung auch dann vor, „wenn ein vor 
dem Feldzug vorhandenes geringeres Leiden durch den Krieg 
nachweisbar in einem Grade verschlimmert worden ist, daß die 
Erwerbsfähigkeit um mindestens 10 v.H. vermindert ist.” Die 
oft nicht leicht zu beantwortende Frage wird nun in jedem ein- 
zelnen Fall sein: Liegt Verschlimmerung eines alten Leidens 
vor oder nicht? Für alle diese Fälle hat das Kriegsministerium 
nun die Entscheidung getroffen, daß eme Verschlimmerung 
nicht anzunehmen ist, „wenn hinreichend wahrscheinlich ge- 
macht ist, daß es sich lediglich um eine ihrer Natur nach 
vcrübergehende Reaktion auf ungewohnte äußere Einflüsse han- 
delt” (Stier, Zur militärischen Beurteilung nervöser Krank- 
heitszustände, speziell der Epilepsie, Münch. med. Wochenschr. 
Nr. 45 S. 1590 vom 7. Nov. 1916).:) 


Bei der Schizophrenie müssen wir nach dem jetzigen Stande 
unseres Wissens von dieser wichtigen Erkrankungsform anneh- 
men, daß mindestens die Veranlagung dazu angeboren ist. So 
bleibt also die Möglichkeit der Kriegs-D.-B., in selteneren Fäl- 
len auch der einfachen D.-B. — also nicht nur im Sinne der 
Verschlimmerung —, nur bestehen für einzelne schwere Fälle 


I) Aus meiner Seite 91 zitierten Arbeit „Hystero-Epilepsie ~., 
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von Schizothymie. Denn, wenn wir auch, wie schon erwähnt, 
in der Regel mit einer entsprechenden Veranlagung rechnen 
dürfen, so kann es doch nicht zweifelhaft sein, daß gehäuft auf- 
tretende außergewöhnliche ungünstige äußere Einflüsse auch 
bei einem völlig gesunden Menschen gelegentlich imstande sind, 
schizothyme Veränderungen einzuleiten und allmählich zu einem 
Krankheitsbilde zu steigern, welches im Sinne der DAMdf. 
Ziff. 96 vollen Anspruch hat auf Anerkennung der Kriegs-D.-B. 
oder, wenn auch wohl nur in Ausnahmefällen, der einfachen 


D.-B. 


X. Die Beziehungen der Schizophrenie und der 
Schizothymie zum bürgerlichen Recht 
und zum Strafrecht. 


Auf die Nutzanwendungen, welche sich für Eltern, Lehrer 
und Erzieher ergeben, habe ich im Text bereits an den ein- 
schlägigen Stellen aufmerksam gemacht. Es bleibt noch übrig, 
über die Bedeutung der behandelten krankhaften Veränderun- 
gen für die Rechtspflege ein paar Worte zu sagen und auf die 
Folgerungen hinzuweisen, welche sich aus der von mir voll- 
‚sgenen Trennung der beiden Begriffe Schizophrenie und 
Schizothymie ergeben. Die allgemeinen hier in Betracht kom- 
menden Gesichtspunkte sind in den bekannten Werken der 
gerichtlichen Psychiatrie von Bleuler, Cramer, Hoche, 
Hübner u. a. einzusehen. 

Bei Erörterung aller Fragen des bürgerlichen und des Straf- 
rechts ist es Pflicht des Richters, auf einige den genannten 
Krankheitszustärden im besonderen eigene Umstände zu ach- 
ten. Die hauptsächlichsten dieser Besonderheiten kommen im 
folgenden zur Sprache. Ausdrücklich mache ich noch auf die 
S. 47 geschilderte „doppelte Orientierung” aufmerksam, welche 
eine sorgfältige fachärztliche Untersuchung jedes einzelnen 
Falles zur unabweislichen Pflicht macht. Steht eine unter das 
Strafrecht fallende Handlung zur Untersuchung und Beurtei- 
lung, dann wird es sich darum handeln, die Zurechnungsfähigkeit 
des Täters festzustellen. Der hier heranzuziehende § 51 StGB. 
lautet bekanntlich: „Eine strafbare Handlung ist nicht vorhan- 
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den, wenn der Täter zur Zeit der Begehung der Handlung sich 
in einem Zustande von Bewußtlosigkeit oder krankhafter Stö- 
rung der Geistestätigkeit befand, durch welchen seine freie 
Willensbestimmung ausgeschlossen war." 

Meine Ausführungen haben gezeigt, daß die Einstellung des 
Kranken sehr schnell wechseln kann und daß deshalb die Ent- 
scheidung, ob ein Kranker zur Zeit der Begehung einer Straf- 
handlung „sich in einem Zustande von Bewußtlosigkeit oder 
krankhafter Störung der Geistestätigkeit befand”, großen 
Schwierigkeiten begegnet. Nur ein Arzt von reicher fachärzt- 
licher Erfahrung ist in solchen Fällen berechtigt und imstande, 
ein einigermaßen sicheres Urteil abzugeben, aber auch nur auf 
Grund längerer Beobachtung. 

Die beregte Frage dürfte nur in solchen Fällen leicht zu 
entscheiden sein, wo es sich um deutlich zutage tretenden 
Schwachsinn, um sicher nachgewiesene Wahnideen oder um 
eonstige unanfechtbare Zeichen krankhafter Störung der Gei- 
stestätigkeit handelt, durch welche die freie Willensbestimmung 
des Täters ausgeschlossen war. Die Frage wird dagegen schwer 
zu beantworten sein, wenn Schizothymie oder leichtere Fälle 
von Schizophrenie vorliegen, denn in schwereren Fällen von 
Schizothymie haben wir stets mit der schnell wechselnden Ein- 
stellung, mit „luziden (freien) Intervallen” und mit jederzeit 
möglichen Dämmerzuständen zu rechnen, deren Tiefe und Dauer 
wechseln kann. In leichten Fällen von Schizothymie dürfte 
die Zurechnungsfähigkeit wohl nicht gestört sein. Wer aber 
vermag in jedem einzelnen Fall zu sagen, ob ein leichter oder 
ein schwerer Fall von Schizothymie vorliegt? Ein leichter 
Fall kann vorübergehend, infolge ungünstiger Konstellation als 
schwerer Fall auftreten und umgekehrt kann sich hinter einem 
anscheinend leichten Krankheitsbilde eine ernste Erkrankung 
verbergen. „Forensische Bewußtlosigkeit" (Hoche) im ein- 
zelnen Fall anzunehmen oder auszuschließen, ist eine schwere 
urd verantwortungsvolle Aufgabe. Ebenso schwierig und 
manchmal kaum lösbar gestaltet sich die Beurteilung solcher 
Fälle, in denen Automatismen zur Beobachtung gekommen sind. 

Bei schweren Fällen von Schizophrenie wiederum dürfte 
aufgehobene Zurechnungsfähigkeit immer leicht nachweisbar 
sein. Die Beurteilung leichter und mittelschwerer Fälle von 
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Schizophrenie jedoch wird dadurch erschwert, daß auch hier 
Remissionen von unbestimmter Dauer oder luzile (freie) Inter- 
valle einsetzen können, welche als kurzdauernde Remissionen 
aufzufassen sind. Während einer Remission können alle Krank- 
heitszeichen fehlen, so daß also für die Dauer derselben Zu- 
rechnungsfähigkeit unter Umständen anzunehmen ist. Immer- 
hin würde ein klug abwägendes Urteil nur da die Zurechnungs- _ 
fähigkeit als vorliegend erachten, wo die Remission anhält. 
Dagegen würde die Zurechnungsfähigkeit solchen Kranken ab- 
zusprechen sein, bei denen eine Remission kurze Zeit bestan- 
den hat oder nicht genügend fachärztlich festgestellt werden 
konnte. In zweifelhaften Fällen wird, wie das ja allgemein üb- 
lich ist, nach dem Satz in dubio pro reo zu entscheiden sein, 
d. h. im Zweifelsfall ist die für den Beschuldigten günstigere 
Auffassung maßgebend. 

Einer besonderen Berücksichtigung bedürfen die Wander- 
zustände. Vom ärztlichen Standpunkt aus sind sie ebenso zu 
bewerten wie die Dämmerzustände und schließen also die Zu- 
rechnungsfähigkeit aus. Ob während einer Straftat ein Däm- 
mer- oder ein Wanderzustand bestanden hat, der als solcher 
Straffreiheit einschließen würde, kann später nur durch längere 
fachärztliche Beobachtung und immer nur mit einer gewissen 
Wahrscheinlichkeit festgestellt werden. 

Man sieht also, daß sich allgemeinere Richtungslinien für 
die richterliche Beurteilung der Schizophrenie und der Schizo- 
thymie nicht so leicht geben lassen. Wie der Arzt, so wird 
auch der Richter nack gründlicher Prüfung aller in Betracht 
kommenden Gesichtspunkte jeden Fall einzeln zu entscheiden 
haben. Das gilt auch für alle Fragen des bürgerlichen Rechts 
bezüglich Testierfähigkeit, Zeugnisfähigkeit, Verhandlungs- und 
Geschäftsfähigkeit. In allen schweren und mittelschweren Fällen 
von Schizophrenie ist das Entmündigungsverfahren einzuleiten. 
Dasselbe ‘gilt für die schweren Fälle von Schizothymie. Die 
leichteren Fälle beider Erkrankungen kommen wohl kaum je- 
mals in ärztliche Behandlung und Begutachtung und ebenso 
selten wohl auch zu richterlicher Entscheidung. In zweifelhaften 
Fällen bleibt dem Richter immer noch der Ausweg auf vor- 
läufige Vormundschaft oder auf Pflegschaft zu erkennen. 

Zeigt ein unter Vormundschaft gestellter Fall eine länger. 
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d. h. mindestens ein halbes Jahr andauernde einwandfrei fest- 
gestellte Remission, dann würden der Aufhebung der Entmün- 
digung ärztliche Bedenken nicht entgegenstehen. 

Aus dem Vorstehenden dürfte zu ersehen sein, daß es keine 
leichte Aufgabe ist, in den behandelten Krankheitsfällen stets 
eine unanfechtbare Entscheidung zu fällen und eine Überein- 
stimmung der ärztlichen und der richterlichen Anschauung zu 
erzielen. Wenn dieser Satz, wie jeder Arzt, der je als Sach- 
verständiger tätig war, und jeder Richter weiß, psychiatrischen 
Fällen gegenüber allgemeine Gültigkeit hat, so bietet die Beur- 
teilung aller Fälle von Bewußtseinsspaltung, wie die Erfahrung 
lehrt, noch viel größere Schwierigkeiten, und man darf die Be- 
hauptung aufstellen, ein Jurist wird nur dann die hier behan- 
delten außerordentlich komplexen Krankheitsbilder richtig 
und gerecht beurteilen können, wenn er den auf der Affektpsy- 
chologie sich aufbauenden Gedankengängen des Sachverständi- 
gen zu folgen vermag. Hierzu wird er aber nur dann imstande 
sein, wenn er auch psychologisch denken kann und selbst hin- 
reichend affektpsychologische Kenntnisse sich angeeignet hat. 

Ich brauche wohl nicht ausdrücklich darauf hinzuweisen, 
daß es meine Aufgabe nicht sein konnte und nicht sein durfte, 
als Arzt rechtsgültige Normen aufzustellen. Ich mußte mich 
darauf beschränken, anzudeuten, welche Erwägungen und Ge- 
sichtspunkte bei der Beurteilung der Fälle, welche mit Bewußt- 
seinsspaltung einhergehen, nicht außer acht gelassen werden 
dürfen, und auf die vielerlei Schwierigkeiten hinzuweisen, welche 
bei den behandelten Formen geistiger Erkrankung in besonderer 
Weise hervortreten können. 

Eine erschöpfende Darstellung aller in Erwägung zu ziehen- 
den Möglichkeiten zu geben, konnte nicht meine Absicht sein. 
Die Schwierigkeiten ergaben sich, wie wir gesehen haben, aus 
dem sehr komplexen Begriff dieser Krankheitsformen, denn die 
so überraschend leicht und schnell wechselnde Einstellung des 
Kranken, die Remissionen und Dämmerzustände bieten Fall- 
stricke genug für eine einwandfreie Beurteilung seiner Ver- 
antwortlichkeit zu verschiedenen Zeiten und in den verschie- 
denen Phasen seiner Erkrankung. Der Richter darf nie den 
Satz aus den Augen verlieren: Die Schizophrenie — mit Ein- 
schluß der ausgeprägten Schizothymie — ist die Krankheit der 
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Überraschungen. Dieser Satz gilt nicht nur für den Arzt, er 
gilt noch mehr für alle Menschen, welche mit dem Kranken ge- 
sellschaftlich oder beruflich zu tun haben; er gilt auch für den 
Richter. 

Für die behandelten, dem Juristen noch wenig vertrauten 
Krankheitsformen.. allgemeingültige Normen hinsichtlich richter- 
licher Beurteilung zu schaffen, dürfte eine Aufgabe sein, welche 
nur ein vereinigtes ärztliches und richterliches Konsilium lösen 
kann. Und wäre dies gelungen, auch dann noch würde in An- 
betracht der Schwierigkeit ärztlicher Begujachtung dieser 
eigentlich dauernd ambivalenten Formen krankhafter Störung 
der Geistestätigkeit Recht und Billigkeit vom Richter wie vom. 
Arzt gebieterisch verlangen, daß jeder einzelne Fall gesondert 
und auf das sorgfältigste geprüft werde, bevor eine hier immer 
sehr verantwortungsvolle und nicht selten auch ebenso ver- 
hängnisvolle Entscheidung getroffen wird. 


XI. Schlußwort. 


Wer meine Arbeit ein zweites Mal lesen sollte, wird auch 
ohne besonderen Hinweis bemerken, daß alles, was ich im 
ersten Teil schizophrene Veränderung genannt und als 
solche beschrieben habe, gemäß meinen Ausführungen im 
VI. Kapitel als schizothym zu gelten hat. An einigen Stellen 
ist auch der Ausdruck „schizophren” oder „noch nicht schizo- 
phren krank” durch „schizothym” zu ersetzen... Das gilt u. a. 
auch für den Satz (S. 45): „die Simulation ist ein schizophrener 
Zug”, welcher nun besser lautet: „die Simulation ist ein schizo- 
thymer Zug". 

Ich hätte gleich im Anfang die Trennung Schizophrenie und 
Schizothymie erklären und weiterhin durchführen können; ich 
kam jedoch zu der Überzeugung, daß der Leser erst durch 
meine Ausführungen selbst den Unterschied beider Begriffe ver- 
stehen lernen muß und habe deshalb vorgezogen, im ersten 
Teil von schizophrener Veränderung (später kurz Schizothymie 
genannt) gesprochen, wo nicht die eigentliche Erkrankung an 
Schizophrenie gemeint war. 

Wiederholungen ließen sich nicht vermeiden, da es mit- 
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unter zweckmäßig erschien, denselben Gedankengang oder Be- 
griff von verschiedenen Gesichtspunkten aus zu besprechen. 
Das gilt z. B. von der Katatonie, welche einmal als eine der 
Hauptgruppen der Schizophrenie besprochen wird, dann ak 
eines der für den Praktiker wichtigen Symptome und endlich 
als ein akutes Syndrom. Der katatone Stupor findet dann noch 
an besonderer Stelle seine Würdigung. 

Meine Arbeit hatte sich zum Ziel gesetzt, das Krankheits- 
bild der Schizophrenie allgemeinverständlich zu schildern und 
die Notwendigkeit der Abtrennung der Schizothymie vom 
Krankheitsbegriff der Schizophrenie zu zeigen. Vor allem 
wollte ich darauf hinweisen, daß wir schizothyme Züge fort- 
dauernd in unserer Umgebung und an uns selbst beobachten 
können, wenn wir nur erst darauf aufmerksam geworden sind. 
Und diesen Zweck hatte ich mit im Auge, wenn ich zu be- 
weisen suchte, daß man dem Studium der Psychiatrie in mo- 
derner Auffassung sehr wohl eine große Anzahl populärer Züge 
abzugewinnen vermag. . 

Man könnte mir einwenden: „Psychiatrie kann und darf 
nicht populäre Wissenschaft werden.” Dem habe ich entgegen- 
zuhalten: Schon um der weitverbreiteten falschen Anschauung. 
welche der Laie von den psychischen Erkrankungen hat, und 
um seiner tiefwurzelnden Abneigung, mit psychisch veränder- 
ten, oft noch gar nicht „kranken” Menschen in Berührung zu 
kommen, wirksam entgegenzuarbeiten, ist von seiten der wis- 
senschaftlichen Vertreter eine dem Verständnis des Laien an- 
gepaßte Aufklärung und Belehrung nicht nur wünschenswert. 
sondern in Hinsicht auf die täglich notwendig werdende prak- 
tische Anwendung unentbehrlich im Interesse der Kranken und 
ebenso der Gesunden. Wenn dem Kurpfuschertum noch immer 
der Weizen blüht, wenn es immer noch seine Afterweisheit brei- 
ten Schichten aufdrängt, dann sind die Ärzte in der Hauptsache 
selbst schuld daran, denn ihre Pflicht wäre es, das der Aufklärung 
bedürftige und nach Belehrung lechzende Volk in angemessener 
Weise aufzuklären und zu belehren. Was bleibt dem Volk an- 
ders übrig als sich das ihm notwendig dünkende Wissen zu holen. 
wo es irgend zu holen ist, so lange die Ärzte diesem Bedürfnis 
gegenüber in untätiger Gleichgültigkeit und vielleicht auch in 
wissenschaftlichem Hochmut verharren?! 





Der Gebildete und in erster Linie der Arzt muß psycholo- 
gisch sehen und denken lernen. Der Arzt muß auffällige Züge 
und Eigenheiten, wie sie das alltägliche Leben fortgesetzt bietet, 
auf ihren wahren Wert einschätzen können, um krankhafte Ver- 
änderungen beizeiten verstehen und nötigenfalls die Verwandten 
der Kranken aufklären zu können. Auch vom Juristen und 
vom Erzieher müssen wir — zumal im Angesicht der phänome- 
nalen Fortschritte auf allen Gebieten des Wissens und Könnens 
— eine für das praktische Leben ausreichende Kenntnis der 
normalen und der pathologischen Psychologie verlangen.. 

Gerade die überaus mamnigfaltigen und außerordentlich 
wechselnden Züge der Schizothymie begegnen uns im Leben 
auf Schritt und Tritt, und das wird, wie ich betont habe, nach 
dem Kriege noch viel deutlicher und allgemeiner hervortreten, 
was sich ja in bedauernswerter Weise jetzt schon überall zeigt. 

Für den Arzt sowohl, wie für den Juristen, für den Er- 
zieher und für die Verwandten der Kranken ist. es aber von 
nicht zu überschätzender Wichtigkeit, zu erfahren, ob der zur 
Untersuchung stehende Kranke an Schizophrenie leidet oder 
nur schizophren verändert, also schizothym ist. Beides wird 
noch sehr häufig verwechselt. Eine Trennung beider Begriffe 
ist aber von größter Bedeutung. Kommt man auf Grund ein- 
gehender Untersuchung und längerer Beobachtung zur Diagnose 
Schizophrenie und nimmt damit eine organische Erkrankung 
des Gehirns an, dann wird eine durchgreifende, Besserung nur 
möglich sein im Sinne der oben geschilderten Remissionen. 
Handelt es sich jedoch lediglich um schizophrene Veränderung, 
also um Schizothymie, dann wird eine sorgsam und geduldig 
durchgeführte ärztliche Behandlung die schönsten Erfolge er- 
zielen können und damit viel Glück stiften, denn schizothyme 
Menschen — also viele Gehemmte, viele an Angst und Zwang 
Leidende, viele reizbare oder verstimmte Menschen —, welche 
ihrem Beruf, ihrer Familie und in vielen Fällen auch der mensch- 
lichen Gesellschaft entfremdet waren, können durch einen ge- 
duldigen Arzt dahin gebracht werden, daß sie ihren Beruf wie- 
der ausfüllen und in Familie und Gesellschaft wieder als ge- 
sund gelten können, mit einem Wort, daß sie wieder leistungs- 
und genußfähig iwerden. 


Vergegenwärtigen wir uns noch einmal: die Schizothymie 
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an sich ist keine Krankheit. Sie stellt vielmehr in gewissen 
Grenzen den Normalzustand des Kulturmenschen dar, erscheint 
nur in ihren schwereren Formen als störende Veränderung und 
wird erst durch gleichzeitig bestehende Gehirnveränderung zur 
eigentlichen Krankheit der Schizophrenie. 

Daß die Schizothymie in der Tat eine Mitgift des Kultur- 
menschen ist, wie ich in der Einleitung sagte, kann uns eine 
stattliche Reihe von großen Männern zeigen, welche mehr oder. 
weniger alle den Beweis erbracht haben, daß man, wenn auch in 
hohem Grade schizothym, dennoch den wohlverdienten Ruf 
eines genialen Menschen sich schaffen kann, freilich immer 
unter recht erheblichen persönlichen Opfern, denn: 


Zwischen Sinnenglück und Seelenfrieden 
Bleibt dem Menschen nur die bange Wahl. 





Carl Marhold I Vertagsbuchtandtung in Halie Er ca y 
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